rg eh 


techtswissenschaft, 


+ 
* 
4034 :; 
* 


BES SE ee Se Sn Sn See eur nr 3 








Presented to the 
LIBRARY of the 
UNIVERSITY OF TORONTO 
by 


Rutherford Library, 
University of Alberta 








Erläuterung 


des allgemeinen 


bürgerlichen Gejeßbuches 


für Die 


gefammten deutfihben Zander 


öfterreichifhen Monarchie, 


mit befonderer Berüuckfichtigung des practifchen Bedürfniffes , 


son 


Pran: Xaver I. F. Nippel, 


k. %, Landrathe, Ehrenbürger der k. k. Prov. Hauptſtadt Grätz. 


—— — 


Dr rtter DUnD, 


enthaltend die 58. 285 bis einfchließig 530. 





Gräs, 185314 
Im Derlage bey Damian und Sorge. 


‘ 
Q 97 
y 4 — 
* 

— * ⸗ 
| ER 
j 
i 
| 
| 

. 
[i 


EEE — FT en 





\ Papier und Druck von den Gebrüdern 
| £ Georg und Carl Tanzer. 








Zweyter Theil, 


Bondem Sachenrechte. 


Bon Sachen und ihrer rechtlichen Eintheilung. 
. 985, 
Begriff von Sachen im natürlidien Sinne. 
Alles, was von der Perfon unterfchieden ift, und 
zum Gebrauche der Menfchen dient, wird im 
rechtlichen Sinne eine Sache genannt, 


4) Di Mefen, welche in dem Univerſum vorhanden find, 
theilen fich in Perfonen, die ald Selbſtzwecke eriftiven, und in 
Sachen, welche bloß zu den beliebigen Zweden der erftern vor— 
handen find: Unter diefe gehören ganz natürlich nur vers 
nünftige Wefen, unter die Sachen aber alle vernunftlofen, Nur 
“ der Menfch befist aber auf diefer Erde Vernunft, folglich find 
alle außer ihm beftehende Weſen lediglich ald Sachen anzu— 
fehen, Der Menſch kann nie zu einer Sache herabgewürdiget 
werden. In diefem Anbetrachte find daher nicht nur allein a) 
alle lebloſe Gegenftände, fondern b) auch lebende, jedoch ver: 
nunftlofe Wefen, fohin alle Gattungen Thiere, als Sachen zu 
behandeln. 

2) Allein aus der Coexiſtenz mehrerer Menſchen, und ih— 
rem Beſtreben, die neben ihnen beitehenden vernunftlofen Weſen 
zu ihren Zwecken zu benüßen, entjtehen befondere Verhält— 
niffe, welche gleichfalls wieder dazu dienlich feyn Finnen, die 

Nippel's Commentar TIL Tin 4 
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Zwecke der Menfchen zu realifiren. Daher werden diefe Verhält— 
niffe, in fo fern fie von bejtimmten Verfonen weggedacht wer: 
den, und fohin zum Gebrauche der Menfchen überhaupt 
dienen, gleichfalld ald Sachen angefehen. Hierunter gehören a) 
die Kraftäußerungen vernünftiger Wefen, denn diefe Fünnen nicht 
nur zu den perfonlichen Zwecken deöfenigen, der fie von fich gibt, 
fondern auch anderer Menfchen benugt werden, und b) die aus: 
fhliegenden Nechte auf Sachen, oder auf die Leiftungen oder 
Unterlaffungen anderer Menfchen. 

3) Dagegen Fonnen unter den Begriff von Sachen die 
Gigenfchaften einer Perfon, obfchon an und für ſich von der 
Perſon felbft unterfchieden, 3. DB. die Kenntniffe derfelben, nicht 
gerechnet werden, weil fie unmittelbar nur von derjenigen Pers 
fon, die fie beſitzt, keineswegs aber auch von andern Menſchen 
benugt und gebraucht werden können; daher man audy nicht fa= 
gen fann, daß fie zum Gebrauche der Menfchen dienen. So 
3 DB. bedient fich der Kranke wohl der Hülfeleiftung des kennt— 
nigreichen Arztes, fohin kommen ihm auch mittelbar diefe Kennt: 
niffe zu Nutzen. Doch ift es immer nur die perfönliche Thätig— 
Feit ded Arztes, die er benützt; — denn ijt derfelbe an diefer 
Dienftleiftung verhindert, oder er will abfichtlich feine Kenntniffe 
bier nicht anwenden, fo dienen fie dem Kranfen zu feinem Ges 
brauche, 

Eintheilung der. Sachen nad Verfhiedenheit des Eubjertes, dem fie 
gehören. 

Die Sachen in dem Staatsgebiethe find entweder 
ein Staats- oder ein Privat-Gut. Das lestere 
gehört einzelnen oder moralifchen Verfonen, klei— 
nern Gefellichaften, oder ganzen Gemeinden. 

4) In einer jeden, fohin auch in der größten, nähmlic) 
der bürgerlichen Gefellfchaft, erfcheinen die Perfonen, welche dieſe 
Gefellfehaft bilden, in einer doppelten Beziehung. An Beziehung 
auf den Geſellſchaftszweck machen alle Perfonen eine Gefemnitz 
heit, eine einzige moralifche Perfon aus, Diefe moralifche Perfon 
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heißt Staat, und ift im Beſitze des ganzen Gebiethe3, in wel- 
chem die einzelnen Mitglieder des Staates ihren Wohnſitz haben. 
Daher gehören auch die inner in dem Staatögebiethe befindlichen 
Sachen dem Staate, wenn fie nicht dad Cigenthum eines Pri- 
vaten find; woraus folgt, daß ein eigentlich herrenlofes Gut, 
welches Jedermann ohne Unterfchied zur Zueignung frenftände, 
in einem Staatögebiethe fich nicht befinden könne, fondern daf, 
wie diefer $. ausfpricht, die Sachen in dem Staatögebiethe im— 
mer. entweder ein Staats- oder ein Privat: Gut fenen, worunter 
auch die in unferem Staatögebiethe befindlichen Güter fremder 
Staaten gehören. Daß der Staat felbft von dieſer Negel eine 
Ausnahme machen Fünne, und Sachen, welche er als fein Gigen- 
thum in Anfpruch zu nehmen befugt wäre, Privaten zur freyen 
Zueignung überlaffen Eönne, fällt in die Begriffe. 

2) Die Perfonen, welche die bürgerliche Gefellfchaft bilden, 
haben aber, außer der Erreichung des Allen gemeinfchaftlichen 
(Staatd-) Zweckes, noch viele andere Privatzmwecke, welche fie zu 
realifiren trachten. Einige derfelben können gleichfalld nur dadurch 
verwirklichet werden, daß mehrere Menfchen in Verbindung tre— 
ten, und eine Gefellfchaft (moralifche Perſon) bilden. Diele 
einzelnen moralifchen Perfonen werden nun, fo wie jeder einzelne 
Menfch im Staate, ald Private angefehen, und die Ienem 
und Diefem eigenthümlich angehörigen Sachen find ein Privat: 
gut. Diefe moralifchen Perfonen im Staate find nun entweder 
Eleinere Gefellfchaften, wie 3 B. Handlungsgefellfchaften, In— 
nungen, Künjtlervereine u. f. w., oder fie find ganze Gemeinden, 
wie z. B. Stadtgemeinden, geiftlihe Gemeinden, welche unter 
dem befondern Schutze de3 Stäates ftehen. 

0. 287, 

Freyſtehende Sachen, öffentliches Gut und Staatsvermögen. 
Sachen, welche allen Mitgliedern des Staates zur 

Zueignung überlaffen find, beißen frenftchende 

Sachen. Sene, die ihnen nur zum Gebrauche 

verjtattet werden, als: Landftraßen, Ströme, 

Flüſſe, Seehäfen und Meereöufer, beißen ein all- 
1 * 
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gemeines oder öffentliches Gut. Was zur Bede— 
ung der Staatsbenürfniffe beſtimmt ift, als: 
das Münz- oder Poſt- und andere Regalien, 
Kammergüter, Berg: und Salzwerte, Steuern 
und Zölle, wird das Staatsvermögen genannt, 


1) Die Sachen, welche entwerer gleich bey Entſtehung 
einer bürgerlichen Gefellfchaft, oder in der Solge der Geſammt— 
heit vorbehalten werden, find, ihrer Beftimmung nach, von 
verfchiedener Art, die man auch durch befondere Benennungen 
andeutet. Bon einigen ift fowohl die Proprietät, als die Benu: 
gung und Verwendung (vermittelft des Staatsoberhauptes), zur 
Beftreitung des Staatdaufwanded, der Gefammtheit ausfchließend 
vorbehalten. Man nennt fie dad Staat5vermdgen (era 
rium, Staatöcaffe, — auch Fiscus oder Fidcalgüter, $. 1472). — 
Die Zweige deöfelben zu beſtimmen, ſteht der Staatswirthfchaft 
und politifchen Gefeßgebung zu. Die gegenwärtig beftehenden 
vorzüglichften Gegenftände diefes Staatsvermögens find im Paz 
tagraphe angegeben. . 

2) Ueber andere im Sfaatögebiethe befindlichen Sachen hat 
fih zwar die Staatöverwaltung die Proprietät vorbehalten ; der - 
Gebrauch derfelben aber gebührt, vermöge ihrer Befchaffenheit und 
angemefjenften Beftimmung, allen Mitgliedern ded Staates, und 
felbit Fremden, in fo fern ihnen uberhaupt die Bewilligung ein- 
geräumt iſt, ſich in dem Staatsgebiethe aufhalten zu können, 
weil die Bewilligung des Aufenthaltes ftillfchweigend auch immer 
die Bewilligung zum Gebrauche diefer Gegenftände in fich ent— 
halten muß. Solche Sachen nennt man allgemeines dffentliched 
Gut, und diefer $. führt als folches „Landſtraßen, Ströme, 
Flüſſe, Seehäfen und Mleeresufer” auf. 

3) Wieder andere Sachen werden weder vom Staate noch) 
von Privaten unmittelbar befeffen, noch auch von einem 
aus beyden benützt; oft ift fogar ihre Eriftenz unbekannt. Von 
diefer Art find 3. B. öde Tiegende Grundſtücke, Steine am Ufer 
eines Sluffes, viele unterirdifche Erzeugniffe u. dgl. Diefe Ges 
genftände find Eein Privatgut, man kann fie aber auch, aus oben 
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angeführtem Grunde ($. 286, Nr. 1), nicht ald herrenlos anfehen; 
fondern ed gebührt dem Staate ein vorzügliched Necht hierauf; 
er hätte dad unftreitige Recht, jeden Andern von der Benützung 
derfelben auszufchliegen; allein mehrere Klugheitögründe, wie 3. B. 
damit fie früher entdecfet, bearbeitet, zum Gebrauche vervollfom: 
met und in Umlauf gefegt werden, bejtimmen ihn, fie den Mit: 
gliedern des Staates zur Zueignung (Occupation, $. 381), als 
freyftehende Sachen, zu überlaffen. Durch die erfolgte Zus 
eignung gehen fie in ein Privatgut über '). 

4) Diefer $. redet nur von Mitgliedern des Staates, und 
deutet dadurch an, daß im Allgemeinen die Fremden von dem 
Deeupationsrechte auf dem üfterreichifchen Staatögebiethe ausge: 
fchloffen feyen. Der $. 33, der öfters für die gegentheilige Bez 
hauptung angeführt zu werden pflegt, fcheint vielmehr für, al3 
gegen obige Behauptung zu fyrechen, denn er räumt den Fremden 
nur in jenen Fällen gleiche Rechte mit den Gingebornen ein, 
wo zum Genuffe derfelben nicht ausdrücklich die Cigenfchaft eines 
Staatöbürgersd erfordert wird. — Nun wird aber eben hier aus: 
drüclich nur den Mitgliedern des Staates dad Necht zu occupiz 
ren eingeräumt. Meine Weberzeugung hierüber ift folgende: Hat 
der Fremde ohne Bewilligung unferer Staatdverwaltung das 
öfterreichifche Gebieth betreten, fo Fann ihm Fein Oceupationsrecht 
zugefprochen werden ; denn in diefem alle fprechen fowohl die 
Worte des $., welche nur auf öfterreichifche Staatöbürger hin— 
deuten, als auch der Geiſt des Geſetzes für die Ausfchliegung 
der Fremden vom Decupationdrechte. Denn wie kann ed in der 
Abficht des höchſten Gefeßgebers liegen, den Fremden die Bes 
wilfigung zur Ausübung eined Nechtes zu gejtatten, welche nur 
durch Befeitigung und Webertretung feiner gegebenen Vorſchriften 
möglich wäre? — Hat aber der Fremde mit Bewilligung der 
dfterreichifehen Staatöverwaltung unfer Staatögebieth betreten, 
dann wird er auch ald ein zeitlicher Unterthan, folglich zeitliches 
Mitglied unſeres Staates betrachtet — und es kommt ihm in 
diefer Hinficht “auch das DOceupationsrecht zu Statten. Wollte 


4) Siehe v. Seillers Commentar, Nr. 5. 
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man behaupten, daß der gegenwärtige $. bloß von ewigen Mit— 
gliedern des Staates, eigentlichen Staatöbürgern, fpreche, fo 
müßte man den Fremden, welche mit Bewilligung det Staates 
in unfer Staatsgebieth eintraten, confequenter Weife auch den 
Gebrauch der Landftragen, Ströme, Flüſſe u. f. w. verfagen, 
was doch ein Unding wäre. 


(. 288, 


Gemeindegut, Gemeindevermögen. 


Auf gleiche Weife machen die Sachen, welche nach 
der Landesverfaffung zum Gebrauche eines jeden 
Mitgliedes einer Gemeinde dienen, dad Gemeine 
degut; diejenigen aber, deren Einkünfte zur Be— 
ftreitung der Gemeindeauslagen beftimmt find, 
dad Gemeindevermögen aus, 


In Anfehung der den Gemeinden angehdrigen Güter macht 
man einen ähnlichen Unterfchied, wie bey dem Staatövermögen. 
Man unterfcheidet nahmlih Gemeindevermödgen von Ge 
meindegut, und verfteht unter erfterem jene Güter, welche 
zur Beftreitung der gemeinfchaftlichen Laften und Auslagen der 
Gemeinde beftimmt find, und welche daher von den einzelnen 
Gemeindegliedern nicht benützt werden dürfen; unter den legteren 
aber folhe, welche von den einzelnen Mitgliedern der Gemeinde 
benüßt werden, mie 3. B. Gemeindeweiden, wo die einzelnen 
Mitglieder der Gemeinde ihr Vieh meiden laffen, oder Gemeinde: 
mwaldungen, wo feded einzelne Gemeindemitglied nach feinem 
Bedurfniffe Holz füllen läßt, u. dgl. Die nähere Beftimmung der 
Segenftände, welche zu einer oder zu der andern Claffe gehören, 
muß aus der befondern Landedverfaffung, und der Gemeindever: 
faffung inöbefondere, dann den politifchen Geſetzen hergehohlet 
werden. In dem bürgerlichen: Gefegbuche wird auf diefen Un: 
ferfchied nur hingedeutet. 
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J. 289, 


Privatgut des Landesfürften. 
Auch dasjenige Vermögen des Landesfürften, wel: 
ches er nicht als Oberhaupt des Staates beſitzt, 
wird als ein Privatgut betrachtet. 


Der Landesfürft verwaltet das gefammte, dem Staate ange: 
hörige Vermögen, und befißt dasfelbe als das Oberhaupt des 
Staates. Aber er Fann für ſich auch ein Vermögen haben, und 
von diefem wird hier eine Erwähnung gemadt. 


d. 290, 

Allgemeine Vorſchrift in Rückſicht diefer verfhiedenen Arten der Güter. 

Die in diefem Privatrechte enthaltenen Vorfchrif: 
ten über die Art, wie Sachen rechtmäßig er= 
worben, erhalten und auf Andere übertragen 
werden können, find in der Regel auch von den 
Berwaltern der Staats: und Gemeindegüter, 
oder des Staats- und Gemeindevermögens zu 
beobachten. Die in Hinficht auf die Verwaltung 
und den Gebrauch diefer Güter fich beziehenden 
Abweichungen und befondern Vorſchriften find in 
dem Staatsrechte und in den politifden Ver— 
ordnungen enthalten, 

Das Privatrecht hat, in fo fern es dad Sachenrecht behan— 
delt, hauptfächlich die Arten, wie Cigenthun und andere dings 
liche oder perfönliche Sachenrechte erworben, und wie fie ficher 
geftellt, umgeändert oder aufgehoben werden, zum Gegenftande. 
Es ift für alle Gefchäfte folcher Art ald ein allgemeines 
Recht, eine allgemeine Negel beftimmt, wornach ſich alle diejes 
nigen, die fich in folche Gefchäfte im eigenen oder fremden Nah: 
men einlaffen, zu benehmen haben, und nach welchen der Richter 
die Gültigkeit des Gefchäftes zu beurtheilen hat, gleichviel, von 
welchen Perfonen das Geſchäft gefchloffen worden iſt. — Indeſſen 
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gilt hier das Gefagte bloß ald Negel, welche allerdings: auch 
Ausnahmen zuläßt. Diefe Ausnahmen oder Abweichungen 
müffen aber ausdrücklich feftgefegt, und in fo fern fie ſich nicht 
auf allgemein Fundgemachte Gefege gründen, von demjenigen er: 
wiefen werden, der fich hierauf berufet. — Diefed gilt vorzüglich 
von den Verwaltern der Staats- oder Gemeindegüter oder derley 
Vermögens. Diefe müffen, fo wie jeder Private, wenn es ſich 
um Erwerbung eines Eigenthums-, Pfand oder Servitutsrechtes, 
oder um eine Erbfchaft handelt, die Vorfchriften des bürgerlichen 
Gefegbuches beobachten, und würde 3. B. ein nicht mit den im 
Gefegbuche vorgefchriebenen Förmlichfeiten verfehenes Ginverleis 
bungsgefuch von dem Landrechte oder der Grundbuchsbehörde 
ohne weiters zurückgewieſen werden. — Gin Vorbehalt, daß alle 
richterlichen Entfcheidungen hierüber audgefchloffen feyn follen, 
ift durchaus unzuläffig. Darum ift audy vorgefchrieben, daß bey 
Eontracten, die für dad höchfte Aerarium gefchloffen werden, fich 
immer des Beyſtandes eines rechtöfundigen Mitgliedes der Kam: _ 
mer = Procuratur, oder in deren Ermangelung, eines beeidigten, 
öffentlichen Sachwalters, oder auch eined Nathes einer Civil: 
oder Militär-Juſtizbehörde zu bedienen fen, damit diefe Gefchäfte 
deutlich und beftimmt zur Stande gebracht werden. Es find das 
her fammtliche Quftisbehörden angewiefen, in jenen Orten, wo 
Feine E. k. Kammer-Procuratur, noch beeidigte öffentliche Sach: 
walter beitehen, den betreffenden Aerarialbehörden, welche in die 
Lage Fommen, in dem Gerichtöorte einen Contract im Nahmen 
de5 Aerariums abzufchließen, auf ihr Anfuchen einen rechtsver— 
ftandigen Quftizbeamten beyzugeben , welcher der contrahirenden 
Xerarialbehörde bey der Prüfung der Rechtöbündigkeit der von 
dem Mitcontrahenten dazır allenfall3 eingelegten Vollmacht, bey 
dem Contractdauffaße, zur Grreichung der gehörigen Deutlichkeit 
und Beftimmtheit, und da, wo. Erfüllungscautionen bedungen 
werden, bey Beursheilung der Nechtögültigkeit und Sicherheit 
derfelben an Handen zu gehen hat '). Die in Anfehung diefer 








4) Hofdecret som 10. November 1815. Zufl. Ef. S., Nr. 1132, wo ebenfalls au: 
geordnef tft, Daß nur gegen Einlegung fpecielfer, auf das Geſchäft Iautender 
und gehörig legalıfirter bundiger Vollmachten, Aerarſal-Contracte abzuſchlie— 
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Güter beftehenden Ausnahmen und Abweichungen von den all- 
gemeinen Vorfchriften des Geſetzbuches werden, in fo fern fie 
fi) auf allgemein Fundgemachte Vorfihriften gründen, an den 
zufömmlichen Orten berühret werden, 


0. 291. 


Eintheilung der Sachen nad) dem Unterjchiede ihrer Beſchaffenheit. 


Die Sachen werden, nach dem Unterfchiede ihrer 
Beſchaffenheit, eingetheilt: in körperliche und 
unförperliche; in bewegliche und unbeweglichez 
in verbrauchbare und unverbrauchbare; in fchäße 
bare und unfchäßbare, 


4) Die Sachen laffen fih, in Nückficht ihrer innern Bes 
fchaffenheit, mannigfaltig unterfcheiden. Doch nicht jede Unter: 
fcheidung ift, in juridifcher Hinficht, von Wichtigkeit. Der Geſetz-⸗ 
geber hebt daher hier aus den mtannigfaltigen Gintheilungen , 
welche gemacht werden Fünnen, diejenigen aud, welche in Bezie— 
hung auf das rechtliche Verhältnig von größerer Wichtigkeit find. 

2) Dad Geſetzbuch für Weftgalfisien enthält noch ine fünf: 
te Eintheilung, nahmlich in theilbare und untheilbare Sachen — 
welche hier weggelaffen ift, wahrfcheinlich, weil diefe Eintheilung 
nicht ald practifch= wichtig angefehen worden ift. — Allein da 
diefer Unterfchied doch wirklich befteht, und in dem bürgerlichen 
Sefegbuche felbft an einigen Orten hierauf Nücficht genommen 
worden ift, fo fcheint ed für einen Commentator auch bier am 
Plage zu feyn, davon eine Erwähnung zu machen und den Be: 
griff feftzuftellen, welcher ohne Zweifel aus dem hier oben er: 
wähnten Gefegbuche genommen werden muf. 

Dasfelbe enthält aber hierüber folgende Erklärung: „Alle 
Sachen, die nach ihrer Trennung noch ihre vorige Weſenheit 
und Benennung beybehalten, werden theilbare Sachen genannt, 





Gen ſeyen, und dabey vorzüglich auf die Nothiwendigfeit oder Thunfichkert 
einer angenteffenen Erfüllungs » Eaution Bedacht zu nebmen fen, obne da 
durch verläßlichen und fihern Dfferenten libertriebene Schivierigfeiten im den 
ey zu legen. 


10 [$- 292. ] 


dergleichen find: Wein, Getreide, Grundſtücke. Andere Sachen, 
die nicht von einander gefrennt werden können, nennt man un: 
theilbar. Die Untheilbarkeit gründet fich entweder auf die Natur 
einer Sache, wenn die Abfonderung der Theile nicht ohne Ver— 
legung oder Veränderung der Subſtanz möglich ift; oder fie grün— 
det fi) auf dad Gefeg, wenn diefed die Trennung der Beſtand— 
theile verbiethet; Benfpiele der erften Art find ein Pflug, ein 
Gemälde, eine Orgel. Benfpiele der zwenten Art find manche 
Bauerngüter ').” Von diefen untheilbaren Sachen wird bey 
Grläuterung de3 $. 843 umftändlich gehandelt werden. 


0. 292. 
Körperliche und unförperliche Sachen, 

Körperliche Sachen find diejenigen, welche in die 
Sinne fallen; fonft heißen fie unkörperliche, z. B. 
das Recht zu jagen, zu — und alle andern 
Rechte. 

1) Die zuerſt hier vorkommende Unterſcheidung zwiſchen 
körperlichen und unkörperlichen iſt hauptfächlich zu der 
Bemerkung dienlih, daß auch die Nechte und NRechtöverhältniffe 
und die Leiftungen der Menfchen, oder der vernunftlofen Wefen, 
3. B. der Thiere, unter der Benennung „Sachen? begriffen fenen. 
Daß aber auch die Qualitäten einer Sache wieder ald eine für 
fich beftehende Sache, nach dem Sinne der öfterreichiichen Civil 
gefeßgebung, mie 3. B. die angenehme Lage ded Haufes, die 
freye Ausficht u. ſ. w., anzufehen ſeyen, wie v. Zeiller behauptet, 
ſcheint mir nicht richtig. Diefe Anfiht, wenn man fie confequent 
durchführen, und fohin dasjenige, was in den Geſetzen von Sa— 
chen ausgefagt wird, auch auf die erwähnten Verhältniffe und 
Eigenfihaften anwenden wollte, würde zu Nefultaten führen, 
welche die Billigung eined NRechtögelehrten gewiß nicht erhalten 
würden. Gibt e3 ein Eigenthum der freyen Auöficht, oder der 
angenehmen Lage eines Haufes, fo greift verjenige, der die freye 
Ausficht verbauet, oder der angenehmen Lage Schaden zufüget, 


4) Bürgerl. Geſetzbuch für Weftgallizien. 2. Th., 4. Hauptftüd, 4. ar. 
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offenbar in das Gigenthumsrecht des Andern ein. Sollten aber 
wirklich diefe Handlungen ald Gingriffe in dad Eigenthumsrecht 
angefehen werden, fo würde die ganze Grundlage der Lehre der 
Servituten verrückt, und felbe müßte ſich daher offenbar anders 
geitalten, ald fie aus den Beftimmungen des dfterreichifchen Ge: 
feßbuches in dem Hauptſtücke: „von den Dienftbarkeiten,” felbit 
hervorleuchtet. 

2) Schuldforderungen gehören an und für ſich, da fie gleich 
Falls nichts als Nechte find, unter die unkörperlichen Sachen. 
ft aber die Forderung mit dem Befige einer Förperlichen Sache 
nothwendig verbunden, fo nimmt fie felbft die Eigenfchaft einer 
Eörperlichen Sache eben fo an, wie ein Necht, dad mit einer 
unbeweglichen Sache in Verbindung gefest wird, gleichfall3 als 
eine unbewegliche Sache angefehen wird ($. 298). Daher gehören 
Schuldbriefe, die auf den Ueberbringer lauten, unter die körper— 
lihen Sachen, obfchon dasjenige, was eigentlich in die Einne 
fallt, das Stud Papier, und die Tinte oder Druckerſchwärze, 
welche fich darauf befindet, hier eigentlich nicht, fondern nur die 
Forderung an den Staat, oder an den befroffenen Privaten, in 
Betrachtung kömmt. Allein diefe Forderung ift mit dem Befite 
des Papieres fo innig verbunden, daß erftere ohne legteres nicht 
gedacht werden Fann. Cine unförperliche Sache kann unmöglich 
von Hand zu Hand übergeben werden; nach $. 1393 werden aber 
Schuldforderungen, worüber Schuldbriefe, die auf den Weber: 
breinger lauten, beftehen, durch die bloße Uebergabe dem Lestern 
abgetreten. Es kann daher gar Kein Zweifel feyn, daß folche 
Schuldforderungen unter die körperlichen Sachen, in juriftifcher 
Beziehung, zu zählen feyen. 

3) Schuldforderungen, worüber Schuldfcheine beſtehen, die 
auf beftimmte Nahmen lauten, fünnen an und für fih nur den 
unförperlichen Sachen beygezählt werden; denn der Schuldſchein 
iſt hier nur ein Beweismittel der Forderung, Feineswegs die 
Schuldforderung felbft, und fteht mit derfelben auch in Feiner 
unumgänglich nothwendigen Verbindung, da der Inhaber des 
Schuldbriefed wohl über felben, aber nicht über die dadurch be— 
gründete Sorderung zu disponiren im Stande it. Indeſſen wer: 
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den von dem Geſetze auch folche Schuldforderungen, da fie ducch 
den Schuldfchein gleichfam repräfentirt werden, in vielen Bezie— 
bungen den Eörperlichen Sachen beygezählet. Sie werden durch 
Vebergabe der Schulddocumente gleichfalls übergeben ($. 427), 
und wenn ein Schrank, ein Kaften oder eine Lade mit allen dar— 
in befindlichen Sachen, worunter doch nur Eörperliche verftanden 
werden können, da unförperliche, ‚nicht in die Sinne fallende 
Sachen unmöglicdy in einem Behältniffe aufbewahrt werden kön— 
nen, vermacht wird, und fich in der Lade nichts als folche Ur: 
Funden befinden, fo wird der Legatar Eigenthümer der durch 
diefe Urkunden begründeten Forderungen ($. 677). 

4) Oft wird, wie bereit3 Herr Hofrath v. Zeiller in feinem 
Commentare bemerft, durch dad nähmliche Wort, vermöge feiz 
ned Doppelfinnes, bald eine Eörperliche, bald eine unkörperliche 
Sache angedeutet. So ift Geld, ald eine Quantität betrachtet, 
eine unförperliche, 3. B. Pfund Sterling; dagegen dad wirkliche 
(phyſiſche) Vorftellungszeichen, wie die geprägte Münze , > eine 
Forperliche Sache, 


0. 203, 
Bewegliche und unbewegliche Sachen. 

Sachen, welche ohne Verletzung ihrer Subftanz, 
von einer Stelle zur andern verfeßt werden kön— 
nen, find beweglich; im entgegengefesten Falle 
find fie unbeweglich. Sachen, die an fich beweg— 
Yich find, werden im rechtlichen Sinne für unbe: 
weglich gehalten, wenn fie, vermöge des Geſe— 
tzes, oder der Beftimmung des Eigenthümers, 
das Zugehör einer unbeweglichen Sache aus: 
machen. 

4) Die Eörperlichen Sachen find wieder entweder bemeglie 
che oder unbewegliche. Diefe Eintheilung iſt in verfchiedenen 
Beziehungen, befonders aber in Nudficht der Art der Beige und 
Eigenthums-Erwerbung, dann der Verjährung fehr wichtig. Der 
Unterfchied zwifchen einer an ſich beweglichen und unbeweglichen 
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Sache hängt von ihrer Befchaffenheit ab, ob fie durch eigene 
oder fremde Kraft, unbefchadet ihrer Subſtanz, von einem 
Orte an den andern bewegt werden Fonne oder nicht. 

Unter der Subſtanz einer Sache verfteht man bdasfenige, 
was als beharrlich in ihr gedacht wird und von. ihr nicht weg: 
gedacht werden Fann, ohne daß die Sache aufhöre, dad zu fern, 
was fie ift, oder vermöge ihrer Beftimmung feyn foll; daher fo= 
wohl die materiellen Beftandtheile, ald die Form, wodurch die 
Sache charakterifirt wird. Co lange alfo durch die Aenderung 
oder DVerwechfelung einzelner Theile-die Sache weder vernichtet, 
nod) die Hauptbeftimmung derfelben geändert wird, fo lange fallt 
feine Veränderung in der Oubftanz vor. So 3. B. bleiben Thies 
ve, Kleidungsſtücke, Geräthfchaften, wandelbare Mafchinen , 
wenn fie auch verfegt werden, noch immer, was fie waren, und 
entfprechen noch immer ihrer vorigen Beftimmung. Diefes ift 
auch der Sal mit Markthütten, welche nach Beendigung jeder 
Marftzeit abgebrochen werden, und bey wieder herannahendem 

tarkte immer neu aufgerichtet werden. Cie find daher an und 
für fich ald bewegliche Sachen anzufehen; in welchen Fällen fie 
aber zu den unbeweglichen Sachen gerechnet werden, wird weiter 
unten ($. 296) vorkommen. Grundſtücke, feſte Gebäude find ala 
folche unübertragbar , fohin unbeweglich. Webrigens kann, wenn 
die Frage entfteht, ob eine Sache, ohne Verlegung ihrer Sub: 
ffanz, von einer Stelle zur andern verfegt werden könne, nur 
eine gewöhnliche Kraftäußerung, nicht aber auch eine außer— 
ordentliche in Betrachtung Ffommen. Ein Gebäude wird dadurch 
zu feiner beweglichen Sache, wenn dargethan werden Fann, daß 
felbes, mittelft befonderd eingerichteten Fünftlichen Mafchinen , 
wirklich ohne Verlegung der Subſtanz an einen andern Ort über: 
fegt werden könne. 

Die beweglichen Sachen eines Beſitzers heißen auch fein 
Mobilarvermögen, dad aber von Mobilien oder Möbeln, 
welche nur einen Theil des Mobilarvermögend ausmachen, unter: 
fchieden werden muß (S. 764). 

2) Schiffmühlen find, da fie, ohne Verletzung der Subitans, 
von einem Dite zum andern gebracht werden fünnen, ohne Zwei— 
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fel zu den beweglichen Sachen zu rechnen, al welche fie aus— 
drüdlich erklärt find )Y. Sie gehören: daher nicht in die Grund: 
bücher, und können auch Pfandrechte auf diefelben, durch Ein: 
tragung der Forderungen in die Grundbücher, nicht erworben 
werden. Was die Schiffmühl: Gerechtigfeiten anbelangt, fo find 
diefelben nach den beftehenden Gewerbögelegen zu beurtheilen. — 
Früher mußten aber verfchiedene Grundbuchsbehörden diefe Schiff: 
mühlen als unbewegliche Sachen angefehen haben, weil hierüber 
ordentliche Grundbücher geführt, und hierauf die auf Schiffmuhlen 
erworbenen dinglichen Nechte eingetragen worden find. Es wurde 
daher erklärt, daß die durch Einverleibung oder Vormerkung 
in den an einigen Orten vorhin üblichen Grundbüchern uber 
Schiffmühlen oder fogenannten Haftbuchern bereits erworbenen 
dinglichen Rechte durch obgedachte Verordnung nicht aufgehoben 
worden feyen. Gläubiger, welche bis zur Zeit, wo die Entſchlie— 
fung vom 9. May 1824 in eben der Provinz durch Gircular 
der Landeöftelle allgemein fundgemacht worden ift, eine Einver— 
leibung oder Vormerkung bewirkt haben, bleiben daher im Be— 
fige ihres Pfandrechtes., Ihre Forderungen können abgetreten, 
verpfändet oder vererbt, und die hierüber errichteten Urkunden 
noch fernerhin einverleibt und vorgemerkt werden. Jedoch findet 
auch bey Schiffmühlen, worauf bereits Hypothefen haften, eine 
Ginverleibung oder Vormerkung neuer Schuldpoften von nun an 
nicht mehr Statt. Zugleich wurde anbefohlen, daß in den Grunde 
büchern, worin bisher Schiffmühlen allein oder neben unbeweg— 
lichen Gütern erfchienen find, die Rubriken der fchuldenfreyen 
Schiffmühlen fogleich, die Rubriken derjenigen Schiffmühlen aber, 
worauf Schulden haften, erft, wenn diefe getilgt und auf gele&: 
mäßige Art gelöfcht find, ebenfalld gelöſcht werden follen ?). 

3) Jede Sache beiteht aus einzelnen Theilen, und es kön— 
nen diefe einzelnen, mit einander in Verbindung ftehenden Theile 
wieder al ein Ganzes, als eine Sache, angefehen werden. 
Allein in fo fern diefe einzelnen Theile die Hauptbejtandtheile 


4) Höchſte Entfchließung som 9, und Juſtiz-Hofdecket vom 23. May 1324. 3. G. 8, 
Ne. 2011: ‘ 


2) Zuftizs Hofdeeret vom 23. Jung 1327. Wagn. Zeitfh. 1. Heft, ©. 2914 
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der Sache bilden, werden fie, in fo lange fie mit einander in 
Verbindung ſtehen, ganz fo behandelt, wie dad Ganze, was 
aus ihrer Verbindung geftaltet wird. So 3. B. bejteht ein Haus 
aus der Grundfefte, dem Dachftuhle, den darin angebrachten 
Gewölben, Wänden u. dgl. Daß folche Hauptbeftandtheile einer 
unbeweglichen Sache gleichfal5 wieder ald unbeweglihe Sachen 
anzufehen fenen, fällt in die Begriffe; dagegen gibt es 
Sachen, welche nad dem hier entwidelten Begriffe unter die 
beweglichen Sachen gerechnet werden müffen, allein deifenunges 
achtet von dem Geſetzgeber den unbeweglichen Sachen beygezählt 
werden, weil fie dad Zugehor derfelben auömachen. Die genaueren 
Beftimmungen hierüber find in den folgenden 99. enthalten. 


b. 294, 
Zugehör überhaupt. 

Unter Zugehör verſteht man dasjenige, was mit 
einer Sache in fortdauernde Verbindung gefest 
wird. Dahin gehören nicht nur der Zuwachs 
einer Sache, fo lange er von derfelben nicht ab- 
gefondert ift; fondern auch die Nebenfachen, ohne 
welche die Hauptſache nicht gebraucht werden 
kann, oder die das Geſetz oder der Eigenthümer 
zum fortdauernden Gebrauche der Hauptfache 
bejtimmt bat. 

4) Das Gefe erwahnt hier viererley Arten von Zugehör, 
nähmlich: a) den Zuwachs einer Sache; b) folche Nebenfachen , 
ohne welche die Hauptfache nicht gebraucht werden kann; c) fol: 
che, die das Geſetz, und d) folche, die der Eigenthümer zum fort: 
dauernden Gebrauche der Hauptfache felbit beftimmt hat. Der 
Begriff vom Zuwachſe wird unten in dem vierten Hauptſtücke 
angegeben. Einige vorzügliche bieher gehörige Benfpiele werden 
von dem höchiten Gefeßgeber felbft in dem folgenden $. angeführt. 

2) Mebenfachen, ohne welche die Hauptfache nicht gebraucht 
werden kann, fommen theils im $. 295, theild im $. 296 vor. 
Damit übrigens eine folche Nebenfache überhaupt die Eigenfchaft 
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eined Zugehörs annehme, muß fie mit der Hauptfache wirklich 
vereiniget, oder in eine, obgleich nur vrtliche Verbindung 
gefeßt werden, da man fie in oder neben der andern zum Ge: 
brauche derfelben verwahret. Die bloße Abficht, fie in Verbin: 
dung zu feßen, ift noch nicht hinreichend, und fobald die Neben— 
fache von der Hauptfache für immer abgefondert wird, verliert 
fie die Eigenfchaft eines Pertinenzftüdes. Wenn fich daher Je— 
mand zum ©ebrauche feined Landgutes bereit Ackerbaugeräth— 
fchaften angekauft, fie aber noch in feinem Haufe in der Stadt 
aufbewahrt hätte, fo haben diefelben die Eigenfchaft eines Zuge: 
hörs noch nicht erhalten: 

3) Das Gefeß erklärt unter Zugehör dasjenige, was mit 
einer Sache in fortdauernde Verbindung gefegt wird, ohne Un— 
terfchied,, ob daöfelbe auch das Eigenthum des Beſitzers der 
Hauptfache war oder nicht. Es entffeht daher die Frage: ob eine 
fremde, bewegliche Sache dadurch, daß fie von dem Eigenthümer 
der unbeweglichen Sache zum ©ebrauche der letztern bleibend 
verwendet wird, ebenfalld die Eigenfchaft der unbeweglichen Sa— 
che annehme ? — Zeilfer beantwortet fie verneinend, da er ſagt, 
daß det Befiser der Hauptfache feine eigent hümliche Sache 
vereinigen müffe, weil er eine fremde Sache, ohne Willen des 
Eigenthümers, in ein Zugehör feines Eigenthums umzufchaffen 
nicht berechtiget ift. Allein ob die Vereinigung mit Recht gefchehen 
Eonnte oder nicht, fcheint mir auf der Begriff des Zugehörs Feiz 
nen Einfluß zu haben. Das Zugehör ift ein rechtlicher Be: 
ftandtheil eines unbeweglichen Gutes, und ift dadurch in rechtlis 
cher Beziehung gewiffermaßen den phufifchen Beftandtheilen gleich: 
gefegt, und- fo wie 3. B. eine Mauer dadurch nicht aufhört, den 
Beftandtheil eined Haufe auszumachen, wenn der Eigenthümer 
des legtern fie aus fremden Materialien aufgeführt hat, fo wenig 
hört dadurch eine, feiner Natur nad) ald Pertinenzſtück anzufehende, 
Sache auf, Pertinenzſtück zu ſeyn, wenn der Cigenthümer der 
unbeweglichen Sache fie widerrechtlicher Weife zum Gebrauche 
derfelben widmet: Gine folche Vereinigung ift al ein Zuwachs 
anzufehen, und nach den $$. 414 u. 415 aufgeftellten Grundfägen 
zu behandeln, aus welchen hervorgeht, daß der Eigenthümer det 
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Hauptfache durch diefe eigenmächtige Vereinigung noch keineswegs 
einen Anſpruch auf dad fremde Eigenthum erlange, fondern fie 
dem Gigenthümer wieder zurückſtellen müſſe. Zum Beweiſe des 
practifchen Ginfluffes meiner Behauptung will ich nun einige Fol— 
gerungen hier anführen. Verkauft A dem B fein Landgut mit 
den dabey befindlichen (fremden) Aderbaugeräthichaften, fo Fommt 
B, nad) meiner Anfiht, zugleich mit der grundbüchlichen Um: 
fhreibung an daB erftere, auch in Beſitz der lestern, ohne daß 
eine Eörperliche Uebergabe diefer Ackerbaugeräthſchaften nöthig wä— 
re; — nach der gegentheiligen Anficht müßten aber diefe Acker— 
baugeräthfchaften, damit der Käufer in den Beſitz derfelben kom— 
me, insbefondere entweder von Hand zu Hand, oder doch auf 
eine fombolifche Art und Weife übergeben werden. Läßt der C 
feine Schuldforderung auf dad Bauerngut des D intabuliven, fo 
erlangt erfterer eben dadurch auch das Pfandrecht auf den fundus‘ 
instructus, gefeßt auch, daß unter diefem folhe Sachen be— 
findlich wären, die dem D nicht angehören. Würde der E ord— 
nungswidrig eine Pfändung diefed fundus instructus erwirken, 
fo würde, wenn die gegentheilige Anſicht richtig feyn follte, diefe 
Pfändung wenigftend zum Nachtheile des intabulirten Gläubigers, 
in Betreff jener Sachen, die dem D eigenthimlicdy angehören, 
von Feiner Rechtswirkung ſeyn; wohl aber würde ihm das Pfand» 
recht auf jene Sache zuftehen, die dem D von einem Dritten 
anvertraut worden waren. ($$. 367 und 456.) Der Gläubiger 
müßte fohin, um bey Erwerbung des Pfandrechted auf den fun- 
dus instructus feiner Gefahr ausgefet zu feyn, immer, nebſt der 
Intabulation der Forderung, auch die Pfändung der Zugehöruns 
gen zu erwirfen trachten. Hat der Eigenthümer der beweg- 
lichen Sache diefe felbft dem Gigenthümer der unbeweglichen 
Sache zum fortdauernden Gebrauche derfelben überlaffen, fo kann 
er fi eben fo wenig befchwert fühlen, wenn die intabulirten 
Gläubiger, die diefe zum Gebrauche des unbeweglichen Gutes 
beftimmten Sachen mit vollem Nechte als Eigenthum des Beſi— 
gerd der Hauptſache anfehen, ihre Pfandrechte hierauf vealifiven, 
ald fi) im Falle des $. 456 der Eigenthümer einer Sache ge: 
Franft fühlen kann, wenn er diefe einem Dritten anvertraut hatte, 
Nippel's Commentar III, Th. 2 
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und felbe dann von den Gläubigern, die fich hierauf ein Pfand: 
recht einräumen ließen, in Anſpruch genommen wird. 

4) Der gegenwärtige $. ftellt den Begriff eines Zugehörs 
überhaupt auf, ohne denfelben gerade mit der Beziehung auf 
unbemwegliche Sachen zu befchränfen, obfchon nicht in Abrede ges 
frellft werden Eann, daß der Geſetzgeber hier hauptfächlicy nur die 
Zugehdrungen der unbeweglichen Sachen vor Augen gehabt habe ; 
wad aus der Stellung diefes $. zwifchen dem $. 293 und dem 
nachfolgenden deutlich erhellet, in welchen nur von Zugehöruns 
gen der unbeweglichen Sachen eine Rede ift. Benfpiele folcher 
Zugehörungen beweglicher Sachen werden in dem Geſetzbuche 
nirgend3 aufgeführt. Das preußifche Landrecht ) führt mehrere 
auf, die, nach dem im gegenwärtigen $. aufgeftellten Begriffe 
eined Zugehörs, auch nach üfterreichifchem Rechte als folche gelten 
fönnen. So können zu den Vertinenzftüden einer Bibliothek die 
Repofitorien und Schränfe, in welchen fich die Bucher befinden, 
dann die Erd= und Himmelskugeln, Landkarten, Zeichnungen und 
Kupferftiche, in fo fern legtere nicht in Rahmen gefaßt find, 
gerechnet werden; eben fo gehören zu Naturalien= und Kunftfamm: 
lungen die zu deren Aufftellung gewidmeten Behältniffe; dagegen 
find Bildfaulen und andere Sachen, die außer den Behaltniffen, 
bloß zur Auszierung des Zimmers bejtimmt waren, Feine Perti⸗ 
nenzſtücke der Bibliothek und des Naturaliencabinets. Zu ein: 
zelnen Thieren gehören bloß die zu ihrer Bewahrung nöthigen 
Geräthichaften, nicht aber, was fonft zum Gebrauche oder zur 
Auszierung derfelben beftimmt ift. Zum Schmuck und Pretiofen 
gehören auch die bloß zu ihrer Verwahrung beftimmten Zutterale. 
— Der Inbegriff der zu einer beweglichen Sache gehörigen be= 
weglichen Pertinenzftäcke wird Inventarium genannt. 


0. 295, 


Snöbefondere bey Grundftüden und Zeichen, 
Gras, Bäume, Früchte und alle brauchbare Din: 
ge, welche die Erde auf ihrer Oberfläche hervor: 


1) Erfter Theil, 2. Tit, 95. 96 — 10%, 
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bringt, bleiben fo lange ein unbewegliches Ber- 
mögen, als fie nicht von Grund und Boden ab- 
gefondert worden find, Selbſt die Fifche in einem 
Teiche, und das Wild in einem Walde werden 
erit dann ein bewegliche Gut, wenn der Teich 
gefifhet, und das Wild gefangen oder erlegt 
worden tft, 


4) Daß der Zuwachs einer unbeweglichen Sache, welcher 
durch innere, der Sache beymohnende Kraft mit derfelben in 
Verbindung gefegt wird, als deren Zugehör anzufehen, und 
daher zu den unbeweglichen Gütern zu zählen fey, wurde bereits 
im vorigen $. erwähnt. Hier fügt der $. die Befchränfung hin- 
su, daß demfelben diefe Eigenfchaft nur in fo lange zufomme, 
ald er noch mit Srund und Boden in Verbindung fteht. Wird 
diefe Verbindung aufgehoben, fo hört er auf, unbewegliches Ver— 
mögen zu feyn, und wird in bewegliches umgewandelt. Eine 
Ausnahme von diefer Befchränfung kommt im folgenden $. vor. 

2) Die in einem Teiche fich befindlichen Fifche werden 
gleichfalld ald ein Zugehör deöfelben, und fohin als eine unbe: 
wegliche Sache angefehen; fie verlieren aber diefe Qualität, 
wenn fie gefangen werden. — Aus dem im vorigen $. ſchon im 
Allgemeinen aufgeftellten Begriffe eines Zugehörs geht übrigens 
hervor, daß auch die Zeichgeräthe, ald: Netze, Bottiche und 
Fäſſer, Pertinenzſtücke des Teiches find. 

3) Das Wild in einem Walde ift, in fo lange es nicht 
gefangen oder erlegt worden ift, gleichfalls als Zugehör deöfel: 
ben, und fohin als unbewegliches Gut zu behandeln. 


. 296. 


Auch das Getreide, das Holz, das Viehfutter und 
alle übrige, obgleich ſchon eingebrachte Erzeug: 
nifje, fo wie alles Vieh, und alle zu einem lie— 
genden Gute gehörige Werkzeuge und Geräth— 
Ichaften, werden in fo fern fir unbeweglicde 

2* 
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Sachen gehalten, als fie zur Fortſetzung des or⸗ 
dentlihen Wirthſchaftsbetriebes erforderlich find. 


4) Hier ift die Ausnahme von der Regel, daß der na= 
türliche Zuwachs und die Früchte aufhören, ein Zugehde zu feyn, 
fobald fie von dem Grundftüce oder Gewäſſer abgefondert, 3. B. 
die Früchte gefammelt, dad Holz gefällt, die Thiere gefangen 
worden find. — Diefe behalten nähmlich, nad) der Vorſchrift des 
gegenwärtigen $., die Eigenfchaft eines Zugehörs in fo weit und 
in fo lange, als fie zur fernern Eultur und Benüßung der 
Hauptfache, nach echten dconomifchen Grundfägen, aufbewahrt 
werden, ald: Der Vorrath an natürlicher und Eunftlicher Dün- 
gung, an Anfaat, an gefällten Holze und an andern Gutöer- 
zeugniffen in dem Maße, ald fie zur Zortfegung der Wirthfchaft 
erforderlich find, bis folche Erzeugniſſe aus dem Gute neuerdings 
bezogen werden können. 

2) Nebft dem natürlichen Zumwachfe find aber überhaupt die— 
jenigen an fich) beweglichen Sachen als Pertinenzftüde eined un: 
beweglichen Gutes, ſomit ald unbeweglich anzufehen, welche 
deren Cigenthümer bey dem Gute zur Cultur und fortdauernden 
Benützung aufbewahret. Dergleichen find: das auf dem Gute 
befindliche, zu deffen Bewirthichaftung beftimmte Zug: und Laft- 
vieh, ſammt den zur Erhaltung des Beftandes erforderlichen 
Jungen; dagegen ift dasjenige Vieh, welches bloß zum Verkaufe 
oder Hausgebrauche auf die Maft geftellt, oder bloß zum Haus: 
oder perfonlichen Gebrauche, oder zum Vergnügen des DBefigerd 
gehalten wird, Fein Zugehör eines Landgutes. Da bey einem 
Landgute gewöhnlich auch gemeined Zedervieh gehalten wird, fo 
find die bey einem folchen vorhandenen gemeinen Hühner, Gänſe, 
Aenten, Zauben und Truthühner gleichfalld als Zugehdr anzus 
fehen.. Nicht minder find ald Pertinenzftüde eines unbeweglichen 
Gutes zu behandeln, die zur Wirthfchaft oder ordentlichen Benützung 
dienlichen Werkzeuge, Gefäße, Rüſtungen und Gebäude, wie die 
Adergeräthfchaften, alle zum Behufe eines Weinbergs angelegten 
Geländer und Preffen, dann die in dem Weingarten befindlichen 
Weinpfähle, wie auch die zuc Bearbeitung des Weinberges, Ein: 
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fammlung der Trauben und Verwahrung ded Moftes, nicht aber 
zur fernern Aufbewahrung ded Weines vorhandenen Geräthichaf: 
ten und Gefäße; in Gärten die Blumentöpfe, Orangerien, die 
in freyer Luft aufgerichteten Bildfäulen und Gemählde, fo wie 
auch die zur genauern Kenntniß ded Gutes und der damit ver- 
bundenen Gerechtfame gehörigen Niffe, Karten und Urkunden '). 

3) Pertinenzftüde nehmen, fo lange fie bey der Hauptfache 
find, an allen Rechten derfelben Theil. — Darum gilt bey der 
mittelbaren Befigergreifung die Negel: daß, wer in den Beſitz 
der Haupffache tritt, zugleich auch alle Pertinenzſtücke in Befis 
nimmt. Beym Kaufen hat der Käufer dad Recht, mit der Haupt: 
fache auch die Uebergabe der Pertinenzſtücke derfelben, welche 
zur Zeit des Kaufed der Verkäufer befist, zu verlangen. Wenn 
Jemanden eine unbewegliche Sache legirt wird, fo hat er ohne 
Zweifel einen Anfpruch auf die zur Zeit des Ablebens des Erb— 
Tafferd bey dieſer Sache vorhanden gewefenen Pertinenzftide. — 
Wem der Niefbraud an einer Sache zufteht, der kann auch die 
Zugehdrungen derfelben zur Benützung verlangen. Bey der Ber: 
pfändung einer Sache find die Zugehörungen derfelben jederzeit 
für mitverpfändet zu achten, und infonderheit erſtreckt fich die auf 
ein Landgut beftellte Hypothek auch auf den zur Zeit der Pfand: 
rechtserwerbung dabey befindlichen fundus instructus. Darum 
fchreibt auch das Zuftizhofdecret vom 7. April 1826 ?) ausdrück— 
li) vor, „daß bey dem Umftande, da dad auf einem unbeweg- 
lichen Gute befindliche Getreide, Holz, Futter, Geräthe und Vieh, 
in fo fern dasfelbe zur Fortſetzung des ordentlichen Wirthfchafts: 
betriebed erforderlich ift, als eine unbewegliche Sache, und als 
Zugehör, mithin ald Beftandtheil des Gutes felbft zu betrachten 
ift, fohin dergleichen Gegenftände nicht abgefondert in die Erecution 
gezogen, und dabey nach den für Fahınifje ertheilten Vorfchriften 
behandelt werden können, fondern nur mit dem unbeweglichen 
Gute, wohin fie gehören, zugleich, und nach den für unbewegs 
liches Vermögen geltenden Gefegen geſchätzt und verfleigert 


4) Siehe Zeilfers Commtentar, Nr. ı u. 2 
2) Goutta's Gefehf: 27. B., ©- 127. 


22 [$. 297. 


werden koͤnnen.“ Es muß daher immer bey Schäßung eines un: 
beweglichen Gutes auf diefed Zugehör Rudficht genommen wer: 
den, und zwar in zwenfacher Beziehung : einmahl muß ausge: 
mittelt werden, welche Quantität an dem vorräthigen Getreide, 
Holz und andern Erzeugniffen zur Fortſetzung de3 ordentlichen 
Wirthſchaftsbetriebes erforderlich iftz dann,-wie viel der Werth 
diefed Zugehöres ausmache, um fohin den Totalwerth des unbe: 
weglichen Gutes beftimmen zu können. Iſt Gefahr vorhanden, 
daß der Eigenthümer. vor der Verfteigerung einen Theil ded Zu: 
gehöre3 veräußere, oder überhaupt davon frenne, fo ift ed eben 
fo viel, ald wenn Gefahr vorhanden wäre, daß er die unbeweg: 
liche Sache felbft in einen fchlechtern Zuftand verfege,. und die 
betreffenden ntereffenten können dann ohne Zweifel die einſt— 
weilige Sequeftration des unbeweglichen Gutes erwirfen. 

4) Hier glaube ich eine befondere Erwähnung von den 
Marftpütten machen. zu müffen. In manden Orten ift nähmlich 
mit dem Eigenthume der an und für fich unter die beweglichen 
Sachen gehörigen Mlarkthütten das Recht verbunden, diefelben 
an einem beftimmten Plate aufichlagen zu dürfen, welches Recht 
der Miarkthütte eigentlich inren Werth verfchafft. Darum ift auch 
hier dad Recht, auf dem beftimmten Plage feil zu haben, als 
die Hauptfache, und die bewegliche Marfthütte lediglich al Zus 
gehör anzufehen, und da diefes Necht, feil zu haben, an einen 
beftimmten Grund und Boden geheftet iſt, fo ift es als eine un— 
bewegliche Sache, und fohin auch die Marfthütte als Zugehör 
derfelben zu behandeln. Daher pflegen auh an folchen Orten 
ordentliche Grundbücher über ſolche Markthütten geführt zu were 
den, in welchen die Eigerthums = Anfchreibungen und Intabula— 
tionen der Belaftungen vorgenommen werden, 


0. 297, 
nnd bey Gebäuden, 

Eben fo gehören zu den unbeweglichen Sachen die- 
jenigen, welche auf Grund und Boden in der 
Abſicht aufgeführt werden, daß fie ftetS darauf 
bleiben follen, als: Häuſer und andere Gebäude 
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mit dem in fenkrechter Linie darüber befindlichen 
Luftraume; ferner: nicht nur alles, was erd-, 
mauerz, nietz und nagelfeft ift, als: Braupfan— 
nen, Branntweinkefjel und eingezimmerte Schranz 
fe, fondern aud) diejenigen Dinge, die zum an— 
haltenden Gebrauche eines Ganzen beftimmt find, 
z. B. Brunneneimer, Seile, Ketten, Löfchge- 
räthe und dergleichen, 
1) In Rückfiht auf Gebaude find unbewegliche Sachen: 
a) deſſen Hauptbeftandtheile, die damit verbundenen Ne— 
bengebäude, die Ruinen, fo wie die noch an dem Orte vorfin- 
digen Materialien eines zerftörten Gebäudes. Als ein Perti- 
nenzftüc eines Gebäudes ift alles für unbemweglich zu achten, 
b) was zur Erhaltung und ordentlichen Benützung eines Gebäu— 
ded überhaupt, oder c) eines Gebäudes von beſtimmter Art er= 
forderlich, oder doch, wie man aus der Belchaffenheit der Ver— 
einigung abnimmt, von dem Gigenthümer fortdauernd dazu be: 
ftimmt if. Dahin gehören überhaupt die zur Auösbefferung oder 
Meliorirung eines Gebäudes auf dem Bauplatze fchon befindlichen 
Materialien; die befeftigten Schlöffer, fammt dazu gehörigen 
Schlüſſeln; die eingegrabenen, eingemauerten und eingefchkoffe: 
nen Stüde, audgenommen, e5 würde aus der eigenthümlichen 
Befchaffenheit eines ſolchen Stückes erhellen, daß dasfelbe nicht 
zum Gebrauche des Hauſes, fondern der Perfon des bisherigen 
Befigerd, oder einer andern beweglichen Sache, die felbft Fein 
Pertinenzſtück ift, beftimmt fey. Insbeſondere find Pertinenz: 
ſtücke eines Wohnhauſes: angefchlagene Wandtapeten, Fenfter: 
laden und Jalouſien, Hausglocden, befeftigte Bratenwender, 
Defen, fammt den Dfenthüren, ingleichen Haus: und Boden: 
leitern und FSeuerlöfchinftrumente, nicht aber auch Möbeln, 
Hausrath , Geräthſchaften, ausgenommen, fie könnten ohne Be: 
ſchädigung des Gebäudes nicht hinweggenemmen werden '). 
2) An dem nachfolgenden $. wird vorkommen, daß ed fo: 
genannte radicirte Gewerbögerechtigkeiten gebe, welche einen Theil 


— 
‘ 
1) Siehe Zeillers Commmentar. 
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des Haufes ausmachen. Viele derfelben erfordern eine ganz eigen: 
Hauseinrichtung. Es find daher auch Geräthfchaften, welche, 
nach der Beſtimmung eined Gebäudes, zum Betriebe eines folchen 
radicirten Gewerbes gewidmet find, für ein Zugehör des Gebäu: 
des felbft anzufehen. Co gehören zu dem Haufe, auf welchem 
eine Braugerechtigfeit radicirt ift, die im Bräuhaufe und Keller 
befindlichen Pfannen, Zöpfe, Keffel, FZäffer u. dgl.; zu einem 
Haufe, worauf eine Schanfgerechtigkeit haftet, alle in der Schank— 
ftube und in dem Keller vorräthigen Schanfgeräthichaften, be: 
fonderd die im legtern vorhandenen Fäffer und Gefäße, welche 
zum beftändigen Gebrauche beftimmt find; zu einem Einfehrgaft: 
hofe die Betten und alle Effecten, die eigentlich zur Aufnahme 
und Bewirthung von Reiſenden und ihres Gefolges beftimmt 
find; zu einer Mühle gehört, außer den Geräthfchaften, welche 
unmittelbar zum Betriebe de3 Werkes dienen, das vorräthige, 
zur Ausbeſſerung beftimmte Holz und Gifengeräthe. Zu den Per: 
tinenzftücfen einer Sabrif werden nur die zu deren Betrieb be: 
ffimmten Geräthfihaften, nicht aber die vorräthigen Materialien, 
oder in der Arbeit befindlichen, und noch weniger die bereits 
verarbeiteten Sachen gerechnet. Dagegen gehören zu einer Apo— 
thefe, außer den vorhandenen Geräthfchaften und Gefäßen, auch 
die darin befindlichen Apotheferwaaren. Bey einem Kramladen 
werden zwar Tifche und MWaarenbehältniffe, aber nicht die vor: 
rathigen Waaren felbft, ald Pertinenzſtücke angefehen. 


. 208. 


Rechte jind insgemein als bewegliche Sachen anzufehen. 


Rechte werden den beweglichen Sachen bengezählt, 
wenn fie nicht mit dem Beſitze einer unbewegli: 
chen Sache verbunden, oder durch die Landes 
verfoffung für eine unbewegliche Sache erklärt 
find, 

4) 63 ift fihon oben, $. 293, erwähnt worden, daß die Ein: 
theilung der Sachen in bewegliche und unbewegliche eigent= 
fich nur auf Förperliche Sachen paßt. Rechte, als unförperliche Ge— 
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genftände, Fann man eigentlich weder beweglich noch unbeweglich 
nennen. Wenn alfo Feine rechtliche Nothwendigkeit eintritt, fie zu 
einer oder der andern Öattung zu rechnen, und noch mehr, wenn 
fie ausdrüdlich von beyden abgefondert werden, find fie weder 
der einen noch der andern Glaffe beyzuzählen; wie wenn 3. B. 
der Erblaſſer den A zum Erben eingeſetzt, dem B feine beweg— 
lichen, dem C die unbeweglichen Sachen vermacht hat, fo blei- 
ben dem Erben A die Rechte übrig. Hätte. aber der Erblaffer 
angeordnet? „Ich feße den A und B zu Erben, und zwar den 
A zu meinem unbeweglichen, den B aber zu meinem beweglichen 
Vermögen ein,” fo müßte man auch die Rechte unter die eine 
oder andere Claffe bringen. Diefes ift 3. B. auch der Fall, wenn 
e5 fi) um die Stage handelt: nach welchen Gefegen die Rechte 
zu beurtheilen fommen? ($. 300.) 

2) In diefem $. wird nun die Regel aufgeftellt, daß 
Rechte den beweglichen Sachen beygezählet werden. Dieſes 
liegt ,. wie in dem Zeiller’fchen Commentare, bemerkt ift, in ihrer 
natürlichen Befchaffenheit; denn fie find DBefugniffe (rechtliche 
Qualitäten) einer Perfon, welche diefelbe überall hinbegleiten. 
Don diefer Regel haben wir zwey Ausnahmen. 

3) Die erfte Ausnahme machen folche Rechte, welche mit 
dem Befige einer unbeweglichen Sache verbunden find, derges 
ftalt, daß fie nur von dem Befiger der unbeweglichen Sache 
ausgeübt werden Fönnen. Solche Rechte Eleben gleichfam der 
Sache anz fie kommen der Perfon nur mittelft des Beſitzes der 
unbeweglichen Sache zu, und werden daher mit felber auch auf 
andere Perfonen übertragen; denn fie find ein Theil, ein Zuges 
hör einer unbeweglichen Sache, folglich auch felbft für unbeweg- 
lich zu achten ($. 294). Diefes ift der Fall bey der mit Land- 
gütern verbundenen Patrimonial-Gerichtöbarkeit, Jagdbarfeit, dem 
Tatz- oder dem Patronatörechte; ferner bey Grunddienftbarfeiten 
($. 473) , inöbefondere aber bey den auf Käufern radicieten Ge— 
rechtſamen, von denen bereit im vorigen $. eine Erwähnung 
gefchehen ift. — Zur deutlichern Einficht in die Natur diefer radi— 
cirten Gewerbe muß Folgendes bemerkt werden. 
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Es gibt dreyerley Arten von Gewerben: Perfonelle, 
radicirte und verfäufliche. Erftere find folche, welche 
bloß auf die Perfon eines Anwerberd verliehen werden, und mit 
deffen Zode, falls er unverehelichet verftüurbe, ohne weiters er— 
löfchen. Nur den Witwen werden ſolche Gewerbe, fo lange fie 
im Witwenftande verbleiben, Eeineswegs aber Kindern, fortzus 
führen geftattet; nur wird aus Billigkeitögründen erlaubt, daß, 
wenn die Inhaber folcher Perfonal: Handwerfägewerbe, die or: 
dentlich erlernt werden müffen, Bürger find, und Söhne mit den 
erforderlichen Eigenfchaften hinterlaffen, diefen, jedoch nur ceteris 
paribus, wenn nähmlich ihre Mutter flirbt, oder fi an einen 
andern Gewerbömann verheirathet, auch die Zahl dergleichen 
Gewerbe nicht überfegt ift, der Vorzug vor andern fremden Mit: 
werbern eingeräumt werden möge. Sonſt aber find diefe Gemerbe 
weder erblich noch verfäuflich, und eben fo wenig einer Verpfän— 
dung oder Schuldvormerkfung fähig. Sie können daher unter 
Feinem Geſichtspuncte den Gegenftand eines Grundbuches oder 
irgend einer andermweiten Vormerkung abgeben ). Sie find daher, 
da fie nicht im Verkehre ftehen, als Feine eigentlichen Sachen 
anzufehen. 

Nadieirte Gewerbe aber find folche, welche ausdrücklich 
in der Hausgewähr enthalten find, mithin einen wahren Theil 
des Haufes und feines Werthed ausmachen; fie gehören in das 
ordentlihe Grundbuch, und Fann hierauf. eine Verpfändung 
und Schuldvormerkung nirgends anderöwo, ald eben bey die: 
fem Grundbuche Plas greifen. Sie find von dem Haufe, oh: 
ne Vorwiſſen und eigener Bewilligung der Landeöftelle nicht, 
mit Vorwiffen und Bewilligung der Tegtern aber nur in fo 
fern trennbar, ald vorläufig die Sache mit denen, auf einem 
folhen, mit radicirtem Gewerbe verfehenen Haufe vorgemerften 
Släubigern, fo wie auch mit der Grundherrfchaft, wegen der 
ihre auf einem folchen radiciten Gewerbe zumwachlenden grund 
herrlichen Serechtfamen, ausgeglichen und berichtiget worden ift. 
Eben diefe Gewerbe unterliegen daher, wie alle einer geundbüch: 


m 


41) Hofdeeret vom 20, Februar 17955 3. G. 9. , Nr. 213 
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lichen Realität anklebende Gerechtfame, dem Nexus der Grund: 
obrigkeit und feinen Folgen '). 

Dad alfo folche radicirte Gerechtfame unter die unbeweg— 
lichen Sachen gehören, liegt am Tage. 

4) Die zwente Audnahme ift, wenn ein Recht durch die 
Sandeöverfaffung (ausdrücklich oder ftillfchweigend) fir eine uns 
bewegliche Sache erklärt wird. Insbefondere erhellet diefed, wenn 
in den Öffentlichen Büchern in dem Orte, wo fonft nur da Ei— 
genthum von unbeweglichen Sachen eingetragen wird (in dem 
Gewähr: oder Hauptbuche), gewiffe eigenthümliche Rechte 
für fich allein, 5. B. dad Zehent:, Berg: oder Tazrecht, eingefras 
gen find ($. 321). Hierunter gehören auch die oben Nr. 3 erz 
wähnten bloß verkäuflichen Gewerbe. Diefe find nähmlich fol: 
he, welche zwar Eeinem Haufe ankleben, doch aber von dem 
Anhaber an feine Kinder übertragen, verkauft, verfchenkt , 
verpfändet werden, und mit welchen derfelbe, wie mit feinem 
anderweiten Eigenthume, fihalten kann. Sie machen zwar nie: 
mahl3 den Gegenftand eines Grundbuches aus, weil fie auf 
Grund und Boden Eeine Beziehung haben; fie Eönnen auch den 
Grundbüchern nicht eingefchaltet werden; doch werden in den 
Städten und Märkten, wo Magiftrate find, bey diefen, außer: 
dem aber bey den Dorfsobrigkeiten , ordentliche Vormerkungs— 
Protocolle geführt, in diefen Protocollen jedem beftehenden vers 
Eäuflichen Gewerbe fein befonderes Kolium gewidmet, auf diefem 
der Beſitzſtand, und die mit ſelbem fich ergebenden Veränderun— 
gen, mit Beziehung auf den Werth, eingefchaltet, und fo auch 

ſich hierauf beziehende Pfandfchaften ordentlich eingetragen °). 
5) Es entfteht hier die Frage: ob auch die zur Ausübung 
eines Gewerbes nöthigen Geräthfihaften ald ein Zugehör deöfels 
ben anzufehen ſeyen? — Es fällt in die Begriffe, daß fich die 
Beantwortung diefer Frage nur auf die radicirten und bloß ver: 
käuflichen Gewerbe zu beſchränken habe. Was die Iegtern ande: 
langt, fo können diefe Geräthfchaften ald ein Zugehör derfelben 


1) Hofdeeret vom 20. Februar 17955 I. ©: S., Nr, 219. 
2) Eben da. 
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nicht angefehen werden. Denn ihres Natur nach können Rechte, 
wie bereit3 erwähnt worden ift, weder zu den beweglichen, nod) 
“unbeweglichen Sachen gerechnet werden. Sie werden nur dann 
in die eine oder andere Glaffe gereihet, wenn es die Nothwen— 
digkeit erheifcht. — 

Es kann fomit auch der Begriff der Beweglichkeit, in fo 
fern er auf Rechte übertragen wird, Eeine größere Ausdehnung 
erhalten, als die Nothwendigkeit erheifcht, die Rechte in die 
eine oder andere Claſſe einzureihen. Da nun jene Geräthfchaf: 
ten, welche zur Ausübung eines folchen Gewerbes gehören, ihrer 
Natur nach ohnehin entweder unter die beweglichen oder unbe: 
weglichen Sachen gehören, fo tritt Feine Nothwendigfeit ein, 
daß fie ihre urfprüngliche Natur ablegen, und der Eigenfchaft 
de5 Gewerbes folgen follen. Ueberdieß hat jedes verfäufliche 
Gewerb einen Normalpreis. Würden die obberührten Geräth— 
Ihaften ein Zugehör ded Gewerbes felbft ausmachen, fo müßten 
diefelben in dem Normalpreis begriffen ſeyn; was Eeineswegs 
der Fall ift. Der Normalpreis ift nähmlich immer der letzte vo— 
rige Veräußerungdwerth '), und e3 ift ausdrücklich vorgefchrie= 
ben, daß, wenn bey einer Veräußerung der Normalpreis eines 
verkäuflichen Gewerbes nicht befonderd ausgedrückt, fondern mit 
dem Preife der Geräthfchaften vermengt ift, die Geräthfchaften 
befonders geſchätzt, dieſer Schäßungswerth der Geräthfchaften 
von dem für dad Gewerb und die Geräthfchaften zuſammenbe— 
zahlten Werthe abgefchlagen, und der erübrigende Betrag für 
den eigentlichen Gewerböwerth feftgefegt werden müſſe. Es ift 
alfo hier gerade das Gegentheil von dem angeordnet, was bey 
dem zu einem unbeweglichen Gute gehörigen fundus instructus 
vorgefchrieben ift, daß er nähmlich zugleich mit dem erftern, 
wohin er gehört, gepfändet, gefchäßt und verfteigert werden 
müffe. Bey radicirten Gewerben muß unterfchieden werden, ob 
diefelben von der Art find, daß fie eine befondere Einrichtung 
des Haufes felbft fordern oder nicht. Im erften Falle müſſen 
folche Geräthfchaften als Zugehörungen des Haufes felbjt ange: 


1) Hoffanzley » Berordnung vom 31. Marz 1207 
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fehen werden; im letzten Falle gilt aus gleichen Urſachen das: 
- jenige, was vorhin von den bloß verfäuflihen Gewerben gefagt 
worden ift. | 

6) Aus dem aufgeftellten Satze, daß Rechte, welche mit 
dem DBefige einer unbeweglichen Cache verbunden find, ald un- 
bewegliche Sachen angefehen werden, könnte man zu fchließen 
verfucht werden, daß alle dinglichen Rechte für unbewegliche 
Sachen zu halten feyen. Diefer Schluß wäre aber offenbar ir: 
rig; denn dingliche Nechte find diefenigen, welche einer Perfon 
in Bezug auf eine Sache, ohne Nücficht auf eine beftiimmte Per: 
fon , zuftehen, — nur dad Object diefer Nechte ift fohin eine 
Sache, das Subject kann aber entweder eine Perfon für fich 
allein, oder in Verbindung mit einer unbeweglichen Sache feyn, 
um deren legtern Willen ihr dad Necht zufteht; nur wenn das 
lestere der Sal ift, find dergleichen dingliche Rechte als unbe— 
wegliche Sachen anzufehen. So find 3. B. die perfönlichen 
Servitutsrechte offenbar dingliche Rechte, fie find aber deswegen 
nicht auch unbewegliche Sachen. 


0. 299, 


Auch die vorgemerkten Forderungen. 


Schuldforderungen werden durch die Sicherftellung 
auf ein unbewegliches Gut nicht in ein unbe- 
wegliched Vermögen verwandelt, 


1) Unter die am Schluffe der Grläuterung des vorigen $. 
erwähnten dinglichen Rechte gehört insbefondere dad Hypothe— 
Farrecht, von dem hier eine eigene Erwähnung gemacht wird. 
Perfönliche, mit einer Hypothek befeftigte Forderungen führen 
zwar zugleich ein dingliched Recht mit fich, aus der hypothecirten 
unbeweglichen Sache bezahlt zu werden ($$. 447 und 448); 
allein da hier nicht das Necht, fondern eigentlich die entgegen= 
gefeßte Verpflichtung mit einer unbeweglichen Sache verbunden 
it, fo werden folche Schuldforderungen, durch die Sicherftellung 
auf ein unbewegliches Gut, Feineswegs in ein unbewegliches Ver— 
mögen umgewandelt. Der höchfte Gefetsgeber fand ber fiir 
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nothwendig, von folchen verficherten Schuldforderungen darum 
eine befondere Grwähnung zu machen, weil unfere Landtafelpa= 
tente folche verficherte Forderungen wenigſtens in fo weit den 
unbeweglichen Sachen gleich achten, daß darauf eine weitere 
Einverleibung oder Vormerkung Statt findet. An diefer Bezie— 
hung werden fie auch nach den Vorfchriften des gegenwärtigen 
Gefegbuched, fo wie alle übrige auf unbewegliche Sachen fich 
beziehende dingliche Sachenrechte, gleich einem unbeweglichen 
Vermögen behandelt (SS. 445 und 454). 


. 300, 


Nach welchen Gefesen die unbeweglichen, und nach welchen bie beweglis 
hen Sachen zu beurtheilen find. 


Unbeweglihe Sachen find den Geſetzen des Bezir- 
kes unterworfen, in welchem fie liegen; alle übri= 
gen Sachen hingegegen ftehen mit der Perfon 
ihres Eigenthümers unter gleichen Geſetzen. 


Es ift bereit oben angeführt worden, daß die Gintheilung 
der Sachen in bewegliche und unbewegliche, wegen Verſchieden— 
heit der rechtlichen Beſtimmungen, wichtig fey ($. 295). Ein 
Unterfchied wird hier angegeben. Bewegliche Sachen und Rechte 
(in fo fern Teßtere nicht den unbeweglichen Sachen beygesählt 
werden) folgen, weil fie der Befiger wenigftens immer mit fich 
führen Eann, vermöge einer rechtlichen Fiction ftet5 der Perfon; 
unbewegliche Sachen aber bleiben ftetd ein Theil des Gebiethes, 
und fie Eönnen dadurch, daß der Befiger feinen Aufenthalt än— 
dert, den Geſetzen, welche nad) der Lage und Befchaffenheit eis 
ned Gebiethe3 zu geben find, nicht entzogen werden. Diefer 
Unterfchied ift Telbft bey inländifchen Realitäten, in Bezug auf 
die Verfihiedenartigkeit der Landesverfaffung, bemerfenswerth. 


J. 301, 
Berbrauchbare und unverbrauchbare Sachen. 
Sachen, welche ohne ihre gerflörung oder Verzeh: 
ung den gewöhnlichen Nugen nicht gewähren, 
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heißen verbrauchbare ; die von entgegengefeßter 
Befchaffenheit aber, unverbrauchbare Sachen, 


Alle Förperliche, vorzüglich bewegliche Sachen, werden durd) 
den Gebrauch abgenützt und über Eurz oder lang zerftöret, wie 
3. B. Geräthfchaften, Kleidungsftüde. Die bloße Verbrauchbar: 
Feit kann daher, wie Doctor Guftav Alerander Bielig in feinem 
practifchen Commentare zum allgemeinen Landrechte für die preu— 
ßiſchen Staaten bemerkt '), Feinen wichtigen Unterfchied der Sa— 
chen begründen; allein der $. redet auch nicht davon, ob eine 
Sache durch Tängern Gebrauch abgenüßt werde oder nicht, fon: 
dern ob Sachen, damit fie den gewöhnlichen Nugen gewähren, 
zerftdrt oder verzehrt werden müffen oder nicht. Kleidungs— 
ſtücke werden ohne Zweifel durch den gewöhnlichen Gebrauch ab: 
genügt, und fohin auch über kurz oder lang zerftöret; allein fie 
würden den bezielten Nugen nur vergrößern, wenn fie fo ver: 
fertiget werden Fünnten, daß fie niemahls zerftörf würden. Da: 
gegen müffen Nahrungsmittel, wenn fie als folche gebraucht 
werden follen, aufgezehrt, und fohin zerftöret werden; wollte 
man die Nahrungsmittel unzerftörbar machen, fo würde man fie 
eben als folche ganz unbrauchbar machen. Co ift es auch z. B. 
mit dem Gelde. Will man dasfelbe, feiner Beftimmung nad, 
ald Umtaufchmittel benügen, fo muß man dasfelbe hintan= 
geben, man muß felbes zu befigen aufhören, was in Bezug auf 
den Inhaber eben fo viel ift, ald ob er daöfelbe verzehrt hätte, 
Nur Sachen von diefer Art nennen die Nechtögelehrten ver— 
brauchbare Sachen. Sie haben zugleich die Eigenfchaft, daß 
fie eine wechfelfeitige Stellvertretung zulaffen, folglich im Wie- 
dererftattungsfalle eine durch die andere von gleicher Güte und 
Quantität erfeßt werden Fannz was bey den unverbrauchbaren 
Sachen der Fall nicht if. Don diefer Eigenfchaft werden fie 
im gemeinen Rechte res fungibiles benannt, quarum una fungi- 
tur vice alterius. Uebrigens gewährt die Cintheilung der Sa— 
chen in verbrauchbare und unverbrauchbare, nach unfern Geſetzen, 
in mehrfacher Beziehung einen prackifchen Nutzen; z. B. bey der 


1) Erfter Band, ©. 347. 
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Sruchtnießung, dem Darleihen: und Leihvertrage, bey den Che: 
pacten, Schadenerfage u. f. w. 


§. 302, 


Gejammtfache (universitas rerum), 


Ein Snbegriff von mehreren befondern Sachen, 
die als Eine Sache angefehen, und mit einem 
gemeinfchaftlichen Nahmen bezeichnet zu werden 
pflegen, macht eine Gefammtfache au, und wird 
als ein Ganzes betrachtet, 


1) Jede Sache Fann für fih allein der Gegenjtand eines 
Rechtes ſeyn; es Iaffen fich aber auch mehrere, einerley Nahmen 
führende Sachen als ein feine befondern Rechte habendes Ganze 
betrachten. Der erfte Fall hat Feine Schwierigkeiten; bey dem 
Vesten aber bringt der Umſtand, daß die ald ein Ganzes betrach— 
teten Dinge doch nichts defto weniger für fich beftehen, und nur 
durch eine Fiction für ein Ganzes gelten, eigene Rechtöverhält- 
niſſe hervor. 

2) In dem gegenwärtigen $. wird der aus diefer doppelten 
Anfiht der Sachen entfpringende Unterfchied zwifchen einzelnen 
oder befondern Sachen, und den einen Anbegriff von Sachen 
ausmachenden Gegenftänden des Nechtes erfichtlich gemacht, zu 
deffen Verdeutlichung bier Folgendes bemerft wird: Es Fonnen 
mehrere einzelne Sachen, wovon jede für fich ald ein Ganzes 
betrachtet werden kann, in phufifcher Verbindung ftehen. So 
3. B. kann man bey einem Bauerngufe, dad Haus, die Wie: 
fen, Aecker, Waldungen, ald einzelne Sachen anfehen; diefe 
einzelnen Sachen ftehen aber in Verbindung, und werden unter 
einem gemeinfchaftlihen Nahmen begriffen. Deffenungeachtet ift 
bier Eein folcher Inbegriff von Sachen vorhanden, wie in diefem 
$. gemeint ift. — Die Sachen, welche eine Gefammtfache aus: 
machen, ftehen unter fich in feinem andern Zufammenhange, 
al daß fie unter einem gemeinfchaftlichen Nahmen begriffen 
werden. Eine ſolche Gefammtfache ift 3. B. eine Herde Schafe, 
ein Waarenlager, eine Verlaſſenſchaft u. ſ. w. 
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Die einzelnen Schafe, die in dem Waarenlager befindlichen 
Maaren, die zur Derlaffenfchaft gehörige Barfchaft, Pretiofen , 
Geräthſchaften, Schuldforderungen u. f. w., ftehen unter einan- 
der in Feiner Verbindung, und fommen nur durch den ge: 
meinfchaftlihen Nahmen und ihr rechtliches Verhältniß in einen 
Zufammenbhang. 

3) Dad römifche Recht unterfcheidet ziwey Arten von In— 
begriffen, einen rechtlichen (universitas juris) und einen facz 
tifchen (universitas facti). Zu dem erftern rechnet e3 bekanntlich 
patrimonium, haereditas, dos und peculium, und dabey gilt 
die Negel: daß alles, was aud den Mitteln eines folchen Inbe— 
griffd angefchafft worden, auch mit zu dem Inbegriffe gehöre, 
und an den, dent ed zufällt, mit herausgegeben werden müſſe; 
wogegen bey Ginzelnheiten und bloß factifchen Inbegriffen der 
gedachte Grundfag, „daß der Werth an die Stelle der Sache, 
und die Sache an die Stelle des MWerthed frete,” nicht gilt. 
Diefen Unterfchied Eennt das allgemeine bürgerliche Gefesbuch 
nicht, fondern gibt bloß an, was unter einer Geſammtſache zu 
verftehen fey. 

4) Wohl aber fann man nach der Erklärung, die hier das 
Geſetz von einer Gefammtfache gibt, und der Natur der Cache, 
zweyerley Arten von Geſammtſachen unterſcheiden. Bey einer 
Art kömmt es lediglich auf dad Ganze, und nicht auf die Spe— 
cialität der einzelnen Theile an, aus dem fie beftehet, diefe hö- 
ven auf, ald eigene, für fich beftehende Gegenſtände angefehen 
zu werden; fie verlieren ihre Wichtigkeit ald Cinzelnheiten, und 
find nur lediglich ald unzufammenhängende Theile eined Ganzen 
vorhanden, deren DBerbleiben im Ganzen gleichgültig ift, wenn 
nur das Ganze felbft beftcht und feine Identität als Ganzes 
behält. Bey folchen Gefammtfachen erfcheint ein Wechfel der 
einzelnen in ihnen befindfichen Gegenftände als ganz gleichgültig, 
wenn der für einen andern eingetretene Gegenftand gleicher Gat: 
fung, dem erftern am Tauſchwerthe gleichkömmt. Viele derfelben 
find eigentlich für den Wechfel der einzelnen Theile angelegt und 
beſtimmt. Diefes ift der Fall bey allen jenen Gefanmtfachen, 
welche die Römer ald Beyfpiele der universitas facti aufführten; 

Nppel's Commentar TIL, Th, 5 
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nahmlich bey der Herde und der Stuterey, indem die Mutter 
Junge gebären, die Alten fterben oder gefchladtet werden; bey 
der familia servorum, bey einem Gutdinventare, bey welchem 
an die Stelle des Abgäangiggewordenen oder DVerbrauchten eine 
gleiche Sache treten, und diefelbe ergänzen muß, damit der Ge: 
ſammtbegriff beftehen. bleibe. Vorzüglich ift aber diefes bey einem 
Waarenlager, einem Kauf: und Buchladen der Fall, da bey 
diefem Inſtitute, feiner Beftimmung nah, ein Wechfel der ein= 
zelnen Gegenſtände eintreten muß. Dagegen gibt-ed einen In— 
begriff von mehreren befondern Sachen, die als eine Cache an— 
gefehen und mit einem gemeinfchaftlihen Nahmen bezeichnet zu 
werden pflegen, bey welchen die einzelnen Theile, als folche, ihre 
Wichtigkeit nicht verlieren, weil gerade der Werth des Ganzen 
auf der Individualität oder wenigftens Specialität der einzelnen 
Theile beruhet, und fohin ein Wechfel der einzelnen Theile auf 
den Werth ded Ganzen, mit welchem diefelben in einer gewiffen 
organifchen Verbindung ftehen, von wichtigem Einfluß ift. Die: 
fes ift 3. B. der Fall bey der Bibliothek eined Nechtögelehrten, 
eines Arztes, oder überhaupt eines Gelehrten; hier ift es nicht 
gleichgültig, ob ich 3. B. dem Nechtögelehrten ftatt der entlehn= 
ten Bücher andere, in ein anderes gelehrted Zach einfchlagende, 
von gleichem Werthe reftituire, was allerdings bey einem Buch— 
laden der Fall if. Der Buchhändler wird fich mit diefer Reſti— 
tution begnügen, der Gelehrte Fann e5 nicht. Ein Gleiches ift 
bey der Gallerie eined Gemähldeliebhabers der Sal. Auch hier 
Yiegt der Werth in dem Vorhandenfeyn jedes einzelnen Gemähl: 
des. Der Gemähldeliebhaber wird ſich nicht begnügen, wenn ic) 
ihm, anftatt eines Amor von Correggio, mehrere andere, vielleicht 
noch fo täufchend nachgeahmte Copien deöfelben übergeben wollte. 
Die practifchen Folgen diefed Unterfchiedes werden bey Erläutes 
rung der SS. 427 und A452 erbrtert werden. 


0. 303, 
Schätzbare und unfhäsbare Sachen. 


Schätzbare Sachen find Diejenigen, deren Werth 
durch Vergleihung mit, andern zum Verkehre 
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beftimmt werden kann; darunter gehören auch 
Dienftleiftungen, Hand: und Kopfarbeiten, Sa— 
hen hingegen, deren Werth durch Feine Verglei— 
chung mit andern im Verkehre befindlichen Sa— 
chen beftimmt werden kann, heißen unfchäßbare, 


4) Der 9 285 erklärt alles, was von der Perſon unter: 
fcehieden ift, und zum Gebrauche ded Menſchen dient, als 
eine Sache im rechtlichen Sinne ded Worted, Was aber zum 
Gebrauche der Menſchen dient, ift geeignet, einen Nußen zu 
verfihaffen, und was einen Nugen verfchafft, hat einen Werth. 
Diefer Werth ift aber zweyfach; denn entweder wird er durch 
die Art des Bedürfniſſes und durch den Grad der Nothwendigkeit 
eined Dinged, oder durch die Menge und Art der nüglichen Dinge, 
welche dafür zu erhalten find,sbeftimmt. Den erftern nennt man 
den Bedurfnißwerth, den legtern den Taufchwerth. 
Alle Dinge, welche einen Taufchwerth haben, müffen auch einen 
Bedurfnißwerth haben ; aber diefes ift nicht umgefehrt der Fall, 
weil viele Dinge von hohem Bedurfniffe ganz umfonft zu haben 
find, 3. DB. die Luft, auch größtentheils da5 Waller, Sonnen: 
licht u. f. w. 

2) Ein Mafftab, um den Bedürfnißwerth einer Sache zu 
beftimmen, laßt fich nicht Leicht aufjtellen, wohl aber Fann man 
den Taufchwerth einer Sache dadurch beftimmen, daß man Vers 
gleihungen anftellt, wie viel Sachen von einer beftimmten 
Gattung gegen andere Sachen umgetaufcht zu werden pflegen; 
3. B. A Kann fein Pferd gegen fünfzig Metzen Korn vertaufchen, 
während dem B für das feinige hundert Megen gebothen werden. 
In diefem Falle wäre der Tauſchwerth des dem B angehörigen 
Pferdes noch ein Mahl fo hoch, ald des dem A eigenthümlichen. 
Die Beftimmung des Werthes einer Sache, nad) Maßgabe einer 
folhen Vergleichung, heißt man eine Schätzung. Es iſt aus 
dem Gefagten auch erfichtlih, daß fich auf diefe Art und Weiſe 
der Tauſchwerth aller Sachen beftimmen Taffe, welche im Ver 
Fehre ftchen ; folche Sachen heißen daher auch ſchätzbare, und da 
auch Dienftleiftungen, Hand» und Kopfarbeiten gegen andere 
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Sachen ausgetaufcht zu werden pflegen (es ertheilt 3. B. Jemand 
gegen Koft und Wohnung Unterricht in Sprachen, in der Muſik 
u. f. w.), fo gehören auch diefe unter die fchägbaren Sachen. 

3) Dagegen gibt ed Sachen, wie bereit oben erwähnt 
worden ift, welche zwar einen Bedürfnißwerth, aber Feinen 
Tauſchwerth haben, weil fie nicht im Verkehre ftehen, deren 
Werth daher auch eben deßhalb nicht durch eine Vergleichung mit 
andern im Verkehr befindlichen Sachen beftimmt werden kann, 
und diefe Sachen heißen dann unfchäßbare. Unter diefe unſchätz— 
baren Sachen pflegt man auch gewöhnlich die Güter der Seele 
zu rechnen; felbe find aber, in juridifcher Beziehung, wie J. 285 
erwähnt worden ift, überhaupt von dem Begriffe der Sachen 
audgefchloffen, und nur in fo fern ihre Wirfungen in der Außen: 
welt erfcheinen, Fommen diefe innern Guter auch in juridifcher 
Beziehung zur Sprache, und haben aber dann auch einen Taufch: 
werth. Co find die Dienftleiftungen eines geſchickten und wohl: 
gefitteten Inſtructors mehr, ald die des minder gefchiekten und 
minder gefitteten werth. 


). 304, 
Mapftab der gerichtlichen Schägung. 


Der beftimmte Werth einer Sache heißt ihr. Preis.. 
Wenn eine Sache vom Gerichte zu ſchätzen ift, 
fo muß die Schätzung nach einer beftimmten 
Summe Geldes gefchehen. 


4) Um den Taufchwerth einer Sache zu beftimmen, muß 
felbe mit andern Sachen, die im Verkehre find, verglichen und 
errfert werden, wie viel von der andern Sache im Tauſche für 
die eine erhalten werden Fan. Wenn man 3. B. für zwey 
Pfund Zucker, drey Pfund Kaffeh befönmt, fo ſieht man, daß 
dad Pfund Zucker mehr werth ift, ald das Pfund Kaffeh, und 
zwar im Verhältniffe wie 3 zu 2. Wird nun auf diefe Art und 
Weile der Werth beftimmt, fo heißt derfelbe Preis. So Fann 
man alio im gegebenen Benfpiele fagen: Der Preis von 3 Vfund 
Kaffe fey 2 Pfund Zucker. — So pflegte man auch urfprüng: 
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fich in den rohen Zeiten eines höchit einfachen Verkehres die 
Gegenftände unmittelbar gegen einander zu vergleichen, und ih: 
ven Werth auf vorgezeigte Art und Weiſe zu beftimmen. Es 
bedient fih 3. B. Homer, um den Werth der Rüſtung des Div: 
medes anfchaulich zu machen, des Ausdrudes: „daß fie neun 
Dchfen gefoftet habe.” 

2) Allein als der Verkehr mit Sachen fpaterhin ermeitert 
und complicirt wurde, wurde dad Bedürfniß rege gemacht, ſich 
einer beftimmten Gattung von Sachen ald gemeines Zaufchmittel 
zu bedienen, und diefelben eben dadurch auch als vorzüglichften 
Merthmeffer oder Maßſtab des Preifed zu gebrauchen. Diefes 
allgemeine Zaufchmittel nennt man dad Geld. Doch hat man 
fih nicht zu allen Zeiten und in alfen Ländern einer gleichen 
Öattung von Sachen hiezu bedient. So bedient man fich in 
Abyſſinien hiezu des Salzes, und der berühmte Adam Smith 
gedenfet eined Dorfes in Schottland, wo man Nägel dazu ge: 
brauchte. Auf den Maldivifchen Infeln und in einzelnen Theilen 
von Indien und Afrika gebraucht man Eleine Schnedenhäufer, 
Nahmens „Kauris,” ald Geld. Allein ein folches Geld würde 
bey Nationen nicht Iange gelten können, die mit einem großen 
Theile der ganzen Erde im Verkehre ftehen. Darıım find auch) 
faft alle handelnden Nationen der Welt bey der Wahl der Waa— 
re, die.zum Gelde dienen foll, auf dad Metall verfallen. Zu 
den Zeiten, wo die jegt gemeinften Metalle noch felten waren, 
war man mit diefen zufrieden. Die Münze der Lacedemonier 
war Eifenz; dad Geld der Nömer war Kupfer. So wie man 
aber num diefe Metalle in größerer Menge aud der Erde hervor: 
hohlte, wurden die daraus geprägten Münzen zu wohlfeil, und 
alfo ein unbequemes Geld; daher find feit Yanger Zeit die edlen 
Metalle, Gold und Silber, dad Geld, welches am allgemeinften 
angenommen iſt; höchftens bedient man fich des Kupfers zu den 
geringfügigern, fogenannten Scheidemünzen, wobey auch nicht fo 
viel auf den innerlichen Werth gefehen wird. 

3) Später, ald fich die Staatsfunft verfeinerte, Brachte 
theild die Bequemlichkeit des Verkehrs, theils die durch Zeitver: 
hältniſſe herbeygeführte Staatönoth eine neue Gattung Audtaufch: 
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mittel an dad Zagedlicht, nahmlich dad Papiergeld. Dad: 
felbe ift aber nicht5 an und für fich beftehendes, fondern lediglich 
ein Borftellungszeichen der Münze. Sp lange daöfelbe in 
jenem glüdlichen Verhältniſſe zur Münze befteht, daß man dafur 
jedes Mahl fo viel Münze eintaufchen Fann, als es bezeichnet, ift 
dasſelbe auch ein wahres DVorftellungdzeichen dee Münze, und 
wird, wegen der ihr beywohnenden Bequemlichkeit in Berfendung, 
Aufbewahrung u. f. w., oft fehr gefucht. Wir haben gegenwärtig 
in Defterreich dreyerley folche Gattungen des Papiergeldes, 
nähmlich: Einlöfungsfcheine, Anticipationsfcheine und Banknoten. 
Dor Erfiheinung des Patentes vom 20. Hornung 1814 waren 
die Bancozettel das einzige in Defterreich curſirende Papiergeld. 
Die immermwährenden Kriege, in die Defterreich mit Frank: 
reich verwicelt wurde, führten die Nothwendigkeit herbey, das 
Papiergeld immer zu vermehren, wodurch ed fich dann von der 
Münze gleichfam Toszureißen, und zulegt in ein ſolches Mißver— 
hältniß zu gerathen begann, daß eine Abhülfe als dringend er: 
ſchien. — Diefe wurde duch das Finanzpatent vom 20. Hornung 
48411 erzielet, durch welches die Bancozettel auf den fünften Theil 
ihres Nennwerthes herabgefegt, und gegen die Einfösfcheine ein: 
gelöfet, welche zugleich nach ihrem vollen Nenuwerthe ald Wiener: 
Währung und die einzige Valuta für dad Inland erklärt wurden, 
Der im Jahre 1813 ausgebrochene Krieg, durch welchen den 
endlofen Erwerbungsplanen des damahligen franzöfifchen Kaiferd 
Napoleon endlich ein Ziel gefegt, und Deutfchland von der ihm 
örphenden Knechtfchaft glücklicher Weife befreyet wurde, brachte 
die Nothwendigkeit hervor, ein neues Papiergeld unter der Bes 
nennung „inticipationsfcheine” zu creiren, welche den Einlös— 
fiheinen ganz gleich gefest waren. Dadurch wurde zugleich die 
wohfthätige Abficht der Regierung, die Einldsfcheine auch im Curfe 
zu ihrem vollen Nennwerthe zu erheben, vereitelt. Der glück— 
liche Ausgang des für dad Wohl von ganz Europa unternoms 
menen Krieged wurde mit Necht ald das Ende der Crifid diefer 
Finanzoperationen angefehen, daher erfolgte ein nenes, dad Fi— 
nanzweſen regulivendes Patent vom 1. July 1816, welches an 
ordnete, dag in Zukunft nie mehr die Ausfertigung eines neuen 
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Papiergeldes mit Zwangswerth und Zwangsumlauf, oder irgend 
eine Vermehrung ded gegenwärtig im Umlauf befindlichen Statt 
- haben, und daß dad gegenwärtig vorhandene Papiergeld auf 
dem Wege einer-freywilligen Einlöfung in einem ununterbroche: 
nen Sortgange gänzlich aus dem Umlaufe gezogen, und die Geld: 
circulation auf die Grundlage der conventionsmäßig ausgeprägten 
Metallmunze zurücgeführt werden folle. Die Einlöfung des 
Vapiergelded wurde der eigens zu diefem Zwede creirten und or: 
ganifirten Nationalbank übertragen, welche zugleich die Beſtim— 
mung erhielt, nach Verhältniß der ihr von der Finanzverwaltung 
zu übergebenden, oder auf andern Wegen zufliegenden Münzvor: 
räthe Zahlungsanweifungen unter dem Nahmen „Banknoten” 
auszuftellen, welche auf Verlangen der Inhaber bey der dazu 
dotirten Auswechölungscaffe jederzeit nach ihrem vollen Betrage 
in Metallmünze umgewechfelt werden können, und vermittelft 
diefer Banknoten das circulirende Papiergeld nach und nach ein= 
zulöfen. Die Bank ift ein privilegirtes Privatinftitut , und das 
vollftandige Eigenthum der Actionärs, die durch ihre Einlagen 
an der Gründung derfelben Theil nahmen, und wird in diefer 
Eigenschaft in allen Streitfällen nach den allgemeinen Borfchrif: 
ten des bürgerlichen Nechtes behandelt. Die Banknoten wurden 
zugleich al3 ein von den Geſetzen anerfanntes Zahlungsmittel 
erklärt, deffen Anwendung im Privatverfehre jedoch von gegen— 
feitigem Webereinfommen abhängen foll, ohne daß eine Zwangs— 
verpflichtung zur Annahme derfelben Statt fände. Die Staats— 
verwaltung hat fich aber erklärt, fie in allen öffentlichen Gaffen, 
gleich der Conventionsmünze, annehmen zu roollen. 

4) Außer den in Defterreich im Umlaufe befindlichen Gold: 
und Silbermünzen, dann den Einlöfungs=, Anticipationsfcheinen 
und Banknoten, curfiren auch noch Kupfermünzen,„ welche theils 
als Scheidemünze für die Wiener-Währung (Einlöſungs- oder An: 
ficipationsfcheine), theil3 auch zue Ausgleichung ald Scheidemünze 
für die Conventionsmünze gelten. In letzterer Hinficht ift ange: 
prönet, daß bey den in Conventionsmünze an die Staatscaſſen 
zu Teiftenden Zahlungen nur die Ausgleichungen, welche weniner 
ald drey Kreuzer befragen, und die Gebühren, welche jenen Be: 
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trag nicht erreihen, in Kupferſcheidemünze abgeftattet werden 
können, indem bis zu dem DBetrage von drey Kreuzern einfchlie: 
fig conventionsmäßig auögeprägte Silbermünzen von den öffent: 
lichen Gaffen werden hinausgegeben, und fortwährend im Umlaufe 
erhalten werden, 

Auch Private follen, wenn ihre Forderungen auf Conven: 
tionsmünze lauten, nur in demfelben Berhältniffe Kupfermünze 
anzunehmen gehalten feyn. Ferner follen von den im Umlaufe 
befindlihen Kupfermünzen nur die urfprünglich auf dreyßig und 
fünfzehn Kreuzer auögeprägten Kupfermünzen, welche durch das 
Patent vom 20. Februar 4811, erftere auf ſechs, letztere 
auf drey Kreuzer, herabgefegt worden find; dann die älteren auf 
drey Kreuzer audgeprägten Kupfermünzen, welche durch das Pa— 
tent vom 4, Jänner 14812 auf zwey Kreuzer gefegt worden find; 
fo wie die in Folge diefed Patente ausgeprägten Dreyfreuzer , 
Einkreuzer- und Einhalbkreuzerſtücke; endlich alle Altern, noch im 
Umlaufe befindlichen Einkreuzerftücfe ohne Unterfchied, von wels 
cher Ausprägung fie find, da, wo fie als Theiler oder zur Aus— 
gleichung von Conventionsmünze verwendet werden, fowohl von 
den Staatöcaffen als von Privaten zur Hälfte ihres dermahligen 
Merthed (in Wiener - Währung) angenommen werden dürfen '). 

5) Es hängt im außergerichtlichen Privatverfcehre ganz von 
der Willkühr der Parteyen ab, auf welche Art fie den Preis feſt— 
fegen wollen. Für gerichtliche Schäßungen, fie mögen in Streit: 
fachen oder im adeligen Nichteramtöwege vor ſich gehen, beftimmt 
das Geſetz, ald ohnehin die gemöhnlichfte und Feichtefte Art, die 
Schägung nad) einer beftimmten Summe Geldes, ohne Anger: 
fehied, ob felbe von den Parteyen felbft, oder durch Kunſtver— 
ftändige Yorgenommen werde. Es gibt nähmlich, ſowohl nach un: 
ferer Civil= al3 Criminal= Gerichtöordrung, Fälle, wo der Be— 
fehädigte den Werth einer Sache (mittelft eines Eides) ſelbſt 
beftimmen kann, und Fälle, wo der Werth derfelben durch Sach— 


4) Patent vom 1. Juny 1818; J. G. S., Nr. 1251. Da die genaue Kenntniß des 
umlaufenden Geldes in einem Staate, in privatrechtlicher Beziehung, von 
Wichtigkeit ift, fo fihlen es mir am Plaße, hievon eine umfländliche Erwäh— 
nung zu machen. 
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verftändige erhoben wird. In beyden Fallen gefchieht die Preis— 
beftimmung im Gelde. Aber in welchem ? Im Papiergelde oder 
in Conventiondmünze? — Wenn die intereffirten Parteyen dieß— 
falls einig find, fo Fann die Schäßung unbeirret fo, wie fie die 
Parteyen wünfchen, vorgenommen werden. &ind aber die In— 
terejfenten hierüber uneinig, und hängen von der Art und Weiſe 
der Schäßung, je nachdem fie nähmlich in Conventionsmüngze 
oder in Einlösfcheinen vorgenommen wird, mehrere Rechte ab, 
fo fcheint wohl die Schägung in Iegtern vorgenommen werden zu 
müffen, da diefe noch immer alö die gefegliche Valuta der Wie: 
ner= Wahrung beftehen, 

6) Ueber die Frage: ob dem Eigenthümer eined unbewegli— 
hen Gutes die gerichtliche Schätzung deöfelben auch aufer den 
im Geſetze nahmentlich angegebenen Fällen, und ohne daß irgend 
ein Proceß anhängig wäre, zu bewilligen ſey? — wurde die Be: 
lehrung ertheilet, daß zwar einer folchen Schägung auch ferner 
Statt gegeben werden, folche jedoch gegen einen hievon nicht 
vorhinein verftändigten Dritten von Feiner Wirkung feyn Eönne '). 


. 305, 
Ordentlicher und außerordentlicher Preis. 

Wird eine Sache nach dem Nuben geſchätzt, den 
fie, mit Rückſicht auf Zeit und Ort, gewöhnlich 
und allgemein Yeiftet, fo fallt der ordentliche ıınd 
gemeine Preis aus; nimmt man aber auf die bes 
jondern Verhältniſſe und auf die in zufälligen 
Eigenfhaften der Sache gegründete befondere 
Borliche deöjenigen, dem der Werth erfeht wer- 
den muß, Rücklicht, fo entfteht ein außerordent— 
licher Preis, 

4) Nach der Beftimmung ded gegenwärtigen $. gibt es eine 

zweyfache Schäßung oder Preisbeftimmung, nähmlich den -g e 

meinen (ordentlichen) und den außerordentlichen Preis. 





+) Hofdeoret vom 16. July 13195 I. ©. S., Nr. 1090. 
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Daß Sachen gleicher Art und Gattung an verfchiedenen Orten 
und zu verfchiedenen Zeiten auch einen verfchiedenen Werth ha= 
ben, ift in der Natur der Sache gegründet, und es ift daher 
auch ganz natürlich, dag man fehon bey Beftimmung des or: 
dentlichen Preifes auf Zeit und Ortöverhältniffe Rückſicht neh: 
men müſſe. 

So fieht 3. B. der gemeine Preis des Getreide auf dem 
flachen Lande, oder in einem fruchtbaren Jahre viel niedriger, 
als in einer entlegenen Stadt, oder zur Zeit eines Mißwachſes. 
Manchmahl find Sachen nur für eine gewiffe Gattung Menſchen 
von befonderer Brauchbarfeit, wie 3. DB. ein Fabriksgebäude, 
und darum haben auch nicht ale Sachen an dem nähmlichen 
Orte, und zur nähmlichen Zeit für alle Mienfchen einen gleichen 
Werth. Deffenungeachtet ift der Preis, um den eine folche Sache 
mit Rückſicht auf den Nutzen, den felbe nach dem gewöhnlichen 
Laufe der Dinge für diefe Claffe Mienfchen leiſtet, angefchlagen 
wird, noch zum ordentlichen Preid zu rechnen. 

2) Bon dem außerordentlichen Preife gibt ed, nad) den 
Worten dieſes S., zwey Arten, und zwar nach den zwey 
Gründen, woraus er entfteht. Der eine Grund beruhet in 
dem befondern Intereſſe an einer Sache, welche aus 
individuellen Nüdfichten entfpringt. Eo 3. B. Fann der Fall 
eintreten, wo Jemand zu einem vorgefegten Zwede ein Werkzeug 
dringend bedarf, das zu derfelben Zeit und an dem Orfe, wo 
er davon Gebrauch machen foll, außerft ſchwer zu erhalten ift. 
Gr wird fih daher fehr bereit finden, demjenigen, der ihm ein 
folches Werkzeug verfchaift, mehr ald den gewöhnlichen Preis 
hiefür abzureichen. Es entfteht alfo dadurch ein außerordentlicher 
Preis. — Der andere Grund bejteht m der befondern Borliebe 
für eine Sache, welche auf der individuellen und perfönlichen 
Neigung zu einer Sache, wegen ihren zufälligen Gigenfchaften , 
3. B. weil man fie ald Gefchent vom Landesfürften, als ein 
Andenken von einem verehrten Freunde erhalten hat, beruhet *). 


4) Siehe des Herrn Vicepräſidenten Pratobebera Materialien „ B., ©: 195 — 4872. 
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3) Uebrigens ift e3 in die Augen fpringend, daß nicht jede 
Sache immer diefen zweyfachen Preis, nöhmlich den ordentli— 
chen und außerordentlichen haben könne; denn nicht immer fine 
det fi) Jemand, der ein befondered Intereſſe hat, eine Sache 
an fich zw.bringen, auch hat nicht jede Sache folche Eigenfchaf: 
ten, welche die Vorliebe des Einen oder Andern anregen. Der 
außerordentliche Preis ift daher auch in der Hinſicht außeror— 
dentlich, daß nur in dem feltenern Fällen eine Sache um diefen 
an Mann gebracht werden kann. 


0. 306, 
Melcher Preis bey gerichtlichen Schägungen zur Richtſchnur zu nehmen ift. 
Sn allen Fällen, wo nichts Anderes entweder bes 
dungen, oder von dem Gefege verordnet wird, 
muß bey der Schäkung einer Sache der gemeine 

Preis zur Richtfehnur genommen werden. 

. 4) Da überhaupt dad Ordentliche und Gewöhnliche die Ne: 
gel, dad Außerordentliche und Ungewöhnliche aber die Ausnahme 
bildet, fo ftellt anch bier der $. die Regel auf, daß wenn es 
fih um Schätzung einee Sache handelt, immer nur der gemeine 
Preis zur Richtſchnur genommen werden müffe. 

2) Ausnahmen find: a) wenn der außerordentliche Werth 
bedungen worden, und ohne Veberliftung oder DVereitelung des 
Sefeßes bedungen werden Fonunte ($. 1336), denn pacta dant 
legem contractibus ; oder b) wenn die Schäßung nach diefem 
Werthe ausdrüdlich vom Geſetze angenrdnet if. Dabey wird 
ganz natürlich vorausgeſetzt, daß wirklich der Fall eintrete, wo 
die Sache einen außerordentlichen Werth hat. — Da jedoch die: 
ſes nicht immer der Salt ift, fo kann auch nicht immer dort, 
wo es gefenlich angeordnet ift, die Schäßung nach dem aufer: 
ordentlichen Werthe einer Sache gefihehen. So ift 3. B., nad) 
$. 1331, der Dieb verbunden, den Werth der befondern Vor— 
liebe zu vergüten; allein ed dürfte wohl einer der feltenern Fülle 
ſeyn, daß die geftohlene Sache folche zufällige Eigenfibaften habe, 
die eine befondere Vorliebe des Beſitzers für felbe erregen. 
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Auch fallt es in die Begriffe, daß der Werth der befondern 
Vorliebe immer nur durch den Befchadigten felbft, nicht aber 
auch durch Sachverftändige beftimmt werden könne; während in 
manchen Fällen der außerordentliche Werth, der aus dem befon- 
dern Antereffe an einer Sache entftehet, das aus individuellen 
Rückſichten entfpringet, auch durch Sachverftändige erhoben wer 
den kann. Uebrigens gehören die nähern Beitimmungen, wie 
der ordentliche und außerordentlihe Werth zu erheben fey, in 
die bürgerliche oder peinliche GerichtSordnung. Nur mird bier 
noch bemerkt, daß Kalle eintreten können, wo der ordentliche 
und außerordentliche Preis einer Sache zugleich erhoben wer: 
den muß. Diefes ift 3. B. bey Diebftählen, Veruntreuungen 
und DBetriegereyen der Fall, wo von der Quantität des zugegan— 
genen Schadens die Trage abhängig ift: ob der Befchädiger 
ein Verbrecher, oder bloß ein ſchwerer Polizeyübertreter fey, oder 
ob fein Verbrechen in die eine oder andere Strafcathegorie falle ? 
und wo ed fich zugleih um Entfchädigung handelt. Um die 
erfte Trage zu beantworten, muß immer nur der gemeine Preis 
audgeforfcht werden; bey Beftimmung der Entfchadigungsleiftung 
aber muß auf den außerordentlichen Werth Rüdfiht genommen 
werden. 

5) Unter den hier angeführten Eintheilungen von Sachen 
führt dad preußifhe Gefesbuch noch eine Menge Beftimmungen 
zweifelhafter Ausdrufe von gewiffen Arten der Sachen auf, 5. B. 
was man unter Möbeln, Juwelen, Schmuf u. f. w. verftehe. 
Das gegenwärtige Gefegbuc gibt folhe Beftimmungen bey der 
Lehre von Vermächtniffen, wo fie am gewöhnlichiten vorkom— 
men, an. 

0, 307, 
Begriffe vom dinglichen und perfünlichen Sachenrechte. 
Rechte, weiche einer Perfon über eine Sache ohne 
Rückſicht auf gewiffe Derfonen zuftehen, werden 
dingliche Rechte genannt, Rechte, welche zu 
einer Sache nur gegen gewiſſe Perfonen unmit: 
telbar aus einem Gefebe, oder aus einer ber: 
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bindlichen Handlung entftehen,, beißen perſön— 
liche Sachenrechte. 


1) Die oberſte Eintheilung des Rechtes iſt in Perſonen— 
und Sachenrecht. Da Rechte nur darauf gerichtet ſeyn kön— 
nen, den Freyheitsgebrauch Anderer einzuſchränken, ſohin nur 
gegen Perfonen ausgeubt werden können, fo find im weitläufig— 
ſten Sinne des Wortes alle Rechte Perfonenrechte. Aber der 
Ausdruck Perſonenrecht wird bier in einem befchränftern 
Berftande genommen. Man verfteht nahmlich folche Rechte dar: 
unter, welche einer Perfon gegen Andere, ohne Rückſicht auf eine 
beftimmte Sache, zuftehen, und die durch dauernde Verhältniffe 
gegen diefe Perfonen gegründet find. 

2) Diefer Erklärung zufolge werden unter Sachenrecht 
überhaupt der. Inbegriff jener Rechte, welche einer Perfon gegen 
Andere in Bezug auf Sachen, im meiteften Sinne des Wortes 
genommen, zukommen, verftanden. Die Sachenrechte theilen fich 
dann wieder in dingliche und perfönliche Sachenrechte. — 

Bey jedem Nechte Fann man entweder die Perfon des Be— 
rechtigten,, oder die Perfon des Verpflichteten vor Augen haben. 
Hat man die Perfon des Berechtigten vor Augen, fo wird man 
ein Necht dann dinglich nennen, wenn die Befugniß zur. Aus— 
übung desfelben mit einer Sache, ohne Nüdficht auf eine gewiffe 
Perfon, verbunden ift (jus subjective reale), weiches 3. B. ben 
Grund: und Haus: Servituten der Fall ift, wo jeder Befiger 
des Grundes oder Hauſes diefe Rechte zu genießen hat. Sicht 
man dagegen auf die Perfon des Verpflichteten, fo wird dasje— 
nige Recht ein dingliches genannt, welches einer Perfon über 
eine Sache, ohne Rückſicht auf gewiffe Perfonen, zufteht. Diefe 
Rechte werden auch, nach der Erklärung des gegenwärtigen $., 
vorzugsweiſe dingliche Nechte genannt, und nur bey den Ser: 
vituten kömmt die Ausnahme vor, indem dort der Geſetzgeber 
auch auf den Berechtigten NRückjicht nimmt, und aus diefem Ge: 
fichtöpuncte die Servitutsrechte in dingliche und perſönliche 
eintheilet, Die dinglichen Rechte, in der legtern Bedeutung, werden 
im lateiniſchen Ausdrucke jura objective realia, oder jura in re 
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genannt. Won den dinglichen Sachenrechten unterfcheiden fich 
die perfönlichen Sachenrechte, bey welchen man eben gleichfalls 
obige Unterfcheidung beobachten, und in Folge derfelben entwes 
der die Perfon ded Berechtigten oder Verpflichteten ſich vor Aus 
gen halten Fann. Thut man das erftere, fo wird man perfon= 
liche Eachenrechte diejenigen nennen, welche Jemanden für ſeine 
Perfon, ohne Rückſicht auf den Befis einer Sache, zuftehen ; 
thut man aber daS Tegtere, fo heißen perfünliche Sachenrechte 
diejenigen, welche Jemanden nur gegen gewiffe Perfonen zu einer 
Sache zukommen; und nur’ diefe letztern Begriffe hat das öſter— 
reichifche Gefegbuch hier herausgehoben. Wenn daher im Allge 
meinen von dinglichen und perfünlichen Sachenrechten im öſter— 
reichifchen Nechte die Rede ift, fo wird auch nur immer der 
Begriff mit Hinfiht auf die Perfon des Berpflichteten zu be= 
flimmen feyn. Nur, wie gefagt, bey Servituten ift hievon eine 
Ausnahme gemacht worden. 

3) Den dreyfachen Unterfchied zwifchen dinglichen und pers 
fönlihen Sachenrechten in der legten Bedeutung, wie er im ges 
genwärtigen $. genommen iff, und zwar a) in Anfehung des 
Grunde, b) der Perfonen, zwifchen welchen dad Recht Statt 
findet, und c) in Anfehung des Inhaltes, hat bereitd Herr Hofe 
rath v. Zeiller in feinem Commentare angegeben. In Anfehung 
des Grundes kommen zwar beyde Sachenrechte darin überein, daß 
fich jedes derfelben auf eine Art der Erwerbung fiüßet, und daß 
Daher derjenige, der ein folches Recht vor Gericht in Anſpruch 
nimmt, diefed Factum der Erwerbung zu erweifen hatz aber 
fie unterfcheiden fich darin, daß wenn man bey dem dinglichen 
Rechte dad Factum der Erwerbung einmahl erwiefen hat, man es 
auch gegen jede Perfon durchfegen Fünne, wogegen bey dem per= 
fönlihen Sachenrechte diefer Beweis eben fo oft geliefert werden 
muß, fo oft ein Wechfel des Verpflichteten eintritt. Ein Beyfpiel 
foll das Gefagte deutlicher machen. Wer z. B. einmahl erwieſen 
hat, daß ihm von feinem Nachbar B das dinglihe Servi— 
tutsrecht, über feine Wiefe zu fahren, eingeräumt worden ift, 
hat nicht nöthig darzuthun, daß ihm dasfelbe auch von dem C, 
als Gutsnaghfolger des B, eingeräumt worden iſt; dagegen muß 
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der A, wenn ſich der B gegen ihn zur Leiftung eines jährlichen 
Geldbeytrages verbindlicy gemacht hat, und A diefes Recht nun 
auch gegen den C, ald Gutsnachfolger des B, durchfegen will, 
beweifen, daß diefe Verpflichtung an ihn ubergangen fey.— Das 
perfönliche Necht ift, wie Here Hofrath v. Zeiller treffend be— 
merkt, die Wirkung einer Verbindlichkeit, das dingliche Recht 
aber, umgefehrt, die Urfache der Verbindlichkeit. — An Anfehung 
der Perfonen befteht der Unterfchied darin, daß bey dem aus 
einem perfönlichen Sachenrechte beftehenden NRechtöverhaltniffe die 
Derfonen, die fich in felbem befinden, immer beftimmt find; wo— 
gegen bey dem dinglichen Sachenrechte diefes nicht der Fall ift, 
indem letzteres ein allgemeines, gegen alle Mienfchen gleich gel: 
tended Nechtöverhältniß begründet. Der Inhalt des perfönlichen 
Sachenrechtes ift immer eine rechtliche Forderung an eine Per: 
fon, daß fie etwas geben, leiften, geftatten oder unterlaffen 
foll; der Inhalt des Ddinglichen Sachenrechtes iſt Tediglicy die 
rechtliche Freyheit, zufolge welcher Jedermann alle Handlungen 
zu unterlaffen hat, welche den Berechtigten in der Ausübung 
feines Rechtes befchränfen würden. Um dad Gefagte anfchaulic) 
zu machen, denfe man fich, daß über die Verlaffenfchaft eines 
DVerftorbenen (welche in dem Inbegriffe der dinglichen und per: 
fönlichen Rechte eined Verftorbenen, dann deffen Verbindlich: 
keiten beftehet) ein Inventarium errichtet werde. Bey Auffüh: 
rung der dinglichen Rechte deöfelben wird Tediglich immer eine 
Sache befchrieben, ohne von einer Perfon (ausgenommen zur 
Bezeichnung der Identität der Sache) eine Erwähnung zu ma: 
chen. So werden bey Aufzählung der Eigenthumsrechte nur die 
Sachen bezeichnet, auf die ihm dad Eigenthum zuftand; bey 
Pfandrechten wird gleichfalls nur die Sache befchrieben,, welche 
zur Sicherheit dienetz dagegen wird bey den Activfchulden nicht 
nur der Betrag der Schuld, und die Bezeichnung der Währung, 
fondern auch die Perfon des Schuldners angeführt. 

4) Der Verfolg wird zeigen, daß, um alle Elare Ginficht 
in die Natur und Wirkungen ver perfönlichen und dinglichen 
Sachenrechte zu gewinnen, man Teßtere in ſolche, welche ihrer 
Natur nach dinglich find, und ſolche, welche #3 ihrer Wir: 
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Eung nad) find, eintheilen müffe. Die ihrer Natur nad) ding: 
lichen Sachenrechte find im folgenden $. aufgeführt. Cie find 
aber nicht in allen Fällen auch als dingliche Rechte wirkſam. 
Die Wirkung eines dinglichen Rechtes ift nähmlich, daß es dem 
Berechtigten gegen alle Befiger der Sache zukommen müffe. 
Setze men nun den Fall: Der Grundbefiser A habe feinem 
Nachbar B das Servitutörecht eingeräumt, einen Fahrweg auf 
- feinem Grunde und Boden zu halten; er hat ihm fohin ein feiner 
Natur nach dingliched Recht (denn ald folches ift ed vom Gefeke 
ausdrücklich bezeichnet) eingeräumt. Nun hat aber der B ver: 
nachläffiget, diefe Dienftbarkeit in dem Grundbuche eintragen zu 
faffen; der A verkauft diefen Grund und Boden, und fo: 
hin kann B fein Servitutsrecht gegen den neuen Befiger nicht 
mehr ausüben. Es ftand daher in diefem Falle dem B, fo lange A 
noch im Beſitze des dienftbaren Grundſtückes war, ein feiner Natur 
nach dingliched, aber feiner Wirkung nach perfönlihed Sachen: 
recht zu. — Daß diefe Unterfcheidung im Geifte des öſterreichi— 
ſchen Geſetzbuches gegründet fey, ergibt fich vorzüglich aus den 
Worten ded $. 481. Hier heißt ed, daß dad dingliche Recht 
der Dienſtbarkeit u. |. w. nur durch die Eintragung in die öf— 
fentlichen Bücher erworben werde, — aus welchen folgt, daß das 
Recht der Dienftbarkeit vor diefer Eintragung ein bloß perſön— 
liches Necht ſey, welches ohne den gemachten Unterfchied im 
offenbaren Widerfpruche mit dem folgenden $. ſtände. Dagegen 
wird umgekehrt ein bloß perfönliched Sachenrecht durch diefe 
Gintragung in ein dingliches Recht verwandelt. Dieſes ift z. B. 
felbft von dem Geſetzgeber in Anfehung ded Vorkaufsrechtes aus— 
gefprechen. Denn nach $. 4073 ift dad Vorkaufsrecht feiner 
Natur nach ein perfdnliches Recht; ed wird aber in Rückſicht 
auf unbewegliche Güter, durch Eintragung in die öffentlichen Bus 
cher, in ein dingliches Recht verwandelt. Auch bey andern Rech— 
ten ift diefes der Fall. — Wenn 53. B. der A fich dem B dahin 
verpflichtet hat, einen jährlichen Steuerbeytrag zu leiften, fo hat 
der B dadurch gewiß nichtd anders, ald ein perfönliched Sachen 
recht erworben; wird aber dieſes Recht auf das Gut de A ine 
tabulirt, To erhält ed die Wirkung eines dinglichen Nechted. Die 
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Wichtigkeit diefed gemachten Unterfchiedes wird ſich in der Zolge 
durch die hieraus gezogenen practifchen Folgerungen ergeben: 
Endlich 
5) glaube ich noch darauf aufmerkſam machen zu müſſen, 
daß es außer den rein perfönlichen und rein dinglichen Sachenrech— 
ten, in Bezug auf dad Subject, dem fie zuftehen, Rechte geben 
könne, die gemifchter Natur find, und dinglich= perfönliche Sa— 
chenrechte genannt werden können. Ich glaube mich vor der 
Hand, und bis nicht die Gelegenheit darauf führet, umftandlicher 
davon fprechen zu fonnen, auf dad berufen zu dürfen, was ich 
hierüber bereitd in der Wagner’fchen Zeitfchrift, Jahrg. 1830, 
1: H. ©: 22 — 29, der öffentlichen Beurtheilung vorgelegt habe: 


d. 308, 
Dingliche Sachentehte find das Recht des Beſi⸗ 
bes, des Eigenthumes, des Pfandes, der Dienft: 
barkeit und des Erbrechtes. 


4) In diefem $: werden die ihrer Natur nach diriglichen Sa: 
chenrechte aufgeführt: Ach will die hier angeführten einzelnen 
Rechte mit einigen Bemerfungen verfehen, und mit dem vorzüg— 
lichften dinglichen Rechte, nähmlich dem Eigenthumsrechte, den 
Anfang machen; 

2) Dad Eigenthumsrecht ift immer auch ein feiner Wir: 
kung nad) dingliched Recht: Denn ein Eigenthumdrecht ift ohne 
rechtliche Erwerbungsart nicht gedenkbar, welche entweder in der 
Befigergreifung, oder in der Tradition beftehet: Damit Jemand 
als Eigenthümer einer unbeweglichen Sache angefehen werden 
könne, ift nothwendig, daß derfelbe in den öffentlichen Büchern 
al Eigenthümer eingetragen werde; fo lange diefe Eintragung 
nicht gefchehen ift, Fann Niemand ald Eigenthümer einer unbes 
weglichen Sache geachtet werden. Derjenige, dem bloß das Ei- 
genthumsrecht durch Vertrag zugeftanden worden ift, hat, fo 
lange diefe Ginverleibung nicht vor ſich ging, weder ein feiner 
Natur, noch feiner Wirkung nach zuſtändiges Eigenthumsrecht 
erlangt. 

Nippel's Gommentar TIL, Th: 4 
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3) Dad Eigenthumsrecht kann dadurch eine Beſchränkung 
erleiden, daß einem Nichteigenthümer ein Recht auf die Sache 
zu dem Ende eingeräumt wird, aus der Sache, wenn die Vers 
bindlichkeit zur beftimmten Zeit nicht erfüllt wird, feine Befriedi— 
gung zu erlangen; diefes Necht heißt Pfandrecht. Auch diefes, 
feiner Natur nach dingliche Recht, ift es auch immer feiner 
Wirkſamkeit nach), weil die Tradition, die bey unbeweglichen Sa— 
chen durch die Einverleibung der Sorderung gefchieht, zur We— 
fenheit und Natur des Pfandrechtes gehört. Das bloße Verſpre— 
chen, Jemanden ein Pfandrecht einzuräumen, ohne Tradition 
oder bücherliche Einverleibung, begründet noch Fein Pfandrecht, 
und zeigt fich ald folches weder gegen den Schuldner felbft, noch 
gegen dritte Perfonen von Wirkfamteit. 

4) Ganz anders verhält ed fich bey Servitutsrechten, durch 
welche ein Eigenthümer verbunden wird, zum Vortheile eines 
Undern, in Nücficht feiner Sache, etwas zu dulden oder zu 
unterlaffen. Wenn A fich) dem B anheifchig macht, zur. vortheils 
haftern Benugung ded vom letztern beſeſſenen Haͤuſes fein eige— 
nes Haus nicht zu erhöhen, ſo hat er ihm ein ſeiner Natur nach 
wirklich beſtehendes Servitutsrecht eingeräumt. Der B kann dies 
ſes Servitutsrecht auch ohne Zweifel gegen den A geltend ma— 
chen; allein gegen ſeinen Nachfolger ſo lange nicht, als dieſes 
Recht nicht auf dem Haufe des B intabulirt erſcheint. ES iſt 
daher diefes, feiner Natur nach dingliche Recht nur gegen den 
A wirkſam, folglich ift es feiner Wirkung nach nur ein perſön— 
liches Recht '). 

5) Es ift unter den Lehrern des römischen Nechtes eine gro= 
fe Streitfrage: ob der Beſitz unter die dinglichen Rechte gereche 
net werden könne oder nicht ? 

Der Befig it, wie weiter unten vorfommen wird, an und 
für fich ein bloß factifches Verhältniß; allein er wird dadurch, 
daß mit diefem factifchen Zuftande, Nechte in Verbindung geſetzt 
werden, auch ein juridifches Verhältniß, und nur diefes Fan 

1) Wenn A deitt B auf fein Haus ein Pfandrecht eingeräumt hätte, fo Fann letz— 


terer Dasfelbe felbft gegen den A in fo lange nicht realifiren, bis er Die Eins 
verleibung nicht beforgt bat, 
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gemeint feyn, wenn von dem Beſitze, ald einem Nechte, gehan: 
delt wird, Auch ift Hier nur von diefem Nechtöverhältniffe, welches 
aus dem factifchen Zuftande des Beſitzes entfpringt, ſohin von 
dem eigentlichen jure possessionis, nicht von dem Rechte zum 
Befige (jure possidendi), die Rede. Es fcheint fo viel gewiß, 
daß das Beſitzrecht alle wefentlichen Eigenfchaften mit den übri— 
gen dinglichen Rechten gemein habe, und daß jene, wodurch e3 
fi von den übrigen, nahmentlich aufgeführten dinglichen Rechten 
zu unterfcheiden ſcheinet, Tediglih in der Eigenheit des Beſitzes 
liege, wad nicht zu vermeiden ift, da ganz natürlich jede Gat— 
fung der dinglichen Rechte ihre befondern Wirkungen mit fich 
führet, und fich dadurch von den andern dinglichen Rechten uns 
terfcheidet. Das Befigrecht hat nun mit allen dinglichen Rechten 
gemein, daß dasfelbe einer Perfon über eine Sache, ohne Rück— 
ficht auf gewiffe Perfonen, zuſteht ($. 307); der Befißer hat, 
fo wie der Eigenthümer, dad Necht, Jeden von feinem Befige 
auszufchließen, und jede Störung von fich hintan zu halten. Er 
Fann gegen Jedermann, der ihm den Beſitz der Sache gemwaltz 
fan oder liſtiger Weife entzieht, die Zurückfegung in die vorige 
Lage verlangen. Sein Recht gründet fich demnach, wie jedes 
andere dingliche Recht, in dem Verhältniſſe der Perſon zur Sache, 
und nicht in den von beftimmten Perfonen eingegangenen oder 
denfelben in Solge einer befondern Handlung gefeglich obliegenz 
den DBerpflichtungen. Es ift daher auch der im $. angeführte 
dreyfache Unterſchied zwiſchen dinglichen und perſönlichen Sachen— 
rechten vollkommen auf das Beſitzrecht anwendbar. Selbſt der 
von andern Rechtslehrern bemerkte Unterſchied zwiſchen dem Be— 
ſitzrechte und andern dinglichen Rechten, daß nähmlich die letztern 
gegen jeden Inhaber der Sache ausgeübt werden können, das 
Beſitzrecht ſelbſt aber, wenn man die Inhabung verloren bat, 
nur gegen den unrechten, oder jenen Beſitzer, welcher ein 
ſchwächeres Recht hat '), feheint nicht gegründet, da auch dee 
e . u”. 


— —⸗ 





) Der Beſitz nach dent öͤſterkeichiſchen bürgerlichen Rechte. Vom Profeſſor Joſebh 
Winniwarter und des Herrn Vicepräſidenten Ritter v. Pratobevera's Mate— 
mlien 7. B., ©. 400. 
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Eigenthumer fein Eigenthumörecht auf die Sache, wenn er die 
Inhabung verloren hat, nur gegen alle jene dritte Inhaber aus: 
üben kann, welche die Sache nicht in einer öffentlichen Verſtei— 
gerung, oder von einem zum Verkehre befugten Gewerböimanne 
u. ſ. w. an ſich gebracht haben. So wie alfo in dem Falle, 
al5 der frühere Befiger einer Sache felbe von dem gegenwär- 
tigen Befiger zurücfordern will, auf die Eigenfchaft des Beſitzes 
Nucdficht genommen werden muß, fo hängt auch da5 Gelingen 
der Eigenthumöflage von der Defchaffenheit der Erwerbungsart 
des geklagten Befigerd ab. Daß in diefer Hinficht die Wirkun— 
gen des DBefigrechtes noch mehreren Beſchränkungen unterworfen 
find, ald die des Gigenthumdrechtes, unterliegt zwar Feinem 
Zweifel; allein die mehrere oder mindere Befchränfung macht im 
Weſentlichen feinen Unterfchied, vielmehr kommen aud) hier beyde 
Nechte in der Hauptfache ganz überein. Denn, fo wie im Falle 
des $. 367 die Wirkungen des Eigenthumsrechtes darum aufhören, 
weil dort von dem redlichen Befiger dad Eigenthum erworben 
wird, fo hört auch hier dad Necht des Befiged, die Sache von 
dem Inhaber zurück zu fordern, aus dem Grunde auf, weil von 
dem Geſetze demjenigen die Befigrechte zuerkannt werden, der 
einen ftärfern Zitel hat, und bey gleich ftarfem Zitel, der fich 
im factifchen Befig der Sache befindet. Es pflegen noch außer= 
dem folgende Abweichungen angegeben zu werden: a) daß das 
Befigeecht auch ohne Titel, und felbft in fremden Sachen, durch 
eine einfeitige, eigenmächtige Handlung erworben werde; b) daß 
die übrigen dinglichen Nechte fih einander ausfchließen, während 
dad Befigrecht gewöhnlich mit andern dinglichen Nechten, als 
Folge derfelben, verbunden ift, und keinen Gegenftand des Ver— 
kehres ausmache; c) daß dad Befigrecht weder ein Gegenftand 
der Erſitzung, noch der Verfährung fey, denn man erlange ed mit 
dem Befige, und ed höre aber auch fogleich mit dem Belige auf; 
d) daß die zur Wiedererlangung des Beſitzes anzuftellende Klage 
dad Eigene habe, daß fie auch gegen jenen Statt hat, den man 
felbjt als DBefiger anerkennt, und dem man folglich dad Befigrecht 
zugeftehet. Auch die hier bemerkten Unterfihiede dünken mir mehr 
fcheinbar zu feyn, und bey einer nähern Unterfuchung größten: 
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theil3 zu zerfallen. Wenn man mit Zeiller ($. 380) unter Titel 
die rechtliche Möglichkeit, ein Recht zu erlangen, oder den Grund, 
woraus die Erwerbung eines Rechtes ſich rechtfertigen laßt, ver: 
ftehet, fo läßt fih unmöglich ein wirklich bejtehendes Recht ohne 
allen Titel denfen. Gin wirklich eriftirendes Recht fegt noth- 
wendig eine rechtliche Möglichkeit voraus. (Ab esse ad posse 
valet conclusio). Der Titel zum Befigrechte Tiegt im Geſetze 
felbft, das mit dem factifchen Verhaltniffe, welches wir Beſitz 
nennen, diefe jura possessionis in Verbindung gefeßt hat. Der 
Irrthum fcheint mir darin zu liegen, daß man den Titel zum 
Befige, nähmlich den Grund der rechtlichen Möglichkeit, eine 
Sache mit dem Willen, fie ald die feinige zu behalten, in feine 
Gewahrfame zu bringen, mit der rechtlichen Möglichkeit, die 
Rechte zu genießen, die mit dem Befige an und für fich verbun— 
den find, verwechlelte. Nun ift ed wohl richtig, daß man Be- 
figesrechte genießen könne, ohne einen Titel zum Befige felbft zu 
haben; allein diefes ift auch bey dem Eigenthumsrechte der Fall. 
Denn dem redlichen Beſitzer ftehen, auch ohne allen Titel zum 
Eigenthume felbjt, alle Rechte des Eigenthümers zu ($$. 329 u. 
362). So tie hier der rechtliche Grund der Möglichkeit, Eigen— 
thumsrechte zu genießen, in dem factifchen Zuftande des redlichen 
Beſitzes beruhet, fo beruhet der Grund der rechtlichen Möglich— 
Feit, die Befigesrechte auszuüben, in dem factifchen. Verhältniffe, 
dad wir Beſitz nennen, felbft. Daß dad Beſitzrecht auch an einer 
fremden Sache ausgeübt werden könne, ift Fein Umſtand, der 
daöfelbe von dinglichen Nechten überhaupt unterfcheidet, da die: 
fer Fall bey dem Pfand» und Servitutdrechte gleichfall3 eintritt. 
3u dem ad b) aufgeführten Unterfchied bemerfe ich, daß fich auch 
die übrigen dinglichen Rechte nicht immer auöfchliefen. Co kann 
es fehr oft gefchehen, daß Iemanden an der verpfändeten Sache 
auch Servitutsrechte zuftehen, ja auch ein Pfandrecht in eigener 
Sache ift, mie in der Folge gezeigt werden wird, nicht unge: 
denkbar. Uebrigens find die dinglichen Servitutsrechte ebenfalls 
Fein Gegenftand des rechtlichen Verkehres. Ad c) das Befisrecht 
ift an und für fich, und wenn es nicht in Verbindung mit dent 
Eigenthumsrechte gedacht wird, allerdings Fein Gegenftand der 
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Grfigung ; allein in diefem Puncte Eimmt es mit dem Erbrechte 
überein, dad gleichfalls jede Erfigung ausfchließt *). Cine Art 
der Verjährung tritt aber alferdingd auch manchmahl bey dem 
DBefigrechte ein ($. 351). Nur die ad d) gemachte Bemerkung 
ſcheint wirklich eine Gigenheit zu feyn, die bey dem Befigrechte 
allein wahrgenommen werden kann. Allein auc) andere dingliche 
Nechte haben ihre Eigenheiten; fo 3. B. hat dad Dienftbarfeitd: 
recht dad Befondere, daß eben dasfelbe Recht mehreren Perfonen 
eingeraumt werden Fann, ohne daß die Berechtigten unter fich 
einen Vorzug genießen, und ohne daß dadurch in die Nechtsfphäre 
de5 früher Berechtigten im mindeften eingegriffen würde; eine 
Eigenheit, die Fein anderes dingliche Recht mit ihm theilet. So 
3. B. Fann der Haudbefiger A dem Hausbefiker B, dann fpäter 
dem C, dann dem D u. f. w., die Servitut des Nichthöher: 
bauend einräumen; es Fann aber Niemand gegen Verfonen ein 
DBefige, Eigenthums-, Pfand» oder Erbrecht dergeftalt einräu: 
men, daß ed jedem derfelben gleichgültig ift, ob dem andern ein 
gleiches Necht zuftehe oder nicht. 

Aus dem Gefagten folgt, daß, fo wie jedes andere ding: 
liche Recht, auch das Befigrecht feine Eigenheiten mit fich führe, 
und feiner Natur nach mit fich führen müſſe; daß aber hierin gar 
fein Grund liege, dasſelbe deßhalb aus dem Neiche der dinglichen 
Rechte, mit welchen es alle wefentlichen Merkmahle gemein hat, 
auszufcheiden. 

6) Was endlich dad Erbrecht anbelangt, fo wird daöfelbe 
allgemein ald ein dingliched Necht geachtet, obfihon es in meh: 
teren Beziehungen dem perfonlichen Sachenrechte nahe au kom— 
men fcheinet, denn ed fest immer eine beftimmte Perfon 
voraus, an deren Wachlaffe Jemanden das Erbrecht zuftehet ; 
und da vor der Annahme ded Grben die Verlaffenfchaft fo be— 
frachtet wird, ald wenn fie noch von dem DBerftorbenen befeffen 
würde, fo kann man auch) fagen, daß der berufene Erbe mit 
einer beftimmten Perfon in einem befondern Rechtsver— 


4) Siehe die Verjährung nach dem öfterreichifchen bürgerlichen Rechte. Bon Hrn. 
Dr. Zofeph Winniwarter, Ef. Rath und Profeffor, in des Heren Vicepräſi— 
denten v. Pratobevera Materialien B. 3, 9. 75. 
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hältniffe ftehe. Beyde diefe Umftände aber find charakteriftifche 
Merkmahle der dinglich perfönlichen Sachenrechte. In fo fern 
weiter auch die Vermächtniffe in die Lehre des Erbrechted aufge: 
nommen werden, fo ift gar Fein Zweifel, daß das Erbrecht Be: 
ftimmungen enthält, die in dad perfönliche Sachenrecht gehören. 
Denn der Vermächtnißnehmer hat offenbar nur ein perfönliches 
Necht gegen den Erben auf die Herausgabe des VBermächtniffes, 
und da Niemand berechtiget ift, eine Erbfchaft eigenmächtig in 
Befiß zu nehmen, fondern alle dießfalligen Anfprüche erft von 
den Erben gegen dad Gericht auf geeignetem Wege geltend ge: 
macht werden müffen, fo hat ein Aehnliches auch bey den Erben 
Statt. Indeſſen wird dad Erbrecht vorzüglich aus dem Grunde 
als ein dingliches Necht behandelt, weil auch nach erhaltener 
Cinantiwortung der Befißnehmer von Jenem, der ein befjeres oder 
gleiches Erbrecht zu haben ‚behauptet, auf Abtretung oder Theis 
lung der Erbfihaft belangt werden kann ($. 825). 
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Erfte Abtheilung 


ves Sachenrechtes. 


Bon den dinglichen Rechten. 





Erſtes Hauptftück, 
Bon dem DBDefige 
0. 309, 


Snhaber. Befiser. 

Wer eine Sache in feiner Macht oder Gemwahr: 
fame hat, heißt ihr Inhaber. Hat der Inha— 
ber einer Sache den Willen, fie als die feinige 
zu behalten, fo ift er ihr. Beſitzer. 


4) Vater Sache wird nah dem $. 285 gegebenen Be: 
griffe alied dasjenige verftanden, was von der Perfon unterfchies 
den ift und zum Gebrauche der Menfchen dient. In diefer wei: 
ten Bedeutung des Wortes wird der Ausdruf „Sache im ge— 
genwärtigen $. nicht genommen, fondern hier ift, wie aus den 
nachfolgenden FJ. 312 — 314, und aus dem Ausdrude „in 
Sewahrfame haben” erfichtlich ift, nur von einer Förperlichen, 
oder diefer gleichgehaltenen Sache die Nede, da man ganz na= 
türlich bloße Nechte nicht in feiner Gewahrfame haben kann. 

2) Zu dem Begriffe des Befiged einer Eörperlichen Sache 
gehört daher, nach Vorfchrift des gegenwärtigen $., vor allem die 
Inhabung derfelben. Als Inhaber erklärt er aber denjenigen, 
welcher die Sache in feiner Macht oder Gemwahrfame (fo viel 
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al3 Verwahrung) hat. Man hat aber dann eine Sache in feis 
ner Macht oder Gewahrfame, wenn man in der Lage ift, über 
felbe nach Belieben verfügen zu können. Aus diefem folgt, 
daß ed mehrere Gattungen von Anhabungen geben Fonne, weil 
auch die Didglichfeit, mit einer Sache nad) Belieben zu verfit: 
gen, verfchieden feyn Fann, Man kann nähmlich eine Cache 
in feiner phyſiſchen Macht haben, fo, dag man vermöge feiner 
förperlichen Kräfte hierüber verfügen Fannz oder man Fann mit 
demjenigen, der ſich in einer folchen Lage befindet, in einem 
folhen Nechtöverhältniffe ftehen, daß er die ihm anbefohlenen 
Verfügungen über die Sache in dad Werk fegen muß. — Die 
erftere Art der Inhabung nenne ich die phufifche, die letztere 
die moralifche Anhabung. So ift 3. DB. der Herrfchaftöbeliger 
moralifcher Inhaber der in der Gaffe feiner Beamten befindlis 
chen Nentgelderz oder der Steuerbeamte ift moralifcher Inha— 
ber der in Handen feiner Untergeordneten befindlichen Steuer: 
gelder,, deren Eigenthümer der Staat ift. 

3) Nebjt der Inhabung wird aber zum Beſitze auch der 
Wille, die Sache ald die feinige zu behalten, erfordert. Daher 
Fann Niemand ohne oder gegen feinen Willen Befiger einer 
Sache werden, wenn fich diefelbe auch in feiner Gewahrfame 
befindet. — Damit Jemand als Beſitzer angefehen werden könne, 
muß er den Willen haben, fie ſchon dermahlen als die feinige 
zu behandeln, und. es genügt nicht, daß er dad Vorhaben hege, 
felbe Fünftig in fein Eigenthum zu bringen, oder für einen be: 
ftimmten Fall Gigenthumsrechte an felber auszuüben, Wenn 
3: B. A verreifet, und dem B feine Sackuhr mit dem Bedeuten 
in Aufbewahrung übergibt, daß er, wenn er auf der Neife mit 
Tode abgehen follte, fie ald fein Eigenthum behaften folle, und 
B auch feinen Willen dahin erklärt, fie für diefen Kal al die 
feinige behalten zu wollen, fo ift er dadurch noch nicht zum 
Befiger diefer Sache geworden, fondern Tediglich als Inhaber 
derfelben anzufehen. Eben fo wenig ift derjenige ald Beſitzer zu 
betrachten, welcher den Willen hat, auf die in feiner Gewahrfame 
befindliche Sache folche Rechte auszuüben, die auch ein Nichteigen: 
thumer ausüben kann, 3. B. diefe Sache zeitweife zu benützen. 
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4) 63 entfteht die Trage: ob dem Anhaber einer Sache, 
ald ſolchem, Nechte zuftehen, und welhe? — Um diefe Frage 
gehörig beantworten zu können, iſt nofhwendig, die verfchiedenen 
Derhältniffe, mie man zur Anhabung einer Sache gelangen 
kann, von einander zu unterfcheiden. Wer nähmlich eine Sache 
in feiner Macht und Gemwahrfame hat, ohne den Willen zu has 
ben, fie als die feinige zu behalten, muß entweder den (wah: 
ten oder vermutheten) Eigenthümer derfelben Eennen, oder er 
muß, ohne den Eigenthümer zu Eennen, wiffen oder vorausfeßen, 
daß fie einen Gigenthümer habe, — oder er muß fie alö eine 
frenftehende Sache betrachten. Am erftern Sale ift fie entweder 
felbft von dem Eigenthümer dem Inhaber übergeben worden 
oder nicht. Iſt fie felbft von dem Eigenthümer dem Inhaber 
übergeben worden, fo beſtimmt die Art der Mebergabe das Rechts— 
verhaltniß des Anhaberd gegen den Uebergeber, folglich auch die 
aus diefem Rechtöverhältniffe hervorgehenden Rechte und Prlichten ; 
zugleich bezeichnen diefe legteren die Nechte, welche dem Inha— 
ber einer Sache, als ſolchem, gegen dritte Perfonen zuſtehen. Es 
können ihm nähmlich für feinen Zal mehrere Nechte gebühren , 
als dem Eigenthümer ſelbſt in Anfehung diefer Sache zufommen; 
ihm müjfen aber auch alle jene Rechte zugeftanden werden, ohne 
welche er die gegen den Gigenthümer übernommenen Pflichten 
nicht erfüllen Eönnte. So muß z. DB. demjenigen, dem eine 
fremde Sache in die Obforge gegeben wird, und welcher folg— 
lich die Verpflichtung auf fi nimmt, die ihm anvertraute Sache 
vor Schaden zu fihern, dad Hecht zugeftanden werden, fi in 
feiner Inhabung zu fhügen, und gleich) dem Befiger in dem 
Falle, als die richterliche Hülfe zu Tpat Fame, Gewalt mit 
angenieffener Gewalt abzutreiben ($. 344). Sm Falle, als ihm 
die anvertraute Sache wirflih aus feiner Macht und Gewaͤhr— 
fame durch, Lift oder Gewalt entzogen wird, Fann ihm auch das 
Recht nicht genommen werden, diefe Sache von dem gegenwär: 
tigen Inhaber, in fo fern er felbft der Entzieher ift, und die— 
fed nachgewiefen werden kann, gerichtlich zu fordern, weil der 
leßtere bier als DBefchädiger erfcheint, und von jedem Befchadi- 
ger der Erſatz des Schadens, der hier in der Zurückſtellung der 
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Sache befteht, gerichtlich gefordert werden kann. Iſt aber der 
gegenwärtige Inhaber eine dritte Perfon, fo kann fie nur mit 
der Klage aus dem wirklichen oder vermutheten Eigenthums— 
rechte zurüickgefordert werden, welche Klage dem bloßen Inhaber 
der Sache nicht zufteht. — Der Inhaber müßte fich daher, im 
Falle ihm felbft daran gelegen ift, die Sache zurück zu erhalten, 
von dem Eigenthümer fein Necht auf die Sache abtreten laffen, 
oder ihn als Streitgenoffen zuziehen. Iſt der Inhaber aber 
auf eine andere Weife zur Anhabung einer Sache gelangt, de: 
ren Eigenthümer ihm befannt ift, fo ift er verpflichtet, die Sache 
demfelben zurück zu ftellen ($. 396). Bis zur Zurückſtellung der 
Sache an den Eigenthümer, oder bis zur gerichtlichen Hinterle— 
gung derfelben, wenn die Zurüdftelung an den Eigenthümer 
nicht gleich möglich feyn follte, liegt dem Inhaber die Pflicht 
der Dbforge ob, und ed müffen ihm daher auch ebenfalls alle 
Rechte gegen einen Dritten zuftehen, welche dem Inhaber im 
obigen Falle zukommen. Kennt der Inhaber einer Sache den 
Eigenthümer derfelben nicht, aber. er weiß oder muß vorausſe— 
Gen, daß fie einen Eigenthümer habe ($. 388), fo muß er die 
DBorfchriften der 9. 389 — 392 beobachten, Dadurch hat er 
die Pflichten gegen den. Eigenthümer erfüllt. — Die Nechte ge— 
gen dritte Perfonen werden bey Erläuterung der gefetlichen Be: 
flimmungen über dad Finden von verlornen Sachen erörtert wer: 
den. Sieht der Inhaber die Sache ald eine frenftehende an, fo 
wird er fie jedem Dritten zur Zueignung überlaffen. Denn würde 
er fi) weigern, dieſes zu thun, fo würde er eben dadurch den 
Willen an den Tag legen, die Sache als die feinige behalten 
zu wollen, folglic) nicht mehr bloger Inhaber, fondern Beſitzer 
der Sache ſeyn. 


J. 310, 


Grwerbung des Befiges. Fähigkeit der Perfon zur Befiserwerbung. 


Perfonen, die den Gebrauh der Vernunft nicht 
haben, find an fich unfähig, einen Beſitz zu er— 
langen. Sie werden durch einen Vormund oder 
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Curator vertreten. Unmündige, welche die Sahre 
der Kindheit zurückgelegt Haben, können für ſich 
allein eine Sache in Beſitz nehmen. 


4) Zur Erwerbung des Beſitzes einer Sache gehört: a) 
eine hiezu fähige Perſon; b) eine befißfahige Sache, und c) eine 
Handlung, durch welche die Perfon fich wirklid in den Beſitz 
fest. Von den beyden erftern Grforderniffen ift hier die Rede. 

2) Was nun dad erfte Erforderniß betrifft, fo kömmt es, 
in Anfehung der Perfon bey dem Befige einer körperlichen Sache, 
von welchem in dem vorhergehenden $. audfchließend gehandelt 
wird, auf die Fähigkeit an, eine Sache in feine Macht oder 
SGewahrfame zu bringen, und auf eine gewiffe Abficht und be= 
ftimmten Willen zu haben an. — Der Mangel der erfteren 
Eann der Befißergreifung nicht wohl entgegen fiehen, da man 
die phufifche Macht auch durch Andere ausüben Fann, und in 
manchen Ballen eine bloße Betretung oder Bezeichnung ſchon 
hinreicht ($. 315); wegen Mangel des Willens find aber alle 
zur Grwerbung des Beſitzes unfähig, welche noch Eeinen folchen 
Willen haben, der als das Product der Vernunftthätigkeit an— 
gefehen werden kann '). 

3) Unter diefe gehören vor Allen Diejenigen, welche den 
Gebraud der Vernunft nicht haben, nähmlidy Rafende, Wahn: 
finnige, und eine Gattung von Blödfinnigen. Ich habe nähm— 
lich bereit $. 24 Neo. 3 bemerkt, daß ed zweyerley Gattungen 
von Blödfinnigen gebe, nähmlich a) foldhe, die des Gebrauches 
der Vernunft ganz beraubt find, und b) ſolche, denen zwar 
der Gebrauch der Vernunft nicht gänzlich mangelt, bey denen 
fie jedoch fo ſchwach ift, daß diefelben nicht fähig find, die Fol- 
gen ihrer Handlungen einzufehen. Nach dem Wortlaute des ge: 
genwärtigen S. find offenbar nur die erfteren, nicht aber auch 
die letztern zur Erwerbung des Beſitzes unfähig. Es iſt alfo 
nicht genug, daß derjenige, welcher die Unfähigkeit feines Geg— 
nerd zur Befigergreifung darthun will, das Decret oder Edict 





1) Eiche die Abhandlung des Herrn Profeſſors Winnitwarter über den Beſitz in 
Pratobevera's Materialien 7. DB. , ©. 121 — 122. 
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vorweife, äufolge welchem diefer wegen Blödfinn unter Gurarel 
gefegt worden iftz; fondern er muß auch insbefondere darthun, 
daß diefer Blödfinn ein folcher ift, welcher den Gebrauch der 
Vernunft ganz ausfchließt. 

4) Bollbetrunfene werden den Nafenden, Wahnfinnigen 
und Blödfinnigen der erften Gattung ganz gleich gerechnet, denn 
ihnen mangelt ebenfalld$ der Gebrauch der Vernunft; fie find 
daher auch zur Befieserwerbung unfähig. Partielle Trunken— 
heit fchließt eben aus diefem Grunde diefe Fähigkeit nicht aus. 

5) Unmündigen (nach zurüdgelegtem Kindesalter, $. 21), 
und fohin um fo vielmehr mündigen Mlinderfährigen wird vom 
Gefege ſchon ein folcher Wille zugemuthet, welcder ein Ausflug 
der beginnenden Verftandesthätigkeit iftz fie können daher fihon 
eine Sache in Befig nehmen. Sollte es fich zeigen, daß ihnen 
der Befig einer Sache läſtig falle, fo ift ohnehin ihren Vertre— 
tern die Macht eingeraumt, denfelben wieder aufzugeben, 

6) Wenn Kinder unter fieben Jahren, und die des Ge: 
brauches der Vernunft beraubten Menfchen gleich für fich felbft 
zur Befigeserwerbung unfähig find, fo können dieſelben doch 
mittelft ihrer Vertreter einen Beſitz erwerben. 


I. 314. 
Gegenftände des Befiges. 


Alle Eörperlihe und unkörperliche Sachen, welche 
ein Gegenftand des rechtlichen Verkehrs find, kön— 
nen in Beſitz genommen werden. 


4) Der Beſitz ift an und für ſich ein bloß factifches Wer: 
haltnig, und bat ald ſolches mit dem Nechte nichts gemein, 
Allein an diefed factiſche Verhältniß find theils ſchon nach na: 
fürlichem Nechte, noch mehr aber durch die pofitive Sefeggebung 
gewiffe Rechte geknüpft, und dadurch wird der Beſitz auch ein 
juridifches Verhältniß. Der Inbegriff der mit dem factifchen 
Derhältniffe, das man Befig nennt, verfmüpften Nechte Kann 
füglich der juridifche Befig, zum Unterfcyiede von dem bloß fac- 
tiſchen, wo von allem Rechte weggefehen wird, genannt werden. 
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2) Der gegenwärtige $. beantwortet nun die Frage, welche 
Sachen den Gegenftand des juridifchen Befiged ausmachen kön— 
nen? — Gr fagt, daß alle körperliche und unförperliche Sa— 
chen, welche ein Gegenftand ded rechtlichen Verkehrs find, 
in Bejig genommen werden Fonnen. Aus diefem folgt, daß 
hievon 

erftend, alle Sachen ausgefchloffen fenen, bey welchen 
eine Inhabung nicht Statt finden Fann. Denn der juridifche 
Befig fegt dad Vorhandenſeyn des factifchen Verhältniſſes vers 
aus; wo diefed nicht Platz greift, und greifen kann, dort Fann 
auch von dem juridifchen DBefige Feine Rede feyn. In diefer 
Hinficht kann daher ein Befig an Sachen, die unermeßlich, oder 
von unerfchöpflihem Gebrauche find, nicht Platz greifen, wie 
3. B. am der freyen Luft, dem Weltmeere, dem Sonnenlicht 
u. ſ. w. Allein von dem juridifchen Befige find auch 

zweytens, Sachen ausgefchloffen, bey welchen das bloß 
factifche Verhältniß zwar eintreten, bey denen aber der recht: 
liche Wille, fie als die feinigen zu behandeln, nicht vorhanden 
feyn kann, weil deren Verkehr durch ausdrückliche Geſetze unters 
fagt iſt. Solche Sachen find: 

a. Xusländifche Lotterieloofe. Denn der Befiß und die Inhabung 
eines folchen Loofed ift unter den in den $$. 24 und 25 des 
Lottopatented vom 13. März; 1813 auf die Theilnahme an 
auswärtigen Lotterien gefegten Strafen verbothen, und es ha— 
ben demnach diejenigen, denen Loofe zu auswärtigen Lotterien 
zukommen, folche, um fich vor allen nachtheiligen Folgen zu 
verwahren, fogleich zu vernichten, oder der politifchen Obrig— 
Eeit einzufenden, welche angewiefen ift, fie an dad vorgefeßte 
Kreisamt zur Vertilgung zu übergeben '). 


4) Hoffantmerdecret vom 7. Zuny 1326. Polit. Gef. 5%. Br, ©. 56. Die bezo⸗ 
genen $$. Des Lottopatentes lauten: 9. 23. Alle Einfäge in ausländiiche, wie 
immer geartete große Lotterien,, fie mögen für eigene oder fremde Rechnung 
geichehen, find unter der bisher beſtimmt gemefenen Strafe von fünfzig Ducas 
ten, zu vier Gulden dreyßig Kreuzer, oder zweyhundert fünfundzwanzig Sulz 
den W. W. für jedes einzelne ganze oder Claſſenloos, wozu fowohl ver Käufer 
als Verkäufer, oder Commiffionär, und zwar jeder insbefondere zu verhalten 
feyn wird, verbothen. Für Biertels oder halbe Loofe, welche jedoch nur dann 
als folche zu betrachten find, wenn Diele Eigenſchaft anf dem Loofe ſelbſt ans? 
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b) Die ärarifhen Montouröftücke machen Feinen Gegenftand des 
Privatverfehrs aus, und es ift den Behörden aufgefragen, 
ſolche, wo fie angetroffen werden, ohne alle Rückſicht in Be: 
fchlag zu nehmen und an die nächte Militär: Deconomies 
Commiſſion, oder dad nächte Depot zum fernern Gebrauche 
für die Truppen abzugeben '). 

c) Kreuzpartifeln und Reliquien find Fein Gegenſtand des Pri— 
vatverfehrsz; deren Verkauf ift ſowohl in als außer dem Ver: 
fleigerungdwege, fo wie auch deren Befchlagnehmung in Con— 
curd= und Verlaffenfchaftsfällen, dann deren Webertragung an 
Afatholifen, als Erben, nicht geftattet °). 

d) Die hier aufgezählten Sachen find dem Verkehre überhaupt 
entzogen; es gibt aber auch Sachen, die nur in Bezug auf 
gewiſſe Perfonen dem Verkehre entzogen find. So ift in meh— 
reren Landern des dfterreichifchen Kaiferftaated den turkifchen 
Unterthanen und den Juden die Anfichbringung unbeweglicher 
Güter überhaupt, oder wenigftend befonderer Gattungen derz 
felben, verbothen, und in manchen Ländern find Unadelige 
von dem Beſitze landtäflicher Güter ausgefchleffen ; wovon 
übrigens bey Erläuterung des $. 355 umftändlicher gehandelt 
werden wird. 


— J—— 
* Arten der Beſitzerwerbung. 
Körperliche bewegliche Sachen werden durch phy— 
ſiſche Ergreifung, Wegführung oder Verwahrung, 
unbewegliche aber durch Betretung, Verrainung, 


gedrückt iſt, bleibt der für ganze oder Claſſenlooſe feſtgeſetzte Strafbetrag nach 
dem Verhältniſſe dieſer Theillooſe zu dem Ganzen, und zwar für jedes Vier— 
telloos mit zwölf einem halben Ducaten, zu vier Gulden dreyßig Kreuzer, 
oder fehsundfünfzig Gulden fünfzehn Kreuzer, und für jedes halbe Loos mut 
fünfundgwanzig Ducaten, oder einhundert zwölf Gulden dreyßig Kreuzer 
WB. W. beftimmt. — |. 25. Die Einfäße in ausländiſche öffentlihe Zahlenlot— 
ferien, dann in ausländifche Privar : Zahlen » Lotterie = Collecturen oder 
Banfen, diefe mögen nun auf aus- oder inlandifche Ziehungen Spiele fanıs 
mein, find bey Strafe don einem Ducaten, oder vier Gulden dreyßig Kreu— 
der W. W. für jeden dahin ceingelegten Kreuzer unterfagt, 

1) Hoffanzleydecret von 5. Dee. 1800. Polit. Geſ. 15, B., ©. 201. 

2) Holfanzlendecrer vom 16. Nov. 1826. Polit, Gef. 5. B. Sa 12 
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Einzäunung, Bezeichnung oder Bearbeitung in 
Beſitz genommen, Sn den Beſitz unkörperlicher 
Sachen oder Rechte kommt man durch den Ge: 
brauch derjelben im eigenen Nahmen, 


4) Zum wirklichen Beſitz ift, nebft der Möglichkeit ($.310 
u. 311), auch die Befigergreifung, d. i jene äußere Hand: 
lung nothwendig, wodurch man die Sache in feine Macht und 
Sewahrfame bringt, in der Abficht, fie ald die feinige zu behal: 
tem Daß nebſt diefer Handlung auch noch eine befondere Er: 
Earung, die Sache ald die feinige behalten zu wollen, hinzufres 
ten muffe, fcheint nicht nothwendig, da, wie bereitd dargethan 
wurde, bey jeder Inhabung ein Befig vorausgefegt werden muß: 

2) Die Arten der Befigergreifung müffen aber der Befchaf: 
fenheit des ©egenftandes, je nachdem er Eörperlicy oder unkör— 
perlich, und jener beweglich oder unbemweglich ift, angemeffen 
und fohin auch verfchieden feyn. Körperliche bewegliche Sachen 
werden, nach diefem F., durch phyfiiche Ergreifung, Wegfüh— 
rung oder Verwahrung in Befiß genommen. Hat aber Iemand 
fhon eine Sache in der Gewahrfame, fo muß er ganz natürlic) 
durch die bloge Erklärung feines Willens, felbe als die feinige 
behalten zu wollen, ihr Befiger werden. Unbeweglihe Sachen 
werden, wie der 9: fagt, durch Betretung, Verrainung, Einzäu— 
nung, Bezeichnung oder Bearbeitung in Befig genommen. Es 
ift nicht nothwendig, dag die Verrainung, Einzäunung , Bezeichz 
nung oder Bearbeitung von dem, den Befig der unbeweglichen 
Sache Ergreifenden in eigener Perfon gefchehe; ed genügt, wenn 
fie auf deffen Geheiß durch andere Perfonen, die jedocy vom er— 
fteren zu diefem Zwede eigens gedungen oder beftelft feyn müſ— 
fen, vorgenommen wird. 

5) Der Befiß unförperlicher Sachen oder der Rechte be— 
fteht in dem Gebrauche (der Ausübung) derfelben im eigenen 
Nahmen. Man Edmmt alfo in den Befiß derfelben, wenn man 
fie im eigenen Nahmen zu gebrauchen beginnt. Diefer Gebraud) 
kann aber auf zweyfache Art vorfommen: entweder als Folge 
eined zweifellos exiftivenden, oder als Grund eines erjt zu erwer— 
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benden Rechtes. Ein Beyfpiel fol das Gefagte deutlich madyen. 
Es ift unzweifelhaft, daß Jemanden dad Recht, in einem gewiffen 
Diftricte zu fagen, oder dad Recht, in einem Fluſſe zu fiſchen, 
oder dad Tazrecht gebühre; allein ob daöfelbe dem A oder dem 
B zuftehe, ift nicht auögemacht. Nun übt aber der A dieſes Recht 
bereit5 im eigenen Nahmen aus; er ift fohin im Beſitze eines 
an und für fich zweifellos eriftirenden Rechtes. Dagegen fegen 
wir einen andern Sal: Der A halte bereit durch längere Zeit 
auf dem Grunde feined Nachbars B-einen ordentlichen Fahrtweg, 
welcher früher gar nicht exiſtirte. A iſt fohin im Beſitze des 
Servitutörechted, über den Grund feines Nachbars B zu fahren, 
dad Servitutsrecht felbft fteht ihm noch keineswegs zu; denn 
wenn B fich über die Anmaßung diefer Servitut befchwert, und 
mit einer Klage auf Aberfennung diefed angemaßten Servituts— 
techted gegen A auftritt, fo muß Ihm die Ausübung diefer Rechte 
ohne weiters eingeftellt werden: Läßt ed aber der B durdh die 
ganze Erfigungdzeit ded A dabey bewenden, dann erwächft aus 
diefem Gebrauche für den A ein wirkliches Recht, welches er felbit 
in dem alle, ald ihn der B fpäter aus dem Befige deöfelben 
drängen würde, fich durch die actio confessoria wieder zuriick 
verfchaffen könnte. 

4) Die Befigergreifung kann, fo wie fede andere rechtliche 
Handlung, in fo ferne dad Gefet Feine Ausnahme macht, auch 
durch einen gehörig Bevollmächtigten gefchehen, wenn diefer den 
Willen hat, fie für feinen Mlachtgeber vorzunehmen, und fie in 
diefer Abficht wirklich unternimmt. Auch wird nach unferen Ge: 
fegen fo wenig als nach dem römifchen Rechte erfordert, daß 
derjenige, für welchen der Befiß erworben wird, Wiſſenſchaft 
davon habe, weil der Machthaber, in fo ferne er den Gewalt: 
geber, nach dem Inhalte der Vollmacht, vorftellt, dieſem Nechte 
erwirbt und DVerbindlichkeiten auflegt ($. 1017). Da übrigens 
ein Gewalthaber, der fich felbft zu verbinden unfähig ift, feinem 
Gewaltgeber VBerbindlichfeiten aufladen kann ($. 1018), fo halte 
ich nicht dafür, dag der Bevollmächtigte für feine Perfon die 
Faͤhigkeit befigen müffe, den Beſitz der bejtimmten Sache zu er— 
werben; genug, wenn er überhaupt fähig ift, jene Handlung, 

Nippel's Commentar II, Th. 5 
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welche zur Befigergreifung gehört, auszuiben, und wenn ihm 
aud) die Fähigkeit einer vernunftgemäßen Willensäußerung nicht 
abgefprochen werden Fann. 


0. 313, 
Snöbefondere von einem bejahenden, verneinenden , ober einem 
Verbothsrecte. 


Der Gebrauch eines Rechtes wird gemacht, wenn 
Semand von einem Andern etwas als eine 
Schuldigfeit fordert, und diefer es ihm leiſtet; 
ferner , wenn Semand die einem Andern gehörige 
Sache mit deffen Geſtattung zu feinem Nutzen 
anwendet; endlich, wenn auf fremdes Verboth 
ein Anderer Das, was er fonft zu thun befugt 
wäre, unterläßt. 


4) Im gegenwärtigen $. ift offenbar von einem folchen Ge— 
brauche die Nede, der ald Grund eines erft zu erwerbenden 
Rechtes angefehen wird. Bey dem Gebrauche eines bereits zwei— 
fellos beftehenden Nechtes Fümmt man durch die bloße Ausübung 
deöfelben in den Beſitz. Hat 3. B. der Jagdeigenthümer A fein 
Jagdrecht fowohl an den B al5 C abgetreten, 'B hat aber das— 
felbe bereitd auszuüben begonnen, fo ift derfelbe in den Beſitz 
diefed Jagdrechtes eingetreten. { 

2) Der $. unferfcheidet übrigens befahende, verneinende und 
Verbothsrechte. Unter bejahenden Rechten werden nach ſel— 
bem ſolche verſtanden, vermöge welchen man von Andern eine 
poſitive Leiſtung, ein Geben oder Thun zum Beſten des Berech— 
tigten, z. B. die Zahlung eines Zinſes, Leiſtung der Frohnen 
u. ſ. w., fordert; unter verneinenden werden ſolche begriffen, 
vermöge welchen man von einem Andern verlanget, daß er in 
ſeiner Sache etwas dulde, d. i. den Berechtigten in derſelben 
unternehmen laſſe, wobey alle fogenannten bejahenden Dienſtbar— 
keiten als Beyſpiele aufgezählt werden könnten ($$. 475 u. 477); 
unter BVerbothsrechten werden aber jene gemeint, vermöge 
welchen man einem Andern unterfagt, etwas in feiner Sache zu 
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unternehmen, was er fonft als Eigenthümer zu thun berechtiget 
wäre. DBenfpiele hievon geben die verneinenden Dienftbarfeiten 
($: 476). 

3) Will man den Befis eines ſolchen Nechtes erlangen, fo 
ift e8 nicht genug, daß man von dem Undern eine Leiftung er: 
halt,. oder etwas in der fremden Sache unternimmt, oder daß 
der Andere eine Handlung unterläßt, die er fonft ald Eigenthü— 
mer zu unternehmen befugt geweſen wäre; fondern es muß die= 
ſes £eiften, Dulden oder Unterlaffen eine Folge der ausdrücklich 
oder ftillfehweigend ($. 863), gemachten Korderung oder des Ver— 
biethend, alfo nicht die Folge einer bloßen Gefalligfeit feyn. Die 
Befigerwerbung eined Nechtes fett demnach von Geite deffen, 
der dad Necht ausübt, die Zumuthung einer Verbindlichkeit, und 
von Seite des Andern ein Nachgeben, in Beziehung auf diefe 
Zumuthung, voraus, das durch wirkliches Leiften, Dulden oder 
Unterlaffen an den Zag gelegt wird '). 

4) Es ift daher außer Zweifel, daß, wenn erwleſen wird, 
oder aud den Amftänden erhellet, daß Demand einem Andern 
nur aus Gefälligkeit etwas Feiftet oder zu thun unterläßt, oder 
feine eigenthümliche Sache ihm aus diefem Grunde zur Benü— 
gung überläßt, der Andere dadurch in den Beſitz eines Rechtes 
nicht Eomme. Nur fragt es fich hier, wer den Beweis überneh- 
men müffe, wenn ed zweifelhaft ift, ob die Leiftung, Geftattung 
oder Unterlaffung in Folge einer zugemutheten Verbindlichkeit 
oder aus bloßer Gefälligkeit gefchehen fy? — Handelt es fich 
um ein bejahendes oder ein Verbothsrecht, dann ift es ebenfalls 
zweifelsfrey, daß derjenige, der das erſtere behauptet, den Be— 
weis liefern müſſe; denn der $. ſpricht ausdrücklich von der For— 
derung einer Schuldigfeit und von einem fremden Verbo— 
the; — dagegen fagt er, in Anfehung des verneinenden Nechtes, 
Tediglih, daß der Gebrauch eines Nechted gemacht werde, wenn 


Jemand die einem Andern gehörige Sache mit deifen Seftattung 


5 





1) Siehe den Befik nach dem oͤſterreichiſchen bürgerlichen Rechte; vom Herrn 
k. k. Rath und Profeffor Dr. Joſeph Winniwarter, in des Herrn Viceprafi 
denten Dr. Carl Ritter v. Pratobevera Materialien 7. B., ©. 1131 — 185. 
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zu feinem Nuten antvendet ; nun aber fann dieſe Seftattung fo- 
wohl die Folge einer ftillfhweigenden Anerkennung ded Rechtes 
feyn, ald aus bloßem guten Willen herrühren, wie 3. B., wenn 
Jemand von dem Brunnen feines Nachbard, mit deſſen Geftattung, 
fein nöthiges Waſſer hohlt. Iſt hier im Zweifel, zu vermuthen, 
daß derjenige, der dad Waſſer hohlt, diefes in Folge eines ihm 
vermeintlich zuftehenden Rechtes, oder nur die Gefälligkeit feines 
Nachbars benügend, unternehme? — Ih glaube das erftere, 
und zwar aus folgenden zwey Gründen: a) Das Geſetzbuch für 
MWeftgallizien, ald Entwurf des gegenwärfigen, drückt fich im 
$. 34 des zweyten Theiles dießfalls auf folgende Art aus: „Der 
Gebrauch eined Nechted tritt ein, wenn und Jemand geftattet, 
und und berechtiget halt, eine ihm gehörige Sache zu 
unferm Nutzen zu verwenden.” — Diefer Beyfaß, „und und bes 
vechtiget hält,” iſt num in dad gegenwärtige Gefegbuch nicht über: 
tragen worden, obgleich er für die gegentheilige Behauptung 
entfcheidend gewelen wäre. b) Der $. 479 enthält ausdrücklich, 
daß Begünftigungen, die ordentlicher Weiſe Servituten find, auch 
bloß auf Widerrufen zugeftanden werden Fünnen; daß aber diefe 
Abweichung von der Natur einer Servitut nicht vermuthet werde, 
fondern von demjenigen, der fie behauptet, erwiefen werden 
müffe. Nun befteht aber gerade die Wefenheit einer bejahenden 
Servitut darin, daß der Eigenthümer zum Vortheile eined Anz 
dern, in Rüdficht feiner Sache, etwas duldet. 

5) Beſitzen Mehrere eine Sache gemeinfchaftlich,, fo wird 
der Beſitz des Rechtes eigentlich nur gegen denfenigen erworben, 
von dem die Leiftung ald eine Schuldigfeit gefordert wurde; dann 
welcher die Verwendung der Sache zum Nuten des Andern 
geftattet hat; oder gegen den dad Verboth gerichtet geweſen 
ift, und der in Kolge dieſes Werbothes die Handlung, die er 
fonft zu verüben befugt gewefen wäre, unterlaffen hat. Eine 
Ausnahme von dem Gefagten würde nur dann eintreten, wenn 
die Perfon, gegen welche der Befig unmittelbar erlangt würde, 
als der Vorjteher oder der Bevollmächtigte der ganzen Gemein: 
fchaft gehandelt hatte, 
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J. 314, 

Den Beſitz, ſowohl von Nechten, als von körper: 
lichen Sachen, erlangt man entweder unmiftel- 
bar, wenn man freyftehender Rechte und Sachen; 
oder mittelbar, wenn man eines Rechtes oder 
einer Sache, die einem Andern gehört, habhaft 
wird, 

4) Dad Geſetz unterfcheidet hier zweyerleg Arten, den Beſitz 
einer Sache zu erlangen, nähmlich eine unmittelbare und 
eine mittelbare Erwerbungsart. Unmittelbar erlangt 
man einen Befig, wenn man freyftehende Sachen In feinen Beſitz 
bringt, oder Nechte in einer freyftehenden Sache auszuüben an: 
fängt, 3. B. dad auöfchliegende Recht zu fiichen in einem frenfte: 
benden Bache; mittelbar, wenn man die Sache eined Andern 
in feinen Befiß bringt, oder zur Ausübung eines Nechtes ge: 
langt, welches biöher einem Anderen zugeftanden ift, 3. B. de3 
Jagdrechtes. 

2) Die mittelbare Erwerbungsart des Beſitzes iſt gleich— 
falls zweyfach: ſie kann eigenmächtig geſchehen, oder durch Ueber— 
gabe vor ſich gehen, wenn nähmlich der gegenwärtige Inhaber 
in feinem vder eines Anderen Nahmen die Sache überträgt, oder 
die Ausübung des Rechtes in der Sache, welche er inne bat, 
wirklich einraͤumt, oder das bisher von ihm auf die Sache eines 
Andern audgeibte Necht dem befigerwerbenden Theile zur Aus: 
übung überläßt, und mit diefer Weberlaffung gewiffe in die Sinne 
fallende Handlungen verbindet, durch welche fich der Leberträger 
entweder, außer Stand feßt, auöfchließend über dad übertragene 
Recht zu verfügen, oder andere Perfonen in die Möglichkeit fest, 
zu erkennen, daß dad Recht einem Andern uberlaffen worden ijt. 
Denn die bloße Einraumung eines Nechted kann ohne dergleichen 
Handlungen noch Feinen Befig begründen. Man kann z. B. von 
demjenigen, welcher Jemanden fein Jagdrecht uberläßt, noch nicht 
fagen, daß er ihm auch den Beſitz deöfelben eingeräumt habe. 
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Durch die unmittelbare und durch Die mittelbare 
eigenmächtige Befisergreifung erhält man nur 
fo viel in Beſitz, als wirklich ergriffen, betreten, 
gebraucht, bezeichnet oder in Verwahrung ge— 
bracht worden tft; bey der mittelbaren, wenn 
uns der Inhaber in feinem oder eines Andern 
Nahmen ein Recht oder eine Sache überläßt, 
erhält man alles, was der vorige Inhaber ges 
habt und Durch deufliche Zeichen übergeben hat, 
ohne daß es nöthig ift, jeden Theil ded Ganzen 
befonders zu übernehmen, 


4) In Anfehung ded Umfanges der Erwerbung eined Beſitzes 
find die im vorigen F. erwähnten verfihiedenen Erwerbungsarten 
vor Augen zu halten. Hiebey gilt der Grundfab: Dad Gegrüns 
dete kann fich nicht meiter erftredfen , ald der Grund. Der Grund 
der Befigerwerbung bey frenftehenden Sachen ift, wie bereit3 
Herr Hofrath v. Zeiller bemerfte, die Befigergreifung felbft. Es 
ift daher ganz natürlich, daß nur fo viel in Befiß ergriffen wer: 
den Fonne, ald bey beweglichen Sachen der Beflgergreifer durch 
phyſiſche Ergreifung , Wegführung oder Verwahrung wirklich in 
feine Macht oder Gewahrſame gebracht hat, oder als er bey 
unbeweglichen Sachen durch Betretung, Verrainung, Einzäunung, 
Bezeichnung oder Bearbeitung wirklich ald ihm eigenthümlich an 
gehörig dargeftellt wiffen will. Denn bey freuftehenden Sachen 
hängt e3 einzig von dem Willen des Erwerberd ab, wie viel er 
davon in Beſitz nehmen wolle ($: 317); wenn er alfo damit 
folche Zeichen verbindet, aus welchen fich fein Wille darſtellet, 
wie viel er in Befig nehmen wolle, fo muß er in den wirffichen 
Beſitz dieſes Quantums, aber auch Feines mehreren, treten, weil 
von diefem Augenblike an kein Menſch mehr dad Recht hat, 
auf Sachen zu greifen, die bereit5 Jemand fich zuzueignen durch 
unzweydeutige Zeichen erfläret hat, alles Uebrige aber im unveränz 
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derten Zuftande bleibt. Als folche unzweydeutige Zeichen find 
aber auch ($. 312) die oben benannten Handlungen zu rechnen. 

2) Dad hier Gefagte gilt auch von dem Falle, als die 
Sache Feine freyftehende mehr ift, fondern wirklich einen Eigen: 
thümer befißt, aber der Befiß des neuen Erwerber nicht durch 
eine Webertragung des vorigen Beſitzers, fondern durch eine eigen— 
mächtige Handlung des Befigergreiferd erworben wird. Denn 
eben deßwegen, weil dieſe Befigergreifung eine eigenmächtige 
Handlung iſt, kann hier bloß der Wille des Beſitzergreifers in 
Betrachtung kommen; ſeine Erwerbung muß alſo ebenfalls aus 
dem Umfange der Beſitzergreifung beurtheilet werden. Uebrigens 
macht es keinen Unterſchied, ob die eigenmächtige Beſitzergreifung 
der bereits einem Andern gehörigen Sache im guten Glauben, 
oder mit Bewußtſeyn des Unrechtes geſchehen ſey oder nicht; denn 
hier handelt es ſich nicht um eine beſtimmte Eigenſchaft des Be— 
ſitzes, ſondern um das Faͤctiſche des Beſitzes ſelbſt, bey welchem 
nur der Wille des Beſitzers, in Verbindung mit der äußern Hand— 
lung, die den Befiß begründet, in Berückſichtigung zu ziehen iſt. 

3) Bird aber ein Beſitz von einem Andern an uns über: 
tragen, fo hängt es hauptfächlich von der Erklärung des Weber: 
trägerd ab, wad er und überlaffen wolle. Diefed Wollen ift 
zwar an und für fich zur Befigerwerbung nicht hinreichend, «3 
muß nicht nur allein auch unfere Willensaußerung hinzufommen, 
fondern, der Regel nach, auch eine äußere Handlung vor fic) 
gehen, wodurch wir an Tag legen, daß twir dasjenige, was 
uns der Meberträger überlaffen will, auch wirklich in Befis neh: 
men wollen. Diefen Willen drüden wir aber auch fehon dadurch 
gegen dritte Perfonen fichtbar aus, wenn wir einen Theil deffen, 
was bereitö der Uebergeber ald ein Ganzes behandelt, auf die 
‚oben ($. 312) bezeichnete Weife in unfere Macht oder Gewahr: 
fame bringen. So erwirbt alfo 3. B. derjenige, welcher in den 
Beſitz eined unbeweglichen Gutes eingeführt wird, alle mit ſelbem 
in Verbindung ftehenden Grundſtücke, ohne daß er nöthig hät— 
. te, diefelben einzeln zu betreten oder zu bezeichnen, dann auch 
alle Pertinenzftüde, 3. B. Brunneneimer, Seile, Ketten , Löfch- 
gerathe u. f. w., ohne daß früher eine wirkliche phyfiſche Ergreis 
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fung diefer, ihrer Natur nach beweglichen Sachen Hinzutreten 
müßte. Ya es ift bey diefer Mebertragung des Befiged von Einem 
auf den Andern nicht einmahl die phufifche Befißergreifung auch 
nur eines Theils der übergebenen Sache nothwendig, fondern 
diefe Befigergreifung kann öfters auch auf eine fombolifche Art, 
ja manchmahl durch eine bloße Erflärung des Willens, vor ſich 
gehen, wie $$. 319, 427 u. 428 näher auseinander gefegt mer: 
den wird. In allen diefen Fällen erwirbt man den Beſitz von 
Allem, was der VBormann wirklich befaß und auf feinen Nach— 
folger übertragen zu wollen erfläret hatz denn in diefem Falle 
find, wie Herr Profeffor Winniwarter bemerkte ), nicht gleich: 
fam erft die Gränzen auszuſtecken, innerhalb welchen der Befis 
beſtehen foll, fondern ed handelt fich nur darum, daß eine Ges: 
soißheit über die zwifchen Zweyen vorgenommene Veränderung 
ihrer Rechtöverhältniffe erlangt werde, was, nach Verſchiedenheit 
der Umftände, duch Worte eben fo aut, als durch jede äußere 
Handlung gefchehen Eann. 


. 316, 


Rechtmäßiger, unrechtmäßiger Befis. 


Der Beſitz einer Sache heißt rechtmäßig, wenn er 
auf einem gültigen Titel, dad ift, auf einem zur 
Erwerbung tauglichen Rechtögrunde beruhet. Sm 
enfaegengefesten Falle heißt er unrechimäßig. 

4) Bisher handelte das Gefegbuh von dem Befige im 
Allgemeinen. Nun geht dadfelbe auf die beftimmten Befchaffens 
heiten des Beſitzes felbft über. Der Befig jeder Art kann recht: 
mäßig oder unrehtmaßig, redlich oder unredlidh, 
echt oder unecht fenn. Dede diefer Arten des Befiges zieht 
verfchiedene Rechte oder Verbindlichfeiten des Befigers nach fich. 
— Zuerſt von der Rechtmäßigkeit des Beſitzes. 

2) Der Beſitz, als Inhabung, mit der Abſicht, die Sache 
als die feinige zu behalten,“ muß, um rechtmäßig zu ſeyn, auf 
einem gültigen Titel, d. i. auf einem an und für ſich zur Erz 


1) un u.» D. 128, 
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werbung des Gigenthumes. geeigneten Rechtdgrunde beruhen, 
duch den man die Sache oder das beabfichtigte Necht wirklich 
erworben haben würde, wenn der Bormann berechtiget geweſen 
‚wäre, die Sache oder dad Recht auf einen Andern zu überfra: 
gen, 3. B. Erbfolge, Schenkung, Kauf, Ob der Befiser wiffe, 
daß fein Vormann zur VWebertragung der Sache oder de3 Rechtes 
nicht berechtigt geoefen fey, darauf kömmt ed bey der Beurtheilung 
der Rechtmäßigkeit des Befiged nicht an, Diefe Meinung, welche 
wenigftens den Wortlaut ded Gefeges für fich haben dürfte, ift 
aber in der neuern Zeit beftritten und die Behauptung aufgeftellt 
worden, daß der hier berührte Rechtögrund auch mit der Red: 
Vichkeit, mit dent guten Glauben ded Befigerd verbunden feyn 
müffe *). Allein fchon die Drdnung, in welcher dad Geſetz die 
verfchledenen Gigenfchaften des Befiged behandelt, — daß es 
nähmlich zuerft die Nechtmäßigkeit, dann aber die Medlichkeit 
des Befiges erklärt, — dürfte darauf hindeuten, daß, nach der 
Abficht des höchſten Geſetzgebers, die Rechtmäßigkeit des Befiges 
nicht nothwendig die Redlichkeit in fich begreifen müſſe, da in 
diefem Falle die natürliche Ordnung mit fich gebracht hätte, mit 
der Redlichkeit ded Befiges den Anfang zu machen, und dann 
erft auf deifen Rechtmäßigkeit überzugehen ”). Diefe von dem 
Gefeßgeber beobachtete Ordnung ift befonderd bey der Lehre von 
der Verjährung auffallend. Dort wird $. 1460 u. 1464 vorerft 
der rechtmäßige Beſitz als weſentliches Erforderniß zur Erfisung 
aufgeführt, dann heißt es noch im $. 1462 u. 41465, daß der 
Befig redlich feyn müſſe. Wenn nun der Begriff der Redlich 
Feit nothwendig mit dem der Nechtmägigkeit verbunden wäre — 
zu was die befondere Ausfcheidung? — Es fen nur hier erlaubt, 
die vom Heren Profeffor v. Gapp in feiner citirten Abhandlung 
$. 5 kurz hingeworfenen Sragepuncte, bey deren Beantwortung 


4) Eiche Erörterung der Begriffe vedficher — unredlicher Befiger; rechtmäßiger — 
uneechtmäßiger ; echter — unechter Beſitz; nach den Beftimmungen des öfterr. 
bürgl. G. B. Vom Herrn Profeffor Anton Edlen v. Gapp. Wagn. Zeitfch- 
1828, XII, Heft, ©. 297 — 323. 

4) Diefes fcheint Here Profelfor v. Gapp felbft zu fühlen , da er in feiner 4b 
handlung wirklich von der Ordnung des Geſetzbuches, wie es fiheint , eben 
aus dieſem Grunde abiweiht. 
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man bey der Anftcht, die ich hier vertheidige, in DVerlegenheit 
gerathen Könnte, hier anzuführen. Er fagt: 

„Man hebe als Beyfpiel nur die einzige Srage heraus: Iſt 
Jener, der die geftöhlene Sache wiffentlih vom Diebe Fauft, 
rechtmäßiger Beſitzer (F. 309), nicht bloß Inhaber derfelben ? — 
Wer bloß die gefegliche Beftimmung des $. 1464 zum runde 
legt, wird, in Beziehung auf denfelben allein, folgerichtig die 
Frage bejahen ').” 

„tagt man aber. weiter: Kann wohl der Dieb, der offenz 
bar fein Recht hat, die gefiohlene Sache zu beſitzen — mögen ihm 
auch, fo lange er nicht als Dieb erkannt wird, die Bortheile 
des Beſitzes, oder die fogenannten Befigrechte zu Statten kom— 
men — das Recht zu befigen abtreten (442)? — Dder kann wohl 
dadjenige, wad geradezu unerlaubt Äft, der Gegenftand eines gül— 
tigen Vertrages werden ($. 878)? — Dder Fann ein ungültiger 
Vertrag ein gültiger Zitel, ein zue Erwerbung tauglicher Rechts: 
grund feyn (316), und fohin dahin führen, auch nur beziehungs— 
weife für den wahren Eigenthümer gehalten zu werden ($. 372)2 

Ich antworte auf diefe Fragen: der Dieb tritt dadurch, 
daß er die geftohlene Sache dem Käufer übergibt, offenbar die 
Anhebung derfelben an den legteren ab, und in fo weit der 
Käufer den Willen hat, fie ald die feinige zu behalten, wird er 
ihr Befiger; er erhält hiemit dad Beſitzrecht (jus possessionis), 
und in fo fern daöfelbe zugleich das jus ad posidendum in ſich 
begreift, auch felbes. Denn der Beſitz iſt, wie bereit erwähnt 
worden, ein bloß facifched Verhältnig, mit dem das Gefeß ge: 
wiffe Rechte in Verbindung gefeßt hat. Es gefchieht alfo hier 
eigentlich Feine Uebertragung von Rechten, fondern lediglich eine 
Aenderung des factifihen Verhältniffes, und die damit verbun- 
denen Rechte gründen fich nicht in dem Willen des früheren Be— 
fies, fondern in der unmittelbaren Verfügung des Geſetzes 
felbft. — Uebrigens gilt der bezogene $. 442 der Regel nad, 


4) Ich beantworte diefe Frage nicht nur aus dem J. 1361 bejahend, fondern au 
aus den $. 309, nach welchem fih Der Inhaber einer Sache von deren Be— 
figer gerade darin unterfcheidet, Daß letzterer den Willen hat, vdiefelbe als 
feine eigene au behalten , erflerer aber nicht. 
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ohne Unterfehied von demjenigen, der davon Wilfenfchaft hat, 
dag dem Weberträger das übergebene Necht nicht zufomme, als 
von dem, „der. diefed nicht weiß; daher auch diefe aufgeworfene 
Nechtöfrage nicht zur Weberzeugung führen kann, daß der recht: 
mäßige Beliger auch immer ein redlicher feyn müffe. Dad Un: 
erlaubte Fann fa nie der Gegenftand eines gültigen Vertrages 
werden, und fomit Fönnte auch der Dieb, der die verkaufte ges 
ftohlene Sache noch nicht übergeben hat, und vielleicht ſpäterhin 
den Willen faßt, diefelbe dem Eigenthümer wieder zurückzuſtellen, 
von dem Käufer zur Erfüllung feines Wertraged nicht recht: 
lich angehalten werden, — Allein ift der Vertrag bereits erfüllt, 
fo erlangt der Käufer, in Anſehung des factifchen Werhäftniffes, 
im’ dem er ſich befindet, den Beſitz. — Die Trage: wie ein un: 
gültiger Vertrag ein gültiger Titel, ein zur Grwerbung taug— 
licher Nechtögrund feyn, und dahin führen könne, beziehung: 
weife für den wahren Gigenthümer gehalten zu werden ($. 372)? 
wird dahin beantwortet, daß es nach unferen bürgerlichen Gefes 
gen mehrere Fälle gebe, wo ‚ein ungültiger Vertrag unter be: 
fondern Umftänden ein zur Grwerbung tauglicher Rechtsgrund 
werden koͤnne; und indbefondere, daß ein ungültiger Vertrag 
dahin führen Fünne, beziehungsweife für den wahren Eigenthü— 
mer gehalten zu werden. Wer 5. B. Jemanden durch ungerechte 
und gegründete Furcht zu einem Bertrage zwingt, fchliegt einen 
ungültigen Vertrag ($. 870). Gewiß wird fich aber der dritte 
Befiger der Sache, die in Folge des gefihloffenen Vertrages an 
erfteren übergeben worden ift, vor der Klage aus dem rechtlich 
vermutheten Eigenthume nicht ſchützen können, wenn er erweifet, 
daß die von ihm befeffene Sache nur in Folge eines durd) ein: 
gejagte Furcht gefchloffenen Vertrages an den Kläger gekommen 
fey, da nur dem andern Paciöcenten dad Necht zujteht, die 
Ungültigkeits⸗-Erklärung des Vertrages zu verlangen. (F. 870.) 


4. 317. 
Haupttitel des rechtmäßigen Befiges. 
Der Zitel liegt bey frenftehenden Sachen in der 
angebornen Freyheit zu Handlungen, wodurd die 
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Kechte Anderer nicht verleßet werden; bey an: 
dern in dem Willen des vorigen Befigers, oder 
in dem Ausfpruche des Richters, oder endlich 
in dem Gefege, woduch Zemanden das Recht 
zum Beſitze ertheilet wird, 


41) Beſitz ift an und für fih vom Gigenthume wefentlich 
verfchieden. Nicht jeder DBefiger ift Eigenthämer der von ihm 
befeffenen Sache. Indeſſen ift ed unmöglich, daß ed einen Be— 
figer einer freyftehenden Sache gebe, der nicht zugleich Eigen: 
thümer derfelben wäre. Denn eben dadurch, daß der Befiger die 
frenftehende Sache als die feinige behalten will, worin die We— 
fenheit des Beſitzes befteht, wird er Eigenthümer derfelben. Bey 
frenftehenden Sachen fällt daher der Titel zum Beſitze, mit dem 
zum Eigenthume, in Einen zufammen; — er liegt nähmlich darin, 
daß jeder Menfch dad angeborne Recht zu allen jenen Handlun— 
gen hat, wodurch er in die Rechtöfphäre eines Andern nicht ein= 
greift, welches gewiß auch dann der Fall ift, wenn fih Jemand 
eine Sache zueignet, die noch in keines Menfhen Cigenthume 
ift. Es kann alfo auch bey freyftehenden Sachen feinen andern, 
ald einen rechtmäßigen Befig geben. 

2) Iſt aber eine Sache einmahl aus der Reihe der frey: 
ftehenden herausgenommen worden und aus den Händen des ur= 
fprünglichen Erwerberd gefommen, fo tritt die Möglichkeit ein, 
dag der Eigenthümer und DBefiger der Sache ganz verfchiedene 
Perfonen feyen. Es kann daher auch der Titel zum Befige von 
dem zum Gigenthume ganz verfchieden feyn. Der gegenwärtige 
$. zeige, auf wie vielerley Art und Weife Jemand einen Titel 
zum Beſitze erlangen kann, d. h. er führt jene thatfächlichen 
Verhältniſſe auf, wodurch es Jemanden, der fich nicht im Beſi— 
Be einer Sache befindet, rechtlich möglich wird, zu verlangen, daß 
ihm der Beſitz abgetreten werde, wenn nähmlich eine rechtsgültige 
Erklärung des Beſitzers vorliegt, daß er ihm den Beſitz über: 
laſſen wolle, — oder wenn über einen abgeführten Nechtöftreit 
dad richterliche Erfenntniß dahin ausgefallen ift, daß der Beſitz 
an den Andern abgefreten werden folle, oder wenn in gewiffen 
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Fallen dad Geſetz felbft dieſes ausfpriht, wovon z. DB. die SS. 
346 und 376 Beyfpiele Tiefen. — Da der Richter auf Befiged- 
abtretung nicht erkennen kann, wenn derjenige, dem der Beſitz 
abgetreten werden foll, feinen Zitel ded Beſitzes ausgewieſen 
hat, fo fcheint der richterliche Ausfpruch hier nicht ald ein felbft: 
ftandiger Zitel angeführt werden zu dürfen; allein das Geſetz 
führt ihn hier eined Theils deßwegen ald einen ſolchen auf, 
weil, wenn einmahl ein folcher gerichtlicher Ausſpruch vorliegt, 
in die Stage, ob demjenigen, der diefen Ausſpruch für fich hat, 
wirklich ein folcher Titel zukomme, oder ob nicht vielmehr der 
Richter fich felbft bey Zuerfennung deöfelben in einem Irrthume 
befunden habe, gar nidyt mehr eingegangen werben koͤnne; an: 
deren Theils Eann ed wohl einige Fälle geben, wo der Richter 
Remanden den Titel zum Befige einräumen Fann, ohne daß ein 
folcher früher vorhanden geweien war, wie 3. B. bey erecutis 
ver Cinantwortung eines dffentlichen oder Privatfchuldfcheines , 
oder bey der Zheilung einer gemeinfchaftlichen Sache ($. 841). 
3) Aus der Bemerkung, daß der Xitel zum DBeflse von 
dem zum Gigenthume verfchieden feyn könne, ergibt ſich auch, 
daß felbit der Eigenthümer einer Sache unrechtmäßiger Befiger 
derfelben werden könne. Denn hat der Eigenthümer einer Sache 
den Beſitz derfelben einmahl verloren, und kommt dann fpäter 
wieder im denfelben, fo ift fein Beſitz gleichfalld nur dann 
als ein rechtmäßiger anzufehen, wenn der vorige Befiser aus 
freyem Willen ihm den Beſitz derfelben zugeftand, oder wenn 
er durch richterlichen Ausfpruch in den Beſitz gefegt worden wäre. 
Wurde daher z. B. der Eigenthümer dem Befißer die Sache 
heimlicher oder gewaltthätiger Weife entziehen, fo wäre er als 

ein unrechtmaßiger Befiger anzuſehen. 

0. 318, 
Der Inhaber hat noch keinen Titel, 
Dem Inhaber, der eine Sache nicht in feinem, 
ſondern im Nahmen eines Andern inne bat, 
kommt noch kein Rechtsgrund zur Beſitznahme 
dieſer Sache zu. 
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d. 319, 
und kann ihn nicht eigenmädtig erlangen. 

Der Inhaber einer Sache Ift nicht berechtigt, den 
Grund feiner Gewahrfame eigenmächtig zu vers 
wechfeln, und fih dadurch eines Titels anzu— 
maßen; wohl aber Fantt derjenige, welcher bis: 
her eine Sache in eigenem Nahmen rechtmäßig 
befaß, das Befisrecht einem Andern überlaffen 
und fie künftig in deffen Nahmen inne haben, 


4) Daß in dem Factum der Innehabung einer Sache noch 
Fein Nechtögrund liegen könne, diefelbe ald die feinige zu ber 
handeln, d. i. in Befig zu nehmen, fällt in die Begriffe Dar— 
aus folgt aber nicht, daß fich nicht der Anhaber einer Sache 
durch den bloßen Willen, diefelbe ald fein Eigenthum zu behal: 
ten, in den Beſitz derfelben fegen Ednne, denn ed treffen fn 
dieſem Falle bey ihm die wefentlichen Erforderniffe eined Beſitzes 
ein ($. 309). Nur ift er in diefem Falle ein. unrechtmäßiger, 
und, wenn ed ohne redliche Meinung gefchähe, auch ein unred— 
licher Beſitzer. Es kömmt felbft demjenigen, dem von dem De: 
fier eine Sache 3. DB. zur Verwahrung anvertraut wurde, wenn 
er in felber in der Folge fein ihm abhanden gefommenes Eis 
genthum erfennet, noch Fein Nechtögrund zur Beſitznahme ders 
felden zu, fondern er muß entweder den DBefiger dahin vermö— 
gen, dag er ihm den Beſitz freywillig abtrete, oder er muß 
einen richterlichen Ausſpruch hiezu erwirfen. Diefes fpricht der 
$. 319 Elar dadurch aus, daß er erfläret: der Inhaber einer 
Sache fey nicht berechtigt, den Grund feiner Gewahrfame eis 
genmächtig zu verwechfeln. Der Grund, warum er die ihm eis 
genthümliche Cache in feine Gewahrfame überfommen hat, liegt 
im vorausgefesten Falle im Verwahrungsvertrage; als Verwah— 
ver iſt er aber fehuldig, die Sache dem frühern Befiger auf fein 
Verlangen wieder zurüczuftellen ($. 962); würde er ihm die 
Ausfolglaffung derfelben verweigern, fo könnte diefes nur auf 
rechtliche Weife durch folgenden Weigerungsgrumd gefchehen: ich 
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weiß, müßte er ſprechen, daß ich dir die mir anvertraufe Sache 
in Folge des zwiſchen uns gefchloffenen Verwahrungdvertrages 
auszufolgen ſchuldig bin; allein ich behalte felbe nicht mehr 
aud dem Grunde diefed Vertrages, fondern aud dem Grunde 
meines Eigenthums- oder früheren DBefitrechtes in meiner Ge— 
wahrfame; dadurch würde er aber offenbar den Grund feiner 
Gewahrfame eigenmächtig ändern, weil er die Cache nicht in 
Folge feines Eigenthums- oder früheren Befigrechtes, fondern in 
Folge des mit ihm gefchloffenen VBerwahrungsvertrages in feine 
Gewahrfame befommen hat. 

2) Anders aber verhält ed fih, wenn der frühere Befiger 
fich freywillig erklärte, daß er die Sache, die er einem Andern 
z. B. zur Verwahrung übergeben. hat, nicht mehr ald die feinige 
‚behalten wolle, fondern daß fie dem Inhaber fodann ald Eigen: 
thümer angehören folle. In diefem Galle wird der leitere, vor= 
auögefett, daß auch fein Wille dahin gehet, diefe Sache als die 
feinige zu behalten (denn wider feinen Willen kann, nach dem 
$. 309 aufgeftellten Begriffe, Niemand Befiger feyn), fogleich 
in den rechtmäßigen Befig eintreten, ohne daß eine neue Bemäch— 
tigung oder Befigergreifung nothwendig wäre. 

3) Es kann aber auch der Befiger einer Sache, die er 
felbft in feiner Gewahrfame hat, feinen Willen dahin erklä— 
ven, daß er felbe Fünftig nicht mehr im eigenen, fondern im 
Nahmen eines Andern inne haben wolle; und in diefem Falle 
wird dee Andere, vorausgefeßt, daß auch fein Wille dahin gerich- 
tet ift, ald der Befiger derfelben anzufehen feyn. Bemerkens— 
werth ift, daß der Gefeßgeber hier fih des Ausdrudes „recht: 
mäßig” bedienet, woraus fic) e contrario folgern läßt, daß der 
bloß redliche Befiger der Sache, wenn er nicht zugleich ein 
rechtmäßiger ift, den DBefig derfelben durch eine folche bloße Er— 
klärung an keinen Andern übertragen könne; wenigſtens feheint 
es, daß diefer dadurch nicht rechtmäßiger Befiger werde, fondern 
die Beſitzrechte des Ueberträgers Lediglich fortſetze. 
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d. 320, 
Wirkung bes bloßen Titels. 

Durch einen gültigen Titel erhält man nur das 
Recht zum Beſitze einer Sache, nicht den Beſitz 
ſelbſt. Wer nur das Recht zum Beſitze hat, 
darf ſich im Verweigerungsfalle nicht eigenmäch— 
tig in den Beſitz ſehen; ex muß ihn von dem 
ordentlihen Nichter, mit Anführung feines Ti— 
teld, im Wege Rechtens fordern. 

41) Der Zitel zum Befite unterfcheidet ſich wefentlich vom 
Befige felbft. Der Beſitz gibt, wie meiter unten vorfommen 
yoird, in manchen Fallen das Recht, fich der Selbſthülfe zu be: 
dienen; wer bloß einen gültigen Zitel zum DBefige hat, ohne 
jedoch die aus dem wirklichen Beſitze fließenden Nechte zu ge: 
nießen, darf fih im Verweigerungdfalle nie eigenmächtig in ben 
Beſitz feßen, fondern muß ihn mittelft ordentlicher Klage im 
Wege Nechtend zu erlangen fuchen Hlevon macht felbft der 
Fall der Dinglichkeit Feine Ausnahme, Here Hofrath v. Zeiller 
fcheint zwar in feinem Commentare in folchen Fällen eine Aus— 
nahme Plaß greifen zu laſſen; er führt ald Benfpiel einen Räu— 
ber oder entflichbenden Dieb anz aber gerade diefe angegebenen 
Beyfpiele beweifen, daß er hier einen wirklichen Befiger, und 
nicht einen folhen, welchem bloß ein Zitel zum DBeflge zu— 
kömmt, vor Augen hatte. Denn die Angriffe eines Räubers 
oder Diebe3 find auf die Störung des wirklichen Befißes, und 
nicht auf die Rechte deöjenigen gerichtet, dem bloß ein Zitel 
zum Befige zukömmt. 

2) Aus dern hier gefeglich aufgeftellten Unterfchiede zwifchen 
demjenigen, welcher nur einen gültigen Zitel zum DBefiße hat 
(jus ad posidendum), und demjenigen, dem wirklich Beſitzes— 
rechte (jura possessionis) zuftehen, folgt auch, daß die fogenanns 
ten pofjefforifchen Rechtsmittel nur in Bezug auf den leßtern 
Statt haben. Darum kann auch ein Rechtsſtreit, wo derjenige, 
der einen bloßen Titel zum Befige hat, als Kläger auftritt, nur 
immer in petitorio verhandelt werden, 
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d, 321. 
Grforberung zum wirklichen Beſiztzrechte. 


Wo fogenannte Landtafeln, Stadt: oder Grundbü— 
cher, oder andere vergleichen öffentliche Regi— 
fter eingeführt find, wird der rechtmäßige Bells 
eines dinglichen Rechtes auf unbewegliche Sa— 

chen nur durch die ordentliche Eintragung in 
diefe Öffentlichen Bücher erlangt. 


4) Bereit3 im Perfonenrechte haben wir gefehen, daß über 
die Standes- und Perfonenrechte öffentliche Bücher geführt zu 
werden pflegen, und es mwurde in diefer Hinficht befonderd der 
Tauf⸗, Sterb- und Heirathöregijter, und von der Art und 
Weiſe, wie diefelben geführt zu werden pflegen, Erwähnung ge: 
macht. Aehnliche öffentliche Bücher wurden in den verfchiedenen 
Theilen des djterreichifchen Kaiferftaated auch in Anfehung des 
Befiged und der Belaftung der unbeweglichen Güter von Zeif zu 
Zeit eingeführt. Sie führen den Nahmen Landtafel, Stadt- oder 
Grundbücher, je nachdem fie nähmlich über die zur Realgerichtö: 
barkeit der Landrechte gehörigen, oder über die, den Magiftraten 
oder Örundherrfchaften unterftehenden, Realitäten geführet werden. 
— Die Landtafeln wurden der Regel nach früher ald die Grund 
buchöpatente eingeführet, und zwar, um der chronologifchen Ord— 
nung zu folgen, in Steyermarf vermöge Patent vom 15. März 
4730; für Kärnthen vermöge Patent vom 25. Juny 1746; 
in Krain vermöge Patent vom 24. Quny 3747; in ODefterreich 
ob der Enns durch die Patente vom 3. October 1754, vom 7. 
Auguft 1762, welche durch das Patent vom 10. Jänner 1791 
auch auf das Innviertel auögedehnt wurden; in Defterreich unter 
der Ennd durch dad Patent vom 24. November 1758, und die 
Landtafelinftruction vom 45. Februar 1759; in Görz und ra: 
diska vermöge Patent vom 10. Jänner 17615 in Trieft vermöge 
Patent vom 26. October 4772; in Gallizien vermöge Patent 
vom 4. März 1780; im Breisgau durch das Patent vom 4. Au— 
guft 1780. Auch in der Bukowina, dann in Böhmen und Mäh— 
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ren beftanden feit langen Zeiten ſolche Landtafeln; in erſterer Pro: 
vinz erhielten fie aber durch Hofdecrete vom 17. Qänner 1791 und 
22. Febr. 1804 in leßtern hingegen durch dad Patent vom 22. 
April 1794 eine neue Regulirung. Was die Stadt: und Grund: 
bücher anbelangt, fo wurden folche in Defterreich unter der Enns 
durch dad Patent vom 1. Sept. 1765 für die Stadt Wien und 
die in dem Burgfriedven derfelben befindlichen Grundobrigkeiten, 
dann die landesfürftlichen Städte und Märkte; ferner in Oeſter— 
reich ob der Ennd durch die Patente vom 24. Quly 1791 und 
2. November 1792 '); in Steyermarf für die Tandeösfürftlichen 
Städte und Märkte durch dad Patent vom 31. October 1736, 
republicirt in Folge Hofdeerets vom 1. December 1796, und 
für die Gutöherrfchaften durch dad Patent vom 19. November 
1768; in Krain durch Verordnung vom 28. September 1771 
für die Iandesfürftlichen Städte und Märkte, und durch dad Pa: 
tent vom 21. July 1769, für die Obrigfeiten und unterthäni- 
gen Städte und Märkte; für Kärnthen durch die Patente vom 
5. November 1768 und 24. July 1772; dann für die Stadt 
Lemberg in Folge Hofdeeretd vom 25. May 1792 eingeführt. 

2) Ueber die Art und Weife, wie diefe Bücher geführt 
werden follen, enthält das Landtafelpatent für Böhmen und 
Miühren die vollftändigiten Beftimmungen, daher auch bey den 
neuern in Landtafele und Grundbuchöfachen erlaffenen Gefegen 
fi) größtentheil3 auf dadfelbe bezogen, und überhaupt ſich 
auch dermahlen in andern Provinzen, wenn e5 fih um Errich- 
tung folcher neuer Bücher handelt, darnach benommen wird. 
Zufolge diefes Patentes beftehen diefe öffentlichen Bucher aus 
zwey Haupttheilen, nahmlich: a) dem Haupt- und b) dem Ur— 
Fundenbuche. Dad erftere ift dazu beftimmt, die Nahmen der 
unbeweglichen Guter, und in Anfehung der unterthänigen Guter, 
auch deren nähere Bezeichnungen, dann die befondern Belajtun: 
- gen derfelben einzutragen, in dad Tegtere werden die Urkunden 
gefchrieben, worauf fich die Befigveränderungen und die Bela— 


4) Diefe Patente wurden, vermöge Juſtiz⸗Hofdecket vom 7: Maärz tat, vom 1. 
April asia an, in dem Innkreiſe und den Parzellen des Hausrudfreifes wie— 
der eingeführt. 
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ftungen gründen. Das Hauptbuch macht eigentlich die Grund: 
fefte der Landtafel oder des Grundbuches aus, indem dad fachliche 
Recht nur durch die Einfchreibung in dadfelbe, jedoch auch durch 
diefe nur in fo weit erwirket wird, ald die in die Urkundenbücher 
eingetragenen Urkunden, welche für fich allein keineswegs ein 
fächlihes Recht begründen, hinlänglich find, die Rechtmäßigkeit 
der gefchehenen Vorfchreibung in das Hauptbuch zu bemeifen. 
Bey jeder Rubrik des unbeweglichen Gutes tft der eigentliche 
Befiger anzuführen ; find mehrere Befiger zu gleichen oder un 
gleichen Theilen, fo ift jeder derfelben mit dem Antheil, der 
ihm gebührt, anzumerken. Gehört dad Gut einer Gemeinde, 
fo iſt ed genug, wenn diefe mit der Benennung, unter welcher 
fie allgemein. befannt ift, angeführt wird. 

3) Der $. fpriht vom rechtmäßigen Beſitzer. Diefem 
Ausdruck pflegen einige Commentatoren einen von der Erklärung 
ded Sefeßgeberd abweichenden Sinn zu unterlegen, Indem fie 
ſagen, derfelbe bedeute hier fo viel, als geſetzmäßig, oder nach 
der. vom Geſetz beſtimmten Form. Ich kann dieſer Anſicht nicht 
beypflichten, fondern glaube, daß der Ausdruck „rechtmäßig” 
in gar Feinem andern Sinne zu nehmen fen, als den der höchfte 
Geſetzgeber felbft dieſem Ausdrucke in andern Fällen unterlegt 
haben wiſſen will. Ueberhaupt halte ich dafiir, man lege hier zu 
viel Gewicht auf ben Ausdrud „Rechtmäßigkeit.“ Der Begriff, 
der hier hervorgehoben werden fol, ift der des Beſitzes felbft. 
Nachdem der höchfte Gefeggeber in den SS. 309 — 315 von 
dent Befige im Allgemeinen gehandelt Kat, geht er $. 316 auf 
die verfchiedenen Arten ded Befiged über, und handelt anfang: 
lich von dent rechtmäßigen, dann dent redlichen, und endlich von 
dem echten Beſitze. Der gegenwärtige F. hat feine Stellung noch 
mitten unter denjenigen FFJ., welche von dem rechtmäßigen Be: 
fitte handeln. Ich glaube daher auch, daß der Ausdruck „rechte 
mäßig” hier in Feiner andern Bedeutung, ald der von dem Ge: 
feßgeber felbft ($. 316) aufgeftellten zu nehmen fen. Wenn man 
den gegenwärtigen $. mit dem frühern zufammenhält, fo fcheint 
der Sinn des erfteren nicht fehwer zu entnehmen, Der $. 320 
ſagt, daß man durch einen gültigen Titel nur das Recht zum 
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Beſitze einer Sache , nicht den Befiß felbft erlange, und der ges 
genwärtige $. Schreibt vor, mas derjenige, welcher einen gülti- 
gen Titel zum Befige eines dinglichen Rechtes auf unbeweg— 
liche Sachen hat, thun müffe, um dad wirkliche Beſitzrecht 
zu erwerben, nähmlich feinen Befig in die öffentlichen Bücher 
eintragen laffen. Da nun der gegenwärtige $. einen, mit einem 
gültigen Zitel verfehenen Beſitzer vorausfegt, fo redet er daher 
auch ganz folgereht von einem rechtmäßigen Beſitz. — Meine 
Meinung ftimmt daher im MWefentlichen mit der des Herrn Pro— 
fefford Winniwarter ') überein, daß hier der Begriff „Recht: 
mäßigkeit”” Eeineswegd in dem VBerftande zu nehmen fey, als 
wenn bey dem Befige dinglicher Rechte auf unbewegliche Sachen 
die Rechtmäßigfeit des Beſitzes in etwad anderm, ald in der 
Rechtmäßigkeit des Titels beſtünde; allein fie weicht darin ab, 
daß ich glaube, es fey nicht nothwendig, deßwegen dad Wort 
„rechtmäßig” in einem andern Sinne zu nehmen; wer daher 3. B. 
auf eine verfälfchte Schenfungsurfunde ſich in den öffentlichen 
Büchern als Befiger eingetragen findet, ift Fein vechtmäßiger 
Befiger; und fo ift derjenige, dem in Zolge des gültig abge= 
fchloffenen Kaufcontractes das Haus ohne grundbüchliche Anfchreis 
bung in feine phyſiſche Gewahrfame übergeben worden ift, Fein . 
vechtmäßiger wirklicher. Befiger. Meine Behauptung ſtimmt 
auch mit der Marginalrubrik diefes $. überein, wo es heißt: 
Erforderung zum wirklichen Befigredhte’) 


1) Zn den Materialien des Herrn Bicepräfidenten Pratobevera 1. B-, ©: 1131. 


2) In Gallizien wurden die auch aufier dem Erecutionsmwege üblich getwefenen In— 
termiffonen, das ift, die Einführung in den Befig von Realitäten durch die 
Sränzfämmerer, als in feinem Gefege gegründet, Durch Hofdecret vom 2. 
Auguft 1811, J. G. ©. Nr. 952, abgeftellt, und zugleich angeordnet, den> 
felben bey den ihnen im Grecutionswege aufjutragenden BeliKeinführungen 
zu verordnen, daß folhe nur gegen denjenigen, wider welchen fie bewirft 
worden, nicht aber gegen andere, wider welche kein Befigrecht erffanden 
worden, twirfen und vorgenommen, hiermit von den Gränzfammerern fich 
mit den nicht ausdrücklich zuerfannten Rechten wider Nachbarn oder Unter 
thanen nicht befaffet, fondern Derjenige, der wider foldye ein Beſitzrecht an— 
fpricpt und geltend machen will, auf die gefeglihen Wege gewieſen werden 
folle. — Diefe Borfchrift Hat fich, vermöge Hofdecret vom 13. Nov. 1312, 5. ©. 
S., Nr. 1v13 auf alle unbeweglihe Grundſtücke zu erſtrecken, da der Beſitz 
und die Uebergabe nur durch die öffentlihen Bücher erlangt und bewirket 
werden Fann. Solche öffentliche Regifter und Acten beftehen auch ſchon feit 
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4) Diefe bier angeführte Bemerkung führet zu einer wei: 
tern, nähmlich der: daß es in Anfehung unbeweglicher Sachen 
einen doppelten Befig gebe, und zwar einen Naturalbefig und 
einen Zabularbefig. Es kann nähmlich A ein unbewegliches Gut 
in feinee Macht und Gewahrfame haben, mit dem Willen, es 
ald das feinige zu behalten, und B Fann in den öffentlichen Bü: 
chern. ald Eigenthümer deöfelben eingetragen feyn. In diefem 
alle befindet fih A im Naturalbefige, B aber im Tabularbeſitze 
eined und deöfelben Gutes. Einige äfterreichifche Nechtögelehrte 
wollen zwar einen bloß natürlichen Befis im Gegenfaße von 
einem bloß bürgerlichen, oder in Bezug auf unbewegliche Guter, 
einen Zabularbefiz gar nicht gelten laffen, und behaupten, daß 
dad öfterreichifche Recht einen bloß natürlichen phyſiſchen Befis gar 
nicht Eenne, fondern daß diefer Ausdruck entweder die bloße In- 
habung, oder etwas bedeute, welchem gar Fein gefeglicher Begriff 
entfpricht '). Allein, wenn e5 auc) gleich feine Nichtigkeit hat, 
daß das dfterreichifche Gefegbuch ſelbſt die von einigen Nechtö- 
lehren angenommene Eintheilung in natürlichen und bürgerlichen 
Beflg nicht ausdrüdlic aufgenommen hat, fo muß doch bier 
erwogen werden, daß der Beſitz, ald folcher, ein bloß factifches 
Berhältniß ift, und daß, um in die wichtige Lehre über den Des 
fig, Klarheit und Conſequenz zu dringen, die Theorie fich damit 
befehäftigen müffe , die verfchiedenen factifhen Verhältniſſe, die 
bier vorkommen Eönnen, genau von einander zu unterfcheiden , 
und die hie und da zerftreut liegenden gefeglichen Beftimmungen, 
nach welchen diefe einzelnen factifhen Verhältniſſe beurtheilt 


den alten Zeiten in den Städten Galliziens, und follte es hieran irgendivo, 
oder auf dem flachen Lande. gänzlich mangeln, fo Fann das unbemwegliche 
Gut von dem Uebergeber an den Uebernehmer auch phyſiſch, nach dem )- 312 
ves b. &. B., Übertragen werden, ohne daß eine Amtliche Intermiffion von 
©eite des Richters zur Erlangung des Gigentbumes nöthig ift, und da der 
F. 1363 deutlich Die Verfchiedenheit der Befigerwerbungen,, wenn ordentliche 
öffentliche Bücher vorhanden find oder mangeln, enthalt, fo ſeyen in vor— 
Fommenden Fällen auch bey den Magiftraten und Dommien die in Dem Gr: 
feße nicht aufgenommtenen Sntermiffionen zu befeitigen. 

1) Siehe die Abhandlung des Herren Präfidenten Dominif Edlen von Drdadı uber 
die Gicherftellung des Eigenthumes und anderer dinglichen Rechte, m den 
Wagner'ſchen Zeitfchrife 1827,29, ©. 75, 
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werden müffen, aufzuſuchen. Daraud wird aber auch nothwen— 
dig, diefe einzelnen factifchen Werhältniffe mit befondern Benen- 
nungen zu verfehen, bey deren Wahl ed nur darauf anfbmmt, 
ob fie auch dem Geiſte der gefelichen Beftimmungen entfprechen. 
Gewiß ift ed nun, daß nah dem natürlichen Privatrechte der: 
jenige, welcher eine unbewegliche Sache in feiner Macht und 
Gewahrfame und dabey den Willen hat, fie ald die feinige zu 
behalten, im DBefige derfelben fey, und ihm jene Rechte zukom— 
men, welche dad natürliche Privatrecht mit felben in Verbindung 
ſetzt. Der pofitive Gefeßgeber kann zwar aus Gründen der Ge— 
fesgebungdpolitif die Befigrechte, In Anfehung diefer unbewegli— 
chen Sachen, an beftimmte Formen knüpfen; er kann fogar be: 
fehlen, daß jeded factifche Verhältniß, welches mit den beſtimm⸗ 
ten Zormen nicht verfehen ift, feiner Rechtswirkung nach lediglich 
ald Inhabung, und nicht ald Befig anzufehen ſey; allein er kann 
nicht verordnen, daß auch der factifche Unterfchled ald aufgeho— 
ben anzufehen fey, und feine Anordnung Fann fich auch nicht 
dahin ausdehnen, daß das factifche Verhältniß, welches nach dem 
Maturrechte den Befis begründet, auh nah natürlihem 
Rechte kein Befig ſeyn ſolle. Es kann daher auch nicht gefehlt 
ſeyn, ein ſolches Verhältniß mit der Benennung „natürlicher 
Beſitz“ zu bezeichnen; höchſtens könnte man in dem Falle, als 
der poſitive Geſetzgeber jeden Unterſchied zwiſchen Inhabung und 
natürlichem Beſitz ihrer beyderſeitigen Rechtswirkung nach aufge: 
hoben hätte, ſagen, daß ein ſolcher Unterſchied, nach poſitivem 
Rechte, practiſch unwirkſam ſey, und es ſich daher auch nicht 
der Mühe lohne, dieſe, der Rechtswirkung nach ganz gleichen 
Verhältniſſe mit beſonderen Benennungen zu verſehen. Hat aber 
der pofitive Geſetzgeber ſelbſt mit dieſen verfchiedenen factiſchen 
Verhältniſſen verſchiedene Rechte verknüpft, dann iſt auch der 
theoretiſche Lehrer des poſitiven Rechts bemüßigt, dieſelben mit 
verſchiedenen Benennungen zu verſehen. Nun kann aber nicht 
in Abrede geſtellt werden, daß der öſterreichiſche Geſetzgeber die— 
ſes letztere gethan hat. Zur Begründung dieſer Behauptung habe 
ich nur nöthig, mich auf den $. 1470 zu berufen, nach welchen 
derjenige, welcher eine unbewegliche Sache durch volle drenßig 
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Jahre redlicher Weiſe mit dem Willen, fie ald die feinige zu be— 
halten, in feiner Gewahrfame hat, das Bigenthum derfelben (resp. 
den Zitel Hiezu) erwirbt, wogegen der bloße Inhaber, 3. B. ein 
Miethinann, Seguefter, eine folhe Sache auch nad) Verlauf eines 
längern Zeitraumes nicht ald Eigenthum erlangt '). 

5) Manche glauben auc) einen Widerſpruch bey Verglei— 
hung) des F. 313 mit dem gegenwärtigen $. zu entdecken. Sie 
fagen nähmlich: in dem $. 312 ordnet der Geſetzgeber an, daß 
man in den Beſitz unkörperlicher Sachen oder Rechte bloß durch 
den Gebrauch derfelden im eigenen Nahmen Fomme, und daß, 
nach $. 343, inöbefondere der Gebrauch eines verneinenden Rechts 
gemacht wird, wenn Jemand die einem Andern gehörige Sache 
mit deffen Seftattung zu feinem Nugen verwendet, ein folches 
verneinended Recht aber fey, nad) $. 427, offenbar eine Servitut 
— fohin ein dingliches Recht. — Es fey daher im $. 313 Klar 
ausgefprochen, daß man bloß dadurch, wenn man die Cache 
eines Andern benüßet, in den Befig eines dinglichen Rechtes auf 
unbewegliche Sachen kommen Fönne; welchem der gegenwärtige 
$. aber widerfpricht. Allein diefer Behauptung ift bereit bey 
Grfläarung des $. 307 begegnet worden, wo die Bemerkung ges 
macht worden ift, daß ed zweyerley Arten dinglicher Rechte ge: 
be, nähmlich folche,, die ihrer Natur nad), und folche, die ihrer 
Wirkung nach ald dingliche Nechte anzufehen feyen. Von den 
letztern ift aber hier die Rede, welches auch die Marginalrubrik 
durch den Beyſatz „wirkliches Befigrecht?”” bezeichnet. Wer daher 
z. B. aus dem Brunnen feines Nachbard, mit deffen Geftattung, 
immer Waffer hohlt, kömmt dadurch allerdings in den Befiß eines 
(feiner Natur nach ſich dazu eignenden) Servitutsrechtes, fein 
Befisrecht ift aber nur gegen die Perfon feines Nachbars wirk- 
fan; tritt dieſer dad Eigenthum feines Brunnens an einen 
Andern ab, fo Kann der Befis gegen den Nachfolger nicht 
fortgefeßt werden, weil er als dingliched, gegen jeden Befiger 


4) Daß die Benennung »natürlicher Befis, Naturaldefis,” im Gegenfaß des Tabulars 
bejißes, auch der gefeslichen Sprache nicht fremd ſey, beweifen die ben 
Erläuterung des $. 355 angeführten Verordnungen über die Fahigfeit zum 
Defige landtaͤflicher Guter in Böhmen, Maͤhren und Gallisien, 
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des Brunnens geltendes Recht nur durch die Eintragung in die 
öffentlichen Bücher wirkſam wird; eine Bemerkung, die befon- 
ders bey der Lehre der Verführung von wirkfamen Einfluſſe ift, 
und bey felder erft vollftändig ins Klare gefegt werden kann. 


d§. 322, 


Sit eine beweglihe Sache nach und nad) mehreren 
DPerfonen übergeben worden, fo gebührt das 
Bejigrecht derjenigen, welche fie in ihrer Macht 
hat. Iſt aber die Sache unbeweglich, und find 
öffentlihe Bücher eingeführt, fo fteht das Be— 
fisrecht ausichließlich demjenigen zu, welcher als 
Beſitzer derſelben eingefchrieben ift. 


4) Daß der bloße Titel noch Eein eigentliche Befigrecht 
(jus possessionis) gebe, ift bereit3 $. 320 bemerft worden. 
Wird aber die bewegliche Sache Jemanden in feine Macht und 
Gewahrfame übergeben, oder wird Jemand in den dffentlichen 
Büchern ald Eigenthümer der unbewegliden Sache eingetragen, 
fo kömmt er in den wirklichen Befig, und erlangt dadurch auch 
die Beſitzrechte. Diefe Befigesrechte gehen aber für ihn wieder 
verloren, wenn ein Anderer in den Befiß kömmt, d. bh. wenn 
ein Anderer die bewegliche Sache in feine Macht und Ges 
wahrfame bekömmt, und den Willen dabey hat, fie ald die fei- 
nige zu behalten ($. 349), oder wenn die unbewegliche Sache 
auf den Nahmen eines Andern in den dffentlichen Büchern ein= 
getragen wird (F. 350). Der gegenwärtige $. fteht daher mit 
den SS. 349 und 350 im innigften Zufammenhange, und erhält‘ 
zugleich aus felben feine vollftäandige Erläuterung. 

2) Der $. feßt daher offenbar voraus, daß eine bewegliche 
Sache nad) und nad) mehreren Perſonen nicht bloß in die Ge— 
wahrfame, fondern in den Befiß übergeben worden ſey; denn hat 
der letzte Inhaber nicht zugleich den Willen, fie als die feinige 
zu behalten, fo ift er nicht Befiger derfelben; ihm gebühren da— 
ber auch Eeine Befißrechte, und der Befig ift dadurch für feinen 
Borfahrer in der Inhabung nicht verloren gegangen. 
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3) Iſt die Sache unbeweglich, und find Feine öffentlichen 
Bücher eingeführt, fo fteht dad Befigrecht ohne Zweifel demje— 
nigen zu, der fich in einem folchen Verhältniffe zur Sache be= 
findet, daß er Eigenthumsrechte über felbe, mit Auöfchliegung 
Anderer, ausübet, 3. B. in deffen Nahmen dad Grundftücd be: 
arbeitet wird; wer dad Haus bewohnt und von den andern 
MWohnparteyen die Zinfungen einhebt u. f. w. 


0. 323, 


Der Befiger kann zur Angabe des Rechtsgrundes nicht aufgefordert 
werben. 


Der Beliger einer Sache hat die rechtliche Ver: 
muthung eine3 gültigen Titels für fih; er Fann 
alfo zur Angabe deöfelben nicht aufgefordert 
werden, 

4) Zu den Befißeörechten (beatitudines possessionis), d. i. 
jenen Befugniffen,, welche dem Befiger , als ſolchem, und ohne 
Unterfchied der Eigenfchaft feines Befiges, zuftehen, gehört zus 
vörderft, daß er zur Angabe feines Titels nicht aufgefordert 
werden Fünne. Man behauptet zwar, daß diefe Regel im Grunde 
von jedem Rechtöverhältniffe gelte ); allein wäre dieſes richtig, 
fo fönnte es ja den Fall einer Aufforderung gar nicht geben. 
Der 3. B. fich gegen Jemand in dem Rechtöverhältniffe eines 
Gläubiger befindet, Kann, im Kalle er fich deffen rühmet, von 
feinem Schuldner verhalten werden, diefen Rechtözuftand durd) 
Anbringung einer ordentlichen Klage zu erweifen ; ingleichen der: 
jenige, welcher Handlungen ausübet, die ein Necht vorausfegen, 
fo lange er nicht im wirklichen Befige ded Rechts ift. Sobald 
er aber im wirklichen Befige des gerühmten Rechtes ſich befin- 
det, fo findet eine Aufforderung nicht mehr Pla, fondern es 
liegt demjenigen, gegen den der Rechtdanfpruch gerichtet ift, und 
der als der Verpflichtete erfiheint, ob, darzuthun, daß feinem 
Gegner diefed Recht nicht zufommme. Zur Erläuterung des Ge— 


1) Pe Profeſſors Winnimwarter Abhandlung über den Befik, Mat— 
“ ji * 133, 
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fagten ein Beyfpiel. A raumt feinem Nachbar, dem Miller 5, 
dad Necht ein, dad zur Vermahlung beftimmte Getreide, über 
feine (A) eigenthümliche Wiefe führen zu lajfen. B will nun von 
diefem. ihm eingeräumten Rechte Gebrauch machen, aber A läßt 
fchon den erften Wagen nicht paffiven, und fordert den B auf, 
zu erweifen, daß ihm dieſes Necht zufiehe. An diefem Falle 
muß der B allerdingd, will er feined Rechtes nicht verluftig were 
den, mit einer ordentlichen Klage gegen den A auftreten; bat 
aber der B von dieſem Rechte bereit3 ſchon Gebrauch gemacht, 
und mit Öeftattung des A fich einige Fuhren Getreide über deſſen 
Miefe zuführen laffen, fo findet eine Aufforderung ded A nicht 
mehr Statt, fondern diefer ift gehalten, gegen den B mit der 
Klage aufzutreten, und den Richter um dad Erkenntniß zu bit: 
ten, daß dem B dad Mecht nicht zuſtehe, fich fein Getreide über 
feine (Klägers) eigenthümliche Wiefe zuführen zu laffen. Das 
Mahre an der Behauptung, „die bier audgefprochene Regel gelte 
im Grunde von jeden Rechtöverhältniffe ,“ befteht darin, daß 
bey jedem Nechtöverhältniffe ein Befis gedacht werden müſſe, 
und daß fohin der Ausdruck „Sache im gegenwärtigen $. nicht 
auf wirkliche Eörperliche Sachen befchräntt fen, fondern in der 
weiteften Bedeutung, fo wie er im $. 285 angegeben ift, ge= 
nomnien werden müffe. Der Nechtözuftand eines Menfchen be- 
fteht ja lediglich in dem Inbegriffe aller jener Rechte, im deren 
Beſitze fich derfelbe befindet; es iſt daher auch ganz natürlich, 
daß die im gegenwärtigen F. audgefprochene Regel bey jedem 
Nechtöverhältniffe angewendet werden könne, aber eben fo richtig 
ift ed, daß bey jedem Rechtöverhältniffe. vorerft die Frage geftellt 
werden müſſe: ob ſich der Berechtigte im Beſitze er Rechts 
befinde oder nicht? 

2) Der philoſophiſche Grund, warum der Beftken einer 
Sache die Vermuthung eines gültigen Titel für fi) habe, und 
zur Angabe deöfelben nicht aufgefordert werden kann, Tiegt im 
Folgenden. An und für fich ift dad Necht bloß etwas Inneres, 
welches aber auf die Erfcheinung in der Außenwelt Beziehung 
hat. Jedem Rechte entfprechen fohin gewiffe Erfcheinungen in 
der Außenwelt. Nur die legtern find ein Gegenftand finnlicher 
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Wahrnehmung; two mir daher ſolche Erfcheinungen erbliden, 
welche einem beftimmten Rechte aufagen, da müffen wir auch 
diefed Mecht in fo lange ald wirklich beftehend vorausſetzen, bis 
das Gegentheil dargethan iſt. Wenn wir daher fehen, daß 3. B. 
Jemand eine Sache in ſeiner Macht und Gewahrſame hat, mit 
der Subſtanz und Nutzungen derſelben nach Willkühr ſchaltet, 
ſo ſchließen wir aus dieſen äußern Erſcheinungen mit Recht, daß 
er Eigenthümer dieſer Sache fen. Wir haben daher um fo mer 
niger das Necht, und über die Rechtmäßigkeit diefed Befugniffes 
erft einen Beweis führen zu laffen, ald nach $. 17 da3 Recht 
der Unbefcholtenheit ein angeborned Necht iſt, und wit folglich 
nicht annehmen dürfen, daß Jemand Über eine Sache Rechte 
ausüben werde, die ihm nicht auftehen, 

3) Tritt nun aber derjenige, welcher die Rechtmäßigkeit 
des Beſitzes beftreitet, mit einer ordentlichen Klage auf, fo kömmt 
e3 darauf an, ob der geflagte Befiger die Behelfe der Anftreitung 
des Beſitzes zu entkräften vermag oder nicht, Am erften Falle, 
wenn er 3. B. darzuthun im Stande ift, daß der von dem Klä- 

ger angegebene eigene Rechtötitel keineswegs vorhanden, oder daß 
wenigſtens derfelbe nicht genügend fey, indem z. B. die Zeugen, 
auf die er fich beruft, verwerflih find, fo bleibt er noch immer 
von der Angabe feines gigenen Titels frey. Kann er aber dieſes 
nicht, fo erübrigt ihm dann freglich nichts anderes, als feinen 
eigenen Titel anzugeben, damit der Richter in die Lage gefett 
werde, urtheilen zu können, welcher Titel der ftärkere fey, und 
welchem fohin der Befig der Sache zugefprochen werden müffe. 

4) Aus der allgemeinen Anordnung des Geſetzes, daß der 
Befiter die rechtliche Vermuthung eines gültigen Ziteld für fich 
babe, folgt auch, daß, im Falle dem Befiger die Sache von dem 
frühern Beſitzer felbft übergeben worden ift, letzterer den Rechts— 
grund der Uebergabe zu erweifen habe, Segen wir z. B. den 
Kal: A habe dem B feine Sackuhr zur Aufbewahrung übergeben, 

Vefsterer verweigert ihm aber die Zurückſtellung derfelben, indem 
er 3. B. behauptet, daß A ihm diefelbe gefchenkt habe: fo muß 
nach meinem Dafürhalten der A erweiſen, daß er dem B die 
Sache bloß zur Aufbewahrung übergeben babe; denn der B 
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hat ja die Vermuthung eines gültigen Titels für fih. Da aber 
der Inhaber einer Sache, ald folcyer, noch Feinen gültigen Zitel, 
hat ($$. 318 und 319), fo behauptet im vorliegenden Sale A, 
daß B die Sache aus einem ungültigen Zitel befiße; der Bes 
weis diefer Behauptung liegt aber ihm ob, und nicht dem B der 
Beweis des Gegentheils, da er die in diefem $. auögefprochene 
Bermuthung für fi hat. Diefe Behauptung ſtimmt auch mit 
dem in der Gerichtsordnung $. 104 aufgeftellten Grundfage über: 
ein, daß der Kläger dad Factum, woraus ihm ein Recht erwach- 
fen ift, zu beweifen habe; nun ftüget ſich das Recht des Klä— 
gerd in diefem Falle auf den mit B gefchloffenen Verwahrung: 
vertrag, folglich muß diefer außer Zweifel gelegt feyn. Dat ſich 
daher 3. B. der Kläger dießfalld auf Zeugen berufen, welche 
zwar die Uebergabe an den B bezeugen, aber zugleich auöfagen, 
daß fie nicht wiffen, aus roelchem Rechtögrunde dem B die Saduhr 
übergeben worden ift, ob in Folge einer Eigenthumsübertragung, 
die eine Schenkung, Kauf oder Zaufch u. f. w. ſeyn Fann, oder 
in Solge eines bloßen Aufbewahrungsvertrages, fo müßte der Ge— 
Elagte freygefprochen werden. Will der Kläger den Beweis des 
Gegentheils auf den Geklagten wälzen, fo er hat die Vindications— 
oder fogenannte publicianifche Klage anzuftrengen, fein wahres 
oder vermuthetes Eigenthum auszumeifen ($. 366 und 372); 
denn dadurch fegt er den Geklagten in die Lage, beweifen zu 
müffen, daß die zu vindicirende Sache fein Eigenthum gewor: 
den, oder daß er wenigftend ein ftärfered Recht auf diefelbe habe, 
und eben dadurch tritt die Nothmwendigkeit auf feiner Seite ein, 
darzuthun, daß diefe Sache in fein Eigenthum übergegangen fey, 
oder dag ihm wenigftens ein gewichtigerer Xitel zu Statten 
komme. | 

§. 324, 


Diefe Aufforderung findet auch dann. noch nicht 
Statt, wenn Semand behauptet, daß der Beſitz 
feined Gegners mit andern rechtlichen Vermu— 
thungen, 3. B. mit der Freyheit des Eigen: 
thumes, ſich nicht vereinbaren Yaffe. In folchen 
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Fällen muß der behauptende Gegner vor dem 
ordentlichen Richter Elagen, und fein vermeint- 
Yiches ftärkered Recht darthun. Sm Zweifel ges 
bührt dem Beſitzer der Vorzug. 

4) Dad preußifche Landrecht — welches in der Regel gleich: 
fall5 den Grundfag anerkennt, daß jeder Befiger die Vermu— 
thung der Nechtmäßigkeit und Redlichkeit feined Befiges für fich 
habe, und wenn er deßhalb in Anfpruch genommen wird, den 
Titel feines Befiges auözufprechen und nachzumeifen nicht fchul- 
dig ſey — macht jedoch von diefer Vermuthung in dem Kalle 
eine Audnahme, wenn fie mit der, nach feiner Anſicht ftärferen 
Bermuthung, daß Perfonen und Gigenthum frey find, in Col- 
lifion geräth, indem der Befiger in diefem Kalle fein Recht zu 
dem Befige angeben und nachweifen müffe '). Wahrfcheinlich 
fand fich der öfterreichifche Gefeßgeber dadurch bewogen, au 3: 
drücklich zu erklären, daß eine Aufforderung auch dann nicht 
Statt habe, wenn Jemand behauptet, daß der Befig feined Geg— 
nerd mit anderen rechtlichen Vermuthungen, 3. B. mit der Frey— 
heit des Eigenthums, ſich nicht vereinbaren läßt. Er ging daben, 
wie aus dem Zeiller’fchen Sommentare zu entnehmen ift, von dem 
Grundſatze aus, daß Fein Grund vorhanden fey, aus zweyen 
einander toiderfprechenden Vermuthungen einer aus denfelben den 
Vorzug einzuräumen, und daß, wenn diefed der Kal ift, beyde 
Vermuthungen fich gegenfeitig aufheben, fohin die Sache im al- 
ten Stande belaffen werden müffe. 

2) Indeffen fcheint ed, daß diefe Abweichung mehr die 
Form ald die Wefenheit der Sache betreffe. Richtig ift es zwar, 
daß gegen den Befiger einer Förperlichen Sache oder eined Rechtes 
eine Aufforderungsflage nicht Statt habe, denn diefed enthält 
der wörtliche Anhalt des $.; aber daraus folgt noch nicht, daß 
z. B. derjenige, welcher nachgewiefen hat, daß er das Eigen: 
thum einer Sache ohne Beſchränkung überfommen hat, die Uns 
rechtmäßigkeit des Beſitzes jener Rechte nachweifen müffe, welche 
der Gegner auf diefe Sache ausübet. Diefer Beweis wäre in 





4) 4. Th., 71. Tit., Sf. 179 — 182. 
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den meiften Fällen ganz unmbalich, oder höchftend nur durch An⸗ 
wendung ded Haupteides zu Tiefen möglich. — Wegen wir 
3. B.: der A laßt durch längere Zeit, mit Bewilligung feines 
Nachbars B, Waller von dem Brunnen des letzteren hohlen; eı= 
fterer wird nur dann rechtmäßiger Befiber des Nechtes feyn, 
went ihm von dem B wirklich das Necht hierzu eingeräumt wor— 
den iſt. Hat fich der B dad Kohlen ded Wafferd nur aus bloßer 
Gefälligkeit gegen ihn gefallen laffen, und A fucht nun das, 
was ihm aus bloßer Gefälligkeit geftattet worden iſt, in ein 
wirkliches Recht umzuwandeln, fo ift er gewiß Fein rechtmäßigen 
Beſitzer diefed Nechted, da ihm nach $. 317 der gültige Titel 
dazu mangelt. — Läge nun dem A der Beweis ob, daß B fich 
nicht im rechtmäßigen Beſitze diefed Nechted befinde, fo müßte 
er darthun, daß er dieſes Necht dem B nie eingeräumt habe — 
was, wenn man dad Beweismittel des Haupteided bievon aus: 
nimmt, zu erweifen völlig unmdglid iſt. Sein Recht aber bloß 
von der Gewiſſenhaftigkeit ded Gegners abhängig machen zu Taf 
fen, iſt in allen Fällen trautig. Der $. redet auch nicht davon, 
dag der Eigenthümer die Unrechtmäßigkelt des Befigtiteld feines 
Gegners erweifen müffe, fondern ſagt bloß, daß er in folchen 
Fällen bey dem ordentlichen Richter Elagen, und fein vermeint- 
liches ſtaͤrkeres Recht darthun müſſe. Hat er nun in der 
gegen feinen Gegner anzuftrengenden Klage dargethan, daß er 
dad Cigenthum der Sache ohne der Befchränkung, welde ihm 
durch die Ausübung ded von gegnerifcher Seite in DBeflg genom— 
menen Rechtes zugehet, Überfommen habe, fo hat er von feiner 
Seite den Beweis der Freyheit des Eigenthumes geliefert, und 
e3 iſt nun Sache ded Gegners, darzuthun, daß die Freyheit des 
Gigenthumes entweder gleich urfprünglich, bey Ueberkommung 
deöfelben, oder erft nachträglich befchränft worden ſey. Folglich 
hat in dieſem Balle immer der Gegner den Beweis der Recht: 
mäßigfeit feines Titels zu liefern. Der von dem Gefege aufge: 
fiellte Sag, daß jeder Beſitzer die Vermuthung eined gültigen 
Titels für fich habe, hat nur die Rechtswirkung, daß derfes 
nige, der die Befitesrechte "beftreitet, und die Sache in feinen 
Befig, oder die Freyheit feines Eigenthumes in Anſpruch neh: 
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men will, vorerſt von feiner Seite den Beweis des ftärferen 
Nechted Tiefern muß; ift aber dieſer einmahl hergeftelft, fo liegt 
dem Befiger ob, darzuthun, daß die aud dem gelieferten Beweiſe 
entfpringenden Rechte des Klägerd durch andere Thatfachen fich 
beheben. Darum hat auch derjenige, welcher behauptet, eine 
Sache durch Erſitzung an ſich gebracht zu haben, für den Fall, 
als er diefelbe auf einen Fürzeren Zeitraum als den von drey— 
Fig Jahren flüget, die Rechtmäßigkeit feines Titels gegen den 
Kläger darzuthun, ungeachtet der $. 323 audfpriht, daß cr die 
Vermuthung eined gültigen Titels für fich habe; welches nicht 
feyn konnte, wenn man diefem $. eine größere Auddehnung ge= 
ben wollte, ald nad) der oben angegebenen Regel ($. 1477). 


b. 325, 


Aunahme. 


Sn wie fern der Beſitzer einer Sache, deren Ver— 
ehr verbothen, oder bie entwendet zu feyn ſcheint, 
den Zitel feined Befiged anzuzeigen verbunden 
jey, darliber entfcheiden die Straf» und poltti- 
ſchen Geſetze. 


1) Die Vorſchrift, daß der Beſitzer feinen Titel auf bloße 
Aufforderung eined Dritten, und ohne daß diefer früher Fein 
Recht auf die Sache, um die es fich handelt, dargethan hat, aus— 
weifen müffe, gilt ganz natürhich nur in privatrechtlichen Ver— 
haltniffen. An Bezug auf die Pollzey: und Strafbehörden hat 
diefer Grundſatz des Privatrechted Eeine Anwendung. Jedoch wür— 
den Ohne Zweifel auch diefe Behörden nicht pflichtmäßig han- 
deln, wenn fie bloß nach Willführ den Befiger einer Sache ver- 
halten würden, feinen Titel anzugeben; denn immer iſt diefe 
Nöthigung zur Angabe feines Titel eine Kränfung des Privat: 
rechtes, die fich zwar Jeder gefallen Taffen muß, fobald es die 
Öffentliche Wohlfahrt erheifcht, mit welcher aber auch aus eben 
diefem Grunde Fein Mißbrauch gemacht werden darf. 

2) Indeſſen find diefe Behörden nur ihren Vorgeſetzten 
Rechenſchaft zu Teiften ſchuldig, daß fie fich innerhalb der ge: 
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hörigen Schranken dabey benehmen. Der Private hat Fein Recht, 
fih zu mwiderfegen und ihnen bey einer Nachfrage die Erthei— 
lung der geforderten Auskunft zu verweigern; denn Jedermann 
ift der nachforfchenden Obrigkeit jede dienliche Auskunft zu ge= 
ben fchuldig ). Andbefondere aber find Handelöleute, Krämer, 
zum Handel berechtigte Fuhrleute und andere Handel treibende 
Parteyen verbunden, fo bald fie von (Zoll-) Beamten über den 
Bezug ihrer Waaren befragt werden, diefen Bezug, die Waare 
mag inländifch oder ausländifch feyn, oder für inländifdy oder 
ausländifch angefehen werden, bey Wermeidung der im $. 48 
der allgemeinen Zollordnung angedrohten Strafe, auszuweiſen °). 


J. 326, 


Redlicher und unredlicher Befiger. 


Wer aus wahrfcheinlichen Gründen die Sache, die 
er befißt, für die feinige hält, ift ein redlicher 
Befiger. Ein unredlicher Befitzer ift derjenige, 
welcher weiß, oder aus den Umftänden vermufhen 
muß, daß die in feinem Befige befindliche Sache 
einem Andern zugehöre. Aus Irrthum in That: 
Tachen, oder aus Unmwiffenheit der gefeglichen Vor— 
Schriften Fann man ein unrechtmäßiger (). 316) 
und doch ein redlicher Beſitzer ſeyn. 

4) Die Eintheilung des Befiges in den redlichen und un— 
redlichen ift zwar mit der Eintheilung in den rechtmäßigen und 
unrechtmäßigen nahe verbunden, aber dennoch wefentlich davon 
unterfchieden , da der redliche Befis durchaus nicht von dem Ti 
tel, fondern blog von der Wiffenfchaft oder Wermuthung, daß 
die Sache eine fremde fen, abhängt. Darum Fann Jemand ein 
redlicher aber dabey unrechtmäßiger, oder umgekehrt, ein unred— 
Vicher, aber doch rechtmäßiger Befiger feyn. Da nun die Rede 
Vichkeit und Unredlichfeit des Befiges von dem Bewußtſeyn und 


1) Strafgefeßb. 1. TH. $5. 227 — 293, und 2. Th. Sf. 292, 311 umd 12. 
2) Hoffammerdecret vom 3. Februar 1802; Pol. Gef. 29. B., ©. 153, und 21. Febr. 
1322 50, B-+r ©- u, = 
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der Meinung des Befizerd, die dem ‚Auge des Richters nicht of— 
fen ftehen, abhängig find, zugleich aber auch die Auseinanderfe: 
gung der zwiſchen dem Befier und dem feine Cache verfolgenden 
Eigenthümer obwaltende Rechtöverhältniffe einen erheblichen Ein: 
fluß haben, ($. 329 und 336), fo muß, wie Herr Hofrath v. 
Zeiller bemerft, die Gefeßgebung auf ihrer Huth feyn, daß fie 
nicht, durch eine zu allgemeine Beitimmung der Begriffe, den 
einen oder den andern Theil zu firenge behandle. 

2) Die Eintheilung feßt hier eine fremde Sache voraus; 
denn e3 kann (vorausgefeßt, daß die Unredlichfeit nicht ſelbſt in 

der Erwerbungdart liegt) wohl in moralifcher Beziehung einen un: 
redlichen Beſitzer feiner eigenen Sache geben, wenn er 5. B. die: 
felbe für eine fremde anſieht; in rechtlicher Beziehung und mit 
Hinblick auf die rechtlichen Wirkungen, die mit dem redlichen oder 
untedlichen Befiß verbunden find, kann der Fall nie eintreten, daß 
der Eigentümer einer Sache im unredlichen Befige derfelben 
fich befände, wo hingegen der Gigenthümer, wie früher erwähnt 
wurde, allerdings unrechtmaßiger Befiger der ihm gehörigen Sache 
feyn kann. Eben fo wenig ift der Sal möglih, dag Jemand 
wiſſe, er fey nicht Eigenthümer, fondern nur der redliche Beſi— 
ger der Sache; denn wenn er zur Wiffenfchaft gelangt, daß die 
Sache, die er beißt, fein Eigenthum nicht fey, fo würde er, wenn 
er feinen Befiß dennoch fortfegen wollte, Eein redlicher, fondern 
unvedlicher Befiger der Sache feyn. 

3) Wer iſt nun eigentlich ein redlicher, oder, wer ift ein 
unredlicher Beſitzer? — Unzweifelhaft ift derjenige ald ein une 
redlicher Befiger zu behandeln, welcher (eingeftandener oder er: 
wiefener Maßen) gleich bey Ueberfommung ded Befiged wußte, 
daß die Sache, welche er als die feinige behandelt, einen An: 
dern gehöre, wie 3. DB. ein Räuber, Betrieger, Dieb, oder der 
voiffentlich eine entwendete Sache an fich bringt. Diefe Behand: 
lung dehnt der gegenwärtige $. mit vollem Nechte auch auf einen 
ſolchen Befiger aus, welcher aus den Umftinden vermuthen muß, 
daß die Sache eine fremde fey, indem fich fonft beynahe jeder, 
der micht eines Verbrechens oder ſchweren Polizeyübertretung 
überwiefen werden kann, mit dem bloßen Vorgeben der Unwiſ— 
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fenheit ſchützen, und fich auf diefe Art die bedeutenden Rechte 
eines redlichen Befigerd aneignen könnte. Hier ift daher der Fall 
vorhanden, wo auch im Givilrichteramtöwege ein Beweis aus 
den vorhandenen Umſtänden geliefert werden Fann, und wo es 
dem vernünftigen Grmeffen des Nichters uberlaffen ift, aus den- 
jelben zu beurtheilen, ob dem Beſitzer eine Unredlichkeit zur 
Saft falle oder nicht. Es ift daher auch Fein Zweifel, daß 
bey Beurtheilung der Redlichfeit des Befißed fehr viel darauf 
ankomme, ob der Befiger einen rechtmäßigen Titel für fich habe 
oder nicht; denn es ift vorauszufegen, daß Jedermann wilfe, wie 
- und auf was für Weife man dad Gigenthum einer Sache auf eine 
gültige Art an ſich bringen könne; kann daher der Befiger einen 
rechtmäßigen Zitel feines Vefiges nicht nachweifen, fo ift, der 
Regel nach, auch anzunehmen, daß er fi) ald den rechtlichen 
Eigenthümer der fi in feinem Beſitze befindlichen Sache nicht 
anfehen könne. Indeſſen Fann ed ausnahmsweiſe auch Sale 
geben, wo fih der Befiser, auch ohne einen rechtmäßigen Titel 
feines Befiged angeben zu Fonnen, doch für den Gigenthümer 
halten kann. Gin folcher Fall ift z. B. vorhanden, wenn ſich in 
einer Verlaffenfchaft Sachen befinden, die dem Grblaffer nur in 
Aufbewahrung übergeben waren, und der Erbe felbe in dem 
Glauben, daß fie dem Erblaffer eigenthiümlich gehörten, in Be— 
fig nimmt. 

4) Eben fo gewiß ift umgekehrt derjenige als ein redlicher 
Beſitzer anzufehen, welcher gute Gründe hat, zu vermuthen, daß 
die Sache, die er befigt, fein Eigenthum ſey; 3. B. wenn er 
diefelbe von einem bekannten, im guten Nufe ftehenden, Mann 
gekauft hätte. — Wie aber, wenn folche pofitive Wahrfcheinlich: 
Eeitögeunde zwar nicht vorhanden find, jedoch auch nicht nachge= 
wiefen werden kann, daß der Befiger aus den vorhandenen Um: 
ftänden das Gegentheil vermuthen mußte? — Auch in diefem 
Salle ift er als vedlicher Befiger anzufehenz; denn hier könnte 
‚man höchftens fagen, es fey zweifelhaft, ob ein folcher Befiger 
als ein vedlicher oder unredlicher anzufehen fey, da der Beſitz 
weder mit den Merkmahlen des redlichen, noch den des unted- 
lichen Befites verfehen ift, Nun ſagt aber der $. 328, daB im 
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Zweifel die Vermuthung für die Nedlichkeit des Beſitzes ftreite, 
Schon das Nichtvorhandenfeyn folcher Merkmahle, womit da3 
Geſetz den unredlichen Beſitz bezeichnet, fcheinen hinreichende 
Grunde für den Befiger zu feyn, die Cache als feine eigene an— 
äufehen. Diefes wäre insbefondere der Tal, wenn der Befiter 
feinen Vormann nicht Fennt. Einige find zwar der Meinung 
(welcher Meinung früher auch ich beypflichtete ')), daß der Beſi— 
ger in einem folchen Falle auch immer als ein unredlicher anzu— 
fehen fey, und fie führen zur Begründung diefer Behauptung Fol- 
gende an: „Wenn Jemand das Eigenthum einer Sache durch 
Uebernahme an fich zu bringen fucht, fo leuchtet es ſchon dem 
gemeinen Mienfchenfinne ein, daß er das Gigenthum nur in dem 
alle erlangen Eönne, wenn derjenige, welcher fie ihm abtritt, 
wirklicher Eigenthümer derfelben iſt. Ob er dieſes vorausfegen 
könne oder nicht, muß er theil aus der Natur der an fich ge— 
brachten Sache, theild aud dem Preife derfelben, theild aus den 
perfönlichen Eigenfchaften feines Vormannd, aus dejfen Gewerbe 
oder andern Verhältniffen beurtheilen ($. 368); fo muß 5. B. 
der Hebernehmer an dem Eigenthumsrechte des Lebergebers gewiß 
zweifeln, wenn fie mit fremden, dem Ueberträger nicht zukom— 
menden Wapen, Nahmen und andern ähnlichen Mierfmahlen 
bezeichnet, oder wenn der Weberträger ein Menſch ift, der 
bereit5 einen ublen Nuf gegen fich hat, oder in einem Stande 
Tebet, in welchem der Beſitz folher Sachen, von deren Gattung 
die angebothene ift, nichts Gewöhnliches, fondern nur etwas Außer: 
ordentliches ift u. f. w. Diefe für oder gegen das Cigenthum 
ftreitenden Gründe Fann der Uebernehmer ‚nicht beurtheilen, wenn 
er fich darum gar nicht befümmert, wer derjenige fey, der ihm 
das Eigenthbum der Sache abtreten will; es Fann daher auch 
nicht von ihm gefagt werden, daß er die an fich gebrachte Sache 
aus wahrfcheinlichen Gründen für die feinige halte, weil er nad) 
der Kenntniß derjenigen Merfmahle, woraus diefe Wahrfiheinlich- 
Feit zu ſchöpfen ift, gar nicht gejtrebet hat.” — Für diefe Meis 


d 


1) Siehe meine Abhandlung Aber den Beweis der Figentbumsflage, in der Wag— 
ner'ſchen Zeitfehrift 4. Jabra, 2. Heft: 
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nung fcheint auch der $. 224 des zweyten Theiles des Straf. 
gefegbuches zu fprechen, der alfo lautet: „Nicht aber Handels: 
und Gewerböleute allein, fondern auch fonjt Qedermann, wenn 
ihm Gegenftände zum Kaufe, oder um darauf zu leihen, angebo: . 
then werden, die nach ihrer Eigenfchaft gegen den Anbiether den 
Verdacht, daß fie entwendet find, erweden, hat die Verbind— 
lichkeit auf fich, diefen nach Möglichkeit anzuhalten, und wofern 
er fich nicht ausweifet, verhaften zu laffen.” Da Niemand die 
Gigenfchaft einer Sache, in Beziehung auf den Anbiethenden, be— 
urtheilen kann, wenn er fich nicht erfundiget, wer derjenige fey, 
der ihm die Sache zu übertragen Willens ift, fo fcheint daraus 
zu folgen, daß Jedermann die pofitive Verpflichtung habe, fich 
darum zu befümmern. Allein es fiheint mir gegenwärtig doc), 
daß diefe AUnficht gegen die Abficht des Gefeßes zu ſtrenge ſey, 
daß fohin die Nichtfenntniß des Vormannes an und für fich nicht 
immer die Nedlichfeit des Beſitzes aufhebe, und daß es hier auf 
da5 äußere Unfehen des Anbiethers anfomme, mit welchem äu— 
fern Anfehen derfelbe von dem annehmenden Theile zu einer 
gewiffen Claffe von Menfchen gerechnet zu werden pflegt. Aller: 
dings Fann der Umſtand, daß der Befiger feinen Vormann nicht 
zu kennen wiffe, die Vermuthung der Redlichkeit des Beſitzes 
fohwanfen machen, aber es müffen dabey doch auch die Neben- 
umftände beruckfichtiget werden. 

5) Es feheint Fein Zweifel zu feyn, daß der Beweis der 
Unvedlichkeit fich nicht bloß auf den Anfang, fondern auch auf 
die. Fortſetzung des Beſitzes beziehe; denn der gegenwärtige $. 
befchränft feine Anordnung nicht auf die Erwerbung des Beſitzes, 
fondern er ſagt ganz allgemein aus, daß derjenige ein unredlicher 
Befiger fey, welcher weiß, oder aus den Umftänden fchliegen 
Fann und vermuthen muß, daß die in feinem Beſitze befindliche 
Sache einem Andern zugehöre. Nun können fa erft in der Folge 
dem Befiger jene Gründe befannt werden, aus welchen er diefe 
Bermuthung ſchöpfen mug. Gr wird alfo von der Zeit an, als 
er zur Kenntniß diefer Umftände gelanat, unvedlicher Beſitzer. 
Setze man den Sal: Ein Erbe habe im guten Glauben, daß die 
in der DVerlaffenfchaft befindliche goldene Repetiruhr des Erb: 
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laſſers Eigenthum gewefen fey, fich diefelbe zugeeignet; fpäter 
findet er eine eigene Nuffchreibung ded Grblafferd, aus welcher 
erfichtlich ift, daß diefelbe ihm ald Depositum übergeben wurde; 
Fann er wohl vedlicher Weife feinen Befig fortfegen? — Aus 
dem Umftande, dag im Gefegbuche nur von der Unterbrechung 
des vedlichen Befiges durch die Klage gehandelt wird ($. 338), 
laßt fi), wie bey Erläuterung diefes $. ausführlich gezeigt wer: 
den wird, nicht fchliegen, daß der Beweis einer andern Unter: 
brechung nicht zuläffig fey. Aber aus eben diefem Grunde ift 
auch der Fall gedenfbar, daß der uefprüngliche unredliche Befiß 
fpäterhin ein vedlicher werde, wenn ſich nähmlich in der Zolge 
die Umftände, aus welchen der Beſitzer anfänglich die Sache für 
ein fremdes Eigenthum anfehen mußte, dahin aufklären, daß © 
wahrfcheinlicy wird, die Sache fey wirklich ein Eigenthum des 
Beſitzers. Segen wir nähmlich den Fall: Gin Bettler trage dem 
A eine goldene Saduhr zum Kaufe an, der fie ihm auch wirt: 
lich kaͤuflich ablöfet. — Es ift hier gewiß nicht zweifelhaft, daß 
A aus dem Berhältniffe feined Vormannes vermuthen mußte, 
daß diefe Uhr deffen Eigenthum nicht ſey. Späterhin aber kr= 
zählt ihm der frühere Eigenthümer diefer Sackuhr, daß er die 
felbe in einer wohlthätigen Laune — einem Bettler gefchenkt 
habe; dadurch werden nun ohne Zweifel die gegen die Rechtlich- 
keit des Beſitzes ſeines Vormannes vorhandenen Gründe entkräf: 
tet, und er Fann nunmehr die Sache, welche er mit böfem Ge: 
wiffen an ſich brachte — mit gutem Wilfen als die feinige fortan 
anfehen und behalten. 

6) Wenn Jemand den DBefit nicht durch ſich felbft, fondern 
durch einen Andern erhalten hat, 3. B. den Vormund, Gurator 
oder Bevollmächtigten, fo ift zu unterfcheiden, ob erfterer von-der 
Befigergreifung Wiffenfchaft hatte oder nicht. Im erſten Falle ift 
bey Beurtheilung der Nedlichleit bloß auf den Beſitzer felbjt, 
nicht auf feinen Stellvertreter zu ſehen; denn letzterer wollte, 
was auch Herr Profeſſor Winniwarter bereitd bemerkt hat, nicht 
für ſich, fondern fir feinen Glienten Nechte erwerben; die Be— 
dingung der Erlangung derfelben muß alfo im dieſem felbjt vor: 
handen feyn, Hat aber derjenige, für welchen der Beſitz erwor— 
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ben worden ift, von der Erwerbung Eeine Wiffenfchaft, oder 
kann er wegen Mangel des Vernunftgebrauches Feine foldye ha= 
ben, welche rechtliche Wirkungen hervorbrächte,, fo ift die Beant: 
wortung der Frage: ob bier auf die Willendeigenfchaft des eigent: 
lichen Beſitzers oder deffen Stellvertreter Rücficht genommen wer: 
den müffe? mehreren Schwierigkeiten unterworfen, und die Mei— 
nungen der öfterreichifchen Nechtögelehrten find dießfalls getheilt. 
Einige meinen, ed fomme auch hier auf die Willendeigenfchaft des 
wirklichen Befigerd an, weil e3 ungerecht wäre, die nachtheiligen 
Folgen der gefeßwidrigen Befchaffenheit der Abſicht der Vertreter 
oder Bevollmächtigten jenen fühlen zu laffen, deffen Rechte ihnen 
zur Vertretung anvertraut worden find; well nicht der Vertreter 
oder Bevollmächtigte der eigentliche Beflger, fondern diefer nur 
derjenige ift, in deffen Nahmen erfterer gehandelt hat, und 
weil die Redlichkeit oder Unredlichfeit des Machthaberd nicht zum 
Grunde der Entfcheidung. über die Nedlichkeit des Beſitzers in 
der Fortdauer des Beſitzes dienen könne, da diefe Machthaber 
nur oft in einem vorübergehenden Werhältniffe mit dem zu Ber: 
trefenden find. Kommt es aber nicht auf die Redlichkeit des 
Machthaber, fondern auf die Befchaffenheit des Beſitzes der 
vertretenen Perfon felbft an, fo müffe der Beſitz ald redlicher 
angefehen werden, weil nicht die Nedlichkeit, fondern vielmehr 
die Unvedlichkeit erwiefen werden muß, und der Beweis einer 
Unredlichfeit auf Seite deöfenigen, der von dem Beſitze einer 
Sache gar Feine Wiffenfchaft hat, nicht geliefert werden Fann '). 
Segen diefe Meinung wird von Andern, nach meiner Weberzeus 
gung ganz gegründet, bemerkt »), doß ein folcher Unwiſſender 
weder im redlichen noch unredlichen Glauben fey, und daß allo 
für diefe Zeit über die Befchaffenheit feines Beſitzes — das Be- 
wußtſega des Machthaberd oder Wertreterd entfcheiden müffe. 
Da ich diefe letztere Anſicht für die richtigere halte, fo will ich 
bier nur noch die oben für die gegentheilige Meinung angeführs 
ten Gründe einer Furzen Unterfuchung unterwerfen, Es feheint 


1) Siehe die obige Abhandlung des Heren Profeffors Winniwarter &. 132 — 190, 
2) Man fehe die Dritte Annterfung zur obigen Abhandlung &. 192 u. 193. 
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gar nicht ungerecht zu feyn, die nachtheiligen Folgen der geſetz— 
widrigen Befchaffenheit der Abficht der Vertreter jenen fühlen zu 
laffen, deren Rechte ihnen zur Vertretung anverfraut worden 
find, da ihnen umgekehrt, bey redlicher Abſicht derfelben, auch die 
wohlthätigen Folgen zu Statten fommen. Wäre es wohl im 
Öegentheile gerecht, dem Curanden dad Eigenthum der bereits 
abgefonderten Früchte jenes Grundftüdes zusuerfennen, welches 
deſſen Gurafor auf eine Fiftige Weife von dem Nachbar für fei- 
nen Curanden an fich zu ziehen, und mit des letztern Grundſtü— 
Ken zu vereinigen gewußt hat? — Biel natürlicher ift es, daß 
der Bevollmächtigte oder Vertreter zur Schadloshaltung fei- 
nes Glienten oder eines Dritten verhalten werde, um fo mehr, 
als der Sewalthaber, in fo fern er nach dent Inhalte der Boll- 
macht den Gewaltgeber vorftellt, in Bezug auf einen Dritten, 
ganz als die Perfon des letztern angefehen werden muß. Wahr 
ift ed, daß nicht der Vertreter oder Bevollmächtigte der eigentli- 
che Befiger, fondern derjenige e3 fey, in deffen Nehmen er gehan= 
delt hat; allein fo wie der Curand oder Machtgeber den Befig 
ebenfalld nicht durch feinen eigenen Willen, fondern durch den 
feines Vertreters erlangt, fo muß auch bey Beurtheilung der 
rechtlichen Qualität des Beſitzes auf den legtern Rückſicht genom— 
men werden, fonft müßte man dad ganze Befigrecht des Curan— 
den oder Machtgeberd beftreiten, weil er felbft Eeinen Willen 
hat, die Sache als die feinige zu behalten. — Wenn man übri= 
gend einmahl der Meinung beypflichtet, daß die Nedlichkeit des 
Beſitzes in der Folge dadurch unterbrochen werde, wenn der 
Befiger einer Sache zur Kenntniß gelangt, daß felbe einem An— 
dern gehöre, fo fehe ich nicht ein, warum die Nedlichkeit oder 
Unredlichkeit des Machthabers nicht zum Grunde der Entſcheidung 
über die Nedlichfeit des Beſitzers in der Fortdauer des Beſitzes 
dienen könne. Daß hieraus verwidelte Nechtsverhältuiffe entſte— 
ben konnen, gebe ich gerne zu, allein mir fcheint hierin Lein 
Grund zu liegen, aud Furcht vor der Schwierigkeit diefe verwi— 
ckelten Nechtöverhältniffe, dem Geſetze gemäß, aufzulbſen, das 
Daſeyn dieſer Rechtsverhältniſſe ſelbſt deßwegen in Abrede su 
ſtellen. 
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7) Wenn man die nahmhaften Vortheile des redlichen Be- 
figeö, wie fie in den $$. 329 — 332 vorfommen, in Erwägung 
zieht, fo ſcheint es wirklich auffallend, daß der höchfte Gefegeber, 
da er im $. 2 mit der Unwiſſenheit des Geſetzes fehr ftrenge 
verfährt, diefelbe hier felbft als Grund gelten läßt, um dem Be: 
figer diefe Vortheile zukommen zu machen, und zwar um fo mehr, 
als das preußifhe Landrecht, deffen Beftimmungen doch bey 
Verfaſſung des öfterreichifchen Gefegbuches ſich ohne Zweifel vor 
Augen gehalten wurden, die ganz entgegengefegte Anordnung 
enthält, und ausdrücklich verfüget, daß die Umwiffenheit der Ge: 
fee den nicht entfchuldigt, der feinen Befigtitel irriger, Weife 
für gültig gehalten hat ). Allein das öfterreichifche Geſetzbuch 
ſtellt keineswegs als Regel auf, daß hier die Unmiffenheit des 
Geſetzes entfchuldige, fondern fagt bloß, daß ed Fälle geben kön— 
ne, wo Jemand wegen Umwiffenheit des Geſetzes ald ein redli— 
cher Befiger anzufehen fey. Es müffen daher bey Beurtheilung 
diefer Fälle allerdings auch die übrigen hierauf Bezug habenden 
Sefege vor Augen gehalten werden. Diefem nach glaube ich im 
Allgemeinen folgende Regeln hier aufftelfen zu müffen: 

a. Wenn es fih um ein ausländifches Gefeg handelt, fo ent: 
fchuldigt die Unwiſſenheit deöfelben in der Art, daß felbft die 
Vermuthung der Unwiffenheit für den Befiger ffreitet, und 
fohin derfenige, welcher die Unredlichkeit des Beſitzes behaups 
tet, den Beweis liefern müffe, der Befiger habe dad auslandi: 
fche Gefeß gewußt. Dieſes Eann z. B. der Fall feyn, wenn 
Semanden ein vierundzwanzig Kahre alter Ausländer, der nach 
den Gefegen feines Landes erſt mit fünfundzwanzig Kahren 
großjährig wird, eine Sache, über die er, nach den Gefegen 
feines Landes, noch zu disponiren unfahig ift, an Jemanden 
veräußern wiirde, 

b. Wenn das dfterreichifche Geſetz, um das es fi handelt, 
nicht gehörig Fund gemacht worden wäre; denn in diefem Falle 
Fonn man fich feldft, nah JF. 2, mit der Unwiffenheit des 
Geſetzes entfehuldigen, und es würde fohin auch demjenigen, 





i) Erſter Skcil, 7 Titel, ‘ 12 
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der hier die Unredlichkeit des Befiged behauptet, der Beweis 
obliegen, daß der Befiger von dem Geſetze (vorausgeſetzt, daß 
ed nicht ein ſchon im natürlichen Privatrechte gegründetes ift), 
ungeachtet der nicht gehörig gefchehenen Kundmachung, Willen: 
fchaft erlangt habe. 

c. Iſt aber dad Geſetz gehörig Fundgemacht, dann flreitet die 
Vermuthung gegen die NRedlichkeit des DBefiged, und der Be: 
figee hat in diefem Falle zu erweifen, daß ihm nach feinen 
Berhältniffen die Eriftenz des Gefeges unbekannt geblieben fey. 
Daß hiebey die Befchaffenheit des Alterd und des Standes des 
Vebertreterd, die mehr oder minder verbreitete Kundmachung 
des Sefeges in Erwägung gezogen werden müffen, wie Herr 
Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare bemerkt, Eann feis 
nem Zweifel unterliegen, da der Beweid der Unwiffenheit des 
Geſetzes nur aus den befonderen Umftänden und Verhältniffen, 
in denen fich der DBefiger befindet, geliefert werden Eann. 


. 327. 


Wie ein Mitbefiger zum unreblichen oder unrechtmäßigen Befiger werde, 


Belist eine Perfon die Sache felbft, eine andere 
aber dad Recht auf alle oder auf einige Nutzun— 
gen diefer Sache; fo kann eine und diefelbe 
Derfon, wenn fie die Gränzen ihres Rechts über 
fchreitet, in verfchiedenen Rüdfichten ein redli— 
cher und unredlicher, ein rvechtmäßiger und un— 
rechtmäßiger Belißer feyn, 

Daß ein Beſitzer in Hinficht auf ein und dasfelbe Recht 
nicht zugleich als ein redlicher und unredlicher Befiger angefehen 
werden könne, füllt in die Begriffe. Kommen aber mehreren 
Perfonen auf eine und die nähmliche Sache verfchiedene Nechte zu, 
3: B. eine Perfon ijt im DBefige ded Eigenthums, die andere aber 
in dem der Fruchtnießung der Sache, dann Fann auch eine und 
die nähmliche Perfon in diefen verfchiedenen Beziehungen als 
ein vedlicher und unredlicher, rechtmäßiger und unrechtmäßiger 
Beſitzer angefehen werden. Dieß wäre im vorliegenden Bey: 
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fpiele der Fall, wenn diejenige Perfon, die fih im Befige des 
Eigenthumsrechtes befindet, ungeachtet fie weiß, daß der andern - 
da5 Recht der Fruchtnießung zufteht, fih anmaßen follte, auch 
die Früchte der Sache zu genießen, oder der Fruchtnießer fich 
erlauben follte, Eigenthumsrechte an der ihm zur Fruchtnießung 
überlaffenen Sache auszuüben. Auch kann ohne Zweifel bey ei- 
nem gemeinfchaftlichen Befige ein ſolcher Fall eintreten, wenn 
nahmlich ein Mitbefiger mit dem Bewußtſeyn der Nechte des 
andern Mitbefigersö, mit Ausfchliefung deöfelben, die Sache ald 
fein Allein = Eigenthuni behandelte. Gefchehe diefes aus einen 
Irrthume, fo wäre er wenigftens ein unrechtmäßiger Befiger. 


. 328. 
Entſcheidung Über die Redlichkeit des Befiges. 


Die Hedlichkeit oder Unredlichkeit des Beſitzes 
muß im Falle eines Nechtöftreites durch richterli— 
chen Ausſpruch entfchieden werden. Sm Zweifel 
ift die Bermuthung für die Redlichleit des Be— 
ſitzers. 

1) Der Vorſchrift dieſes S. zufolge muß alſo derjenige, 
welcher behauptet, daß der Beſitz feined Gegners ein unredlicher 
fey, mit einer ordentlichen Klage gegen ihn auftreten, dem Rich: 
ter jene Umftände vorlegen, aus welchen die Unredlichkeit des 
Befises erhellet, und zugleich die Beweife diefer Umſtände lie— 
fern. Diefe gefegliche Anordnung ift eine confequente Folgerung 
aus dem $. 17, zufolge welchem für den Beſitzer dad Necht der 
Unbeſcholtenheit ftreitet, welche erft durch Darthuung der befon- 
dern Verhältniſſe, die diefer Unbefcholtenheit entgegenftehen, auf: 
gehoben werden Eanıt. 

2) Bey Herftelflung des Beweiſes der Unredlichkeit fcheint 
jedoch ein Unterfchied gemacht werden zu müffen: ob behauptet 
wird, der Geklagte "habe fihon urfprünglih bey der Beſitz— 
nahme unredlich gehandelt, oder ob dargefhan werden will, daß 
der Befiger der Suche erſt in der Zolge ein unredlicher Befiger 
geworden ſey. In dem preußifchen Yandrechte ift diefer- Unter 
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fchied ausdrücklich gemacht ); in dem öfterreichifchen Geſetzbuche 
koͤmmt er zwar nicht buchftäblich vor, doch fcheint er in dem 
Geifte deöfelben gegründet; dent ſchon der längere, unanges 
fprochene Beſitz einer Sache ift an und für fih ein Wahrfcheins 
lichfeitögeund für den Befiger, fie als die feinige anzuſehen; wel 
cher Wahrfcheinlichkeitögrund manche andere Gegengründe aufs 
wiegt. Uebrigens fcheint es ganz in der Natur der Sache ges 
gründet, daß der Entfchluß, eine Sache ald fein Eigenthum an 
fi) zu bringen, in Betreff deren fich Zweifel erregen, ob fie aud) 
wirklich dad Eigenthum des Ueberträgers fey, eine der Rechts— 
ficherheit nachtheiligere Willendrichtung vorausfege, ald der Wille, 
eine Sache, bey deren Anfichbringung Fein folches Bedenken ob- 
waltete, fortan auch bey erregtem fpäterem Zweifel ald Eigen: 
thum zu behalten, Diefes ftimmt auch mit der Analogie des 
Strafgefeßbuches überein: Wer wiſſentlich eine geraubte oder 
geftohlene Sache an fich bringt, macht ſich der Theilnahme am 
Raube oder am Diebftahle ſchuldig; wer dagegen erft fpäter er 
fährt, daß die an fich gebrachte Sache eine geraubte oder ger 
ftohlene fey, wird dadurch, daß er diefelbe noch fortan ald feine 
eigene behandelt, Fein Verbrecher. — Auch der $. 338 fpricht für 
diefe Meinung. Denn ohne Zweifel müßte derjenige, welcher 
eine Sache mit dem Willen, fie ald die feinige zu behalten, an 
ſich gebracht hafte, von der er wußte, daß bereitd ein Dritter 
fie von dem Befiger durch die Vindicationsklage zurückforderte, 
in jeder Hinſicht als unredlicher Beſitzer angeſehen und behandelt 
werden, wenn auch dieſe Vindicationsklage das einzige Beden⸗ 
ken wäre, das gegen das Eigenthumsrecht des Uebergebers ſich 
ergäbe; und er würde ſohin auch für den Zufall haften, der die 
Sache bey dem Eigenthümer nicht getroffen hätte (IS. 335 und 


1) Erfter Theil, 7. Titel, $- 15 u, 16. Dort Heißt es: »Wer zur Zeit der Erwer— 
bung des Befiges, bey der Anwendung eines gewöhnlichen Grades der Aur- 
merffamfeit, Urfache hatte, an der Gültigfeit feines Beſitztitels zu zweifeln, 
und fih dennoch ohne weitere Unterfuhung den Beſitz zueigmet, der wird 
bey einer in der Folge fih veroffenbarenden Unrechtmaßigfeit desſelben, 
einem unredlichen Befiger aleich geachtet. Dagegen verliert Der, bey war ont 
erft nad) ſchon erworbenem Bofike, bloße Zweifel über die Seas 
felben entftehen, dadurch noch nicht Die Eigenfchaft und Die Rechte eines ded— 
Iichen Befigers.” 
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338); allein hat Jemand den Befig einer Sache redlich erworben, 
und wird erft in der Folge durch die Vindicationsklage auf Rück: 
ftellung der Sache belangt, fo treffen ihn die widrigen Folgen 
de3 unredlichen Befiges nicht im ganzen Maße, denn er hat im 
obigen Falle den Zufall nur dann zu verantworten, wenn die 
Klage von der Art war, daß er fihon aus dem Inhalte derfelben 
die Heberzeugung fihbpfen mußte, daß die angefprochene Sache 
das Eigenthum des WVindicanten fey. 


J. 329. 

Kortdauer des Befiges. echte des reblihen Befigers: a) in Rüdficht 

der Subſtanz der Sache. 

Ein redlicher Beſitzer kann ſchon allein aus dem 
Grunde des redlichen Beſitzes die Sache, Die er 
befist, ohne Verantwortung nad) Belieben brau= 
chen, verbrauchen, auch) wohl vertilgen. 

41) Nach Befchaffenheit der bisher erdrterten Eigenfchaften 
des Beſitzes richtet fich auch die Befchaffenheit des Genuſſes oder 
der Nechte und Berbindlichfeiten während der Fortdauer des Bes 
ſitzes, wovon in den nachfolgenden $$. gehandelt wird. — Die 
rechtlichen Wirkungen ded Beſitzes hängen hauptfächlich von dem 
Umftande ab, ob der Befig ein redlicher oder unredlicher ſey; 
und fie beziehen fih entweder auf die Subftanz oder auf die 
Früchte, die aud der Sache gezogen oder gewonnen werden. Der 
gegenwärtige $. handelt von den rechtlichen Wirkungen des red— 
lichen Befiged in Beziehung auf die Subſtanz. 

2) Der DBefiger heißt ein vedlicher, wenn er gute Grunde 
hat, die Sache, die er befißt, für fein Eigenthum zu halten. Es 
Fann ihm daher auch nicht zur Laft gelegt werden, wenn er über 
felbe Eigenthumsrechte ausübet, und nachdem dad Eigenthums— 
recht in dem DBefugniffe befteht, mit der Subſtanz und den Nu: 
gungen nach Willkühr zu fehalten, fo kann dem redlichen Befiger 
nicht zur Laft gelegt werden, wenn er die Sache nach feiner 
Willkühr benützet, und fohin auch nicht, wenn er fie fogar 
vertilget. Würde der höchſte Geſetzgeber den redlichen Befiger 
für ſolche Handlungen, wodurch die Subſtanz der Sache ver: 


[9. 330.] 109 


fchlechtert wird, verantwortlich machen, fo würde es vielen Ei— 
genthumern, wollen fie nicht Gefahr laufen, feiner Zeit zu fol- 
chen Verantwortlichkeiten unterzogen zu werden, nicht geftattet 
feyn, mit ihren Sachen nach Gutdünfen zu verfügen, und fo: 
hin Eigenthumsrechte über felbe auszuüben, weil es nur einige 
Zalle gibt, wo Jemand feines Eigenthumsrechtes auf die Sache 
vollkommen verſichert ſeyn kann. Der gefegliche Ausſpruch die: 
ſes $. ſteht auch mit den geſetzlichen Beſtimmungen in Anſehung 
des Schadenerſatzes in keinem Widerſpruche, da man, nad S. 
1295 , nur jenen Schaden zu erfegen verpflichtet ift, den man 
Jemanden aus Verſchulden zufügt. Nun Eann aber dem 
redlichen Befiger deßhalb, daß er die Sache als fein Eigenthum 
anfieht, Eein Verſchulden beygemeffen werden; um fo weniger 
Fann er daher über die weiteren, in der Gigenfchaft ald Eigen: 
thümer der Sache unternommenen Handlungen verantwortlich 
werden, da der $. 1305 ausfpricht, daß derjenige, welcher von 
feinem Rechte innerhalb der rechtlichen Schranken Gebrauh mad, 
für den für einen Andern daraus entfpringenden Nachtheil nicht 
verantwortlich fey. Der redliche Befiger ftellt“ daher die Sache 
nur in dem Stande, in welchem fie fich befindet, zurück. 

3) Da übrigens das Geſetz hier ganz allgemein von dem 
redlichen Befiger fpricht,, fo Fommt es nicht darauf an, ob der- 
felbe zugleich ein vechtmäßiger fey. : Die hier SS. 329 — 338 
aufgezeichneten Rechte und Verbindlichkeiten find lediglich mit 
der Eigenfchaft eines redlichen oder unredlichen Befiges verfnupft, 

b. 330. 
b) Der Nugungen. 

Dem redlichen Befiger gehören alle aus der Sache 
entipringende Früchte, fobald fie von der Sache 
abgefondert worden find; ihm gehören auch alle 
andere fchon eingehobene Nußungen, in fo fern 
fie während des ruhigen Belises bereits fällig 
gewesen find. 

41) Die Nechte des redlichen Befigerd dehnen ſich auch auf 
die Nußungen der Sache aus, Das der redliche Befiger für 
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die bereit genoffenen Früchte und Nutungen nicht veranfwort- 
lich feyn Fonne, ift fchon in dem natürlichen Privatrechte ges 
gründet ). So wie fich der redliche Befiger ald Eigenthümer 
der Subſtanz anfieht, und eben deßwegen mit felber nach Be: 
lieben verfügen kann, ohne daß er hierüber dem Gigenthümer ver: 
antwortlich ift, fo hält er fich mit vollem Rechte als Eigenthümer 
der daraus bezogenen Nußungen und Früchte, und Fann daher, 
in fo weit diefelben bereits verbraucht find, zu Feiner Erftattung 
mehr angehalten werden. Was die bereits bezogenen, aber noch 
nicht confumirten Früchte und Nutzungen anbelangt, fo erfcheint 
er nach dem natürlichen Rechte zur Aushändigung derfelben an 
den Eigenthümer verpflichtet; aber er wäre in diefem Falle aud) 
berechtigt, von dem Eigenthümer den Erfag des Aufwandes zu 
verlangen, den er zur Erzielung diefer Nugungen hat machen 
müffen: Diefed würde aber den redlichen Befiger in die Lage 
fegen, den gemachten Aufwand durch eine ordentliche Rechnungs— 
Vegung auszumweifen. Nun kann aber nicht vorausgeſetzt werden, 
daß derjenige, der eine Sache als fein Eigenthum anfieht, fich 
hinfichtlich der gemachten gewöhnlichen Auslagen die Beweismittel 
verfihaffe, um felbe feiner Zeit gehörig audweifen zu Können. 
Es räth daher die Gefeggebungsflugheit an, die Nechte des red- 
lichen Befigerd dießfalld etwas zu erweitern. Hiezu Fommt noch), 
daß, wie Herr Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare bes 
merkt, die Unterfcheidung zwifchen genoffenen und ned) vorhan— 
denen Nugungen, die Auseinanderfegung der Rechte und Ders 
bindlichfeiten ded Cigenthümerd und redlichen Beſitzers fehr er 
ſchweren, und den Verfchwender vor dem fparfamen Bürger be: 
günftigen würde, und daß in den meijten Fällen der Eigenthu= 
mer an dem DBerlufte des Beſitzes felbft Schuld frage, es folge 
lich bilfiger erfcheint, hier den vedlichen Befiger vor dem Cigen- 
thümer zu begünftigen. Dieſes erfcheint um fo gerechter bey 
einer Geſetzgebung, die, wie die dfterreichifche, die Anordnung 
enthält, daß auch der redliche Befiger der Negel nach den Preis 
bügen müffe, um welchen er diefe Sache an fich gebracht hat, — 


— 


» 4) Siehe Zeillers Privatrecht $. 32. 
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Ferner ift noch zu erwägen, daß der wahre Eigenthumer durch) 
eine folche Begünftigung des redlichen Befigerd nicht einmahl 
einen Schaden leide. Denn entweder war der Eigenthümer in 
der Lage, den Befiger ausfindig zu machen oder nicht Im er— 
ften alle ift e5 ja feine Schuld, wenn er nicht durch die Zu: 
rücfforderung der Sache den Befißer an der Beziehung der ihm 
zugeftandenen Bortheile hindert; im zweyten Salle ijt der red— 
liche Befis noch überdieß defien Vortheil, weil dadurch die Ver- 
ſchlimmerung oder gar der Untergang feiner Sache verhindert, 
oft fogar deren Verbeſſerung gefichert ift- 

2) In Unfehung der Nugungen find die eigentlichen Srüchte, 
d. i., welche nad organifchen ©efegen aus der Sache felbit, 
entweder ohne alle Bearbeitung, oder mit Hinzukunft menfchlicher 
Bemühungen entfiehen, von den Nußungen im engern 
Sinne, oder den bürgerlichen Früchten, d. i. jenen Vor: 
theilen zu unterfcheiden, welche man fonft aus der Sache, die 
man im Beſitze hat, ziehen Fan, 3.3. dad Miethgeld von dem 
vermietheten Haufe, den Paͤchtſchilling eines Grundftückes u, f. w. 
In Anfehung der Früchte im eigentlichen Sinne ftellt hier das 
Gefegbuch die Negel auf, daß fie dem Befiser gehören, fobald 
fie von der Sache (auf was immer für eine Art) abgefondert 
find. Nach diefer aufgeftellten Regel gehört. fohin dem Beſitzer 
dad junge Vieh, fobald es von dem Leibe der Mutter getrennt 
ift.. Bey Aeckern und Weingarten, Waldungen, Wiefen u. f. w. 
gebührt demfelben das bereitd gefechfete Getreide, die gelösten 
MWeintrauben, und fohin um fo mehr der daraus bereitete Wein, 
das forftmäßig gefchlagene Holz, die Heufechfung u. f. w. Nur 
werden hievon jene Früchte auszufcheiden ſeyn, welche, nad) $. 
296, zur Zortfegung ded ordentlichen Wirthfchaftsbetriebes erfor- 
derlich find, daher, nach Beftimmung diefes $., das Zugehör der 
unbeweglichen Sache ausmachen. Auf einen Schaß, der in ſei— 
nem Haufe oder Grundſtücke gefunden wird, hat derfelbe fo 
wenig, wie ein bloßer Fruchtnieger Anſpruch ($. 514), fondern 
muß feinen Antheil dem Eigenthümer ertradiren. 

5) Die Nugungen, im engern Sinne des Wortes, gebühren 
dem redlichen Beſitzer nur in fo weit, als er felbe bereits eins 
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gehoben hat, und fie zur Zeit feines ruhigen Beſitzes auch fällig 
geworden find. Unter ruhigem Befiß kann hier dad Geſetz offen: 
bar feinen andern als einen folchen verftehen, melcher noch durch 
Eeine von dem Eigenthümer angeftellte Klage unterbrochen wor: 
den iſt; denn von dem Zeitpuncte der zugeftelften Klage ift der 
Befiger ald ein unredlicher zu behandeln; er ift daher ben Ein: 
hebung der Nugungen lediglih als ein Gefchäftöführer ohne 
Auftrag anzufehen. Der redliche Beſitzer ift daher verpflichtet , 
dem Eigenthümer die noch nicht eingehobenen Nugungen zu über- 
laſſen, oder ihm auch die bereits eingehobenen Nugungen aus- 
zufolgen, in fo fern diefelben erft nach zugeftellter Klage fällig 
geworden find, wenn fie auch fihon früher eingehoben worden 
wären, oder in fo fern die Einhebung der zwar bereit vor Zus 
jtellung der Klage fällig gewordenen Nugungen erft nach Zuftel- 
lung der Klage gefchehen wäre. ; 
4) Was in Anfehung der ordentlichen und außerordentlichen, 
von der Sache zu leitenden Schuldigfeiten Rechtens ſey, iſt in 
dem Gefegbuche nicht ausdrüdlih ausgefprochen. Diefe tage 
fcheint daher nach Vorſchrift des J. 7 des Gefegbuches beant⸗ 
wortet werden zu müſſen. Es muß ſich daher, dieſen Grundſatz 
vorausgeſetzt, dießfalls ohne Zweifel an die Analogie des $. 512 
gehalten werden, ir fo fern diefes der Unterfchied, welcher zwifchen 
dem redlichen Befis und der Fruchtnießung obwaltet, geftattet. 
Hier glaube ich nun zwifchen ordentlichen und außerordentlichen‘ 
Laften unterfcheiden zu müffen. Hat der redliche Befiger bereits 
alle Nugungen , die er, als vermeintlicher Gigenthümer, für die 
Zeit feines Beſitzes hätte beziehen können, auch vwirflich bezogen, 
fo fcheint gar Fein Zweifel zu feyn, daß er auch alle von felben 
für diefe Zeit zu Feiftenden Schuldigfeiten, felbft die Zinfen der 
darauf eingetragenen Gapitalien, in fo weit die bezogenen Nu— 
gungen dazu hinreichen,, entrichten müffe. Denn biezu ware er 
ja ſelbſt als Eigenthümer verbunden geweſen, und es kann doc) 
nicht angenommen werden, daß dem redlichen Beſitzer die Vor— 
theile des Eigenthums, aber nicht feine Belaftungen, zufommen 
follten. Nach der diefem $. zum Grunde liegenden deutlichen Ab⸗ 
ſicht des höchſten Geſetzgebers ſollen dem redlichen Beſitzer die 
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Rechte eined Fruchtnießers mit gewillen Bef hranfungen, 
aber nicht mit Erweiterungen, zukommen '). Sehr zweifelhaft 
fcheint es mic hingegen zu feyn, ob der vedliche Befiger in dem 
Falle, ald er einige der bereit fälligen Nugungen noch nicht 
erhoben, dagegen fällige Leitungen aber auch noch nicht entrichtet 
bat, diefe mit jenen compenfiren dürfe ? — Würde ich zur Ent: 
ſcheidung dieſer Stage im practifchen Leben genöthigt, fo wurde 
ic) mich, nach meiner Ueberzeugung, für die befahende Meinung 
und Beantwortung derfelben ausfprechen; denn das Bfterreis 
chifche Geſetzbuch ſagt, wie oben erwähnt worden ift, von den 

- von der Sache zu leiftenden Schuldigkeiten nichts. Der Grund, 
warum nun hier dem redlichen Befiger aufgebürdet wurde, die 
von der Sache zu leiftenden Schuldigfeiten in dem Falle zu ent— 
tichten, wenn alle Nugungen eingehoben worden find, befteht 
nun einerfeitö in der Analogie der Beftimmungen über das Necht 
der Fruchtnießung, theild in dem natürlichen Nechtöfage, daß 
derjenige, der den Nutzen einer Sache zieht, auch ganz natürlich 
die auf felber haftenden Laften zu beftreiten habe. — Eben aus 
diefem letztern Grundfage fiheint aber auch zu folgen, daß der 
felbe in fo weit von Entrichtung der Laften befvent ſeyn muffe, 
als er.die Nutzungen entbehrt, und was die Analogie der geſetz— 
lichen Beſtimmungen über die Fruchtnießung anbelangt, fo ſcheint 
fie offenbar zu Gunften meiner Behauptung zu fprechen. So wie 
aber der redliche Befiger die eingehobenen, jedoch noch nicht fäle 
lig gewefenen Nußungen dem Eigenthlimer herausgeben muß, fo 
ift diefer ohne Zweifel auch verpflichtet, dem redlichen Befiger 
die vor der Zeit der Fälligkeit entrichteten Zahlungen zu ver: 
güten, teil diefed ein Aufwand ift, den der. Eigenthümer gefeß: 
lich zu machen gehabt hätte ($. 1042); hat dagegen der redliche 
Beſitzer einerfeitd einige noch nicht fällige Nusungen eingehoben , 

‘. amdererfeitd aber einige beveitö fällige einzuheben unterlaffen, 

fo ſcheint eine Compenſation nicht Platz zu greifen; denn das Ge— 

ſetz ſpricht in dieſem 9, klar aus, daß dem redlichen Beſitzer dieſe, 


1) Siehe dagegen die mehr erwähnte Abhandlung des Herrn Profeſſors Winni— 
warter ©, 153, aber auch Die Anmerkung Nr. 7 zu Selber. 
Nippel’s Commentar TIL, Th. 8 
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vor der Zeit der Zalligfeit bezogenen Nutzungen nicht gebühren ; 
es Eönnte daher die Einwendung der Compenfation der geftellten 
Zorderung des Eigenthümerd nur dann entgegen geftellt werden, 
wenn dad Geſetz dem redlichen DBefiger auch da5 Necht auf die 
noch nicht bezogenen fälligen Nugungen einräumte, diefes thut 
aber dad Geſetz nicht. Was hier von ordentlichen Laften gefprochen 
worden ift, fcheint auch von außerordentlichen zu gelten; denn 
nachdem auc) der Fruchtnießer diefe in fo weit zu beftreiten hat, 
als fie die Einkünfte für die Zeit feiner Sruchtniegung nicht über: 
fteigen, fo gilt diefed um fo mehr für den redlichen Befiger, der 
nur ein befchränfter Fruchtnießer ift. 


d. 331. 
ce) des Aufmwandes. 


Hat der redliche Befißer an die Sache, entweder 
zur fortwährenden Erhaltung der Subftanz einen 
nothwendigen, oder, zur Vermehrung noch forte 
dauernder Nußungen, einen nüglichen Aufwand 
gemacht: jo gebührt ihm der Erfaß nad) dem 
gegenwärtigen Werthe, in fo fern er den wirk— 
ich gemachten Aufwand nicht überfteigt, 


4) In Anfehung des Aufwandes unterfcheidet dad Geſetz, 
ob er ein nothwendiger, nähmlich zur Erhaltung der Subftanz, 
oder ein bloß zur Vermehrung des Nutzens gemachter (müßlicher) 
war. Wir wollen nun zuerft die gefeglichen Beftimmungen in 
Anfehung des erfteren Aufwandes erörtern. 

2) Damit der Eigenthümer verhalten werden Fonne, den 
nothmwendigen Aufwand zu erfegen, wird erforörrt, daß 
defien Wirkungen noch fortdauern. Iſt daher 3. B. das baufäl: 
lige Gebäude, ungeachtet de3 gemachten Aufwandes, doch zu 
Grunde gegangen, fo ift der Eigenthümer dem redlichen Befiger 
feinen Erſatz zu leiften fehuldig. — Dauern die Wirkungen noch 
fort, fo wird der Aufwand nur in fo mweit erſetzt, ald der Vor— 
theil des Eigenthümers wirklich befördert worden, und nie in einem 
höheren Betrage, ald er zur Entſchädigung des redlichen Beſitzers 
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nothwendig iſt. Zu dem Ende iſt alſo, wie Herr Hofrath v. 
Zeiller in ſeinem Commentare bemerkte, von Kunſtverſtändigen 
zu beurtheilen, wie hoch der Werth der Sache ohne den gemach— 
ten Aufwand ſeyn würde, und wie hoch er des getroffenen Auf— 
wandes wegen (mit Rückſicht auf die zum Capital geſchlagenen 
erhöhten Nutzungen) gegenwärtig ſtehe. Zugleich hat der redliche 
Befiger die Größe des wirklich gemachten Aufwandes auszumeis 
fen. Der Eigenthümer ift nur verpflichtet, die geringere Sum— 
me aus diefen beyden zu vergüten. Der Gefeßgeber ging bey 
diefen Beftimmungen offenbar von dem Grundfage aus, daß fich 
der Eigenthümer zum Schaden des redlichen Befißerd nicht berei— 
chern folle; aus welchem Grundfage auch folgt, daß dem Befißer 
Fein Erfaß gebühre, wenn der Aufwand, nach dem gewöhnlichen 
Wirthſchaftsbetriebe, aus den Erträgniffen der Sache felbft beſtrit— 
ten werden Eonnte, und auch wirklich beftritten worden ift '). 
3) Was den nüslichen Aufwand anbelangt, fo wird auch 
hier erfordert, daß zur Zeit, ald der Eigenthümer feine Sache 
bekömmt, diefe Nutzungen noch fortdauern. Auch in diefem Falle 
iſt durch Kunftverftändige zu erheben, wie viel die Sache dadurch 
am MWerthe gewonnen hat, und diefer Werth ift dann zu vergüs 
ten, wenn er den wirklich gemachten Aufwand nicht überfteigt z 
im entgegengefegten Falle wäre bloß legterer zu erfegen. Iſt der 
von dem redlichen Befiger durch den gemachten Aufwand besielte 
Mugen gar nicht erreicht worden, oder ganz oder zum Theile 
wieder verloren gegangen, fo muß der redliche Befiger die Folgen 
diefer ungünftigen Veränderungen fragen. Was ift aber Rech— 
tens, wenn der Nußen noch nicht wirklich vorhanden, aber doch, 
nach dem natürlichen und gewöhnlichen Laufe der Dinge, in der 
Folge mit Sicherheit zu erwarten it? — Auch in diefem Falle 
fiheint fein Zweifel zu ſeyn, daß der Eigenthümer dem redlichen 
Beſitzer eben nach vorigem Maßftabe die Vergütung leiten müffe, 
weil die Sache dadurch ganz natürlich an gemeinem Werthe gewon— 
nen hat. — Uebrigens gilt hier das nähmliche, was oben von dem 
Aufwande zur Erhaltung der Sache felbft gefagt worden: ift. 
8 * 


4) Siehe die Abhandlung des Herrn Profeſſors Winniwartet ©: 459, 
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4) Würde der Aufwand zwar aus den Grfragniffen der 
Sache, aber in einem Maße beftritten, welches der gewöhnliche 
MWirthfchaftsbetrieb nicht fordert, 3. B. dad Holz, das fonft ver- 
Fauft morden it, wurde aus befonderer Anduftrie zur Erweite— 
tung der Gebäude verwendet, fo ift es zweifelhaft, ob der Be— 
figer auf den Erſatz eines folchen Aufwandes Anfpruch machen 
fönne, und die Meinungen mehrerer dfterreichifcher Gelehrten 
find hierüber getheilt. Einige fprechen fich dießfalls befahend aus, 
und zwar aus dem Grunde, weil die natürlichen Erzeugniffe 
durch die Abfonderung dad Eigenthum des redlichen Befigers ges 
worden find ($. 330), und er fohin immer behaupten Fann, daß 
er den Aufwand aud dem Seinigen gemacht habe ). Dagegen 
fprechen fich Andere verneinend aus, weil der Befiger in diefem 
Salle nicht de damno vitando, fondern nut de lucro captando 
fireiten würde. Der Grund, daß die natürlichen Erzeugniffe 
durch Separation in dad Eigenthum des Befigerd übergegangen 
find, würde zu viel, nähmlich auch dieß beweifen, daß der Be— 
fiser auch die Erſtattung der Koften begehrten Eönnte, die er, 
nach dem gewöhnlichen Wirthfchaftöbetriebe, aus den Erträgniffen 
der Sache beftritten hat ). Allein ich glaube, mie ich bereit5 
bey Erläuterung de3 vorigen $., Nr. 2, bemerkt habe, daß die 
abgefonderten Früchte, in fo weit fie zum MWirthfchaftsbetriebe 
gehören, als ein Zugehör der Sache felbft, in das Eigenthum 
des redlichen DBefigerd nicht übergehen. Dagegen erwirbt der 
Befiger durch die Abfonderung der Früchte das Eigenthumsrecht 
derfelben, — feine Eigenthumsmaffe vergrößert fih dadurch — 
und indem er fie wieder mit derfelben verbindet, vermindert er 
dadurch offenbar diefe Gigenthbumsmaffe, und hat fohin auf 
Entſchädigung Anſpruch. 

5) Herr Hofrath v. Zeiller bemerkt in feinem Commentare, 
womit auch Herr Profeffor Winniwarter übereinftimmt °), daß 
dad Gefeß nirgends anordne, daß der redliche Befiger jenes, 
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1) Siche obige Ubhandlung Winniwarters 5, 160. 
2) Stehe die achte Annterfung zu obiger Abhandlung. 
3) Siche obige Abhandlung Winniwarters ©. 150. 
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was er an Früchten gewonnen hat, fi) in die Aufwandmaſſe 
eintechnen laſſen müffe; — beyde NRechtögelehrte find daher auch 
der Meinung, daß diefed nicht angehe. Diefe Meinung wird 
auch durch den $. 515 beftätiget, wo es heißt: „Eann oder will 
der Eigenthümer ſich dazu (nähmlich zur nothwendig gewordenen 
Bauführung) nicht verftehen, fo ift der Fruchtnießer berechtigt , 
entweder den Bau zu führen, und nach geendeter Fruchtniegung, 
gleich einem redlichen Befiger, den Erfaß zu fordern.” 
Der Fruchtnieger wird fohin hier von dem Gefege ausdrücklich 
dem redlichen Befiger gleich geftellt, und ed wird bey Erläuterung 
dieſes $. gezeigt werden, daß hier eine folche Einrechnung nicht 
Nas greife. — Aus der gegentheiligen Behauptung würde auch) 
ein offenbared Abfurdum reſultiren, denn es könnte der Fall ein 
treten, daß der redliche Beſitzer fich eine fo große Summe ab: 
rechnen laffen müßte, ald die Sache am MWerthe gewonnen hat. 
Denn in der Regel muß angenommen werden, daß der Werth der 
Sache am höchſten gleich nach gemachtem Aufwande fteige, weil 
mit der Zeit aud) die neue Arbeit wieder zerftört wird; es Fann 
daher der Eigenthümer, wenn er die Sache gleich nach ihrer 
Herftellung überkömmt, daraus für die längfte Dauer den Nu: 
gen ziehen, die Sache muß fohin in diefem Moment für ihn 
den meiften Werth haben. In diefem Augenblicke hat aber der 
vedliche Beſitzer Eeinen Nugen gezogen, es kann daher auch eine 
Abrechnung nicht Plaß greifen, fondern der Eigenthümer hat 
bier, ohne Abrechnung, dad Marimum des Werthes zu vergüten. 
Wie nun mehrere Jahre voruber gehen, vermindert fich eben 
der Werth der Sache an und fr ſich, die Einrechnungspflich— 
tigkeit des redlichen Befigerd wurde fich aber dadurch vergrößern, 
und fo würde man endlich auf einen Punct gerathen, wo der 
Gigenthümer dem vedlichen Beſitzer, ungeachtet die Sache bey 
Rückſtellung derfelben am Werthe bedeutend gewonnen hat, 
doch keine Vergeltung leiften dürfte. 
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Bon dem Aufwande, welcher nur zum Vergnügen 
und zur Berfohönerung gemacht worden iff, wird 
nur fo viel erfeßt, ald die Sache dem gemeinen 
Werthe nach wirklich dadurch gewonnen hat; 
doch hat der vorige Beſitzer die Wahl, Alles 
für fich wegzunehmen, was davon, ohne Schaden 
der Subflanz, weggenonmen werden Fann, 


4) Gewährt die mit der Sache vorgenommene Veränderung 
feinen eigentlihen Nugen, fondern nur ein Vergnügen (wenn 
3. DB. der redliche Befiser die Zimmer des Haufes hätte ſchön 
ausmahlen Yaffen), fo ift zu unterfcheiden, ob durch diefe Ber: 
fohönerung fich felbft der gemeine Werth der Sache erhöht habe 
oder nicht. Erſteres wäre im vorliegenden Beyfpiele der Fall, 
wenn feit der Zeit, ald die Zimmer auf diefe Art und Weife 
verfhönert worden find, für die Wohnungen ein höherer Zins 
bezahlt zu werden pflegt. Im erjten Falle geht der Aufwand 
in fo weit, als der gemeine Kauföwerth erhöht wird, in einen 
nüßlichen über, welcher nach den, im vorigen $. entwickelten, 
Grundſätzen erfegt werden muß. 

2) Dad Geſetz ſcheint übrigens bier offenbar vorauszufegen , 
daß der zum Vergnügen oder zur Verfchönerung gemachte Aufwand 
ſich immer höher, ald der gemeine Werth belaufe, den die Sache 
dadurch gewonnen hatz und nur aus diefem runde fiheint es 
hier den Nachfaß des vorigen J.: „in fo fern er den wirklich ges 
machten Aufwand nicht überſteigt,“ weggelaffen zu haben. Ins 
dejfen könnte doch der Fall eintreten, daß durch eine glückliche 
Idee des Befigerd die Sache auch mit geringem Koftenaufwande 
in der Art zum größern. Vergnügen umgefchaffen worden wäre, 
dag der Werth, um den die Sache im gemeinen Leben dadurch 
gewonnen hat, den wirklich gemachten Aufwand überfteigt. An 
diefem Falle Fann auch der Eigenthümer dem redlichen Befiger 
Eeinen größern Erfaß zu leiſten fehuldig ſeyn, als die Koften 
diefes Aufwandes befragen. 
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2) Kat die Sache durch die Verfchönerung am gemeinen 
Verthe nichts gewonnen, fo kann auch der Eigenthümer nicht 
verhalten werden, bloß wegen des erhöhten Vergnügens, das 
übrigens fehr relativ feyn kann (und in diefem Zalle auch immer 
relstiv feyn wird, weil dann, wenn die Sache für Jedermann 
Vergnügen gewähren würde, felbe auch im gemeinen Werthe 
fich erheben müßte), eine bare Auslage zu machen. Jedoch bes 
wilfiget dad Gefeß eben aus dem Grundfage, daß ſich auch der 
Eigenthümer mit dem Schaden des redlichen Befigerd nicht be: 
reichern dürfe, dem letztern alle zum Vergnügen oder zur Ver: 
ſchönerung gewidmete Sachen, in fo fern fie ohne Nachtheil der 
Subftanz davon weggenommen werden Eönnen, für ſich wegzu— 
nehmen. Hiezu ift der DBeliger ohne Zweifel auch in dem Zalle 
berechtigt, wenn er, aus befonderer Vorliebe, fi) mit dem Erfage 
des Aufwandes nicht begnügen wollte. — Wie aber, darf wohl 
der redliche Befiger, wenn die Sache zur Abfonderung nicht ge: 
eignet iſt, felbe auch vertilgen? — Segen wir den Fall, er 
habe die früher weißen Wande des befeffenen Hauſes auf eine 
Foftfpielige Art ausmahlen laſſen, fo daß der wirklich gemachte 
Aufwand mit dem Werthe, um den dadurch die Sache im ge: 
meinen Leben gewonnen hat, in feinem Verhältniſſe ſteht; der 

Eigenthümer läßt fich aber nicht herbey, eine mehrere Vergütung 
zu Keiften: — ift der redliche Befiger wohl berechtigt, den alten 
Stand wieder herftellen zu laffen? — Diefe Frage muß ficher: 
lih mit Nein beantwortet werden; denn fo wie der Eigenthüs 
mer nicht berechtigt ift, von dem redlichen Befiger zu fordern, 
daß er die in der Zwifchenzeit in fihlechtern Zuftand gerathene 
Sache in ihren alten Stand verfege und ihm übergebe, fondern 
diefelbe in dem Zuftande, in dem fie fich wirklich befindet, zu 
übertragen ſchuldig ift, fo ift er im Gegentheile auch berechtigt, 
von dem redlichen Befiger zu fordern, daß er, von dem Auges 
blife der Klage an, keine Veränderung mehr an der Sache vor: 
nehme, — Der F. macht in fo weit eine Ausnahme davon, daß 
felber den Befiger berechtigt, die zur Verfihönerung gewiönteten 
Sachen für ſich wegzunehmen; — dieſes Necht des red: 
lichen Befigers darf aber nicht weiter ausgedehnt werden, alö 


e 
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die Worte des Geſetzes lauten; es kann fich daher nicht auf dr 
Bertilgung folder Sachen ausdehnen, von der der Befikr 
keinen Bortheil ziehen Fann. Diefe Behauptung ſtimmt mit 
der Anordnung des $. 4415 auch vollkommen überein. Der % 
4109 kann hier nicht analogifch angewendet werden, denn zwi⸗ 
fohen dem Eigenthümer und redlichen Befiger befteht fein Con— 
tractöverhältniß, wie zwifchen dem Miether und Vermielher; 
zudem würde auch daraus folgen, daß der redliche Befiger, im 
alle einer Deteriorirung, dem Eigenthümer die Sache in dem 
Zuftande, in dem er die Sache übernommen hat, herausgeben 
müffe, was offenbar der Sal nicht ift. 


| . 333. 
Anſpruch auf den Erſatz des Preiſes. 

Selbſt der redliche Beſitzer kann den Preis, wel— 
chen er feinem Vormanne für die ihm überlaſ— 
fene Sache gegeben hat, nicht fordern, Wer aber 
eine fremde Sache, die der Eigenthümer fonft 
Tchwerlich wieder erlangt haben würde, redlicher 
Weiſe an ſich gelöfet und dadurch dem Eigens 
thümer einen erweiölichen Nutzen verſchafft hat, 
kann eine angemeſſene Vergütung fordern. 


1) Der Preis, um welchen der redliche Beſitzer die Sache 
an ſich gebracht hat, kann der Regel nach keineswegs als ein 
zur Crhaltung der Sache gemachter Aufwand angefehen werden; 
denn es ift keineswegs immer der Fall, daß die Sache ohne der 
Erwerbung des redfichen DBefigerd für den Eigenthümer verloren 
gegangen wäre, vielmehr kann fich durch die weitere Veräußerung 
die bereit5 gewonnene Spur zum Behufe der Nachforfchung auf 
Seite des Eigenthümerd wieder verlieren, und dadurch die abermah: 
lige Anfichbringung erfchtweret werden. — Aus dem Grunde ded fie 
die Sache gemachten Aufwandes kann daher der redliche Befiger 
der Regel nach von dem Eigenthümer den Preis nicht fordern, wel: 
chen er feinem Vormanne für die ihm überlaffene Sache gegeben 
hat. Ob derfelbe nad) natürlichen Nechtögrundfägen diefenaus geleg= 
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ten Preis nicht aus andern Gründen zu begehren berechtiget fey, 
ift eine andere Frage, deren Grdrterung aber hieher nicht gehört. 
Das öſterreichiſche Geſetzbuch ijt hier den frühern Grundfägen 
des römifchen Rechts getreu geblieben, und ladet daher dem red— 
Tichen Befiber die Verbindlichkeit auf, die Sache dem Eigenthü— 
mer, ohne Forderung eines Entgeltö, hinaus zu geben ').— Der 
Befiger kann fich in diefem Falle an feinem Vormann regreffiren 
($. 934), und hat er vernachläffigt, ſich um die Verhältniffe de3s 
felben näher zu erkundigen, fo ift diefes feine Schuld. Daß das 
durch die Sicherheit des Verkehrs nicht verlegt werde, wurde 
an einem anderen Orte Vorſorge getroffen (F. 367). 

2) Wenn aber der Eigenthümer, ohne die Erwerbung des 
Beſitzers, feine Sache Tchwerlich wieder erlangt hätte, dann ift der 
Preis ald ein nothwendiger Rettungsaufwand zu betrachten, und 
-fohin auch von dem Eigenthümer dem redlichen Befiger zu ver: 
güten ($. 403). Diefed wäre 3. B. der Fall, wenn er fie reds 
licher Weife von feindlichen Truppen „der Seeräubern an ſich 
gelöfet, oder felbe, da fie zur Vertilgung beftimmt gewefen, an 
fich gebracht Hätte. Hier würde fich der Eigenthümer offenbar zum 
Schaden des redlichen Befigerd bereichern, wollte man in diefem 
alle ihm auch die Verpflichtung aufbürden, die Sache den 
Eigenthümer unentgeldlich herauszugeben. 

3) Das Geſetz redet hier von einer angemeffenen Ber: 
gütung. Es muß daher hier fowohl auf den Vortheil des Eigen— 
thümers, den er durch Wiedererlangung der Sache erwirbt, als 
auf den Nachtheil des redlichen Befigerd, der ihm dadurch zuge: 
bet, daß er die Sache an den Gigenthümer abgeben muß, gefe: 
hen werden. Diefemnad) Fann hier, in Verbindung mit der An: 
ordnung des $. 334, der Sat aufgeftellt werden: der Eigenthü— 
mer fey dem redlichen Befiger den auögelegten Preid nur in fo 
weit zu vergüten fihuldig, ald er den Werth der Sache nicht 
überfteigt. Es ift zwar in folchen Fällen immer vorauszufegen , 
daß der unredliche Vormann die Sache um einen verhältnißmä— 
ßig geringeren Preis hintan gegeben habe; allein diefelbe kann 





4) Das preußifche Landrecht ordnet im 2, Th: , 15, Tit,, G. 25, das Gegentheil an. 
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auch erft in der Folge fo verfchlechtert worden feyn, daß der 
von dem redlichen Befiger audgelegte Betrag den Werth, den 
fie zur Zeit der Zurückſtellung hat, überfchreitet. 

4) Eine weitere Stage Fann hier aufgeworfen werden: ob 
nahmlich der redliche Befiger dem Gigenthümer die Sache auf 
feine Gefahr und Koften zurüdftellen muß? — Da das öfter 
reichifche Gefegbuch hierüber Feine Beftimmungen ausdrüdlich entz 
hält, fo muß die Beantwortung diefer Trage aus dem Begriffe 
des Gigenthumörechtes felbft hergehohlt werden. Das Eigenthums— 
recht ift jenes dingliche Necht, zufolge welchem der Cigenthüs 
mer mit der Subftanz und den Nutzungen der Sache nach Will: 
Eühr zu fehalten, und jeden Anderen davon auszufchliegen berech: 
tigt ift. Eine Verlegung des Eigenthumsrechtes gefchieht nur 
dann, wenn Jemand den Gigenthümer in der Ausübung diefer 
echte hindert, und fohin geht die Verpflichtung jedes Dritten 
nur auf Unterlaffung, keineswegs aber auf pofitive Leiftung. Es 
hat daher auch der redliche Befiger gegen den Eigenthümer Feine 
andere Verbindlichkeit, ald zu geftatten, daß der Eigenthümer 
fich feines Rechtes bediene, und zu dieſem Zwede fie in feine 
Macht und Gewahrfame nehme. Er kann aber dazu nicht ver= 
plichtet feyn, eine pofitive Handlung zu unternehmen und den 
Gigenthümer in die Lage zu fegen, feine Rechte auf die Sache 
ausüben zu Finnen. Es iſt fohin des letzteren Intereffe, die Ge: 
fahr und Koften der Auslieferung und Uebergabe zu tragen. 


0. 334, 

Ob einem vedlichen Inhaber das Necht zuftehbe, 
feiner Forderung wegen die Sache zuriick zu be— 
halten, wird in dem Hauptſtücke vom Dfand- 
rechte beſtimmt. 


4) Sobald der redliche Befiger von Seite des Eigenthü— 
mers mit der Klage belangt wird, oder fobald er auf irgend eine 
Weiſe zur Ueberzeugung gelangt, daß die in feinem Befige be: 
findfiche Sache einem Andern gehöre, Fann er den DBefig nicht 
mehr fortfegen, fondern fi von diefem Augenblicke an nur 
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al3 einen redlichen Inhaber betrachten. Aus diefen Grunde redet 
der gegenwärtige $. nicht mehr von einem redlichen Befiter, fons 
dern bloß von einem redlichen Inhaber. 

2) Der gegenwärtige $. beantwortet die Frage, ob diefem 
Inhaber da5 Recht zuftehe, die Sache in fo lange zurückzubehal— 
ten, bis ber Eigenthümer jenes geleiftet hat, was er zufolge der 
Beftimmungen der (9. 331— 133 dem redlichen Befiger zu Teiz 
ften verbunden ift, mit Hinweifung auf die in dem Hauptftüce 
vom Pfandrechte enthaltenen gefeglihen Beftimmungen, und 
zwar eigentlich auf die des $. 474, aus welchem die verneinende 
Beantwortung der obigen Frage hervorgehet. — In welchen Fäl—⸗ 
len das Zurückforderungsrecht des Eigenthümers verloren gehe, 
wird $. 367 beſtimmt. 


d. 335. 
Verbindlichkeit des unredlichen Beſitzers. 


Der unredliche Befiser it verbunden, nicht nur 
alle durch den Beſitz einer fremden Sache er: 
langte Bortheile zurüdzuftellen, fondern auch 
diejenigen, welche der Verkürzte erlangt haben 
würde, und allen durch feinen Befig entftandenen 
"Schaden zu erfegen, In dem Falle, daß der un- 
redliche Befiger durch eine in den Strafgeſetzen 
verbothene Handlung zum Beſitze gelangt ift, 
erſtrecket ſich der Erſatz bis zum Werthe der be- 
ſondern Vorliebe. 

4) Nun geht dad Geſetz auf die Verbindlichkeiten des un— 
redlichen Befigerd über, Sie beziehen fich gleichfalls theil3 auf die 
Subftanz der Sache, theild aber auf die Nugungen derfelben. 

2) In Betreff der Subſtanz hat derfelbe, gleich einem red: 
lichen Befiger, die Verbindlichkeit, felbe dem Eigenthümer, und 
zwar der Regel nach unentgeldlich, zurückzuſtellen; ex ift aber auch, 
was bey dem redlichen Befiger nicht der Fall ift, für alle Deterio: 
rirungen der Sache, die in der Handlungsweife desſelben gegrüns 
det find, verantwortlich, ja felbft zufällige Befchädigungen ift er 
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zur erfegen verpflichtet, wenn fich der Zufall nur in feinem Be- 
fie ereignet hat, und derfelbe daher die Sache bey dem Eigen- 
thümer nicht getroffen haben würde. Diefed wäre 5. B. der Fall, 
wenn der Blig in das Haus des unredlichen Beſitzers eingefchlas 
gen,-und die darin befindliche Sache des Eigenthümers befchä- 
digt hätte. — Ein zweifelhafter Tall könnte ſich bey den gegen: 
wärtig in den öfterreichifchen Staaten beftehenden mehrfältigen 
Afecuranzanftalten ergeben, wenn nahmlich fih Jemand im un 
vedlichen Befige eines Haufes befände, dasfelbe nicht aſſecurirt, 
und 83 in der Folge, vom Blig getroffen, abbrennen würde. Wäre 
auch in diefen Falle der unredliche Befiger verbunden, diefen Zus 
fall zu verantworten? — Hat der Eigenthiümer mehrere Gebaus 
de, welche alle von ihm affecurirt worden find, fo fiheint die be= 
jahende Beantwortung der obigen Frage nicht zweifelhaft ; denn es 
ift in diefem Salle mit allem Grunde anzunehmen, daß er auch) 
diefed Haus affesurirt haben würde, wodurch die Befchädigung 
vermieden worden wäre. Eben fo glaube ich, daß, wenn der Eigen: 
thümer mehrere Gebäude befigt, von denen er feines affecuriren 
ließ, die obige Frage verneinend zu beantworten wäre, weil hier 
fein Grund vorhanden ift, anzunehmen, daß er gerade diefes Haus 
affecurirt haben würde. — Zweifelhafter würde fich der Fall geftal- 
ten, wenn der Cigenthmer fonft gar Fein Haus befäße, oder, im 
Falle er im DBefige mehrerer folcher Käufer wäre, nur einen Theil 
derfelben der Affecurirung unterzogen hätte. In diefem Falle wür- 
de, meined Dafürhaltens, der Befiger von einer Erfagleiftung 
freyzufprechen feyn; denn im Allgemeinen gilt die Regel, daß 
der bloße Zufall denjenigen, treffe, in deffen Vermögen oder Per- 
fon er fich ereignet hat. Hievon ift der Fall ausgenommen, wenn 
der Zufall die Sache nicht beym Eigenthümer getroffen hätte, 
oder, was diefem ganz gleich geftellt werden muß, wenn die durch 
den Zufall entftandene Beſchädigung vermieden worden wäre, 
hätte die Sache fich in den Händen des Eigenthümers befunden. 
Daß aber diefer Ausnahmöfall fich wirklich ergeben habe, liegt 
dem Gigenthümer zu erweifen ob. In dem gefegten Kalle aber ijt 
diefes zweifelhaft; der Eigenthümer Fünnte diefes nicht erweifen , 
fohin müßte der Beſitzer freygelprochen werden. — Geht die 
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Sache durch Verſchulden des Beſitzers, oder durch einen fo ge- 
arteten Zufall ganz zu Grunde, fo ift der Befiger dem Eigen— 
thümer den vollen Werth zu erfegen fihuldig. 

3) Es fragt ſich hier, weldyen Preis der Befiger vergüten 
müffe: den ordentlichen oder außerordentlichen? — Hier unter: 
ſcheidet das Geſetz, ob derfelbe durch eine in den Strafgefegen 
verbothene Handlung zum Befige gelangt iff oder nit. Im 
letztern Falle hat er nur den ordentlichen Preis, d. i. denjenigen 
zu erſetzen, um welchen die Sache mit Rückſicht auf den Nutzen 
geſchätzt wird, den ſich der Eigenthümer, mit Rückſicht auf ſeine 
Gewerbs- und ſonſtigen Verhältniſſe, nach Zeit: und Ortsumſtän— 
den verſchafft haben würde. Dieſer Werth kann durch Kunſtver— 
ſtändige ausgemittelt werden. Im erſten Falle aber iſt auch ein 
in dem beſondern Intereſſe des Eigenthümers gegründeter Werth, 
die beſondere Vorliebe zu erſetzen, der durch ſeinen Schätzungseid 
ſich erproben wird. — Dieſer Fall wird auch meiſtens eintreten, 
wenn der Beſitz in ſeinem Urſprunge gleich ein ſchon unredlicher 
war, indem es durch das Strafgeſetz nicht nur verbothen iſt, zu 
rauben, zu ſtehlen und zu betriegen, oder wiſſentlich eine Sache 
von Ye oder Diebe, fondern auch nur von einem ver: 
dächtigen Vormanne an fich zu bringen ($. 224 de3 2. Th. 
des St. G. B.). Der erſte Fall tritt aber dann ein, wenn der 
Beſitz erſt in der Folge ein unredlicher wird. — Gegen einen 
unredlichen Beſitzer hat alſo der Eigenthümer ſelbſt dann noch 
eine wirkſame Klage, wenn jener zu beſitzen aufgehört hat, — 
was bey einem redlichen Beſitzer nicht der Fall iſt. 

4) Was die Früchte und Nutzungen der Sache anbelangt, 
fo hat der unvedliche Befiger dem Gigenthümer nicht nur alle 
“jene zu erfegen, welche er aus der Sache wirflich bezogen hat, 
fondern er hat demſelben auch jene Vortheile zu vergüten, welche 
der Eigenthümer erlangt haben würde, wenn er die Sache wäh- 
tend des unredlichen Beſitzes im Beſitze gehabt hätte, in fo fern 
fie an den befondern DVerhältniffen deöfelben, dem gewöhnli: 
chen Gange der Dinge nach, ausgemittelt werden können. Day 
. dasfenige, was hier von dem Gigenthümer gefagt wird, fowohl 
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von dem wirklichen als vermeintlichen gelte (F. 372), kann 
feinem Zweifel unterliegen. 


d. 336, 

Hat der unredlihe Befißer einen Aufwand auf die 
Sache gemacht, fo tft dasjenige anzuwenden, 
was in Nücdficht des von einem Geſchäftsführer 
ohne Auftrag gemachten Aufwandes, in dem 
Hauptftide von der Bevollmächtigung, verord: 
net ift, 


1) In Anſehung de5 gemachten Aufwanded geht .auch hier 
der Gefeggeber von dem Grundfage aus, daß ſich der Eigenthü— 
mer mit dem Schaden, auch des unredlihen Befigerd, nicht berei= 
chern folle. Er ftellt fohin den letztern mit dem Gefchäftsführer 
ohne Auftrag in eine Parallele. Es ift fohin auch hier der noth— 
wendige Aufwand von dem nüglichen zu unterfcheiden. 

2) In Anfehung des erftern enthält nun der $. 1036, 
welcher von der Gefchäftsführung ohne Auftrag handelt, folgende 
Beftimmung: „ber, obgleich unberufen, ein fremded Geſchäft zur 
Abwendung eines bevorftehenden Schadens beforgf, dem ift der: 
jenige, deſſen Gefchäft er beſorgt hat, den nothwendigen und 
zweckmäßig gemachten Aufwand zu erfegen ſchuldig, wenn 
gleich die Bemühung ohne Verfhulden fruchtlos 
geblieben ift.” Würde diefer Sag buchftäbli auf den un: 
redlichen Befiger angewendet, fo würde ſich daraus ergeben, 
daß der unredliche Befiger mehr ald der redliche begünftigt 
würde. Denn der Eigenthümer hat dem redlichen Befiger den 
gemachten Aufwand nur in fo weit zu vergüten, als derfelbe nicht 
mehr beträgt, ald der dadurch vermehrte Werth der Sache 
felbjt; und fohin hat der Eigenthümer dem redlichen Befiger gar 
nicht5 zu erfegen, wenn der Aufwand fruchtlos gemacht worden 
wäre. Da nun aber, nach $. 6, einem Gefeße in der Anwendung 
kein anderer Verſtand beygelegt werden Fann, als welcher aus 
der eigentlichen Bedeutung der Worte und ihrem JZufammenhange, 
und aus der Elaren Abficht des Geſetzgebers hervorleuchtet, welche 
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hier doch offenbar dahin gehet, dag der unredliche Befiger nie 
mehr ald der redliche begünftigt feyn foll: fo muß der gegenwär: 
tige $. lediglich auf jenen Aufwand befhränft werden, welchen 
der unredliche Befiger zur Vermehrung der Nugungen gemacht 
bat, und ed fommen daher hier lediglich die $$. 1037 und 1038 
in Anwendung. Indeſſen fcheint Fein Zweifel zu feyn, daß er 
den zur Erhaltung der Sache gemachten nothiwendigen und zweck: 
mäßigen Aufwand von den zu reftituirenden Nußungen in Abzug 
bringen dürfe, da von einer wirklichen Nußung nur nach Abzug 
des gemachten Aufwandes die Rede feyn Eann. 

3) Den Erſatz ded für die fremde Sache audgelegten Prei: 
ſes Fann der unredliche Befiger um fo weniger fordern, ald die: 
ſes Recht felbft dem redlichen DBefiger nicht zukommt, und das 
Geſetz diefed $. 333 durch die Worte: „Selbſt der redliche Be— 
ſitzer“ andeutet. In wie fern jedoch die im folgenden Satze des 
$. 333 angefügte Ausnahme auch auf die unredlichen Befiger 
eine Anwendung findet, fol hier Eurz erwähnt werden. — Offen: 
bar Eann fie dem unredlichen DBefiger nur dann zu Guten kom— 
men, wenn et nicht gleich bey Erlangung des Befiges, fondern erft 
in der Folge unredlicher Befiger geworden iſt, — wa3 auf zwey— 
fache Art gefchehen Eonnte, indem er nähmlich feinen Bormann 
wirklich als den wahren Cigenthümer angefehen hat, und erft 
in der Bolge eined Andern überzeugt worden iftz oder indem er 
gleich anfänglich die Sache in der Abſicht eingelöst hat, fie dem 
Eigenthümer zuzuftellen, und erft in der Folge angefangen hat, 
die Sache als die feinige zu behalten. Indeſſen fiheint bey der 
einmahl gegen ihn erwiefenen Unvedlichfeit feines Befiges dem: 
felben der Beweis obzuliegen , daß er urfprünglich redlich 
gehandelt ‚habe, 


KR 
Beurtheilung-der Me des Befiges einer Gemeinde. 

Der Beſitz einer Gemeinde wird nach der Nedlich- 
keit oder Unvedlichkeit der im Nahmen der Mit- 
glieder handelnden Machthaber beurtheilet. Im— 
mer müſſen jedoch die unvedlichen ſowohl den 
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redlichen Mitgliedern, ald dem Eigenthümer ven 
Schaden erſetzen. 

1) Eine Gemeinde wird als eine erlaubte Gefellfehaft, in 
Bezug auf dritte Derfonen, für eine Perfon angeſehen. So wie 
daher eine phyſiſche Perſon nur einen Willen hat, fo kann 
auch bey einer Gemeinde, ald einer juridifchen Perſon, in Bezug 
auf die Rechte dritter Perfonen, nur ein einziger Wille geachtet 
werden. — Cine Gemeinde kommt in den Befig einer Sache 
überhaupt, wenn ein Gemeindebefhluß vorhanden it, die Cas 
che ald ein Eigenthum der Gemeinde zu behalten. Wie aber ein 
Semeindebefhlug zu Standen komme, wer dad Necht zu ſtim— 
men habe, und wie viel Stimmen zu einem Gemeindebefchluf 
nothwendig feyen, iſt durch die Verfaffung der einzelnen Gemein— 
den beftimmt. — Dad, was von dem Willen und der Abficht 
der Gemeinde überhaupt gift, muß aud von der Beſchaffenheit 
derfelben gelten. Je nachdem daher die zur Zuftandebringung 
eined Gemeindebefchluffes nöthige Anzahl der Machthaber Bey 
Grwerbung des Befiged redlich oder unredlich zu Werfe gegangen 
ift, wird auch der Befiß der Gemeinde redfich oder unredlich feyn, . 
und die Redlichkeit oder Unredlichkeit der übrigen Mitglieder kann 
auf die Befchaffenheit des Beſitzes Feinen Einfluß baben. — Iſt 
durd) die befondere Verfaſſung nicht feftgefegt, wie viele Macht⸗ 
haber über die Angelegenheiten der Gemeinde gültig entſcheiden 
koͤnnen, fo muß, nach $. 290, zufolge welchem auch von den 
Verwaltern der Gemeindegüter und des Gemeindevermögens die 
in dem bürgerlichen Privatrechte enthaltenen Vorſchriften über 
die Art, wie der Befig der Sachen oder Rechte für die Gemeine 
de rechtmäßig erworben und erhalten werden kann, fich nach 
$$. 858 und 1490 benommen werden; e3 entfcheidef daher die 
Mebrheit der Stimmen, und es Eommt bey Beurtheilung der 
Redlichkeit des Beſitzes auch auf diefe Mehrheit an. In fo 
weit fiheint mir diefe Behauptung, die ſchon an einem andern 
Orte von dfterreichifchen Nechtögelehrten aufgeftellt ift ), voll: 
" 9) Man we die Anttterfung Nr. 3 zu des Heren Profeffjor Winniwarter's Abhand- 


fung über den Befiß, ©. 193, welch legterer Dagegen die Meinung vertheidigt, 
daß Die Unredlichkeit eines einzigen Machthabers den Beſitz unredlich mache. 
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kommen richtig; aber die Frage fcheint mir dadurch nicht be: 
antwortet, was dann Rechten: fey, wenn einige derjenigen 
Diachthaber, durch deren Stimmen der Gemeindebefchluß, die 
Sache in Befiß zu nehmen, entftanden ift, im unredlichen, die 
andern dagegen im redlichen Glauben ſich befanden ? — Setzen 
wir z. B., es feyen zwölf Machthaber: fieben davon geben ihre 
Stimme dahin ab, daß die Sache in Befig genommen werden 
fol, dagegen ſtimmen die übrigen fünf für da3 Gegentheil. 
Unter den fieben, für die Erwerbung des Beſitzes ftimmenden 
Machthabern befinden ſich nur drey, welche davon Wiſſenſchaft 
haben, daß z. B. derjenige, von welchem die Sache an ſich ge⸗ 
bracht werden ſoll, nicht Eigenthümer der Sache ſey, ſondern 
ſelbe jemanden Andern angehbre, welche Wiſſenſchaft ſie aber 
bey Faſſung des Schluſſes verſchwiegen haben. Iſt hier die Ge— 
meinde im redlichen oder unredlichen Beſitze? — Ich glaube 
nun, daß es darauf ankomme, ob in dem Falle, als die unred— 
lichen Machthaber ihre Stimmen nach Gewiſſen verneinend abge— 
geben hätten, der Beſitz für die Gemeinde doch zu Stande ge: 


‚Eommen wäre oder nicht. Am erften Falle hat der Bejig feinen 


Entftehungdgrund lediglich in dem Willen der redlichen Macht— 
haber, im leßtern aber ift er durch den Willen der unredlichen 
Machthaber zu Stande gefommen; daher ift er im erſten Falle 
ald ein redlicher, im letztern aber ald ein unvedlicher anzufehen. 
An dem gegebenen Benfpiele wäre der Befig ein unredlicher; 
denn hätten die unredlichen Votanten ihre Stimmen nach Ge: 
wiffen abgegeben, fo wäre der Beſitz nicht zu Stande gekommen. 


Es gründet ſich fomit deffen DBeftehen auf die Unredlichkeit der 


Machthaber. 

2) Wird der Befiß der Gemeinde, wegen Unredlichkeit der 
Machthaber, für unredlic, erklärt, fo leidet die ganze Gemeinde, 
und fohin auch die dabey fich redlich benommenen Mitglieder , 
einen Schaden, wenn fie die Sache an den Eigenthümer wieder 
erfolgen müffen, indem alle Nutzungen für fie verloren geben, und 
jelbe fohin für jeden Fall dad hintangegebene Capital unverzind: 
lid) ausgelegt haben; im Gegentheile aber, wenn der Befis als 
ein redlicher angefehen wird, wird den Eigenthimer ein Nach: 

Nippel's Commentar LIE Th. 9 
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theil zugefügt. So wie nun Jeder, der durch fein Verfchulden 
einem Andern einen Schaden zufügt, denfelben zu vergüten fchul- 
dig ift, fo haben auch die unredlich handelnden Mitglieder im 
erſten Salle den redlich handelnden Mitgliedern, im zweyten dem 
Eigenthümer den dadurch erlittenen Schaden zu verantworten. 


. 338, 


Sn wie fern durch die Klage der Beſiß unredlich werde. 


Auch der redliche Beſitzer, wenn er durch richter: 
lichen Ausſpruch zur Zurücitellung der Sache 
verurfheilt wird, ift in Rückſicht des Erfaßes der 
Nutzungen und des Schadens, wie auch in Rück— 
ficht ded Aufwandes, von dem Zeitpuncte der ihm 
zugeftellten Klage, gleich einem unredlichen Be- 
fißer zu behandeln; doch haftet er fir den Zus 
fall, der die Sache bey dem Eigenthümer nicht 
getroffen hätte, nur in dem Falle, daß er die 
Zurückgabe duch einen muthwilligen Rechtsftreit 
verzögert hat, 


4) Iſt Jemand auf eine vedliche Weile zum Befige einer 
Sache gelangt, fo kann er doch in der Folge zu einem unredli— 
chen Befiger werden, wenn er nähmlich die Ueberzeugung erlangt, 
daß die Sache, die er befigt, fein Eigenthum nicht fey. Er 
fcheint in diefem Falle verbunden, wenigftens den Cigenthümer in 
die Kenntnig feiner Inhabung zu fegen, damit diefer in die Lage 
gefeßt werde, fein Eigenthumsrecht hierauf ausüben zu können. Er 
befindet fich in einer ähnlichen Lage, wie derjenige, der eine Sache 
findet, deren voriger Befißer ihm aus den Merkmahlen oder Um— 
ftänden befannt ift. Er wird fih, wenn er redlich handelt, auch ger— 
ne zur Zurücftellung verftehen, indem er von dem Augenblicke, als 
er zu dieſer Ueberzeugung gelangt, die Sache nicht fortan als fein 
Eigenthum mehr behandeln kann, fondern nur ald Inhaber, mit 
welcher Eigenfchaft wohl Laften und Verbindlichkeiten, aber Feine 
Bortheile verknüpft find. Doch handelt ed fich hier, wie bereits 
$. 326 erwähnt worden ift, nicht um bloße Zweifelsgründe, ‚Ton: 
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dern um wirkliche Beweife. Wird daher die Sache von dem, 
Gigenthümer außergerichtlich zurücgefordert, fo kömmt ed daranf 
an, ob diefer hinlangliche Beweife feines Eigenthumes produ— 
cire oder nicht. Im erftern Falle hat der Beſitzer Fein Recht 
mehr, die Sache forfan ald die feinige zu behalten; wohl aber 
im letztern, weil er mit Recht fordern kann, daß der Cigenthü- 
mer fein Recht, der Ordnung gemäß, erweife. Bloße Zweifel: 
gründe find wohl hinreichend, Remanden abzuhalten, den Befig 
zu acquiriren, aber keineswegs, den redlich erlangten Beſitz wieder 
aufzugeben. Der Eigenthümer tritt hier in die Verbindlichkeiten 
des Klägers ein, welcher ſein vermeintliches Recht nicht: Au 
wahrfiheinlich zu machen, fondern zu beweifen hat. 
2) Zeitt aber der Eigenthümer mit einer ordentlichen Vin: 
dicationöflage gegen den Befiger auf, fo will dad Geſetz, au 
ſehr begreiflichen Gründen, daß der Befiser bid zur Entfoheidung 
des Nechtöftreites fi) von der Ausübung des Eigenthumsrechtes 
auf die Sache enthalte, und fich bloß ald Verwalter derfelben 
anfehe. Er Teidet dadurch feinen Schaden, weil , wenn er in 
dem Rechtäftreite obfiegt, Eigenthümer der inzwifchen bezogenen 
Nutzungen wird; im entgegengefegten Falle fünnte dem Eigen: 
thümer, dem Fein anderes Nechtömittel zur Ueberkommung der 
Sache, ald die Vindicationdflage zu Gebothe ſteht, ein unwider— 
bringlichee Schade zugehen. — Der redliche Beſitzer hat fich das 
her auch, um ſich vor Schaden zu bewahren, in die Lage zu 
feßen, feiner Zeit über die Nugungen und gehabten Auslagen 
ordentliche Rechnung legen zu Fünnen. Will er während des 
Streites jede Verantwortlichkeit von fih wälzen, fo ift er ohne 
Zweifel berechtiget, die bewegliche Sache, in fo fern fie dazu 
geeignet ift, im die gerichtliche Verwahrung zu übergeben, oder 
wenn nicht, die gerichtliche Ginleitung zu deren Verwahrung an: 
zufuchen, oder die Sequejtration der unbeweglichen Sache zu. er= 
"wirken, Dieſes Recht kommt auch dem Kläger zu, wenn er etz 
weifet, daß eine Gefahr vorhanden fen, und hinlängliche Sicher: 
heit für den dem Beklagten etwa hieraus erwachfenden Schaden 
anbiethet ($. 293 der ©. D.). Behält der Geklagte die Sache 
in feiner Macht und Gewahrſame, fo hat er fich ben vorfallen: 

9* 
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den ungewöhnlichen Auslagen und andern Verfügungen, die mit 
der Sache zu treffen find, um die Zuftimmung ded Klägers zu 
bewerben, widrigens deffen wird er Lediglich gleich einem unred— 
lichen Befiger, ald Gefchäftöführer ohne Auftrag, behandelt. 

3) Wenn der Kläger bereit in der Klage folche Beweife 
liefert, daß fich der DBefiger gleich aus dem Inhalte derfelben 
von der Rechtmäßigkeit des AUnfpruches überzeugen muß, fo han: 
delt er unredlich, wenn er die Sache nicht Togleich dem Kläger 
überläßt, fondern die Webergabe durch Führung eines Rechts— 
ftreites muthwillig verzögert, Sein Befig hört daher in dieſem 
Sale von dem Augenblide der ihm zugeftellten Klage auf, ein 
vedlicher zu feyn, und ihm treffen daher die Folgen des unredlis 
chen Befiges, von diefem Zeitpuncte an, im ganzen Maße, Er 
ift daher in diefem Falle auch verpflichtet, dem Eigenthümer den 
‚Schaden zu erfegen, welcher durch einen Zufall, der die Sache 
bey dem Gigenthümer nicht getroffen hätte, verurfacht worden 
ift. Zür diefen Schaden haftet er ohne Zweifel auch dann, wenn 
der Rechtsſtreit bereitd rechtskräftig entfchieden ift, und er fich 
doch nicht freywillig zur Zurückftellung bequemet, fondern es auf 
den gerichtlichen Zwang anfommen läßt. Diefes wäre ohne Zwei- 
fel auch dann der Jall, wenn der Geflagte gegen zwey gleich- 
lautende Urtheile dad Nechtömittel der Nevifion verfucht hätte, 
da diefe für Feinen Sal eine hemmende Wirkung hat. 


0. 339. 
Rechtsmittel des DBefigers bey einer Störung des Befikes, - 
Der Beliß mag von was immer für einer Befchaf: 
fenbeit feyn, fo ift Niemand befugt, denfelben 
eigenmäcdhtig zu ftören. Der Geftörte hat das 
Recht, die Unterfagung des Eingriffes und den 
Erſatz des erweislichen Schadens gerichtlich zu 
fordern, | 
4) Zu den Rechten, welche jedem Befiger, ald folchem, zu= 
ftehen (beatitudines possessionis), gehört auch, daß Niemand be— 
fugt fen, denfelben eigenmächtig zw fören, d. i. Niemanden fteht 
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das Befugniß zu, den Befiger in der Ausübung der Eigenthums- 
rechte eigenmächtig zu befchränfen oder zu hindern. — Diefe An: 
ordnung gründet fi) ganz auf die Vorfchrift des $. 19, zufolge 
welcher jede eigenmächtige Nechtöhälfe, den Ball der Nothwehr 
ausgenommen, unterfagt ift. Diefer Fall tritt aber bey dem 
Räuber und Dieb ein, wo e5 dem Beraubten oder Beftohlenen 
allerdings geftattet ift, die geraubte oder geftohlene Sache, fo 
lange fie nicht in Sicherheit gebracht ift, dem Räuber oder Die: 
be mit Gewalt abzunehmen. 

2) Unternimmt Bemand Handlungen, woraus mit Grund 
auf die Abficht gefchloffen werden Fann, daß er damit umgehe, 
den Befis zu flören, fo kann fich der Befiger an die Gerichtöbe- 
Hörde mit der Bitte wenden, daß felbem bey einem Pönfalle 
aufgetragen werde, fich von der drohenden Befisftörung zu ent: 
halten. Diefed wäre 5. B. der Fall, wenn fid) Jemand unterfanz 
gen follte, die auf dem Grunde feines Nachbars ftehenden Bäu— 
me umzuhauen. Die wirklich begonnene Befisftdrung felbft kann 
auf Anrufen des Befigerd von der politifchen Behörde, die uber 
Nuhe und Ordnung zu wachen hat, hintan gehalten werden ; 
übrigens iſt im Nothfalle auch der Befiger berechtigt, Gewalt 
mit angemeffener Gewalt zu vertreiben ($. 19). 

3) Am Falle durdy die Störung ded Befige dem Befiger 
ein wirklicher Nachtheil zugefügt worden ift, fteht demfelben frey, 
die Entfchädigung gegen den Störer im ordentlichen Rechtswege 
zu fuchen, die ihm auch, ohne Rüdficht auf das allfällige Necht 
des Störers, zuzuerkennen ift. 


. 340, 


beſonders durch eine Bauführung, 


Wird der Beſitzer einer unbeweglichen Sache oder 
eines dinglichen Rechtes durch Führung eines 
neuen Gebäudes, Waſſerwerkes, oder andern 
Werkes in ſeinen Rechten gefährdet, ohne daß 
ſich der Bauführer nach Vorſchrift der allgemei— 
nen Gerichtsordnung gegen ihn geſchützt hat; ſo 
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ift der Gefährdete berechtigt, das Verboth einer 
folchen Neuerung vor Gericht zu fordern, nnd 
das Gericht iſt verbunden, Die Sache a das 
ſchleunigſte zu entſcheiden. 


1) Das Geſetz macht hier eine beſondere Erwähnung von 
jener Beſitzſtörung, welche durch Führung eines neuen Gebäudes, 
Waſſer- oder andern Werkes geſchehen kann, da eine Bauführung 
dem Eigenthümer benachbarter Grundſtücke, oder Andern, die 
ein dingliches Necht auf eine Sache haben, ſehr nachteilig feyn 
kann. — Um diefe gefegliche Anordnung bier gehörig zu verftes 
ben, iſt es nothwendig, die in Anfehung der Bauführungen 
beftehenden politifchen umd andere Anordnungen vor Augen 
zu halten. 


2) Der einen Bau zu führen gedenfet, fol den genau 
und deutlich verfaßten Riß vorläufig der im Orte des Baues bes 
ftehenden politifchen Obrigkeit vorlegen, welche denfelben nicht 
nur von Seite der eintretenden politifchen Nückfichten wohl au 
durchgehen, zu beftätigen, oder nach) Befchaffenheit abzuändern , 
fondern auch vor Ertheilung des Bauconfenfed die Nachbarn und 
Anrainer zu vernehmen, und wenn zwifchen denfelben Irrungen 
entftehen, diefe im gütlichen Wege auseinander zu fegen, fonft 
aber, wenn diefe gütliche Auseinanderfegung nicht erwirkt werden 
fonnte, die Streitenden an den ordentlichen Rechtsweg zu ver: 
weifen hat. — Auf den Fall der nicht erwirkten gutlichen Aus— 
einanderfegung ift der Bauunternehmer befugt, bey der Gerichts— 
barkeit, welcher der Grund, worauf gebauet werden foll, unters 
ftehet, diejenigen, gegen deren Widerfprüche er ſich ficher zu ftels 
len gedenfet, anzugehen, und gegen dem, daß der Riß des Baues 
zwey Mahl eingelegt werde, zu bitten, daß denfelben aufgetragen 
werde, ihre Rechte darüber auszuführen, oder zu gewärtigen, daß 
ihnen dießfall3 das ewige Stillfchweigen auferlegt, dem Auffor— 
derer aber geftattet werde, den Bau nach dem vorgelegten Riffe 
vorzunehmen. Gin Riß ift bey der Gerichtöbehörde aufzubehal- 
ten, der andere aber den Aufgeforderten, damit ihn einer den 
andern mittheile, zuftellen zu laſſen; im übrigen iſt wie bey 
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dem Aufforderungdproceffe zu verfahren *). Diefe Vorfchrift bes 
zieht fich jedoch nur auf die bedeutenderen Bauführungen, unter 
welche, laut einem für Wien erlaffenen Hofkanzleydecrete vom 
14. Zanner 4821 ?), folgende gerechnet werden, ald a) der Bau 
eined ganzen Hauſes; b) der Zubau eined Tractes oder Flügels 
an ein ſchon fiehendes Gebäude, entweder auf die Gaffe, oder 
gegen den Hof des Hauſes; c) die Auffegung eined Stockes ent: 
weder gegen die Gaffe, oder dem. Hofe zu; d) außergewöhnliche 
Bauführungen, ald 3. DB. die Herftellung eines Thurmes, bedeu: 
tende Bauführungen in einem Schaufpielhaufe, in einer Kirche , 
die Herftellung eines Feftfaaled u. dgl.; e) jede Abänderung der 
hier unter a. b. c. und. d. genannten, ſchon gebauten oder noch 
nicht vollendeten Objecte von dem von der Regierung bereitd gez 
nehmigten Riff, — In diefen fünf Fällen ift jedesmahl der 
Plan vorläufig der Negierung vorzulegen und von ihre der Baus 
confens einzuhohlen; alle übrigen hier nicht genannten Bauob— 
jecte find ald Bauführungen von minderem Belange zu betrad): 
ten, in Anfehung derer die politifchen Behörden erjter Anftanz 
die Bauconfenfe zu ertheilen haben; in welchen Sälen aud) eine 
Einvernehmung der Anrainer felten nöthig erfcheinet. — Die 
Grunde, welche bey eigentlichen Banführungen die Cinhohlung 
der obrigfeitlichen Bewilligung nothwendig machen, und die auf 
der Rückſicht der Öffentlichen Sicherheit gegen Feuersgefahr und 
Einfturz, dann der dffentlichen Bequemlichkeit und Erweiterung 
der Paffage oder. der öffentlichen Verſchönerung beruhen, finden 
bey bloßen Ginfriedungdmanern Feine Anwendung. — Was die 
Privatrechte der Nachbarn betrifft, fo ift e3 die Sache der Par- 
teyen, ihre rechtlichen Anfprüche gegen diejenigen, die fich durch 
Einfriedungen Eingeiffe in ihren Grundbefig erlauben, im ordent— 
lihen Wege auszutragen,, und ed bedarf in diefer Beziehung um 
fo weniger der Ertheilung von Bauconfenfen, ald auch bey eigent- 
lihen Bauführungen die Baubewilligungen nur ex ratione pu- 
blica eingeführt wourden, und die Vernehmung der Nachbarn blof 


4) Siehe Galliziſche Gerichtsordnung 9. 72, und den $. 72 der allgemeinen &. ©., 
in Verbindung mit dene Hofdecret vom 5. März 17875 J. & S. Nr. sit. 


Geſetzſamml. ige Det. unter der Cuns 5. B., ©. 1. 
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deßhalb gefchieht, um nicht durch die Baubewilligung etwas zu 
fanctioniren, wad gegen Privatrechte verftoßen würde; eine Vor— 
fiht, die daher bey Einfriedigungen mwegfällt, fobald man Feine 
Grtheilung von Bauconfenfen dazu nöthig findet '). Alle Dar: 
teyen, die auf Gründen bauen wollen, welche fi) zunächft eines 
k. k. Hofgartend befinden, und wo die Ausficht des Tegteren durch 
den Bau gefährdet werden Fönnte, find gehalten, fi) vor Anfang 
des Baues nicht nur bey der k. k. Hofgarten= Direction, fondern 
auch, mit Beylegung der Bauriffe, bey der E. E. General: Hof: 
bau=Direction zu melden, und weder den Bau ohne Bewilligung 
diefer beyden Behörden anzufangen, noch bey der Ausführung 
deöfelben die Gränzen zu uberfchreiten, die. ihnen. zugeftanden 
worden find; widrigenfalld der Eigenthümer unnachfichtlich zur 
Abtragung des Gebäudes verhalten werden würde ?). 

3) Aus dem hier Borausgefchickten folgt, daB im Falle, als 
eine neue Bauführung unternommen wird, ohne daß hiezu bey 
der competenten politifchen Obrigkeit der Bauconfens angefucht 
worden wäre, ber fich dadurch in feinen Rechten gekränkt findende 
Zheil gar nicht nothmwendig habe, dad Verboth der Neuerung 
vor Gericht anzufuchen, fondern, daß ed genüge, wenn er die 
Anzeige bey der politifchen Obrigkeit macht, welche dem Baufühs 
rer in diefem Falle jede weitere Bauführung aus ihrem eigenen 
Intereſſe einftellen, und denfelben anmweifen wird, vorerft den 
Conſens der politifchen Behörde zu diefer Bauführung anzufuchen 
und zu erwirfen. — Auch dann wird fich ohne Zweifel die poli— 
tifche Behörde zur Einftellung de Baues Amteswegen berufen 
fehen, wenn der Bauführer zwar den Conſens der politifchen 
Behörde der Ordnung nach angefucht, aber, ohne eine definitive 
Erledigung feines Geſuches abzuwarten, die Bauführung unters 
nommen bat. In dem Falle dagegen, ald die politifche Behörde 
bereit5 erkannt hätte, daß aus öffentlichen Nudfichten dem Baue 
Feine Hinderniffe in den Weg gelegt werden können, und die 
diffentivenden Parteyen an den ordentlichen Rechtsweg gewiefen 


4) Giehe Hoffanzlendecret vom 22. Detober 1319, Geferfammf. für De TR: unter 
der Enns 4. B., ©. 2320. 


2) Hoffanzleydecret vom 3. Zuny 12115 Gauks Gefegfammt. 4. B. ©. 631. 
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wären, würde der Sall des gegenwärtigen $. eintreten. Denn 
dem Bauführer Liegt in dem Falle, ald von den Anrainern Einz 
fprüche gegen den Bau gemacht werden, die von Seite der po— 
hitifchen Behörde im gütlichen Wege nicht befeitigt werden kön— 
nen, ob, gegen letztere eine ordentliche Aufforderungsklage zu 
überreichen und dadurch diefe zu nöthigen, ihre Anfprüche, bey 
Bermeidung der Auflage des ewigen Stilffchweigens im ordent= 
lichen NRechtöwege geltend zu machen, Da übrigens bey Ginfries 
dungsmanern ein Bauconfens nicht angefucht werden darf, und 
der Bauführer bey Herftellung folcher an Feine Vorſichtsmaßre— 
geln gebunden ift, fo fiheint auch die WVorfchrift des gegenwärti— 
gen 9, in Verbindung mit dem folgenden, auf diefe Feine Anwen: 
dung zu leiden. Bey folchen Einfriedungsmauern wird fich auch 
felten ein Anftand gegen die Art der Bauführung felbft, fondern 
gewöhnlich nur gegen die Sränze ergeben, die dadurch bezeichnet 
werden fol, und es ift dießfalld fohin bey fich dadurch erheben 
den Kränkungen der Anrainer an dasjenige zu halten, was in den 
folgenden $$. von den Rechtömitteln zur Erhaltung des Befiges 
überhaupt gefagt werden wird. 
. 341, 

Bis zur Entfeheidung der Sache ift die Fortfeßung 
des Baues von dem Gerichte in der Hegel nicht 
zu geftatten, Nur bey einer nahen, offenbaren 
Gefahr , over, wenn der Bauführer eine ange— 
mefjene Sicherheit Teiftet,, daß er die Sache in 
den vorigen Stand fesen und den Schaden vers 
güten wolle, der Verbothöleger dagegen in dem 
letztern Falle Feine ähnliche Sicherftellung für 
die Folgen feines Verboths leiſtet, , ift die einfts 
weilige Fortſetzung des Baues zu bewilligen, 

4) Der gegenwärtige $. Tpricht als Regel aud, daß die 
Fortſetzung des eigenmächtig unternommenen Baues einzuftellen 
ſey. Der Grund diefer gefeslichen Anordnung befteht, nach der 
Lehre des Herrn Hofrathes v. Zeilfer, darin, weil ein Bauführer, 
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welcher fich nicht an die gefegliche Ordnung hält, gegründeten 
Verdacht erregt, daß er, ohne Rüdficht auf fremde Rechte, einen 
widerrechtlichen Bau unternehme, daher auch den Rachtheil aus 
der Einftellung de5 Baued feinem eigenen Verfchulden beyzumeſ— 
fen habe. Wäre da5 Geſuch um Einftellung des Baues muth— 
willig, fo wurde es auf Seite des Gefuchftellers den Erfatz des 
Schadens und der Streitfoften zur Folge haben. — Man könnte 
zwar gegen diefe Behauptung bemerken, daß dem Gefährdeten 
der $. 340 das Necht einräume, das Verboth der Neuerung vom 
Gericht zu fordern, und dag Niemand für den Schaden verant: 
. wortlich fey, den er durch den Gebraud) feined Nechtes verurs 
fachetz; allein es ift hier wohl zu beachten, daß der Gefeßgeber 
von dem Gefährdeten fpricht, folglich dabey immer voraus⸗ 
ſetze, daß der Verbothswerber durch den Bau in ſeinen Rechten 
wirklich gefährdet ſey. 

2) Das Geſetz führt übrigens von der hier aufgeſtellten 
Regel ſelbſt zwey Ausnahmsfälle auf. Die erſte iſt, wenn eine 
offenbare und nahe Gefahr aus der Einſtellung des Baues 
befürchtet wird, was insbefondere bey Werken gegen eine Ueber— 
ſchwemmung oder Feuerdgefahr der Tal feyn Fann. In einem 
folchen Falle fteht die Gefahr des fremden Befigrechtes in Feis 
nem Berhältniffe mit dem oft unerfeglichen Nachtheile, der aus 
der Unterlaffung der Bauführung für den Bauführer, oder auch 
wohl noch fir Andere erwachfen kann, und es ift fohin natürlicher 
Weiſe die Entfcheidung der Frage, wie der Bau geführt werden 
folfe, damit Niemandend Nechte dadurch beeinträchtigt werden, 
auf einen gefahrlofen Zeitpunct aufzufparen. Ob die Gefahr 
nabe, und ob fie offenbar fen, haben die Sachverſtändigen 
zu entfiheiden. 

3) Die zwenfe Ausnahme ift, wenn der Bauführer eine 
angemefiene Sicherheit leiftet, daß er in dem Sale, als er in 
dem, mit dem widerfprechenden Anrainer abzuführenden Pro— 
ceffe fachfällig wurde, die Sache in den vorigen Stand feßen, 
und den Schaden vergüten wolle, der Verbothsleger dagegen 
Eeine ähnliche Sicherftelung für die Zolgen feines Verbothes 
leiſtet; denn in dieſem Sale find die Rechte des Verbothsle— 
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gerd verwahrt, und er kann Fein wichtiges Intereſſe mehr an 
der Einftellung des Baues haben: — Gibiethet fich aber auch) 
der DVerbothöleger zu einer ähnlichen Sicherftellung, fo gebührt 
demfelben um fo mehr der Vorzug, als ihm nicht fo, mie 
feinem Gegner, eine vrönungdwidrige Handlung zur Laft fällt. 
Ueber die Angemeffenheit der Sicherftellung find, wenn fich die 
Parteyen hierüber nicht vereinigen, die Sachverftändigen eins 
zuvernehmen. Daß übrigens die im gegenwärtigen $. audges 
drückte Vorfchrift nur eine proviforifche Maßregel betreffe, und 
jedem Theile frey ftehe, fein Recht in petitorio geltend zu mas 
chen, füllt in die Begriffe. 


b. 349, 


Was im den vorhergehenden I). in Rückſicht einer 
neuen Bauführung verordnet wird, ift auch auf 
die Niederreißung eines alten Gebäudes, oder 
andern Werkes anzuwenden, | 

Der Gefeßgeber ging bey Grlaffung diefer Vorfihrift von 
der Betrachtung aus, daß auch die Niederreißung eined Gebäus 
des oder andern Werkes fowohl den Beſitzern angränzender 

Grundſtücke oder Häuſer, als auch andern Perſonen, welche auf 

die Sache, die niedergeriſſen werden ſoll, ein dingliches Recht 

haben, Nachtheil zufügen könne. Unter die Letztern gehören vor— 

züglich die Servitutöberechtigten und die Pfandgläubiger, welche 

durch eine ſolche Niederreißung allerdings beträchtlichen Schaden 
an ihren Rechten leiden Eönnen '). Die Behauptung, daß der 
Eigenthumer mit der Subftanz und den Nußungen einer Sa— 
che nad) Belieben verfügen könne, fest, um wahr zu ſeyn, ein 
freyes, unbefchränktes Eigenthum voraus; ift dasfelbe be: 
ſchraͤnkt, fo kann er an feiner eigenen Sache nichts verfügen, 
wodurch diejenigen, die auf die Cache das Gigenthum befchrän: 
kende Rechte erworben haben, an felben verlegt würden. 





4) Mir iſt ein Sal bekannt, wo der Eigenthümer eines mit Schulden befaffeten 
Hauſes die Zwiſchenmauern ſeines zweyten Stockwerkes eingeriſſen, und das 
Materiale zu einer Gartenmauer verwendet hat. Kann eine folche Verfügung 
wohl fur Die Rechte der intabulirten Glaͤubiger gleichgültig ſeyn? 
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h. 343, 


und bey der Gefahr eines vorhandenen Baues. 


Kann der Beliser eines dinglichen Nechtes bewei— 
fen, daß ein bereits vorhandener fremder Bau 
oder eine andere fremde Sache dem Einfturze, 
nahe jey, und ihm offenbarer Schaden drohe; fo 
ift er befugt, gerichtlich auf Sicherftellung zu 
dringen, wenn anders die politifche Behörde nicht 
bereits hinlänglich für die öffentliche Sicherheit 

geſorgt hat. 


41) So wie bey einer abfichtlichen Niederreißung eined Ge— 
baudes die Anrainer in einen Schaden verfest werden können, 
fo kann diefer Fall auch dann eintreten, wenn dad Gebäude durch 
Alter, Vernachläffigung der von Zeit zu Zeit nothwendig werden 
den Reparaturen, oder durch zufällige Befchadigungen baufällig 
wird. Läuft dabey die öffentliche Sicherheit Gefahr, welches ges 
wöhnlich der Falk ift, wenn fich das baufällige Gebaude in der 
Mitte anderer Gebäude, oder an einer Straße oder Gaffe be= 
findet, dann iſt es Sache der Polizeybehörde, Anftalten zu tref— 
fen, daß jede Gefahr befeitiget werde. 

2) Iſt aber diefes nicht der Fall, und find es nur einzelne 
Befiger angränzender Orundftüde oder anderer dinglichen Red): 
te, denen durch den Einſturz ein Schaden zugehen Eönnte, fo 
find fie zwar nicht berechtigt, zu verlangen, daß der Eigenthü— 
mer diefes baufälligen Gebäudes dasfelbe fogleich vollfommen 
herſtelle, fondern fie Eonnen nur Sicherftellung des Scha— 
den3 verlangen. — Diefe Sicherftellung befteht entweder darin, 
daß der Cigenthümer proviforifche Maßregeln zus Verhüthung 
des Ginfturzes treffe, oder daß er durch Deponirung einer ba= 
ren Geldfumme, Bürgfchaft oder Einräumung eined Pfandrechts 
die Befiger diefer dinglichen Rechte in die Lage feße, beftimmt 
auf Entfchadigung rechnen zu Fünnen, im alle fie durch den 
allfälligen Einfturz der Sache Schaden leiden follten, — 
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3) Uebrigend fcheint aus der Tertirung diefed $. nicht un— 
deutlich hervorzugehen, daß hier nur von den angränzenden Be— 
figern von Grundſtücken oder Käufern, und von denen die Re— 
de ſey, die auf diefe Tektern dingliche Nechte befigen. Die Rech— 
te, welche den. auf das baufällige Gebäude felbft einverleibten 
Pfandglaubigern und Servitutsberechtigten zuftehen, find aus 
andern IS. des bürgerlichen Gefegbuches zu entnehmen. (Siehe 
$$. 458, 482, 483, 514, 515, 516.) Was für ein Recht den 
Einwohnern eines baufälligen Haufes zuftehe, ift aud dem Haupt: 
ftüfe vom Beftandvertrage zu erfehen. 

4) Here Hoftath v. Zeiller bemerkt übrigend bey Erläute— 
rung diefes $., daß das hier Sefagte nicht nur von ganzen Ges 
bäuden, fondern auch von einzelnen dazu gehörigen Theilen oder 
auch anderen einen Einfturz drohenden Sachen handle, wie von 
Scornfteinen, Erkern, Gängen, Bildfäulen, großen Bäumen 
u. ſ. w.; eine Bemerkung‘, die in der Natur der Sache und in 
den Worten des $. „ein bereit vorhandener fremder Bau, oder 
eine andere fremde Sache” gegründet iſt. 

5) Was wäre aber in dem Kalle Rechtend, wein der Eigen— 
thümer diefes baufälligen Gebäudes die geforderte Eicherftelung 
zu leiften nicht verniag ? — An dieſem Falle wäre, nach mei: 
ner Meberzeugung, derjenige, dem durch den bevorftehenden Ein— 
ſturz Schaden drohet, berechtigt, dad baufällige Haus feines 
Nachbars mit den mindeften Koften fo herftellen zu laffen, da= 
mit die Gefahr befeitiget werde; denn im gegenwärtigen $. ift 
klar die Regel ausgefprochen, daß der Eigenthümer des baufalli= 
gen Gebäudes, ohne Unterfchied, ob es durch fein Verſchulden, 
oder bloßen Zufall in diefen Zuftand gerathen ift, verbunden 
fey, allen Schaden von feinen Anrainern abzuwenden. Gr hat 
daher entweder durch eine folhe Bauführung, welche die Gefahr 
abwendet, feinen Nachbar Elaglos zu ftellen, oder wenigftens den 
Anrainern den Erfag de3 Schadens, der für fie hieraus entite: 
ben Könnte, ficher zu jtellen. Kann er das letztere nicht, fo 
fcheint er allerdings zu dem erfteren verpflichtet , denn auch diefe 
Herftellung erfcheint als eine Art Sicherſtellung der Anrainer 
dor einem bevorftehenden Schaden. Inden fih nun der Eigenz 
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thümer zu dem erftern nicht entfchließt, weil ihm eben die Ver: 
mögendfräfte dazu mangeln, und das Iettere nicht leiften kann, 
"fo unternimmt derjenige, welcher die Bauführung beforgt, einen 
Aufwand, welchen der Gigenthümer felbft, nad) den Geſetzen, 

zu machen verpflichtet gewefen wäre, und er ift fohin den Erſazz 
zu Teiften ſchuldig (8. 1042). Auch ald Gefchäftsführer ohne 
Auftrag hat der Bauführer den Erfaß des nothwendig und zweck— 
mäßig gemachten Aufwandes anzufprechen ($. 1036). Selbft die 
auf dem baufälligen Gebaude eingetragenen Gläubiger, und an— 
dere, hierauf dingliche Nechte erlangt habende Perfonen haben 
dem Bauführer die Koften in fo weit zu erfeßen, ald aus diefer 


Bauſührung für fie ein Elarer, überwiegender Vortheil hervorz 
ginge ($. 1037), 


b. 344, 
Rechtsmittel zur Erhaltung des Befisftandes: a) bey dringender Gefahr. 


Zu den Rechten des Beſitzes gehört auch das 
Recht, ſich in feinem Befige zu ſchützen, und in 
vem Falle, daß die richterlihe Hülfe zu ſpät 
fommen würde, Gewalt mit angemefjener Ges 
walt abzutreiben (ſ. 19). Uebrigens hat die po— 
itifhe Behörde für die Erhaltung der öffentli— 
chen Ruhe, Jo wie dad Strafgericht für die 
Beſtrafung öffentlicher Gewaltipätigkeiten, zu 
forgen, ; 

4) Nach den Rechtömitteln, wodurch man nach erronibenem 
Befiße ($. 320) ſich gegen einzelne Eingriffe und angemafte Ber 
ſchränkungen fehüget (99. 329 — 344), folgen nun die Mittel, 
fid) in dem. gedachten Befige der Sache felbft zu erhalten, 
oder den widerrechtlich verlornen Befig wieder zu erlangen. 

2) Das erfte Mittel, deſſen das Gefeß hier erwähnt, ift 
dad der SelbftvertHeidigung. — Damit diefe Statt finden Tonne, 
wird erfordert: a) daß auf den Befiger ein Angriff gemacht werde, 
und dad Necht der Zelbjtvertheidigung währet fo lange, als 
diefer Angriff fortdauert; diefes drückt das Geſetz hier durch die 
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Worte „Gewalt mit angemeffener Gewalt zu vertreiben” aus. 
— Die Gewalt kann daher nicht zur Wiedererlangung des ſchon 
verlornen, fondern nur zur Erhaltung des noch beftehenden Beſi— 
bed angewendet, fie muß alfo fogleich (in continenti) gebraucht 
werden. Zritt eine Handlung inzwifchen, woraus man folgern 
Fann, daß der Befiger die Wiedererlangung des Beliged durch 
eigene Hülfe aufgegeben habe, dann hört dad Recht der Selbft: 
hülfe auf. b) Die Gewalt muß eine angemeffene feyn, d. h. 
ſie darf die Gränzen der Nothroehre nicht überfchreiten, und es 
darf daher dem Angreifer Fein größeres Uebel zugefügt werden, 
ald nothwendig erfcheinet, um fih in dem DBefige zu erhalten. 
Dieſe Nothwendigkeit muß aber nach den individuellen Verhält— 
niffen des Falles und der Gemüthöbefchaffenheit des Beſitzers, 
der fih der eigenen Hülfe bedienet, beurtheilet werden. Die Be— 
fchuldigung einer ungerechten Selbftvertheidigung ift, wie Herr 
Hofrath v. Zeilfer bemerkt, nach Befchaffenheit der letztern, vor 
dem Criminaltichter, oder der Polizey- und Givilbehörde anzu— 
bringen. Dem Selbftvertheidiger liegt ‘die Rechtfertigung der 
ordentlicher Weife widerrechtlichen Handlung und Darthuung der 
eingetretenen Bedingungen ‚ob. 

3) Die Wirffamfeit der politifchen Behörde tritt ein, 
wenn felbe von dem Bedrohten zum thätigen Beyſtande gegen 
eine drohende Gefahr, oder von dem Civilrichter zur thätigen 
Mitwirkung gegen die Uebermacht angerufen wird. An ein Er: 
Fenntniß über den Befisftand felbft hat fich die potitifche Behörde 
nicht einzumengen, fondern die Partenen hierwegen an den Ge: 
richtöftand anzumweifenz; denn ihre Ginfchreitung hat nur zum 
Zwede, Ruhe, Ordnung und Sicherheit zu erhalten, ohne die 
Beſitzrechte felbft zu benehmen oder darüber zu entfiheiden '). 


——. 


1) Hofdecret vom 3. März 12975 Juſt. G. S. Nr. 3025 auch durch Hoffanzlendecret 
vom 14. Februar 1511, Juſt. G. ©. Wr. 927, wurde erklärt, Daß unter dem 
den Kreisämtern in Belisftörungsjällen eingeräumten Wirkungskreiſe nur 
jene Fälle verſtanden werden, wo Handlungen vorkommen, twelche die öffent: 
liche Ruhe verlegen oder bedrohen , und in Verbrechen oder fihwere Volizen: 
übertretungen übergehen Fönnen. Wenn diefer Fall eintritt, iſt der Stürer 
der öffentlichen Ruhe zum Erſatz aller verurfachten Koften, und folglich auch 
zur Bezahlung der Reiſekoſten und Diäten des Ereisämtlichen Perfonats zu 
verhalten. 





444 [$. 344. ] 
Don diefer Vorſchrift machen jedoch die Streitigkeiten zwifchen 
Herrfchaften und Unterthanen eine Ausnahme; denn fowohl 
durch dad Kundmachungspatent, wodurch das bürgerliche Geſetz⸗ 
buch in das Leben eingeführt wurde, als durch den $. 1146 des 
b. ©. B. wurde erklärt, daß die Rechte zwifchen Gutsbeſitzern 
und Gutsunterthanen aus der Verfaffung jeder Provinz und nach 
den dießfalld beftehenden Vorfihriften zu beurtheilen ſeyen, und 
daß fohin durch dad meue bürgerliche Gefeßbuch hierin nichts 
geändert wurde. Diefen Vorfihriften zufolge wurde in Betreff 
der Proviforien in Unterthansfachen erfläret '), daß vermög die: 
fer politifchen Geſetze in Befigjtreitigfeiten, diefelben mögen Une 
terthband = Schuldigkeiten, Grundbefiß, Felddienftbarkeiten oder 
Verträge betreffen, wo immer dad Verhältniß zwilchen Herren 
und Anterthanen eintritt, ohne Unterfchied, wer von beyden Klä— 
ger oder Beklagter ift, die Vorunterfuhung und Feftfegung der 
mittlerweiligen Vorkehrung den politifchen Behdrden jederzeit und 
auöfchließend dann noch gebühret, wenn felbft nach den politifchen 
Gefegen der Gegenftand von den politifchen Behörden zum riche 
terlichen Erfenntniffe in der Hauptfache vermwiefen werden müßte, 
4) Artet die Befisftörung wirklich in ein Verbrechen oder 
fihwere Polizey eliebertretung aud, 3 B- ed würde dabey ein 
Auflauf ſich ergeben, fo fritt die Wirkſamkeit der Strafbehorde 
ein. Es gibt aber auch eine befondere Art der Befigeöftorung, 
welche an und für fi) als dad Verbrechen der Öffentlichen Ge: 
maltthätigkeit angefehen und beſtraft wird *). | 





1) Siehe Hofdecret vom 29. July ie11; I. G. S. Nr. 137% 

2) Wenn mit Uebergehung der Dbrigfeit der ruhige Befis von Grund und Soden, 
oder der darauf fich beziehenden Rechte eines Anderen, mut gefammtelten meh— 
reren Leuten, durch einen gewaltfamen Einfall geföret , oder, wenn auch 
ohne Gehülfen in das Haus oder Die Wohnung eines Anderen bewaffnet ein⸗ 
gedrungen, und daſelbſt an deſſen Perſon, oder an feinen Hausleuten, Hab 
und Gut Gewalt ausgeübt wird — es geſchehe ſolches nun, ſich wegen eines 
vermeinten Unrechtes Rache zu verſchaffen, ein angeſprochenes Recht durch⸗ 
zuſetzen, ein Verſprechen oder Beweismittel abzunöthigen, oder ſonſt eine 
Gehäfſigkeit zu befriedigen; — der Urheber einer ſolchen Gemwaltthätigfeit un— 
terfiegt der Strafe des fihweren Kerkers von einem bis auf fünf Jahre. 
Diesenigen,, fo ſich als Mithelfer haben brauchen Tajfen, follen mit Kerker 
von fehs Monathen bis auf ein Fahr beftraft werden, Strafgefehd. 1. Theil, 
6. 72 — 73. 
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$. 345. 
b) Gegen ven unechten Befiger. 

Wenn fi) Semand in den Beſitz eindringt, oder 
Durch Lift oder Bitte heimlich einfchleiht, und 
das, was man ihm aus Gefälligkeit, ohne fich 
einer fortdauernden Verbindlichkeit zu unterzies 
ben, geftattet, in ein fortwährendes Recht zu 
verwandeln ſucht; fo wird der an ſich unrecht: 
mäßige und unredliche Beſitz noch überdieß un- 
echt; in entgegengefesten Fällen wird der Beſitz 

für echt angefehen, 

4) Der gegenwärtige $. gibt die Erklärung, wad ein um: 
echter Befiß fey. Es ift daraus erfichtlich , daß es hier nur auf 
die Grwerbung, nicht aber auch) auf die Fortſetzung des Beſitzes 
ankomme; daher macht auch nach dem öſterreichiſchen Rechte eine 
Verheimlichung in der Fortdauer des Beſitzes den Beſitzer nicht 
zum unechten; dagegen wird, wie bereits Herr Profeſſor Winni— 
warter in feiner mehrerwähnten Abhandlung bemerkt hat, dere 
felbe allerdings unecht, wenn man ihn verloren hatte, und ihn 
durch Gemalt oder Lift wieder an ſich bringt. 

2) Der $. fagt, daß der an und für ſich uncechtmäßige 
und unredliche Befig durch die hier befchriebene Art und Weife 
noch überdieß unecht werde. Nach diefem Elaren Wortlaute 
ſetzt alfo der unechte Beſitz einen unrechtmäßigen und unredlichen 
Beſitz voraus, oder, mif anderen Worten, es kann Eeinen uneche 
ten’ Befis geben, welcher rechtmäßig oder vedlich wäre. Der un: 
echte Beſitz fest voraus, daß er durch Gewalt, Lift, heimliches 
Ginfchleichen , oder eigenmächtige Abänderung einer Zugeftehung 
aus bloßer Gefälligkeit in eine Berechtigung, erworben werde; 
— diefe Erwerbungsarten find aber offenbar von der Art, daß fie 
feinen rechtmäßigen Befiger charakfterifiren können. — Plan 
Fönnte zwar zu behaupten verſucht werden, daß ein rechtmäßiger 
und zugleich unechter Befig dann vorhanden fen, wenn z. B. der 
frühere Beliger fein Necht zu befigen an einen Andern abgetre— 

N ppel'e Commentar-Ill, Th. 19 
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ten, diefer fohin einen Titel zum Befige erlangt hat; — ben 
wirflihen Befig aber, weil vielleicht fein Vormann zur güf- 
lichen Abtretung fih nicht mehr verftehen will, durch Gewalt 
oder Lift an fih bringt. Allein in diefem Falle beruht wohl 
die Befigerforderung auf einem gültigen Titel, nicht aber der 
Befig felbft;  diefer entfpringt vielmehr aus einer eigenmäch- 
tigen, von dem Geſetze ausdrücklich als unrechtmäßig er— 
Härten Handlung ($. 320). Mehr Schein hat die Behauptung 
für fich, daß der unechte Befiger doch ein redlicher ſeyn Fünne; 
denn er kann in der Ueberzeugung, daß die in Handen eineb 
Dritten befindliche Sache fein Eigenthum ſey, und weil er den 
ordentlichen Rechtsweg, der Koftfpieligkeit und Langwierigkeit wer 
gen, zu betreten fiheuet, felbe durch Lift oder eigene Gewalt an 
fich gebracht haben. Das Geſetz erflät aber $. 326 denjenigen, 
‚welcher aus wahrfcheinlichen Gründen die Sache, die er befigt, 
für die feinige halt, für einen redlichen Befiser, welcher Fall 
hier vorhanden ift. — Allein der Befiß hat zwey Seiten, an 
deren feine Redlichkeit oder Unredlichfeit zum Vorſchein kömmt, 
nahmlih dad Verhältniß, in welchen ſich der Beſitzer nach 
feiner eigenen Ueberzeugung zur Sache befindet, und dann die 
Art und Weile, wie er zum Befige der Sache gelangt. Nur die 
erftere Seite ift im $. 326 berührt; — der Befiger mag auf 
was immer für eine Weife in den Befig gefommen feyn, fo ift 
er unredlich, wenn er weiß, oder aus den Umftänden vermuthen 
muß, daß die Sache, die er befigt, fein Eigenthum nicht ſey. 
Wenn Jemand aber auch wirklich Gründe hat, zu vermuthen, 
daß die im Befiße eined Anderen befindliche Sache fein: Eigen: 
thum fey, fo handelt er unredlih, wenn er den Beſitz auf eine 
Art an fich bringt, welche von dem Geſetze als eine unrechimä= 
ßige Erwerbungdart erklärt iſt. — Schon der gemeine Mann 
wird einen Beſitz nicht für redlich erklären, welcher durch 
gewaltfames Eindringen oder heimliches Einfchleichen erworben 
wird. Wenn nun überdieß das Geſetz hier erklärt, daß ein fol 
cher Befig an und für fi unredlich ſey, diefe Art der Une 
redlichkeit aber, welche in der Handlung der Befigergreifung felbit 
liegt, noch inöbefondere mis dem DBeynahmen der Unechtheit 
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bezeichnet, — wer kann wohl zweifeln, daß ein folcher Befis 
immer auch als ein sunredlicher anzufehen ſey? — Die practifche 
Kolgerung, welche ich aus diefer Bemerkung ziehe, befteht darin, 
daß die fchlimmen Folgen welche einen unredlichen Befiger tref— 
fen, auch immer dem unechten Befiger zur Laft fallen muffen. 
Wenn ich aber auch nach den gemachten Bemerkungen nicht zu: 
geben Fann, daß, wie Herr Profeffoe Winniwarter behauptet "), 
dad Geſetz im gegenwärtigen $. nur das ausdrüdt, was gewöhn— 
lich vorfommt, fo ftimmen unfere Dieinungen doch in.dem Puncte 
vollfommen zufammen, daß es allerdings Fälle geben könne, wo 
der unechte Befiger einen gültigen Zitel feined Befiged aufzu— 
weifen hat, und aud) in der Ueberzeugung lebt, daß die in Des 
fiß genommene Sache fein — Eigenthum ſey. — 


246. 


Gegen —*— unechten Beſitzer kann ſowohl die Zus: 
rückſetzung in die vorige Lage, als auch die 
Schadloshaltung eingeklagt werden. Beydes 
muß das Gericht nach rechtlicher Verhandlung, 

ſelbſt ohne Rückſicht auf ein ſtärkeres Recht, 
welches der Geklagte auf die Sache haben könnte, 
verordnen. 

4) Es gibt zweyerley Arten von Klagen; einige davon find 
auf die Erlangung. ded Rechtes felbft, andere lediglich auf die 
Erwerbung ded Beſitzes gerichtet. Man nennt die erfteren petis 
torifche, die anderen poffefforifche Klagen. Da der Befiger einet 
Sache den Beweis auf feinen Gegentheil wälzet, fo liegt off 
fehe viel daran, wen dad Beſitzrecht zugefprochen werde, 

2) Der Befik kann, wie Herr Profeffor Winniwarter: ?) 
bemerkt, auf dreyerley Art der Gegenftand eines Nechtöftreites 
ſeyn, denn entweder fücht man ihn mit Hülfe des Nichters erft 

zu erlangen, oder den fchon erworbenen zu ſchützen, oder den 

N 410 * 


4) Siehe die mehrerwähnte Abhandlung ©, 147. 
2) Um 9. © 16% 
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verlornen zurück zu erhalten. — Im erften Falle muß ſich der Klä— 
ger über einen gültigen Zitel ausweifen; allein hier kann nur 
immer von dem Rechte felbft, und nicht von dem bloßen Befiße 
die Rede ſeyn, und legterer kömmt hier nur ald Folge des er: 
worbenen Nechtes zur Sprache. Diefes ift 3. B. der Fall, wenn 
der Käufer den Verkäufer um die Lebergabe der Sache belangt, 
— denn feine Tendenz geht hier nicht bloß auf die Grlangung 
des Befißes, fondern auf die des Eigenthums felbft. Derley Kla- 
gen gehören daher in die Elaffe der petitorifchen. 

3) Auch in denjenigen Fällen, wo es fih um Erlangung 
des verlornen Befißed handelt, kann es fich ereignen, daß dab 
Hauptziel der Klage die Anerkennung. des Nechtes ſelbſt ift, und 
daher auch hier der Befig nur eine untergeordnete Rolle fpiele. 
Diefes ift 3. B. der Fall bey der Eigenthumsflage. Wer die 
Eigenthumdflage anftrengt, muß doch ein Mahl im Befig der 
Sache gewefen feyn, und denfelben. verloren haben. Auch diefe 
Klagen gehören unter die petitorifchen. Rechtömittel, 

4) Bey den eigentlichen Befigeöftreitigkeiten kömmt es Tedige 
lich auf die Zuerfennung des Beſitzes und Hintanhaltung jeder 
Störung derfelben an. Bey der Schügung des bereitd erworbenen 
Befiges find drey Fälle zu unterfcheiden, nähmlich a) wenn der Be: 
figer in dem Befige, oder in der Ausübung ded mit dem Befige 
verbundenen Rechtes, mit der Sache nach Belieben zu verfügen, 
gejtört wird, ohne daß fich der Störer felbft einen Befig an 
maßt; 3. B. A ift im Beſitze eines Feldes, B ftört denſelben 
aber in dem Benügungsrechte, indem er die zur Cinfammlung 
der Früchte von A ausgeſchickten Leute verfagt u. fr wez danın 
b) wenn der Befiger in der Ausübung feines Nechtes von einem 
Andern aus dem Grunde geftört wird, weil leßterer behauptet, 
ihm gebühre ein Recht zum Beſitze, und c) wenn ein Dritter 
ihn in der Ausübung mit der Behauptung hindert, daß ihm das 
Befisrecht zuftehe. — In dem erfteren Falle tritt eigentlich die 
Wirkſamkeit der politifchen Behörde und die Anwendung der 
Selbſthülfe ein; denn bier ift, wie vorausgefegt wird, nicht 
erft die Vorfrage, wer fih im Befige befindet, zu entfcheiden , 
im zweyten Falle kömmt diefe Vorfrage gleichfalld nicht. zu ent: 
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fheiden, und da Niemand, welcher bloß ein Recht zum Beſitze 
hat, nad) .$. 320 ſich eigenmächtig in den Beſitz fegen darf, fon- 
dern ihn von dem ordentlichen Richter im Wege Rechten for 
dern muß, fo Eann auch die Frage, ob das angebliche Recht zum 
Befige wirklich gegründet fey, gar nicht zue Sprache fommen, 
daher auch hier die Einfchreitung der pofitifchen Behörde nicht 
ausgefchloffen iſt; denn derjenige, welcher fich gefegwidrig der 
Selbſthülfe bedient, und daher die gefelfchaftliche Ordnung ver: 
lest, Eann von jener Behörde, die für die Erhaltung der dffent: 
lichen Ruhe und Ordnung zu forgen hat, in feine Schranken zu— 
rücfgewiefen werden. Im dritten alle aber, wo es ſich um die 
. Beurtheilung handelt, wem eigentlich dad Beſitzrecht zuftehe, 
muß für jeden Sal die richterliche Wirkfamfeit eintreten. 

5) Ueber dad eigentliche Verfahren in Befigftreitigkeiten 
find bisher von der öfterreichifchen Gefeßgebung noch Feine allge 
meinen Normen erlaffen worden, fondern ed beſtehen dießfalld 
nue in einzelnen Theilen des öfterreichifchen Kaiferftaates bes 
ſtimmte Vorſchriften. Das erſte dießfalls nach Erfcheinung des 
bürgerlichen Gefegbuches erfihienene Gefeg ift dad Hofdecret vom 
5. December 1812, 3. ©. ©, Nr. 1047, welches die Art, wie 
in Bejigftreitigkeiten vorzugehen ift, für Oalizien bejtimmt, dem 
einige Crläuterungen nachfolgten. Eine detaillirte Auseinanders 
fegung des in DBefigftreitigkeiten zu beobachtenden Verfahrens ge 
ruhten Se. Mafeftät mit allerhöchfter Entſchließung vom 22. 
Juny 1825 für dad Iombardifch = venetianifche Königreich zu ers 
laffen, und es entfteht fohin vorerft die Frage, ob und in wie 
weit diefe gefeglichen Anordnungen auch für die übrigen Theile 
der öſterreichiſchen Monarchie von Anwendbarkeit find? — Da 
dad Hofdecret vom 29. December 1785, Nr. 509, fich dahin aus- 
fpricht , daß jene Anordnungen, welche nur an einzelne Stellen 
über befondere Anfragen erlaffen wurden, auch von anderen Ge— 
richtöftellen bey vorfommenden ähnlichen Zweifeln zur Behebung 
derfelben anzuwenden find, fo feheint auch diefes für Gallizien er— 
laffene Hofdecret, da ed in die officielle Geſetzſammlung aufge: 
nommen worden ift, auch für andere Provinzen im fo weit von 
Anwendbarkeit ) als fich die in felbem enthaltenen Anordnungen 
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nicht auf die Eigenheiten diefer Provinz felbft beziehen. Dages 
gen ift die für dad Iombardifch= venetianifche Königreich ergangene 
höchfte Anordnung, weil fie in die allgemeine officielfe Geſetzes— 
fammlung nicht aufgenommen worden ift, in den anderen Pro— 
vinzen nur in fo weit son Anwendbarkeit, als es fich um die 
©rundfäge handelt, von welchen der höchfte Gefengeber bey Er— 
laſſung derfelben audgegangen ift. — 

6) Dad für Gallizien erlaffene Hofdecret enthalt nun in 
Anfehung ded Verfahrens, bey Klagen gegen Belisftörungen fol- 
gende Anordnungen: „Bor Allem hat ed bey dem im Hofdecrete 
vom 48. Auguſt 1808 aufgeftellten Grundfate fein Verbleiben, 
daß alle Befißftreitigkeiten, fie mögen nun das possessorium 
mornentaneum, summarissimum , oder possessorium ordina- 
rium betreffen, nach dem bürgerlichen Gefeßbuche zur richter- 
lichen Amtswirkſamkeit gehören, und die politifchen Behörden 
nach, $. 344, bloß für die Erhaltung der öffentlichen Ruhe zu 
forgen haben, gemäß welchem die Kreisamter und Criminalge: 
richte für die öffentliche Ruhe zu wachen, und gegen die Stö— 
rer. derfelben mit erfpiegelnder Strenge vorzugehen haben. Iſt 
der Richter an Ort und Stelle, fo haft er nad) einer fummaris 
{chen Verhandlung, bey welcher bloß daS factum turbationis, 
mit Befeitigung aller übrigen Anfprüche, zu erörtern ift, den Bes 
fißftand zu reguliren, und feine Entfcheidung, die allerdings mit— 
telft bloßen Beſcheides gefchehen Fann, proviforifch auch fogleich 
zu vollfiveden. ft hingegen der Richter, wie diefed gewöhnlich 
der Sal bey den Landrechten ift, zu weit entlegen, fo hat er 
a) die bey ihm angebrachten Befchwerden wegen entjogenem oder 
muthwillig vorenthaltenen Befiges fogleich in Berathung zu neh— 
men, wie auch dad Prafivium auf die fchleunige Erledigung 
pflihtmäßig zu dringen, allenfall3 die Eingaben von außen als 
dringend bezeichnen zu laſſen; b) dem Gränzfämmerer bedingte 
Befehle zu ertheilen, für den: Fall, ald die angebrachten Urkun— 
den ihre Nichtigkeit haben, oder die angebrachten Umftände bins 
Yänglich befcheiniget werden, ohne weiters fein Amt zu handeln; 
außer diefem Falle aber an Dit und Stelle des ftreitigen Be— 
figed das fummarifche Protocol aufzunehmen, und zur Ents 
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fheidung dem Landrechte ohne Verzug zuzufchiden, und es kann 
dad Ausbleiben einer Partey, oder ihre Bemühen, der Zuftel: 
lung auszuweichen „ den Fortgang der richterlihen Thätigkeit 
nicht vereiteln, am wenigften aber bey einem Pächter, der auf 
dem Pachtgute entweder felbft wohnt, oder Stellvertreter hat, 
und wo alfo die Zuftellung auf dem Gute felbft zur Verhand- 
lung diefer dringenden Poffeflionsftreitigkeiten allerdings zureicht. 
Jedoch kann dad Befugniß, den Gränzkämmerern bedingte Be— 
fehle zu ertheilen, keineswegs unbedingt auf alle Fälle des ge— 
ſtörten, bedrohten oder vorenthaltenen Beſitzes ausgedehnet, ſon— 
dern es muß auf jene Fälle beſchränket werden, wo Urkunden 
vorliegen, oder die angebrachten Umſtände hinlänglich beſcheiniget 
werden, folglich die Sache offenbar vorliegt. In jedem ande: 
ren Falle muß fich der Gränzkämmerer von feder Verfügung 
enthalten, und bloß dad fummarifche Verhör dem Landrechte 
zur Gntfcheidung vorlegen ); c) mögen die Landrechte in aupers 
ordentlich dringenden Fällen ein anderes, vielleicht näher gelege= 
ned Landrecht, oder einen organifirten Magiftrat, um fchnelle 
Einfchreitung und Erlaffung einer proviforifchen , angemefjenen 
Berfügung angehen; d) haben die Landrechte überhaupt muth— 
willige Verzögerungen der Gränzkämmerer, unzeitige Einftreuun: 
gen der Advocaten, und gefliffentliche Abfprünge der Parteyen 
alles Ernftes hintan zu halten, und gegen diefelben nach den 
beftehenden Borfchriften mit dem gehörigen Strafnachdrude vor: 
zugehen »). Wenn in allen einer Störung des Befisftandes 
eine mittlerweilige Verfügung getroffen werden foll, fo hat der, 
zur Unterfuchung und Ausmittelung des der Störung unmittels 
bar vorhergegangenen Befißftandes, Abgeordnete des Gerichtes 
die von dem einen und dem anderen Theile bezogenen Zeugen, 
ohne von ihnen einen Eid abzunehmen, abzuhören“ ?). 

72) Dagegen fihreibt die alferhöchite Entfihliegung vom 22. 
- Quny 4825 für dad Fombardifc) = venetianifche Königreich in Des 
figftreitigkeiten im MWefentlihen Folgendes vor: 


4) Juſtiz⸗ Hofdeeret vom 29. März 1325; Goutta's Geſetzſ. 25. B., G.18:. 
2) Hofdeeret vom 5. Dec. 18125 J. G. S. Nr. 1017. 
3) Hofdecret von 6, Februgr 1813; I. ©. S. Nr. iur. 
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„Wer im Befige einer Cache oder eines Rechtes einen Scha: 
den erlitten hat, oder wer gefegwidrig des Beſitzes felbft beraubt 
wurde, muß fogleich, oder längitens binnen dreyßig auf einan— 
der folgenden Tagen, von dem Tage an gerechnet, an welchem 
ihm. die Störung bekannt geworden ift, den Benftand des Rich: 
ters anfuchen, und mit Genauigkeit fein Begehren ftellen. Nach 
Verlauf dieled Termins muß fich der Befiger, welcher behaup— 
tet, im Befiß geftört worden zu ſeyn, an die poffeiforifche Klage 
nach dem gemöhnlichen Verfahren halten. — Wegen Beſitzſtö— 
rung iſt mündlich mit der arößten Schnelligkeit zu verfahren, 
und die dießfälligen Verhandlungen können auch an jedem Feyer— 
fage vorgenommen werden. Die Einfchreitung- der Advocaten ift 
dabey ausgefchloffen. — Ben dem Verfahren ift fich der Grunds 
fat gegenmärtig zır halten, daß e3 fich einzig und allein um die 
Ausforfchung oder den Beweis des letzten factifchen Beſitzes und 
der Störung handle, und daß die Verordnung oder die Ente 
fcheidung des Richters fich Tediglich darauf befchränfe, den ge— 
flörten Befis zu ſchützen und wieder einzufeßen. Alles übrige 
gehört auf den gewöhnlichen Civilmeg. — Der Richter hat ben: 
de Parteyen zur Erfcheinung binnen möglichft Fürzeftem Termi— 
ne, wenn e5 auch am nähmlichen oder folgenden Tage wäre, 
vorzufordern, fie an die ihnen obliegende Verbindlichkeit zu 
erinnern, alle Documente und alle Zeugen, deren fie fich bes 
dienen wollen, mitzubringen, und daß, im Falle des Nichter: 
feheinend der einen Partey, den Ausfagen der Genenpartey 
Sfauben bengemeffen und hiernach entfchieden werden würde. — 
Wenn ſich ſchon aus der Klage die Nüslichkeit eines gerichtli— 
chen Augenfcheind offenbaret, fo kann der Nichter fogleich die 
erfte Eikung an Ort und Stelle halten, und dabey die Kunft: 
verftändigen zuziehen. — An den Fällen der $$: 340 — 342, 
oder im anderen Källen dringender Gefahr einer mwiderrechtlichen 
Beeinträchtigung, ift dem ©eflagten die Einftellung des Baues 
oder anderer Handlungen, wodurch die Rechte des Klägers ges 
fährdet werden Fönnten, unter Androhung einer entfprechenden 
Geld: oder Gefängnißſtrafe aufzulegen, und nad) Umftänden kann 
auch, nach $. 347 des b. ©. B., die equeftration verfügt, 
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oder. der ftreitige Gegenffand jener Partey anverfrauf werden, wel: 
che ihrem. Gegner Caution Teiftet, oder welche aus anderen Rück— 
fiihten einen vorzüglichen Grund hat, den Schuß ded Richters 
in Anfpruch zunehmen. — Wenn bey der angeordneten Tag: 
fagung beyde Theile erfcheinen, hat der Richter einen Vergleich 
zu verfuchen, und dabey mwenigftend dahin zu trachten, daß bis 
zur Entſcheidung ein Provifprium im gütlichen Wege bewirkt 
werde. Bleibt ein Theil aus, fo wird jener Beſitzſtand für 
wahr angenommen, welcher von der erfcheinenden Partey an: 
gegeben wird. Bey ftreitigen Facten werden ungefaumt ex of- 
ficio die Zeugen und Kunftverftandigen mündlich zu Protocol 
genommen. — Die Beeidigung ift daben zu unterlaffen, jedoch 
ift ihnen die Grmahnung zu geben, daß fie durch falfche Ausſa— 
gen oder Verſchweigung der Wahrheit fich verantwortlich mas 
ben und einer Strafe unterziehen würden. Bey diefem Ber: 
fahren ift Fein Eid der Parteyen zuzulaſſen. — Wenn die Ver: 
handlung gefchloffen ift, wird fogleich, und wenn e3 ſeyn ann, 
noc) an dem nähmlichen Tage die Entfcheidung mittelit eines, 
auch die Beweggründe enthaltenden Decretes erlaffen. Diefe Ent: 
fcheidung fegt nur einen proviforifchen Zuftand feſt, und hin— 
dert Feine der Parteyen, auf vordentlichem Wege ihr ſtärkeres 
Recht auf den Beſitz zu realifiren. — Der Recurs ift nur ge: 
gen diefes entfcheidende Decret geftattet, und nicht zuläffig ge: 
gen die Vorfichtömaßregeln und einftweiligen Verfügungen, die 
während des Zuges des Verfahrens getroffen wurden, gegen 
melche einer jeden Partey vorbehalten bleibt, ihre Beſchwerde 
unter Einem mit dem dagegen ergriffenen Necurfe vorzubringen. 
Alfe anderen gefeßlichen Rechtömittel, und insbefondere die Wie: 
dereinfeßung in den vorigen Stand, bleiben ausgefchloffen. — 
Diefer Recurs kann entweder bey dem Richter erfter Anftanz 
fchriftlich überreicht, oder binnen acht Tagen mündlich zu Pros 
tocolf gegeben werden; iſt diefe Friſt verftrichen, fo wird er ex 
ofhcio abgewiefen. Iſt er zu gehöriger Zeit eingebracht worden, 
fo werden, ohne dießfalld eine Sisung abzuhalten, ſämmtliche 
Ucten an das Appellationdgericht eingefendet. Der fiegenden 
Partey wird ohne Verzug die Erecution de3 in erſter Anjtany 
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erfloffenen Deeretes, auch noch vor Verlauf des Recurstermi— 
nes und ohne Rückſicht auf den bereitö ergriffenen Recurs, ver— 
ftattet. Mebrigend hängt e5 von dem Ermeſſen ded Richters er: 
ſter Inftanz ab, zu beftimmen, ob während der Recurs: Er: 
greifung an das Dbergericht die bey der Anftellung der Klage, 
oder während dem Verfahren getroffenen Borfichtömaßregeln fo= 
gleich aufgehoben, oder bid zur Schlußfaffung des Urtheils fort⸗ 
geſetzt werden follen.” 

8) Aus den Eingangsworten des für Galizien erfloffenen 
Hofdecretes vom 5. December 1812 follte man ſchließen, daß 
man eine drenfache Beſitzklage unterfcheiden müffe. Allein, un: 
fer den provisoriis momentaneis verfteht hier dad Geſetz ledig— 
lich jene Verfügungen, welche früher in Galligien in Folge der 
Inſtruction für die Kreisämter und mehrerer nachgefolgter Ver: 
prönungen von den politifchen Behörden erlaffen wurden, und 
durch welche der letzte Befiger proviforifch im Beſitz gefchügt wur— 
de. Allein diefe wurden durch die Hofdecrete vom 3. May 1797, 
48. Auguſt 1808, 14. Februar 1811, und dann durch dad ob= 
erwähnte vom 5. December 1812 aufgehoben, und fohin ift ge: 
genwärtig dad possessorium momentaneum und das possesso- 
rium summarissimum eined und daöfelbe. Es gibt daher dermah— 
len nur zwey Befigklagen, die fummarifche und die ordentlis 
che. — Don der fummarifchen ift hier die Rede; die ordent- 
liche Beſitzklage wird angeftellt, wenn der Kläger ein ftärferes 
Recht zum DBefige zu haben behauptet, ald fein Gegner, über 
welche ganz nach den Vorfchriften der Gerichtöordnung verfahs 
ren wird 9. 

9) In den ubrigen Provinzen ded vfterreichifchen Kaifer: 
ftaates, wo noch Eeine fpeciellen Anordnungen, wie in Befiß- 
ftreitigfeiten vorzugehen fey, beftehen, dürfte folgendes Ver— 
fahren, mit Hinblid auf die Vorfehriften der ©. O. und die Ana— 
Iogie des für Gallizien erlaffenen Hofdecretes vom 5. December 
41842, einzutreten haben: 
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Wird’ die Klage Fchriftlich überreicht, fo muß fie, wenn im 
Gerichtsorte Advocaten angeftellt find, allerdings von einem der: 
feiben unterfertiget: ſeyn; fie kann aber auch mündlich angebracht 
und zu Profocelf genommen werden. Der Kläger hat in derfels 
ben zu erweifen, daß er fich im Befige befinde, und dag fein 
Befig von dem: Gellagten geftöret werde. 

Um in der Sache deutlicher zu feyn, will ich von der 
Störung des Befiged beweglicher, dann der unbeweglichen Sa: 
chen und der Rechte abgefonderk fprechen. 

Klagen wegen Störungen des Beige in beweglichen Sa— 
chen Eonnen, wie Herr Präſident von Drdaki ') bemerft, na— 
türlicher Weife nur äußerft felten vorfommen ; denn ehe noch das 
Gericht einen Schritt zum Schuge des Geftörten thun Fann, ift 
die Störung fihon vollbracht ; der gerichtliche Schutz wird fos 
bin. hier immer etwas zu fpät kommen. — Bey beweglichen 
Sachen wird fohin, wenn die Sache zur gerichtlichen Verhand— 
Yung kömmt, die Beſitzesklage nur immer auf Zurücfegung in 
die vorige Lage gerichtet ſeyn; allein auch diefe wird felten reas 
lifirt werden. fonnen, da fich indeffen der Störer der Sache 
entfchlagen hat, oder fie verheimlichet. — Es ift daher in einem 
folhen alle, um nicht Zeit und Koften zu verlieren, gerathes 
ner, wenn der im DBefige Geftörte auf Zuräcitellung der Sache, 
oder Vergütung des Werthes im ordentlichen Civilwege klagt. — 
Kommt aber doch fo eine Klage vor, in welcher der Kläger auf 
die fogleiche Rückftellung der Sache dringt, fo wird der Rich 
ter hierüber auf ganz kurze Zeit eine Tagſatzung anordnen, 
Seht nun aus der Bernehmung beyder Theile mit Gewißheit 
hervor, daß fich der Geflagte auf eine unechte Art in den Befig 
der Sache gefeßt habe, fo wird demfelben fogleich in Erledigung 
der Tagſatzung aufgetragen, die Sache z. B. innerhalb eineä 
Termins von 24 Stunden zurückzuſtellen, und gefchieht dieſes 
nicht, fo kann der Kläger diefes Erfenntnig proviforifch vollſtre— 
en laſſen, und biften, daß ein Gerichtäbedienter abgeordnet 
werde, um dem Geflagten die Sache mit Gewalt abzunehmen, 


4) In feiner Abhandlung über die Sicherfielung des Eigenthbums und anderer 
dinglichen Rechtes Wagners Zeitfihrift, Jahrg. 1827, 2. Heft, ©. 7% 
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Zeigt fi aber aus der Verhandlung, daß die Beurtheilung 
des Factum turbationis von „Herftellung eines Zeugenbewei- 
fe abhange, deffen Herftellung nicht: ſogleich bewerfitelliget 
werden Fönnte, fo tritt die Vorfchrift des folgenden $. in Anz 
wendung. | 
Wird Jemanden der Befig einer unbeweglichen Sache ftreitig 
gemacht, und werden defhalb von der andern Seite Eingriffe in 
dad wahre oder vermeintliche Eigenthumsrecht des einen gemacht, 
fo kann dort, wo öffentliche Bücher eingeführt find, nur derjenige 
im Befiße feines Eigenthumsrechtes gefchügt werden, welcher 
fi) im ZIabularbefige befindet. Der Kläger wird daher in dies 
fem Falle lediglich den Zabularertract beyzubringen haben, und 
der Richter wird fi) durch Einvernehmung des Geklagten bey 
einer Tagfagung oder Abordnung eines gerichtlichen Commiſſärs 
an Ort und Stelle, wo dad unbeweglihe Gut liegt, von dem 
Acte der Befisftörung zu überzeugen fuchen. — Es kann fi zwar 
fügen, daß der Eigenthümer fein Eigenthumsrecht an den Geflag- 
ten wirflicy übertragen habe, und daß fi) nur gegen die Um— 
fihreibung grundbüchlicye Anſtände ergeben haben; allein daraus 
folgt nur, dag dem Geklagten ein perfönliches Recht gegen den 
Kläger auf Ueberlaffung der Sache im phyſiſchen Befige zuftehen 
könne; ihm fteht daher lediglich frey, feine Rechte im ordentlichen 
Wege geltend zu machen, die Befigesrechte kommen aber ledig— 
ich, dem ITabularbefiger zu. — Wo feine öffentlichen Bücher ein: 
geführt find, oder wenn auch dort, wo ſolche Bücher beftehen, 
feiner der Streitenden im Zabularbefige fich befindet, z. B. der 
Eigenthümer hätte fein Gut Zweyen verfauft, er felbjt wäre aber 
noch ald Eigenthümer angefchrieben, und der Streit entftünde 
zwifchen den benden Käufern, deren jeder fich den phyſiſchen Bes 
fig der Sache zueignen will, fo hat der Kläger zu ermeifen, 
daß ihm von dem Eigenthümer die Sache in phufifchen Beſitz 
übergeben worden ift. Der Nichter wird hierüber eine Tagſatzung 
anordnen, bey welcher der Geklagte diefe Uebergabe entweder 
eingefteht, oder derfelben widerfpricht. Geſteht er fie ein, ſo 
wird in Erledigung der Tagſatzung demfelben aufgetragen wer: 
den, fich aller Eingriffe in den phyſiſchen Beſitz des Andern zu 
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enthalten; twelcher Auftrag, im Falle er nicht beachtet werden 
follte, auch durch Pönalien fogleidy proviforifch vollſtreckt werden 
kann. Dadurch ift dem Geklagten nicht benommen, fein allen= 
fall3 ftärfered Necht im ordentlichen Wege auszuführen. Wider: 
fpricht aber der Geflagte die Uebergabe der Sache in den phy— 
fiihen:Befiß des Klägers, und find auch Feine Urkunden vorhan- 
den, aus welchen diefelbe unzweifelhaft hervorgehet, fondern beruft 
der Kläger ſich dießfall3 auf Zeugen, fo tritt gleichfall3 wieder 
die Vorfchrift des nachfolgenden $. in Wirkung. — Sind die 
Gränzen zweyer Grundjtüde ftreitig, fo ift zu erheben, wer im 
Momente der vorgeblichen Störung das Eigenthumsrecht ausge: 
übt habe, und. ob nicht der; Kläger dadurch, daß er die Ausübung 
der Eigenthumsrechte von der anderen Seite duldete, ohne eine 
Klage wegen Beſitzesſtörung fogleich anzubringen, aus dem Be: 
fiße gefegt worden fey ($. 351). 

Den Rechten Taffen ſich drey Kalle unterfcheiden: Entweder 
befchwert fich der Eigenthümer, daß ihn Demand, durch Ausübung 
eines vermeintlichen Rechtes, an feiner Sache, an der frenen Bes 
nügung feines Cigenthums ftöre; oder der vermeintlich Berechtigte 
beklagt fih gegen den Eigenthümer, daß er ihm die Ausübung 
feines Rechtes nicht geftatten wolle ; oder e3 Fommen zwen Per: 
ſonen, deren jede fich eines und dasfelbe Recht auf die Sache 
sufchreibt, in Collifion. — Iſt das dad Eigenthum befchränfende 
Recht in den öffentlichen Büchern eingetragen, fo muß die Aus: 
übung diefes Nechtes auch von dem Geritpte in Schuß genom- 
men werden, und der Eigenthümer ift ad petitorium zu verwei: 
fen. — Iſt diefes der Fall nicht, fo ift darauf zu ſehen, ob der 
angeblich Berechtigte bereitd, nad) F. 313, gegen den gegenwätti- 
gen Eigenthümer Gebrauch von diefem Rechte gemacht, und der 
letztere nicht etwa, in Folge des 9.354, wieder in den Beſitz des 
Srepheitögebrauches gefommen fen. In dem Falle, al3 der an: 
aeblich Berechtigte audwiche, gegen den Vorfahrer de3 Eigenthü— 
mers ſich dieſes Rechtes bedient zu haben, er aber ein ſolches in 
Betreff des gegenwärtigen Eigenthümers nicht thun könnte, wäre 
letzterer von dem Richter in Schutz zu nehmen. In dem letzt— 
berührten Falle köͤmmt es darauf an, auf welchen Nahmen das 
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Recht in den Sffentlichen Büchern eingetragen iſt; — dieſem ift ber 
gerichtlihe Schuß zu verleihen. — Iſt dad Necht in den üffent: 
Yichen Büchern gar nicht eingetragen, fo kömmt e5 darauf an, 
wer fich bisher in der Ausübung diefes Nechtes befand. 

> Bisher wurden nur die Falle der directen Befigesftörung 
kurz berühret; es gibt aber auch Fälle, wo der Befis von Rech: 
ten dadurch indirecte geftöret wird, daß der Eigenthimer in Anz 
fehung der ihm zugehörigen Sache Handlungen unternimmt, 
welche den Rechten Anderer nachtheilig feyn Eünnen. Von dies 
fen Befisfiörungen wurde in den $$. 340 — 343 gehandelt. 

Das. Formelle ded Verfahren: in folchen Befigftreitigkeiten 

befteht im Allgemeinen darin, daß alle Amtöhandlungen fo ſchnell 
ald möglich vor fich gehen; die Folgen des Ausbleibend find die 
nähmlichen, wie fie die Gerichtdordnung verfügt, eben fo auch 
die Beweismittel. Jedoch bedarf es Feines Zwifchenurtheiles (us 
terlocut); es können die Zeugen, wenn fie von den Parteyen 
felbft beygebracht werden, von dem ©erichtdabgeordneten fogleich 
ohne Beeidigung abgehöret werden, und ohne Zweifel hat diefes 
auch bey dringender Gefahr von Kunftverftändigen zu gelten, 
und die in Befisftreitigkeiten proviforifch erfließgenden Entſcheidun— 
gen Eönnen auch fogleih, ohne die Beſchwerdeführung zu beach— 
ten, in Vollzug gefegt werden. Dieſes erfordert die Natur der 
Sache, und die Analogie de für Öallizien erfloffenen Hofdecretes. 


$. 347. 
ce) Beym Zweifel über die Echtheit des Befiges. 

Zeigt es fich nicht gleich auf der Stelle, wer ſich 
in einem echten Beſitze befinde, und in wie fern 
der eine oder andere Theil auf gerichtliche Un— 
terſtützung Anfpruch habe, fo wird die im Streite 
verfangene Sache fo lange der Gewahrfame des 
Gerichtes oder eines Dritten anvertraut, bis der 

treit über den Beſitz verhandelt und entſchie— 
ven worden ift. Der Sachfällige Fann auch nach 
diefer Entfcheidung die Klage aus einem berz 


[$. 348.)] 4159 


meintlich ftärkeren Rechte auf die Sache noch 
anhängig machen, 

Aus dem oben Gefagten Teuchtet Elar hervor, daß es nicht 
immer thunlich ift, auf der Stelle auszumitteln, wer fich über: 
haupt im Befige einer Sache oder eines Rechtes, und insbefon- 
dere, wer fich im echten DBefige befinde. — In diefem Falle er: 
übriget Fein anderes Mittel, ald in der Zwifchenzeit Eeinem Theile 
die Ausübung eines Rechtes zu geftatten, fondern die Sache, um 
die ed fich handelt, durch einen Dritten ſequeſtriren zu laffen, 
oder in fo fern fie eine bewegliche, zur Depofiticung geeignete 
Sache ift, felbe in die gerichtliche Gewahrfame zu nehmen, 


. 348. | 
Verwahrungsmittel des Inhabers gegen mehrere zufammentreffende 
Befigwerber, 

Denn der bloße Inhaber von mehreren Befikwer: 
bern zugleich um die Uebergabe der Sache ange: 
gangen wird, und fih Einer darunter befindet, 
in deffen Nahmen die Sache aufbewahrt wurde, 
fo wird fie vorzüglich diefem übergeben, und die 
Uebergabe den übrigen befannt gemacht, Kömmt 
diefer Umftand feinem zu Statten, fo wird die 
Sache der Gewahrfane des Richters oder eines 
Dritten anvertraut, Der Richter bat die Rechts— 
gründe der Befiswerber zu prüfen und dariiber 
zu entjcheiden. 

Rn den vorausgeſchickten Fallen (SS. 344 — 347) wird 
angenommen, daß wenigftend eine der jtreitenden Parteyen die 
ftreitige Sache im eigenen Nahmen, in der Abficht, fie ald die 
ihrige zu behandeln, befige (9. 309). Diefer. $. redet aber von 
einem bloßen Inhaber. Diefer kann nicht verhalten werden, fich 
mit den Befigwerbern in einen Streit einzulaffen; aber es Fann, 
um nicht die Nechte de3 einen oder anderen Befigwerbers zu ver: 
legen, auch nicht der Willkühr des Inhabers überlaffen werden, 
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wen aus den Beſitzwerbern er allenfalld durch die Uebergabe 
der Sache begünftigen wolle. — Es ift daher zu unterfcheiden, 
ob fich unter den Befigwerbern einer befindet, in deſſen Nah: 
men er die Sache inne hat oder nicht. Im erfteren Falle ift 
er die Sache diefem DBefigwerber heraus zu geben verpflichtet, 
theil3 weil er als der eigentliche (moralifche) Befiger anzufes 
ben ift ($. 309), theil3 weil der Anhaber hier aus dem be: 
fonderen Rechtsverhältniffe hiezu verbunden iſt. Ja felbft in 
dem Falle, als unter den Befigwerbern diefer nicht befindlich ift, 
kann der Inhaber die Sache an denjenigen ausliefern, der ihm 
felbe zur Verwahrung übergeben hat. — Kann aber die Ueber: 
gabe an diefen nicht gefchehen, oder ift der Inhaber überhaupt, 
wie 3. B. der Finder, auf eine folche Art zur Annehabung nicht 
gelangt, fo fteht ihm frey, die Sache der Gewahrfame des Richs 
terd anzuverfrauen, oder um die Sequeftrirung derfelben zu bit— 
ten. — Der Richter wird in diefem alle im Nahmen des unbes 
Fannten Eigenthümers einen Curator aufftellen, gegen welchen 
die einzelnen Befigwerber ihre Klagen zu richten haben; dieſem 
haben fich in der Vertheidigung alfe diefenigen anzufchließen, des 
nen daran liegt, daß der Kläger den Befiß nicht erlange. Setzen 
wir z. B.: A, B und G feyen die Befigwerber; alle drey reichen 
gegen den aufgeftellten Curator abgefonderte: Klagen ein, fo wird 
der Bund C fih dem Gurator, in Bertheidigung gegen die Klage 
de3 A, anfchließgen; diefed werden auch der A und C gegen die 
Klage des B, und der A und B gegen die Klage des C thun. 
Die Nothwendigkeit der Aufftellung eine Curators ergibt fich 
daraus, meil dadurch die Rechte des abweſenden, unbekannten 
Eigenthümers gefchmälert werden fonnten, und weil in dem Falle, 
als nur ein Befigwerber aufträte, Niemand vorhanden wäre, 
gegen den die Befigflage angebracht werden könnte. 


0, 349, 
Erlöfhung des Beſitzes. a) Körperliher Sachen; 
Der Beſitz einer Eörperlihen Sache geht insgemein 
verloren, wenn diefelbe, ohne Hoffnung, wieder 
gefunden zu werden, in Berluft geräth; wenn 
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fie freywillig verlaffen wird, oder in fremden Be— 
ſitz kömmt. 


) Nachdem das Geſetzbuch die in Anſehung der Erwerbung 
und Erhaltung des Befiges geltenden Beftimmungen aufgeführt 
hat, fo geht es zur Erlöfchung des Beſitzes Über. Hier. find 
wieder Eörperliche von unforperlichen Sachen oder Rechten, und 
in Anſehung der letzteren folche, welche in öffentlichen Büchern ein: 
getragen find, von jenen, welche darin nicht erfcheinen, zu unter 
foheiden. Der gegenwärtige $. handelt von der Erlöſchung des 
Defiged Förperlicher Sachen: 

2) Da nad) $: 309 zum Befige ehrparlicher Sachen ſowohl 
die Inhabung, ald auch der Wille, die Sache als die feinige zu 
behalten, erfordert wird, fo erlifcht der Beſitz, bloß als facti: 
ſches Verhältniß betrachtet, wenn eines aus diefen beyden, 
im erwähnten F. als wefentlich erklärten Erforderniffen nicht 
mehr vorhanden iſt. Dach diefer Bemerkung hört der Beſitz auf, 
wenn die Sache verloren geht, ohne Lnterfchied, ob Hoffnung, 
daß felbe gefunden werde, vorhanden fey oder nicht, denn auch 
im erften Falle ift die Sache aud der Macht und Gewahrfume 
des Befigerd gekommen, und eine Sache, die man nicht in feiner 
Macht und Gewahrfame hat, kann man, nad) $. 309, nicht be= 
fie: — Darum wird auch derjenige, welcher eine gefundene 
Sache ſich zueignet, nad) unferen Strafgefegen als Betrieger ; 
und nicht ald Dieb behandelt, ungeachtet der $: 151 des St. 
&: B. 1. Th. den Diebftapl folgendergeftalt erklärt: „Wer um 
feines Vortheiles willen fremded bewegliches Gut aus eines Anz 
deren Befiß, ohne deffen Einwilligung, entzieht, begeht einen 
Diebftahl.” Allein es ift bereitd bey Erklärung des $. 511 be: 
imerft worden, daß an die Erwerbung des factifchen Beſitzes ges 
wiſſe Nechte geknüpft feyen, wodurch er in ein furidifches Ver— 
haltniß übergehet, und daß dadurch der juridifche Beſitz entitehe, 
welcher in dem Anbegriffe der mit diefem factifchen Beſitze in 
Verbindung gefesten Nechte beftehet. Es fteht num nichtd ent— 
gegen, daß der Gefeßgeber diefe Rechte, welche durch Erlangung 
des factiſchen Befiges erworben wurden, auch nah Aufhören 
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deöfelben fortdauern Taffe, oder mit anderen Morten, daß der 
juridiſche Befiß auch dann noch vorhanden fey, wenn der facti= 
fche bereitd aufgehört hat; — und diefes ift auch nach unferen 
Gefegen der Fall. Denn ift eine Sache durch Verluſt aus Je— 
mandend factifchem Befige gefommen, fo dauert der furidifche 
Befis doch noch fo lange fort, ald noch Hoffnung vorhanden 
ift, daß die Sache wieder gefunden werde und in die Inhabung 
des Beſitzers gelange. Iſt dagegen die Sache zu Grunde gegan- 
gen, oder in einen ſolchen Zuftand gerathen, wo er fie, nicht 
mehr in feiner Gemwahrfame haben, oder damit verfügen kann, 
3. DB. dad Grundſtück wird durch den Strom mweggeriffen,, oder 
eine bewegliche Sache fallt in den Abgrund des Meeres, — dann 
geht auch ganz natürlich der furidifche Beſitz verloren. 

3) Gibt der Befiger den Willen auf, die Sache ald die 
feinige zu behalten, fo fallt ſowohl der juridifche Beſitz, als de, 
factiſche weg; denn ed wäre fonderbar, wenn derjenige, der Fein 
Necht mehr auf die Sache haben will, fortwährend in dem 
Genuſſe feiner Rechte bleiben follte. Diefed Aufgeben des Willens 
kann auf eine zwenfache Weile gefchehen, nähmlicy entweder da= 
durch, daß der Befiger die Sache freywillig in der Art verläßt, 
daß Jedermann diefelbe, ald eine freyftehende Sache, foll er— 
greifen können, 3. B. wenn er Geld unter die Unwefenden ver: 
ftreut; oder daß er fich des Beliged zu dem Ende begibt, damit 
derfelbe auf eine andere beftimmte Perfon übergehen folle. Am 
letzteren Galle hat er den Befig nur bedingt aufgegeben; fein Be: 
figrecht hört daher nur dann auf, wenn die Sache wirklich von 
diefer Perfon in Befig genommen wird. Da nun der höchite 
Gefeßgeber diefen Fall ganz befonderd behandelt, fo kann er bier 
unter dem freywilligen Verlaſſen nur das erftere verftehen. Die 
Berlafjung des Befiged Fann aber ausdrücklich durch Worte und 
allgemein angenommene Zeichen, oder aber auch ftillfchweigend 
durch folche Handlungen erfläret werden, welche mit Ueberlegung 
aller Umftände Eeinen vernünftigen Grund zu zweifeln übrig laſ— 
fen ($. 863). Es muß fohin, damit eine Sache als verlaffen 
angefehen werden kann, eine wirkliche Anderung des Willens 
vorhanden feyn. 
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In wie fern geht der Befis des Machtgebers oder Guran: 
den durch das bloße Aufgeben des Beſitzes von Seite des Macht: 
haberd verloren? — Hier iſt zu unterfcheiden, ob erftere von 
dem Befise der Sache, um welche es fich handelt, Kenntniß 
hatten, und den Willen haben Eonnten, oder auch wirklich hats 
ten, die Sache zu behalten, oder ob diefes der Fall nicht ift. — 
Im erfteren Falle kann für die PVertretenen der Beſitz nicht 
verloren gehen, denn fie haben durch ihren Willen den Befis 
bereitö felbftftändig erworben, und es Fann daher die Wil 
lensänderung des Machthabers an dem factifchen Verhältniſſe, 
in dem fie zur Sache ſtehen, nichts ändern; im zweyten Zalle 
dagegen, wenn nähmlich die Vertretenen zu befigen unfähig find, 
oder wenn fie von der Befißnahme der in Trage ftehenden Sache 
nicht3 mußten, und ihnen daher der Befis einzig nur durch den 
Willen ihrer Stellvertreter zu Statten kömmt, geht der Beſitz 
allerdings verloren '). 

4) Der Befiß geht ferner verloren, wenn die Sache in 
fremden Beſitz kömmt, d. i. wenn fie in die Macht und Ge: 
wahrſame eines Dritten gelangt, welcher auch den Willen hat, 
fie ald die feinige zu behalten, — Dad Geſetz macht feinen Uns 
terfchied , vor welcher Urt der Befiß fey, ob er ein rechtmäßiger 
oder unrechtmäßiger, redlicher oder unredlicher, echter oder unech— 
tee ſey; denn es ift nicht gedenkbar, daß eine und die nähmliche 
Sache von mehreren Perfonen ausſchließend befeffen werden 
Fonne. Ich fage auöfchließend, denn daß Mehrere in dem Mit: 
 befige einer und der nähmlichen Sache feyn Fonren iſt nicht 
zweifelhaft; auch Fann in Anſehung derjenigen Sachen, welche 
einen Gegenftand der dffentlichen Bücher ausmachen, in fo weit 
wir bloß den Beſitz als factifches Verhältniß beachten, der Eine 
im natürlichen, der Andere im Tabularbefige der nähmlichen 
Sache ſeyn. 

14 * 


1) Siehe Winnitwarter a. 4: O. ©. 18% 
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b. 350, 


b) der in die öffentlichen Bücher eingetragenen Rechte ; 


Der Belib derjenigen Rechte und unbeweglichen 
Sachen, welche einen Gegenftand der öffentlichen 
Bücher ausmachen, erliicht, wenn fie aus den 
landtäflichen-⸗ Stadt» oder Grundbüchern ges 
Yöfcht, oder, wenn fie auf den Nahmen eines 
Anderen eingetragen werden, 


So wie der Befiß derjenigen Nechte und unbeweglichen 
Sachen, welche einen Gegenftand der öffentlichen Bücher aus⸗ 
machen, nur durch die ordentliche Eintragung in dieſe Bücher 
erlangt wird ($. 321), fo wird hier ganz confequent auch ange: 
ordnet, daß der Beſitz ſolcher Sachen und Rechte nur durch die 
in den dffentlichen Büchern gefchehene Löſchung des Beſitzers, 
oder durch die Eintragung des Nahmens eines Anderen, der da= 
durch anftatt des vorigen in den Befiß tritt, verloren gebe. 
Diefes erheifcht das Prinzip der Deffentlichkeit, auf welches die 
Führung diefer Bücher gegründet if. Wenn ſich alfo auch der 
Befiser ausdrücklich erklärt hätte, den Willen, die Sache als 
feine eigene zu behalten, aufgegeben zu haben, fo muß er doc) 
fo lange, als diefe Löfchung oder Umfchreibung nicht erfolgt iſt, 
immer für den Befiger angefehen werden, und es gründet eine | 
ſolche Erklärung nur ein Necht für denjenigen, zu deſſen Guns 
ften diefe Erklärung geſchehen ift, zu verlangen, daß der Befiger 
die Cintragung ded Nahmens des neuen Befigwerbers ſich gefal— 
Ien laſſen müffe. — Dagegen erlifcht, wie bereits Herr Hofrath 
v. Zeilfer bemerkte, der Beſitz fogleich, ald der Nahme des Ber 
fißerö gelöfcht wird, und zwar felbft dann, wenn die Löſchung 
auf eine widerrechtliche Weife gefchehen wäre, umd fonnte nur 
durch eine neue Ginverleibung wieder hergeftellt werden, 
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. 351, 
e) anderer Rede. 


Bey anderen Rechten hört der Beſitz auf, wenn 
der Gegentheil das, was er fonft geleiftet hat, 
nicht mehr Teiften zu wollen erkläret; wenn er 
die Ausübung des Nechtes eines Anderen nicht 
mehr duldet; oder wenn er das Verboth, etwas 
zu unterlaffen, nicht mehr achtet, der Beliger 
aber in allen diefen Fallen es dabey bewenden 
läßt, und die Erhaltung des Beſitzes nicht ein— 
Elagt. Durch den bloßen Nichtgebrauch eines 
Rechtes geht der Beſitz, außer den im Geſetze 
beftimmten Berjährungsfällen, nicht verloren, 


4) Der höchfte Gefeggeber hatte bey Erlaffung gegenmwärtiger 
Vorſchrift offenbar den $. 313 vor Augen; daher wird auch hier 
von folhen Rechten, welche erjt durch den Gebrauch zu wirk— 
lichen Rechten erwachfen follen, gehandelt. Es ift hier von dem 
Berhältniffe des Berechtigten zu dem Berpflichteten, nicht von 
dem gegen dritte Perfonen die Rede. 3. B. der Grundbefißer 
A verweigert dem B, welcher bisher den Zehent eingehoben 
hatte, die Entrichtung des Zehents. Diefer Fall ift offenbar im 
gegenwärtigen 9. begriffen. — Ein anderer Fall wäre aber der, 
wenn der B durch den G, welcher behauptet, daß ihm dad Ze— 
hentrecht auf den Gründen des A gebührte, in der Cinhebung 
des Zehents verhindert würde. Diefer Fall ift im gegenwärtigen 
$. nicht begriffen. — Wir werden daher am Ende diefes $. dar: 
auf zu Sprechen kommen. 

2) Als Beyſpiel, wie der Beſitz folcher Nechte, von wel: 
hen im gegenwärtigen $. die Nede ift, verloren gehe, Eönnen 
die Säle dienen: a) bey einem befahenden Nechte, wenn der 
Robathpflichtige fich erkläret, Eeine Nobath mehr leiften zu wol- 
len; b) bey einem verneinenden Nechte, wenn der DBefiger eines 
Brunnens feinem Nachbar, der biöher immer das Waſſer aus 
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felbem hohlte, den Zugang zu ſelbem verfchließt; c) bey einem 
Verbothsrechte, wenn Iemand vor den Fenſtern deffen bauet, 
der biöher das Necht der freyen Ausficht zu haben behauptete. 
— Damit jedoch der Beſitzer eines Rechte durch dergleichen 
Handlungen ded Verpflichteten wirklich aud dem Beſitz gefett 
werde, muß noch hinzufommen, daß er es dabey bewenden laffe, 
und die Grhaltung des Beſitzes nicht fogleich einklage. — Der 
Defiger Fann fich daher im Falle einer WiderfeglichFfeit von Seite 
des DVerpflichteten in dem DBefiß erhalten, wenn er fogleich die 
Klage auf Anerkennung des Beſitzes einreicht, oder, im Falle 
fogar Gewalt gegen ihn gebraucht würde, und die. richterfiche 
Hülfe zu fpat Fame, der Störung mit eigener Gewalt fich ent— 
gegenftelft. Unterläßt er dieſes, fo kömmt fein Gegner in den 
Beſitz der Freyheit. 

3) Einen beſtimmten Termin, binnen welchem die Klage 
eingereicht werden foll, hat das Geſetz nicht feftgefegt. — Eine 
folche Terminsbeſtimmung ift auch nicht Teicht thunlich, da felbe 
nach) Werfchiedenheit der Umſtände ebenfalls verfchieden feyn 
muß. Der Befiß eines Nechted dauert fort, fo lange es dem 
Berechtigten phyſiſch möglich ift, die Ausübung deöfelben will 
Eührlich zu erneuern; hört diefe Möglichkeit auf, fo ift der Beſitz 
des Rechtes verloren. — Ob der Befiter des Rechte von der 
Störung des Beſitzes Wiffenfchaft hatte oder nicht, darauf Fann 
ed bey dem Befige, der feiner Nafur nach ein bloß factifches 
Verhältniß ift, nicht anfommen '). Wenden wir dad hier Ge: 
fagte auf einige Beyfpiele an. — Wer im Beſitz ded Zehent— 
rechtes ift, muß in dem Kal, ald der Zehenthold die Abreichung 
des Zehents verweigert, feine Klage noch früher überreichen, 
al5 das Getreide vom Felde weggebracht worden iftz wer fi im 
Befige der Servitut der Ausficht befindet, muß fich für den Fall, 
als ihm diefelbe von feinem Nachbar verbauet werden foll, mit 
der Klage in der Art beeifen, daß ihm bey Ueberreichung der= 
- felben die Ausſicht noch nicht gänzlich) benommen fey u. f. w. 


1) Eiche die 11. Anmerkung zu der Abhandlung des Heren Profeffors Winnie 
waͤrter. (Materialien 7. B., ©. 198.) 
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Nur dann, wenn e3 ſich um den Beſitz eines verneinenden Rechtes 
handelt, dürfte das aufgeftellte Criterium nicht vollkommen anz 
wendbar ſeyn. Geben wir 3. B. den Fall, daß fich der Eigen— 
thümer des Brunnens, deffen Nachbar fich im Beſitze des Rech— 
tes befindet, das benöthigte Waffer aus felbem zu hohlen, der 
ferneren Ausübung diefes Servitutörechted widerfegte, und dem 
Nachbar bey Gelegenheit, ald derfelbe wieder Waſſer hohlen 
läßt, ausdrücklich erklärte, daß er diefes in die Zukunft nicht mehr 
geftatten wolle, der Nachbar ed auch dabey bemwenden laßt, und 
durch ein ganzes Jahr weder fein Recht mehr ausübet, noch eine 
Klage dießfalls einreicht: hier kann nicht behauptet werden, daß 
fih der Nachbar nod) im Beſitze dieſes Rechtes befinde, unge— 
achtet es ihm während dieſer ganzen Zeit noch immer phyſiſch 
möglich war, das benöthigte Waſſer aus diefem Brunnen zu hoh— 
len. Denn eben dadurch, daß der Servitutöberechtigte auf das 
Verboth feines Nachbars fein Necht auszuüben unterlaffen hat, 
it letzterer in den Beſitz ded Verbothörechtes gekommen, die Aus: 
übung eines. Rechtes, in deifen Befiß fein Gegner war, zu ver: 
weigern ($. 313). Es iſt alfo in einem foldyen Falle allerdings 
nothwendig, dag der Befiger des verneinenden Nechtes mit Ueber: 
reishung der Klage nicht fo lange zurückhalte, daß daraus ges 
Ichlofjen werden könnte, er habe ſich dem Verbothe frepmillig 
gefügt. 

4) Durch den bloßen Nichtgebrauch eined Rechtes kann der 
Befiß nicht aufhören, da ja eben in dem Begriffe des Rechtes 
dad Befugniß liegt, fich der Ausübung deöfelben nach Belieben 
zu bedienen. . Dat daher 5. B. der Zehenthold dem Zehentheren 
die: Abreichung des Zehentd niemahls verweigert, letzterer aber 
deffenungeachtet den Zehent durch mehrere Jahre nicht eingehoben; 
hat der zur Schöpfung des Waffers aus fremden Brunnen Bes 
rechtigte durch längere Zeit von feinem Rechte Feinen Gebraud) 
gemacht, ohne daß ein Verboth ded Brunnenbefißerd vorausge— 
gangen wäre: fo kömmt Feiner aus beyden dadurch aus dem 
Beſitze feines Rechtes. Nur dann, wenn zu dem Nichtgebrauche 
die ausdrückliche oder ftilffehweigende Verweigerung hinzufommt, 


468 [$: 352. ] 


oder wenn durch die ganze Verfährungszeit der Gebrauch des 
Rechtes unterlaffen wird, wird der Befiß geendigt. 

5) Rechte, welche mit dem Beſitze einer Sache verbunden 
find ($. 298), gehen mit dem Befig der Sache felbjt verloren 
($$. 349 und 350). Eben fo hört der Befiß der Rechte durch 
den Untergang der Sache, in welcher fie audgeübt werden, von 
felbft auf; überhaupt hat dad DBefigrecht die gemeinfchaftlichen 
Erlöfchungdarten mit den übrigen Nechten, welche im dritten und 
vierten Hauptftüce des dritten Theile vorkommen, gemein. — 
Der Beſitz eined Rechte geht aber auch dann verloren, wenn 
eine andere Perfon in den Befis deöfelben eintritt. — Hier 
kömmt der Befiß, ald Folge eines ſchon wirklich beftehenden Rech: 
te, in Betrachtung. Diefer Fall tritt in dem bereit Nr. 4 be= 
rührten Beyſpiele ein, wenn der B, der biöher dad Zehentrecht 
ausübte, die Ausübung desfelben unterfäßt, und dagegen der C 
es auszuüben anfängt. 


a 


So lange noch Hoffnung vorhanden ift, eine ver- 
lorne Sache zu erhalten, Fann man ſich durch 
den bloßen Willen im Beſitze erhalten. Die Ab: 
wejenheit des Beſitzers, oder die eintretende Un— 
fähigkeit, einen Beliß zu erwerben, beben den 
bereitö erworbenen Beſitz nicht auf, 

4) Zur Erläuterung der gefeglichen Anorönung, daß men 
fi auch noch nach verlorner Gewahrfame, welche doch ($. 309) 
in den Begriff des DBefiges ald ein vwefentliches Merkmahl auf: 
genommen wurde, doch ducch feinen bloßen Willen im Befige er: 
halten könne, fo lange noch die Möglichkeit, die Sache wieder in 
feine Gewahrſame zu: befommen, vorhanden it, ift bereitö in den 
Bemerfungen zu dem $. 349 dad Möthige vorgefommen. 

2) Da der Befiß, nebft der Gewahrfame, auch den Willen, 
die Sache ald die feinige zu behalten, erfordert, fo Fünnte man 
verfucht werden, anzunehmen, daß der Befis dann aufhöre, wenn 
der Befiger in einen Zuftand geräth, in dem er des Wollens 
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unfähig iſt. — Diefer irrigen Unficht begegnet hier der Geſetzge— 
ber durch eine ausdrückliche Gegenerklärung. Ein einmahl ges 
außerter Wille muß der Regel nach, und in fo fern nicht befoh= 
dere Ausnahmen vom Geſetze feftgefegt find, fo lange fortdauernd 
angenommen werden, bis er nicht durch einen ausdrücklichen 
enfgegengefeßten Willendact aufgehoben wird. Hier macht, in 
gewiffer Beziehung , felbft der Fall ded Todes keine Ausnahme, 
indem vor der Annahme des Erben die DVerlaffenfchaft fo be: 
frachtet wird, als ob fie noch von dem Berftorbenen befeifen 
würde ($. 547); daher wird auch derjenige, der fich nach dem 
Zode eines Menſchen Berlaffenfchafts = Gegenftände unbefugter 
Weiſe zueignet, 3 B. des Erblaffers Uhr aus feinem Zimmer 
wegträgt und für ſich verwendet, als ein Dieb behandelt, 
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Zweytes Hauptſtück. 


Bon dem Eigenthumsrechte. 


—— 
Begriff des 5 Eigenthum im objectiven Sinne; 
Alles, was Jemanden zugehört, alle ſeine körper— 
lichen und unkörperlichen Sachen, heißen ſein 
Eigenthum. 
j. 354, 
im fubjectiven, 

Ks ein Recht betrachtet, ift Eigenthum das Ber 
fugniß, mit der Subftanz und den Nußungen 
einer Sache nah Willkühr zu fchalten, und je— 
den Andern davon auszufchließen, \ 

1) Ueber den Begriff des Eigenthums herrfchte unter den 
Nechtögelehrten von jeher eine große Verfchiedenheit der Anfiche 
ten. Einige eifern fehr darüber, dag man Gigenthum für Recht _ 
nehme; fie fagen, dad Eigenthum fey Fein Recht, fondern ledig— 
lich eine Eigenfchaft, welche aud dem Nechte, dad und zuſtehet, 
entſpringt; dagegen geben Andere, die in die Definition des Eigen 
thums gleichfall3 den Begriff von Recht nicht aufnehmen, doc) 
zu, daß Eigenthum in gewiffer Beziehung auch für ein Recht 
genommen werden könne. — Die gegenwärtige Geſetzgebung un— 
terfcheidet ganz richtig dad Gigenthum im objectiven und fubjec 
tiven Sinne. Im objectiven Sinne bezeichnet Eigenthum den 
Segenjtand, mit welchem wir in einem folchen Verhältniſſe fte= 
hen, daß er ald und auöfchließig zugehörig und von der Zueig: 
nung aller übrigen Staatöbürger ausgefchloffen angefehen wer: 
den muß. Es können daher auch Sachen, von deren Benützung 
ihrer Natur nach Niemand ausgefchloffen werden Fann, 3. B. 
die Luft, fein Gigenthum einer phyſiſchen oder moralifchen Per: 
fon werden. 

2) Der Gegenfland des Eigenthumsrechtes, fohin dasfenige, 
was wir im objectiven Sinne Gigenthum nennen, kann, wie der 
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$. 353 ausdrücklich enthülft, ſowohl eine koͤrperliche als unförs 
perliche Sache (ein Recht) feyn, und zwar ohne Unterfchied von 
perfönlichen und dinglichen Sachenrechten. Darum hat aud) das 
Eigenthumsrecht, in objectiver Hinficht, aus allen Nechten den 
größten Umfang, weil e5 bey allen diefen von dem Gigenthunte 
verfihiedenen, nur dasfelbe befchränkenden Nechten in getoijfen 
Beziehungen wieder zum Vorfchein Eommt. — So kann man 
3. D. von einem Eigenthume des Pfandrechted, der Dienftbar: 
keit, des Erbrechtes, eines Kaufrechtes u. dgl. ſprechen; jedoch 
muß man, um bey diefer Begriffsbeftimmung fich im den Folge— 
tungen nicht zu verivren, genau den Gegenftand in das Auge faf: 
fen, um den es fich eigentlich Handelt. — Iſt z. B. der Gegenſtand, 
um den es fich handelt, eine Eörperliche Sache, fo kann Ginem da3 
Eigenthumsrecht, einem Andern das Pfandrecht hierauf gebühren. 
Das Eigenthum, was hier bey dem Pfandrechte in Vorſchein 
koͤmmt, iſt keineswegs diefe Förperliche Sache, fondern das Reit, 
welches dem Vfandgläubiger zuftehet, aus diefer Sache, wenn die 
Befriedigung zur gehörigen Zeit nicht erfolgt, ſich zahlhaft zu ma— 
chen. Nicht mit der Sache felbjt, fondern mit dem Rechte, das dem 
Pfandgläubiger auf die Sache zuſteht, kann er beliebig verfügen. 
3) In fubjectiver Beziehung ift Eigenthum das Befugniß, mit 
der Subftanz und den Nugungen einer Sache nach Willkühr zu 
fihalten und jeden Andern davon auszufchliegen. — Zu bemerken ift 
hier, daß der Begriff des Eigenthums, wie er hier aufgejtellt ift, die 
natürlichen Beftandtheile deöfelben enthält, und daher der Begriff 
des Gigenthums nicht wegfällt, wenn Befchrankungen eintreten. 
4) Dad Eigenthum ift das urſprüngliche Necht, welches 
einer Perfon auf eine Sache, die aus der Reihe der herrenlofen 
Güter herausgezogen ift, zufteht. Alle übrigen dinglihen Rechte 
fegen ein Eigenthum voraus, und find ohne ein folche3 nicht ges 
denfbar. — Nehmen wir 3. B. dad Beſitzrecht. Es ift nun frey— 
lich mögfich, daß eine Sache, die in Feines Menfchen Eigenthum 
ift, in Befig genommen werde; allein in diefem Falle wird der 
Befiger durch die Befisergreifung ſelbſt Eigenthümer werden. — 
Eben fo feßt das Pfandrecht nothwendig einen Eigenthümer vor: 
and, Würde Jemand eine freyfiehende Sache bloß zu dem Ende 
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ergreifen, um fich hieraus, wenn die von einer andern Perfon 
eingegangene Verbindlichkeit nicht erfüllt wird, zahlhaft zu ma= 
chen, fo Fönnte dieß nicht anders, ald vermöge des rechtlichen 
Defugniffes gefchehen, fich freyftehende Sachen zuzueignen. Wel- 
che Zwecke derjenige, der fich eine frenftehende Sache zueignet, 
erreichen will, darauf kömmt es nicht an; denn darin bejteht ja 
eben das Eigenthumsrecht, daß der Eigenthümer befugt ijt, die 
Sache zu feinen beliebigen Zweden zu gebraudyen. Die Gränz 
zen, die er fich bey der Benügung der Sache felbft feget, und 
die daher bloß von feiner Willkühr abhängen, können eben deß- 
halb den Begriff des Eigenthumsrechtes nicht aufheben. Diefes 
ift um fo mehr bey dem Servitutörechte der Fall, welches fchon 
feinem Begriffe nad) eine Sache vorausfegt, die einem Andern 
eigenthümlich zugehört. — Ein Servitutörecht an einer freyftes 
henden Sache wäre ein rechtliche Unding. in Erbrecht fest 
nicht nur voraus, daß die zur Erbfchaft gehörigen Sachen das 
Gigenthum des Erblafferd gewefen find, fondern es muß nothwen= 
dig durch eine rechtliche Fiction auch angenommen werden, daß, in 
fo lange fie in dad Eigenthum des Erben nicht übergehen, noch im: 
mer im Gigenthume des Grblafferd ſeyen; fonft würden fie durch 
feinen Zod freyftehende Sachen, fomit der Zueignung preidgegeben, 
was der Natur ded Erbrechtes widerftreiten würde. Dagegen feßt 
das Eigenthum nicht eben fo die Exiſtenz der andern dinglichen 
Rechte voraus, wenn man nicht etwa dad DBefigrecht ausnehmen 
will, welches eigentlich ein Ausfluß des Eigenthumsörechtes ift. 


358: 
Objective und fubjective Möglichkeit der Erwerbung des Eigenthums. 


Alle Sachen find insgemein Gegenftände des Eigen 
thumsrechtes, und Sedermann, den die Sefeke 
nicht ausdrücklich ausfchließen, ift befugt, das— 
felbe durch Tich Telbft oder durch einen Andern 
in feinem Nahmen zu erwerben, 

41) Bey Erwerbung eines Eigenthums kommt es theild auf 
das Obzject, uber welches ein Eigenthumsrecht erlangt werden 
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- fol, theild auf dad Subject an, weldes das Gigenthumsrecht 
an ſich bringen will. In erſterer Hfnficht ftellt der gegenwärtige 
$. die Regel auf, daß alle Sachen zum Gegenftande des Cigen- 
thumsrechtes gemacht werden können. Ausnahmen von er Re: 
gel müffen befonder5 nachgemwiefen werden. 2 

2) In objectiver Hinficht unterliegt dad Recht, Eigenthum 
zu erwerben, durch mehrere politifch-pofitive Anprönungen mehr: 
fachen Beſchränkungen. Die dießfalld befchränfenden gefeglichen 
Berfügungen wurden bereit bey Erläuterung des $. 311 ange: 
führt, auf die fich hier bezogen wird. 

3) In Anſehung des Subjectes liegen die Beſchränkungen 
theils in den Vorfchriften des bürgerlichen Geſetzbuches felbft, theils 
in mehreren politifchen Verordnungen. Nach den bürgerlichen Ge— 
fegen find von der Erwerbung des Eigenthums (in eigener Perſon) 
alle jene Perfonen auögenommen, welchen dad wirkliche oder fitt: 
liche Vermögen mangelt, durch ihren eigenen Willen Nechte an 
fich zu bringen. Hierunter gehören Kinder, d. is Perfonen unter 
fieben Jahren, Serfinnige und eine Gattung von Blödfinnigen, 
nähmlich folcye, denen der Gebrauch der Vernunft gänzlich man 
gelt, dann die zum fchweren oder fhwerjten Kerker, und zur To— 
deöftrafe verurtheilten Verbrecher. Minderjährige, fo wie Unmün— 
dige, welche die Jahre der Kindheit bereit3 überfchritten haben, 
dann DBlödfinnige, denen der Gebrauch der Vernunft nicht platz 
terdings mangelt, die aber unvermögend find, die Folgen ihrer 
Handlungen einzuſehen, ſind zur Erwerbung des Eigenthums 
wohl beſchränkt, jedoch hiezu nicht gänzlich unfähig. Sie kön— 
nen durch Verträge, worin ſie keine Gegenleiſtung verſprechen, 
fo wie durch Erſitzung Eigenthum an ſich bringen. 

4) Vermöge der politifchen Verordnungen find folgende Per: 
fonen in Grwerbung ded Eigenthums befchränft : 

a) Den Juden iſt in Niederdfterreich '), Böhmen ?), in Tyrol 
und Vorarlberg °) nicht geftattet, unbewegliche Güter an fic) 
4) Zudenordnung für die Stadt Wien vom 22. Sept. 1753, Theref. ©, ©: , 2. Bd; ; 

erw daR, 

2) VBermöge Landtagfchluffes in Sabre 1850. 
3) Hofdecret vom 11. April 1818; J. & S., Nr. 1m. 
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zu bringen, und it eine Handlung, wodurch ein Jude wider 
die beftehenden Gefege zum Befige eines unbeweglichen Gutes 
gelangen foll, ungültig, An Niederöfterreich find die zur land: 
täflichen und geundbuchlichen Eintragung bejtellten Aemter ver: 
pflichtet worden, darüber zu wachen, daß Feine verdächtige, 
pder dahin, daß der neuer Inhaber erjt in der Folge werde 
genannt werden, lautende Urkunde einverleibt oder vorge: 
merft werde. Es wurde ihnen anbefohlen, ſolche auffallende 
Scheinverträge der vorgefegten (politifchen) Behörde zur weiz 
teren Verfügung anzuzeigen. Juden, die ſich Webertretungen 
diefer Vorſchrift zu Schulden fommen laffen, follen um ein 
Dritttheil des Werthes der Realität, und die Theilnehmer und 
Unterhändler um einen den Umftänden angemefjenen Geldbe: 
trag, der fih von 250 f: W. W. bid auf 100 Ducaten er: 
ſtrecken fann, befttaft werden. Könnte die Geldftrafe nicht 
zum Vollzuge Fommen, fo ift eine Arreftftrafe von einem bis 
zu drey Monathen zu verhängen. Gegen Juden inöbefondere 
kann außer den bemerkten Strafarten nad Umftänden auch 
der Verluft der Zoleranz, oder eine befchranfte Abſchaffung 
Statt finden. Die Unterfuhung und das Erfenntniß in fol: 
chen Straffällen ift der Landeöftelle vorbehalten ')., In Böh⸗ 
men ijt jenen Obrigfeiten oder Magiftraten, welche den Ju— 
den daS eingefchranfte oder uneingelchränfte Eigenihum einer 
Realität zu erwerben gejtaften, angedroht worden, daß fie mit 
der Strafe des Kauffchillingd jener Realität, welche die 
Quden an fich gebracht haben, zum Armenfonde des betreffen: 
den Ortes unnachfichtlich belegt, dann jede von den Juden 
auf folche Art gefegwidrig an fic) gebrachte Reelität eingezo: 
gen und zum Beſten des Urmenfondes hintan gegeben werden 
folle »). Hievon macht der Fall feine Ausnahme, wenn die 
Juden ald Gläubiger oder Erecutionsfuhrer erfcheinen, da ih: 
nen dad Recht, die Landtafel zu genießen, lediglich in Abficht 
auf die Sicherheit eingeräumt ift, und dad Hofdecret vom 9% 


4) Juſtiz-Hoſdecret vom 23. October 128155 Goutta's G. ©. 12. B., ©. 19% 
3) Hoffanzleydecret som 1, Nov. 18075 P. ©, S. 24 B., ©: 14% 
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Sebruae 1776, wornach auch auswärtige Gläubiger, welchen, 
außer dem mangelnden Incolate und der Standedqualität, 
zur Befißfähigkeit nach den Landesgefegen ſonſt nichts im We: 
ge fteht, liegende Güter im Wege der Erecution Faufweile an 
fih zu bringen, und einftweilen, bis zu ihrer Befriedigung 
oder Habilitirung, befigen können, auf Iſraeliten nicht anwend— 
bar ift, weil fie nach den Gefegen zu jedem Beſitze chriftlicher 
Realitäten unfähig find '). In Gallizien find die Juden gleich: 
falls durch Hofdecret vom 9, Eundgemacht durch Kreiöfchreiben 
vom 29, März 1793, von dem weiteren Unfauf und Erbpacht 
landſchaftlicher Realitäten und Güter ausgeſchloſſen worden. 
Dagegen ift den Juden, die vor Grlaffung diefes Kreisfchreis 
bens Iandtäfliche Güter in Gallizien erworben haben, geftattet, 
diefelben an ihre ehelichen Descendenten zu vererben oder ab: 
zutreten, ohne daß diefe gebunden find, diefe fodann ererbten 
oder auf andere Art erlangten Güter zu veräußern. Eben fo 
wurde erklärt »), daß Se, Majeftät die Juden von der Anfich: 
bringung folcher Häufer und Häuſerplätze in den gallizifchen 
Landjtädten, welche biöher noch nicht im DBefige der Quden 
ſich befanden, gänzlich ausſchließen, und fofort diefelben, da— 
mit den .chriftlichen Unterthanen die Unterkunft in den Städ— 
ten nicht befchränft werde, zur Steigerung bey der emphy— 
teutifchen Verpachtung von dergleichen Plägen nicht zugelafjen 
wiffen wollen ?). Diefe Vorfchrift findet auch ſelbſt auf vor: 
hergegangene Grwerbungen folcher Häufer und Häuferpläge, 
in fo fern der erwerbende Jude nicht vor dem Kreiöfchreiben 
vom 419. April 1805, womit obige Verordnung Fund gemacht 
wurde, "in dem Grundbuche oder in den Stadtbüchern fihon 
an den Befis aefihrieben worden it. Nur follen aucy jene 
Juden, welche Häufer und Häuferpläge vor der Kundmachung 
des erwähnten Kreiöfchreibend authore praetore, mithin unter 
dffentlichem Anfehen käuflich an ſich gebracht haben, fie mögen 


4) Hoffanzleydeeret vom 8. July 13275 Goutta's ©. ©. 28.9, ©. 31n 
2) Hoffanzleydecret vom 23. July 13195 9. ©. S. Nr. 1555. 
Hofkanzleydecret vom 28. März 18055 9. &. S Nr, 12%, 
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bereit3 vor det befagten Kundmachung intrömittirt geweſen 
feyn oder nicht, an den Beſitz in den Stadtbüchern gefchtieben 
werden Eönnen ). An Görz können die Juden im Allgemei: 
nen liegende Gründe erwerben und befißen, jedoch Feine fol 
chen, mit denen obrigfeitliche Nechte, als: Qurisdictionen, 
Patronate, Vögteyen u. dgl. verbunden find. Dagegen wurde 
angeordnet, daß die Vermehrung der in diefer Provinz vor— 
handenen jüdifchen Familien durch neue Anfiedelungen nicht zu 
geftatten fey ?), Weber die Gignung der Juden in Mähren 
und Schlefien zum Befige und zur Pachtung von Realitäten 
außer den Städten, wurden folgende Gtundfäße beſtimmt: 
Quden, wenn fie wirkliche Familianten find, dürfen obrigkeit— 
liche Branntweinhäufer emphyteutiſch an fich Faufenz; Domiti: 
cal: Anfiedelungen oder derley Grundftücke unter den im höch— 
jten Zoleranzpatente vom 13. Februar 4782, 6: Abfage, feft- 
gefeßten Bedingungen jedoch bloß pachten. — Quden, die 
feine Samilienftelle inne haben, find von beyden, d. fi. von dem 
emphyteutifchen Eigenthume obrigfeitlicher Branntweinhäufer, 
und der Pachtung der Dominical= Anfiedlungen oder Domini: 
cal-Grundſtücke audgefchloffen, dürfen aber ausnahmdweife 
obrigfeitlihe Branntweinhäufer in jenem Falle eigenthümlich 
befigen, wenn einer oder der andere Nichtfamiliant ein von 
feinen Xeltern oder Verwandten eingefauftes Branntweinhaus 
ererbt hätte, welche Erwerbung ihm jedoch Feineswegd einen 
Anfpruch zur Familienftelle gibt ?): 

b) Die Chegattinnen türfifcher Unterthanen find eben fo wenig 
als ihre Ehemänner, in Folge des zu beobachtenden Rezipro: 
cums, zum Beige von Realitäten in den dfterreichifchen Staa: 
ten geeignet, wenn fie auch vor der Verehelichung für ihre 
Perfon zu den öfterreichifchen Unterthanen gehörten. 

c) In Böhmen, Mähren und Schlefien, fo wie in Galizien, iſt, 
vermöge der in diefen Landern beftehenden Landeöverfaffung, die 


4) Hofdecree vom 24. Dec. 12065 % G. ©. Wr. 795. 
2) Hofdeeret vom 28. Mätz 18185 I. & ©. Nr. 1433: 
2) Hoffanzlendecret vom 15. Nov. 1824, 
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Anfihbringung Tandtäflicher Güter nur jenen geſtattet, welche 
ſich Tandedverfaffungsmäßig zu einem der vier Stände des Lanz 
des Tegitimirt und zum Lande habilitirt haben. Nur der mit 
Incolat verfehene Herren = und NRitterftand, und der in den zur 
Landtafel privilegivten Städten eingeborne Bürgerſtand ift in 
dem Vorrechte, Tandtäffihe Güter zu beſitzen und an fich zu 
bringen. — Daher ift in Böhmen verordnet, daß jeder Ausläns 
der zuerft dad Incolat erwerben, und jeder Inländer, der nicht 
unter die oben angeführten Glaffen gerechnet werden Fann, wenn 
er auch dad Bürgerrecht in einer landtafelfähigen Stadt fich er— 
worben hat, erſt durch eine befondere Conceffion des Landes: 
fürften begnädigt werden müffe, wenn er ein Tandtafelmäßiges 
Gut an fich bringen will. Die zur Zeit des Crlaffes der gegen: 
wärtigen Verordnung (5. July 1841) beftandenen unhabilitir: 
ten landtafelmäßigen Befiter Tandtäfliher Güter wurden, wenn 
fie nicht Unterthanen waren, für ſich auf die Zeit ihres Lebens 
in dem Beſitze gelaffen, ohne daß von ihnen eine nachträgliche 
Habilitirung gefordert worden wäre. — Die Unterthanen, wel: 
che bisher ein Tandtäfliched Gut befagen und darin geſchützt 
werden wollten, mußten ihr Bauerngut aufgeben. Wenn von 
ihnen mehrere zufammen ein landtäfliches Gut befaßen, fo wa: 
ren fie gehalten, ihr Recht auf einen unter ihnen zu übertragen, 
der aber Eeinen Bauernhof befißen durfte, und auf diefe Art 
Fönnen fie fohin auf die Zeit ihres Lebens, ohne fich zu ha- 
bilitiven, im Befiße gelaffen werden. Diefen begünftigten Un: 
terthanen, die auf folche. Art ganz aus der Gefellfchaft dec 
urfprunglichen Mitkäufer eines landtäflichen Gutes ausgetreten 
find, und dasfelbe bloß zu ihren Handen befagen, wurde zur 
Veräußerung der Bauernhöfe, und zur Ausgleichung ihrer wech: 
felfeitigen Anfprüche, ein Termin von einem Jahre und fech3 
Wochen geftattet. — Da übrigens: die Landtafelfähigkeit ein 
Begnadigungsrecht des Landesfüriten ift, und der Vorſchrift 
gemäß jeder neue Beſitzer eines landtafelfahigen Gutes beym 
Kreidamte entweder alfogleich bey Grlangung des Beſitzes, 
oder wenigftend binnen einem Jahre ſechs Wochen und drey 
Tagen mit der Landtafelfänigfeit fich ausweifen mug, ſo folgt 
Nippel's Commentar LEI, Th. 12 
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hieraus von felbft, daß bey der Beurtheilung und Entſcheidung 
über die Xandtafelfähigkeit, die Amtswirkſamkeit der politifchen 
Behörden eintrefe. Dagegen ift bier von denjenigen nicht die 
Nedg, die bereit3 zum Lande habilitirt find, wenn fie zum Be: 
fise einer Iandtäflichen Realität gelangen. Diefe find entweder 
dem Landrechte ſchon befannt, oder es kömmt nur darauf an, 
daß fie fih mit dem Incolate im Herren: oder Nitterftande, mit 
dem Xtteftate eines Magiftrates der zur Landtafel privilegirten 
Städte, wenn fie eingeborne, oder mit einer befondern Conceſ— 
fion, wenn ſie nur aufgenommene Bürger find, bey den Land: 
rechten ausweifen. Die Amtswirkſamkeit der politifchen Behörden 
bezieht fih daher nur auf diefenigen Individuen, die fich weder 
auf die eine noch auf die andere Art über die Habilitirung zum 
Lande audweifen fonnen '). Wider jene unfähigen Befißer land: 
täflicher Güter, die fich binnen einem Jahre und ſechs Wochen 
weder zum Lande habilitirt, noch diefe Guter aus freyer Hand an 
einen fähigen Befiger veräußert haben, ift der Fiscus gehalten, 
bey den Landrechten einzufchreiten und um die Feilbiethung diefer 
Güter auf ihre Gefahr und Unfoften anzufuchen, das E. Land: 
recht hat aber die angefuchte Zeilbiethung der Orditung nad), d. i. 
nach vorläufig vorgenommener gerichtlicher Schäßung, wenn 
diefe nicht fhon vorhanden ift, und mit Verftändigung des 
Güterbeſitzers ſowohl, ald auch der auf dem Gute haftenden 
Glaubiger, mit dem Beyfake zu bemwilligen, daß, wenn dad Gut 
um den Schäßungdwerth bey der erften und zwenten Feilbie— 
thung an einen landtäflichen Käufer nicht gebracht werden follte, 
daöfelbe bey der dritten an einen folchen auch unter dem Schä— 
tzungswerthe veraußert werden würde *). Die zum Ausweife 
der Landtafelfähigkeit vorgefchriebene Frift von einem Jahre, 
ſechs Wochen und drey Tagen für die Naturalbefißer einer 
landtäflichen Realität, muß vom Tage des angetretenen Natu: 
talbefiged, für jene hingegen, die den Naturalbefig noch nicht 
‚angetreten haben, fondern fih bloß im Givilbefige befinden, 





4) Hofdecret von 5. Suly 13115 9. G. 
2) Hofdecret vom 9. April 18135 9. ©: 
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vom Tage der bewilligten Pränotation ihres Kaufcontractes 
oder fonjtigen Erwerbungsurfunde berechnet werden. Damit 
aber die Landesftelle bey vorfommenden ähnlichen Fällen den 
Tag, von welchem die Habilitirungsfrift zu laufen hat, bejtim- 
men, und hievon dad Fiscalamt zu feinem Benehmen verftän- 
digen könne, wurde den Kreisamtern aufgetragen, alle bey 
landtäflichen Realitäten fich ergebende Befigveränderungen mit 
der auddrüdlichen Bemerfung, ob und an welchem Tage der 
neue Erwerber der Tandtäflichen Realität den Naturalbefis der: 
felben bereitd angetreten habe, der Landeöftelle anzuzeigen, 
gleichtwie dieß von dem Tage der bewilligten Pränotation durch 
da5 F. Landrecht in die Kenntniß gefegt wird *). In Bezug 
- auf Mähren und Schlefien ift befonder3 angeordnet worden, 
dag Niemand ein landtärlicyes Gut eher anzutreten und als 
Eigenthümer damit zu diöponiren befugt ſeyn folle, wenn er 
ſich nicht zuvor bey dem Kreisamte über die Grwerbungdart 
deöfelben ausgewiefen hat. Jeder Verkäufer eines landtäflichen 
Gutes ift daher verbunden, längſtens binnen vierzehn Tagen 
dad Kreisamt von dem abgefchloffenen Verkaufe in die Kennt: 
niß zu fegem — Sowohl der Verkäufer ald auch der neue 
Erwerber eined Tandtäflihen Gutes find mit 10 Procent des 
Kauffchillingd oder des Tandtäflichen Werthes der Nealität zu 
Handen des Ortdarmen = Inftitutes, wovon jedoch it Denun— 
ciationd= Fallen die Hälfte dem Denuncianten zufommen muß, 
zu betrafen, wenn der Eine die vorgefchriebene Anzeige, und 
der Andere den Ausweis bey dem Kreisamte zur gehörigen 
Zeit einzubringen unterlaffen follte. Und da Eeine Beſitzverän— 
derung auf dem Gute, ohne Wiffen desienigen Beamten, unter 
defjen Leitung folches fteht, Hefchehen kann, fo it auch diefer 
verpflichtet , die vor ſich gegangene Befißveränderung dent 
Kreisamte längftens binnen vierzehn Tagen einzuberichten; im 
Unterlaffungsfalle aber ift er unnachfichtlich des Dienfted zu 
entlaffen: Die Kreisämter find dafür verantwortlich, jeden 
12 * 





1) Siche Verordnung des bohmiſchen Guberniums vom 28: Februar zee; Kants 
ta's G. S. 18,6, 223; 
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neuen Beſitzer dem Landrechte bekannt zu machen, und haben zu— 
gleich auch darauf zu fehen, damit er ſich über die Habilitirung 
zum Lande entweder ſogleich, oder längſtens binnen einem Fahre, 
fechd Wochen und drey Tagen gehörig ausweife. Nach Ver— 
(auf dieſes gefeglichen Termins hat dad Kreisamt einen fol: 
chen unhabilitirten Beſitzer der Landeöftelle anzuzeigen, damit 

der Fiscus gegen ihn aufgefordert, und nach der Landesver— 
faffung gegen denfelben verfahren werde. — Uebrigens gilt 
hier dad nahmliche, was in Unfehung Böhmen: von der Amts— 
wirkſamkeit der politifchen Behörden, im Gegenfage zu der des 
Landrechted, gefagt worden ift. — Da jene landtäflichen Beſi— 
gungen, welche in den Fürſtenthümern Zroppau, Teſchen und 
Neiſſe fi) von jeher in den Händen unadeliger Perfonen bes 
funden haben, nach der Bemerkung des fehlefifchen öffentlichen 
Convents feinen felbftitändigen ftändifchen Körper ausmachen, 
fo haben Se. Majeſtät dießfalld einer Ausnahme dergeftalt 
Statt gegeben, daß zu dem Befige folcher minderbedeutenden 
landtäflichen Nealitäten noch ferner Unadelige zugelaffen, fomit 
diefelben ald Freyſaſſen betrachtet und behandelt werden '). 
In fo fern fih in dem k. k. Antheile Schlefiens die Tefchener 
Bürger der Landtafelfähigfeit, die fich aber nur auf das Für: 
ſtenthum Zeichen befchränfet, erfreuen, foll hierinfalld auf die 
urfprüngliche Beobachtung zurücgegangen und dariiber feft: 
gehalten werden, daß nur jene wirklichen Hausbefiger in der 
Stadt Teſchen, die alle Laften fortan mittragen, in Hinkunft 
(andtäfliche Realitäten in dem Sürftenthume erwerben und. be: 
firen Eönnen. Für dad Vergangene wurde jedoch geftattet, daß 
Diejenigen, welche landtäfliche Nealitäten an fih gebracht, ihr 
Bürgerhaus in Teſchen aber verkauft haben, bloß auf ihre 
Lebenszeit in dem Befige derfelben bleiben dürfen *). In wie 
weit die Gattinn eines Iandtäflichen Befiger3 die Landtafelfä= 
higkeit genieße, wurde bereit3 gelegenheitlih bey dem $. 92 
erwähnt. In Gallizien wurden durch Hoffanzlegdecret vom 
1), Hofdeceret vom 27. Sanner 18135 93. G. ©. Nr. 1027, 


1) Hofdecret vom 3. July 18135 3. ©. ©. Nir, 1062. 
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8. December 1814 ') die unhabilitivten Befiger landtaͤflicher 
Güter, wenn fie nicht Unterthanen eines Dominiums waren, 
für ſich auf die Zeit ihres Lebens im Beſitze gelaſſen, ohne 
die nachträgliche Habilitirung zu fordern. Da jedoch ihnen 
alfein diefe Nachficht in Rücklicht des unter dem Schuße der 
Gerichtöbehörden. erworbenen Eigenthums zu Theil geworden 
ift, fo wurde zugleich erklärt, daß es Sache der Erben fey, 
wenn fie den Beſitz der landtäflichen Guter beybepalten wol- 
len, fi) auf die eine oder andere Art zum Lande zu habiliti= 
ren. Meberhaupt wurden bier in Betreff der bereit3 im Bes 
fige folcher landtäflichen Güter fich befindlichen Individuen 
die nähmlichen Grundfage aufgeftellt, wie in Böhmen. Nur 
wurde bey dem Umſtaͤnde, da vermöge der Executions-Ordnung 
ſowohl, als nach der Concurs-Ordnung, Falle möglich find, 
wo den zum Beſitze laͤndtäflicher Güter unhabilitirten Gläubi— 
gern Tandtafliche Güter als Zahlungsſtaätt eingeantwortet wer— 
den müſſen, auch die zum Beſitze landtäflicher Güter unhabi— 
Vitirten Perfonen von den gerichtlichen Feilbierhungen landtaf: 
licher Güter, nach den beftimmten Gefegen nicht ausgefchlorfen 
find, und da endlich fich auch der Zall ergeben kann, daß ein 
landtafliches Gut durch die Erbfolge einem zum Beſitze Fand» 
täfliher Güter unhabilitirten Erben nach dem Geſetze zu Theil 
wird, für dergleichen Falle angeordnet, daß fich die Parteyen 
längſtens binnen einem Jahre, ſechs Wochen und drey Tagen 
über die Habilitirung zum Lande ausweifen, oder in fo fern 
fie fich binnen eben diefer Frift darüber nicht auszuweiſen vers 
mögen, fie dergleichen Kandtäfliche Guter während derfelben an 
habilitirte Verfonen veräußern können. Auch foll die zur Ver— 
äußerung folcher landtäflicher Güter ausgeſtreckte Friſt ihren Au— 
fang erſt vom Tage des richterlichen Auftrages der Angelegenheit 
oder des Geichäftes nehmen. In Betreff der Vorfichten, dem 
heimlichen Befise Tandtaflicher Guter möglichjt vorzubeugen, und 
rückſichtlich der Amtswirkſamkeit der politiichen Behörden, gelten 
bier gleichfalls die nähmlichen Vorſchriften wie in Böhmen, Uebri— 


1) 3.8, S. Ni tu 
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gens haben Se. Mageftät zu befchliegen geruht, daß in Sal: 
lizien und in der Bufowina die Dedcendenten der gegenwärtis 
gen unhabilitirten Eigenthümer Tandtäflicher Güter nicht fer= 
ner verhalten werden dürfen, die Güter nach dem Tode der 
jegigen Befizer zu veräußern ). Auch ift in allen Provinzen 
des dfterreichifchen Kaiferftanted fenen chriftlichen Käufern von 
Staats- und Fondsgütern, melche folhe Güter vom Staate 
unmittelbar erftehen, und zum Befise Tandtäflicher Guter der 
Negel nach nicht fähig find, die Dispens von der Landtafel- 
fähigfeit ertheilt und zugleich geftattet, daß ſolche nicht bloß 
auf die Perfon des Käuferd, fondern auch auf deffen Leibes- 
erben in gerader abfteigender Linie ausgedehnt werde *). 

d) Fremde, welche Bauerngüter und einzelne Grundſtücke an 
ſich bringen wollen, ſind zum Eigenthume und rechtlichen Be— 
ſitze derſelben ſo lange unfähig, bis fie die Eigenfchaft eines 

Inländers und Unterthand erworben, und in dem Oeſter— 
reichifchen ihre Wohnftge genommen haben ?). Eine Ausnahme 
bievon fritt ben den Unterthanen der deutfihen Bundeöftaaten 
ein, da, vermöge der Bundedacte ddo. Wien den 8. Juny 1815 
die verbimdeten Fürften und frenen Städte Deutfchland3 über: 
eingefommen find, den Unterthanen der deutfihen Bundesſtaa— 
ten das Recht zuzufichern, Grundeigenthum außerhalb de3 
Staates, den fie bewohnen, zu erwerben und zu befigen, ohne 
deßhalb in dem fremden Staate mehreren Abgaben und Laften 
unterworfen zu fenn, ald deffen eigene Lnterthanenz daher 
der Unterthan eines andern deutfchen Bundesftaates in denfes 
nigen Theifen der diterreichifchen Monarchie, welche, vermöge 
des höchften Patente: vom 2. März 1820, zum deutfihen Bun— 
de gehören, unbeanftändet ein Ruſticalgut befigen kann 4), Für 
Böhmen, Mähren und Schlefien, dann Gallizien beftehen auch 
mehrere Verordnungen, welche den herrfihaftlichen Unterfhanen 
die Anfichbringung bürgerlicher Realitäten verbiethen.. Die böh— 





© 4) Hoffanzleydeeret vor 3. Muguft 18135 I. G. ©. Nr. 1433. 
2) Hofdecret som 18. April 12135 3. G. S. Nr. 1439. 
3) Hofdecret vom 28. Febr. 17335 I. &. 9. Wr. 790. 
1) Hoffanzleydecret vom 19. April 13255 P. ©. ©. 535. B., ©. 10. 
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mifchen Stadtrechte bezeichnen die Habiliticung zur bürgerlichen 
Anfäffigkeit damit, daß man dad Bürgerrecht erwerben, und 
die Bürgerpflicht annehmen müffe. Ce. Mafeftät-haben daher 
erklärt; durch die Erwerbung des Bürgerrechtes allein, oder 
durch den Befiß einer Realität ift daher dem Geſetze nach nicht 
Genüge geleiftet; man muß zugleich die Bürgerpflichten erfuls 
len, mit den Stadtgenoffen Ieben, mweben und leiden. Hier 
aus folgt, daß Unterthanen, die fi) vom Bande der Unter: 
thänigfeit nicht Iosgemacht haben, die daher unter der Patri— 
monialgerichtöbarfeit ftehen, unter den Bürgern nicht (eben, mit 
ihnen die gemeinfchaftlichen Laften nicht theilen, kurz die Bür⸗ 
gerpflicht nicht zu erfüllen vermögen, zu Folge der Landesver— 
faſſung der bürgerlichen Anſäſſigkeit unfähig ſind, folglich nur 
unbefugtermaßen derſelben theilhaftig werden Fonnten. — In 
Erwägung aber, daß hiebey die vorzüglichſte Schuld den Ma— 
giſtraten zur Laſt falle, geruhten Se. Majeſtät zu bewilligen, 
daß aus beſonderer Begünſtigung diejenigen Unterthanen, die 
vor der Bekanntmachung des Hofdecretes vom 4. März 1805 
einige bürgerlich-ſtädtiſche Gründe an ſich gebracht haben, 
‚ohne Unterfchied, ob fie das Bürgerrecht: erworben haben oder 
ein bürgerliche Haus befigen, oder ein Gewerbe in der Stadt 
treiben oder nicht, in dem ruhigen Befige derfelben, jedoch 
bloß auf ihre Lebenszeit gelaffen werden können, nach ihrem 
Ableben aber an einen ftadtfähigen Mann gelangen müſſen. 
Um ferner zu verhindern, daß fih die Unterthanen in dem 
Beſitze bürgerlicher Grundſtücke allenfalls auch unter einen 
fremden Nahmen nicht erhalten, verordnete Se. Mapeftat, mut 
Bezug -auf das Hofdecret vom 6. November 1806 '), daß, 


4) Dasfelbe verfügt: Daß a) in Zufunft Feinem Unterthanen das Bürgerrecht, we— 
der in freyen, noch in Schutz- und unterthänigen Städten, zu ertheilen fen, 
welcher nicht zugleich hausfaffig wird, oder aber die Erforderntffe befint, un 

n ein bürgerfühes Gewerbe betreiben zu können, folches in der Stade Wwirflch 
treiben will, und daſelbſt feinen Wohnſitz wählet; daß b) au dein Unter 
tban zu dem Anfaufe ftadtıfch » bürgerlicher Grundſtücke zugelaflen werden 
folle , welcher Das Bürgerrecht nicht unter den gleicherwabnten Bedinaungen 
erworben bat; daß c), wenn die Stade, in welcher ein Untertban das Dit 
gerrecht anſucht, eine freye Stade ıft, der Bürgerrechtsiwerber , nebſt Erful— 
Tung aller ın Den vorhergehenden Abſätzen vorgefchriebenen Bedingungen, 
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wofern die Unterthanen ſich beyfommen Iaffen follten, unter 
dem Nahmen eines befißfähigen Bürgerd bürgerliche Realita- 
ten an fich zu bringen, oder fich in dem vor Grlaffung des 
erwähnten Mofdecretes erworbenen Befige derfelben zu erhal— 
ten, diele Anterthanen fowohl, ald auch die Bürger, die zu 
einer folchen gefegwidrigen Handlung ihre Nahmen leihen, je: 
der insbefondere mit dem zehnten Theile des Kauffchillings zu 
Handen des Armeninftitutes des Orted, wovon die Hälfte dem 
Denuncianten zufommen muß, angelehen, und die erfteren 
außerdem ded Nechtes, dergleichen Gründe felbft zu veräußern, 
verluftig, folche ohne weiters gerichtlich verfteigert, und diefelben 
Yediglich mit dem Rauffchillinge abgefertigt werden follen ').— 
Eine ähnliche Anordnung enthält dad Hofdecret vom 27. Jän— 
ner 1813 für Mähren und Schlefien, dann das Hoffanzleys 
decret vom 8. December 1814 für Gallisien. Insbeſondere 
aber das an das mährifch=fchlefifche Apyellationdgericht erlaf= 
fene Hofdecret vom 23. Nuauft 1819 (IQ. ©. &. Nr. 1598), 
dag Gutdunterthanen, fo lange fie für ihre Perfon der Ge: 
richtöbarfeit einer Grundobriafeit unterfteben, und nicht mit 
Bewilligung ihrer Grundobrigfeit das frädtifche Bürgerrecht 
erwerben, in keiner Stadt, fie fen Fonialich, oder eine Schutz— 
und unterthänige Stadt, eine bürgerlich-ftädtifche Nealität, ohne 
Unterfchied, ob fie ein Haus oder ein anderes Gebäude, oder 
ein Feldgrundſtück, und zwar ein zum Haufe geftiftetes, oder 
ein freyes, trennbared Grundſtück fen, und ob diefelbe inner: 
oder außerhalb der Ringmauern oder de3 ftädtifchen Burgfrie= 
dend liegt, aültig beſitzen könne. Jedoch fey der Bauernftand 
von dem Beſitze ſolcher Realitäten nicht: ausgeſchloſſen, welche 
Städten gehören, die aber nicht in den Stadtbüchern inne— 








noch insbefondere die gänzliche Entfoffung aus der Unterthänigfeit erwirft 
haben müffe. — Für jene Käufer aber, welche dergleichen frädtifch-bürgerfiche 
Grundftüde ſchon vorbin an ſich aebracht haben, wird gjne peremtoriſche Friſt 
von einem Zahre und ſechs Wochen, vom Tage der Kundmachung dieſer Ver— 
orönung an, beflimmt, binnen welcher diefelben ihre dießfalligen Gontracte, 
nach erworbener Befisfahigfeit, unter fonftiger Ungültigkeit Derfelben,, zur 
bücherliden Einverfeibung zu bringen haben. 
1) Siehe Hofdeeret vom 5. Zum 1213; 3. ©. ©. Nr. 950. 
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liegen, fondern über welche eigene unterthänige Grundbücher 
geführt werden. 

e. Eine weitere Befchränfung in Bezug auf die Erwerbung von 
Eigenthum tritt bey geiftlichen Gemeinden und Perfonen ein. 
— Diefe find unfähig, unbewegliche Güter an ſich zu bringen. 
Auch ift dad Quantum de3 von den in die Klöfter eintreten— 

‚ ben Perfonen mitzubringenden Vermögens der Regel nach auf 
4500 fl. befchranft. Ferner wurde angeordnet, daß, wenn Je— 
mand feinem Kinde oder Verwandten beyderley Geſchlechtes 
in einem Klofter oder auf die Lebenszeit als ein PBitalitium 
zu feiner Dispofition etwas zugedenfen wollte, deſſen Betrag 
des Jahres höchitend zweyhundert Gulden audmachen dürfe '). 
Da übrigens die Erfahrung gelehrt hat, daß einiae Stifter 
und Klöfter beyderlen Geſchlechtes zu offenbarer Bereitlung 
der ergangenen höchiten Amortifationsgefeße fich beygehen lie: 
fen, mit weltlichen Perfonen folche Contracte und Einverſtänd— 
niffe zu errichten, daß diefe dem Stifte oder Klofter ihr Ver— 
mögen in Realitäten oder Capitalien noch bey ihren Lebzeiten 
aegen die Verbindlichfeit eigenthümlich abgetreten, dag das 

Stift oder Klofter eine folche weltliche Perſon für die Zeit ihres 
Lebens mit Koft, Trank, Kleidung und allen anderen Nothwen— 
digkeiten zu verfehen, nac) den Tode aber fie zu beerdigen 
und einige heilige Meffen zum Trofte ihrer Seele leſen zu 
laffen, fchuldig und gehalten fenn folle, fo huben Ge. Ma: 
jeftät befohlen, daß alle derlen Contracte null und nichtig ſeyn 
follen?). Die Ausnahmen von diefen Umortifationsgefegen Fonts 
men bey Grläuterung des $. 559 zur Sprache. 

0. 356. 

Wer alfo behauptet, daß der Perfon, die etwas 
erwerben will, in Rückſicht ibrer perfönlichen Fä— 
bigkeit, oder in Rückſicht auf die Sache, die er: 
worben werden foll, ein gefesliches Hindernig 


entgegen ftche, dem liegt der Beweis ob, 





4) Patent von 26. Auguſt 17715 Thereſ. &. ©: 5. B., ©. 369, 


2) Patent vom 25. Auguſt 17735 ebenda 8. B., ©. 383. 
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Ausnahmen von Gefegen müffen erwiefen werden. Da nun 
der vorige $. die Regel aufgeftellt hat, daß alle Sachen Gegen: . 
ftande des Eigentyumsrechtes find, und Zedermann befugt fen, 
Cigenthum zu erwerben, fo muß derjenige, der in Bezug auf 
eine Perſon oder auf eine Sache eine Ausnahme von diefer Re— 
gel behauptet, felbe erweifen. In fo fern fich die Ausnahme auf 
cin allgemein Fundgemachtes Geſetz gründet, muß zwar der Rich— 
fer, im Salle eines Nechtöftreites, Amteswegen auf diefes Geſetz 
Rückſicht nehmen, wenn es auch von den Parteyen nicht ange— 
führt worden wäre, und in fo weit find diefe Einfchränfungen 
bey Erwerbung+ des Eigenthums Fein eigentliche Gegenftand, 
der von der Öegenpartey erfi erwiefen werden müßte; wohl 
aber ift die factifche Eigenfchaft der Perfon oder Sache, zufolge 
welcher fie unter jene Claffe gehört, daß diefe befchränfenden 
Anordnungen auf felbe eine Anwendung haben, von jenem, der 
fih darauf beruft, darzuthun. Mer z. B. einem Quden fein 
Haus verfauft hat, darf, um die Ungültigfeitds Erklärung des 
Kaufeontractes zu erwirfen, nicht erft erweifen, daß in den öſter— 
reichifchen Staaten den Juden nicht geftattet ift, von einem 
Chriſten ein Haus zu Faufenz wohl aber muß er darthun, daß. 
der Käufer wirklich ein Jude fey. 
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Eintheilung des Eigenthums in vollftändiges und unvollſtändiges. 


Kenn das Recht auf die Subflanz einer Sache 
mit dem Rechte auf die Nutzungen in einer und 
derselben Perfon vereint iſt, fo ift das Eigen- 
thumsrecht vollftändig md ungefheilt, Kommt 
aber Einem nur ein Recht auf die Subftanz der 
Sache; dem Andern dagegen, nebft einem Rechte 
auf die Subftanz, das ausfchließende Recht auf 
derfelben Nußungen zu, dann iſt das Eigenthums— 
recht gefheilt und für beyde unvollftändig, Sener 
wird Dbereigenthümer; dieſer Nußungseigenz 
thümer genannt, 
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1) Das Eigenthum iſt ein Necht an der Subftanz einer 
Sache. Die Subftanz it dasjenige, was beharrlich an der 
Sache gedacht wird, fo daß, wenn man dasfelbe von der Sache 
hinwegnehmen wollte, fie wenigitens ald dad, was fie ſeyn foll, 
zu exiſtiren aufhören würde. Hievon unterfcheiden fih die Nu— 
gungen, unter welchen man die Vortheile verfteht, die aus der 
Sache gezogen werden, ohne daß dabey die Subſtanz angegtif: 
fen wird. Wer alſo ein ‚bloß ausfchliegendes Recht aufı diefe 
Bortheile, dabey aber feinen Antheil an der Subftanz der Sache 
felbft hat, iſt nicht Eigenthümer der Sache, fondern der. ift 
Eigenthümer, ‚welchem das Recht an der Subſtanz, oder die 
Proprietüt im eigentlichen. Sinne des Wortes zufteht. 

2) Der Regel nach hat derjenige, welcher ein ausfchließen: 
des Recht an der Gubſtanz einer Sache hat, auch ein folches 
ausfchließendes Necht an dem Gebrauche der Sache, oder an den 
Vortheilen, die fich hieraus ziehen laffen. Allein dejfenungeache 
tet ift das Necht, diefe Vortheile aus der Sache zu genießen, 
nur eine Folge des Eigenthums, und zu feiner Wefenheit nicht 
gehörig. — Daher ift auch in dem alle, wenn Jemanden ein 
ausfchliegendes Hecht auf die Subjtanz, einem Andern aber auf 
die Nugungen derfelben zufteht, an den legteren Fein Theil 
des Eigenthumörechted ſelbſt, dad nur in dem ausfchließenden 
Rechte auf die Subftanz der Sache befteht, übertragen, — es bat 
alfo aus diefem Grunde auch nicht aufgehört, ein volljkändiges 
Eigenthun zu feyn. Nur wenn demjenigen, welchem die Rutzun— 
gen gebühren, nebft dem Rechte auf diefelben, auch ein Necht 
auf die Subftanz eingeräumt ift, fo ift dad Eigenthum zwifchen 
Beyden getheilt, und fohin hat Jeder aus diefen Beyden nur ein 
unvellitändiges Eigenthum. Derjenige, dem in diefem Falle ledig: 
lich ein Necht auf die Subſtanz zufteht, heißt Obereigenthümer , 
— derjenige aber, dem nebjt dem Rechte auf die Subftanz, das 
Recht auf die Nusungen derfelben zufpmmt, wird Nutzungs— 
eigenthümer genannt. 
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Alle anderen Arten der Befchranktungen Durch 
das Gefeh oder durch den Willen des Eigen- 
thümers, heben die Vollftändigkeit des Eigen 
thums nicht auf. 


4) Das Eigenthumsrecht befteht, wie $. 354 gefagt wor: 
den ift, in dem Befugniffe, mit der Subftanz und den Nugungen 
einer Sache nach Willführ zu fchalten, und jeden Andern davon 
auszuſchließen. Diefer aufgejtellte Begriff des Eigenthumsrechtes 
darf aber nicht dahin ausgelegt werden, ald ob diefem oben ans 
gegebenen Befugniffe durch die Geſetze oder durch die Willführ des 
Gigenthümers Feine Schranken gefegt werden könnten, und daß 
wenn folche Befchränfungen wirklich beygefügt werden, dieſes Necht 
aufhöre, ein Eigenthumsrecht zu ſeyn; fondern es darf demiel: 
ben Eein anderer Sinn unterlegt werden, ald dag in dem Eigen: 
thumsrechte felbft eine Beſchränkung des oben angegebenen Bes 
fugniffes nicht begründet fey. — Es läßt fi daher mit jenem 
Begriffe allerdings vereinigen, dad dad Recht des Eigenthümers 
durch Gefege oder Willführ des Eigenthümers felbit beichränft 
werden köͤnne. — Das Gigenthumsrecht charafterifirt fich eben 
dadurch, daß ed nach hinweggefallenen Befchränfungen in feinem 
vollen Umfange wieder wirkſam wird. 

2) Dem Eigenthumdrechte werden daher in dem Umfange, 
welcher demfelben im Allgemeinen durch das Geſetz ſelbſt einges 
räumt iſt, theil3 durch andere Gefeße, theils durdy den Willen 
de3 Eigenthümers felbft, dfterd Schranfen gefegt. — Da fihen 
eine allgemeine Befchränfung jedes Rechtes in den Rechten an 
derer Perfonen liegt, indem die Nechtöfphare eines Mienfchen 
durch die de3 Andern begränzt wird, fo hat auch das Eigen— 
thumsrecht diefe Befchränfung mit allen anderen Rechten gemein. 
Andere Befchränkungen des Eigenthumsrechtes fommen theil in 
den bürgerlichen Geſetzen, theils aber in politifchen Anordnungen 
vor. Benfpiele der erfteren” enthalten die SS. 340 — 342 und 
447 des Geſetzbuches ſelbſt; von den letzteren wird bey Grläute: 
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rung ded $. 364 eine nähere Erwähnung gefchehen. — Andere 
Beſchränkungen werden durch den Willen ded Eigenthümers ſelbſt 
feftgefeßt, die ganz natürlich audy an den Nachfolger übergehen. 
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Die Abfonderung des Nechted auf die Subftanz 
von dem Rechte auf die Nußungen entfteht theils 
durch Verfügung des Eigenthümerd, theils durch 
gefebliche Verordnung, Nach Berfchiedenheit der 
zwifchen dem Ober- und Nubungseigenthümer 
obwaltenden Berhältniffe werden die Güter, 
worin das Eigenthum getheilt ift, Lehen-, Erbe 
pacht- und Erbzinsgitter genannt. Von dem Les 
ben.wird in dem befonders beftehenden Lehen: 
rechte, von den Erbpacht- und Erbzinsgütern 
aber in dem Hauptftüde von Beltandverträgen 
gehandelt, 


4) Urfprünglich ift dad Gigenthum, wie Herr Hofrath von 
Zeiler bemerkt, immer ein volljtändiged; nur in der Folge ge: 
fchieht eine Abfonderung des Nugungseigenthbumd von dem Ober: 
eigenthume. — Dergleichen Abfonderungen gründen ſich entwes 
der auf den Willen des Gigenthümerd, der bisher das vollftän- 
dige Gigenthumsrecht über die Sache ausübte, und zwar auf 
Dertrag oder legte Willenserklärung, theil3 auf die unmittelbare 
Anordnung des Gefeged felbft, was z. B. bey der Cintretung 
der Verjährung der Fall ift. 

2) Die Verhältniffe zwifchen dem Ober: und Nutzungs— 
eigenthümer können verfchieden ſeyn, und nach diefen verfchiede: 
nen Verhältniffen erhalten folche Güter, bey welchen das Eigen: 
thum getheilt ift, verfihiedene Benennungen. Das Geſetz kennet 
dreyerley Arten folcher Guter, nahmlich Lehen-, Erbpacht= und 
Erbzindgüter. 

3) Lehen wird ein Gut genannt, bey welchem Jemanden 
dad Nutzungseigenthum einer Sache fir zu leiſtende Dienjte mit 
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der Bedingung einer roechfelfeitigen Treue uberlaffen if, Diefe 
Lehen haben ihren Urfprung in den germanifchen Bolköftämmen. 
Das lockere Band der Unterthänigkeit, welches dazumahl noch 
die Völker an ihre Könige Enüvfte, feste die letzteren in die 
Nothwendigkeit, auf Mittel zu denken, fi) der Treue derjenigen 
zu verfichern, die ihre Ergebenheit durch Proben an den Tag ge: 
legt hatten. Sie pflegten daher denfelben zum Theile die Nug: 
geniegung der ihnen bey der Theilung der eroberten Länder zu— 
gefallenen Antheile zu überlaffen. Die auf diefe Art und Weiſe 
begünftigten hießen Vaſallen. Damit fih die Könige der An— 
hänglichfeit derfelben noch mehr verficherfen, verbanden fie auch 
mit dem DVafallenftande eine befondere Auszeichnung, nahmen 
bey neuen Groberungen auf diefe eine vorzügliche Rückſicht, und 
forderten von ihnen einen befondern, fehr feyerlichen Pflichteid ab, 
welcher die Benennung '„Lehenpflicht” erhielt, Dieſes Werhält: 
niß blieb Anfangd unbeftimmt, und befchränfte fich auf einen 
Haufen treuer, den Königen und Heerführern ergebener Menſchen. 
Späterhin erhielt ed eine beftimmtere formelle Ausbildung. Die 
Kriegsdienftpflichtigkeit der ganzen Nation befchränfte fich in den 
älteren Zeiten nur fireng auf die Landedvertheidigung ; daher 
entftand ein doppelter Kriegöfuß, der ruhende (Heribann), der 
fih) nur zum Zwede der Landeövertheidigung organifirte, und 
der bewegliche, welcher daS Gefolge ded Königs audmachte und 
ihn in feinen Unternehmungen unterftüßte. Die letztere Miliz 
erhielt einen Sold, und zwar, wegen bed dort noch beftehenden 
Geldmangeld, in dem Nießbrauch liegender Güter. — Dieſe guf 
Realitäten geftifteten Kriegspfründen hießen dann Beneficien, 
welche ald der wahre Urfprung de3 Leheninftitutes anzufehen find. 
— Bi auf Carl den Großen war diefed bloß eine Privat: An: 
ftalt; derfelbe fing aber an, daöfelbe in die Staatöverfaffung zu 
verweben, und, feinem Beyfpiele folgend, wurde auch in andern 
Reichen der Befoldungsftand der Civil: und Militär : Autoritäs 
ten auf diefe Art und Weife yeftiftet. Diefed ganze Leheninftis 
tut Fam fpäter in Verfall, und wir erkennen in den heutigen 
Lehen ihren urfprünglichen Zweck nicht mehr, obfchon die Ver: 
prlichtungen, welchen die Vaſallen vermöge den Lehengefeßen un— 
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terworfen waren, durch Eein Gefeg aufgehoben wurden, daher 
auch noch ald fortbeftehend angefchen werden müffen, wenn auch 
der gegenwärtige Kriegsfuß die Grundbeftimmung des Lehenver: 
haltnifjes überflüßig macht. Es find daher auch noch gegenwär— 
tig die. Grundbeflimmungen ded aus diefem DVerhältniffe hervor: 
gegangenen Rechtes, das unter der Benennung „Lehenrecht” ganz 
ein ſelbſtſtändiges Necht bildet, noch immer in Wirkffamkeit. — 
Es Kann daher auch bier nicht der Ort ſeyn, diefe Beſtim— 
mungen abzuhandeln, darum beruft fi) auch das Geſetzbuch 
fediglich auf das befonders beftehende Lehenrecht, deffen Quellen 
die über Lehen befonderd errichteten Inſtrumente, ald Lehenbriefe, 
Neverfe u. f. w., dann die Privilegien oder lehenherrlichen Be— 
günftigungen, die Obfervanz einzelner Lehenhöfe und die befon- 
dern in Bezug auf Lehen erlaffenen Gefege find. Die Grundlage 
ded ganzen Lehenrechtes aber bildet das gemeine oder longobar— 
öifche Lehenreht. Von den Lehen gibt es wieder verfchiedene Un— 
terabtheilungen; fie werden nähmlich eingetheilt a) in eigentli- 
che und uneigentliche. Erjtere find diefenigen Lehen, welche die 
urfprüngliche Beftimmung, nähmlich die Leiftung der Kriegövienfte, 
und die ſowohl in diefer Abficht, -ald auch, um dad Lehenverhält: 
niß aufrecht zu erhalten, eingeführten Eigenfchaften haben. Alle 
übrigen gehören unter die letzteren. — by In gegebene, aufge: 
fragene und gemifchte Lehen. Gegeben heißt ein Lehen, wenn 
Jemand dasfelbe aus feinem vollfommenen Eigenthume beſtellt 
hat; war aber das Lehenobject vorher ein Eigenthum de3 Vaſal⸗ 
len, und iſt dieſes von demſelben in der Abſicht, damit belehnt 
zu werden, an den Lehenherrn übergeben worden, dann heißt es ein 
aufgetragenes, — und ein gemiſchtes, wenn es zum Theile 
gegeben, zum Theile aufgetragen worden iſt. c) In Gnaden-, 
Kauf-, gefaufte und Straflcehen Wurde dad Lehenob: 
ject dem Vaſallen unentgeldlich verlichen, dann heißt es Gna— 
denlehenz; wurde von dem Lehenheren ein Entgeld bedungen, Kauf: 
lehen. Diefes darf mit gefauften Lehen nicht verwechfelt wer: 
den, unter welchen man dasjenige Lehenobject verſteht, welches 
nicht von dem Lehenheren unmittelbar, fondern mit lehenherrli— 
chem Confens von einem Dritten Eäuflich an fih gebracht worden 
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tft. Hat eine Strafe zur Conſtruirung eined Lehend Anlaß geges 
ben, dann heißt es ein Straflehen. — d) An alte, neue und 
unförmliche Lehen. So lange der erfte Erwerber im Befige des 
Lehens ift, heißt es ein neues; befindet ed fich aber ſchon, vermö— 
ge des Nechtes der Lehenfolge, bey einem Andern, fo wird es ein 
alted Lehen genannt. Unfdrmlich aber ift dasjenige Lehen, welches 
durch Erfikung oder Verjährung errichtet worden ift. — e) In 
landesfürftliche und Privatlehen, je nachdem nähmlich der 
Landesfürft oder ein Privatmann die Tehenherrliche Gerechtfame 
ausübet. — f) An Mannd: und Weiberlehen. Unter erfteren 
verfteht man jene Lehen, bey welchen der Vaſall ein Mann feyn 
muß, und die Weiber und ihre Abkömmlinge von dem DBefige aus— 
geichloffen find; unter legteren aber, wenn auch die Weiber unmite 
telbat, oder derfelben Abkömmlinge (Unterftamm) im Lehen fols 
gen dürfen. Von diefen Weiberlehen gibt es wieder verfchiedene 
Abarten. Sind die Weiber ſchon durdy den urfprünglichen Lehene 
vertrag zur Lehennachfolge berechtigt, fo heißen fie urfprünge 
lihe Weiberlehen, und zwar Kunfellehen, wenn die erte 
Grwerberinn ein Weib gewefen iſt; im zweyten Falle aber Wei: 
berlehben vermöge VBertragd oder Privilegiums. 
Wird bey der dießfälligen Lehenfucceffion bloß auf die Nahe des 
Grades, ohne Unterfchied des Geſchlechts geſehen, fo heißen fie 
geihlehtsvermifchte, oder durchgehend: Weiberle: 
hen; wenn hingegen die Weiber bloß aushülfsweiſe für den Fall, 
daß Feine Männer vorhanden find, im Lehen fuccediren, fo heißen 
fie fubfidiarifhe Weiberlehen. Iſt aber nicht dad Weib, 
fondern lediglich ihre männliche Nachfommenfchaft zur Lehenfolge 
berufen, fo nennt man ein folches Lehen ein Weiberlehen in 
der Uebertragung. — g) Ferner gibt es Ritter, Rechts— 
und Beutellehen. Die erjteren find jene, wo der Beliger 
adelig feyn muß, und Rechtöfehen diefenigen, welche auch ein Un— 
adeliger befisen Fann. — Beutellehen nennt man diefenigen Lehen, 
wo ftatt der Lehendienfte ein Geldbetrag, entweder jährlich, oder 
bey jeder Veränderung in der Perfon des Lehenmannes oder des 
Lehenherrn entrichtet wird. Diele Lehen weichen fehr von ber 
Natur eines Lehend ab, und nähern fich mehr den Erbpacht- und 
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Erbzinsgütern. — Sie werden daher auch in Defterreich, ver: 
möge Hofverordnung vom 24. September 1789, als gewöhnliche 
Banerngüter behandelt. b) Die Lehen find in objectiver Hinficht 
Staat, Hoheits-, Kirchen, Amts-, Guter: oder Geld: 
leben. Wenn das Obereigenthum über ein Leben dem Staate 
gehört, heißt es Staatslehen; ift dad Object eines Lehens 
ein Regal= oder Hoheitsrecht, fo heißt e3 ein Negalien= over 
Hoheitslehen; ift dad Object aber ein einer geijtlichen Ge— 
meinde oder Kirche zugehöriged Gut, fo heißt das Lehen ein 
geiftlihed Lehen, Kirchenlehen, auch Krummftablehen ; 
it ein beftimmted Amt der unmittelbare Gegenftand der Beleh— 
nung, fo nennt man dad Lehen ein Amts- oder Saßlehen; 
wird aber eine Sache, mit der Verbindlichkeit, ein öffentliches 
Amt zu verfehen, verliehen, fo heißt das Lehen ein Ambachts— 
lehnen; Güterlehen heißen diejenigen Lehen, wodurch dem Va— 
fallen, ftatt eines beftimmten unbeweglichen Guted, eine Gülte 
oder ein Necht zum Genuſſe zu Lehen verliehen wird; beftebt 
aber dad Lehen in einem ficher geftellten Capitale, deifen Benu— 
Gung dem Lehenmanne unter der Lehenverbindlichkeit zukömmt, 
fo heißt ed ein Geldlehen. i) Die Lehen Eonnen auch feyn: 
Pfand, wiedergeblihe und Afterlehen. Wenn nahm: 
li dem Gläubiger zur Sicherheit feiner Forderung auf einer ihm 
in diefer Abſicht überlaffenen Sache da3 Pfandrecht zu Lehen 
verliehen wird, fo entfteht ein Pfandlehen. Der Gegenjtand 
dieſes Lehens ift lediglich dad dem Gläubiger conftituirte Pfand: 
recht, die Pfandfache felbft behält die Allodial» Eigenfchaft, wo: 
ducch fich eben dasſelbe von einem verpfandeten Lehen unterfchei- 
det, in welch Teßterem Falle die Pfandfache felbft lehenbar ift. Ein 
wiedergebliches Lehen ift ein Lehen, mwelched entweder nach 
einer gewiffen Zeit, oder nach der Willkühr des Lehenheren zu: 
rücfgegeben werden muß. Gin Afterlehen entfteht, wenn das 
bereitö getheilte Eigenthum wieder zu Lehen gegeben wird. k) Eine 
weitere Eintheilung bejteht in Stamme, Erbe: und veräu 
Berlihen Leben. Das Lehen heist ein Stammlehen, wenn 
die Succeffionsfähigkeit und die wirkliche Lehenfolge ihre durch 
die gemeine Natur der Lehen begründete Tehennatürliche Singu— 

Nippel's Commentar III, Th. 45 
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larität beybehalten hat; weichen diefe aber davon ab, und eignen 
fie ſich nach der Art der bürgerlichen Inteftaterbfolge, fo entfteht 
ein Erblehen, welches entweder ein völliges Erblehen ift, wenn 
ben ihm die bürgerliche Inteftaterbfolge im ganzen Umfange ein: 
tritt, oder ein gemifchtes, wenn die Succeflion nur etwas von 
der natürlichen Lehenfolge abweicht und fich der bürgerlichen Inte— 
ftaterbfolge nähert. Die veräußerlichen Lehen behalten die 
Succeſſion nach der Lehenfolge, und bey ihnen befteht dad Cha— 
rakteriftifche bloß darin, daß fie veräußert werden können. Ende 
lich 1) gab es ledige und nicht Tedige, dann Burg-, Deff 
nungd:, Keminat: und Feftungdlehen. Diefe Einthei— 
ung ift heutigen Tages von Feiner practifchen Wichtigkeit. 

4) So wie das getheilfe Eigenthum ein urfprünglich unge— 
theilte3 Eigenthum vorausfest, fo kann ed auch in der Folge 
gefchehen, daß daöfelbe fi) wieder in ein ungetheiltes Eigen— 
thum ummwandelt. Diefes gefchieht nähmlich dadurch, daß fich 
dad Dbers und Nutzungseigenthum in einer Perfon vereinigt. 
Bey Lehen gefcbieht diefed inöbefondere auf zweyfache Weile, 
nahmlich es kann dad Nukungdeigenthum dem Lehenheren zus 
wachſen, oder dad Obereigenthum an den Vafallen fommen. Im 
erfteren alle heißt diefe Vereinigung Confolidirung (in der en: 
geren Bedeutung), im lebten Falle aber Appropriation oder Allo— 
dialifirung. Diefe kann wieder auf dreyerley Weife vor fich gehen; 
nähmlich: a) durch Verjährung; b) durch die Felonie des Lehen: 
herren, und ec) durch die Nachlaffung des Lehenbandes von Seite 
des Lehenherrn, und diefes iſt Allodialifirung im firengen Sinne 
bes Wortes. — In Defterreich ift, zu Folge Hofkanzleydecretes 
vom 29, May 1816 '), die Allodialifirung der — in der 
Regel unterſagt. 

5) Da von den Erbpacht- und Erbzinsgütern ohnehin in dem 
Hauptſtücke von den Beftandverträgen gehandelt wird, weßhalb 
fich auch der gegenwärtige $. darauf beruft, fo werden auch dort 
die nöthigen Erklärungen und die hierauf Bezug habenden Bes 
merfungen vorgebracht werden, 
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Aus der bloßen Abführung eines fortdanernden 
Zinfes, oder jahrlicher Renten von einem Grund- 
ſtücke, kann man noch nicht auf die Theilung des 
Eigenthums folgern. Sn allen Fällen, in wel: 
chen die Trennung Des Rechtes auf die Sub— 
ftanz von dem Rechte auf die Nusungen nicht 
ausdrücklich erhellet, ift jeder redliche Befiser 
als vollftändiger Eigenthümer anzuſehen. 


1) Gewöhnlich pflegt der Nußungseigenthümer dem Ober: 
eigenthümer einen jährlichen Zins in recognitionem dominii ab: 
zureichen. Man könnte daher verfucht werden zu glauben, daß 
in allen Fallen, wo ein Grundeigenthümer an Jemanden eine 
folche jährliche Abgabe leiſtet, diefed zu dem Ende gefchehe, um 
dadurch deffen Obereigenthumsrecht anzuerkennen. Diefer Vermu— 
thung begegnet dad Gefeß durch die in diefem $. erlaffene Un: 
ordnung. Die Abführung eines folchen fortdeuernden Zinfes oder 
jährlichen Rente kann in einem ganz andern Rechtöverhältniffe 
ihren Grund haben, und fteht daher mit der Theilung de 
Eigenthums in Feiner nothwendigen Verbindung. Es wäre das 
her die aus der Verabreichung eines folchen jährlichen Zinfes auf 
die Zheilung des Eigenthums gezogene Folgerung auf alle Falle 
zu beweifen, und eine dießfällige Vermuthung wird von dem 
Geſetze daher hier indbefondere als unftatthaft erklärt. 

2) Meberhaupt ift dad Gefeg einer Vermuthung des beſte— 
henden getheilten Eigenthbums nicht hold, denn es will, daß, 
wenn die Trennung des Rechtes auf die Subſtanz von dem 
Rechte auf die Nugungen nicht ausdrüdlich erhellet, immer die 
Vermuthung für das ungetheilte Eigenthum ftreiten folle. Ja 
ſogar für den redlichen Befiger, oder vielmehr, da bey jedem 
Befiger auch die Nedlichleit fo lange vorauögefegt werden muß, 
bis micht - dad Gegentheil erwielen iſt (N. 328), für jeden Beſi— 
ger ficht die Wermuthung, daß ihm dad Eigenthum der Sache, 
und zwar volljtändig und unbeſchränkt, zukomme. — Wenn alfo 

—— 
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Jemand behauptet, daß ihm an einer Sache, welche ein Ande— 
ver im Beſitze und Genuffe hat, das vollftändige oder auch nur 
ein unvollftändiges, nähmlich da3 Obereigenthum zuftehe, fo muß 
er diefes erweilenz ausgenommen, er ift im Stande, feinen Be: 
ſitzſtand auszuweifen, in welchen Salle ganz natürlicy der Beweis 
auf denjenigen gewälzt wird, der behauptet, daß fein Eigen: 
thumsrecht ein vollftändiges fey. h 


d. 361. 
Miteigenthbum. 

Wenn eine noch ungetheilte Sache mehreren Per- 
fonen zugleich zugehört, fo entiteht ein gemein 
Thaftlihes Eigenthum, In Beziehung auf das 
Ganze werden die Miteigenthbümer für eine ein- 
zige Perſon angeleben; in fo weit ihnen aber 
gewiſſe, obgleich unabgefonderte Theile angewie— 
fen find, hat jeder Miteigenthümer das vollſtän— 
dige Eigenthum des ihn gehörigen Theils, 

4) Don dem getheilten Eigenthume unterfiyeidet fich das 
gemeinfihaftliche oder Miteigenthum, vermöge dejfen ein Ganzes 
mehreren Perſonen in der Art zugehört, daß fede derfelben glei- 
che Nechte, wenigftend in Bezug auf die Subjtanz der Sache, 
genießet. — Wenn ich fage, gleiche Rechte, fo verftehe ich dar: 
unter die Qualität derfelben, nicht ihre Quantität, denn in legte 
rer Eönnen die Rechte der Miteigenthiimer verfchieden feyn. — 
Aber der Qualität nach müffen ihre Nechte gleich ſeyn, denn 
eben dadurch unterfcheidet fi) das Miteigenthum von dem ge— 
theilten Eigenthume, wo gleichfalls Mehreren ein Recht auf die 
Subſtanz der Sache zufteht. 

2) Auch darf eine Sache mehreren Perfonen nicht in der 
Art zukommen, daß jeder derfelben ein phyſiſcher, materieller 
Theil der Sache, 3. B. daß dem A das erfte, dem B das zweyte 
u. f. w. Stockwerk eined Haufed zugewiefen werde, denn in diez 
fem Falle wird die Sache unter mehrere Perfonen vertheilt, 
und es ift daher von einem gemeinfchaftlichen Gigenthume Feine 
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Rede. — Auch dürfen die Perfonen, twelche ein folches Gigen- 
thum an fich bringen, mitfammen Feine moralifche Perſon aus: 
machen; denn eine folche moralische Perfon wird einer, phyſi— 
ſchen ganz gleich geachtet, und es iſt daher der Begriff eines 
gemeinfchaftlichen Eigenthumes auf fie nicht anwendbar. 

3) In Anfehung des lesteren gebührt jedem einzelnen Theit: 
nehmer Tediglicy ein idealer Antheil an der Sache und über alle 
damit verbundenen Rechte. — Das Ganze gehört allen Theil: 
nehmern zufanmengenommen; in Bezug auf daöfelbe werden 
fie daher auch ald eine einzige Perfon angefehen, und fie Fonnen 
nur mit gemeinfchaftlihem Einverftandniffe über dasfelbe verfü- 
gen. Indeſſen ift jeder Theildehmer vollftändiger Eigenthümer 
des ihm gebührenden idealen Theils; er kann damit nach feinem 

Belieben verfügen, wenn nur dadurch nicht dad Ganze als fol- 
ches afficirt wird, oder in die Nechte der ubrigen Theilnehmer 
auf ihre idealen Antheile ein Eingeiff gefchieht. Zur Verſinnli— 
chung des Gefagten ein Benfpiel. Denken wir und: es jtehe 
dreyen Perſonen ein gemeinfchaftliches Eigenthumsrecht auf ein 
Haus zu. Diefes kann fo vertheilt feyn, daß jeder derfelben 
ein gleicher Antheil, fohin im vorliegenden Falle ein Dritttheil 
äuftehe; oder die Theile Fünnen auch ungleich feyn: es kann 
nähmlich 3. B. dem A die Hälfte, dem B ein Dritttheil, und 
dem GC ein Sechstheil hievon gebühren. Diefer ideale Theil, 
der jedem aus diefen Dreyen zukömmt, dehnt fich auf alle ein- 
zelnen phyſiſchen Theile ded Hauſes aus, fo dag diefelben gleich: 
falls wieder nach diefem Mafftabe getheilt find. Wird daher 
für ein vermietheted Gewölb des Haufes ein Zind von 600 fl. 
eingenommen, fo befommt hievon der A 300 fl., der B 200, 
und der G 100 fl, — Keiner aus diefen Theilnehmern kann da: 
her mit einem phyſiſchen Beltandtheile des Hauſes, ohne Ein: 
flimmung der andern, eine Veränderung vornehmen, wohl aber 
kann Jeder mit dem Rechte, dad ihm auf die Sache zuſtehet, 
nach Belieben verfügen; es ift daher auch eigentlich nur dieſes 
aus dem Miteigenthume folgende Recht der unmittelbare Ge: 
genſtand des ausſchließenden Eigentbumd jedes Eigenthümers. 
Der Umfang dieſes Rechtes wird in dem ſechszehnten Hauptftücke 
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von der Gemeinfchaft des Eigenthumd und anderer dinglichen 
Rechte bejtimmt. — Uebrigens kann, wie bereits Herr Hot 
rath von Zeiller bemerkte, auch ein getheilted Eigenthum zugleich 
ein Miteigenthbum feyn, indem entweder das Obereigenthum oder 
das Nusungseigenthum Mehreren gemeinfchaftlich zufteht. 


. 362. 
Rechte des Eigenthümers. 

Kraft des Nechtes, frey über fein Eigenthum zu 
verfügen, kann der vollftändige Eigenthümer in 
der Regel feine Sache nach Willkühr benüsen 
oder unbenüßt laſſen; er kann fie vertilgen, ganz 
oder zum Theile auf Andere übertragen, oder 
unbedingt fich derfelben begeben, das — ſie ver— 
laſſen. 

4) Der gegenwärtige $. zählt lediglich einige Folgen auf, die 
fi) aus dem Rechte, frey über fein Eigenthum zu verfügen, ergeben. 
Der Eigenthümer kann die Sache nach Willführ, folglich nicht bloß 
zur Befriedigung feiner wahren Bedürfniffe, Sondern ganz unbe: 
fchränft genießen, fohin allen möglichen Nugen und Vortheile daraus 
sieben; er kann fie aber auch unbenüßt laffen, ohne daß ein Ande— 
ver ſich das Necht anmaßen fünnte, die Sache aus dem Grunde 
für fi) zu benügen, weil fie der Cigenthümer felbft unbenügt läßt. 

2) Der Eigenthümer Fann die ihm gehörige Sache, in fo . 
fern er unbefchranfte Eigenthumsrechte genießt, und niemand Anz 
derer ein das Eigenthum befchranfendes Recht auf die Sache 
erworben hat, auch vertilgen. — Bey verbrauchbaren Sachen 
ijt eine beftimmte Art der Vertilgung felbft die Bedingung des 
Genuſſes. Diefes ift 3. B. bey den Lebensmitteln, dem Brenn— 
holze u. f. w. der Fall. Der Eigenthümer ift aber auf diefe Art 
der Vertilgung nicht befchränft, — fein Recht bringt es mit fich, 
daß. er die ihm gehörige Sache vertilgen darf, ohne aus diefer 
Bertilgung irgend einen Nuten zu ziehen, und Niemand ift be: 
rechtiget, ihn in der Ausubung diefes Nechtes zu ftören. — Um 
fo mehr aber ift er berechtiget, die Sache blog zu verfchlimmern. 
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— 65 fcheint zwar diefe gefegliche Anordnung mit dem $. 364 
in einigem Widerfpruche zu ftehen, da hier ausdrüdlich die Gr: 
haltung und Beförderung de3 allgemeinen Wohles als die Gränze, 
bis auf welche fich die Befugniffe des Gigenthümerd ausdehnen 
Eönnen, angegeben ift. Nun fcheint es doch offenbar gegen das 
allgemeine Wohl zu verftoßen, wenn der Gigenthümer die Sache 
ohne Noth in einen fehlechteren Zuftand fegt, oder fie wohl gar 
vertilget; denn er zerftört eben dadurch immer einen Theil des 
National: Reichtypums. — Allein es ift hier in Erwägung zu 
ziehen, daß hier vom Gigenthumsrechte, als folhem, die Rede ift, 
deffen Begriff eine Einſchränkung nicht verträgt. — Dede Ein: 
ſchränkung des Gigenthumsrechtes muß in einem andern, von 
ihr unterfchiedenen Nechtöverhältniffe, oder in ausdrücklichen, des 
gemeinen Wohles wegen erlaffenen, Geſetzen beruhen. Col: 
che einfchränfende Gefege gibt es nun allerdings; allein dem 
Cigenthümer überhaupt das aus feinem Begriffe hervorgehende 
Recht benehmen, feine Sache zu verfchlimmern oder zu vertifgen, 
würde zu weit führen, und einen volllommenen Despotismus 
der Gefege nach fich ziehen. Wollte man, des öffentlihen Woh- 
led wegen, dem Eigenthimer überhaupt verbiethen,, feine Sache 
zu verfihlimmern oder zu vertilgen ), fo müßte die Staatsver— 
waltung jedem Staatsbürger eine völlige Inſtruetion ertheilen, 
wie er mit feinen Sachen zu verfahren habe; wohin würde die: 
ſes führen? — Der Staat thut alfo fehr wohl daran, daß er 
nur des vorgeblichen allgemeinen Wohles wegen, nicht wegen 
jeder Kleinigkeit die Hände feiner Bürger in beftimmte Bewe— 
gungen einzwäangt, und daher auch der Negel nach den Eigen: 
thümer für die Behandlung feiner Sache unverantwortlich erklärt, 
und nur in einzelnen Fällen hievon durch befondere Gefege Aus: 
nahmen feſtſetzet. 

3) Kann der Eigenthümer feine Sache gar verfilgen, fo 
ift er um fo mehr berechtiget, diefelbe ganz oder zum Theile an 
Undere zu übertragen. — Diefed Necht der Uebertragung ift auch 
der Grund aller abgeleiteten Nechte, und die Quelle der mans 
nigfaltigften, im Leben vorkommenden Verträge. 


4) Jede Verſchlimmerung ift eine theilweife Vertilgung. 
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4) Dede Mebertragung des Eigenthums an einen Andern 
ift eine bedingte Begebung deöfelben, indem der Cigenthümer 
fein Gigenthumsrecht nur gegen dem fahren läßt, daß es der 
Andere, dem er ed vermeint, auch annimmt. Kommt von dies 
fer Seite die Annahme nicht zu Stande, fo hört die Sache 
nicht auf, des Ueberträgerd Eigenthum zu feyn. Allein der 
Eigenthümer , der feine Sache fogar vertilgen Fann, hat um fo 
' mehr dad Recht, fich derfelben unbedingt zu begeben, fo daß die 
Sache nunmehr, ald eine freyſtehende, jedem Staatöbürger zur 
Zueignung überlaffen wird. In diefem Falle tritt der Gigenthüs 
mer felbft in die Verhältniffe jedes Dritten zur Sache ein; er 
kann daher, wenn es ihn in der Solge reuet, daß er fich der 
Sache begeben habe, felbe, in fo fern fie noch von Nieman— 
den in Befig genommen wurde, wieder ovccupiren. Iſt fie 
aber, bevor er den Befig wieder zu ergreifen im Stande ift, in 


eines, Andern Beſitz gekommen, fo kann er fich diefelbe nicht 
mehr zueignen. 


. 363. 


Beſchränkungen derfelben. 


Eben diefe Rechte genießen auch unbotiffänbige, 
ſowohl Ober- als Nukungseigenthümer; nur 
darf der Eine nichts vornehmen, was mit dem 
Rechte des Andern im Widerſpruche ſteht. 

Es ift bereits fhon oben bemerft worden, daß jedes Necht, 
welches im Verkehr ift, und nicht der Perfon anklebt, als eine 
Sache anzufehen fey, über welche Eigenthumsrechte ausgeübt 
werden Eönnen. Es kann daher jeder, dem ein ſolches Necht 
zuftehet, in der Regel felbed nach Willkühr benützen oder unbe— 
nützt laſſen; er kann es ganz oder zum Theil auf Andere über— 
tragen, oder unbedingt ſich desſelben begeben. Von einer Ver— 
tilgung kann bey Rechten, als unkörperlichen Sachen, wohl nicht 
im eigentlichen Sinne, ſondern nur im metamophoriſchen Ver— 
ſtande die Rede ſeyn. In dieſem aber ſchließt die unbedingte Be— 
gebung die Vertilgung des Rechtes in ſich. Der gegenwärtige F. 
ſpricht dieſen von allen Rechten geltenden Cab bier inöbefon= 
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dere in Bezug auf die Rechte des Dbereigenthümerd und Nutzungs— 
eigenthümerd aud. — Zeder kann mit der Sache, worüber ihm 
dad getheilte Eigenthum zufteht, in fo mweit verfügen, daß er 
dadurch in die Nechtöfphäre des andern Eigenthümers nicht ein- 
greift. "Der Obereigenthimer Fann daher frey über das ihm zus 
ftehende Proprietätsrecht verfügen; er Fann felbes durch An— 
nahme der 3. B. in recognitionem dominü von dem Nutzungs— 
eigenthümer zu leiftenden Gaben benüßen oder durch Verzicht: 
leiftung hierauf ſelbes unbenützt laffen; er Fann fein Obereigen⸗ 
thumsrecht auf Andere übertragen, oder ſich deſſen unbedingt be— 
geben. Gleiche Rechte ſtehen dem Nutzungseigenthümer zu. Der 
Unterſchied beſteht, wie Here Hofrath v. Zeiller bemerkt, nur. da= 
rin, daß ſich das Recht des vollſtändigen Eigenthümers über 
die ganze Sache (Proprietät und Nutzungen) verbreitet, in dem 
unvollſtändigen Eigenthume hingegen die Rechtsſphäre des Ober— 
eigenthümerd, und umgekehrt die der letzteren durch jene des 
erftern begränzet wird. — In fo fern daher der Obereigenthü— 
mer und der Nutzungseigenthümer im gemeinfchaftlichen Einver: 
ftändniffe handeln, Eönnen fie alle Nechte über die Cache aus: 
üben, welche einem vollftändigen Eigenthümer zuftehen. 


0. 364, 

Ueberhaupt findet die Ausübung des Eigenthums— 
rechtes nur in jo fern Statt, als dadurch weder 
in die Rechte eines Dritten ein Eingriff gefchieht, 
noch die in den Gefegen zur Erhaltung und Be— 
fürderung des allgemeinen Wohles vorgefchrier 
benen Einfchränfungen übertreten werden, 


4) Alle Rechte ſchränken ſich wechfelfeitig ein. Wenn da: 
ber gleich im Begriffe ded Eigenthums eine unbefchränfte Be— 
nüßung der Sache Liegt, fo findet dieſes Necht doch in der Aus: 
übung der Nechte Anderer feine beftimmte Gränze. — Die die 
Ausübung des Eigenthumsrechtes befchränfenden Nechte find von 
einer zweyfachen Gattung: einige befchranfen diefelbe unmittel— 
bar, indem fie die Sache felbjt afficiren, welche Jemanden als 


202 [9. 364. ] 

Gigenthum gebdrt, wie 5. B. das Pfand- und Servitutsrecht; 
andere feken der Ausübung des Eigenthumsrechtes nur in fo 
weit Schranfen, als dadurch dad Gebieth des Teßteren felbft be= 
zeichnet wird. — Nur die erfteren find eigentlich ald wahre Bes 
fhränfungen des Eigenthumsrechtes anzufehen, denn dadurd) 
wird der Eigenthümer in die Lage gefegt, die ihm eigenthümli= 
che Sache nicht fo behandeln zu Fünnen, wie er fie als Eigen— 
thümer zu behandeln an und für fich befugt ware. Die le: 
ten Befchränfungen find dagegen nur dahin gerichtet, den Eigen— 
thümer in feine eigentlichen Gränzen zurückzuweiſen; denn es ift 
eine natürliche Gränze des Gigenthumsrechtes, daß jeder Eigen— 
thümer in der Benützung feiner Sache auch die fremden Eigen— 
ihumsrechte refpectire, und ſich von allen Handlungen enthalte, 
welche das Eigenthumsrecht eined Andern verlegen würden. Würde 
er diefed Necht des Andern nicht achten, fo müßte er fich confe= 
quenter Weife auch dad nähmliche von dem Andern gefallen laſſen 
müffen, und dadurch würde jedes Eigenthumsrecht zerftört. Der 
Eigenthümer einer Flinte darf fie nicht benügen, um damit Wild 
in einer fremden Jagdbarkeit zu erlegen; — allein diefes ift Feine 
wahre, eigentliche Befchränfung der Ausübung des Eigenthums— 
rechtes, fondern nur eine Zurüdführung desfelben in feine Grän— 
sen. In wie fern aber der Eigenthümer bey Ausubung feiner 
Nechte das Rechtögebieth de3 Andern nicht verlegt, hat er den 
Nachtheil, der diefem dadurch zugehet, Feineswegs zu verantworz 
ten. ($. 1505.) 

2) In Folge diefer letztern Bemerkung darf der Eigenthü— 
mer auf feinem Grunde nah Belieben bauen, wenn auch der 
Bau die Beſchränkung der Ausficht, Verminderung der Licht: 
ftrahlen oder de5 Luftzuges zur Folge hat, felbft dann, wenn 


"der Bau ihm Eeinen Nuten brächte; er darf Bäume pflanzen, 


wenn gleich diefelben in der Kolge den Nachbarn aus was immer 
für einer Urfache Tätig fallen follten; er varf einen Brunnen 
oraben, obgleidy einem Andern dadurch die Waſſeradern feines 
Brunnens abgefchnitten werden; er darf ein Gewerb errichten, 
ohne daß die Nachbarn dagegen im Quftizwege unter dem Vor— 
geben, ed werde ihnen durch die Ausübung desfelben die Aus: 
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fiht und das Licht benommen, eine wirffame Cinfprache thun 
könnten; er darf dad NRegenwaffer auf eigenem Grundftüde auf: 
fangen, wenn auch dadfelbe biöher, nach der natürlichen Lage 
deöfelben in dad benachbarte Grundſtück hinabgelaufen it, und 
der Eigenthümer des letzteren felbed feit undenklichen Zeiten zu 
feinem Bortheile benügt hätte ); er darf in feine Mauer neue 
Senfter, die ihm die Ausficht in das benachbarte Grundſtück er: 
öffnen, anbringen u. f. w. 

3) Indeſſen ift ed oft fehmwer zu beffimmen, ob durch eine 
beftimmte Art der Benügung des Eigenthumes in die Rechts: 
ſphäre des Andern ein wirklicher Eingriff gefchieht oder nicht 2? — 
Als Teitendes Princip bey Beurtheilung folcher Falle glaube ich 
den Satz aufftellen zu dürfen: Wenn die Veränderung, die durch 
die Benüßungsart eined Eigenthums in dem Eigenthum eine 
Andern hervorgebracht wird, ald das Mittel diefer Benützungs— 
art fich darjtellet, dann geſchieht ein wirklicher Eingriff in das 
fremde Eigenthumsrecht, denn ich benütze in diefem Falle un: 
mittelbar nicht mein Eigenthum, fondern dad fremde zum Vor— 
theile des meinigen; wo aber diefes nicht der Fall ift, wo die 
Veränderung, die in dem fremden Eigentyume hervorgebracht 
wird, bloß Folge, und nicht Mittel einer Benützungsart ijt, da 
gefchieht Fein Eingriff in fremde Rechte, — da habe ich den 
daraus entftehenden Schaden nicht zu verantworten. Wenn 3. B. 
Jemand fein Haus erhöhet, dadurd) feinem Nachbar die Aus: 
fiht benimmt und- den Luftzug vermindert, fo erfcheint hier 
die Benehmung der Ausficht oder Verminderung de3 Luftzuges 
nicht als dad Mittel, um fein Haus zu erhöhen. Wenn Je: 
mand Bäume auf feinen Grund und Boden pflanzt, und felbe 
in der Folge von des Nachbars Haufe die Lichtftrahlen ab: 
halten, fo Liegt in der Abhaltung diefer Lichtftrahlen Feineswegs 
dad Mittel, dem Grund und Boden durch Pflanzung diefer 
Bäume ein Erträgnig zu verichaffen u.  w. Es gefchieht 


1) Siche des Heren FF, Rathes und Vrofeffors Michael Schufter über das Bau: 
recht, Verbiethungsrecht, den Gebrauh und Nichtgebrauch der Dienſtbar 
Feiten u. f. w. herausgegebene Werke, in welchen ausfübhrlichere Bereeife 
dieſer Behauptung vorkommen. 
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alfo in diefen Fallen Fein Gingriff in fremde Recht. Wenn ic) 
dagegen dad fich auf meinem Grund und Boden anhäufende 
Regenwaffer auf des Nachbar Grund und Boden leite, fo liegt 
darin, daß ich diefen zur Aufnahme des Negenwafferd verwende, 
dad Mittel, meinen eigenen Grund und Boden froden zu erhal- 
ten; — wenn ich, um des läſtigen Geruches , den der Kohlen 
damıpf in meinem Haufe verbreitet, los zu werden, eine Vor: 
richtung mache, um denfelben in die Luftfäule meines Nachbard 
zu leiten, fo benütze ich diefelbe, folglich fremdes Gigenthum, 
zum MVorheile de meinigen; — ich greife daher in beyden Fällen 
wirklich in die Rechtöfphäre meined Nachbars ein, und daher ift 
derfelbe mir diefe Handlungen, die ich zwar mit meinem Eigen— 
thume und innerhalb der Gränzen deöfelben unternehme, zu ver: 
biethen berechtiget. Die Richtigkeit meiner Behauptung geht aus 
dem Inhalte der $$. 475 und 476 hervor. Am erfteren werden 
von dem Gefeßgeber die bejahenden, im leßteren die verneinenden 
Servitutsrechte aufgeführt. Da nun durch dad Recht der Dienfts 
barkeit die Rechte des Eigenthümers befchranft werden follen, fo 
folgt, daß Fein Eigenthümer berechtigt fey, Eraft feines Eigen— 
thumsrechtes an und für fi) von einem andern Eigenthümer die 
Duldung der in dem $. 475 aufgeführten Handlungen zu for: 
dern, fonft hätte er nicht nöthig, fich dießfalls ein Servitutsrecht 
einraumen zu lajfen. — Gehet man nun diefe bejahenden Haus: 
fervituten einzeln durch, fo wird man finden, daß alle von der 
Art find, daß die Veränderung, die dadurch an fremden Eigen: 
thume gefchieht , dad Mittel zur Benugung des Eigenthums de3 
Servitutöberechtigten ift. — Dagegen werden in dem S. 476 die 
verneinenden Dienftbarfeitsrechte aufgeführt, und ed geht aus 
felben ganz natürlich hervor, daß der Eigenthümer des dienjtba= 
ren Grundſtückes die Handlungen, welche er bier, zufolge der 
eingeräumten Servitut, unterlaffen foll, Eraft feines Gigenthums= 
rechtes auszuüben befugt wäre. Nun find die Handlungen alle 
von der Art, daß die aus der Unternehmung derfelben für den 
Eervitutöberechtigten an feinem Cigenthume -vorgehenden Verän— 
derungen nicht ald Mittel erfcheinen, um dadurc) dem Servituts— 
verpflichteten die Benützung feines „Eigentyund zu befürdern, 
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fondern es foll vielmehr die Unterlaffung diefer Handlungen für 
den Servitutöberechtigten zur gehörigen Benützung feines Eigen: 
thums dienen. 

4) Außer den Ginfchränfungen, die fi) bey Ausübung der 
Gigenthumsrechte durch die Nechte Anderer ergeben Eönnen, gibt 
es auch ſolche, welche zur Erhaltung und Beförderung des all- 
gemeinen Wohles durch eigene (vorzüglich politifche) Geſetze feft- 
gefegt find. Bey der großen Mannigfaltigkeit diefer gefeglich 
feftgeftellten Befchränfungen muß fich hier mit Anführung einiger 
Beyfpiele-begnügt werden. So darf 5. B. in den öfterreichifchen 
Staaten Niemand feine Felder zum Tabakbau benügen, da diefes 
ein ausfchließliches Tandeöfürftliched Regale ift ); fo hat ferner 
die Beforgniß, daß, wenn den Inhabern der zur Erzeugung des 
nöthigen Holzes gemidmeten Grundſtücke die Benützungsart ders 
felben ganz frey geftellt würde, in der Folge ein Mangel diefes 
in vieler Beziehung nothwendigen Materials entftehen würde, die 
Staatöverwaltung bewogen, die Benützungsart derfelben der all 
gemeinen polizeylichen Aufficht und den aus ftaatswirthfchaftlicher 
Nückficht nöthig geachteten Befchränfungen zu unterwerfen. In 
diefer Hinficht ift die Ausrottung der Wälder und Auen, die 
Abddung derfelben und die Umftaltung in einen andern Culturs— 
ftand,, ohne Erlaubniß der höheren Behörde (Landesftelle), ver: 
bothen; die Befiger unterthäniger Waldungen dürfen der Regel 
nach Fein Holz in ihren Waldungen, ohne Grlaubniß der Herr: 
fhaft und ohne einer vorläufigen Auszeichnung, abftodenz die 
Dbrigfeiten Eönnen zwar ohne eingehohlte höhere Erlaubniß in 
ihren Waldungen die Holzfchläge nach forftmäßiger Eintheilung 
vornehmen; follte jedoch von der Waldoberaufficht erkannt wer: 
den, daß größere Holsfchläge unternommen wurden, als nad) 
der bey dem Kreidamte liegenden Mappe und Forfttabelle aus: 
fallen , fo ift die Obrigkeit, nach Maß der überfchrittenen forit: 
mäßigen Gintheilung und des fich hieraus ergebenden Mangels 
des künftigen Holzbedarfes, für jede Uebertretung zu beftrafen. 
Nach dem Grade der DBeforglichkeit eines künftigen ähnlichen 
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Mißbrauches kann auch ein eigener Verwalter, zur Aufrechthaltung 
der Waldungen, auf Koften der Obrigkeit, geftellt werden ').— 
Nicht minder iſt jeder Waldeigenthümer bey der Benützung feines 
Waldes und feiner Auen an die Beobachtung forftcanonifcher Re: 
geln, die fich theils auf eine zweckmäßige Holzfällung, theils 
auf den Vieheintrieb in die Waldungen beziehen, gebunden *). 
Eben fo mannigfaltigen Befchränfungen unterliegt die Benützung 
des Eigenthbums in Bezug auf die zur Sicherheit des Eigenthums 
erlaffenen poliseylichen Anordnungen, die befonders in den für die 
Hauptjtadte und dab Land beftehenden Seuerordnungen enthalten 
find, — welche befondere Vorfchriften über die Art und Weiſe, 
wie gebaut werden foll, um jede Feuersgefahr zu vermeiden, 
dann an welchen Orten die feuerfangenden Materialien aufbes 
wahrt werden follen u. f. ro. enthalten. — Wenn Jemand ohne 
einen Baumeifter Dachzimmer anlegt, oder fonft einen Bau füh— 
ret, oder wenn er an Nauchfängen, Heigung, Herden, Oefen 
für fich eine Veränderung vornimmt, worüber nach Vorſchrift 
vorher die Feuerbefchau genommen werden mußte, ift derfelbe 
mit fünfundzwanzig bid hundert Gulden zu beftrafen; und hat 
er etwas wirklich Zeuergefährliches unternommen, fo fol er fol 
ches fogleich abzubrechen und feuergefahrfrey herzuftellen gehal: 
ten werden °). Kaufleute oder Krämer, welche mit Schießpul: 
ver handeln, und in ihren Kaufgewölben, oder fonft in ihrem 
Haufe davon einen größeren Vorrath, ald durch die Fenerlöfch- 
prdnung gejtattet wird, halten, oder die den erlaubten Vorrath 
nicht vorfchriftmäßig verwahrt haben, follen das erfte Mahl mit 
Verluſt des überzähligen oder unverwahrten Vorrathes und einer 
Geldftrafe von fünfundzwanzig Gulden, zum zweyten Maͤhle 
nebft diefem Verlufte mit Verdoppelung der Geldftrafe; bey der 
dritten Betretung mit einmonathlichem Arrefte, und Verluſt des 
Handels mit Schießpulver beftraft werden ). Diejenigen Ges 


1) Patent vom 1. Zuly 18135 Pol. Gef. 1.8., ©. 1. 

2) Man Iefe über diefen Gegenftand des Heren Profeffor Springers Abhandlung 
über die Grundzüge der Verfaſſung des Forſtweſens. Waan. Zeitſch. 1226, 
x Heft, ©. 184 — 209. 
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- werbe, welche von leicht feuerfangendem Materiale, von was im: 
mer für einer Gattung, Vorrath haben, und folchen auf Böden, 
oder fonft an unficheren, nicht durch Mauerwerk oder gehbrige 
Abfonderung verwahrten Orten aufbewahren, find, nad) Bes 
fchaffenheit der Waaren und Menge des Vorrathes, um fünfunds 
zwanzig bid hundert Gulden zu betrafen ). Wo fr die Bor: 
räthe von Heu und Stroh oder Brennholz eigend gewidmete Ge— 
wölbe oder Behältniffe vorhanden find, unterliegt derjenige , der 
ſolche an andern Orten niederlegt, der oben erwähnten Strafe ’). 
Veberhaupt find alle Handlungen oder Unterlafjungen, von wel 
chen fich eine Feuerögefahr Leicht vorausfehen läßt, als: bey offe- 
nem Licht Flach oder Hanf brechen, in der Nähe von Käufern 
und Scheuern fehießen, oder Feuerwerke abbrennen u. dgl., nad) 
Maßgabe der von dem Gefeßgeber ausdrücklich aufgeführten Fälle 
zu beftrafen ?). Auch ift es aus öffentlichen Nücfichten ver: 
bothen, Gebäude, Mauern oder Planfen dicht an den Chauſſeen 
herzuſtellen ). 


. 365. 
Wenn es das allgemeine Beſte erheiſcht, muß ein 
Mitglied des Staates gegen eine angemeſſene 
Schadloshaltung ſelbſt das vollſtändige Eigen— 
thum einer Sache abtreten. 


4) Es köͤnnen ſich mannigfaltige Fälle ereignen, two die 
Verwendung einzelner beſtimmter Privatgüter als nothwendiges 
Mittel zur Erreichung eines beſtimmten Staatszweckes erſcheint; 
z. B. es wird zur Vertheidigung gegen feindliche Angriffe noth— 
wendig, an irgend einem Puncte Verſchanzungen anzulegen, 
welche nicht nur allein die Berwendung von Grundſtücken, die 
Privaten gehören, ſondern ſelbſt die Niederreißung von Gebäu— 
den, welche dem Baue der Verſchanzungen hinderlich ſind, noth— 
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wendig machen. — Da nun dad Staatdoberhaupt in einem 
©taate gegen alle einzelne Dlitglieder des Staated ein Recht hat, 
zu fordern, daß ed nad) Maß feiner Kräfte dad allgemeine Wohl 
befordere, und daher auch, um des öffentlichen Vortheils willen, 
feinen Privafvortheilen entfage, fo bat es ohne Zweifel auch im 
vorliegenden Sale dad Recht, zu begehren, daß der Privarmann 
fich feines Eigenthumsrechtes, zur Beförderung des allgemeinen 
Wohles, begebe. Die Lehrer des Staatsrechtes nennen dieſes 
Recht des oberften Machthaber im Staate, das oberfte Gigen: 
thumsrecht, oder auch das äußerſte Recht über Privatgüter, und 
ald Beyſpiele der Ausübung diefed Nechted werden nebft dem 
DObenerwähnten angeführt '): Zerftörung eined Privateigenthums, 
welches auf eine gemeinfchädliche Weife dem Staatsfeinde in die 
Hände fallen würde; Wegnahme eined Privatgrundftüdes zum 
Behufe einer anzulegenden oder wieder herzuftellenden Öffentlichen 
Straße. Die Grundbedingung der Ausübung diefed Rechtes ift 
immer, wie es felbft der gegenwärtige $. ausdrüdt, dad allge: 
meine Beſte. — Jedoch fiheint ed gerade nicht nothwendig, daß 
alle Mitglieder ded Staated von diefer Abtretung directe oder 
indirecte einen Nugen ziehen; es fcheint auch zu genügen, wenn 
dad Befte einer einzelnen Gemeinde hier im Spiele ift. 

2) Der Grund, warum fih die Weberlaffung eines bejtimm: 
ten Privatguted zur Verwendung ded Staates ald nothwendig 
darftelfet-, Tiegt in der Individualität der Sache, nicht in der 
Gattung, zu der fie gehört. Iſt ed der Staatöverwaltung nur 
um die Gattung zu thun, 3. B. fie braucht Tücher zur Eauipiz 
rung des Militärs, fo Fann fie fich die benöthigten Sachen, mit 
der Ausnahme einer befondern Dringlichkeit, auch auf dem Wege 
des Einkaufes verfchaffen, und ed ift hier der Weg des Zwan— 
ged nicht nothwendig. — Im Yalle der Dringlichkeit kann aber 
der Staat dergleichen, der Gattung nad) beftimmte Sachen dort 
nehmen, wo er fie findet; er iſt aber in dem einen oder andern 
Falle demjenigen , der foldye Sachen an den Staat abtritt, die 
Vergütung zu leiften fchuldig, weil die Laft, den nothwendigen 


4) Man ſehe des Herren Reg. Rathes v. Egger nat. Staatsrecht M. 182 u. 185, 


[9. 365.] 209 


Staatsaufwand zu beſtreiten, auf allen Mitgliedern des Staates, 
und nicht auf denjenigen allein, die ſolche Sachen, deren der 
Staat benöthiget, inne haben, beruhet. Der $. bedient ſich des 
Ausdruckes yangemeffener” Schadloshaltung. Diefes „ange: 
* mefjene” bezieht ſich offenbar hier auf den reellen Werth der Sa 
che, den fie im Allgemeinen, vder für den Befiger derfelben ins— 
befondere dadurch hat, Daß er nad) feinen Verhältniffen einen 
befondern Nußen davon zieht. Es muß daher bey der Ausmit— 
telung des Schäßungspreifed nicht nur auf jene Vortheile Rück— 
ficht genommen werden, welche die Sache im Allgemeinen für 
jeden Menfchen gewährt, fondern es muß auch auf den befon: 
dern Nußen Bedacht genommen werden, den der Befiger aus 
der Sache ziehet. Doch der Werth der befondern Vorliebe fcheint 
« für feinen all vergütet werden» zu dürfen. Die befondere 
Borliebe hat gar Feinen eigentlichen Werth, denn fie befteht 
bloß in einem innern angenehmen Gefühle, welches der Befig der 
Sache für dad beftimmte Individuum gewährt. Für die anges 
nehme Empfindung mag ſich der Beſitzer durch dad Bewußtfenn, 
zum allgemeinen Beften etwas beygetvagen zu haben, genugfam 
entfihädiget fühlen. 
3) Die Beſtimmung, ob der all wirklich vorhanden fen, daß 
ſich der Staatöbürger die Abtretung der Sache zum allgemeinen 
Beiten gefallen laffen müſſe, ift fein Gegenftand, der von der 
Juſtizbehbrde verhandelt werden könnte; dieſer geht bloß die Aus: 
mittelung der Entſchädigung an, in fo fern felbe durch freywilliges 
Uebereinkommen, das in einem folchen Salle immer früher zu ver: 
fuchen ift, und wobey es die Klugheit erheiicht, daß fich die Staats— 
verwaltung dabey mehr freygebig als Farg bezeige, nicht zu Stanz 
de gebracht werden kann. Im Falle, ald fich Fein freywilliges Ein: 
verſtändniß treffen laßt, indem 5. B. der Private feinen Entſchädi— 
gungsanfpruch überfpannt, und fich auf Koften des Staates bereis 
chern will, wird die Sache auf dem ordentlichen Nechtöwege ver: 
handelt, wobey, wie gefagt, nur die Frage, welche Entfihädigung 
zu leiſten fey, in Verhandlung kömmt. Der Werth der Sache wird 
dann durch Sachverjtändige, welche von der Auftizbehörde hiezu 
befiimmt werden, erhoben. — Inöbefondere ijt ſich bey Abld= 
Nipper's Commentar KIN, Th. 14 
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fung der Gründe, welche zur Erweiterung der Poſt- und Come 
merzialftraßen den Privaten abgenommen werden, nad) gegen- 
wärtiger Vorfchrift zu benehmen '). 


J. 366. 
Klagen aus dem Eigenthumsrehte: a) Eigentlihe Eigenthumsklage; 
wann und gegen wen fie gebühre. f 

Mit dem echte des Eigenthümers, jeden Andern 
von dem Beſitze feiner Sache auszufchließen, ift 
auch das Recht verbunden, feine ihm vorenthals- 
tene Sache von jedem Snhaber durch die Eigen 
thbumsflage gerichtlich zu fordern, Doch fteht 
dieſes Necht demjenigen nicht zu, welcher eine 
Sache zur Zeit, da er noch nicht Eigenthümer 
war, in feinem eigenen Nahmen veräußert, in 
der Folge aber das Eigenthum verfelben er- 
langt bat, 

1) Das Eigenthumsrecht, ald ein Recht, muß vom phyſiſchen 
Beſitze, ald einem bloßen Factum, unabhängig ſeyn; es Fann da= 
her auch in der Negel mit diefem nicht verloren gehen. Zur 
Ausübung diefes Rechtes gehört aber nothwendig, daß der Ge— 
genftand de3 Gigenthumsrechtes in der Macht und Gewahrfame 
(entweder mittelbar oder unmittelbar) des Eigenthümers fey, 
folglich) muß ihm auch dad Recht zuftehen, die ihm entgangene 
Sache zu verfolgen und von jedem Inhaber zu fordern. 

2) Mit jedem Rechte ift, feinem Begriffe nach, Zwang ver= 
Enüpft, der aber im Staate nur durch dad Gericht mitteljt ordent- 
licher Klage ausgeübt werden Fann. Was in dem Falle Rechtens 
wäre, wenn fich der Eigenthumer durch eigene Gewalt in den Befiß 
fegen wirde, wurde in dem $. 346 beftimmt. Die Haupfmomente 
jeder Klage find, wie in dem Zeiller’fchen Commentare bemerft ift: 
wann , gegen wen, und worauf fie zuftehe; was dem Kläger zu 
beweifen obliege, und wie lange fie dauere. Aus diefer Bemerkung, 
auf die Eigenthumsflage angewendet, ergibt ſich Folgendes: 
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3) Die Eigenthumsklage fteht dem Eigenthümer einer Sa— 
he zu, der ſich nicht im Beſitze derfelben befindet; denn es 
wäre, wie Glüc bemerkt, lächerlich , das zu fuchen, was man 
fhon hat, und dad Beflagter nicht zurückgeben Farm, weil er es 
nicht hat: — Wird der Befig des Eigenthümers geſtört, fo ſte— 
hen ihm die $. 346 angegebenen poffefjorifchen Rechtsmittel zu: 
Yebrigend kommt es eben fo wenig auf die Art des Eigenthums, 
ob es ein vollftändiges oder unvolljtändiges fey, noch auf 
den Gegenftand des Gigenthumsrechtes an, ob er nähmlich eine 
Forperliche oder unkörperliche, bewegliche oder unbewegliche, ein— 
zelne oder Gefammtfache fey, nur muß fie fi) in dem Befige 
eines Andern befinden. Wer daher 3. B. Eigenthimer eines 
Jagdrechtes ift, kann gegen denjenigen, der dasfelbe ausübet, 
mit der Bindicationsflage auftreten. Es iſt auch einerley, 0b 
das Eigenthum ein beftändiged oder mwiderrufliched fey, denn 
Teßtered gibt dad Vindicationsrecht wenigftens in fo lange, als es 
dauert: Auch der bloße Miteigenthümer iſt berechtiget, die Vindi— 
cationsflage auf feinen Antheil zu erheben. Wenn in dem Falle, 
als dem Kläger nur ein Theil an einer gemeinfchaftlichen Sache, 
3 D. einem Grundſtücke oder Haufe, zufteht, zwey Befiger find, 
‚Davon der eine des Klägers Miteigenthümer ift, der andere aber 
nicht , fo ift ein Anterfchied zu machen, ob beyde die Sache un: 
getheilt befigen,, oder ob jedem ein beftimmter Theil zugewiefen 
ift. In dem erften Falle kann der Kläger nur den in Anſpruch 
nehmen, der nicht Miteigenthümer ift, weil er dem Miteigen— 
thümer fein Recht nicht ftreitig macht, wo hingegen der andere 
Mitbefiger gar Fein Necht auf die Sache hat. In dem andern 
Sale aber muß die Klage gegen jeden auf die Halfte feines 
innehabenden Antheild gerichtet werden Nach dem römifchen 
Nechte ift die Frage fehr ftreitig, ob der Kläger ſchon gleich zu 
Anfang ded Proceſſes Eigenthümer fenn müſſe, oder ob es he— 
nug fey, wenn er auch erjt nach angeftellter Klage das Eigen: 
thumsrecht erwirbt ? und ed dürfte ohne Zweifel die erjtere Mei— 
nung die richtigere feyn. Nach canonifchem Nechte kann dagegen 
der Proceß nur dann nicht weiter fortgefeßt, fondern es muß eine 


neue Klage angeftellt werden, wenn die Eigentbumsflage auf 
44 * 
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einen freziell angegebenen Rechtötitel gegründet wird, der Klä— 
ger aber nachher das Eigenthum aus einem ganz andern Grunde 
erworben hat. Am Gegentheile kann nad) dem canonifchen 
Rechte in dem Falle, da die Eigenthumöflage ohne Anführung 
eines fpeciell angegebenen Erwerbungsgrundes bloß darauf ges 
gründet worden ift, daß dem Kläger das Eigenthum zuftehe, der 
Proceß fortgefegt werden, wenn die Erwerbung des Eigenthums 
nachher noch erfolgt. in Aehnliches ſcheint auch nach öſterrei— 
chiſchem Rechte Behauptet werden zu müffen; denn den Klage: 
grund ift der Kläger: in feiner darauf folgenden Schrift oder 
Rede zu andern nicht befugt ($. 21 der ©. D.); dagegen Fann er 
in der darauf folgenden Schrift neue Behelfe zur Begründung feiner 
Klage begbringen, wenn er auszuweifen im Stande ift, daß er 
fie nicht gefliffentlich verfchwiegen habe, welches hier allerdings 
der al ift, wo er erft durch einen nachgefolgten Umſtand 
fein Eigenthumörecht auszumweifen vermag. Segen wir z. B. 
den Zall: A firenge gegen den B eine Gigenthumöflage an, 
und berufe fich, zum Beweife des Eigenthumsrechtes, darauf, daß 
er fie von G gekauft habe; der B weifet dagegen in feiner Ein— 
rede fich aus, daß er die Sache von D gekauft habe; nun ftirbt 
indeffen der wahre Eigenthümer E, welcher den C zum Univer: 
falerben einfeßt. Ohne Zweifel kann da A in der Replif dies 
fen weiteren Beweis feines Eigenthumsrechtes, unter Beobachtung 
der in dem $. 48 der ©. D. angeführten Vorfichten, nachtragen 
und feine Eigenthumsklage fortfesen. — Daß der Kläger in je 
nem Falle, als er zur weiteren Verfolgung feined nachher er— 
worbenen Eigenthums eine neue Klage anftellen muß, dem: Geg: ' 
ner die Koften des früher geführten Proceffes zu erftatten fihul« 
dig ſey, ift die gefegliche Folge der Aenderung der Klage. — 
Iſt bereitd früher dad Urtheil gefchöpft worden, fo erübrigt ihm 
nichts, als die Wiedereinfegung in den vorigen Stand, wegen 
neu gefundener Beweismittel, zu begehren. 

4) Die Eigenthumsklage fteht dem Cigenthümer einer Sa— 
che zu, und ift gegen jenen Inhaber der Sache gerichtet, der 
fie ihm vorenthält. Diefes beftimmt der gegenwärtige $. deut— 
lih duch den Ausdruck, daß mit dem Eigenthumsrechte das 
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Recht verbunden fey, die vorenthaltene Sache von jedem Inha— 
ber gerichtlich zu fordern. Um die eigentliche Bedeutung und den 
Umfang diefer gefeglichen Anordnung kennen zu lernen, foll fol= 
gende Bemerkung behülflich ſeyn. Dede Klage, die bey dem 
Richter angebracht wird, ſetzt wenigftens die Behaupfung eines 
verlegten Rechtes von Seite des Geflagten voraus. Eine 
bloß eventuell, für den Fall, als der Andere die eingegangene 
Verbindlichkeit nicht leiſten follte, angeftrengte Klage kann nicht 
Statt haben, obfchon fie öfters verfucht werden mag ). Nun 
räumt dad Geſetz $. 329 demjenigen, welcher eine Sache im 
guten Glauben, daß fie fein gehöre, befißt, das Necht ein, dies 
felbe ohne Verantwortung nach Belieben zu brauchen, zu vers 
brauchen , auch wohl zu vertilgen, folglich auch Jeden, der fich 
nicht ald Eigenthümer derfelben auöweifet, oder wenigftens ein 
ftärfered Hecht darauf darthut, von dem Genuffe derfelben 
audzufchließen. Mit diefem Rechte des tedlichen Beſitzers ift es 
nicht vereinbarlih, dem Eigenthümer früher ein Klagereht ein— 
zuräumen, als diefer fich nicht bey jenem ald Gigenthümer gemel- 
det und ihm die Beweife feines Eigenthums geliefert, oder we— 
nigftens denfelben in die Lage gefegt hat, fich die Yeberzeugung 
feined Eigenthumsrechted zu verfchaffen. Würde der Eigenthü— 
mer deffenungeachtet früher die Klage anftrengen, als er fich 
gegen den Befiker, als folchen, legitimirt hat, fo ftände, meines 
Dafürhaltens, dem Beſitzer ded Necht zu, demfelben die dilatoriiche 
Einwendung entgegen zu fegen, daß er nicht früher ſchuldig fey, 
fi) in einen NRechtöftreit mit ihm einzulaffen, bevor micht der 
- Cigenthümer ihm die Gründe feined Anſpruches im außergericht: 
lichen Wege mitgetheilt hat. — Er kann dem Gigenthümer ein: 
wenden: dir gebührt nach dem Gefege nur ein Klagerecht gegen 
denjenigen Befiger, der dir deine Sache vorenthält; folglich ges 
bührt dir gegen mich Fein Klagerecht. — Diefes kann aber nicht 





4) Ich Fann mich erinnern, daß vor längerer Zeit in einer Hauptſtadt die Rechts⸗ 
freunde Berfuche machten , zur Gewinnung der Zeit, mit der Oapitalsauffüns 
Diqung auch zugleich fchon Die Zahlungsklage einzureichen, bevor fe alfo noch 
wiſſen fonnten, ob der Geklagte nicht feiner Verbindlichkeit aus frenem An—⸗ 
triebe nachkommen werde. 
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nur allein der redliche Befißer, fondern in den meiften Fällen 
auch der unredliche thun, nähmlich dann, wenn derfelbe wohl 
weiß, oder aus den Umftänden vermuthen muß, daß die Sache 
fremdes Eigenthum fey, er jedoch den Eigenthümer nicht 
fennt. Denn in fo lange ihm die Perfon ded Eigenthumed uns 
befannt bleibt, Fann er ihm die Sache nicht veftituiren, und 
felbft in dem Falle, ald fi) Jemand ald Eigenthümer derfels 
ben gegen ihn meldet, ift er in fo lange nicht verpflichtet, "fa 
nicht einmahl berechtiget, ihm die Sache zu erfradiren, bis jener 
fih nicht ald folchen auch Tegitimirt hat. Denn der unredliche 
DBefiger hat die Pflichten eines Verwaͤhrers; er kann von dem 
Augenblide an, ald er redlich zu handeln anfängt, fich bloß als 
Derwahrer der Sache anfehen, welcher die Verpflichtung hat, 
die Sache dem wahren oder vermutheten Cigenthümer zurückzuſtel— 
len. Wollte er dem erfien beften, der einen Anfpruch auf die 
Sache erhebt, felbe ertradiren, fo würde er in Gefahr ftehen, neuer: 
ding gegen den wahren Eigenthümer verantwortlich zu werden. 
— Darum find auch der redliche und unredliche Befiger bey Prü— 
fung der Legitimationsbeweife desjenigen, welcher einen Eigen: 
thumsanfpruch erhebt, in einer verfchiedenen Lage. Nachdem der 
redliche Befiger die Sache ohne Verantwortung brauchen, vers 
brauchen, auch wohl vertilgen kann, fo kann er um fo mehr Die: 
felbe demjenigen, der fih ald Eigenthümer meldet, abtreten, 
wenn diefer auch gar Feine Beweife feines Eigenthums vorgelegt 
hätte, ohne befürchten zu müffen, fich dadurch einftens gegen 

den wahren Eigenthümer verantwortlich zu machen. Nicht ſo 
der untedliche Befiger. Hat derfelbe unvorfichtiger Weiſe dem— 
jenigen, der einen Eigenthumsanfpruch erhoben hat, die Sache 
fammt den allenfallfigen Nutzungen audgefolgt, ohne die Beweife 
feines Eigenthums gehörig gewürdigt zu haben, fo Fann er in 
der Folge, wenn der wahre Eigenthümer fich meldet, in die Lage 
fommen, neuerdingd den Werth der unvorfichtiger Weife hintan 
gegebenen Sache fammt den Nugungen vergüten zu müffen. 
Die Eigenthumsklage ift gegen den Inhaber gerichtet, Wie 
fich der bloße Inhaber, der nicht zugleich Befißer ift, vor der 
Gigenthumöflage ſchützen Fonne, kömmt $. 375 vor. Hat der Be: 
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ſitzer vor Zuftelung der Klage den Beſitz bereit aufgegeben, fo 
Tann gegen ihn die Eigenthumsklage nicht mehr angeftrengt wer: 
den, wohl aber kann der unredliche Befiger verhalten werden, den 
Werth zu vergüten und die Schadloöshaltung zu leiſten ($. 375). 

5) Die Eigenthumdflage ift ihrer Natur nach darauf ges 
richtet, daß der Befiger zur Anerkennung des Eigenthums ans 
gehalten, und er in Folge derfelben verhalten werde, dem Eigen— 
thümer fein Hindernig in den Weg zu legen, feine Rechte auf die 
Sache auszuüben. Auf eigentliche Zurückſtellung fcheint fie, wie 
ich ſchon bey Erläuterung des $. 333 bemerkt habe, nicht gerich- 
tet, da der Eigenthümer in Folge feined Eigenthumsrechtes nur 
zu fordern berechtigt ift, daß ihn Niemand in der Ausübung des— 
felben hindere ; Eeineswegs kann er aber auch verlangen, daß 
Jemand eine pofitive Handlung unternehme, welche ihm zur Aus— 
übung feines Eigenthumsrechtes behulflich feyn ſolle. Nur gegen 
den unredlichen Befiger Kann die Eigenthumsklage auf Zurück— 
ftellung der Sache gerichtet werden. Mit der Eigenthumsflage 
Fann auch die Bitte auf die Herausgabe oder Erſatz der Nutzun— 
gen, nad Maßgabe des redlichen oder unredlichen Beſitzes des 
Seflagten, verbunden werden ($. 379). 

6) Im Testen Abſatze führt der gegenwärtige $. einen Aus: 
nahmöfall an, in welchem dem Eigenthümer nicht zuftehet, eine 
Eigenthumsklage gegen den Befiger anzuftrengen. Als Benfpiel 
führt Here Hofrath von Zeiller den Sal an, wo Jemand, als 
muthmaßlicher Grbe, eine Sache vor dem Tode des Erblaffers 
veräußerte, dann aber ald wirklicher Erbe die Veräußerung, 
folglich feine eigene Handlung, beftreiten will. — Was wäre 
aber in dem Falle Nechtend, wenn der Veräußerer vorgegeben 
hätte, daß ihn der Erblaffer zur Veräußerung authorifirt habe, 
er daher diefelbe nicht in feinem eigenen, fondern in fremden 
Nahmen veräußert hat? — Auch in dem Falle ware er, als Erbe, 
nicht befugt, die Eigenthumsklage anzuftrengen, obfchon fie ohne 
Zweifel dem Erblaffer zugeftanden hätte; denn hätte der Erb— 
Laffer felbft noch bey feinen Lebzeiten die Klage erhoben, fo 
könnte der Befiger den nachherigen Erben zur Vertretungsleiftung 
auffordern, und diefer hätte ihm dann ohne Zweifel jeden daraus 
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entftehenden Schaden zu vergüten. Da nun durch den Tod ded 
Erblaſſers an der Verpflichtung des Erben, die Vertretung zu 
feiften, nicht3 geändert wird, fo müßte im vorliegenden Falle der 
Erbe die Vertretungäleiftung gegen feine eigene Klage überneh- 
men; er müßte fohin zu gleicher Zeit ald Kläger und Beklagter 
auftreten, was gewiß eine juridifche Abfindität ware. Dagegen 
waltet aber Fein Anftand ob, daß derjenige, welcher aus facz 
tifcher Unmiffenheit eine ihm eigenthümliche Sache, ald Bevolk 
mächtigter eined Andern, veräußert, fie mit der Eigenthumäflage 
verfolge; nur hätte derfelbe, wenn diefe factifche Unwiſſenheit 
in feinem eigenen Verfchulden gegründet wäre, dem DBefiger den 
ausgelegten Kauffchilling, um den er dadurch zu Schaden Fame, 
zu vergüten ($. 1295). 


. 367. 


Die Eigenthumsklage findet gegen den redlichen 
Befiger einer beweglichen Sache nicht Statt, 
wenn er beweifet, daß er diefe Sache entweder 
in einer öffentlichen DBerfteigerung, oder von 
einem zu diefem Verkehre befugten Gewerbs— 
manne, oder gegen Entgeld von Semanden an fich 
gebracht hat, dem fie der Kläger felbit zum Ges. 
brauche, zur Verwahrung, oder in was immer 
für einer andern Abficht anvertraut hatte. Sn 
diefen Fällen wird von den redlihen Beſitzern 
da5 Eigenthum erworben, und dem vorigen 
Eigenthimer fteht nur gegen jene, die ihm dafür 
verantwortlich find, das Recht der Schadlos— 
haltung zu. : 


4) Diefer S. enthält einen mweiteren Ausnahmsfall von der 
Regel, dag die Gigenthumsflage jedem Eigenthümer gegen jeden 
Befiger feiner Sache gebühre. Indeſſen Fann diefe Anordnung 
nur im uneigentlichen inne ald eine Ausnahme von der obigen 
NRecgel angefehen werden, da, zufolge des Schluffes des gegenmwär= 
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tigen F. der redliche Beſitzer durch die hier aufgeführten Hand— 
lungen dad Eigenthum der Sache bereits erworben hat, daher 
dasſelbe für den früheren Eigenthümer verloren gegangen, letzte— 
rer ſohin in dem Zeitpuncte, als er die Klage gegen den Be— 
figer "anbringen fonnte, wirklich nicht mehr Eigenthümer ift. Der 
Grund diefer gefeglichen Anordnung berupet auf der Sicherheit 
des Verkehrs, welcher dadurch offenbar befördert wird, wenn 
die’ Staatsbürger dasjenige als ihr fichered, unbeftreitbares 
Eigenthum betrachten können, was fie nicht nur mit den redlich— 
ſten Geſinnungen, fondern auch auf eine Art an ſich gebracht 
haben, daß ihnen nicht Leicht ein Zweifel gegen das Eigenthums— 
recht des Ueberträgers auffallen Fonnte. Zudem ift es in den 
vorliegenden Fällen für den frühern Eigenthümer leichter, feine 
Schadfoshaltung an dem Schuldtragenden zu fuchen und zu 
erlangen. 

2) Der $. redet bloß von einer beweglichen Sache, — Zur 
Sicherheit des Verkehrs unbeweglicher Güter befichen dffentliche 
Bucher, deren Einficht Jedermann offen fteht, und wodurch man 
fidy über die Beſchaffenheit der Sache, die man an fich zu brin= 
gen fucht, belehren kann. — Auch Eönnten, der Natur der Sache 
nach, die beyden letzteren Fälle diefes Sy auf unbewegliche Güter 
hingen angewendet werden. 

3) Der erfie Sall, den das Gefeß hier aufführt, wodurch 
von dem redlichen Befiger dad Eigenthum unmittelbar erworben 
wird , ift, wenn die Sache bey einer vffentlichen, unter Autho— 
rität der Behörde vor ſich ‚gehenden Verfteigerung an fich ge— 
bracht, wirds — Die oben im Allgemeinen zur Begründung der 
gefeßlichen Anordnung diefed J. angeführten Gründe treten bier 
mit »befonderer Stärke hervor. Ueberdieß ift hier zu beachten, 
dag der Zall einer folchen Verſteigerung häufig für Perfonen 
gefchieht, die unter dem befonderen Schuge der Geſetze ftchen 
(5: 24), und bey welchen es fohin der Staatöverwaltung daran 
gelegen iſt, die größte Menge von Kaufluftigen herbeyzuſchaffen, 
‚die ſich wohl fehr vermindern dürfte, wenn der Käufer nicht 
mit Gewißheit darauf rechnen könnte, eim unbeftreitbared Eigen— 
thum an der erfteigerten Sache zu erhalten. Hiezu koͤmmt 
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noch, daß bey DVerfteigerungen nicht immer der Gigenthümer 
der zur Verfteigerung beftimmten Sachen bekannt ift, und, nach 
der Natur der Verfteigerung, bekannt feyn kann, wie 3. B. bey 
den von den Verfakämtern vorgenommenen Kicitationen; daß 
auch oft fremde Sachen gültig verfteigert werden, 3. B. wenn der 
Dermiether, wegen ihm ſchuldigen Miethzinfes, die in der Woh— 
nung des Miethers befindlichen Einrichtungsſtücke und Fahrniſſe in 
Grecution zieht, und dem Käufer derfelben nicht aufgebürdet werden 
kann, diefes Verhältniß gegen den Elagenden Eigenthümer erft 
im ordentlichen Rechtswege auszumeifen, und daß fehr oft ver- 
dächtige Gegenjtände, 5. B. die bey einem Anquifiten gefundenen, 
feinen Bedarf überfteigenden Kleidungsſtücke u. f. w. verfteigert 
werden müffen, wo alfo der Käufer gleich fchon urfprünglich der 
Gefahr der Vindieirung ſich ausfegen würde. — Damit aber 
die DBerfteigerung diefe Begünftigung nach fich ziehe, ift ed ohne 
Zweifel nothwendig, daß fie unter öffentlicher Authorität gefchehe. 
Es kömmt daher hiebey die Vorfchrift der Licitationd = Ordnung 
vom 15. July 1786 zu berüdfichtigen, zufolge welcher ohne 
obrigfeitlichee Bewilligung nichts verfteigert werden darf, und 
daß bey gerichtlichen DVerfteigerungen die Gerichtöbehörde, bey 
den übrigen aber die politifche Behörde zur Ertheilung folcher 
Bewilligungen competent fey. In Wien muß die Bewilligung 
zu freywilligen VBerfteigerungen bey der Negierung eingehohlt 
werden '). Auch hat derfelben, nach der obigen Licitations— 
Drdnung, wenn feine befondere Erlaubniß der Polizey = Behörde 
davon loszählt, eine obrigkeitliche Commiffion beyzuwohnen. 

4) Der zwente Fall fest einen Gewerbömann voraus, der 
aus dem Verkaufe folher Sachen, wie die fedeömahl in Nede 
ftehende ift, ein ordentliches Gefchäft macht. Der Ausdrud „Ges 
werbömann” muß wohl hier im weitläufigften Sinne des Wortes 
genommen werden, in welchem er auch den Betreiber einer freyen 
Befchäftigung darunter begreift, Auch muß derfelbe entweder 
für immer, oder doch zur Zeit des gefchloffenen Geſchäftes, ald 
z. B. zur Marktzeit, von dem Geſetze oder von der Behörde 


4) Nieder Deft. Reg: Verordn. vom s. April 1320. 
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zum Handel mit Sachen, unter welche Gattung die in Rede ftehen- 
de gehört, befugt feyn. Wer alfo z. B. von einem Gürtler eine 
Uhr Fauft, wird dadurch nicht Gigenthümer diefer Uhr.’ Ferner 
wird voraudgefeßt, daß der Gewerbsmann die Sache gegen Ent: 
geld hintan gegeben habe. Zwar hat der Gefesgeber |diefe Be: 
fchränfung in diefem Falle nicht ausdrüdlich beygefügt; allein die 
Abficht des höchften Gefesgebers fpricht ſich ſowohl in dent Te: 
ten Falle des gegenwärtigen $., als in der $. 363 auögefproches 
nen Anordnung deutlich dahin aus, daß nur der gegen Entgeld 
unternommene Verkehr zu ſchützen ſey; ja, es fcheint diefe Ab: 
ficht fogar durch die Worte „von einem zu diefem Verkehre be: 
fugten Gewerbömanne” angedeutet zu ſeyn, da ed, um Sachen 
unentgeldlich hintan zu geben, eines befondern Befugniſſes gar 
nicht bedarf. Der Geſetzgeber fcheint dem Beyſatze „gegen Ent: 
geld” nur aus dem Grunde lediglich den Testen Fall angefügt 
zu haben, weil fi) derfelbe in den erfteren zwey Fällen von 
felbft verfteht. 

5) Der dritte Fall bezieht * hauptſächlich auf Entlehner, 
Verwahrer, Pfandgläubiger und Bevollmächtigte, jedoch darf na— 
türlich der Beſitzer nicht gewußt haben, daß ihnen dieſe Sache von 
dem Eigenthümer nur in dieſer Eigenſchaft übergeben worden iſt; 
denn hat er dieſes gewußt, und doch die Sache an ſich gebracht, 
fo ift er offenbar ein unredlicher Befiger. Kömmt er erft ſpäter 
davon in Kenntniß, fo fihadet ihm diefed nichtd, denn er ift 
bereits durch den Act der Anfichbringung Eigenthümer geworden. 
Der Grund der Begünftigung, die auch in diefem Falle dem red— 
lichen Befiger zu Guten kömmt, fcheint darin zu liegen, weil 
die Uebergabe die äußere Form der Gigenthums = Lebertragung 
ift, und fohin derjenige, ‚der eine Sache von einer folchen Ver: 
fon an ſich bringt, im Allgemeinen mit Recht vermuthet, da 
durch die Uebergabe eine wirkliche Eigenthums =Uebertragung ge: 
ſchehen fey. Auch ift es billig, daß der Eigenthümer die ſchlim— 
men Folgen trage, wenn er feine Sache unbehuthfam Jemanden 
anvertraut hat, der durch die That beweifet, daß er diefes Ver: 
frauen nicht verdient hat. Uebrigens fordert das Gefeg nicht, 
daß der Beſitzer Wilfenfchaft davon hatte, die Suche fey dem 


220 [$. 368.] 


Veräußerer von dem Eigenthümer felbft anvertraut worden, 


genug, wenn er in der Folge Am Stande ift, diefen Umftand 
zu erweifen. 


s. 368. 


Wird aber bewiefen, daß der Befiker entweder 
[bon aus der Natur der an ſich gebrachten Sache, 
oder aus dem auffallend zu geringen Preiſe der— 
felben, oder aus den bekannten perfünfichen 
Eigenſchaften ſeines Vormannes, aus deffen Ges. 
werbe gder andern Verhäftniffen einen gegrün— 
deten Verdacht gegen die Redlichkeit feines Be— 
fißes hatte fchöpfen können; fo muß er, als ein 
unredlicher Befiger, die Sache dem Eigenthümer 
abtreten. 

41) Schon der vorige $. redet von einem redlichen Befißer, 
Der aegenmwärtige $. deutet nur einige Umſtände an, welche den 
gegründeten Verdacht einer Unredlicykeit erregen, ohne andere 
Grunde davon auszuſchließen. Da aber die Vermuthung immer 
für die Redlichkeit des Beſitzes ftreitet, fo Liegt dem Kläger das 
Vorhandenfegn folcher Werdachtögründe, und daß fie dem Be— 
fier bey Anfichbringung der Sache * unbekannt waren, zu 
erweifen ob. 

2) Die Verdachtsgründe, deren dad Geſetz bier erwähnt, 
find: a) die Natur oder DBefchaffenheit der an fich gebrachten 
Sache, indem fie z. DB. mit Merkmahlen bezeichnet it, die mit 
Grund daraus ſchließen laffen, daß fie dad Eigenthum des Weber: 
trägerd nicht fey; b) der unverhältnißmäßig geringe Preis, 
um welchen fie dee Eigenthümer oder der redlich handelnde Be— 
vollmächtige nicht hintan gegeben haben würde; c) die perſön— 
lihen Gigenfchaften des Weberträgerö, fein Alter, Geſchlecht, 
Stand, fein befannter Ruf, fein Erwerb, der mit dem Werthe 
der veränßerten Sache in keinem Verhältniſſe fteht u. ſ. w. 
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. 360, 


Was dem Kläger zu beweifen obliege. 


Wer die Eigenthumsklage übernimmt, muß den 
Beweis führen, daß der Geklagte die eingeklagte 

Sache in feiner Macht habe, und daß dieſe 
Sache fein Eigenthum fey. 


4) Dad erfte Erforderniß iſt fchon im Begriffe der Eigen: 
thumsflage, und zwar darin enthalten, daß fie in dem Rechte 
de3 Gigenthümers beruht, feine ihm vorenthaltene Sache von 
jedem Inhaber gerichtlich zu fordern; daher gegen denjenigen, 
welcher die zu vindicirende Sache nicht inne hat, diefe Klage gar 
nicht angeftrengt werden kann. Die Anführung des Thatumftan= 
des, daß der Geklagte die zu vindicirende Sache wirklich in feiner 
Gewahrfame habe, gehört fohin zum Factum der Klage, woraus 
folgt, daß, wenn der Kläger diefen Umftand in feiner Klage gar 
nicht berührt, und der Geklagte auf die Klage gar Feine Nede 
und Antwort ertheilet, Teßterer auch in contumaciam zur Zurück 
ftelung der in Anfpruch genommenen Sache gar nicht verurtheilt 
werden Fünne, weil nach der öfterreichifchen Gericht3ordnung , 
$$. 29 u. 36, dad Stillfeyweigen des Geklagten nur zur Folge 
hat, daß dem Kläger, in Betreff ded angebrachten Factums , 
voller Glaube beygemeffen wird, keineswegs aber eben dadurch 
fihon das in der Klage angefprochene Recht für richtig anerkannt 
‚ wird; woraus folgt, daß, im Zalle der Kläger nicht alle zur 
Begründung der Klage wefentlich nothwendigen Facta angeführt 
hat, auch für Feinen Fall zu Gunften deöfelben entfchieden wer: 
den könne, 

2) Gleich wichtig⸗ al5 ſchwierig, iſt hier die Beantwortung 
der Frage, von welchem Zeitpuncte eigentlich dieſe Anordnung 
zu gelten habe? — Ob es nähmlich zur Begründung der Eigen— 
thumsklage ſchon genug ſey, wenn der Kläger darthut, daß die 
in Anſpruch genommene Sache ein Mahl in der Gewahrfame des 
Geklagten gewefen fey, oder ob bier ein gewilfer Zeitpunct feſt⸗ 
zufegen fey, mit Bezug auf welchen der Kläger die Detention 
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der zu vindieirenden Sache darthun müffe, und, im Falle der be: 
jahenden Beantwortung diefer Stage, welcher denn diefer Zeit 
punct fey? — Ich glaube nicht, daß es hinreichend fey, wenn 
der Kläger ermeifet, daß die zu vindicirende Sache einmahl im 
Befise des Geflagten geweſen fey, und daß bey dem hergeftell: 
ten dießfälligen Beweiſe dem Geflagten obliege, die Art und 
Weiſe darzuthun, wie er aus dem Beſitze der angefprochenen 
Sache gefommen ſey; fondern daß der Kläger zu zeigen habe, 
Geklagter habe die eingeflagte Sache noch in feiner Gewahr- 
fame. Denn nicht nur der wöortliche Ausdruck des gegenwärtis 
gen $., daß derjenige, welcher die Eigenthumsklage übernimmt, 
den Beweis führen müffe, daß der Geflagte die eingeflagte Sa: 
che in feiner Macht habe, fpricht für meine Meinung, fondern 
auch der $. 366 entwidelte Begriff der Eigenthumsklage, zu Folge 
deffen diefelbe in dem Rechte des Eigenthümers beruht, feine 
ihm vorenthaltene Sache von jedem Inhaber gerichtlich zu fors 
dern. Die Eigenfchaft des Geklagten, ald Inhaber, muß fonad) 
erwiefen werden, und da die Innehabung gar Fein Rechts-, ſon— 
dern nur ein factifches Verhältniß ift, fo Fann auch in Anſehung 
derfelben nicht der nähmliche Grundlag, wie in dem Falle gel— 
ten, wenn ed fich um Darthuung eines Rechtes handelt, in wel— 
chem allerdings der Kläger nur die Entjtehung diefes Rechtes 
zu erweifen braucht, und dem Geklagten dagegen obliegt, dar— 
zuthun, daß das in Rede ftehende Recht in der Folge wieder 
erlofchen fey. — Die Wahrheit der hier aufgeftellten Behaup— 
tung wird durch die SS. 376 und 378, welche mit dem gegens 
wärtigen in innigfter Verbindung ftehen, vollends außer allen 
Zweifel gefest. Man fege den Fall: A bringe gegen den B eine 
Klage an, worin er behauptet, daß B eine Stockuhr befige, welche 
ihm, dem A, gehöre; zum Beweife; daß B diefe Stockuhr wirklich 
befiße, führe er zwey Zeugen an, welche fie vor einem halben Jahre 
in feiner Wohnung gefeben haben. B erwiedere hierauf, ed fey . 
allerdingd richtig, daß er um diefe Zeit diefe Uhr gehabt habe, 
er habe fie aber während diefer Zeit an einen Unbefannten wieder 
veräußert, und er fey daher fchon feit längerer Zeit nicht mehr im 
Befige derfelben; erweiſen Fönne er den Act der Veräußerung 
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nicht, da Niemand bey demfelben, außer dem unbekannten Käu- 
fer und ihm felbft, zugegen gewefen fey. — In diefem Falle hätte, 
nach der Behauptung der Gegner, der Kläger den Beweis über 
den Umftand, daß der Geklagte die Sache in feiner Macht habe, 
geliefert, und da der Geklagte den Gegenbeweis nicht herftellen 
fonnte, fo wäre fohin rechtlich anzunehmen, daß er die an 
gefprochene Sache wirklich noch in feiner Gewahrfame habe. 
Es müßte fohin für ihn die widrige Rechtöfolge, welche der Ge: 
feßgeber mit der Abläugnung des Beſitzes in Verbindung gefegt 
hat, eintreten, welche nach der Vorfgrift des $. 376 darin be= 
ftehet, daß der Geklagte dem Kläger: fihon allein wegen diefer 
Ablaugnung des Beſitzes den Befi der Sache abtreten muß; 
wie könnte aber in dem vorliegenden Falle diefe widrige Rechtö- 
folge für den Geflagten eintreten, da er, wie vorausgefeßt wird, 
wirklich fchon lange nicht mehr im DBefige der zu vindicirenden 
Sache it? — Zwar Fönnte man mir dagegen einwenden, daß 
diefer Fall auch dann eintreten könne, wenn der Kläger den 
Beweis herzuftellen vermochte, daß der Geklagte die Sache noch 
in feiner Gewahrſame habe; allein damit der Geklagte nicht durch 
eine nachtheilige Veräußerung das Necht de3 Klägers zerfiöre, 
hat der Gefeßgeber durch die Vorfchrift des $. 378 Vorſorge 
getroffen. — Wenn daher der Geflagte behauptet, daß er zur 
Zeit der zugeftellten Klage die angefprochene Sache nicht mehr 
im Befige hatte, der Kläger dagegen darzuthun vermag, daß 
diefes Vorgeben unrichtig fey, fo ift hier ohne Zweifel der Fall 
der Abläugnung ded Befied vorhanden, und es tritt die im 
$. 376 enthaltene Anordnung in Wirfamfeit, welcher zu Folge 
der Geflagte dem Kläger den Befis der Sache ohne Nückficht 
auf ein ſtärkeres Necht abtreten muß. Hat daher der Geflagte 
zur Zeit, ald er die Sache abtreten foll, diefelbe wirklich nicht 
mehr im Befige, und kann er fobin, weil ed zum Unmöglichen 
Feine Pflicht und Feinen Zwang geben Fann, zur Abtretung des 
Beſitzes nicht gezwungen werden, fo ijt eben dadurch auch der 
Beweis hergeftellt, daß der Geklagte die Sache erft nach zuge: 
ftelfter Klage habe fahren laſſen; fohin tritt, nebjt dem $. 376, 
auch der $. 378 in Anwendung, und der Geklagte muß dem 
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oder ihm den außerordentlichen Werth derfelben erfegen. 

3) Aus dem Geſagten folget zugleich, „daß der. eigentliche 
Zeitpunct der Innehabung, welcher von dem, der die Eigenthums— 
Elage anbringt, dargethan werden muß, der Zeitpunct der zuge— 
fiellten Klage fey, weil des redliche Befiser einer Sache für. eine 
Veräußerung, welche er vor diefem Zeitpuncte vorgenommen hat, 
nicht verantwortlich gemacht werden Fann. — Iſt nun aber der 
Zeitpunct, in Bezug auf welden der Kläger den Beweis der 
Innehabung des Geflagten flügen muß, der der aufgeftellten 
Klage, fo ergibt fich hieraus, daß derfelbe diefen Beweis uns 
möglich in feiner Klage liefern könne, und dadurch fiheinet auch 
eine Unzukömmlichkeit zu entftehen. 

Es fordert nähmlich die Gerichtordnung SS. 3 und 12, 
daß der Kläger in der Klage dad Factum, woraus er fich. ein 
Recht erwachfen zu feyn glaubet, vollftandig mit allen Umſtänden, 
welche zur Bewahrung feines Rechtes dienlich feyn können, an— 
bringen, und zugleich auch alle Beweismittel anführen folle, 
welches Tegtere in Anfehung der Innehabung der angefprochenen 
Sache von Seite des Gellagten platterdingd unmöglich it. 
Allein diefe fcheinbare Unzukömmlichkeit gleichet ſich durch die 
Dorfchriften unferer Gerichtsordnung von ſelbſt wieder aus; 
denn wird diefe Gigenthumöflage auf dent Lande angebracht, 
wo das mündliche Verfahren Plag greift, und wird überdieß 
diefelbe mündlich zu Protocoll gegeben, fo Fann der Kläger feinen 
Beweis aud) bey der hierüber angeordneten Zagfagung ſelbſt 
leicht nachtragen, indem ihm in dieſem Sale fogar, geftattet ift, 
dad Klagerecht und die aus demfelben geitellte Bitte abzuandern 
($. 21 der a b. ©. O.). Wer auch in dem Falle, als die 
Klage fihriftlich angebracht wird, ftehet, meines Erachtens, im 
mündlichen Verfahren dem Kläger fein Hinderniß im Wege, 
diefes abgangige Beweismittel bey der Tagſatzung nachzutragen, 
da eben aus dem DBerbothe, in diefem Falle das Klagerecht 
und die aus ihm geftellte Bitte abzuandern, die Erlaubniß zur 
Nachtragung der Beweife indirect folgt. — Nur in dem Sale, 
als bier das fihriftliche Verfahren Plog greift, in weldem an 
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der eingereichten Kfage Feine Aenderung mehr vorgenommen mer: 
den Fann, ſcheinet diefer Anftand noch fortwährend zu beitehen ; 
allein auch diefer wird durch eine nähere Anſicht der Sache ge: 
hoben, denn es ift ja auch geftattet, in der Replik folche Be: 
weife nachzufragen, von denen der Kläger darzuthun im, Stande 
ift, daß er fie in feiner Klage nicht gefliffentlich verfchwiegen 
habe ($. 48 der a. G. O.). Ich glaube fogar, daß in diefem 
alle der Kläger nicht nöthig habe, die Bewilligung der Bey: 
bringung diefer Neuerung bey dem Richter, mittelft eined befon- 
deren Anbringens, anzufuchen, weil diefes im vorliegenden Falle 
eine ganz unnöthige Weitläufigfeit wäre, da ed bier in der Natur 
der Sache gegründet ift, daß er diefen Beweis in der Klage nicht 
habe anbringen können, folglich über diefe Frage nicht erft vers 
handelt werden darf, zu welchem Zwede eigentlicy die Vorſchrift 
wegen des erwähnten befonderen Anbringens erlaffen worden ift. 
4) Der weitere Beweid, der demjenigen, welcher die Eigen— 
thumöflage anbringt, zu liefern obliegt, bejtehet darin, daß die 
angefprochene Sache fein Eigenthum fey. Da das Eigenthum 
Fein angeborned, fondern ein durch ein rechtliches Factum erwor- 
benes Recht iſt ($. 16), fo muß der Kläger die Art und Weiſe, 
wie er dad Eigenthum erlangt hat, ausweifen. — Hier foll nun 
ausführlicher auseinander gefegt werden, wie der Kläger die Er— 
werbung des Eigenthumes auszuweifen habe. — 
A. Gründet er diefelbe auf eine urfprüngliche Erwerbungsdart , 
3. B. Decupation, oder auf eine folche, welche durch fich ſelbſt, 
fo wie der Zuwachs und die Verjährung, den wahren Eigen: 
thümer ohne deffen Zuftimmung auöfchließt, fo darf nur die 
‚Eriftenz diefed Erwerbgrundes dargethan werden. Nur muf 
in allen jenen Fällen, wo nicht aus der Form der Zueignung 
felbft erkennbar ift, daß die Sache, welche fich der Kläger 
zugeeignet hat, eine frenfiehende Sache war, auch diefe Eigen: 
ſchaft gehörig dargethan werden. Wenn z. B. Mehrere mit: 
fammen in einem Reviere die cumulative Nagdbarkeit ausüben, 
fo ift 8 genug, wenn einer von ihnen zu erweifen vermag, 
daß er dad in Frage ftehende Wild in dieſem Neviere erlegt 
habe; dadurch it fein Eigenthumsrecht außer Zweifel gefegt. 
Mippel's Commentar III, Tb. 15 


By 
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Beweifet aber Jemand, daß er eine Sache, 3.3. eine Dofe, 
gefunden habe, fo ift der Beweis feined Eigenthumsrechtes 
auf diefelbe nur dann hergeftellt, wenn er zugleich darthut, 
daß dieſe Dofe von dem Eigenthümer verlaffen worden iff. 
Für diefen Fall liegt ihm daher zweyerley zu erweifen ob: a) 
daß die Sache von Jemanden verlaffen worden fey, und b) 
daß derjenige , der die Sache verlaffen hat, wirklicher Eigen— 
thümer derfelben gewefen fey. — In letzterer Hinficht fallt der 
Beweis diefer urfprünglichen Erwerbungsart mit dem Beweife, 
welcher bey einer abgeleiteten Erwerbungsart geliefert werden 
muß, und von welchen hier unten gehandelt wird, in Eines 
zufammen. 

B. Stützet fih der Kläger darauf, daß er die (bewegliche) Sache 
in einer öffentlichen Verfteigerung, oder von einem zu diefem 
DBerkehre befugten Gewerbömanne, oder gegen Entgeld von 
Jemanden in Befig gebracht hat, dem fie der Eigenthümer 
felbft zum Gebrauche, zur Verwahrung oder in was immer 
für einer anderen Abficht anvertraut hatte ($: 367), fo ift es 
eben fo viel, ald wenn er eine urfprüngliche Erwerbungsart 
dargethan hätte. — Denn in diefen Fällen wird dad Eigen— 
thum nicht durch den Willen des vorigen Eigenthümers, fon- 
dern durch eine ausdrückliche Verfügung des Geſetzes erwor— 
ben. Nur im dem Tegten Falle wäre gleichfalls zu erweifen, 
daß derjenige, twelcher die angefprochene Sache dem Vormanne 
des Klägerd anvertraut hatte, mirklicy Eigenthümer diefer 
Sache gewefen fey, und in diefer Hinficht müßte ſich daher der 
Kläger gleichfalld gefallen laſſen, jene Beweife zu Kiefern, wel- 
che bey der abgeleiteten Grwerbungsart geliefert werden müffen. 

C. Stußet fich hingegen der Kläger auf eine ihm willführlich 
gefchehene Webertragung von Seite des Eigenthümers, bey 
welcher der Zitel zum Gigenthumsrechte Tediglich in dem Wil: 
len des Eigenthümers felbjt beruhet, fo muß er nicht nur be- 
meifen, daß die Sache durch ein rechtögultiges Gefchaft auf 
ihn gefommen fen, wodurch man das Eigenthum einer Sache 
erwerben kann, fondern auch, daß derjenige, der ihm dieſe 
Sache auf diefe Art und Weife übertragen hat, wirklich Eigen: 


[$. 369.] 227 
thlimer derſelben geweſen fey. Um aber zu beweiſen, daß der 
Meberträger der Sache wirklich Eigenthümer derfelben gewefen 
fey, ift vor allem nothwendig, daß dargethan werde, er habe 
die Sache durch ein ſolches Rechtögefchäft erhalten, wodurch 


er dad Cigenthum erwerben konnte. — Iſt num diefes Nechtö- 
geſchäft ein folcyes, wodurch, wie sub A und B vorgefom:- 
men ift, dad Eigenthum unmittelbar erworben wird, fo hat 


der Vindicant bier, in Rückſicht des herzuftellenden Beweifes, 
den Ruhepunct gefunden; gründet fich die Erwerbung feines 


Rechtes aber auf dem Willen des vorigen Beſitzers, fo muß 


auf gleiche Weife von diefem dargethan werden, daß er Eigen- 
thümer ſey u. f. f., bis entweder der Vindicant auf einen 
Auctor ftößt, welcher auf eine in A oder B bezeichnete Art in 


den Befig der Sache gekommen, oder die Erfigung darge: 


than iſt. Dat der Vindicant das Eigenthum der Sache durch 
Kauf erworben, fo muß er, nach den Vorſchriften ded römi— 
fhen Rechtes, nicht nur beweifen, daß ihm die Sache von 
feinem Auctor wirflicdy übergeben worden fey, und er daher 
den Befig der Sache gehabt habez fondern er muß auch noch 
außerdem darthun, daß er das Kaufgeld bezahlet, oder ſonſt 
feinen Auctor befriediget habe '). Die Webergabe muß auch 
ohne Zweifel nach den Vorfchriften des dfterreichifchen Rechtes 
erwiefen werden, weil diefelbe zur Erwerbung des Eigenthumd 
nothwendig ($. 425), und daher in dem Begriffe der Ei— 
genthumsklage eingefchloffen ift. Dagegen ift, nach öfterreichi= 
ſchem Rechte, nicht nothwendig, daß der Vindicant auch die 
Bezahlung des Kaufpreifes darthuez denn fürd Erfte ftreitet 
gleichfalls die Verrtuthung dafür, daß, wenn dem Käufer die 


verkaufte Sache bereit3 übergeben worden ift, auch der bedun— 


gene Preis berichtiget fey, weil der Verkäufer, bid zur Berich— 


tigung des Kaufgelded, die Uebergabe der Sache zu verweigern 


berechtiget ift ($. 1062) ; wäre aber wirklich erwieſen, daß die 

Sache von dem DBerkäufer dem Kaufer, ohne das Raufgeld zu 

erhalten, übergeben worden fey, fo wäre die Sache auf Borg 
45 * 


1) Stüds Erläuterung der Pandecten #. Theil, I. Abth., ©. 157. 
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verkauft; in welchem Falle dad Eigenthum derfelben fogleich und 
ohne Berichtigung des Kauffchillinges an den Käufer übergeht. 


0. 370, 


rer eine bewegliche Sadhje gerichtlich zurüdfor- 
dert, muß fie durch Merkmahle befchreiben, wo— 
durch fie von allen Ahnlichen Sachen gleicher 
Gattung ausgezeichnet wird, 


4) Die Bezeichnung ift darum nothwendig, damit nicht am 
Ende ein Zweifel entfteht, welche Sache herausgegeben werden 
folle. — Ein folcher Zweifel ergäbe fih, wenn mehrere Sachen glei= 
chen Nahmen führen, und es nicht angegeben ift, wie fich die eine 
von der anderen unterfcheidet. Setzen wir z. B., ed werde er- 
Eannt, Paul fey dem Peter die Uhr auszufolgen fehuldig , welche 
er von dem Franz gekauft hat. — Nach rechtöfräftig geworde- 
nem Uetheile biethet Paul dem Peter eine Uhr anz allein diefer 
behauptet, felbe fen nicht die echte. — Hier müßte alfo ein 
neuer Proceß über den Umftand geführt werden, ob diefe Uhr die 
nähmliche fey oder nicht. Befchreibt aber der Kläger die Sache 
gleich anfänglich nach ihrer Materie, Größe, Zarbe, dem Ges 
ſchlechte (bey Thieren), und den andern fpecifiichen Merkmahlen, 
fo Eann er, im alle der Geflagte ihm die befchriebene Sache 
nicht freywillig überläßt, fondern ihm vielleicht eine andere dafür 
aufdringen will, im Wege der Erecution einfchreiten, daß der 
Nichter dem Gerichtöbedienten auftrage, von dem Geflagten die 
befchriebene Sache abzunehmen und fie dem Kläger zu überge: 
ben ($. 305 der G. D.). Hätte der Kläger die Sache doch nicht 
ganz genau befihrieben, und der Geklagte hätte mehrere Sachen 
im Defige, auf welche die Befchreibung zutrifft, fo müßte fich 
der Kläger mit derjenigen begnügen, die ihm der Geflagte aus 
diefen ähnlichen Sachen zumeifet, oder einen neuen Nechtöftreit 
beginnen; — denn der Geflagte feheint feiner Verpflichtung Ge: 
nüge geleiftet zu haben, wenn er dem Kläger eine folche Sache 
überläßt, die mit der Befchreibung, welche diefer von feinem 
Eigenthbume lieferte, zufammentrifft. Denn, ftimmen die Be: 
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hauptungen des Klägers und des Geklagten nicht überein, fo hat 
der Richter Feine Gewißheit darüber, wer aus beyden Necht habe; 
der Kläger hat ihm eben durch die mangelhafte Bezeichnung diefe 
Gewißheit nicht geleiftet, was er doch zu thun fihuldig geweſen 
wäre, da ihm der Beweis oblag. — Beforgt der Kläger, dag 
der Geklagte die Sache während des Proceffes mit einer andern, 
der Bezeichnung nach gleichen, jedoch minder werthuollen Sache 
vertaufchen möchte, fo Fann er ohne Zweifel darauf dringen, daß 
fie zu Gerichtöhanden erlegt, oder, in fo fern fie hiezu nicht ge= 
eignet: ift, fequeitrict werde. (II. 292 und 293 d. ©. D.) 

2) Der gegenwärtige $. befchränft die Bezeichnung auf eine 
bewegliche Sache; denn die Individualität der unbeweglichen 
Sachen läßt fich größtentheils aus den hierüber geführt werden— 
den Öffentlichen Büchern erfennen. Es bedarf daher einer ge: 
nauen Bezeichnung derfelben nicht. Befist jedoch der Geflagte 
mehrere unbewegliche Sachen dergleichen Gattung, 3. B. Häu— 
fer, fo ift es allerdings nothwendig, daß der Kläger bezeichne, 
welches Haus er meine; allein diefe Bezeichnung ift hier größ- 
tentheils fchon in dem Ausweife des Titeld enthalten. Oft kann, 
wie Herr Hofrath v. Zeilfer bemerkt, beſonders, wenn nur ein 
Theil der Sache angefprochen wird, die Beftimmung nur durch 
Kunjtverftändige gefchehen. (SS. 13 und 852.) 
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Sachen . die ſich auf dieſe Art nicht unterſcheiden 
laſſen, wie bares Geld mit anderm baren Gelde 
vermengt, oder auf den Ueberbringer lautende 
Schuldbriefe, ſind alſo in der Regel kein Ge— 
genſtand der Eigenthumsklage; wenn nicht ſol— 
che Umſtände eintreten, aus denen der Kläger 
ſein Eigenthumsrecht beweiſen kann, und aus 
denen der Geklagte wiſſen mußte, daß er die 
Sache ſich zuzuwenden nicht berechtiget ſey. 

4) Der gegenwärtige $. zählt jene Sachen auf, welche der 

Regel nach ein Gegenftand der Vindicationsklage nicht find. 
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Hierunter wird befonderd dad bare Geld aufgeführt. Zu diefem 
gehört, nebft der Münze, auch das als Münze geltende Papier: 
geld, Einlöfungss, Anticipationdfcheine, Banknoten u. ſ. w. Der 
F. fagt: „bared Geld mit anderem baren Gelde vermengt” aus 
welchem man fchliegen zu müffen fcheint, daß dad bare Geld, 
in fo ferne es noch unvermengt in den Händen des Befigers 
vorhanden ift, für jeden Fall ein Gegenftand der Eigenthums— 
Flage fey; denn der Nachſatz: „wenn nicht folche Umftände eins 
treten u. f. mw.” ift ja eigentlich nur für den Fall ausgefprochen, 
wenn dad bare Geld bereit mit andern Geldern vermengt ift. 
Das römifche Recht geftattete zwar auch die Vindication der 
Gelder, welche noch unvermengt fich in fremdem Beſitze befin= 
den, jedoch nur gegen den erften Empfänger '). Ich glaube 
nun nicht annehmen zu dürfen, daß es in der Abficht ded öſter— 
reichifchen Geſetzgebers gelegen -fey, der Vindicationsklage eine 
größere Ausdehnung zu verfchaffen, ald ihre im römifchen Rechte 
eingeräumt iftz und follten wohl nach diefer Abſicht die Schuld: 
briefe, melche auf den Ueberbringer Tauten, gegen die Eigen- 
thumöflage eine größere Begünſtigung, als bares Geld felbft, 
geniegen? — Diefe find aber nur dann ein Gegenftand der 
Vindication, wenn nebft dem Umftande, daß der Eigenthümer 
im Stande ift, jene Merkmahle anzugeben, die fie von allen übris 
gen unterfcheiden Taffen, auch noch der hinzutritt, daß der Ge: 
Elagte wiffen mußte, er fey fich diefelben zuzumwenden nicht be= 
rechtigt. Kann man wohl nun annehmen, daß bares Geld, 
welches der Befiger mit feinen übrigen Geldern noch nicht ver: 
mengte, abgefehen von diefem letteren Umftande, einen Gegen: 
ftand der Eigenthumsklage ausmachen könne? — Nach der, der 
gegenwärtigen Anordnung offenbar zum Grunde Tiegenden Abficht 
des höchſten Geſetzgebers muß diefe Frage doch offenbar vernei: 
nend beantwortet werden. Hier fcheint nur eine Disharmonie 
zwifchen der grammatifihen und logiſchen Auslegung einzufteten. 
— Ulein die im gegenwärtigen $. in Anwendung gebrachte Tex— 
firung läßt ſich zu Gunften der Togifchen Auslegung aufklären , 


1) Siehe Glück am a. D. . 543, 
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wenn man den $. 88 des zweyten Theil des bürgerlichen Ge: 
fegbuches für Weftgallizien, welches der Entwurf des gegenwär— 
tigen ift, damit vergleicht. Diefer Yautet: „Sachen, die ſich auf 
diefe Art nicht unterfcheiden laſſen, 3. B. bares ©eld/ mit 
anderem baren Gelde vermengt, oder öffentliche, auf den Meder: 
bringer Tautende Schuldbriefe, find alfo in der Regel Fein Ge— 
genftand der Eigenthumöflage, wenn nicht zufälliger Weile ein 
günftiger Umftand eintritt, durch welchen der Kläger fein Eigen: 
thumstecht erweifen kann.“ Dan fieht nun aus diefer Gefegeö- 
ftele, daß der Gefegeber die Vindication des baren Geldes 
und der auf den Weberbringer lautenden öffentlichen Schuldbriefe 
Vediglich aus der Rückſicht unzuläffig erklärt hat, weil fich das 
erftere, wenn es bereitd mit anderen Geldern vermengt worden, 
fo wie die Iegteren, gewöhnlich nicht von den andern Münzen 
oder Schuldbriefen gleicher Gattung unterfcheiden laſſen; kommt 
aber dem Eigenthümer ein glücklicher Umftand zu Statten, das 
Ungemwöhnliche zu leiften, und diefe Sache mit beftimmten Merk: 
mahlen zu befchreiben, dann hört der obige Grund auf, umd 
folglich fritt die Fähigkeit zur Vindication ein. — Allein die Ver: 
fafjer des gegenwärtigen Gefeßbuched, welche überhaupt die Binz 
dicationdflage zu Gunften des wechfelfeitigen Verkehres und der 
zu diefem fo nothwendigen Sicherheit gegen die Anordnungen des 
Gntwurfes zu. befchränken fuchten, wovon der $. 367 einen Be: 
weis Tiefert, zogen in Erwägung, daß hier nicht allein die Er— 
Fennbarkeit der Sache von Seite des vindicirenden Eigenthü— 
merd, fondern auch die redliche oder unredliche Handlungsweife 
des Befigers ind Augenmerk genommen werden müffe, und daß 
e5 der Sicherheit des Verkehres und dem Bffentlichen Gredite 
fchädlich feyn würde, wenn man auch den reodlichen Empfänger 
für den Fall, als dem Eigenthümer ein folcher gunftiger Um: 
ftand zu Statten kommt, zur Zurücftellung verhalten wollte. — 
Dian hat daher, beynahe unter wörtlicher Benbehaltung des Terz 
tes des F. 88 des weftgallisifchen Gefeßbuches, und mit Aufhe— 
bung der in felbem nur auf öffentliche Schuldbriefe au porteur 
gemachten Befchränfung, noch den weitern Umſtand beygefügt, 
daß der Geklagte aus den Umftanden wiffen müßte, er ſey fich die 
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Sache zuzumenden nicht berechtiget. — Es ift daher offenbar, 
daß fich diefer Teßtere Zufag auf. bared Geld oder Schuldbriefe 
au porteur überhaupt beziehe, ohne Unterfchied, ob der Beſitzer 
da5 erjtere noch umvermengt mit feinen Geldern aufbewahrt, 
oder dasfelbe bereit5 mit felben vermengt hat, indem im erften 
alle dem Eigenthümer nur die Erfennbarfeit von feiner Seite 
erleichtert ift. 

2) Schuldfcheine, die auf den Ueberbringer lauten, welches 
gewöhnlich bey Wechſeln, dann bey Staatsfihuldfcheinen oder 
Schuldſcheinen Öffentlicher Banken, aber auch zuweilen bey ge: 
möhnlichen Schulofcheinen von Privaten der Fall ift, haben eine 
ganz eigenthümliche Natur, und find wefentlih von den Schuld: 
briefen unterfchieden, welche die Derfon des Gläubigerd ausdrüden, 
fobald fie unter den. Gefichtspunet des Verkehrs geftellt werden. 
Iſt nähmlich in dem Schufdbriefe der Nahme des Gläubigers ents 
halten, fo weiß Jedermann, dag zur Uebertragung deöfelben feine 
Einwilligung erforderlich fey, und daß er, ohne Abtretungsurs 
Funde, feiner Zeit umfonft den Schuldner zur Zahlung angehen 
würde, Es Fann ſich daher jeder Erwerber vor. Schaden bewah- 
ren. — Iſt aber der Gläubiger in der Obligation nicht benannt, 
fo find dem Erwerber alle Mittel entzogen, den Schaden von 
fi) abzuwenden, indem er nicht weiß, an wen er ſich zu wenden 
habe, um nicht feiner Zeit darum angegangen zu werden. — Sie 
haben überdieß das Eigenthümliche, daß der Inhaber für den Gläu— 
biger gilt, und daher auch der Pröfentant, ohne Rückſicht auf den 
eigentlichen Gläubiger, gültig bezahlt werden kann. Diefem Ber: 
hältniffe liegt da5 allgemeine Princip zum Grunde, daß e5 bey dem 
Verkehre folcher Papiere auf die Perfon des wahren Eigenthü: 
mer3 gar nicht anfomme, daher jeder Inhaber dem Gläubi— 
ger gleich gelte. — Darum haben fie auch mit dem Papier: 
gelde das gemein, daß fie den wahren Eigenthümer nicht kenn— 
bar machen, und daß fie einen Gegenftand des Verkehres aus: 
machen, auch fo, wie jenes, einen eigenen Curs haben, Der 
Öfterreichifche Gefeßgeber hat daher auch diefelben, fo wie das 
bare Geld, mit allem Rechte um fo mehr (der Regel nach) von 
der Hähigfeit, vindicirt zu werden, ausgenommen, al3 der Eigen— 
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thümer in.der Lage ift, ſich fein Eigenthumdrecht auf einen fol- 
chen Schuldbrief ficher zu ftellen, indem er auf demfelben anmer: 
fen Fann, daß er ihm gehöre '). 

3) Daß bares Geld und auf den Ueberbringer fouteube 
Schuldbriefe fein Gegenſtand der Eigenthumsklage ſeyen, iſt 
bloß Regel, von welcher der Schluß des $. die Ausnahme ent: 
halt, nähmlich: wenn der Kläger fein Eigenthumsrecht auszu— 
weifen im Stande ift, welches der Fall feyn kann, wenn die 
Münzen noch in einem Sade verfchloffen, das Papiergeld in 
einem Umfchlage eingewidelt, die Staatöpapiere mit ihren Num— 
mern angegeben werden u. f. w., und wenn dabey folche Um: 
ftände eintreten, aus den der Geklagte ohne auffallende Sorg: 
Iofigkeit wiffen mußte, daß er die Sache fih zuzumenden nicht 
berechtiget fey. Diefes wäre alfo 3. B. der Fall, wie Herr Hof: 
rath v. Zeiller bemerkt, wenn der Eigenthümer dem auf Ueber: 
bringer lautenden Schufdfcheine zur Warnung feinen Nahmen 
al3 wahren Gigenthümer eingefchaltet hat, oder wenn Geld in 
größerer Menge von unbefannten Perfonen, denen man das 
Eigenthum nicht zuttauen kann, an Gaftwirthe, Trödler u. ſ. w. 
offenbar verfchleudert worden. 

4) Das vömifche Recht erleichtert dem Gigenthümer feinen 
im Allgemeinen ſchwierigen Beweis feined Gigenthumsrechtes da= 
durch, daß ed demjenigen, dem daran gelegen ift, eine in frem— 
dem Befige befindliche Sache zu fehen, weil fie ihm abhanden 
gekommen ift, er daher wiffen möchte, ob fie die feinige 
fen, und er fehin den Beſitzer mit Grund belangen könne oder 
nicht, das Recht einräumet, zu verlangen, daß der Befiger die 
Sache vorzeige, ‚oder wenn er ſich deſſen dolose weigert, das 
Intereſſe präftire *). Die diepfällige Klage heißt: actio ad 
exhibendum. Sie wurde auch in dad gallizifche Gefegbuch auf: 
genommen °), aber im gegenwärtigen Gefegbuche iſt fie über: 
gangen. — Der Grund diefer Vebergehung ift, wie Herr Hof: 


1) Eiche Sänners Archiv für die Gefchgebung und Reform des juriftifhen Stu— 
diums 1. B., 3. Heft., XXVIL 


2) Höpfner Commentar $. 1100. 
4) 4, Th., 9. 59. 
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rath v. Zeiler in feinem Commentare bemerkt, weil diefe Klage 
nach ftrengen philofophifchen Anfichten unhaltbar ift, indem da: 
durch der Kläger eine Einſchränkung der natürlichen Freyheit des 
Befigerd, jeden von feinem Befige auszufchließen, fordert, 
und fein Begehren auf ein Recht der unfchädlichen Duldung 
ftüget, dad nach tiefen philofophifchen Anfichten ein Unding iſt. 
— Indeffen werden fich in den meiften Fällen auch nach öſter— 
reichifchen Gefegen dem Kläger Mittel eröffnen, um zu erfor: 
fchen, ob er den Proceß mit Erfolg beginnen, und denfelben 
mit Erfolg fortfegen Fönne. Gewöhnlich ereignet ſich der Salt 
einer Eigenthumsklage, wenn dem Eigenthümer die Sache ent— 
wendet, veruntreuet oder betrieglich abgelodt worden ift, oder 
wenn er fie verloren hat und von Jemanden gefunden worden 
ift, der fie entweder betrieglicher Weife für ſich verwendet, oder 
diefelbe an einen Dritten veräußert hat. In allen diefen Fäl— 
len ftehet ed ihm ohnehin frey, bey der Strafbehörde die An: 
zeige zu machen, welche dann den Thatbeftand Amtswegen zu 
erheben, und hiebey aud) den Spuren, welche gegen den Thäter 
führen, nachzuforfchen hat. Glaubt nun der Eigenthümer, daß 
fich die ihm auf diefe Art und Weife entfommene Sache in den 
Händen. eines Dritten befinde, fo wird er hievon bey der untere 
fuchenden Strafbehörde die Anzeige machen, welche in folchem 
Falle die Sache von dem Befiger abfordern, und fie dem Anzei— 
ger zur NRecognoscirung vorlegen wird, damit im befahenden Falle 
dem wahrfcheinlichen Thäter näher nachgeforfcht werden Eönne. 
Auch außer diefem alle geben ihm die $$. 292 u. 293 der ©. D. 
ein folches Mittel an die Hand, und ed wird ihm gerade der Um: 
ftand, daß der DBefiger fich weigert, ihm die Sache zur Einficht 
vorzuhalten, einen Anhaltspunct an die Hand geben, um die zur 
Ginleitung der Sequeftration nöthige Gefahr wahrfcheinlich zu 
machen. 
. 02.872, 


b) Eigenthumsflage aus dem rechtlich = vermutheten Eigenthume des 
Klägers, Gegen welchen Befiger diefe Vermuthung eintrete? 


Wenn der Kläger mit dem Beweife des erworbe— 
nen Eigenthumes einer ihm vorenthaltenen Sache 
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zwar nicht ausreicht, aber den gültigen Zitel 
und die echte Art, wodurch er zu ihrem Beſitze 
gelangt iſt, dargethan hat; ſo wird er doch in 
Rückſicht eines jeden Beſitzers, der keinen, oder 
nur einen ſchwächern Titel ſeines Beſitzes anzu— 
geben vermag, für den wahren Eigenthümer ge— 
Da 
0. 373, 


Wenn alſo der Geklagte die Sache auf eine un 
redliche oder unrechtmäßige Weife befist, wenn 
er feinen, oder nur einen verdächtigen Vor— 
mann anzugeben vermag, oder, wenn er die 
Sache ohne Entgeld, der Kläger aber gegen. 
Entgeld erhalten hat, fo muß er dem Kläger 
weichen, 

4) Aus der Erläuterung ded $. 369, wo auseinander ge— 
fegt wurde, was bey Anftrengung der Eigenthumdflage dem Kla- 
ger zu beweifen obliege, ift erfichtlich, daß diefer Beweid in man— 
chen Fällen mit ungemeinen Schwierigkeiten verknüpft, öfters 
aber auch ganz unmöglich zu Tiefern fey. — In Erwägung def: 
fen ſah fih auch der dfterreichifche Gefeßgeber bewogen, eine 
zweyte Art Eigenthumsklage einzuführen, bey welcher ein ſtren— 
ger Beweis des Gigenthums nicht nothiwendig hergeftellt werden 
muß, fondern wo es genügt, ſolche Facta nachzuweifen, aus 
denen auf dad Eigenthumdrecht des Klägers mit Wahrfiheinlich- 
keit gefchloffen werden kann. Er nennt fie deßhalb auch die 

Eigenthumsklage aus dem rechtlich vermutheten Gigenthume de 

 Klägerd, und ift, mit Hinweglaffung unnützer Spigfindigkeiten, 

der römifchen actio publiciana nachgebildet. 

| 2) Bor Allem ift hier zu bemerken, daß, obſchon in diefen 

beyden HF. nichts davon erwähnet ift, ed doch in der Natur 

‚der Sache liege, daß der Kläger auch hier fo, wie bey der 

eigentlichen Eigenthumsklage, den Beweis führen müffe, daß der 

Geklagte die eingeffagte Sache in feiner Macht habe, da fie, 
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wie die Tegtere nur gegen den Inhaber einer Sache angeftrengt 
werden kann. In dieſer Hinficht gilt alfo hier das nähmliche, 
wad oben $. 369 in diefem Betreff gefagt worden ift. 

3) Außer dem Umftande, daß der Geklagte die eingeklagte 
Sache noch in feiner Macht habe, hat der Kläger noch zu er— 
meifen: a) daß er auf eine echte Art in den Beſitz der anges 
fprochenen Sache gekommen fey, und b) daß fih fein Beſitz 
auf einen folchen Titel gründe, welcher zur Webernahme des 
Eigenthums, wenn folches dem Webergeber gebührt hätte, hin: 
länglich gewefen wäre. ($. 1461). — Echt ift der Befig dann, 
wenn ſich der Befiger der Sache weder mit Gewalt, noch Lift 
bemächtiget, auch fi) in den Befig nicht heimlich eingefchli- 
chen, und die Sache nicht etwa bloß bittweife erhalten hat 
($$. 345 und 1464). Der Beweis der Echtheit wäre fohin ein 
negativer Beweis, da er lediglich darin beftehet, dag die Nicht- 
eriftenz beftimmter Facta dargethan werde, und fehin find Einige, 
und befonders diejenigen, weiche überhaupt dafür halten, daß nur 
die Eriftenz der Thatumftände ein Gegenftand der Beweisfüh: 
tung feyn könne, der Meinung, daß der Beweis der Echtheit des 
Beſitzes nicht dem Kläger obliegen könne, fondern daß vielmehr 
dem Gegner darzuthun zuftehe, wenn er vorgibt, daß der Kläger 
auf eine unechte Art in den Befig der Sache gefommen fey. Auch 
v. Zeiller in feinem Commentar zu diefem $. Nr. 3 fagt aus: 
drücklich, „daß die Echtheit der: Ueberkommungsart, fo wie die 
Redlichkeit, Feines Beweiſes bedürfe.” 

Allein, wenn es auch gleich im Allgemeinen richtig ift, daß 
für die Echtheit des Befiges eben fo, wie für die Nedlichkeit des— 
felben, die Vermuthung ftreite, fo fiheinet von. diefer allgemeinen 
Regel doch hier eine Ausnahme einzutreten, weil im gegenwärfis 
gen $. ausdrücklich gefagt iſt: „daß der Kläger den gültigen Titel 
und die echte Art, wodurch er zu dem Befige der angefprochenen 
Sache gelangt ift, darthun müſſe.“ — Zweifelt doc Niemand 
daran, daß der Kläger feinen gültigen Titel zeigen müffe, unges 
achtet der F. 323 wörtlich ausſpricht, daß der Beſitzer einer 
Sache die rechtliche Bermuthung eines gültigen, Titels für fich 
habe. Es wäre auch nur Täuſchung, wenn man glauben wollte, 
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daß der Beweis der Echtheit des DBefiges, weil er negativer 
Natur ift, ſchwer oder gar nicht herzuftellen fey; denn wenn 
der Kläger überhaupt jene Thatumſtände bezeichnet, durch melche 
er in den Befig der Sache gelangt ift, fo müffen diefe That: 
umftände fehon an und für fich jene Merkmahle in fich begrei= 
fen, welche nothwendig find, um beurtheilen zu echt ob der 
Dei echt oder unecht fen. 

4) Hat der Kläger den gültigen Titel und die echte Ueber⸗ 
kommungsart in feinen Beſitz dargethan, fo hängt der Ausgang 
des Streited von den Gegengründen des Geflagten und ihren 
Berhältniffen zu den Gründen ded Klägerd ab. Es fällt in die 
Begriffe, daß dad Klagrecht des Vindicanten in allen Fällen 
vernichtet werde, in welchen der. Geklagte darthun kann, daß 
die angefprochene Sache in fein (des Geklagten) Eigenthum 
übergegangen fey. Außer diefem Falle aber fommt e5 lediglich 
auf die Befchaffenheit der Rechtsgründe an, welche der eine 
oder andere Theil für feine Sache aufzuführen hat; find die des 
Klägerd überwiegender, fo wird ihm die Sache zugefprochen, 
find aber die des Geklagten ftärker, oder von gleichem Gewichte, 
wie die des Klägerd, fo muß fie dem Geflagten belaffen werden 
(in pari causa melior est conditio possidentis). 

Ich will nun hier verfuchen,, jene Momente anzugeben, in 
‚denen das Recht des Klägers ſtärker und überwiegender erfcheint, 
ald dad des Geklagten. 

5) Wenn der Geflagte die Sache auf eine unredliche oder 
unrechtmäßige Weife befigt, muß er den Kläger, welcher den 
‚gültigen Titel und die echte Art, wie er in den Befig gefom: 
men iſt, ausgewielen "hat, und gegen deffen Nedlichkeit von 
Seite des Geflagten gleichfall& keine ſtandhafte Ginwendung vor: 
gebracht werden kann, den Vorzug cintaumen; denn ein unech— 
ter, oder unredlicher Beſitzer kann gegen denjenigen, der die Sache 
auf eine vedliche Art erworben hatte, und dem feiner Nedlichkeit 
wegen dad Gefeß eine freye Verfügung über die Sache zuge: 
fteht , auf einen gerichtlihen Schuß feines Beſitzes Eeinen Ans 
fpruch machen (v. Zeillerd Kommentar $. 373 Nr. 4). 
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6) Der Geklagte muß ferner den Anfptüchen des Kläger: 
weichen, wenn er feinen VBormann anzugeben vermag. Am dei 
meiften Fällen, wo der Geflagte feinen Vormann nicht anzuge 
ben vermag, wird ihm auch der Beweis eines gültigen Zitel: 
mangeln, und mangelt ihm diefer, fo ift er ald ein unrechtmä— 
Biger Befiger anzufehen, weil für die Rechtmäßigkeit des Befige: 
nicht fo, tie für die RedlichFeit deöfelben die Vermuthung ftrei: 
tet, fondern die Rechtmäßigkeit des Beſitzes von demjenigen, 
der fich darauf beruft, dargethan werden muß. Sollte aber dei 
Geklagte deffenungeachtet den gültigen Titel nachmweifen können 
(wenn er 3. DB. durch Zeugen darthut, daß er die Sache von 
Jemanden gekauft habe, den aber er und die Zeugen nicht kann— 
ten), fo muß er dennoch dem Kläger weichen, weil, wenn er 
auch nicht ald unredlicher Befiger anzufehen iſt (ich fühle, daß 
ich in meiner Abhandlung über den Beweis der Eigenthumsklage 
gegen einen folchen Befiger zu ftrenge verfahren bin ')), doch billig 
demjenigen zurückiteht, der feinen Vormann anzugeben vermag, 
und dadurch den andern Theil in den Stand fegt, beurtheilen 
zu können, mit welcher Wahrfcheinlichfeit auf das wirk⸗ 
liche Eigenthum geſchloſſen werden kann. 

7) Auf gleiche Art muß der Geklagte den Kürzeren ziehen, 
wenn er ſeinen Vormann zwar anzugeben vermag, derſelbe je— 
doch verdächtig iſt, daß ihm die übergebene Sache nicht eigen— 
thümlich angehörte. Sind die gegen ihn obwaltenden Verdachts— 
gründe von der Art, daß fie dem ©eflagten felbft auffielen 
oder auffallen mußten, fo erfcheint er hier gleichfal3 wieder als 
unredlicher Beſitzer, und ed ift ganz natürlich, daß er hier den 
UAnfprüchen des redlichen und rechtmäßigen Beſitzers weichen 
müffe. Aber auch felbft in dem Falle, als die gegen den Ueber: 
träger fich darftellenden Verdachtsgründe demfelben ganz unbe: 
Fannt geblieben wären, und fohin derfelbe ald vedlicher Befiger 
angefehen und behandelt werden müßte, muß er doch, nad) dem 
Ausfpruche des gegenwärtigen $., den Anfprüchen des Klägers un: 
ferliegen; denn der $. redet allgemein von einem verdächtigen 


1) Wagner'ſche Zeitfchrift 1825, III. Heft, Seite 157 — 159, 
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Bormanne, ohne Unterfchied, ob der Geklagte von den Ver: 
dachtögründen eine Kenntnig habe oder nicht. Der Grund ift 
der: der Befis fol hier eine Urt Beweismittel feyn, dad Eigen 
thum einer Sache darzuthun. Der Gefeßgeber will, daß der je— 
nige Beſitzer der Sache feyn folle, für welchen mehrere oder 
ftärfere Bermuthungsgründe vorhanden find, daß die Sache wirf- 
lich fein Eigenthum fey. Hat nun Zemand, obgleich auf recht: 
mäßige und redliche Weife, eine Sache von einer Perfon an fich 
gebracht, von der aus den erhobenen Umftänden wahrfcheinlich 
ift, daß die übertragene Sache ihr Eigenthum nicht fey, fo muß 
ed gleichfalls wahrfcheinlich feyn, daß der gegenwärtige Befiger 
nicht Eigenthümer derfelben Sache fey, wogegen auf Seite des 
Klägers vielmehr die entgegengefegte Vermuthung vorhanden ift, 
und fohin ift auch die Nechtöfolge ganz natürlich, daß der Ge: 
klagte dem Kläger weichen müffe. 

8) Weiſet der Kläger aus, daß er die Sache, die er in 
Anfpruch nimmt, auf eine entgeldliche Art überfommen habe, und 
ftüßt fich die Erwerbung des Geflagten nur auf einen Jucrativen 
Titel, fo muß diefer gleichfalld dem erftern weichen. Bey der 
eigentlichen Eigenthumsklage Eommt ed auf die Art der Erwer— 
bung, ob fie unentgeldlich oder entgeldlich ift, gar nicht an; wer 
beweifet, daß er das wirkliche Eigenthum einer Sache, obfchon 
durch einen Tucrativen Titel, an fich gebracht hat, hat immer den 
Vorzug vor dem, welcher die Sache gegen Entgeld an fich ges 
bracht hat, aber nicht darthun kann, daß er auch wirklicher Eigen— 
thümer der Sache geworden fey, und darum kann auch im vor= 
liegenden Falle der Kläger gegen den Geflagten nicht auölangen, 
wenn diefer darthut, daß ihm die Sache von dem wahren 
Eigenthümer gefihenft worden fey. Allein wenn auf benden 
Seiten gleiche WahrfcheinlichFeitsgründe, daß das Streitobject 
dad Eigenthum eines der ftreitenden Theile fey, vorhanden find, 
fo ift es billig, daß der Geſetzgeber denjenigen, der in Gefahr 
ſteht, einen wirklichen Verluſt an feinem Vermögen zu erlei: 
den, mehr im Schuß nehme, ald denjenigen, bey dem es fich 
nur um Entgang eines Gewinne handelt (in pari causa me- 
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lior est conditio ejus, qui certat de damno vitandö, quam 

de lucro captando). Auch ift, wie Herr Hofrath v. Zeiller in 

feinem Sommentare bemerfet, die Sicherheit der Handhabung 
des eigentlichen Verkehrs (gegen Entgeld) für den Staat ungleich 
wichtiger, ald jene der unentgeldlichen Verträge. 

9) Es fcheint Kein gegründeter Zweifel zu feyn, daß die 
von dem Geſetzgeber auddrüdlich hier angeführten Falle, wann 
dem Kläger gegen den Befiger der Vorzug einzuräumen fey, 
nur beyfpielöweile aufgeführt werden find, da der $. 372 ganz 
allgemein ausfpricht, daß derjenige, welcher den gültigen Zitel 
und die echte Urt, wie er zum Befie einer Sache gelangt ift, 
darzuthun im Stande ift, gegen jeden Befiger, der Eeinen, oder 
nur einen fchwächeren Zitel feined Befiged anzugeben vermag, für 
den wahren Eigenthümer gehalten werde, und der $. 373 nur 
eine Solgerung aus diefem allgemein aufgeftellten Grundfage ent- 
halt, wie die Anfangsworte desfelben „wenn alſo“ deutlich an— 
zeigen. Es wirft fi) daher hier vor Allem die Frage auf, wann 
man fagen Eönne, daß der Kläger einen ſtärkern Titel feines 
Befiged habe, al der Geklagte? — Diefe Tage glaube ich mit 
Folgendem beantworten zu müffen. 

A. Der Titel des Klägerd iſt ſtärker, wenn derfelbe mehrere 
Wahrfcheinlichkeitsgründe in fih enthält, dag die angeſpro— 
chene Sache das Eigenthum desfelben fey, als für diefe Bes 
hauptung auf der Seite des Geflagten fichen. 

B. Sind die Wahrfcheinlichkeitögründe auf beyden Ceiten gleich, 
fo entfcheidet der Umftand, ob es fich auf Seite des Klägers 
um Vermeidung eines wirklihen Schadens, dagegen von 
Seite des Geflagten nur um Gewinnung eines Vortheils 
handle oder nicht; im erfien Zalle wird dad Recht des Kla- 
gers fur das ftärfere gehalten. 

In der hier begründeten Vorausſetzung, daß der Gefesgeber 
nur die vorzuglichften Sale, in welchen dem Kläger der Bor: 
zug einzuräumen it, aufgeführt het, ohne dadurch andere ähn— 
liche Fälle, auszufchliegen, will ic nun einige folhe Säle an: 
führen und zu entſcheiden verfuchen. 
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410) Wenn der Kläger außer dem Nechtötitel, wodurch er die 
Sache überfommen hat, auch noch den Rechtötitel feines Vor: 
mannes nachzumeifen vermag, fo kommt ihm im diefem alle ein 
Vorzug vor dem Öeflagten zu, welcher nur feinen eigenen Titel, 
nicht auch den feined Vormannes, zu zeigen vermag. Denn aus 
der Anordnung des $. 372, in Verbindung mit der Marginal: 
rubrif, läßt fih mit Grund behaupten, daß der Gefeßgeber 
denjenigen, welcher einen gültigen Zitel, wie er zum Beſitze 
einer Sache gelangt ift, auszuweifen vermag, im Verhältniffe 
zu jenem, welcher den Titel nicht darthun kann, für den 
wahren Cigenthümer halte. Geben wir nun den Fall: A kla— 
ge den B auf Zurücdgabe eined Pferdes, und ftüge feine Klage 
auf den Umſtand, daß er dad in Rede ftehende Pferd von 
dem GC gefauft habe, und ihm daöfelbe von G nbergeben wor= 
den fey; B hingegen führe zur Vertheidigung an, und ftüge 
feine Angabe auf Beweife, daß er dad angefprochene Pferd 
von D gekauft habe. An diefem Falle haben der Kläger und 
der Geklagte einen gleichen Titel ihres echten Befiges, und 
es gebühret daher dem Geklagten, Fraft des Beſitzes, der Vorzug. 
Nehme man aber an, daß A im Stande wäre, zu erweilen, 
der C, von dem er dad Pferd an fich gebracht habe, ſey wirk: 
licher Gigenthümer des Pferdes geweſen; in diefem Zalle hatte 
er den wirklichen Beweis feines Eigenthums hergejtelit, und der 
Kläger müßte daher aus diefer Urfache den Sieg erringen, weil 
er durch den Kauf das nähmliche Recht auf die. Sache er: 
langt hat, welches dem C zugefommen iſt, nähmlich das Eigen- 
thumsrecht. Gehen wir nun auf den Fall über, daß A in feiner 
Klage darthut, er habe dad Pferd von C, und diefer ed von E 
erkauft, der Geklagte B aber nur zu zeigen vermag, daß er dad 
Pferd von D gekauft habe, ohne angeben zu Fönnen, von welcher 
Perfon der D das Pferd erhalten habe, fo muß, nach meiner 
Veberzeugung , die Vermuthung dafür fprechen, daß A der wir: 
liche Gigenthümer de3 Pferdes fey; denn indem der A den gul- 
tigen Titel feines Vormannes gezeigt bat, welches B nicht ver- 
mochte, hat er eben dadurch dargethan, daß fein Vormann C, 
in Bezug auf den D für den wahren Cigenthümer gehalten wer: 

Nippel's Commentar IIL, Th. 16 
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den müffe, und folglich auch erwiefen, daß er dad Pferd von 
dem vermuthlihen Eigenthümer erhalten habe. Da 
nun der G feine eigenen Rechte auf die Sache an den A über— 
tragen hat, fo ift auch dad Necht auf diefen übergegangen, in 
Nücfiht auf den D, und da des Leßteren Rechte auf den B 
übertragen wurden, hinfichtlich diefes B ald der wahre Eigens 
thümer angefehen zu werden. Ganz dad umgefehrte Nefultat 
würde der Fall nach fich ziehen, wenn der Vormann de C, 
nähmlich der E, eine verdächtige Perfon wäre, von der es wahr= 
feheinlich ift, daß fie die Sache, die fie an den C übertragen 
hat, nicht ald ihr Eigenthum im Befiß hatte; denn, wenn es 
unmwahrfcheinlich ift, daß E der Eigenthümer der Sache war, 
fo muß ed gleichfalld unwahrfcheinlich feyn, daß A der Eigen— 
thlimer der Sache fey, da fein Recht bloß ein abgeleitetes iſt, 
folglich ihm fein mehrered Necht gebühren kann, ald demjeniz 
gen, von dem er fein Recht abgeleitet hat. 

14) Wenn einer aud beyden ftreitenden Theilen einen ver: 
dächtigen, der andere aber feinen Vormann angibt (vorausgefeßt, 
dag feßterer deffenungeachtet die Rechtmäßigkeit feines Beſitzes 
ausweifet), fo fiheinet dem Teßtern der Vorzug zu gebühren ; 
denn derjenige, welcher einen gültigen Titel und die echte Art, 
wodurch er zum Befige einer Sache gelangt ift, darzuthun ver: 
mag, wird, wenn er auch feinen Vormann zu benennen, oder 
beweifend aufzuführen nicht vermag, im Allgemeinen, und ohne 
die Gegengründe ded andern Theiled in Erwägung zu ziehen, für 
den wahren Eigenthümer gehalten. Diefes fcheint aber von dem: 
jenigen, welcher einen verdächtigen Vormann angibt, nicht bes 
hauptet werden zu können; ‚denn unter einem verdächtigen Vor— 
manne kann nur ein folcher verftanden werden, von welchen 
wahrfcheinlich ift, daß die übertragene Sache fein Eigenthum 
nicht war, und da derjenige, welcher von diefem Vormanne fein 
Recht ableitet, doch Fein mehreres Recht haben kann, als derje— 
nige, von dem dad Necht abgeleitet worden ift (F. 442), fo folgt 
ganz natürlich daraus, daß in diefem alle die Vermuthung für 
dad Nichteigenthum desjenigen flreite, welcher die Sache von 
einem verdachtigen Vormanne an fich gebracht hat, 
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12) Eine weitere Frage entfteht: ob in dem Kalle, als— 
beyde die im Streit begriffene Sache gegen Entgeld an fich ge: 
bracht haben, der Kläger aber mehr Geld für die Sache auöge- 
legt hat, als der Geklagte, der erftere nicht dadurch einen Anz 
fpruch auf die Sache machen könne, wenn er fi in Bereitfchaft 
feßet, dem Geflagten den ausgelegten Betrag zu vergüten? — 
Setze man z. B. den Fall: A habe ein Pferd um 100 Ducaten 
gekauft, welches ihm plötzlich abhanden gefommen ift; er findet 
dieſes Pferd bey B, welcher aber darzuthun im Stande ift, das— 
felbe gleichfall3 entgeldlich, jedoch nur gegen einen Preis von 80 
Ducaten an fich gebracht zu haben; nun biethet fich der A an, 
den B zu entfchädigen, und ihm die ausgelegten 80 Ducaten zu 
erftatten, fordert aber dagegen dad Pferd zurück, ſich darauf 
jtügend, daß e3 fich nun bey ihm um Hintanhaltung eines wirke 
lichen Schadend — bey dem Gegner hingegen, da er ihm den 
angelegten Betrag vergütet, lediglich um Erlangung eine Ge— 
winned handle, in welchem Falle ihm (A) der Vorzug gebühren 
müffe. Ich glaube, daß im vorliegenden Falle der A dad Kür— 
zere ziehen müßte; denn bey der uneigentlichen Gigenthumsflage 
handelt es fich Lediglich darum, wer aus beyden ftreitenden Theis 
len einen ſtärkern Titel feined Beſitzes aufzumeifen habe. 
Der Titel des Befiged felbjt it aber im vorliegenden Falle, da 
beyde Theile die Sache gegen Entgeld an fich gebracht haben, 
und die übrigen Eigenfchaften des Befißes ald gleich vorausgeſetzt 
werden, bey beyden ZTheilen gleich ftarf, und fohin ift der B dem 
A zu weichen nicht ſchuldig. — Es wird wohl Niemanden zu 
behaupten einfallen, daß dem A fihon darum ein ftärferer Titel 
des Befiges zuflomme, al dem B, weil er die Sache, um die 
es fich hier handelt, theurer an fich gebracht hat, ald der B, 
daher es fi) bey dem A um Vermeidung eines größern Scha— 
dens handle, als bey dem B; denn daß die Größe des um die 
Sache gegebenen Entgelded nicht die Stärke des Titels beftimme, 
gehet aus dem wörtlichen Inhalte des gegenwärtigen $. hervor, da 
in deinfelben dem Kläger nur dann ein ftärferer Zitel zuerkannt ift, 
wenn er die Sache gegen Entgeld erhalten hat, der Geklagte die: 

46 SS 
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felbe aber ohne Entgeld (folglich nicht bloß gegen ein geringe: 
red Entgeld) befommen hat. 

43) Wem gebührt der Vorzug, wenn der Kläger und der 
Seflagte den Titel ihres Befiges von einer und der nähmlichen 
Derfon ableiten? — Ach glaube, daß hier der fpätere Befißer 
demfenigen weichen müffe, dem die Sache zuerft fradirt wurde; 
denn ware derjenige, von dem fie die Cache an fich gebracht has 
ben, der wirkliche Eigenthümer gewefen, fo Eann fein Zweifel feyn, 
daß derjenige, dem zuerft die Sache ubergeben wurde, durch 
diefe Uebergabe wirklicher Eigenthümer der Sache geworden fey 
($. 425) ; ift derfelbe aber wirklicher Eigenthümer geworden , fo 
fonnte von deffen Vormanne diefed Eigenthum nicht wieder an 
einen Dritten übertragen werden; bey der uneigentlichen Eigen 
thumöflage ift zwar nicht erwielen, aber e5 wird vermuthet, 
daß derjenige, von welchem der Kläger und der Geklagte gemein- 
fhaftlich den Zitel ihres Beſitzes herleiten, der wirkliche Eigen: 
thümer der übertragenen Sache gemefen fey, und ed muß daher, 
wenn ed fich Tediglich um die Nechte zwifchen den beyden ſtrei— 
tenden Theilen handelt, die Streitfache auch ganz fo angefehen 
werden, ald ob hier von einem wirklichen, und nicht bloß’ ver: 
meintlichen Eigenthume die Nede ware. 


414) Wenn dem Kläger, der diefe fo betitelte publicianifche 
Klage anftellet, zuerkannt wird, fo ift er in fo lange, als Bein 
Anderer dad wirkliche Eigenthumsrecht, oder wenigjtens ein ſtär— 
fered Recht auf diefelbe ausweifet, für den wahren Eigenthümer 
zu halten. Uebrigens find die Rechte und Verbindfichfeiten des 
Klägerd und des Geflagten in Anfehung der Subftanz, der 
Früchte und des gemachten Aufwandes, aus den $$. 329 — 336 
au entnehmen. 

15) Kann derjenige, durch deffen Schuld eine fremde Sa— 
che verloren ging, und welcher daher dem Eigenthümer den 
Werth derfelben bezahlt hat, in dem Falle, als fie nachher wie: 
der in des Gigenthiimers Hände kömmt, die eine oder andere 
Gigenthumdflage gegen leßterern anftrengen? — Nach römiſchem 
Rechte ift diefe Frage zu befahen, meil in felben angenommen 
wird, daß diefer durch) Annahme des Werthes die Sache an 
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den fegigen Kläger verkauft habe. Allein dem Geifte des bſter— 
reichifchen Gefeßbuches wäre diefes nicht entfprechend ; denn in 
den, daß fich derjenige, deffen Sache aus Verſchulden eines Au— 
dern in Verluſt gerathen ift, den Werth bezahlen ließ, iſt Feis 
neswegs eine ſtillſchweigende Erklärung enthalten, daß er nunmehe 
da3 Cigenthum der in Verluſt gerathenen Sache dem Entſchädiger 
für alle Falfe überlaffen wolle. Diefer Grundfa ift $. 980 aus: 
dricklich auf den Entlehner angerwender, welcher dad Lehnſtück 
verloren, und den Werth erlegt hat, und ift gewiß auf alle übri— 
gen ähnlichen Falle zu beziehen, da hierüber Fein anderes, das 
Gegentheil verfügendes allgemeines Gefeg vorhanden ift, und die 
im $. 980 ausgefprochene Anordnung audy mit dem Geiſte an— 
derer Geſetze in volliommener Harmonie fieht, wie bey Erläu— 
ferung deöfelben gezeigt werden wird. 

16) Demnach ift, wie bereitd5 Here Hofrath v. Zeiller in 
feinem Commentare bemerkt hat, dad dem Kläger zuerkannte 
Gigenthum Fein immerwährended und unbejtreitbares (peremtori- 
fhye3), fondern nur ein vermeintes und zeitliche proviforifches 
Eigenthum ‚welches auf einem fefteren Grunde, als das bloße 
Beſitzrecht beruhet. Indeſſen gehöret diefe Klage, wie man glau— 
ben könnte, doch. nicht zu den bloß poffelforifchen Nechtsmitteln ; 
fie iſt ein Surrogat der wirklichen Eigenthumöflage, und uns 
terfcheidet die Teßtere nur dadurch, daß hier dad Gefeg durch 
Seftftellung beftimmmter Vermuthungsgründe von dem läftigen 
Beweife befreyet, der bey der eigentlichen Eigenthumsklage zu 
liefern if. — 65 iſt daher auch Fein Zweifel, daß fich 
auch der wirkliche Gigenthümer diefer Klage bedienen Fann, 
wenn er mit der eigentlichen Eigenthumsklage nicht audznreichen 
befürchtet, oder diefelbe ihm mit zu vielen Umtrieben und Koften 
verbunden zu feyn dünket. Hat er aber einmahl diefe Klage ge: 
wahlt und anhangig gemacht, fo ift, nach meiner Ueberzeugung, 
die Stage, ob er, wenn er fieht, daß der Geflagte ftärfere 
Nechtögründe wider ihn geltend macht, zur eigentlichen Eigen— 
thumöflage übertreten dürfe, und ob er auch diefes nach bereits 
geſchöpftem Grfenntniffe thun dürfe, ganz nach den Worfchriften 
der Gerichtsordnung, welche von der Nenderung des Klagebe— 
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gehrens und MWiedereinfekung in den vorigen Stand handeln, zu 
beantworten. — Eben fo muß der Geflagte, wenn. er zur Zus 
rücfgabe der Sache verhalten wird, im Falle er in der Folge 
diefelbe durch Anbringung der eigentlichen Eigenthumsflage wie 
der zurüd fordern will, um die Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand gegen da5 bereit5 gefchöpfte Erkenntniß anfuchen, denn 
unter den Einwendungen, die derfelbe der gegen ihn angeftreng: 
ten publicianifchen Klage hätte entgegenfegen können und entge= 
genfegen follen, wäre auch die geweſen, daß die Sache wirk— 
lich fein Gigenthur. geworden ſey; denn der Geflagte ift, nach 
Borfchriften der ©. D., alle Einwendungen, wodurch er fich ge: ' 
gen den Elägerifchen Anfpruch zu ſchützen glaubet, auf ein Mahl 
vorzubringen fehuldig, und er ift nicht befugt, einen Thatum— 
ftand, den er in der Einrede hätte vorbringen follen, ohne vor: 
her erwirkter Neftitution, ald Grundlage einer neuen Klage zu 
gebrauchen. Die in der eigentlichen Eigenthums- und in der 
publicianifchen Klage geftellten Bitten laufen nad) diefer ©. O. 
auf eines und dasfelbe hinaus, nähmlich auf Zuerfennung des 
Eigenthums; nur in der Begründung ihres Anſpruches unterfcheis 
den fie fich, indem der eigentlichen Eigenthumsflage Beweiſe zum 
Grunde liegen müffen, bey der publicianıfchen aber bloße, vom 
Gefege angenommene Bermuthungdgründe hinreichen. Das Ur— 
theil wird in einem oder dem andern Falle dahin lauten, dem 
Kläger gebühre dad Gigenthum, und der ©eklagte fey in Folge 
deffen ihm diefe Sache audzufolgen fchuldig, und fo umgekehrt. 


§. 374, 


Haben der Geflagfe und der Kläger einen gleichen 
Titel ihres echten Befißes, fo gebühret dem Ge- 
Hagten, Eraft des Beſitzes, der Vorzug. 


Diefe Anordnung ftüßt fich ganz auf den natürlichen Grund: 
faß, daß, wenn zwey entgegenftreitende Kräfte fich gegen einanz 
der aufheben, eine Veränderung nicht erfolgen Fünne. Um fo 
weniger ift diefes der Kal, wenn die angreifende Kraft fchwächer 
als die angegriffene ift. 
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Wer eine Sache in fremdem Nahmen befist, kann 
fih gegen die Eigenthumsflage dadurch ſchützen, 
daß er feinen Vormann nahmhaft macht, und 
ſich darüber ausweifet, 


4) Die Eigenthumsklage (fowohl die eigentliche, als die 
aus dein vermutheten Gigenthume entfpringende) wird der Regel 
nach gegen den Inhaber angeftrengt ($. 366), da der Vindicant 
nicht wiffen Fann, oder zu wiſſen verpflichtet ift, ob fie der In— 
haber in eigenem oder in fremdem Nahmen in feiner Gewahrfame 
habe. Indeſſen Fann dem bloßen Inhaber, der die Sache nur 
im Nahmen eines Anderen, oder aus einem anderen ald dem 
Eigenthumsrechte in Verwahrung hat, 3. B. dem Entlehner, 
Pfandgläubiger u. f. w., nicht aufgebürdet werden, einen Rechts— 
ftreit abzuführen, an deffen Ausgange er Fein unmittelbares In— 
tereffe hat. Wird daher gegen ihn eine Eigenthumsklage ange: 
bracht, fo ift er berechtigt, felbe mit der Anzeige zurück zu les 
gen, daß er diefe Sache nicht in feinem eigenen, fondern in 
fremdem Nahmen inne habe. Jedoch muß er bey diefer Zurück— 
lage zugleich feinen Vormann nahmhaft machen, und fi aud) 
darüber ausweiſen, damit der Vindicant in die Lage gefeßt werde, 
feine Vindicationsklage gehörigen Ortes anbringen zu können, 
um nicht zum zweyten Mahle eine zwecwidrige Handlung zu 
unternehmen, — Mit einer bloßen Nahmhaftmachung, ohne alle 
Ausweifung, begnügt ſich dad Gefeg nicht. — Unterläßt ev diele 
Vorſicht, ſo muß er es fich felbft aufchreiben, wenn er dadurd) 
in Proceßkoften verfällt; auch ift ec, wenn in der Folge der 
eigentliche Befiger die Klage erfährt, und die zur Bewahrung 
feines Beſitzes nöthigen Nechtömittel ergreift, dem Kläger für 
allen aus diefer Verzögerung, fo wie auch dem Vormann, wenn 
defien Befiß auf diefe Art und MWeife verloren geht, entftandes 
nen Schaden verantwortlih. Daß durch diefen von dem Klager 
behaupteten Streit das Recht dei Vormannes nicht verloren gehe 
fallt in die Begriffe: 
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2) Nur entfteht die Frage, ob der Vindicant, der auf dicfe 
Art und Weife in den Beſitz der Sache gefommen ift, dem frü— 
heren Befiger fein Befigrecht, ohne Nüdfiht auf ein ftärferes 
Necht, abtreten müffe? — Die Beantwortung diefer Stage ift 
wichtig. Seben wir z. B.: A belange den B auf Herausgabe 
der in feiner Gewahrfame befindlichen Sache, indem er fich in 
feiner Klage auöweifet, diefelbe von C gekauft zu haben, und 
fiegt in dem darüber ‚geführten Nechtöftreite ob. Hätte A die 
Klage gegen den eigentlichen Befiger D anbringen müſſen, fo 
würde er den Proceß verloren haben, weil, wie hier angenom: 
men wird, fich) der D hätte ausweiſen Eünnen, daß er die Sache 
von E gefauft habe. Kann nun der D nicht gleich die Zurück— 
feßung in die vorige Lage verlangen, fo muß er nunmehr gegen 
den B als Kläger auftreten, und er muß in diefem Proceffe wies 
der das Kürzere ziehen, weil er, Kläger, und der Geklagte einen 
gleich ftarken Titel für fi) haben, in welchem Falle dem letz— 
teren, Eraft des Befiged, der Vorzug gebührt. — Diefen Nach: 
theil fiheint fih nun allerdings der D gefallen laſſen zu müffen, 
da A auf eine echte Art zum Befiße gelangt ift, und nur gegen 
den unechten Befißer die Zurückſetzung in die vorige Lage Statt 
finder. 

3) Wie foll fi) aber der Inhaber dann verhalten, wenn 
er nicht im Stande ift, auf der Stelle audzumeifen, in 
weſſen Nahmen er die Sache inne habe? — In viefem Falle 
wäre fich ohne Zweifel nach der Analogie des $. 348 zu beneh— 
men, und der Inhaber hätte fohin die Sache der Gewahrfame 
des Nichter5 oder eined Sequeſters anzuvertrauen, und der Rich: 
ter zur Bewahrung der Nechte des abmwefenden oder unbekannten 
Befigerd einem Curator aufzuftellen. Daß der Inhaber hier zur 
Depoſitirung oder der Uebergabe der in Streit befindlichen Sa— 
che in die Sequeſtrirung becechtiget fen, ergibt fih auch aus 
Folgenden: Iſt der Inhaber Berwahrer, fo ijt entweder die 
Verwahrungszeit beftimmt oder nicht. Iſt dad letztere der Fall, 
fo fieht es ohnehin zu jeder Zeit in dem Belieben deöfelben, die 
Sache wieder dem eigentlichen Befiger zurückzuſtellen, oder, im 
Falle diefes nicht möglich ift, die gerichtliche Verwahrung zu. begeh: 
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ren ($$. 963 und 1428) ; ift aber die Verwahrungszeit beftinmmt, 
und felbe noch nicht abgelaufen, fo iſt der Verwahrer felbjt vor 
der Zeit zur Zurückſtellung berechtigt, wenn ihm ein unvorgeſe— 
hener Umjtand außer Stand febt, die Sache ohne feinen eigenen 
Nachtheil zu verwahren ($. 962), welcher Fall hier eintritt. Iſt 
der Snhaber ein Entlehner, fo kann er gleichfalls die Sache 
zu jeder Zeit zurückgeben ($. 977); iſt ee Pfanpdglaubiger, 
fo liegen ihm vor der Verfallszeit die Pflichten eines Verwah— 
rers ob ($. 459), und er ift, in Bezug auf die Berechtigung, 
fein Pfand zuruczuftellen, nach diefen Grundfägen zu behandeln; 
und eben fo verhält es ſich auch mit dem Fruchtnießer. 


. 376. 


Gefegliche Folge: a) der Abläugnung des Beſitzes; 


Wer den Belis einer Sache vor Gericht läug— 
net und deffen überwieſen wird, muß dem Klä- 
ger deßwegen ſchon allein den Beſitz abtreten; 
doch behält er das Recht, in der Folge feine 
Eigenthumsklage anzuftellen. 


4) Damit die hier angedrohte Givilftrafe in Vollzug geſetzt 
werden Fünne, fordert der gegenwärtige $. erftend: daß der Ges 
Elagte die Sacye nicht nur in feiner Gewahtfame, fondern im 
BDefiße habe, denn fonft fünnte von Feiner Abtretung 
des Befißes die Nede feyn, und eine bloße Abtretung der 
Innehabung konnte in vielen Fallen wohl für den Befiger, aber 
nicht für den Inhaber, eine Strafe feyn. — Soll aber die Ab: 
läugnung der bloßen Annehabung. für den Inhaber Feine nach: 
theiligen Folgen nach fich ziehen? — Allerdings! Denn läug— 
net der Inhaber ſeine Innehabung, und wird er derfelben über— 
wiefen, fo kömmt ed darauf an, ob er ſich nach hergeftellten 
Beweiſe nach der Vorſchrift des F. 375 benimmt oder nicht. 
Benimmt er fich nach derfelben, fo ift er dem Vindicanten fur 
ven Schaden, den diefer durch diefe muthwillig verurfachte 
Verzögerung leidet, verantwortlich; thut er diefes nicht, dann 
muß gegen ihn, wie gegen den Beſitzer felbft verfahren werden, 
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und er unterzieht fich dadurch der WVerantwortlichkeit gegen den 
eigentlichen Befiger. 

2) Das zweyte Erforderniß ift, daß er, um den Streit 
abzulehnen, entweder die Gemwahrfame ausdrüdlich in Abrede 
ftelle, oder doch vorgebe, daß ihm Fein Befigrecht zufomme. 
Im letzteren Falle rechtfertigt fich die in dem gegenwärtigen $. 
auf dad DVerläugnen de3 Beſitzes angedrohte Strafe von felbft, 
da derjenige, der auf einer Seite fein Recht in Abreve ftellt, 
auf der anderen Seite offenbar fich eine Ausübung diefes Rech— 
ted nicht anmaßen Farm 

5) Das Abläugnen muß vor Gericht gefchehen. Diefes ift 
nun nicht leicht anders gedenfbar, ald daß der Befiter die ihm 
zugeftellte Klage damit beantworte, gegen ihn gebühre dem Kläger 
Fein Klagerecht, weil er die Sache nicht befige. Thut er nun 
diefes, fo muß dem Kläger frey ftehen (mad fohin in diefem Falle 
nur in der Replik gefchehen Eann), ihn der Unwahrheit zu über— 
weiſen, und feine Bitte dahin zu modificiren, daß der Geflagte 
nunmehr, ohne Rückſicht auf ein befferes Recht, angehalten wer: 
de, feinen Befig abzutreten. 

4) Die Kolge diefer Verläugnung ift der Verluft ded Be— 
fißed, wodurch der Geflagte gendthiget wird, künftig zur Er— 
langung feines Rechtes mit der Eigenthumsklage aufzutreten. 
Daß er übrigens nut mehr die eigentliche Eigenthumsklage 
anbringen könne, und des Rechtes, aus dem vermutheten Eigen— 
thume zu agiren, verluftig werde, iſt nicht angeordnet, denn auc) 
die uneigentliche Eigenthumsklage iſt doch immer eine Eigen— 
thumsklage. 

04,877; 
b) des vorgegebenen Beſitzes; 
er ein Sache, die er nicht beſitzt, zu beſitzen vor— 
gibt, und den Kläger dadurch irre führt, haftet 
für allen daraus entjtehenden Schaden, 

Diefer Fall kann fih auf zweyfache Art ergeben: wenn 
nähmlich der Geflagte die Sache nicht einmahl in feiner (mittels 
baren -oder unmittelbaren) Gewahrfame bat; — dann, wenn 


. 
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er bloßer Anhaber, und Fein Befier ift, und ed macht hier Feinen 
Unterfhied, ob das Vorgeben vor Gericht, oder außer ee 
geſchehe. 

0. 378, 
) bes aufgegebenen Befiges der flreitigen Sache, 


Wer eine Sache im Befige hatte, und nach zuges 
ftellter Klage fahren lieh, muß fie dem Kläger, 
wenn diefer fich nicht an ven wirklichen Inhaber 
halten will, auf feine Kojten zuriick verichaffen, 
oder den außerordentlichen Werth derſelben 
erſetzen. 


1) Der redliche Beſitzer kann, vermödge feines Rechtes ($. 329), 
vor zugeftellter Klage die Sache, die er befigt, ganz ohne Verant— 
wortung brauchen, verbrauchen, auch wohl vertilgen, fie daher 
auch, da dad Mindere in dem Mehreren enthalten feyn muß, 
veräußern. Nur der unredliche Befiger bleibt dem Eigenthümer 
für jeden aus feinen Handlungen entftehenden Nachtheil, auch vor 
der angejtrengten Klage, gegen ihn verantwortlich. 

2) Uber nach zugejtellter Klage haftet auch der ur: 
fprünglih redliche Befiger dem Gigenthümer ($. 338); ind» 
befondere iſt es ihm verwehrt, die in Streit gezogene Sache zu 
veräußern, oder wohl gar zu vertilgen. — Hat er deffenungeach- 
tet die Sache hintan gegeben, fo hat der Kläger, refpective Eigenz 
thümer, die Wahl, ob er ſich an den wirklichen gegenwärtigen 
Inhaber halten, und die Sache (mit Vorbehalt der weiteren 
Schadenerfagforderung an den früheren Befiger) von ihm zurück— 
fordern, oder ob er ſich an den früheren Befiger wenden, und 
denfelben verhalten wolle, ihm entweder die Sache auf feine 
Koften zurück zu verfchaffen, oder, in fo fern er diefes nicht thun 
könnte oder wollte, den außerordentlichen Werth derfelben zu erfegen. 
— Hier ift alfo der urfprünglich felbft redfiche Beſitzer ftrenger 
gehalten, als fonft der unredliche, indem legterer nur dann, wenn 
fein Befig fih auf eine im Strafgefegbuche verpönte Handlung 
gründet, zur Erftattung des außerordentlichen Preifes verbunden 
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ift. Here Hofrath v. Zeilfer bemerkt dabey, daß der Eigenthü— 
mer im letteren alle dem Geklagten fein Recht abtreten müffe 
($. 1392), weil dad Geſetz nur beabfichtiget, daß er feine volle 
Schadloshaltung erlangen, nicht aber, daß er, nebſt dem außer: 
ordentlichen Werthe, mittelft des vorbehaltenen Anfpruches wis 
der den Beſitz, zugleich die Sache zurück erhalten, und fich mit 
dent Schaden des Geflagten bereichern folle. Allein dem Geklag— 
ten wird eine folche Abtretung wenig nügen, indem er deffen- 
‚ungeachtet nicht fo, wie der Eigenthümer, die Sache von dem 
gegenwärtigen Anhaber zurücfordern Fann ($. 366). Daß der 
Eigenthümer dadurch, dag ihm der Werth vergütet worden ift, 
Feinen weiteren Anfpruch mehr auf die Sache ſelbſt habe, ift 
vollfommen richtig; allein es feheint einer ordentlichen Abtretung 
nicht zu bedürfen, um feiner Zeit einen folchen ungegründeten 
Anſpruch hintan weifen zu können. 

3) Die Anordnung des gegenwärtigen $. ſetzt jedoch voraus, 
daß der Kläger fein wirkliches oder vermuthetes Gigenthum auf 
die Sache ausmweife, und man würde ſehr irrig daran ſeyn, 
wenn man glauben wollte, daß die widrige Folge, welche: das 
Geſetz hier mit dem nach zugeftellter Klage aufgegebenen Be 
fiße verbindet, fchon ipso facto, und ohne Nückficht auf das ftar- 
kere Necht des Geklagten, eintrete. Denn der redliche Befiger ift 
nur dann, von dem Zeitpuncte der zugeftellten Klage an, als ein 
unredlicher DBefiger zu behandeln, wenn er durch richterlichen 
Ausfpruch zur Zurücftellung der Sache verurtheilt wird ($. 338): 
der gegenwärtige $. fest alſo das ſtärkere Recht des Klägers hier 
offenbar voraus. Iſt der Fall nicht vorhanden, daß die Sache 
fie den Eigenthümer einen außerordentlichen Werth habe, fo ift 
e5, zur Vermeidung eines neuen Proceffes, räthlich, daß der 
Eigenthümer feine Klage immer zugleich alternative ftelle, nahm: 
lic auf Zurücverfchaffung in natura, oder Vergütung des Wer— 
thes, weil in dein Falle, ald er feine Bitte nur auf das erftere 
befchränft , und fie dann, wenn e5 zur Erecution kömmt, witk— 
lich nicht mehr vorhanden ift, der Eigenthumer gezwungen iſt, 
den Proceß wieder von vorne zu beginnen. 


[$. 379. ] 953 


{ d, 379, 


Was der Befiker dem Eigenthümer erftatte. 


Pas fowohl der redlihe als unredliche Beſitzer 
dem Eigenthümer, in Anfehung des entgangenen 
Nutzens oder des erlittenen Schadens, zu erſe— 
Gen habe, iſt in dem vorigen Hauptſtücke be— 
ſtimmt worden. 


In dem vorigen Hauptſtücke ſind auch die Beſtimmungen 
enthalten, in wie fern der Eigenthümer zum Erſatz des Aufwan— 
des verpflichtet werde ($$. 329 — 336). Der Kläger Fann 
feine Schadenerfaßforderungen entweder gleich) mit der Eigen- 
thumöflage verbinden, oder, da fich gewöhnlich erft nach Zurück— 
ftellung der Sache der eigentliche Schade zeiget, fich diefelben 
vorbehalten. 
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Drittes Hauptſtück. 
Don der Erwerbung des Eigenthums Durch Zueignung. 


f. 380, 
Rechtliche Erforderniffe der Erwerbung. 


Ohne Titel und ohne rechtliche Erwerbungsart 
kann Fein Eigenthum erlangt werden, 

41) Damit eine Sache, in der weiteften Bedeutung ded 
Wortes, zur Eriftenz gelange, muß vor Allem die Möglichkeit 
hiesu vorhanden feyn. Denn was gar nicht möglich it, Fann 
niemahld wirklich werden; die Wirklichkeit fest immer die Mög: 
Tichfeit voraus. Darum ift ein altes philofophifches Ariom: ab 
esse ad posse valet conclusio, Diefen Grundfaß auf das Eigen— 
thumsrecht angewendet, ergibt fi), daß, um ein Eigenthum zu 
erwerben, vorerjt die Möglichkeit dazu vorhanden feyn müſſe. 
Es muß alfo a) den phyfifchen Naturgefegen nicht widerjtreiten, 
eine Sache dergeftallt in feine Macht zu bringen, um über die: 
felbe ausfchliegend verfügen zu können; aus dem Grunde Fann 
Niemand Eigenthümer der Luft, ded Sonnenlichtes u. ſ. w. 
werden; ed muß aber auch b) dem Nechtögefege nicht zuwider— 
laufen, über eine Sache nach Belieben, mit Ausſchließung Ande— 
ver, zu verfügen. Diefe rechtliche Möglichkeit, oder vielmehr der 
nächfte Grund, woraus die Erwerbung fich rechtfertigen laßt, 
nennt man Rechtsgrund oder Titel, Hiernach iſt Elar, 
daß ohne Titel Fein Gigenthum erlangt werden Fann. 

2) Weil aber nicht jede möglihe Sache auch ſchon wirk— 
lich vorhanden feyn muß, fondern hiezu eine befondere Art er— 
fordert wird, die fie aus dem Reiche der Möglichkeit in das ber 
Mirklichkeit verſetzt, fo ift diefes auch dann erforderlich, wenn 
‚ein Gigenthumdrecht zu Stande kommen follte. — Es muß alfo 
ein Factum, eine Handlung oder eine Begebenheit hinzufreten, 
um das bloß rechtlih Mögliche auch wirklich zu machen; 
diefes Factum, diefe Handlung oder Begebenheit, wodurch Jemand 
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- ein Gigenthbum, zu dem er biöher nur einen Titel hatte, wirf- 
lich erwirbt, heißt die Erwerbungdart. Bor Allem ift der 
Mille ded Erwerbenden hiezu felbft erforderlich 5; denn außer— 
dem mürde, mie Herr Hofrath v, Zeiller bemerkt, durch den 
freyen Gebraud) diefer Sache Niemandens Willkühr befchränket, 
fomit auch Niemand in feinem Rechte verlegt. — Aber diefer 
Wille iſt hiezu nicht hinreichend, fondern er muß fich auch durch 
„eine äußere Handlung zu erkennen geben, da der Wille, bloß als 
innerer Act der Seele, für die übrigen Dienfchen nicht wahr: 
nehmbar ift, fie folglich auch an ihm Feine befchränfende Richt: 
ſchnur nehmen können, fich fortan alles Eingriffes auf die Sache 
zu enthalten. 

3) Bey jedem Grwerbungdacte find daher Titel und Er: 
werbung3art immer von einander zu unterfcheiden. Indeffen kann 
es allerdings gefchehen, daß beyde in einem und dem nähmlichen 
Acte zufammentrerfen. Als Beyfpiel dient, wenn man Jemanden 
auf fein Bitten eine Sache zum Gefchenfe gibt. Hier ift der 
Schenfungsvertrag der Titel, und die Uebergabe die Erwerbungs: 
art. Allein beyde find Hier in dem Acte der Uebergabe vereiniget, 
indem hier der Schenker durch die Webergabe feinen ernitlichen 
Willen, ſchenken zu wollen, am unzweydeutigften an den Tag legt, 
die Annahme des Geſchenknehmers durch fein Bitten antieipando 
gefchehen iſt, und durch die wirkliche Uebernahme der gefchenk: 
ten Sache wiederhohlt erkläret wird. 


0, 381, 


Titel und Art der unmittelbaren Erwerbung: Die Zueignung 


Bey frepftehenden Sachen befteht der Titel in der 
angebornen Freyheit, fie in Beſitz zu nehmen, 
Die Erwerbungsart ift die Zueignung, wodurd) 
man fich einer freyſtehenden Sache bemächtiget, 
in der Abficht, fie als die feinige zu behalten, 

41) Die Erwerbungsart ift entweder eine unmittelbare 

(urfprüngliche, nad Cinigen auch einfeitige), wodurch 

man eine Sache zunächſt aus der Hand der Natur empfängt, 
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pder eine mittelbare (ableitende, oder auch zweyſeitige), 
wodurch eine fchon in dem Eigenthum eines Anderen befindliche 
Sache von demfelben auf eine andere Perſon übertragen wird, 
Hieraus folgt, daß nur freyftehende, d. i. ſolche Sachen, die 
Niemandens ausfchließliches Gigenthum find, ein Gegenftand der 
unmittelbaren Erwerbung feyn Eönnen. 

2) Der Zitel, fohin der nächfte Grund, woraus fich die 
Grwerbung freyftehender Sachen rechtfertigen läßt, liegt objec— 
tiv in der Herrenlofigkeit derfelben und in der urfprünglichen 
Beitimmung von Sachen überhaupt, fie zu unferen beliebigen 
Zwecken zu verwenden; fubjectiv aber in der natürlichen Frey: 
heit, fich ihrer zu bemächtigen, da eben deßwegen, weil fie frey: 
ftehend find, Feined anderen Menfchen ausfchließendes Recht da= 
durd) gefränft wird. 

3) Die unmittelbare Grwerbungdart befteht in der- 
jenigen Handlung, wodurch man fich einer fregftehenden Sache 
bemächtiget, und dabey den Willen an den Tag legt, fie ald die 
feinige zu behandeln, fohin in ver Befignehmung. Wer fich 
eben jest diefer Sache zu bemächtigen verfuchte, befchränfte den 
Inhaber in der Ausübung feines Rechtes, und griff zugleich in 
feine yerfönlichen Kräfte ein. Es erlangt alfo von dem Augen: 
blife der Befigergreifung der Befiger dad Necht, Jeden von der 
Sache auszufchließen, fohin uber diefelbe ausfchliegend zu verfüs 
gen, d. i. mit anderen Worten, dad Eigenthumsrecht. 
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Freyſtehende Sachen können von allen Mitgliedern 
des Staates durch die Zueignung erworben 
werden, in fo fern dieſes Befugnig nicht durch 
politifche Geſetze eingeſchränkt ift, oder einigen 
Mitgliedern das Vorrecht der Zueignung zuſteht. 

4) In einem Staatdgebiethe gibt es Feine ganz eigen- 
thumölofe Sache, fondern alle Sachen, auf die noch Fein Private 
ein ausfchliegended Necht erlangt hat, find der Dispofition der 

Staatöverwaltung felbft anheim geftellt. Diefe kann fi aber 
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aus befonderen Gründen bewogen finden, die Zueignung folcher 
noch von Eeinem Privaten in Befig genommenen Sachen der 
freyen Willkühr zu überlaffen. Bon der Art find wilde Thiere, 
die unaufgehalten von einem Gebiethe in dad andere wandern 
«in wie fern die Zueignung derfelben Dla greife, wird im fol— 
genden: $. erdrtert werden); ferner ſolche Sachen, die zwar 
einen Eigenthümer hatten, aber von felbem offenbar verlafjen 
wurden, wie freye und öde Grunde, oder weggeworfene Ge— 
‚genftände, nicht minder verfchiedene unterirdifche Erzeugniffe, 
deren Eriftenz biöher unbefannt war; vergrabene Sachen / Schäße, 
deren eigentlicher Eigenthümer nicht mehr ausfindig gemacht wer— 
den Fann. So ift Jedermann, der Bergbau auf Steinfohlen fo- 
wohl, ald auf alle andere metallifhe und mineralifche Er— 
zeugniffe nicht nur auf feinen eigenthümlichen, fondern auch auf 
allen anderen Grundftücden, in dem Falle, wenn fie nicht fchon 
von Anderen nach bergordnungsmäßiger Muthung und Beleh— 
rung gebauet und im wirklichen Umtriebe erhalten werden, nad) 
gehöriger Muthung und erlangter bergämtlicher Verleihung und 
Deftätigung, gegen Entrichtung des Bergzehents und der übrigen 
bergordnungsmäßigen Gebühren und VBerbindlichfeiten, wie auc) 
mit der Bedingung, daß dem Grundeigenthümer für die durch 
den. Bergbau befchädigten fteuerbaren Grundſtücke die billige Ver: 
gütung von den bauenden Gewerfen geleiftet werde, zu geftatten; 
übrigens ftehet aber dem Grundbefißer, wer immer derfelbe ſey, 
‚auf Feine Weife ein Vorzug vor dem erften Finder und Muther 
zu, da diefem, wenn er die Bergwerföbelehnung ordnungsweife 
anfucyet, diefelbe allezeit erteilt werden muß. '). 

2) Der Machthaber im Staate findet ſich übrigens bewo— 
gen, diejenigen Sachen, welche noch keinen Gigenthümer haben, 
und auf welche auch die Staatöverwaltung felbjt Feine Anfprüche 
macht, doch nicht allen Mitgliedern ded Staates, fondern einer 
befonderen Claſſe derfelben,, wenigftens vorzugsweife, zur Zueig— 
nung zu überlaffen. Unter diefen befonderd begünjtigten Perfonen 
erfcheinen die Grundherrfchaften; denn vermöge des vom Kaifer 


1) Hofdecrer vom 6, Auguſt 17905 Pol. G. ©. Leopold IL. 4. B. ©. il. 
Nippel's Commentar II, Tb. 17 
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Marimilian IT. mit den Ständen Böhmen: unfer dem 18. Sep: 
tember 1575 errichteten Bergmwerfövergleiches find ihnen die ge= 
tingfügigen Metalle, als Kupfer, Zinn, Quedfilber, Bley, Eifen, 
Vitriol, Alaun und Schwefel, als regelmäßiges Eigenthum über— 
laſſen '). Die Benügung der Granaten, ald Edelgefteine, gebührt, 
wenn fie auch auf Unterthandgründen gefunden werden, nur den 
Obrigfeiten, mit Ausſchließung der Unterthanen, gegen dem jedod), 
daß diefen für die eroberten Granatfteine ein angemeffener Ar— 
beitölohn von den Obrigfeiten gezahlt, und der durch dad Auffus 
chen und Graben an ihren Feldern allenfalls verurfachte Schade 
ihnen bilfigmäßig vergütet werde *). - Dem Grundeigenthümer 
fümmt, nebft dem Finder, nach $. 399, ein Antheil an einem 
entdeckten Schage zu. ben fo gebührt manchen moralifchen 
Derfonen ein Recht auf erblofe Verlajjenichaften ($. 760). 
3) Der $. ftellt ald Regel auf, daß freyftehende Güter 
von allen Mitgliedern des Staates durch. die Befigergreis 
fung eigenthumlicy an fich gebracht werden können. Jede Eins 
1) Siche Höffanzleydecret vom a. Februar i819; Goutta’s Gefetzf. 15. B., S. 73. 
Dagegen gehören Steinbrüche aller Art, als: Ralf, Marmor, Mauer: und 
audere Steine, Ziegelthbon, Steinkohlen und Torferde nicht darunter, fon= 
dern dieſe find durchaus als Induſtrialien anzufehen, und zur Oberfläche des 
Erdreiches zu zählen, Die jeder Grundeigenthumer, auf deſſen Grunde fie ſich 
befinden, fehon nach dem Begriffe des Eigenthumsrechtes auf was immer für 
sine Art ftey und ungehindert zu benügen berechtiget ift. — Eben fo iſt wever 
durch Die Landesordnung, noch durch ein anderes Gefes den Dominien das 
ausfchließende Recht eingeräumt, Die Ziegelerzeugung auf iyren Gütern aus— 
zuüben, und in diefer Beziehung Fünnen daher die Unterthanen von der be— 
Yiebigen Benützung diefer Induſtriegegenſtände um fo weniger ausgeſchloſſen 
werden, al3 Ihnen durd) das Patent vorm 1. November 1731, j.1, Das Recht 
eingeräumt iſt, ihre Gründe, vermöge des ihnen gebührenden dominii utilis, 
jedoch ohne Nashtheil der grundherrlichen Gerechtſame, unter welche letztere 
Die Bee erwähnter Maßen nicht gehört, nad) Gutdünken zu be— 
nüßen, zumahlen diefe Gatlungen Induſtrialzweige zur Oberflache des Erd> 
reiches gezähfet werden, und nad) Dem Gteuer -Regulirungs » Patente vom 
20. April 1785 von dem Grundeigenthümer auch verfteuert werden mäſſen 
(Ebenda). Gyps-, Lehm-, Kalk-, Mergel- oder Schlier- und Steinbrüde 
gehören zu dem Grundeigenthume, und Fennen von dem Befiker frey benü— 
get werden. Nach Diefem Grundfaße iſt Daher jedem Grundeigenthümer die 
Benutzung feiner Gypsbrüche over Gypsfelder zur freyen und unbefchränften 
Berfügung überlaffen, und bleibt ihm unbenonimen, Diefes Recht enttweder 
felbft auszuüben, oder Dasjelbe an einen Dritten unbeſchränkt zu übertragen 
oder zu verpachten. (Hoftanzleydecret vom 11. März 1819 ; Goutta's Gefepf. 
16. B., ©. 135.) 

2) Hofdeerer vom 30. Nov. 1789,.Handbuch der Geſetze Joſeph 1I,, 12. B., ©. 2397. 
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fchränfung, welche fich auf Fein allgemein Eund gemachtes Gefeg 
gründet, muß alfo erwiefen werden. Es entfteht hier die Stage: ob 
Fremde in den dfterreichifchen Staaten zu occupiren fähig find ? — 
Der 9. redet bloß von Mitgliedern diefes Staates, und ſcheint 
daher Fremde auszufchliegen. Man entgegnet zwar, daß die 
Sremden nach, $. 33, der Regel nach gleiche Rechte, wie die Ein: 
gebornen genießen; allein eben diefer $. fügt die Beichranfung 
bey: „wenn nicht zu dein Genuffe diefer Rechte ausdrücklich die 
Gigenfchaft eined Staatsbürgers erfordert wird.” Nun ſcheint aber 
biefer $. zur Erwerbung des Eigenthums durch Zueignung die 
Gigenfihaft eined Staatsbürger erforderlich zu machen, da er 
ausdrücklich nur von Mitgliedern des Staates fpricht, was ſonſt 
dad Geſetz im Allgemeinen nicht thut, wenn es nicht haben will, 
daß die Sremden von feiner Anordnung ausgefchloffen feyn fols 
len, — Wollte man, indeffen unbedingt behaupten, daß Fremde 
von dem Nechte zu occupicen audgefchloffen feyen, fo würde man 
fih in nicht leicht zu löfende Schwierigkeiten verwideln; denn 
man müßte dann auch confequenter Weile behaupten, daß Lande 
firagen, Stroͤme, Zlüfe u. ſ. w. zum Gebrauche der Fremden 
nicht dienen, weil eö in dem $. 287 heißt: Sachen, die ihnen 
(den Mitglivdern des Staates) zum Gebrauche verjtattet wer- 
den, als: Landftragen, Ströme u. f. w. — Meine Anficht hier 
über iſt diefe: Der Regel nach find die Fremden allerdings von 
dem Decupationsrechte der auf unferem Staatögebiethe fich be: 
findlichen freyftehenden Sachen ausgeſchloſſen; erhält aber der 
Fremde. von. unferem Staate die Bewilligung, ſich auf unfer 
Staatögebieth begeben zu dürfen, fo wird er ganz natürlich auch, 
in Bezug auf, die Benügung der öffentlichen Guter, als ein wes 


nigſtens zeitliches Mitglied ded Staates angefehen, und ihm 


koͤmmt daher auch in diefem Zalle dad Dccupationdrecht zu. Hat 
ſich aber der Fremde, ohne ausdrückliche oder ſtillſchweigende Ein— 
willigung der Staatöverwaltung, in die öſterreichiſchen Staaten 
begeben. fo hat er auch Fein Necht, die öffentlichen Güter zu bes 
nügen, und wird eben deßhalb von der politifchen Behörde wieder 
über die Gränze zurückgewieſen; es kann ihm daher auch eine ins 
zwiſchen ergriffene freyſtehende Sache wieder abgenommen werden, 
DR 
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0. 383. 
4) durch den Thierfang ; 

Diefes gilt insbefondere von dem Thierfange, 
Wem das Recht zu jagen oder zu fifchen ge— 
bühre; wie der übermäßige Anwachs des Wil: 
des gehemmt, imd der vom Wilde verurfachte 
Schade erfest werde; wie der Honigraub, der 
durch fremde Bienen gefchieht, zu verhindern 
fey, ift in den politifchen Gefeßen feftgefest. 
Wie Wilddiebe zu betrafen feyen, wird in den 
Strafgefeßen beftimmt. 

4) Die Arten der Zueignung find nad) DVerfchiedenheit der 
Gegenftände verfchieden. Der Thierfang hat bey wilden, 
nach ihrem Naturtriebe frey herumitrenden Thieren, welche noch 
nicht in Befig genommen worden, oder wenigftens nicht mehr in 
fremdem Befige find, Statt, und begreift die Jagd, den Vogel— 
und Sifchfang. Die Staatöverwaltung bat gute Gründe für fich, 
den Thierfang nicht ganz frey zu geben, und befonders die uns 
teren Volksclaſſen hievon andzufchliegen, weil er fie gewöhnlich 
ihren Erwerbsarten entziehen, fie zum Müßiggange einladen, ih: 
ren Charafter verwildern, und viele rohe Ausſchweifungen ver: 
anlaffen würde. Daher die dießfalld in den politifchen Geſetzen 
enthaltenen, nachfolgend berührten Befchränfungen. 

2) In Anfehung des Fifchfanges ift zu bemerken, daß Nie: 
manden feldft, oder durch Andere zu fifchen geftattet fey, außer 
denen, welchen die Fifchergerechtigkeit zufteht, und welche foldye 
Befugniß mittelft erlernter Profeſſion, durch Beftandnehmung , 
oder fonft erlaubte Art, von dem Inhaber erhalten zu haben 
fi) ausweifen Eönnen '). 

3) Von dem Dagdrechte iff der BYanern: und Burgerftand, 
dem dadurch nur Gelegenheit gegeben würde, Wirthfchaft und 
Gewerbe zu vernachläffigen, ausgefchloffen ; derfelde mag durch 


—— 





4) Berordnung von 21. März 17715 Theref. Gefeh. 3 B., ©. 506. 
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Kauf eine Jagdbarfeit eigenthumlich an ſich bringen, oder fie durch 
Pachtung lediglich zeitweife benüsen wollen. Daher wurde auch 
vorgefchrieben, daß Jagdbarkeiten, die Städte oder Märkte ald 
obrigkeitliched Necht beſitzen, durch Verfteigerung an den Meiſt— 
biethenden verkauft, oder von Zeit zu Zeit verpachtet werden fol: 
len; bey welchen Verfteigerungen gegen diejenigen, die die Jagde 
gerechtigkeit ald Meiftbiethende erftanden haben, das Einftands- 
recht nicht Platz greifen kann '). Nur in Tyrol und Vorarl: 
berg ift geftattet, daß der Bürger: und Bauernftand zum Befite 
und zu Pachtungen von Qagdbarfeiten unter folgenden Befchrän- 

Fungen zugelaffen werden dürfe: a) Sol Niemand eine Jagd: 

barkeit eigenthümlich an fich bringen und ausüben können, der 

nicht anfällig ift. b) Bey Pachtungen Tandesfürftlicher Jagdbarz 

Feiten folfen die Pachtluftigen gehalten feyn, ein von Sal zu 

Fall zu beftimmended Vadium zu erlegen, um zur Pachtverſtei— 

gerung zugelaffen zu werden. c) In den zwey füdlichen Kreifen, 

Trient und Roveredo, wo dad fir das Iombardifch = venetianifche 

Königreich erlaffene Gefeß gegen das Warfentragen ebenfallö ein: 

geführt wurde, find nur folche Verfonen zu Pachtverfteigerungen 

Iandesfürftlicher Ragdbarkeiten zuzulaffen, welche fich mit der Be: 

willigung des Kreisamted, Jagdgewehre tragen zu dürfen, auszu— 

weifen vermögen. Weberhaupt foll durch die Zulaffung des Bür— 

ger⸗ und Bauernftandes zum Befige und zur Pachtung von Jagd— 

barkeiten dem gedachten Gefeße gegen dad Waffentragen Fein 
Abbruch gefchehen ?). 

e 4) Mit der Ausübung des Jagdrechtes find übrigens fol: 

gende Befugniffe verbunden, zugleich auch wegen Hintanhaltung 

des übermäßigen Anwachfes des Wildes folgende Verhaltungs: 
regeln worgefihrieben : 

a. Die Inhaber eines Wildbannes find berechtigt, in ihren Jagd: 
bezirken alle Gattungen von Wild, mit Sulzen oder Heu— 
ſchupfen zu hegen, oder auf fonft was immer für eine Art zu 
füttern. Auch ſteht ihnen vollkommen frey, das Wild, ald ihr 
4) Jagdpatent vom 23. Februar 1785; Handbuch der Geſetze Joſephs IL, 11. B., 

&. 49. 
2) Hofkanzleydecret vom 1% Seht. 13185 ©. ©. für Turol 5. B., ©. 903. 
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Gigenthum, gleich jedem zahmen, in einem Meierhofe genährten 
Diebe, in was immer für einem Alter, Größe oder Schwere, 
zu allen Jahreszeiten, wie e5 ihnen gefällig ift, zu fangen oder 
3 Ichiegen, und zum eigenen Genuſſe zu verwenden oder zu 
verkaufen. 

b. Seder Befiger einer großen oder Fleinen Jagdbarkeit hat wei— 
terö die Srepheit, in Wäldern, Auen oder Gebüfchen Faſane 
einzufegen, Hafen und anderes Wild in feinem Bezirke (Terz 
ritorium) mit Hunden zu jagen oder zu hegen, in fo fern 
dieß ohne Befchädigung was immer für eines Grundbeſitzers 
gefchieht, als die der Jagdinhaber zu vergüten gehalten feyn 
wird, 

c. Schwarzwild (Wildfhweine) darf nur in gefihloffenen und 
gegen allen Ausbruch gut geficherten Thiergärten gehalten wer: 
den. Wenn ein Schwarzwildjtuf außerhalb eined Thiergar— 
tend angetroffen wird, fo ift es Jedermann zu allen Jahres— 
zeiten erlaubt, dasfelbe, wie Wölfe, Füchſe oder ein anderes 
ſchädliches Naubthier, zu fibießen, oder fonft auf eine Art zu 
erlegen )). Sollten fih Jagdinhaber oder Jäger widerfegen, 
fo werden fie ald Strafe fünfundzwanzig Ducaten zu erlegen, 
und allen durch das auögebrochene Stud Dich verurfachten 
Schaden zu vergüten haben. 

d. Jeder Jagdinhaber ift befugt, in feinem Bezirke fich auch in 
Anfehung des vorüberziehenden Wildes feines Jagdrechtes zu 
bedienen, und das Wild, da3 feinen Bezirk betritt, auf alle 
mögliche , ihm felbft gefällige Art zu fangen, zu ſchießen oder 
fonft zu erlegen. 

e. Gin in dem eigenen Wildbann angefchofenes und verwunde— 
tes Wild, das in einen fremden Wildbann überfeßt, darf da— 
her nicht verfolgt werden, fondern es bleibt dem Beſitzer des— 
jenigen Banned, in den e3 fich gezogen hat, frey, mit demfel- 
ben, wie mit feinem Eigenthume, zu fchalten. 

f, Zangeifen und Schlingen zu legen, und Wolfsgruben zu ma— 
chen, wird zwar jedem Jagdeigenthümer in ſeinem Banne ge— 


— 


1) Indeſſen verſteht es ſich, Daß dasſelbe dem Jagdinhaber, als fein Eigen thum, ab⸗ 
geliefert werden müſſe. 
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ftattet. Zur Verhüthung alles Schaden: und Unglückes aber 
müſſen dabey ſolche Zeichen aufgeftecft werden, die von Se: 
dermann leicht wahrgenommen und erfannt werden können. 

5 Wo in einem Walde der hohe Wildbann und das Reisge— 
hege verichiedenen Perfonen gehören, wird e8 immer zuträg— 
lic) feyn, wenn zwifchen beyden ein Abkommen getroffen, und 
das Neiögehege von dem Inhaber des hohen Bannes entwer 
der ganz abgelöfet, oder in Pachtung genommen wird. Wo: 
fern aber der Inhaber der Eleinen Jagd ſolche ſelbſt benugen 
will, iſt er. verpflichtet, fich jederzeit mit dem Gigenthümer 
des hehen Bannes oder defjen Jägern einzuverftehen, um fein 

Jagdrecht von Kal zu Fall gemeinfchaftlicy mit denfelben aus: 
zuüben, und auf diefe Art den Schaden in dem hohen Wild: 
banne zu verhüthen ). 

h. Die Kreisämter haben darauf zu fehen, daß die Jagdinhaber 
dad Wild zum Nachtbeile der allgemeinen Culture nicht uber- 
mäßig hegen, und fie follen diejenigen, bey denen fie eineı 
zu großen Anwachs des Wildftanded wahrnehmen, nad) de 
bereitö beftehenden Vorſchrift, ohne Nachſicht zur verhaltuig 
mäßigen Verminderung deöfelben anhalten ?). 

1. Die. Eigenthümer der Jagdbarfeit follen gegen alle Beein— 
trächtigung ihrer Nechte geſchützt, und da die Wilddieberey und 
dad Raubſchießen in fo mancher Beziehung felbjt der öffentli— 
chen Sicherheit gefährlich find, denfelben auf alle Art vorge: 

bauet werden. | 

In diefer Abficht Eönnen Hunde, die in einem Walde oder 
Felde jagen, von den Jägern des Jagdinhabers erfchoffen wer: 
den. Nur find darunter diejenigen Hunde nicht verftanden , 
die die Hüther zur Abtreibung des Wildes zu halten berecy: 
tiget find. 

k. Niemand darf in einem fremden Wildbanne, außer der Straße 
oder dem Fußfteige bey der Durchreife, fich mit einem Geweh— 
te, oder Fang- und Hetzhunde betreten laffen. Die Uebertreter 
dieſes Verbothes follen eingezogen und bejtraft werden. 


4) Dbiges Zaadpatent I. 1 — 7. 
2) Ebenda |, it, 
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1. Wer ein Wild findet, das fich ſelbſt gefpießt oder fonft be 


fchädiget hat, und zu Grunde geht, kann fich dasfelbe Feines: 
wegs zueignen, fondern hat dem Qagdinhaber hievon die An— 
zeige zu machen. 


ın. Weberhaupt ift fremdes Wild, von was immer für einer Sat: 


u“ 


fung, zu fangen oder zu fihießen, wie die Entfremdung jedes 
anderen Cigenthumes, ald ein Diebftahl, und nach den dießfalls 
beſtehenden Strafgeſetzen zu behandeln '). 


. Wer einen Wildfhügen entdeckt, erhält zwölf Gulden zur 


Belohnung, die der Jagdinhaber zu bezahlen hat. 


. Der Cinbringer eines Wildfchügen erhält fünfundzwanzig Gul: 


den zur Belohnung, welche Taglia gleichfalld die Jagdinhaber 
zu zahlen haben, denen entgegen auch die Geldftrafen, die 
dem Uebertreter der Jagdgeſetze in ihrem Bezirke zuerkannt 
werden, heimfallen. Bey dem Bauernftande haben jedoch. Feine 
Geldfirafen, fondern nur förperliche Statt. 


» Wenn in einem Wildbanne ein bewaffneter Wildſchütz auf 


Zurufen der Jäger fich nicht ergibt, fondern zur Wehre ftellt, 
fo ijt es ihnen erlaubt, ihrer Selbfterhaltung wegen auf felben 
zu ſchießen. 


. Uebrigens ift allen Obrigfeiten zur vorzüglichen Pflicht ges 


macht, diejenigen, die unbefugt einem Wilde nachftellen,, foldyes 
fangen oder ſchießen, auszuforſchen, ald Diebe einzuziehen, und 
dann dein Gerichte zu übergeben. 


. Bey begründetem Argwohne alfo, daß ein Wild ——— 


Weiſe gefällt worden, werden die Jagdinhaber angewieſen, 
ſich an die Ortsobtigkeiten oder Richter zu wenden, damit 
dieſe die zur Auffindung des corporis delicti allenfalls nöthige 
Unterſuchung in den Häuſern vornehmen. Den Jagdinhabern 
ſelbſt aber wird eine eigenmächtige Nachſuchung, es ſey durch 
ſie, oder ihre Jägerey, durchaus unterſagt. 


Die Jagdinhaber ſtehen im dieſer Eigenſchaft und in Fallen, 


die in dieſes Jadgeſetz einſchlagen, unter den Kreisämtern, 
in Juſtizfällen aber unter ihrer ordentlichen Rechtsbehörde. 


3) Obiges Jagdpatent Mh. 17 — 20. 
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t. Am Allgemeinen haben aber über die Beobachtung dieſes Jagd— 
gefeßes die Regierung, Kreisämter, Obrigfeiten und Dorfrich— 
ter zu wachen, und die Webertreter nach BAER der 
Umftände zu beftrafen. 

u. Daher auch) das E E. Oberftjägermeifteramt Fünftig Feine Ju: 
risdiction über Privatfagden auszuüben, fondern allein die 
Oberaufficht über färımtliche E. k. Jäger und Jagdbarfeiten 
zu führen, und bey diefen die genaue Beobachtung der Jagd— 
gefeße zu beobachten hat '). 

5) In Anfehung der von dem Wilde angerichteten Schäden 
ift vorgefchrieben , daß felbe, fie mögen in landesfürſtlichen oder 
Privat: Zagdbarkeiten an Feldfrüchten, Weingärten oder Obft- 
baumen gefchehen, den Unterthanen nah Maß des erlittenen 
Schadens fogleich in natura oder Geld vergütet werden follen. 
Daher alle dergleichen Befchadigungen zur. Zeit, da fie noch 
fihtbar find und beurtheilt werden können, der Obrigkeit anzuzei= 
gen find. Die Obrigkeit hat alddann durch unparteyifche Männer 
aus der nähmlichen oder nächften Gemeinde diefelben ſchätzen zu 
laffen, und um deren Befichtigung bey dem Kreidamte anzulan= 
gen. Zu diefer Befichtigung hat das Kreisamt bey Tandesfürft- 
lichen Jagdbarkeiten den nächften Faiferlichen, bey Privat: Jagde 
barfeiten den Jäger der Herrfchaft diefes Bezirkes beyzuziehen , 
den Betrag des Schadens zu beftimmen, und diejenigen, die die 
Vergütung zu leiften haben, zur Bezahlung anzuhalten *). 

6) In Anfehung der Verhinderung des Honigraubes durch 
fremde Bienen enthält die, wegen Berbreitung der Bienenzucht 
unterm 4. April 4775 °) erlaffene Anordnung im $. 45 folgende 
Vorſchrift: Es ift, unter Grftattung des doppelten Werthes, ver: 
bothen, die Bienen eined Dritten zu vertilgen, es möge aus was 
immer für einem Vorwande gefihehen. Auch gegen die Raub— 
bienen hat diefe Vertilgung nicht Statt, da es ganz wohl andere 
Mittel gibt, die eigenen Bienenjtöfe gegen Raubbienen zu fichern. 





4) Dbiges Zagdpatent IS. 23 — 30. 
2) Ebenda |. 15. 
3) Siche THeref. Gefehf. 7. B., ©. 20%. 
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5 Der Wilddiebſtahl wird entweder als ein Verbrechen, 
oder ſchwere Polizey-Uebertretung beſtraft. Als Verbrechen wird 
er beſtraft, wenn er mehr als fünfundzwanzig Gulden W. W. 
beträgt, oder wenn er den Betrag von fünf Gulden Wi W. über: 
fteigt, und zugleich an Wild in eingefriedeten Waldungen, oder 
mit befonderer Kühnheit, oder von einem, gleichfam ein ordent- 
liches Gewerbe damit treibenden Thäter verübt wird. Weberfteigt 
der Werth des entfremdeten Wildes den Werth von fünfundziwans 
zig Gulden W. W. nicht, und ift die Entfremdung auch mit feinen 
erfchwerenden Umſtänden begleitet, welche einen Diebjtahl übers 
haupt, oder den Wilddiebftahl insbefondere zu einem Verbrechen 
qualificiren, fo wird er als ſchwere Polizey-Uebertretung der 
Beltrafung unterzogen, — Ob der MWilddiebftahl, welcher mit 
Gewehr verübt wird, nad) $. 154, Nr. J. lit. b des erften Theils 
des Strafgefesbuches, ohne Rudficht auf den Betrag, zum Bere 
brechen werde, hierüber find die Meinungen getheilt ). 

884. 

ee Bienenfchwärme, und andere zahme oder 
zahmgemachte Thiere find Fein Gegenftand des 
freyen Shierfanges, vielmehr hat der Eigen: 
thimer das Recht, fie auf fremdem Grunde zu 
verfolgen; doch foll er dem Grundbeſitzer den 
ihm etwa verurfachten Schaden erfesen, Sm 
Falle, daß der Eigenthümer des Mutteritodes 
den Schwarm durch zwey Sage nicht verfolgt 
hat, oder daß ein zahmgemachtes Thier duch 
zweyundvierzig Tage von felbjt ausgeblieben ift, 
kann es auf gemeinem Grunde Jedermann, auf 
dem feinigen Der Grundeigenthümer für ſich neh— 
men und behalten, 

4) Zahme Thiere find diejenigen, welche der Regel nach 
immer einen Gigenthümer vorausfegen, und in ihrem urſprüng— 


4) Siche die Wagner'ſche Zeitichrift Jahrg. 1825, AI. Heit, S. 333; dann 1526, 
xl, Heft, S. 215; ferner 1827, V. Heft, ©. 256, und 1550, I, Heft, ©. 57. 
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lichen Naturzuftande nicht angetroffen werden, wie 3. B. Ohhſen, 
Kühe, Hunde, Hühner, Schafe u. f. w.; zahm gemachte ſolche, 
welche der Regel nach, ohne einen Eigenthümer zu haben, im 
twilden Zuftande leben, die aber durch Fünftliche Behandlung fo 
weit gebracht werden, daß fie ihre Wildheit verlaffen und ihrem 
Eigenthümer anhängen, fo daß fie, wenn fie auc) in Freyheit gefegt 
werden, zu ihrem Gigenthümer zurüdzufehren yflegen, wie 5. B. 
Hirfche, Pfauen, Zauben, häusliche Bienen u. f. w. Die erftes 
ren muß Jedermann ald dad Gigenthum eines Menſchen reipec: 
tiren, denn er kann fie eben deßhalb, weil fie bey und im wils 
den Zuftande nicht mehr angetroffen werden, keineswegs unter 
jene Thiere rechnen, welche noch zur Zueignung frenftehen, und 
erit in das Eigenthbum eines Menſchen kommen müjfen. Sie 
find daher wie jede andere Sache zu behandeln, und können 
nur nach vollendeter Verjährungszeit in das Gigenthum des Er— 
greiferd übergehen. — Entkömmt dem Gigenthümer fo ein Thier, 
fo räumet ihm das Gefeg fogar das Necht ein, daöfelbe auf 
fremdem Grunde zu verfolgen; ein Necht, welches ihm nach dem 
Naturrechte nicht zufommen würde, da jeder Gigenthlimer eines 
rundes befugt ift, jeden Dritten von der Benützung deöfelben 
auszufchliegen. Doch ladet ihm das Geſetz dagegen die Ber: 
pflihtung auf, den Schaden zu vergüten, welchen der Grund: 
eigenthümer. bey der Verfolgung des Ihiered, oder auch durch 
dieſes felbft erlitten hatz auch ift der Eigenthümer des Thieres 
demjenigen, der dasſelbe handhaft gemacht hat, den Aufwand 
zu vergüten fehuldig (SS. 1036 u. 1043). 

2) Ein bloß zahmgemachtes Thier, wenn es in dem Zus 
ftande der Sreyheit gefunden wird, Laßt fich nicht fo leicht als 
dad Gigenthum eines Menfchen erkennen, befonders wenn es fich 
durch längere Zeit in der Freyheit befindet, und fohin allmählig 
in feine natürliche Wildheit wieder zurückfehret. Daher verfügt 
hier dad Gefeg, daß, wenn ein ſolches Thier durch zweyund— 
vierzig Tage von felbft ausgeblichen it, das Eigenthumsrecht 
auf felbes verloren gehe und der Zueignung preis gege— 
ben werde, Dad Thier muß aber von — ausgeblieben 
ſeyn; iſt dasſelbe während dieſer zweyundvierzig Tage von Je— 
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manden aufgegriffen und in feiner Verwahrung behalten wor: 
den, fo geht dad Eigenthum nicht verloren. 

3) Wenn ein zahmes oder zahm gemachtes Thier dem 
Eigenthumer entkommt, fo wird dasfelbe wohl gewöhnlich auf 
der Stelle verfolgt, und fohin wird auch in der Gegend bald 
fund, wem das entlaufene Thier gehöre. In diefem Falle iſt 
derjenige, der daöfelbe in feine Macht und Gewahrfame gebracht 
hat, fo wie überhaupt, wenn er den Eigenthümer deöfelben er— 
Eennt, dem Leßteren, gegen Vergütung ded alfenfallfigen Schadens, 
das entlaufene Thier zurückzuftellen fehuldig. Iſt der Eigenthümer 
deöfelben aber unbekannt, fo hat ficy der Inhaber, wenn ed ein 
zahmes Thier ift, nach den Vorfchriften, die über das Finden ver: 
lorner Sachen erlaffen find, und weiter unten vorfommen werden, 
zu benehmen; ift ed aber ein zahm gemachte Thier, fo fcheint 
er dafür nicht verantwortlich gemacht werden zu fünnen, wenn 
er dadfelbe ald ein noch in feinem urfprünglich wilden Zuftande 
lebendes Thier anfieht, und dasfelbe nach den über den Thierz 
fang beftehenden Gefegen behandelt. 


0. 385, 
2) durch das Finden freyftehender Sachen. 

Keine Privatperfon ift berechtigt, die dem Staate 
durch die politifchen Verordnungen vorbehalte- 
nen Erzeugniffe fich zuzueignen. 

1) Die zweyte Art der Zueignung ift das Finden folcyer 
Sachen, die urfprünglich, oder durch Erklärung des Staates, 
oder durch die Willensäußerung des früheren Eigenthümers als 
frenftehende Sachen anzufehen find. Unter Finden wird aber 
fowohl dad Entdecken, als das Ergreifen folcher Sachen ver: 
fianden. Ohne Entdeckung ift ganz natürlich die Ergreifung uns 
möglich; allein die Entdeckung derfelben ift zum Finden, in fo 
fern dadfelbe ald eine Erwerbungsart angefehen wird, nicht hin— 
reichend, fondern es muß nothwendig die phyfifche Ergreifung 
hinzufreten. 

2) 65 ift fchon oben berührt worden, daß ed im Staate 
eigentlich gar Feine freyftchenden Sachen gebe, fondern alle in 
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einem Staatögebiethe eingefchloffenen Güter, in fo fern fie nicht 
dad Eigenthum eined Privaten find, als ein Eigenthum des 
Staates angefehen werden müffen. Indeſſen hat fich der öſterrei— 
chifche Staat nur einige, urfprünglich frenftehende Lachen als 
fein Eigentum vorbehalten, und ed wird in dieſem F. aus- 
drücklich darauf anfmerkfam gemacht, daß fich Feine Privatperfon 
die dem Staate durch die politifhen Verordnungen vorbehalte- 
nen Grzeugniffe zueignen dürfe. Solche dem Staate vorbehaltuen 
Grzeugniffe find: 
a. Alle Ganz: und Halbmetalle, fo tie überhaupt alle Mine: 
ralien. — Wenn Jemand dergleichen bauen und gewinnen will, 
ſo muß die Bewilligung hiezu bey dem Landeöfürften durch) 
die beftehenden Berggerichte zu Lehen angefucht werden, und 
wird nur von diefen im Nahmen des allerhöchften Landes— 
heren, die Bewilligung hiezu ertheilet. Hierunter gehören nicht 
‚nur allein Gold, Silber, Kupfer, Eifen, Queckſilber u. ſ. ww 
fondern auch Zink und der Graphit (oder die fogenannte Haf— 
nerzellere, Schwarzgefchirr - Erde), welch Testerer ein verfohltes 
Gifen ift, dad in förmlich fteeichenden Lagern mit Stollenbau 
oder. Schichten bergmännifch gewonnen wird. Es muß daher 
auch der Bau auf den Graphit bey den landesfürſtlichen Berg: 
gerichten angefucht, und kann nur mit Vorbehalt der allerhöch- 
ften Lehenrechte im allerhöchften Nahmen mit den bejtimmten 
Maßen verliehen werden. Kein Grundeigenthümer ift berech— 
tiget, den Bau auf Graphit unter wa3 immer für einem Vor— 
wande zu hindern oder zu verweigern. Dem Entdeder einer 
folchen Sraphiterde, wenn fie echt und brauchbar gefunden 
wird, er mag nun den Bau felbjt unternehmen, oder ihn den 
Arnrainern abtreten, wird eine der Ausficht und Daner ange: 
mejjene Belohnung erfolgt ') 
b. Ingleichen gehören zu den von dem Staate ſich vorbehaltenen 
Erzeugniffen alle Salze und Mlaunbergwerke, welche durd) 
1) Bergordnung Ferdinand L. von 1. May 1755. od, aust, 4. Theil, ©: 182; 


> 


Hofderret vom 27. Sept. 17995 I. ©. S. Nr, 4795 und Patent vom 235. Sept. 
13115 P. G. S. 37.38, ©. 65% Welche Metalle in Böhnten der unmittel— 
baren Benügung den Grundobrigkeiten überlaſſen find , iſt im j. 332 vorge— 
Fomnten, 
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mehrere Verordnungen, befonderd aber die erfteren ald landes— 
fürftliches Regale erklärt find '). Auch ift aller in und auf 
dem Erdboden im ganzen Lande fich erzeugende Saliter ein 
Vandeöfürftliches ausfchliegendes Eigenthum; er darf daher nur 
für den Landeöfürften gegraben, auch ausfchliegend nur für 
Rechnung desfelben daraus Schießpulver verfertiget werden ?). 


0. 386. 

Bewegliche Sachen, welche der Eigenthümer nicht 
mebr als die feinigen behalten will, und daber 
verläßt, kann fi — Mitglied bes Staates 
eigen machen. 

Durch eine ſolche, von Seite des Gigenthüners. » gefchehene, 
Berlaffung treten diefe Sachen in ihre urfprüngliches Verhältnig 
der Herrenlofigkeit zurücd, und der Staat überläßt fie ſäm mit— 
lihen Mitgliedern des Staates zur Zueignung. In wie 
fern auch Fremde zur Zueignung berechtiget find, wurde bereits 
$. 582 erwähnt, 

0. 387, 

In wie fern Grundftüce, wegen ganzlicher Unter: 
laffung ihres Anbaues, oder Gebäude, wegen 
der unterlaffenen Herftellung, für verlaffen an— 
zufehen oder einzuziehen ſeyen, beſtimmen die 
politiichen Geſetze. 

4) Da feder Eigenthlimer dad Befugniß hat, mit der Sub: 
ftanz und den Nugungen einer Sache nach Willführ zu ſchalten, 
fo Eann er der Regel nach feine eigenthümliche Sache aud) ganz 
unbenügt laffen (F. 354). Nach diefer aufgeftellten Regel kann 
daher: auch der Eigenthümer von Grundftüden oder Gebäuden 
felbe unbebauet oder unbewohnt verfallen laſſen, und ift depe 
halb in privatrechtlicher Bezieyung Niemand berechtiger, ein fols 

4) Siehe obige Bergiwerfsordnung, dann den Bergiverfsvergleih Marimilian IL 


mit den Ständen Böhmens von 18. Gebt. 1575, und Patent vom 27. Now 
1736; Gef. Sof. I., 10. B., ©. 223 


2) Patent vom 2ı/ Der. 1807, 45 P. ©, ©: 9, B., ©: 153. 
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ches Grundſtück oder Wohngebäude ald eine von dem Cigenthit- 
mer ganz verlaffene Sache anzufehen und ſich zuzueignen. Allein 
die oberfte Macht Eann, theil5 zum allgemeinen Wohle (zur Lan: 
descultur, aus Sorge für die nöthigen Wohngebäude), theils zur 
Privatficherheit (9. 343) politifche Verfügungen treffen, daß die 
Grundſtücke eultiviret, und die Gebäude in einem bewohnbaren 
und befonders gefahrlofen Zuftande erhalten werden '). 

2) Was insbefondere die öde liegenden Grunde betrifft, fo 
theilt fie 885 Patent vom 47. April 1784 2) in drey Öattun: 
gen ein: a) in folche, die bereit vor 1750, al dem Normal: 
jahre der Steuer- Rectification, als dde angegeben worden, und 
noch unangebaut find; b) in folhe, die, aus Mangel eines Bez 
figerö oder Grundholden, nach diefer Zeit verddet find, und von 
dem Grundherrn verfteuert werden müffen; endlich) c) in Grün— 
de, welche von dem Grundholden befeffen und verfteuert, aber 
ungebaut belajfen werden. Die dden Gründe der erfteren zwey 
Gattungen fallen einem Jeden, welcher fich darum meldet, unent: 
geldlich als ein wahres vererbliches Eigenthum zu, mit dem Be: 
dingniffe, dad er. diefe Grundſtücke in Zeit von einem Jahre 
brauchbar, machen, oder des Eigenthums derfelben aͤbermahls ver: 
luftig werden foll. — Den Grundobrigkeiten, welchen die vor 
dem Rectificationd = Normaljahre öde gewordenen, und noch un= 
gebaut liegenden Grundſtücke entweder dienftbar find, oder eigen: 
thümlich angehören, wurde vor den zur Fruchtbarmachung der 
felben ſich antragenden Parteyen der Vorzug dergeftalt vorbes 
halten, daß fie binnen drey Monathen, von den Tage diefes ob: 
erwähnten kundgemachten Patentes, ich erklärten, ob und welche 
dieſer öden Gründe fie in Anbau nehmen wollen, und daß fie 
diefelben binnen Jahreöfrift, unter MWiederverfuft, wirklich anbaue— 
ten. Bey der dritten Gattung von Deden, wofern nähmlich ein 
Grundhold feinen ganzen Grund, oder nur einige Theile deöfel: 
ben unangebaut liegen ließe, fol der Befiger von der Grund: 
obrigkeit diefes Unfleißes durch drey Jahre ermahnet, nach Vers 





1) Siehe Zeiller's Commentar Nr. 3. 
2) Handbuch der Geſetze Joſeph IL, 7. B., ©, set, 
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lauf de3 dritten Jahres aber, nachdem vorher dem Kreisamte 
die Anzeige darüber gemacht worden ift, abgejtiftet werden. 

3) An Unfehung der baufälligen Käufer in den Städten, 
welche von den Eigenthümern nicht reparict, und vielmehr ganz 
verrwahrlofet werden, wurde in Gallizien in Folge allerhöchſter 
Entfchliegung angeordnet, daß die hierwegen bereit5 in anderen 
Ländern beftehenden Verfügungen, — daß nähmlich derley Käufer 
abgefchäget und an den Meiftbiethenden, unter der Berbindlich- 
lichkeit, diefelben beftmöglichft in guten und gefahrfregen Stand 
herzuftellen, hintan gegeben werden, — aud in Oallizien anges 
wendet werden follen‘). Dadurch wurde fohin die in den andern 
Ländern dießfalls beftandene Gepflogenheit gleichfall5 fanctionirt. 


ſ. 388, 
Vorfchriften über das Finden: a) verlorner Sachen; 

Es ift im Zweifel nicht zu vermuthen, daß Ses 
mand fein Eigenthum wolle fahren laſſen; da— 
her darf Eein Finder eine gefundene Sache für 

verlaſſen anfeben und fich diefelbe zueignen, Noch 
weniger aber darf fih Semand des N 
tes anmaßen. 

4) Der gegenwärtige $. ftellt gleich im ——— die Re= 
gel auf, die auf alle Falle, wo e5 fih um Zueigrung einer dem 
Scheine nad verlaffenen Sache handelt, angewendet werden 
muß, nähmlich: daß Feine Sache für verlaffen angefehen werden 
Eann, wenn nicht der Eigenthümer diefes ausdrücklich durch Worte 
und allgemein angenommene Zeichen, oder wenigftens ftillfchweis 
gend durch folhe Handlungen erfläret hat, welche, mit Ueberle— 
gung aller Umftande, feinen vernünftigen Grund daran zu zwei: 
feln übrig laffen ($. 8635). Denn die Handlung, wodurch ein 
Eigenthumer fein Eigenthum auf die Sache unbedingt aufgibt, 
widerftreitet dem natürlichen Triebe und Hange zum Gigenthume ; 
gehört fohin zu dem Außerordentlichen und Celtenen, gegen 
welches immer die Vermuthung ftreitet. — Hievon fcheint felbft 








ı) Man fehe Winniwarters Handbuh & B., ©, 10. 


der Fall keine Ausnahme zu machen, wenn der Cigenthümer im 
Drange der Umftände, 5. 3. in einem Schiffbruche, auf der 
Flucht u. f. w., fich feiner Sache, die ihm dabey hinderlich 
fallt, entlediget. 

2) Am fo weniger ift man Berechtiget; aus dem Umftande; 
daß man eine Sache außer der Macht und Gewahrfame eines 
Menfchen befindlich wahrnimmt, zu Schließen, daß fie von dem 
Eigenthümer freywillig verlaffen worden fey; im Gegentheile 
muß man annehmen, daß der Beſitzer wider ſeinen Willen aus 
der Innehabung gekommen ſey. Daher die Anordnung des Ges 
ſetzes, daß Niemand eine gefundene Sache für verlaffen: anfehen 
und fich zueignen dürfe, 

3) Der $. macht hier ausdrücklich des Strandrechtes 
eine Erwähnung. Diefer Ausdruck läßt eine dreyfache Bedeu: 
tung zu. Im befferen Sinne des Wortes verfteht man daruns 
ter die Gerichtöbarkeit , welche fich über alles, mas fih am 
Strande (d. i: an der Fläche ded and Mieer ftoßenden, und von 
der Fluth überſchwemmten, offenen Landes) und auf dem Ufer 
und Geſtade befindet, erſtrecket; dann begreift man unter diefem 
Ausdrude auc dad Necht des Landesheren, fich alles das zuzu— 
eignen, wad an den Ufern anwächſt oder gefunden wird, 3. B. in 
Perſien die Perlen, an den afrikanifchen Küften dad Gold u. 1. w.; 
endlich bedeutet aber Strandredt da3 die höchfte Mißbilligung 
verdienende Befugniß, ſich der fämmtlichen Güter und Sachen, 


‚welche fih auf einem geftrandeten Schiffe befinden, ohne Rück— 


fiht, ob der wahre Eigenthümer zugegen ift oder nicht, zu bes 
mächtigen. Daß dad Strandrecht im gegenwärtigen $. in der 
legteren Bedeutung genommen fey, leuchtet ein. Treffend be: 
merkt hier Here Hofrath v. Zeiller, daß die Zueignung folcyer 
Sachen nur in Zeiten der Barbarey zu dem chrwürdigen Nah: 
men eined Nechtes gelangen Eonnte '): 


41) Diefes Recht war ehedem in Deutfchfand und in anderen Ländern fat allgemein 
üblich ; man flebete fogar in den Kircbengebetben zu Gott, daß er den Strand 
feanen, d. b. recht viele Menſchen Schiffbruch moge leiden laſſen. 

Nippel's Kommentar III. Ih. 18 R 


nn. 
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b. 389, 

Der Finder ift alfo verbunden, dem vorigen Bes 
fißer, wenn er aus den Merfmahlen ver Sache, 
oder aus anderen Umftänden deutlich erkannt 
wird, die Sache zurud zu geben, Sit ihm der 
vorige Befiser nicht bekannt, fo muß er, wenn 
das Gefundene einen Gulden am Werthe über: 
fteigt, den Fund innerhalb acht Tagen auf die 
an jedem Orte gewöhnliche Art befannt machen 
Yaffen, und wenn die gefundene Sache mehr als 
zwölf Gulden werth ijt, den Vorfall der Orts— 
obrigkeit anzeigen, 

4) Es ift Niemand verpflichtet, eine Sache, melche er in 
einem Zuſtande entdeckt, zufolge welchem fie ald in Feines Men— 
fihen Macht und Gewahrfame befindlich angefehen werden Fann, 
zu ergreifen und zu fich zu nehmen, um fie dadurch vor einem 
möglichen Nachtheil zu bewahren. Es kann daher audy Niemand 
dafür verantwortlich werden, wenn er 3. B. einen Eoftbaren 
Ring auf der Gaffe liegen gefehen, fich feiner aber nicht bemäch— 
tiget hat. Ja felbft in dem Zalle, als erdie Sache bereitd er= 
griffen hat, fteht es ihm, fo lange er fi) von dem Orte des 
Fundes nicht entfernt hat, noch immer frey, die gefundene Sa— 
che fahren zu laffen, und fie an den nähmlichen Plaß, wo er 
fie gefunden hat, wieder hinzulegen. Denn dadurdy wird an dem 
Zuftande, in dem fich die Sache vor ihrer Entdedung zu ihrem 
früheren Inhaber befunden hat, nichtd geändert, und diefem 
fohin auch durch die Handlung des Finderd die Auffindung der= 
felben nicht erfchweret; zu pofitiven Handlungen, die dazu dies 
nen follten, Jemanden zur Grlangung des Eigenthums behulflich 
zu ſeyn, exiſtirt aber Feine Nechtöpflicht. Hat aber derjenige, 
der eine aus der Gewahrfame ihres Inhaberd gefommene Sache 
entdeckt und ergriffen hat, diefelbe bereitd aus dem Orte des 
Zundes weggerüdt oder wohl gar zu fich genommen, dann hat 
er auch den urfprünglichen Zuftand der Sache verändert und 
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dem früheren Anhaber das Auffinden erfchweret, da demfelben 
vielleicht noch ’erinnerlich feyn Fonnte, wo er die Sache gelaffen 
habe, oder wenigftens leicht Spuren zur Entdeckung derfelben 
auffinden kann; welches aber der Regel nach ganz unthunlich ift, 
wenn fie ein Dritter zu fich genommen hat, Da nun in einem 
folhen Falle der Finder durch feine pofitive Handlung den frü— 
heren Zuftand, in welchem dem Inhaber dad Auffinden der vers 
lornen Sache noch möglich gewefen wäre, verändert und die Sa— 
che in eine ſolche Lage gebracht hat, daß der frühere Inhaber 
diefelbe, nach dem ordentlichen Laufe der Dinge, nicht mehr zu 
entdecken im Stande it, fo erwächft, meines Erachtens, hieraus 
allerdings aud) eine natürliche Verbindlichkeit auf Seite des Fin— 
derö, folhe Handlungen zu unternehmen, wodurch der vorige In— 
haber in die Kenntniß kommen Fann, in weffen Händen fich die 
Sache befindet: Der gegenwärtige $. enthalt nun die Vorfchrift, 
was ein folcher Finder für Handlungen zu diefem Ende zu uns 


ternehmen rechtlich verpflichtet fey: 


2) In diefer Hinficht ift vor Allem zu unterfcheiden, ob 
der Eigenthümer oder Anhaber dem Finder ſogleich befannt fey 
oder nicht. Der erjte Kal tritt ein, wenn die Sache mit fol- 
chen Merkmahlen verfehen ift, daß Jedermann, oder wenigftend 
der Finder, nach feinen befonderen Verhältniffen hieraus entneh— 
men Fann, weſſen Eigenthbum die Sache fey, — oder wenn der 
Eigenthümer die Sache: vor den Augen des Finders felbft ver: 
loren — oder der Finder diefelbe fchon früher ein Mahl in del: 
fen Beige gefehen hat. — In diefem Falle ift der Finder fchul: 
dig, die Sache dem Eigenthümer, obfchon er fie noch nicht zus 
rückforderte, weil er vielleicht gar nicht weiß, wohin fie gekom— 
men ift, zurückzuſtellen. Einen Termin zur Zurückſtellung hat 
hier das Geſetz nicht beſtimmt, obfchon e3 mir fcheint, daß von 
einer ZTerminöbeftimmung bier nicht Umgang genommen werden 
könne; — denn die Zurüditellung ift eine Leiftung, und bey 
jeder Leiftung muß doch eine Zeit beftimmt fenn, binnen welcher 
diefelbe gefchehen fol. Im Mangel einer ausdrücklichen Beſtim— 
mung hierüber muß daher zur Analogie die Zuflucht genommeıt 
werden, ine folhe analoge Beſtimmung enthält aber der ger 

18 * 
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genmwärfige $. in dem gleih unten berührten Falle, wenn nähm: 
lich der Eigenthümer unbelannt ift. Sp wie in dieſem Falle 
der Finder verpflichtet ift, die Kundmachung dinnen acht Tagen 
zu veranlalfen, fo muß er im gegenwärtigen Salle zur Zurück— 
ftelung binnen acht Zagen verbunden feyn, widrigens deifen er 
die Vermuthung, fi) die Sache zueignen zu wollen, erregen, 
und. auch für einen durch eine längere Zögerung entjtehenden 
Schaden verantwortlich feyn würde. 

5) Im zweyten. Falle it auf den Werth der Sache Rück 
fiht zu nehmen. Bey einem unbedeutenden, einen Gulden nicht 
überfteigenden Werthe ift der Finder zu einer pofitiven Handlung, 
wodurch der Eigenthümer oder Inhaber in die Kenntniß des Funde 
gefegt werden follte, keineswegs verpflichtet, und aus gleichen 
Grunde koͤnnen ihm auch nicht einmahl die Pflichten eines Ver— 
wahrers aufgebürdet werden, fa, er Fann fie auch im diefem Falle, 
wenn fih der Eigenthümer nicht meldet, als verlaffen anfehen 
und für fich behalten, Meldet fich aber in der Folge der Eigen— 
thümer un die verlorne Sache, fo ift der Finder als redlicher 
Beſitzer zu behandeln, und ift, in fo fern die Sache in Natur 
oder deren Werth noch vorhanden ift, fie allerdings zurückzuſtellen 
verpflichtet. — Ueberfteigt dagegen der Werth einen Gulden, fo 
kann der Finder, in fo fern fie nicht mehr, als zwolf Gulden 
im Werthe beträgt, die Kundmachung des Fundes felbft auf die 
im Orte übliche Art, 3. B. durch Herablefen von der Kanzel, 
Affigirung an öffentlichen Orten u. f. w., veranlaffen. Bey hö— 
herem Werthe muß er die Anzeige an die (politifche) Obrigkeit 
des Ortes machen, welche, nach Maßgabe des folgenden $., die 
Kundmachung übernimmt. 

4) In denjenigen Provinzen des öſterreichiſchen Kaiferftaa- 
tes, wo noch die Einlöfungs= und Antieipationsfcheine im geſetz— 
lichen Umlaufe fich befinden, Fann die Frage entitehen, ob bier 
der Werth bloß in der Valuta der Ginlösfcheine oder in Conven— 
tionsmünze audzumitteln ſey? — Da gegenmärtig fein Geſetz 
verbietyet, daß eine Schätzung in Conventionsmünze gefchehe, fo 
fheint es auch dem Finder frengeftellt zu fenn, ob er die gefuns 
‚dene Sache in Conventiondmünze oder in Wienerwährung, d i. 
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in der Valuta der Einlöfungöfcheine, gefchäft wiffen wolle. Nur 
in dem Falle, als die gefundene Sache in barem Gelde beftände, 
wäre ſich genau an die Gigenfchaft des Geldes zu halten, und 
daher der Finder nicht berechtiget, z. B. den gefundenen Einlö— 
fungsfchein pr. 2 fl. auf Conventiondmünze zu reduciren und in 
Folge diefer Reduction einen Werth von 48 Er, heraus zu bringen. 


b. 390, 


Die Obrigkeit haf die gemachte Anzeige, ohne die 
befonderen Merkmahle der gefundenen Sachen 
zu berühren, ungefäumf auf die an jedem Orte 
gewöhnliche Art, wenn aber der Eigenthümer 
in einer den Umftänden angemefjenen Zeitfrift 
ſich nicht entdedet, und der Werth der gefunde- 
nen Sache fünfundzwanzig Gulden überſteigt, 
drey Mahl durch die Hffentlichen Zeitungsblät- 
ter bekannt zu machen, Kann die gefundene Sa— 
che nicht ohne Gefahr in den Händen des Fin— 
ders gelafjen werden, jo muß die Sache, oder, 
wenn diefe nicht ohne merklichen Schaden auf: 
bewahrt werden könnte, der durch die öffentliche 
Veilbiethung daraus gelöste Werth gerichtlich 
hinterlegt , oder einem Dritten zur Verwahrung 
übergeben werden, 

41) Die Anzeige Fann bey der Obrigfeit (in Hauptſtädten 
bey der Polizeydirection) entweder fehriftlich oder mündlich ge— 
macht werden. Iſt dad letztere der Fall, fo wird felbe mit dem 
Finder ein Protocoll aufnehmen, und fi) bey Aufnahme deöfel- 
ben den ganzen Vorfall mit den Umftänden des Orted und der 
Zeit genau erzählen laffen. Wären in der fihriftlichen Anzeige 
diefe Umjtande aufzunehmen unterlaffen worden, fo wird fie den 
Finder auch noch perfönlich vorrufen, um das Mangelnde ergän— 
zen zu laffen. Denn die Erhebung diefer Umftände ift nothwen— 
dig, oder wenigftend ſehr zweckdienlich, theils um den Gigenthus 
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mer der verlornen Sache leichter aufzufinden, theils um die 
Gründlichfeit eines gemachten Gigenthumdanfpruched auf die Sa— 
ehe beurtheifen zu Fünnen, Wird eine Sache verloren, und übers 
fteigt der Werth der verloren Sache den Preis von fünfundzwans 
ig Gulden, und kömmt fie durch längere Zeit nicht zum Vor— 
ſchein, ſo ſcheint es zweckmäßig, daß vor dem Griminalgerichte 
die Anzeige gemacht werde, damit der Verlierer über die Art und 
Weiſe ſeines Verluſtes eidlich vernommen, und daher für den 
Sall, was hier aus den Umſtänden wahrfcheinfich wird, daß ſich 
Jemand diefe Sache zugeeignet hätte, und fohin feiner Zeit bey 
deffen Entdeckung dad Criminalyerfahren gegen ihn Plag greifen 
müßte, der Thatbeftand erhoben vorliege. 

2) Die Kundmachung hat zum Zwecke, den Eigenthümer 
in die Kenntniß zu feßen, daß feine Sache aufgefunden worden 
fey, und wo er fie zu fuchen habe. — Sie muß daher überhaupt 
enthalten, zu welcher Gattung die Sache gehöre, die gefunden 
worden ift; — fie datf aber die befonderen Mierfmahle derfelben 
nicht aufnehmen, weil gerade die Kenntniß derſelben zur Legiti— 
mation des Eigenthümers dienet. Da die Kundmachung immer 
mit Koſten verbunden iſt, fo iſt die Art und Weiſe derſelben 
nach dem Werthe der gefundenen Sache auch verſchieden. Unter 
den öffentlichen Zeitungsblättern ſind der Regel nach die der 
Provinz, wo die Sache gefunden wird, zu verſtehen; doch kann 
dad Kundmachungdedict, wenn die gefundene Sache von hohem 
Werthe, und es wahrfcheinlich ift, daß der Gigenthümer in einer 
fremden Provinz domicilire, auch in den Zeitungsblättern einer 
anderen Provinz, oder gar des Auslandes eingefchaltet werde, 

3) Die weiteren am Schluffe des gegenwärfigen $. vorges 
fchriebenen Vorfichtömaßregeln haben zum Zwecke, dem Eigen: 
thümer feine Sache in Natur, oder wenn fie dem Verderben 
unterworfen, oder die Aufbewahrung zu Foftfpielig wäre, den 
höchften gemeinen Werth, welcher der Regel nach immer nur 
durch eine Zeilbiethung erzielet wird, mittelft ded möglichit ges 
tinäften Aufwandes zu verfchaffen. — Für jeden Fall ift eine 
genaue Befchreibung der Sache bey den Acten aufzubewahren, 
und felbe auch in dem alle, als fie in den Händen des Finders 
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gelaffen wird, nach ihrem wahren Merthe zu fchaßen, um für 
den Fall, als fie durch Verſchulden des leßteren zu Grunde ges 
hen oder befchädigt werden follte, den Eigenthümer feiner Zeit 
in die Lage zu fegen, die Entfchädigung anfprechen zu können. 


J. 391, 

Denn ſich der vorige Suhaber oder Eigenthümer 
der gefundenen Sache in einer Sahresfrift, von 
der Zeit der vollendeten Kundmachung, meldet, 
und fein Recht gehörig darthut, wird ihm die 
Sache oder das daraus gelöste Geld verabfolget, 
Er ift jedoch verbunden, die Auslagen zu vergüs 
ten, und dem Finder auf Verlangen Zehen vom 
Hundert des gemeinen Werthes, als Finderlohn, 
zu entrichten, Wenn aber, nach diefer Berech— 
nung, die Belohnung eine Summe von Taufend 
Gulden erreicht hat, fo foll fie, in Rückſicht des 
Uebermaßes, nur zu Fünf vom Hundert ausges 
meſſen werden, 

4) Durch eine Qahredfrift, von der Zeit der einmahligen, oder 
wenn fie wiederhohlt gefchehen ift, der legten Kundmachung, muß 
alſo abgewartet werden, ob Niemand ein Recht auf die gefun= 
dene Sache anfpreche und auf eine befriedigende Art erweile. 
Die Perfonen, welche einen folchen Anfpruch erheben können, 
find vorzugsweife der Eigenthümer; — aber auch der Befiger, 
ja felbjt der bloge Inhaber einer Sache kann fich darum melden, 
und fordern, daß ihm die gefundene Sache ausgehändiget werde 
Dabey ift aber mit folgenden Vorfichten zu Werke zu gehen: — 
Weiſet der Anfprecher aus, daß er Furze Zeit vor dem gefchehe: 
nen Zunde wirklich noch Cigenthümer diefer Sache gewefen fer, 
3 B. er thut dar, daß er eine Woche zuvor, ald der Fund in den 
Zeitungsblättern Fund gemacht wurde, diefelbe in einer öffentli— 
hen Berfteigerung gekauft habe, fo unterliegt die Werabfolgung 
feinem Bedenken. Ein gleiches ift der Sal, wenn auch blog 
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dargethan wird, daß der Anſprecher kurze Zeit vor dem Funde in 
der Innehabung deifelben gewelen ift. — Je weiter aber der 
Zeitpunct, für welchen die Innehabung erwiefen wird, von dem 
Zeitpuncte des Findens entfernt ift, deſto bedenklicher wird, die 
Gıfolglaffung. Webrigens tft es, wie bereitö Herr Hofrath v. 
Zeillee in feinem Gommentare bemerft hat, begreiflih, daß, 
wenn Semand die Sache ald Eigenthümer zur freyen Verfügung 
oder ald Fruchtnießer anfpricht, ein -firengerer Beweis erforderf 
werde, ald wenn er, ald rechtlicher Inhaber, nur verlangt, daß 
man den Eigenthümer von der Lage der Sache unterrichten und 
fiir Erhaltung derfelben Sorge fragen folle, und daß die Obrig: 
feit theild auf die Eigenfchaften der Perfon, welche die Sache 
anfpricht, theild auf die übrigen Verhältniſſe, ob fie ihr mit 
Sicherheit überlaffen werden könne, Nüdficht zu tragen habe. — 
Ob übrigend die Sache demjenigen, der fich um diefelhe meldet, 
überlaffen werden folfe oder nicht, hängt immer von der Bes 
fiimmung der Obrigkeit, und nicht des Finders, felbft nicht in 
dern Falle ab, als die Sache in feinen Händen gelaffen worden 
wäre. — In zweifelhaften Fällen, befonderd wenn dad Recht 
auf die Sache von Mehreren angefprochen wird, wird fich die 
politifche DObrigfeit nach der Unalogie des $. 348 zu benehmen 
haben. Weifet unter mehreren Anfprechern einer zweifellos aus, 
daß er der letzte Anhaber der Sache geweſen fey, fo wird dies 
felbe vorzüglich diefem übergeben, fonft aber der Gewahrſame 
de3 Givilrichterd anvertraut, und von diefem ein Vertreter zur 
Bewahrung der Nechte des unbekannten Gigenthümers aufges 
ſtellt (F. 276). 

2) Daß der Eigenthümer oder Inhaber der gefundenen 
Sache, dem dieſelbe erfolgt wird, den von dem Finder oder 
dem Gerichte gemachten Aufwand zu erſetzen habe, liegt in der 
nützlichen Geſchäftsführung und Verwendung ($. 4336 — 1041). 
Die Verabreichung einer befonderen Belohnung wurde vor Er— 
feheinung diefed neuen bürgerlichen Gefeßbuches der billiaen Ge— 
finnung de3 Gigenthlimerd und feinem öffentlichen Anerbiethen 
anheim geftelft. Der höchfte Gefeßgeber fah fich bey Herausgabe 
ded neuen Geſetzbuches bewogen, felbft einen Finderlohn zu bes 
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ftimmen, der dem Finder auf fein Verlangen abgereicht werden 
muß, ohne indejjen der Freygebigkeit des Eigenthümers Schran— 
fen fegen zu wollen. Die Gründe diefer Verfügung liegen Elar 
vor Augen. Die Gewißheit des nicht unbeträchtfichen Lohnes 
foll zur Nachforfchung ermuntern, und den zwifchen Redlicykeit 
und. Unvedlichkeit fchwanfenden Finder dahin bringen, einen ehr: 
lichen, obgleich geringen Gewinn dem ungereshten vorzuziehen, 
und zugleich fol die Gabe ald eine nicht unbillige Ahndung der 
verfäumten Aufmerffamfeit, für fein Eigenthum Sorge zu tra= 
gen, anzufehen feyn ). 

3) Die Vorfchrift des gegenwärtigen und vorhergehenden 
$. tritt ohne Zweifel auch dann in Anwendung, wenn ein Schuld- 
brief, auf den Ueberbringer lautend, gefunden wird; keineswegs 
aber auch dann, wenn eine auf beftimmte Nahmen lautende Obli⸗ 
gation gefunden wird; denn da ſolche öffentliche Obligationen 
den Eigenthümer derfelben mit hinreichenden Merkmahlen bezeiche 
nen, fo Fann bier nur der $. 389, und zwar nur der erfte Ab— 
faß desfelben, wonach der Finder dem Eigenthümer die Sache 
zurückzuſtellen ſchuldig iſt, entjcheiden, daher folche öffentliche 
Obligationen, wenn fie auch auf einen erdichteten Nahmen lauten, 
immer von dem Finder dem Eigenthümer zurückgeſtellt, over 
wenn derfelbe nicht befannt wäre, für diefen bey Gericht depoſi— 
firt werden müffen. — Ueberhaupt haben in einem folchen Falle 
die übrigen, dad Finden verlorner Sachen betreffenden SS. Feine 
Anwendungs; inöbefondere hat der Finder einer folchen Dbliga= 
tion feinen Anfpruch auf einen Sinderlohn zu machen, fondern 
es fteht ihm bloß frey, als Gefchäftsführer ohne Auftrag (nego- 
tiorum gestor), den Crfaß der allenfalld aufgewendeten Koften 
von dem Eigenthümer zu fordern ?). Der Grund diefer legteren 

„gefeglichen Beſtimmung ift einleuchtend. Der Finder verfchafft 
dem Gigenthümer durch die Zurücjtellung einer ſolchen Obliga= 
tion nicht den" Werth, den fie im gemeinen Verkehre hat, 
und von welchem der Sinderlohn_ein relativer Theil iſt; denn 





4) Zeiller's Commentar Nr. 2 
2) Hofdecrct vom 23. Zanner ts13; I. G. S. Nr. tum, 
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der Eigenthümer kann noch immer durch Amortifation und Ber: 
bothslegung die Umſchreibung der Obligation, fo wie die Aus— 
zahlung der Intereffen an einen Dritten, verhindern, und fich 
nach Verlauf der Amortifationdfrift eine Obligation des nahme 
lichen Inhalts verfchaffen, was bey den auf den Ueberbringer 
lautenden Schuldfcheinen der Fall nicht iſt. — Diefed Nähmliche 
hat um fo mehr bey Privat: Schuldfcheinen, die auf einen be: 
ſtimmten Nahmen lauten, zu gelten. 

4) Einige Nechtögelehrte find der Meinung '), daß dem 
Finder überhaupt nur dann ein Anſpruch auf den Zinderlohn 
gebühre, wenn der Eigenthümer unbekannt ift, keineswegs aber 
dann, wenn, diefer aud den Merkmahlen der Sache oder aus 
den Umftänden erkannt werden Fann. Sie berufen fich, zur Bes 
gründung ihrer Behauptung, auf den $. 389, welcher für den 
Tall, wenn der Eigenthümer bekannt ift, die Beftimmung ent— 
halt, und in welchem von einem Finderlohn Feine Nede ift, 
theild auf dad oben eitirte Hofdecret, in welchem aber ausdrück— 
lich verordnet wird, daß bey dem Funde dffentlicher Obligationen, 
die auf einen beftimmten Nahmen lauten, weil fie den 
CEigenthbümer mit hinreihenden Merfmahlen be 
zeichnen, nur der erfte Abfaß dei $. 519 in Anwendung frete, 
und daß die übrigen, dad Finden verlorner Sachen betreffenden 
SS. des b. G. B., fowohl in Bezug auf den Genuß der Inter— 
effen, ald die Forderung des Finderlohned, Feine Anwendung 
haben. — Allein die Beftimmung ded gegenwärtigen $., in Hin: 
ſicht des Finderlohnes, muß auf alle Fälle, wo ed fic) um das 
Finden einer Sache handelt, ohne Unterfchied, ob der Eigenthü— 
mer befannt fey oder nicht, bezogen werden, da auch dem Ent: 
deder verborgener Gegenftände der $. 396 ausdrücklich für den 
Fall, wenn. der Eigenthümer aus den Außerlichen Merkmahlen 
oder anderen Umftänden erfennbar wird, den Finderlohn aus— 
drücklich zuerkennt, und der $. 393 auf die Außerachtlaffung der 
in den $$. 388 bis inclusive 392 angeführten Vorfchriften die 
Verwirkung des Sinderlohnes als Strafe feftfeget. Auch der oben 





1) Siehe Scheidlein's Commentar über die bürgerlichen umd politifchen Geſetze. 
2 Yufl., & 233% 
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Mr. 2 angegebene Grund, aud welchem der höchfte Gefeßgeber 
überhaupt veranlaßt worden ift, einen beftimmten Zinderlohn 
feftzufegen, läßt eine Beſchränkung auf jene Fälle, wo der Eigen: 
thümer unbekannt ift, nicht zu. Was das citirte Hofdecret bes 
trifft, fo würde dadfelbe nur dann für die gegentheilige Meinung 
fprechen, wenn die darin enthaltene Beftimmung, daß der Fin— 
der einer auf einen bejtimmten Nahmen lautenden Obligetion 
feinen Finderlohn anzufprechen habe, ald eine Folgerung mit 
dem im Gingange diefer Verordnung angeführten Grunde anzu= 
fehen wäre. — Allein der angeführte Grund bezieht fich blog 
auf die Vorfchrift, daß der Finder einer folchen Obligation, nach 
dem erften Abfage des $. 389, verpflichtet fey, fie dem Eigen— 
thümer zurückzuftellen oder bey Gerichte zu depofitiren. Die 
weitere in dem gedachten Hofdecrete vorkommende Beftimmung, 
daß die Übrigen, dad Finden verloener Sachen betreffenden $S., 
in einem ſolchen Zalle Feine Anwendung haben, ftehet in dem 
felben felbftftandig da, und kömmt darin keineswegs ald Folge— 
rung de3 im Eingange des Hofdecretes angeführten Grundes vor '), 

5) Es ift bereitö oben Nr. 2 berührt worden, daß durch 
die gefeßliche Beftimmung eines Finderlohnes dem Eigenthümer 
der verlornen Sache nicht benommen ift, eine größere Beloh— 
nung zu verabreichen, oder im vorhinein, bey Kundmachung ded 
Verluſtes, einen größeren Zinderlohn zu verfprechen, Es fragt 
fi) aber, ob er auch an ein folches Verfprechen gebunden fey 2 
— Herr Hoftath v. Zeiller fagt, daß diefes gemachte Verſpre— 
hen, durch die mittelft des Anfpruch3 des Finderd erklärte Anz 
nahme, in eine Vertragöverbindlichfeit übergehe, und beruft fich 
zue Begründung diefer Behauptung auf den $. 861. — Allein 
der gleich darauf folgende $. 862 fett bejtimmte Termine feft, 
binnen welchen die Annahme erfolgen muß; erfolgt diefelbe ins 
nerhalb diefer Termine nicht, fo iſt dad Verfprechen ipso facto 
erlofchen. — Setzen wir z. B.: A habe einen Ning verloren, 


1) Man leſe hierüber: Beantwortung der Frage, ob der Finder einer Sache, des 
ren Eigenthümer aus ihren Merfimabfen oder aus anderen Umftänden deutlich 
erkannt wird, einen Finderlohn anfprechen FBonne?— Vom Herrn Dr. Jofenh 
Helm,,Ff. F. öff. ord. Profeffor des allgem. bürgerf. Gefesbuches zu Ollmütz. 
Sn der Wagn. Zeitfehr. Jahrg. 1825, VIIL Heft, ©. St — 56. 
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welcher 1000 fl. werth ift. Er läßt diefen Verluſt in die öffent— 
lichen Blätter einrücken, und verfpricht dem Finder 200 fl. ald 
Belshnung. In zwey Mlonathen darauf wird der Ring erſt ges 
funden; der Finder ftellt ihn zurück, und fpricht al Finderlohn 
die zugeficherten 200 fl. an. A aber entgegnet: ihn habe es 
längſt gereuet, eine folche übermäßige Belohnung verfprochen zu 
haben, und behauptet, er (Finder) müffe fih mit dem vom Ge— 
fege bejtimmten Lohne, welcher hier 100 fl. ausmache, begnügen. 
— Ih bin allerdings der Meinung, daß der A die 200 fl. be: 
zahlen müffe. Der $. 862 fett freylich beftimmte Termine feſt, 
binnen welchen die Annahme eines Verfprechens gefchehen müffe. 
Allein er fegt offenbar bejtimmte Perfonen voraus, welchen da3 
Verſprechen gemacht wird, und ift folglich auf vorliegenden Fall, 
wo zur Zeit des gemachten Verſprechens ganz unbekannt ift, 
wer derjenige fey., dem das Verfprechen gemacht wird, von kei— 
ner Unmwendung. So lange, ald die verlorne Sache nicht auf— 
gefunden wird, Fann ‚von einer Erklärung der Annahme wohl 
Feine Nede feyn, und wird die Sache aufgefunden, fo verleiht 
dad Gefeg dem Finder den Termin von acht Tagen, binnen 
welchem er die gefundene Sache zurüictellen oder den Bund an— 
zeigen muß ($. 389). Laßt der Finder diefen Termin vorüber: 
gehen, ohne die Sache zuzuftellen, fo verliert er ohnehin den 
Finderlohn, er mag ausdrücklich verheigen feyn oder nicht. Es 
findet daher der $. 862 nicht einmahl eine analoge Anwendung. 
Es ift alfo hier ein Fall vorhanden, der fih weder aus der 
eigenthitmlichen Bedeutung der Worte eines Geſetzes in ihrem 
Zufammenhange, noch aus der Flaren Abſicht des Geſetzgebers, 
noch aus ähnlichen in dem Geſetz beſtimmt entfihiedenen Fällen, 
noch aud den Gründen anderer mit diefem Falle verwandten 
Geſetze entfcheiden läßt, und der daher nach natürlichen Rechts- 
grundfägen beurfheilt werden muß... — Mad) diefen dauert aber 
ein einmahl gemachtes Verſprechen fo lange fort, bis dasſelbe wie 
deriufen worden ift. Der Widerruf müßte aber bier auf eine 
Art und Weile gefchehen, Daß derjenige, welcher zur- Annahine 
des DVerfprechens bereit iſt, hievon in Kenntniß kommen fann, 
ſohin gleichfalls wieder öffentlich. Hat nun der Finder Die ver: 
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lorne Sache früher gefunden, und fi) um den verfprochenen 
Finderlohn gemeldet, ald diefer Widerruf dffentlich Fund gemacht 
worden ft, fo ijt der Verlierer auch fihuldig, den verheißenen 
Zinderlohn abzureichen, 

6) Die gefegliche Ausmaß des Finderlohnes befteht in Zehen 
vom Hundert des gemeinen Werthes der gefundenen Sache. Daß 
früher die Nr. 2 berührten Auslagen hievon in Abzug gebracht 
werden, ift hier nicht vorgeſchrieben. Weberfteigt der Werth der 
gefundenen Sache die Summe von zehntaufend Gulden, fo hat 
‚der Zinder, außer dem zehnten Theil diefer Summe, fich mit 
Fünf vom Hundert von dem Weberfchuffe des Werthes zu begnü— 
gen. So 3. B., wenn der Werth der gefundenen Sache 16000 fl. 
ausmachte, würde der Finder 1300 fl. als Finderlohn befom: 
men. Ob da5 Maximum des Merthes von 10000 fl. in Con: 
ventionsmünge oder MWienerwährung beftehe, ift aus dem zu 
entnehmen, was $. 389, Nr. 4 gefagt worden iſt. Uebrigens 
ſteht es dem Eigenthümer frey, die Sache dem Finder zu über: 
laſſen, wenn vielleicht die Koften und der Finderlohn den Werth 
der Sache überwiegen follten. 


. 392. 

Wird die gefundene Sache innerhalb der Jahres— 
frift von Niemanden mit Recht angefprochen,, fo 
erhalt der Finder das Recht, die Sache oder 
den daraus gelösten Werth zu benützen. Meldet 
fich der vorige Inhaber in der Folge, fo muß 
ihm, nach Abzug der Koften und des Finder: 
lohnes, die Sache oder der gelöste Werth, fammt 
den etwa daraus gezogenen Zinfen zurückgeſtellt 
werden, Erſt nach der VBerjährungszeit erlangt 
der Binder, gleich einem vedlichen Befiser, das 
Eigenthbumsrecht, 

4) Die Obrigkeit kann, nach $. 390, dem Finder, wenn 

Feine Gefahr obwaltet, die gefundene Sache gleich anfänglich in 

Handen laffen, und in diefem Galle ift er bloß als ein Verwabs 
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ter zu betrachten (F. 957). Erſt nach Ablauf der Jahresfriſt 
nad) der Kundmachung wird ihm die Fruchtnießung eins 
geräumt. Kraft derfelben Fann er ohne Zweifel die unvers 
zehrbare Sache gebrauchen, und die gefundene Eleinere Summe 
Geldes inzwifchen für fich verwenden; gb er aber auc) eine gro: 
Bere Summe für fih benügen dürfe, oder ob felbe fruchtbrine 
gend angelegt werden müffe, und er nur die Zinfen davon zu 
feinem Gebrauche verlangen Fönne, ift nicht ausdrücklich beftimmt. 
Herr Hofrath v. Zeiller fpricht fich für das Legtere aud, und 
beruft fich dießfall5 auf den F. 509. Allein gerade der $. 509, 
im Zufammenhange mit dem $. 510, fpricht für dad Gegentheil, 
indem der legtere ausdrücklich enthält, daß der zur Fruchtnießung 
Berechtigte mit dem baren Gelde nah Belieben verfügen 
könne. Nur wenn ein bereitd anliegendes Capital zum Frucht— 
genuffe oder Gebrauche bewilfiget wird, nur in diefem Falle kön— 
ne der Berechtigte nicht mehr ald die Zinfen fordern. Der ge: 
genwärtige $. redet aber hier von der gefundenen Sache; 
nun kann wohl die gefundene Barfchaft zum Capital gemacht 
und angelegt, aber Feinedwegs kann ein bereitd anliegended 
Capital gefunden werden. Es ſcheint daher Fein Zweifel, daß 
der Finder auch eine größere Summe Gelded ganz nach Belieben 
für ſich benügen fonne. Da aber eine folche nicht ohne Gefahe 
auf blofen Credit dem Finder überlaffen werden kann, fo ift er 
ohne Zweifel hiefür Sicherftellung zu leiſten fchuldig (9. 520)- 
2) Zeigt fich der wahre Eigenthümer oder vormahlige In— 
haber, fo muß ihm nicht nur die Innehabung abgetreten, fonz 
dern es müffen ihm nebftbey von dem Finder, der ohnehin, nebſt 
dem Erſatz des Aufwandes, den gefeglichen oder verheißenen Lohn 
erhält, auch die inzwifchen bezogenen Zinfen zutücfgeftellt oder in 
den Lohn eingerechnet werden. Da dad Gefeß hier ausdrüdlich nur 
von den gezogenen Zinfen fpricht, fo iſt daraus mit Recht zu 
folgen, daß der Finder für die eigene Benützung der gefundenen 
Summe Geldes Eeinen Grfaß leiften dürfe. Der gefegliche Grund 
mag darin liegen, weil es fihwer zu beftimmen feyn dürfte, wie 
viel Gewinn dem Finder dad benügte Geld getragen habe — und 
weil, wenn ec verhalten würde, Die üblichen Zinfen zu entrich- 
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ten, ex vielleicht einen wirklichen Schaden dadurch Teiden Fönnte, 
der ihm um fo weniger aufgebürdet werden kann, ald ed dem 
Gigenthümer, wenn er die verlorne Summe ganz erhält, gleich: 
gültig feyn muß, ob der Finder das Geld in der Zwifchenzeit 
unbenützt liegen lieg, oder für fich davon Gebrauch gemacht habe. 
— Da übrigens der Finder dad gefundene Geld fogleich zu be= 
zahlen ſchuldig ift, als fich der vorige Inhaber oder Eigenthümer 
fegitimirt, fo felgt von felbft, daß, wenn er diefed zu thun 
außer Stande wäre, er die gefeglichen Verzugszinſen vom Tage 
der Ginmahnung zu entrichten hätte. — Herr Hofrath von 
Zeiller bemerkt hiebey, daß die Vorſicht e3 erforderlich made, 
daß der Finder die Sache, damit er nicht etwa in der Folge 
für den Verluft hafte, nur mit Genehmigung der Obrigkeit oder 
nach richterlicher Entfcheidung herausgebe, und ich glaube, daß, 
im Falle eine richterliche Entfcheidung nothwendig werden follte, 
der Finder nicht gehalten werden könne, fich in eigener Perfon 
in einen- Streit einzulaffen, fondern er die Sache gerichtlich 
hinterlegen Eönne, in welchem Falle der Rechtöftreit mit einem 
aufzuftellenden Curator abzuführen wäre, 

3) Wann eigentlich der Finder dad Kigenthumsrecht der 
gefundenen Sache erlange? — hierüber find die öfterreichifchen 
Nechtögelehrten verfchiedener Dieinung. Here Profeffor Helfert 
beantwortet diefe Stage auf folgende Art ): Wenn der vorige 
Befiger der gefundenen Sache Feine Perfon ift, welche fih in 
Anfehung der Erfigung gegen fie eined Vorrechtes zu erfreuen 
hat, fo erfigt der Zinder die gefundene Sache in drey Jahren, 
da für die Erfigung des Gigenthumsrechtes, deſſen Gegenftand 
eine bewegliche Sache ift, der drenjährige rechtliche Beſitz hinz 
reicht. ($. 1466). Es ftehe nicht entgegen, dag es im $. 1476 
heiße: daß derjenige, welcher eine bewegliche Sache befist, und 
feinen Vormann nicht anzugeben vermag, den Verlauf der font 
ordentlichen Gifigungszeit doppelt abwarten müſſe; denn der 
Grund der Verdoppelung diefer Verführung liege darin, daß der 

4) Ueber die Erwerbung gefundener Sachen durch Verjährung. Eine Erläuterung 


des letzten Abſatzes Des F. 392 des burgerl, Geſetzduches. Vom Herrn Du 
Joſeph Helfert. Wagn. Zeitichr. 1827, VI. Heft, ©. 299 — 321, 
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Befiter, welder Eeinen Vormann angibt, den Verdacht auf fich 
ladet, daß er diefen abfichtlich verfchmeige, um die Unredlichkeit 
oder IUnrechtmäßigfeit feines Berges oder des Beſitzes feined 
Bormannes durch) die Angabe nicht offenbar werden zu laffenz 
was auf den redlichen Finder unmöglich angewendet werden könne. 
Eben fo wenig ftehe entgegen, daß, da es fich bey der Verjäh— 
rung einer gefundenen Sache von der einen Seite um einen 
Berluft, von der anderen um einen Gewinn handelt, die Aus: 


legung für jenen, der hiebey verlieren, gegen fenen, der gewins 


nen fol, zu machen, oder dag die Verjährung ald ein rein po— 
fitived Rechtsinſtitut ſtreng zu interpretiren, und bey Ihrer Anz 
wendung jede Ausdehnung zu verwerfen fey. Denn diefe Regeln; 
welche den alten Giviliften fehr geläufig waren, haben nunmehr 
ihren entfcheidenden Einfluß verloren, — Iſt die Verfährung ein 
pofitives Rechtöinftitut, fo müffe eben degwegen von dem ſchwan— 
kenden und unbeftimmt natürlichen Rechte abgefehen und den 
pofitiven Nechtöbeftimmungen getreulich gefolgt werden. Es muß 
deßhalb auch nur da, und in fo weit, und nach jenem Zeitraume 
eine Verjährung zugelaffen werden, ald diefelben ed wollen, 
und Fann dem, der durch fie verliert, eine längere Zeitfrift zur 
Berfolgung feiner Nechte um fo weniger dort geftatfet werden, 
wo dad Gele felbft durch mannigfaltige Anftalten für die Er— 
haltung derfelben Sorge getragen hat. — Uebrigens Fomme in 
Anſehung der Verfäprungszeit fehr viel darauf an, weffen Eigen: 
thbum die gefundene Sache fey, und in welchen Verhältniſſen 
fih der Eigenthüumer der verlornen Sache befunden habe, daher 
bey Ausmittelung der Verjährungszeit fich die F9. 4472, 1473, 
4475, 1494 und 1496 vor Augen gehalten werden müſſen. 
Der redliche und rechtmäßige Nachfolger eines redlichen Findexs 
erfige die gefundene Sache in derfelben Zeit, in welcher fein 
Vorfahrer fie erfigen fann, und ift berechtigt, den Zeitraum, 
innerhalb deffen fein Vorfahr die gefundene Sacye in Befig hatte, 
in die ordentliche und außerordentliche Erſitzungszeit mit einzu: 
rechnen (F. 1493). Der redliche Nachfolger eines unredlichen 
Finders könne ald Singular= Succeffor die Erſitzung wenigſtens 
von dem Tage, als er zu dem DBefige der gefundenen Sache 
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‚gelangt it, anfangen ($. 4463), und nach Verlauf von ſechs Jah— 
zen, ald dem doppelten Erfigungstermine, fie erfisen ($. 1476). 
Der Erbe eined unredlichen Finders, welcher den Fund verheim: 
liche hat, könne die gefundene Sache niemahls erfigen, da die 
Derheimlichung den Finder zum unechten Befiger gemacht und um 
den rechtmäßigen Befigtitel gebracht hat, und der Erbe eines 
unrechtmäßigen pder unechten Befigerd aus Mangel eines Titels 
eben fo wenig ald fein Borfahr auf die Erwerbung durch Er: 
fisung Anfpruch hat (SS. 1462, 1464, i493). Die Beant— 
worfung der weiteren Stage, von welchem Zeitpuncte die Er: 
figung zu laufen anfange, hänge von Löfung der Frage ab, wann 
der Finder zu befigen beginne. Daß der Anfang des Befikes 
des Finders nicht von dem Momente des Findens gerechnet 
werden könne, folge ganz natürlicy aus den Erforderniffen zum 
Dafeyn des Befised. Der Finder müffe in dem Augenblicke de3 
Finden: den Vorſatz haben, die gefundene Sache ihrem vorigen 
Inhaber zurüdzuftellen; ihm alfo fehle in dem Augenblide des 
Findens der Wille, die Sache als die feinige zu behalten. Erſt 
nach Ablauf einer Zahresfrift, vom Tage der vollendeten Kunde 
machung, wenn nähmlich der Finder das Recht erhält, die Cache 
zu benügen, könne er zu befigen anfangen, d. i. den Willen 
faffen, die Sache als die feinige zu betrachten, da es num erft 
wahrſcheinlich wird, daß fie von dem vorigen Befiger nicht mehr 
werde angefprechen werden, fondern derelinguirt worden fey. 
Der redliche Finder müffe daher, wenn der vorige Inhaber zu 
den nicht begunftigten Perfonen gehört, die Sache durch drey, 
wenn er aber eine in Anfehung der Erſitzung befonderd begün- 
ftigte Perfon ift, durch ſechs Jahre benugt haben, oder im er— 
ftern Falle den Verlauf von vier, im legten von fieben Jahren,’ 
von dem Tage der vollendeten Kundmachung oder der Testen 
Einrückung in die Zeitungsblatter abwarten, bevor er die Voll 
endung der Erſitzung pratendiren könne. 

Ih gebe gerne zu, daß, wenn dad diefem Naifonnement 
zum Grunde Tiegende Princip richtig ift, nähmlich dag der Fin— 
der von dem Zeitpuncte der ihm zur Benützung übergebenen 
Sache Befiger derfelben fey, auch die Folgerungen richtig gezo— 

Nippel’s Commentar 111. Ih. 19 
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gen ſeyn mögen; allein ich muß geftehen, daß dad aufgeitelfte 
Princip felbft meiner Ueberzeugung durchaus nicht entfpricht. — 
Der Finder kann weder vom Augenblif des Finden: an, noch 
nach demfelben bi5 zum Ablauf der Verfährungszeit ald redlicher 
Befiger angefehen werden. Der $. 388 fagt ausdrücklich, daß im 
Zweifel nicht zu vermuthen fey, Jemand wolle fein Cigenthum 
fahren lajjen, und daß daher Fein Kinder eine gefundene Sache 
für verlaffen anfehen dürfe; — und daß der Finder fie auch nad) 
Verlauf einer Tahresfrift, wenn ihm die gefundene Sache zur 
Benügung iberlaffen wird, noch nicht ald verlaffen betrachten, 
folglich auch redlicher Weife noch nicht den Willen haben Fünne, 
fie als die feinige zu behalten, gehet gerade aus der Vorfchrift 
de5 gegenwärtigen $. hervor, welcher ihm ausdrücklich nur ein 
Denügungsrecht zugefteht, und ihn vorbedachtlich darauf aufs 
merkfam macht, daß fich der Eigenthumer noch in der Folge mel— 
den Fonne, und daß in diefem Kalle nicht nur allein die Sache, 
oder der daraus gelödte Werth, fondern felbft die etwa daraus 
gezogenen Zinfen zurüdgeftellt werden müffen, auf welche der 
Finder, wenn er redlicher Befiger wäre, den gültigften Anfpruch 
zu machen hätte (F. 330). Der gegenwärtige $. fagt auch nicht, 
daß der Finder redlicher Befiger fey, auch nicht, daß er einem 
redlichen Befiter durchaus gleich gehalten werde, fondern, daß 
er nad) der Berfährungszeit eben fo, wie ein redlicher Befiger 
da5 Eigenthum der gefundenen Sache erwerbe. Iſt aber der 
Finder fein Befiger, fo Ffann auch von Feiner Erfigung die 
Rede ſeyn, denn diefe ift, nah $. 1452, jene Erwerbungdart, 
zufolge welcher ein verfährtes Necht vermöge ded gefeglidhen 
Befiges auf Jemanden anderen übertragen wird. Allerdings 
Fann aber hier die Verjährung im engeren Sinne des Wortes 
zur Sprache Eommen, denn der Eigenthümer kann fein Recht 
auf die gefundene Sache darum verlieren, weil er e5 während 
der vom Gefege bejtimmten Friſt nicht audgeübt hat. — Aus dem 
Gefagten ift fohin Elar, daß hier nur von diefer die Rede feyn 
könne. Zur eigentlichen Verjährung iſt aber ein Zeitraum von 
dreyßig Jahren nothwendig ($. 1478). Es kann alſo auch 
unter dem Ausdrucke „Verjährungszeit“ im gegenwärtigen F. um 
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f6 weniger ein kürzerer Zeitraum verftanden werden, als dab 
Gefeß den Finder einem redlichen Befiger, in Anfehung der Er: 
werbung des Eigenthums der gefundenen Sache durch Verjäh— 
tung, gleich ftellet, ein bloß redlicher Befiger aber, wenn er nicht 
auch zugleich ein rechtmäßiger iſt, zur Crwerbung des Eigen: 
thums durch Erfigung einen dreyßigjährigen Zeitraum nothmwen= 
dig hat (9: 1477): Segen wir den Fall: ein Erbe halte die in 
der Berlaffenfchaft des Erblaſſers befindliche Uhr, die diefem zur 
Verwahrung übergeben wurde, für dad Cigenthum desſelben, 
und eigne ſich fohin diefelbe in gutem Glauben. zu. Nach vier 
Sahren meldet fih nun der Eigenthümer; wird er fie nicht dem 
letzteren zurückſtellen müffen? Wenn num derjenige, der die Sa: 
che wirklich als fein Eigenthum angefehen hat, felbe in diefer 
Zeit noch nicht erfeffen hat, warum foll der, welcher die Sache 
nie ald die feinige anzufehen berechtiget war, in Fürzerer Stift das 
Gigenthunt derfelben erwerben? — Das bereits Gefagte findet 
auch durch folgende Betrachtung eine nicht unwichtige Unterſtü— 
gung. Der dfterreichifche Gefeßgeber führt hier dad Finden 
verlorner Sachen ald eine Erwerbungsart durch Zueignung 
auf, welche e5 nach den hier vorausgeſchickten Erörterungen auch 
wirklich ift. — Zwar darf der Finder die gefundene Sache nicht 
gleich uefprünglich für verlaffen anfehen; ift aber der Verfäh— 
rungstermin abgelaufen, fo hat auc der Eigenthümer der Regel 
nach fein Eigenthumörecht verloren, und der Finder erlangt alfo 
das Gigenthum derfelden darum, weil fie eine herrenlofe Sache 
geworden ift, auf die jedoch er, ald Finder, den vorzüglichften Anz 
fpruch zu machen hat, und in ſo fern fie fich wirklich in deffen 
Händen befindet, von ihn im eigentlichen Sinne im Momente de3 
von dem Eigenthümer gefchehenden Verluſtes bereits occupirt iſt. 
ft der Gigenthümer der gefundenen Sache eine in Anfehung 
der Verjährung begünftigte Perfon, oder befindet er fich in fol: 
chen Verhältniffen, bey deren Vorhandenfenn die Verjahrungs- 
zeit weiter hinausgedehnt wird, fo fcheint auch in diefem Falle 
der Termin zur Gigenthumderwerbung nach den dort aufgeitell: 
ten Grundfägen weiter hinaus gerückt werden zu müſſen. — 
Allein, da nur das Gewöhnliche und Ordentliche vermuthet wird, 

49 as 
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fo kaun der Finder nach Ablauf der ordentlichen Verjährungszeit 
von dreyßig Jahren die gefundene Sache allerdings als fein Eigen— 
thum anfehen, und er ift daher für alle Fälle von diefer Zeit an 
ald ein redlicher Befiger zu befrachten. — Aus dem Gefagten er: 
gibt fih zugleich, daß die Verfährungszeit von dem Momente 
des Findens zu laufen anfange. 

4) Hier glaube ich noch die Frage beantworten zu müffen: 
welche Nechtömittel dem Finder zu Gebothe ftehen, wenn ihm 
die Sache abhanden Fümmt, und er fie nun in den Händen 
eined Dritten entdecket? — Es iſt nicht Teicht gedenkbar, daß 
fi die gefundene Sache ohne eine unterlaufene, durch das 
Otrafgefeß verpönte Handlung in dem Beſitze eined Dritten be- 
finden könne. Darum wird fich auch über eine Anzeige des Fin— 
dens die competente Strafbehdrde aufgefordert -fehen, das eigent:- 
liche Sachverhältniß Amteswegen zu erheben, welches zur Folge 
bat, daß der Befiger zur Ungabe, wie auf wad Weile die Ga: 
che in feinen Befig gekommen it, befragt werde. Kann nun 
diefer einen gültigen Titel, wodurch er zum Beſitze gelangt ift, 
nicht ausweifen, fo wird ihm die Sache, als eine verdächtige, 
abgenommen, und der Finder. in fein Recht, felbe zu benüßen, 
eingefegt werden. Weiſet er fic) aus, daß er die Sache in 
einer öffentlichen Verfteigerung oder von einem befugten Ge: 
werbömanne erhalten habe, oder daß er die durch einen gül- 
tigen Titel erlangte Sache ſchon über die gefesliche Verjährungs— 
zeit im DBefiße habe, dann hat er das Eigenthumsrecht erwor— 
ben, und er ift in diefem Falle nicht einmahl verpflichtet, dem 
Finder feinen Kinderlohn zu vergüten, denn feine Eigenthums— 
erwerbung fteht mit dem Finden in feinem Zufammenhange. — 
Hat der Befiger nachgewiefen, daß er die Sache durch einen 
gültigen Zitel an fich gebracht habe, fein Eigenthumsrecht aber 
nicht dargethan, ‘fo kömmt ed darauf an, ob nachgewielen wer: 
den Fann, dag fein Vormann der Eigenthümer nicht gemefen 
fey. Kann dieſes dargethan werden, indem z. DB. fein Bor: 
mann bey der Unterfuchung felbft geftand, daß er die Sache 
geſtohlen, oder daß er fie gefunden habe, — dann kömmt eben 
dadurch der Befiger zur Ueberzeugung, daß auch er nicht der 





[$-. 393: ] 293 
Gigenthümer fegn könne; — er muß daher die Sache reftituiren, 
weil er fonft unredliher Befiger werden wurde. Kann aber 
diefes nicht nachgewiefen werden, fo muß wenigftens als möglich 
angenommen werden, daß fein Vormann wirklicher Eigenthümer 
gewefen fey; in diefem Falle Eimmt ihm daher die Vermuthung 
des $. 372 zu Statten. 


| | 0. 393. 

Wer immer die in den dl. 388 — 592 angeführten 
Borfchriften außer Acht läßt, haftet für alle 
Ihadlichen Folgen. Läßt fie der Finder außer 
Acht, jo verwirkt er auch den Finderlohn, und 
macht ſich, zufolge des Strafgefesbuches, noch 
überdieß nach Umftanden des Betruges fehuldig: 


4) Die allgemeine Haftung ift eine Folge der im Haupt: 
ſtücke vom Rechte des Schadenerfaßes ausgefprochenen Grunde 
fäße. Der Schade Fann, wie bereits Herr Hofrath v. Zeiller 
bemerkt hat, in dem gänzlichen Verluſte der Sache, oder eines 
Theils, oder in einer VBerfchlimmerung derfelben beftegen, und bald 
dem Verſchulden des Finders, der die vorgefihriebene Anzeige un— 
terlaffen, oder die ihm anvertraufe Sache verwahrlofet, bald ver 
Dbrigfeit, welche die gehörige Kundmachung hintan gelegt hat, 
oder beyden zugleich (wie wenn die Sache einem verdächtigen, 
unredlichen Binder gleich anfänglich in den Händen gelaffen wor— 
den wäre) zusufchreiben feyn. Im letzteren Falle werden Obrigs 
Feit und Finder dem Eigenthümer für jeden Nachtheil in solidum 
verantwortlich feyn. 

2) Auf einen Lohn kann der Finder nur dann Anfpruch 
machen, wenn er fich nach Vorfchrift des Gefeßed benimmt. — 
Er verliert alfo im obigen Sale, nebjt dem, daß er den allen: 
falls verurfachten Schaden zu erfegen verpflichtet ift, auch den 
Finderlohn. Die von ihm beftrittenen Koften find ihm aber fur 
alle Falle von dem Eigenthümer zu erfeßen, da fiih der letztere 
fonft zu deffen Schaden bereichern würde. — Hat der Finder, 
welchem gleich anfänglich die gefundene Sache in feinen Händen 
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befaffen worden ift, die Vorfchriften der SS. 388 — 392% zwar 
beobachtet, aber die dem Verwahrer obliegende pflichtmäßige Ob: 
forge vernachläffiget,, und die Sache ift dadurch zu Schaden ge: 
fommen, fo hat er diefen zwar nach $. 964 gleichfall3 zu ver- 
antworten, aber der Verluſt ded Zinderlohnes ift bloß mit Außer: 
achtlaffung der in den 9%. 388 — 392 enthaltenen Vorfchriften 
verknüpft. 

3) Wer gefundene Sachen gefliffentlich verhehlet und fich 
zueignet, macht fich, wenn der Schade ſich höher, ald auf fünf: 
undzwanzig Gulden beläuft, des Werbrechens des DBekruges 
fchuldig. Die Strafe des Betruges ift indgemein Kerfer von 
ſechs Monathen bis zu einem Qahre; fie Fann aber, nach dem 
Grade der Gefährlichkeit, nach der Schwierigkeit, fi) dagegen 
vorzufehen, nach der Öfteren Miederhohfung und Größe des Bes 
truges, auf fünf Jahre ausgedehnet werden. Weberfteigt der Bes 
trag, den fich der Thäter durch das Verbrechen zugewendet, die 
Summe von drenhundert Gulden, oder ift dem Betrogenen ein 
nach feinen Umftänden empfindlicher Nachtheil verurfacht wor— 
den, hat der Verbrecher den Betrug mit befonderer Kühnheit 
verübet, oder fich die Betriegereyen zur Gewohnheit gemacht, fo 
ijt die Strafe fchwerer Kerker von fünf bid zehn Jahren ). Bes 
triegereyen, welche nicht als WVerbrechen beftraft zu werden ges 
eignet find, follen mit einfachem oder ſtrengem Arreſte von einer 
Woche bis zu drey Monathen beftraft, nach Befchaffenheit der 
Umftände der Arreſt auch mit fehwerer Arbeit, Faften und Züch— 
tigung verfchärfet werden ?). Iſt der Merth der gefundenen Sa— 
che fo unbedeutend, daß er einen Gulden nicht überfteigt, fo ift 
der Finder zu einer Anzeige nicht verpflichtet; die unterlaffene 
Anzeige Fann ihm daher nicht als firäflihe Verhehlung an: 
gerechnet, und er auch nicht ald Betrieger beftrafet werden, 
wenn er fich auch die gefundene Sache zugeeignet hätte, weil 
das Gefen Verhehlung und Zueignung zum Begriffe des 
Betruges fordert. Hätte er aber auf ausdrückliches Befragen des 
Eigenthümers den Fund verläugnet, ſo würde er allerdings we— 


1) Strafgeſetzbuch 1. Theil, $$. 179 — 132, 
2) Ebeuda 2, Theil, Si. 210 und 2it. 
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gen der ſchweren Polizey = Llebertretung des Betruges beftraft 
werden können. 


. 394, 

Mehreren Perfonen, welche eine Sache zugleich 
gefunden haben, kommen in Rückſicht derfeiben 
gleihe Berbindlichkeiten und Rechte zu. Unter 
die Mitfinder wird auch derjenige gezählt, wel- 
cher zuerft die Sache entdedet und nach derfel- 
ben geftrebet hat, obgleich ein Anderer fie frü- 
ber an fich gezogen hätte, 

4) Die Rechte der Mitfinder find nach gleichen Antheilen 
($. 839) gemeinfchaftlich ; es liegt ihnen aber auch die gemein- 
fchaftliche Verbindlichkeit zur Erfüllung der jedem Finder vorge: 
fchriebenen Pflichten ob. — Diefed ift aber nicht fo zu verftehen, 
als ob feder Finder insbefondere alle diefe gegebenen Vorſchrif— 
ten zu beobachten hätte, 3. B. ald ob jeder die Kundmachung 
des Fundes abgefondert für fi) zu veranlaffen hatte, fondern 
jeder der Kinder ift lediglich verantwortlich, daß fie überhaupt 
beobachtet werden. Iſt daher 3. B. die Kundmachung von einem 
der Sinder bereitd veranftaltet, oder von ihm die Anzeige bey 
Gericht gemacht worden, fo iſt diefes vollfommen hinreichend. 
Dagegen würde ed dem. einen Finder in Bezug auf die civil: 
rechtlichen Folgen nichts nüßen, wenn er die unterlaffene Anzeige 
bey der Obrigkeit mit dem entfihuldigen wollte, daß fein Mitfin— 
der diefes Geſchäft auf fich genommen habe. 

2) Dad Finden einer Sache begreift theild die Entdeckung, 
theild die wirkliche Ergreifung derfelben in ſich. Das bloße 
Streben, die Sache zu ergreifen, ſcheint noch nicht ald wirkliches 
Finden angefehen werden zu können; denn wenn 3. B. Jemand 
eine verforne Sache entdedet, und zu deren Ergreifung bereits 
Hand angelegt hat, aber noch ehe er ihrer habhaft werden 
Fonnte, durch Menfchen oder Thiere verfcheucht worden ift, fo 
wird man nicht fagen können, daß er die Sache gefunden habe. 
Strenge genommen könnten daher auch nur diejenigen ald Mit 
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finder betrachtet werden, welche die Sache zugleich ergriffen has 
ben '). Allein da in dem Falle, ald mehrere Perfonen eine 
Sache entdecken und nach deren Ergreifung ftreben, es leicht 
unter ihnen zu Thätlichkeiten Eommen könnte, wenn nur derje— 
nige als Finder angefehen würde, der die Sache wirklich ergreift, 
fo bat der öfterreichifche Gefeßgeber fehr weife angeordnet, daß 
auch derjenige als Mitfinder anzufehen fey, welcher zuerft die 
Sache entdeckt und nach derfelben geftrebt hat. — Indeſſen 
fheinet eben aus dem angegebenen Grunde die durch das pofi- 
tive Geſetz gefchehene Erweiterung ded Begriffes eined Mlitfin- 
ders nur zu deffen Gunften in Anfehung der damit verbundenen 
Rechte gefchehen zu ſeyn; wer daher auf diefe Verzicht leiſtet, 
kann zu den den Mlitfinder treffenden Obliegenheiten nicht ans 
gehalten: werden. Geben wir 3. B. den Fall: A entdecke unter 
einem Gebufche einen Eoftbaren Ring; er theile diefe Entdeckung 
. feinem Gefährten B mit, und bemühe fich durch das Gebüſch 
einzudtingen. B, gewandter al3 A, koͤmmt ihm zuvor, und etz 
greift den Ring. Dem A ift die Beftimmung dieſes $. unbe⸗ 
kannt; er überläßt dem B den gefundenen Ring, ohne fih um 
felben mehr zu befümmern. Letzterer unterläßt die Anzeige, und 
eignet fich denfelben zu. In diefem Falle fiheint der A biefür 
nicht verantwortlich zu ſeyn. 


d. 395. 
b) verborgener Gegenftände ; 
erden vergrabene, eingemauerte, oder fonft ver- 
borgene Sachen eines unbekannten Eigenthümers 


entdedt, fomuß die Anzeige, wie bey dem Funde 
überhaupt, gemacht werden, 


d. 396. 


Wird der Eigenthümer aus den äußerlichen Merk— 
mahlen oder anderen Umſtänden entdeckt, ſo iſt 





1) Diefe Anſicht ſcheint auch dein preußiſchen Geſetzbuche zum Grunde zu liegen, 
4. Theil, 9. Titel, 9. 67 — 62. 
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ihm die Sache- zuguftellen; er muß aber, wenn 
er nicht beweifen Eann, ſchon ehe Kenntniß da— 
von gehabt zu haben, dem Finder den ). 391 
ausgemefjenen Sinderlohn entrichten, 


ER 0. 397, ° 

Sn dem Falle, daß fich der Eigenthümer nicht fo- 
gleich erkennen laßt, muß die Obrigkeit nad 
den Borfchriften der 99. 390 — 392 verfahren, 


4) Bon dem Finden verlornee Sachen unterfcheidet fich 
die Entdeckung verborgener Gegenſtände. Gewöhnlich) werden 
Sachen, wie Herr Hofrath v. Zeiler bemerkt, nur auf eine Furze 
‚Zeit im Drange der Umftände, 3. DB. bey feindlichen Einfällen, 
aus Furcht vor Näubern u. dgl., vergraben, eingemauert oder 
fonft verborgen gehalten. — Meiſtens ift dem Gigenthümer der 
Drt, wo fie fich befinden, befannt; öfters aber ereignet es fich, 
daß ihm derfelbe felbft aus dem Gedächtniffe gefommen ift, und 
ev nicht mehr weiß, an welchem Orte die Sache verborgen ift. 
— Merden nun folche verborgene Sachen zufälliger Weife von 
einem Sremden entdeckt, fo ift vorerft zu unterfcheiden, ob der 
Eigenthümer aus der Befchaffenheit ded Gegenftandes, oder den 
Orts- und Zeitumftänden u. ſ. w. fogleich auffalle oder nicht. 
— Im erfteren Galle ift ihm die Sache eben fo, wie bey dem 
Sunde einer folchen Sache, binnen längftens acht Tagen ($. 389, 
Tr. 2) zuzuftellen. 

2) Stellt der Eigenthümer fich nicht fogleich dar, fo ilt 
dee Entdecker für jeden Fall verpflichtet, die Anzeige hievon 
der Ortdobrigkeit zu machen. Der Grund, warum dem Ent: 
decfer auch bey dem minderen Werthe der verborgen gelegenen 
Sache nicht gejtattet ift, die Kundmachung unmittelbar ſelbſt zu 
veranftalten, Liegt theild darin, weil eben aus dem Umſtande 
der forgfältigen Verwahrung ein höherer Werth, wenn auch wur 
der befonderen Vorliebe, vorausgefegt wird, theils weil nicht 
immer dem Entdecker die Beurtheilung zugetraut werden kann, ob 
die verborgen gelegene Sache nicht etwa unter die Schätze gehöre. 
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3) Der Obrigkeit liegt dann ob, die Umſtände der Entderfung 
genau zu erheben, und wenn in diefer HDinficht die gemachte 
fchriftliye Anzeige eine nicht genügende Aufklärung geben follte, 
den Entdecker perfönlicy vorzurufen, und die unvollſtändige Anz 
äeige erganzen zu laſſen, auch die allenfalls davon Wiſſenſchaft 
habenden Zeugen hierüber zu Protocoll zu vernehmen, und fich 
felbft dur) den Augenfchein von den Localverhaltniffen eine 
are Anfchauung zu verfchaffen, um aus diefem allen Spuren 
des vermuthlichen Eigenthümers zu entdeden. 

4) Wird der Eigenthümer auf diefe Art und Weiſe ausge— 
forscht, fo iſt ihm gleichfalls die Sache zurückzuftellen. Ob der 
Eigenthümer dem Entdecker einen Finderlohn zu bezahlen habe 
oder nicht, Fomımt auf den Umftand an, ob er beweilen kann, 
ſchon cher Kentniß davon gehabt zu haben, daß die Sache an 
dem beftimmten Orte verborgen gehalten worden fey oder nicht. 
Am erfteren alle ift fein Finderlohn zu entrichten; im legtern aber 
iſt der nähmliche Lohn zu bezahlen, der dem Finder einer verlornen 
Sache zuerkannt worden ift. Deßhalb ift auch bey Vernehmung 
ded vermutheten Eigenthümers vorfichtig zu Werfe zu geben, 
und bey felber auch zu erheben, ob er von dem verborgenen 
Gegenftande und dem Verwahrungsorte bereits früher genaue Wif- 
fenfcyaft hatte, oder erſt nach Entdeckung der verborgenen Sache 
hievon Kenntnig erlanget hat. — In allen jenen Fallen, wo 
der Finder durch feine HDandlungsweife den Finderlohn verwirket, 
gehet er auch für den Entdeder der verborgenen Sache verloren. 

5) Kann der Eigenthümer durch die hier bezeichneten Mittel 
nicht bald erforfchet werden, fo hat die Obrigkeit die Kundma— 
bung diefer Entdeckung auf die im $. 390 bezeichnete Art und 
Meife zu verfügen, und fich überhaupt hiebey ganz nach den 
Borfchriften der SS. 390 — 392 zu benehmen. — Iſt e5 zweis 
felhaft, ob die entdeckte Sache nicht ald ein Schaß anzufehen fey, 
fo ift es vorfichtig, die Weifung der Landeöftelle vorerft einzuhohlen, 
und erft dann, wenn die Entfcheidung erfolgt, daß die Sache als 
kein Schaß zu behandeln fey, die Kundmachung zu verfügen. 


| nn EEE — 7 
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0. 398, 
ce) eines Schabes. 

Beftehen die entdeckten Sachen in Geld, Schmud 
oder anderen Koftbarkeiten, die fo lange im Ver— 
borgenen gelegen haben, daß man ihren vorigen 

x Eigenthümer nicht mehr erfahren kann, dann 
‚heißen fie ein Schab. Die Entdeckung eines 
Schatzes ift von der Obrigkeit der Landesſtelle 
anzuzeigen, 

4) Ein Schas unterfcheidet fih von verborgen gelegenen 
Sachen überhaupt wefentlich durch das Merfmahl der lan 
gen VBerborgenheit, wodurch der Eigentümer uner: 
forfchlich geworden if. — Herr Hofrathb v. Zeiler fügt 
zwar diefem Merfmahle auch noch ein anderes hinzu, nähmlich, 
daß die Sache in einer Koftbarfeit beftche, folglich von 
hohem Werthe fey, und fagt, daß Sachen von minderem Werthe, 
ungeachtet ihrer langen Verborgenheit, nicht nach den Vorſchrif— 
ten über Schätze, fondern eben fo, wie wenn die Vermuthung 
einer langen Verborgenhaltung wegfällt, nach jenen uber verbor: 
gen gelegene Sachen überhaupt behandelt werden follen. Allein 
ich kann diefer Behauptung nicht beyftimmen. Denn das Ge: 
feß fagt: „Geld, Schmuck und andere Koftbarkeiten.” Da & 
nun dad Quantum des Geldes nicht bejtiimmt, und dasfelbe 
auch von geringem Betrage feyn kann; da ferner unter Schmud 
auch unechte Steine begriffen werden (F. 678), welche gleichs 
falls von minderem Werthe feyn konnen, fo fcheinen auch unter 
dem Auddrude yzandere Koftbarfeiten” alle übrigen, dem Gelde 
und Schmuce ähnlichen Sachen, welche auch in den Verlaſſen— 
f&haftd = Inventarien gewöhnlich in der Rubrik „Pretiofen” - eins 
getragen zu werden pflegen, verftanden werden zu müſſen, ohne 
Unterfchied, ob fie von hohem oder minderem Werthe find, und 
zwar um fo mehr, ald gerade die lange Verborgenheit ihnen 
einen höheren Werth verleihen Fann. Das Verfahten bey Ent: 
deefung anderer verborgener Gegenjtände fest offenbar voraus, 
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daß die Eigenthümer derfelben ausgeforfcht werden können; wozu 
eine Kundmachung, wenn der Eigenthümer unerforfchlic ift ? — 
Entgegnet man mir hierauf, daß die Möglichkeit, der Eigenthü— 
mer oder deſſen Erben werden ſich melden, immer vorausgefeßt 
werden müffe, fo erwiedere ich, warum diefe Möglichfeit gerade 
bey Sachen von geringem Werthe, und nicht vielmehr bey Sachen 
von höherem Werthe vorausgefegt werde? — Eben darum alfo, 
weil die Borfchriften über das Finden verlorner oder verborgener 
Gegenftände auf jenen Fall nicht anwendbar find, wenn Sachen 
entdecft werden, die fo lange im Verborgenen gelegen haben, daß 
der. Eigenthümer unerforfchlich ift, bey welchen fohin der fogleichen 
Zueignung Fein Hindernig im Wege ſtehet, fcheint eine Vorfchrift 
nothwendig, wen dad Recht der Zueignung in diefem Sale zu— 
ftehe, und diefe ift im gegenwärtigen $. gegeben. Iſt die Sache 
von minderen Werthe, fo wird ed die Staatöverwaltung ohnehin 
nicht der Mühe werth finden, den dad Nerar £reffenden Antheil 
einzuziehen. Aber warum der Grundeigenthlimer, auf deffen Grund 
und Boden fie gefunden wird, darum feinen Untheil verlieren foll, 
weil fie von minderem Werthe ift, laßt fih nicht abfehen. 

2) Wie lange die Sache im DBerborgenen gelegen haben 
müffe, damit fie als ein Schaß behandelt werden Fonue, laßt 
ſich nicht genau beftimmen. Das preußifche Geſetzbuch fagt: 
Es bedarf Feines Aufgebothes, wenn aus der Befchaffenheit des 
entdeckten Schaes felbft fich ergibt, daß derfelbe ſchon feit einem 
oder mehreren Jahrhunderten verborgen ‚gewefen fey ). Allein 
nach dein Geifte des dfterreichifchen Gefegbuches wird ed hier viel 
auf die Orts- und Zeitverhältniffe anfommen. Wenn 3 2. 
nach Jahrhunderten in einem Haufe, dad erweislich feit 150 Jah— 
ven nur von den Hausinhabern bewohnt wurde, und dann vom 
Pater zum Sohne überging, verborgened Geld gefunden wird, 
fo kann man nicht fagen, daß der Eigenthümer unerforfchlich ift; 
denn es ift möglich, daß fich der Hauöbefiger als Erbeserbe des— 
jenigen, der das Geld hier verborgen hat, zu demſelben legitimiren 
Eönne. Wie lange eine folhe Sache im VBerborgnen gelegen habe, 
kann gewöhnlich nur durch Kunftverfländige beftunmt werden. 


4) Erfier Theil, 3. Titel, $. 9% 
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. 399, 

Bon einem Schabe wird der dritte Theil zum 
Staatsvermögen gezogen, Von den zwey übri- 
gen Drittheilen erhält Eines der Finder, das 
andere der Eigenthümer des Grundes, SIE das 
Eigenthum des Grundes getheilt, fo fällt das 
Drittheil dem Ober- und Nutzungseigenthümer 
zu gleichen Theilen zu. 

41) Da der Eigenthümer eines Schaͤtzes unerforſchlich iſt, 
ſo hat kein Privat auf ſelben einen rechtlichen Anſpruch. Dage— 
gen kann ed nach dem, was bereits $. 287 geſagt worden iſt, 
keinem Zweifel unterliegen, daß der Staat berechtiget ſey, ſich 
denſelben zuzueignen. Allein Billigkeit und politiſche Rückſichten 
ſtimmen jedoch dafür, daß ſowohl der Finder (F. 394), als der 
Grundeigenthümer, von deffen Vorfahren der Schag vielleicht 
herrührt, und der ein Recht auf die Proprietät, oder zugleich 
auf die ordentlichen Nußungen hat, einen Theil davon erhalte '). 
Darauf gründet fi) die im Texte feftgefeste Vertheilung de3 
Schaͤtzes. 

2) Der Regel nach kann Jeder ſeinen Antheil in Natur 
fordern. Eine Ausnahme von dieſer Regel tritt ein, wenn alte 
Münzen oder andere Alterthümer und Denkmähler aufgefunden 
werden, welche zur Aufftellung in dem k. k. Münz- und Anti: 
Fencabinette geeignet find. Denn dem Finder von Münzen, 
mit Ausnahme jener, von welchen weiter unten Ne. 3, sub 
lit, e die Nede ſeyn wird, ftehet Feineswegs das Necht zu, die 
ihn auf feinen Antheil treffenden, in Natur zu verlangen, fon- 
dern er muß fich mit dem Schäßungs= und refpective Verkaufs: 
preife derfelben begnügen »). Als Alterthiimer werden vorzüglich 
folgende angefehen: Statuen, Bruffbilder und Köpfe aud Erz 
oder Stein; Eleinere Figuren oder fogenannte Götzenbilder von 


1) Giche Zeiller's Commentar. 


2) Hoffammerdeeret vom 2. März 18205 Gefehl, für Defterreih unter der Enns. 
2. B., ©, 210, 
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edlen oder unedlen Dietallen, Steinen oder von Thönz Waffen, 

Gefäße, Lampen und ©eräthe von Erz oder anderen Stoffen ; 

erhabene oder tief gefchnittene Steine; Steine mit halb erhabe: 

ner Arbeit (Bas -reliels); Steine mit bloßen Auffchriften, und 

Grabmähler. — Die alten Münzen und Medaillen, fie mögen 

in Gold, Silber oder Kupfer beftehen, fo wie die hier berüht: 

ten Alterthümer und Denfmähler, find jedes Mahl nach Wien 
einzufenden. Sollte es fich jedoch) ergeben, daß eine Steinfchrift 
oder ein Grabmahl von bedeutender Größe und Schwere aufge 
funden würde, fo ift vor Einfendung derfelben ungefäumt eine 
vorläufige Anzeige mit einer kurzen Befchreibung oder Kopie 

(Zeichnung) davon vorzulegen, damit der literarifche oder artijtis 

fihe Werth beurtheilt werden könne ). 

3) Für diefe alfo eingefendet werdenden Alterthümer und 
Denkmähler wird der Werth jederzeit erſetzt, und es iſt in dieſer 
Hinſicht nun dießfalls ein gleichförmiges Verfahren in allen Pro— 
vinzen des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates zu erzwecken, um eines 
Theils das Studium der Numismatik zu befdrdern, anderen 
Theild aber auch gegen den Zinder und Grundeigenthümer die 
gehörige Billigkeit zu beobachten, von Sr. Majeftät Folgendes 
feftgefet worden *): 

a. Sind dergleihen Fundmuünzen und Koftbarfeiten immer ſo— 
gleich, wie fie gefunden werden, nad) der Menge, Inhalt, 
Form und Jahren, wenn diefe vorkommen, fo genau als 
möglich zu befchreiben und zu ſchätzen, von den Münzen aber 
der innere Werth durch die Landes Minzprobierämter, wo 
deren beitehen, in Conventiensmünze = Cilbergeld beftimmen 
zu laffen; ſodann aber diefe gefundenen Sachen mit der Bez’ 
fihreibung derfelben unverzüglich an die k. k. Hofkammer eins 
zufenden. — Bon den Münzen ift der Betrag des von den 
Landes: Miünzprobierämtern angegebenen inneren Werthes in 
Silbermünze inzwifchen aus der Cameralcaffe vorzufchiegen, 
und fogfeich, nach Beftimmung des bürgerlichen Gefegbuches, 
mit dem Beyſatze zu vertheilen, daß, wenn für die gefunde= 








4) Hoffanzleydeeret vom 5. März 12125; P. ©. ©. 38. B., ©: 157. 
2) Hofkammerdeeret von 12. Zuny 1815 P. ©. ©. 1, B., ©, 22% 
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nen Sachen ben deren Verkaufe mittelft der k. E. allgemei: 
nen Hoffammer ein höherer Betrag gelöfet wird, ihnen diefer 
nachträglich zukommen fol. — Diefed verfteht fich auch von 
allen anderen Koftbarkeiten, von welchen die Landes-Münzpro— 
bierämter, einen inneren Werth jicher beftimmen können. Von 


anderen Sachen wird der Betrag, nach gefchehenem Verkaufe, 


zur geſetzmäßigen Vertheilung übermacht, oder die Sache felbft, 
wenn das FE, F. Cabinett diefelbe nicht behält, auf Begehren 
des Sinderd, gegen Bezahlung oder Abrechnung auf den ihm 
zufommenden Antheil, zurücgeftellt. Sowohl der Betrag des 
Vorſchuſſes, ald die Vertheilung nach dem bürgerlichen Gefeg: 
buche, müſſen bey Cinfendung des Schatzes an die k. k. Hof: 


kammer angezeigt werden. 
. Die an die k. k. allgemeine Hoffammer gelangten Sundfachen 


werden dann verjiegelt, wie fie einlangen, duch das & £. 
Dberftfammereramt an dad Münz- und Antifencabinett mit 
einer Abſchrift der Befchreibung und ded im Lande angegebe: 
nen inneren Werthes oder der Schäßung abgegeben. Bon dem, 
was das E. k. Münz- und Antifencabinett für fich behält, 
wird der Betrag von demfelben bezahlt, der Ueberreſt aber 
mit einer von dem Cabinette gemachten Befchreibung an die 
£. E. allgemeine Hoffammer zurücgeftellt. 

Alles dasjenige, was dad E. k. Münze: und Antikencabinett 
für fich nicht behält, und mit einer verfaßten Befchreibung 
zurückſtellt, wird jährlich ein Mahl durch das Auctionsinftitut 
in Wien verkauft, wozu vorläufig der Catalog verfaffet, und 
folcyer mit dem Tage zum Verkaufe durch die k. k. allgemeine 
Hoffammer bekannt gemacht wird. Einige befondere Verfü— 
gungen werden sub lit. h und i vorfommten. 

Die Verfteigerung gefchieht nach dem Finanzpatente vom 1. 
Juny 1816, 9.5, in geſetzmäßigen Gold = und Silbermünzen ; 
zur Beftreitung der Koften werden zu dem angegebenen innern 
Werthe 10 oder 12 Procent nach Umſtänden zugefchlagen. 
Unverkauft gebliebene oder zum Verkaufe nicht geeignete Mün— 
zen werden eingeſchmolzen, oder an den Finder auf fein Ver: 
langen, gegen Bezahlung oder Abrechnung auf den ihm zus 
Fommenden Antheil, zurückgeſtellt. 
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f, Auch alle an das k. k. Hauptmünzamt in Wien oder die k. £ 
Miünz : Einlöfungsämter in den Provinzen zur Einlöfung ge: 
langende alte feltene Münzen oder Schauſtücke werden dem 
Studium der Numismatif vorbehalten. Was nun von diefen 
in Wien oder in den Provinzen bey den Einlöfungsämtern vor: 
kömmt, und von denfelben allezeit dorthin an das k. k. Haupt— 
münzamt zu fenden ift, wird von demfelben befchrieben und 
im Werthe beſtimmt, und mit der Befchreibung und Beſtim— 
mung des Werthes an die k. k. allgemeine Hoffammer zur 
weiteren Beförderung an dad k. k. Oberfifanmereramt für den 
Gebrauch und die Auswahl des k. k. Münze und Antifenca- 
binettes übergeben. — Was nun bievon das k. k. Cabinett 
behält, dafür wird der bejtimmte Werth bezahlt; dad Uebrige 
aber mit der Befchreibung an die k. k. allgemeine Hoffammer 
zurücgeftellt, welche dann die Auction nach der Vorfchrift hit. 
d veranlaffen, den inneren Werth, und den durch die Auction 
etwa eingehenden Mehrbetrag gehörig abführen wird. 

g. Die in dem lombardifch= venetianifchen Königreiche gefundenen 
Münzen und Koftbarfeiten find nach Vorſchrift hit, a an die 
k. E allgemeine Hoffammer einzufenden, und von dorf aus, 
nach Weifung lit. b, an das E. k. Münze und Antifencabinett 
abzugeben. — Was nun hievon das F. E. Cabinett fir ſich 
behält, dafür wird die Bezahlung von demfelben geleiftet, der 
Ueberreft dann mit der Befchreibung dem FE. k. Mailänder 
Muünzcabinette, fo lange Se. Majeftät folches fortbeftehen Tal- 
fen, zur Auswahl der für daöfelbe nocy anmwendbaren Stude, 
gegen ganze Vergütung des angegebenen inneren Werthes, und 
einer 10 procentigen Aufgabe, zurücgeftellt; was nun auch 
das Gabinett für fi unanwendbar findet, ift den dortigen 
Miünzliebhabern durch eine mittelit des k. &. Guberniums, 
nach Weifung c und d zu veranlaffenden Verfteigerung hintan 
zu geben. — Es verfteht ſich von felbft, daß von dem ge: 
fammten eingegangenen Betrage vorzüglich der allfällige Aera— 
rialborſchuß und die Auslagen auf die Auction zu vergüten, 
der Neft aber weiters nach Vorſchrift der Landesgefege zu 
vertheilen ift. 
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h. Auf gleiche Art wird auch allen übrigen öffentlichen Muſäen, 
in Betreff der im Umfange des Landes, in welchem ſie beſte— 
hen, gefundenen Münzen und Koftbarfeiten,<gegen Vergütung 
des innern Werthes und einer AOprocentigen Aufgabe, die De: 
günftigung von Sr. Majeſtät zugejtanden. 

4) Aus dem Inhalte des gegenwärtigen $. ift zu erfehen , 

daß ein Theil des Schated oft mehreren Perfonen, und eben 

fo mehrere Theile einer Perfon gebühren können. — Erfteres iſt 

3. B., wie fhon Here Hofrath von Zeilfer erwähnt, der Fall, 

wenn dad Grundſtück, auf welhem ein Schatz gefunden wor— 

den ift, mehrere Eigenthümer hat, in welchem Falle jeder Mit: 
eigenthümer an den obenbeftimmten Rechten des Eigenthümers, 
nach dem Verhältniſſe feined Rechtes auf das Grundſtück felbft, 

Antheil hat ; oder wenn der Schaf an der Gränze mehrerer Grund: 

eigenthümer gefunden wird, wobey fedoch die von ihm (Zeiller) 

nicht berührte Frage entfteht, nach welchen Theilen der den 

Srundeigenthümer treffende Antheil unter die Granznachbarn zu 

vertheilen kömmt. Dad allgemeine preußifche Landrecht ') ordnet 

dießfalld an, daß, wenn ein Schat auf der Gränze gefunden 
wird, das Eigenthum deöfelben zwifchen den Gränznachbarn gleich 
getheilt werde, und daß ed dabey Feinen Unterfchied mache, wenn 
auch der Schaf nicht gerade in der Mitte gefunden worden wäre, 
fondern den Grund eines oder des anderen Nachbard mehr oder 
weniger berührt hätte. Da das öfterreichifche bürgerliche Geſetzbuch 
hierüber Feine ausdrückliche Beftimmung enthält, fo ſcheinet nad) 
der Analogie des $. 407 auch nach fterreichifchem Nechte ein 
Gleiches behauptet werden zu müffen. Dabey verfteht ed ſich von 
feldft, daß, wenn einer der Miteigenthumer oder Gränznachbarn 
zugleich der Finder iſt, ihm auch noch außerdem auf ſeinen und 
die Antheile der übrigen Intereſſenten die Rechte des Finders 
zuſtehen. — Daß der Fruchtnießer auf einen Schatz keinen An— 
ſpruch habe, wird F. 514 vorkommen; noch weniger kann ein 
ſolcher dem Beſtandnehmer einer Sache zugeſtanden werden 

(9: 1098). Da bey einem Fideicommiſſe das Eigenthum zwi— 
4) Erfter Theil, 9. Titel, 9. 11 — 92. 

Nippel's Commentar TIL, Th. 20 





306 [S. 400. ] 


fchen den Anwärtern und dem Fideicommiß-Inhaber getheilt ift, 
und Teßteren nur das Nußungseigenthum zukömmt ($. 629), fo 
fallt diefem ein Sechötheil des ganzen Schatzes zu, der andere 
Sechstheil aber gehört allen Anwärtern und ift fohin gleichfam 
als ein Zuwachs des Fideicommiffes felbft zu betrachten, und 
nach Umftänden bey felben entweder in Nafur aufzubewahren, 
oder ald fruchtbringendes Capital von einem jeweiligen Fidei- 
commiß-Befiger zu genießen. In wie fern ein Superficiarius 
auf einen Schaß Unfpruch habe, wird bey Erflärung des $. 1147 
vorfommen. 
J. 400, 


Wer fih dabey einer unerlaubten Handlung fehul: 
dig gemacht, wer ohne Wiffen und Willen des 
Nutzungs-Eigenthümers den Schab aufgefucht, 
oder den Fund verheimlichet hat, deſſen Antheil 
foll dem Angeber, oder, wenn fein Ungeber vor- 
banden ift, dem Staate zufallen. 

4) Einer folchen unerlaubten Handlung macht fich derjenige 
fchuldig, der fih zur Nachfuchung von Schäßen vermeintlicyer 
Zaubermittel, durch Geifterbannen, Gitiren der Verſtorbenen, 
oder anderer dergleichen abergläubifchen Sachen bedient, und zwar 
ohne Unterfihied, ob er-diefes aus befrieglicher Abficht, oder aus 
eigenem Aberglauben thut, fo wie auch derjenige, ver bey Nach— 
ſuchung eined Schages den polizeplichen Anordnungen, welche 
zur Verhüthung von Feueröbrünften oder anderen gemeinen Bes 
fehädigungen gegeben find, entgegen handelt. 

2) Niemand ift berechtigt, auf fremdem Grund und Boden 
ohne Bewilligung ded Eigenthümers eine Nachfuchung zu veran— 
ftalten. Thut er e doch, und findet er wirklich einen Schaß, 
fo wird er dadurch feines Antheild, den er in dem Sale anzu: 
fprechen gehabt hätte, wenn der Eigenthumer des rundes und 
Dodend darum gewußt hätte, verluftig erklärt. 

3) Findet Iemand einen Schaß, fo ift er verpflichtet, von 
diefem Funde die Anzeige zu machen. Einen Termin, binnen 
welchem diefe Anzeige zu gefchehen hat, hat dad Gefeg zwar in 
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denjenigen $$., welche von den Schätzen insbefondere handeln, 
nicht ausdrüclich feitgefest; aber es ift Fein Zweifel, daß hier 
das nähmliche, wad bey dem Funde vorgefchrieben ift, zu gel- 
ten habe. Denn jeder Schag ift eine verborgene Sache, und 
zeichnet fich lediglich durch feine Tange Verborgenheit aus; es 
hat daher -der $. 395 auch auf dad Entdecken eines Schatzes 
feine vollkommene Anwendung. Unterläßt daher der Finder, bins 
nen der vorgefchriebenen Zeit die Anzeige zu machen, fo ladet 
er die üble Vermuthung auf ſich, den Zund verheimlichen zu 
wollen, welche er nur durch Gegenbemweife, wodurch er darzu= 
thun im Stande ift, daß er zur Anzeige verhindert wurde, zu 
entfraften im Stande ift. Die Verheimlichung eines Schatzes 
ziehet den Verluſt des dem Finder anfonft zufommenden Anthei: 
le5 nach fi), Fann aber keineswegs als dad im $. 180, c. 1. 
Theild des Strafgefegbuches bezeichnete Verbrechen des Betru: 
ge5 angefehen werden, und daher auch in diefer Beziehung Eein 
Criminalverfahren Pla greifen '). Iſt gegründete Vermu— 
thung vorhanden, da Jemand einen gefundenen Schaß verheim= 
liche, fo hat ohne Zweifel fowohl der Fiscus ald der Eigenthü— 
mer des rundes das Recht, von dem Finder die eidliche Anz 
gabe feines Bundes zu fordern, und ed muß, in fo fern er fich 
nicht in Güte dazu verjteht, durch Urtheil erfannt werden, ob der 
Eid abzulegen fey oder nicht °). Würde dann dod) der Finder ſich 
erfühnen, felbft bey Ablegung des Eides den Fund ganz oder theil- 
weife zu verfchweigen, und er würde deffen überwiefen, fo müßte 
er dann natürlich als Betrieger beftraft werden. 


d. 401. 

Binden Arbeitsleute zufälliger Weife einen Schaß, 
jo gebührt ihnen, als Findern, ein Driftheil da— 
von. Sind fie aber von dem Eigenthümer aus- 
drüclich zur Auffuhung eines Schatzes gedungen 

20 * 





— 


1) ZufigsHofdecret vom 42. Detober 1821; 5. G. ©. Nr. 1510, 


2) Allgemeine Gerichtsordnung SS. 219 umd 220, und dann das gerichtliche Ver: 
fahren in Streitfaben vom Herrn Hofrathe Füger. 2. Aufl, Nr. IV. 
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worden, fo müffen fie ſich mit ihrem ordentlichen 
Lohne begnügen, 

Am zweyten Falle erfcheinen fie lediglich ald Werkzeuge des— 
jenigen, der fie gedungen hat; fie fuchen und finden den Schaß 
nur in feinem Nahmen, find fohin hier als deffen Gewaltha— 
ber anzufehen, und daher auch verpflichtet, den aus ihrer Arbeit 
entipringenden Vortheil demfelben zu überlaffen ($. 1009); ganz 
anders verhält es fich aber im erften Sale, wenn fie zu einer 
anderen Verrichtung gedungen worden find. 


0. 40%, 
3) Bon der Beute. 


Ueber das Hecht der Heute, und der vom Feinde 
zurück erbeuteten Sachen, find die Vorfchriften 
in den Kriegögefegen enthalten. 

4) Beute nennt man jene. beweglichen Sachen, die im 
Kriege dem Feinde, oder bey einer Plünderung auch folchen Per: 
fonen abgenommen werden, die von der Macht ded Feinde ab— 
hängig find, wie z. B. die Bewohner eines von dem Feinde be— 
festen Platzes. 

2) Damit die Beute rechtmäßig fey, und allo dad Eigen: 
thum der erbeuteten Sache rechtmäßig erworben werde, wird 
erfordert, daß a) die Perfon, welche fich eine Beute zueignen 
will, dazu überhaupt ermächtiget, und b) die Sache eine folche 
fey, welche von der Zueignung als Beute nicht ausgenommen ift. 

3) Unter die zur Beute berechtigten Perfonen find nur 
jene zum Stande eines Kriegöheeres gehörigen Perſonen zu zäh: 
len, die den Feind, ed fey in förmlicher Schlacht, oder in par: 
tiefen Gefechten und Weberfällen, befämpfet und befiegt, oder 
bey Grorberung eined nachher vom. Feldherrn der Plünderung 
preis gegebenen Platzes thätig mitgewirkt haben. 

4) Don der Zueignung ald Beute find aber folgende Sa— 
chen audgenommen: a) in jedem Kalle die dem Feinde abgenom- 
mene Artillerie, Gewehre, Munition, Fahnen, Standarten, Pfer— 
de, Magazine, Kriegscaffen und Kanzleyen, weil alle diefe 
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Sachen, nach Vorfchrift des 23. Kriegsartikels, dem Staate vor: 
behalten find, und. bey ſchwerer Strafe an dem durch die Be— 
fehle des commandirenden General3 beftimmten Orte abgegeben 
werden müffen; b) die den Gefangenen, wenn fie fi) einmahl 
ergeben haben und wehrlos find, unentbehrlichen Kleidungsftüde; 
> c) jene zwar an fich zur Erwerbung ald Beute geeigneten Sa— 
chen, die von einer, mit Bewilligung ded commandirenden Ge— 
nerald, nad) gänzlichem Rückzuge des Feindes, durch Ober- und 
Unter : Officiere zum Beutemachen eigend geführten Truppe auf 
dem. Schlachtfelde oder im feindlichen Lager ergriffen werden, 
weil die auf folche Art gemachte Beute mit Rücdficht auf die 
verdiente größere Belohnung derjenigen, die fich beſonders aus— 
gezeichnet haben, zu vertheilen ift, und bey feharfer Strafe da: 
von nicht3 verheimlichet oder verborgen, folglich auch ſich nicht 
eigenmächtig zugeeignet werden darf '); d) die von Individuen 
der k. E. Marine aufgebrachten Schiffe und zur Seebeute gehö— 
rigen Effecten jeder Art, denn diefe müffen, nach dem 42. Ma— 
rine=Kriegdartifel vom Jahre 1803, dem zur gelegmäßigen Vers 
theilung beftimmten Prifen: Tribunal übergeben werden, end— 
lid) e) gehören darunter, die in Fällen erlaubter Plünderung 
ducch befondere Befehle des Feldherrn oder felbitftandiger Come 
mandanten bezeichneten Sachen, 3. B. Kirchengeräthfchaften, oder 
Gesten ſolcher Perfonen, deren Eigenthum der Befehlshaber 
mit der Plünderung zu verfchonen für angemeffen findet. 

5) In Beziehung auf die von dem Feinde zurickerbenteten 
Sachen ift für die Armee nie ein eigened Geſetz erlaffen wor: 
den, fondern ed wurde fich von jeher nach dem benommen, was 
das römifche Recht über dad fogenannte jus postliminii verord- 
net. In Gemäßheit deffen ift in Fällen, ald dem Feinde be— 
wegliche Sachen, die er erbeutet hat, wieder abgenommen wer: 
den, zu unterfceheiden, ob er fie ſchon früher in Sicherheit ge— 
bracht, oder, nach der fpäter eingeführten Obfervanz , durch 24 
Stunden im Beſitz hatte oder nicht; im erjten Falle wird die 


1) Dienftreafement für die F. F. Infanterie. a. Theil, ©: 1165 und 177, und für 
die Cavallerie S. 115 — 116, 
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Zueignung von Seite des Seindes für vollendet angefehen, und 
der vorige Gigenthumer kann die unentgeldliche Herausgabe der 
Sache von demjenigen, der fie dem Feinde wieder abgenommen 
hat, nicht fordern; wohl aber ift er zu diefer Forderung im 
zweyten Falle, wenn nähmlich die Eroberung noch nicht vollen= 
det war, berechtigt, fo fern die Sache nicht auf eine, dem Bes 
fiegten zur Schande gereichende Art in die Hände des Feindes 
gerathen ift. Daß diefe Vorfchriften ded römifchen Rechtes auch 
noch gegenwärtig ihre Anwendung haben, wurde bereitd in mei— 
nem erften Theile ©. 11 erwähnt. 

6) Wer einem Anderen die rechtmäßig erworbene Beute 
eigenmächtig abnimmt, ift, nach dem Anhange de3 34. Kriegsar— 
tifelö, gleich einem Diebe zu beftrafen. — Obgleich übrigens die 
zu einer Haus» Communität gehörigen Gränzer in. Unfehung der 
Grwerbung eines abgefonderten, ihnen allein zuftehenden Eigen: 
thums, in mancher Hinficht befchränft find, fo wird doch dasje— 
nige, was der Gränzer im Zelde rechtmäßig erbeutet, fein freyes 
unbefchränftes Eigenthum, worüber er fowohl unter Lebenden, als 
durch legtwillige Anordnung nach Willkühr disponiren Fann ')- 


b. 403, 


Von dem Rechte aus der Rettung einer fremden beweglichen Sache.‘ 


Wer eine fremde bewegliche Sache von dem un: 
vermeidlichen Verluſte oder Untergange Tettet, 
it berechtiget, von dem rückfordernden Eigen: 
thitmer den Erſatz feines Aufwandes, und eine 
verhältnigmäßige Belohnung von höchftens zehn 
vom Hundert zu fordern. 

4) Der Umftand, daß eine Sache ohne unfere Bemühung 
für den Gigenthümer verloren wäre, berechtigt noch nicht, und 
die Sache zuzueignen, indem dad Eigenthumdrecht durch die Ge— 
fahr, in der fich die Sache befindet, keineswegs verloren geht. 





4) Siehe das bürgerlihe Recht der F- E. öfterr. Armee som Herrn Stabsauditor 
Sonaz Franz Bergmaner, 2, Teil, Seite 151 — 133, aus Dem Diele Bemer— 
Fungen entlehnt find, 
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— Im Gegentheile haben wir auch Feine Prlicht, mit Aufopfe: 
rung unferes Eigenthums und unferer Kräfte dem Eigenthümer 
feine in Gefahr befindliche Sache zu erhalten. — Wer fich 
daher freywillig zu einer ſolchen Aufopferung verfteht,. hat auf 
den Erfag der darauf verwendeten Koften und auf eine Beloh— 
nung billigen Anfprud). 

2) Damit aber ein folcher Anſpruch gemacht werden Fonne, 
wird vorausgefegt, daß die fremde bewegliche Sache ohne 
‚unfere, oder überhaupt menfchliche Beyhülfe wirklich zu Grunde, 
oder wenigitens für den Gigenthümer verloren gegangen wäre. 
— Diefes ift 3. B. der Fall, wenn Holz, Geräthfchaften durch 
den Strom fortgeriffen werden u. f. w. Wer zur Erhaltung 
eines unbeweglichen Gutes einen Aufwand macht, ift nach den 
in den $$. 1037 — 1042 gegebenen Vorfchriften zu beurtheilen. 

3) Die dem Retter zu entrichtende Belohnung muß eine ver— 
hältnißmäßige feyn, d. i. fie muß nach dem Werthe der geretteten 
Sache, und der zur Rettung angewendeten Mühe und Gefahr 
bemeffen werden; fie darf aber für keinen Fall Zehn vom Hun— 
dert ded MWerthed der geretteien Sache überfteigen. Hat der 
Eigenthümer einen höheren Lohn zugefichert, fo hat es dabey 
fein Bewenden. Fällt die Bemeffung für den Cigenthumer zu 
drückend aus, fo fteht ihm frey, die Sache dem Netter zu über- 
laffen; denn das Geſetz bürdet nur dem rüdfordernden 
Gigenthümer den Erſatz des Schadens und die Entrichtung einer 
verhältnigmäßigen Belohnung auf, | 
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Viertes Hauptſtück. 
Von Erwerbung des Eigenthums durch Zuwachs. 


§. 404, 
A 


Zuwachs heißt alles, was aus einer Sache ent— 
ſteht, oder neu zu derſelben kömmt, ohne daß es 
dem Eigenthümer von jemand Anderen überge— 
ben worden iſt. Der Zuwachs wird durch Natur, 
durch Kunſt, oder durch beyde zugleich bewirkt. 

1) Eine zweyte Art, Sachen zu erwerben, ohne daß ſelbe 
von dem Eigenthümer an einen Andern ordentlich in deſſen 
Eigenthum übertragen werden, iſt der Zuwachs, accessio nach 
tömifchem Rechte. Dieſe Erwerbungsart gründet ſich darauf, daß 
eine Sache, die entweder bisher noch in keines Menſchen Eigen— 
thum war, ohne Befigergreifung mit einer anderen, bereitd Je: 
manden eigenthümlich angehörigen in Verbindung tritt, oder 
dag eine fchon einer Perfon gehörige Sache mit einer, in das 
Eigenthum einer andern Perfon gehörigen vereiniget wird, ohne 
daß erjtere anch den Willen hat, die Sache dadurch in die Eigen: 
thumsſphäre der anderen zu berfragen. 

2) Der Zuwachs ift entweder ein natürlicher, wenn 
nähmlich eine Sache mit der anderen durch die bloßen Wirkun— 
gen der Natur ohne menfchliched Zuthun vereiniget wurde; oder 
er ift künſtlich, wenn die gefchehene Vereinigung lediglich 
durch die Anwendung menfchlicher Kräfte hervorgebracht worden 
iftz oder gemifcht, wenn die Kräfte der Natur, und die Kräfte 
der Menfchen dabey in Verbindung getreten find. 


0. 405, 
I. Ratürlicher Zuwachs: a) an Naturproducten; b) Werfen der Zhiere, 
Die natürlichen Früchte eines Grundes, nähmlich 
folche Nutzungen, die er, ohne bearbeitet zu wer: 
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den, bervorbringt, als: Kräuter, Schwamme 
und dergleichen, wachfen dem Eigenthümer des 
Grundes, jo wie alle Nukungen, welche aus 
einem here entftehen, dem ner des 
Thieres zu. 


J. 406. 


Der Eigenthümer eines Thieres, welches durch das 

Thier eines Andern befruchtet wird, iſt dieſem 
keinen Lohn ſchuldig, wenn er nicht bedungen 
worden iſt. 


1) Ein natürlicher Zuwachs find vor Allem die natürli- 
chen Früchte, welche aus dem eigenthümlichen Grunde von felbft 
ohne alle Bearbeitung entftehen, wie an Gras, Holz und viele 
andere Erzeugniffe. Sie unterfcheiden fich von den zugleich durc) 
Induftrie erzielten, welche zu dem vermifchten Zuwachſe gehö— 
ren, old auch von den Givilfrüchten, worunter man jene aus einer 
Sache gezogenen Nußgungen verfteht, die mit. felber in Feiner 
organifchen, Verbindung ftehen. — Die natürlichen Früchte eines 
Grundes find, fo lange fie von demfelben nicht abgefondert wur— 
den, als ein Zugehör des Grundes felbit anzufehen; fie gebühren 
daher dem Gigenthümer des rundes fihon in Folge des ihm 
der Negel nach zuftehenden Benützungsrechtes. — Daher fpricht 
auch der gegenwärtige $. diefe Früchte dem Eigenthümer des 
rundes zu. 

2) Der $. fett Übrigens offenbar voraus, dag der Eigen: 
thlimer in Ausübung feiner Gigenthumörechte nicht beſchränkt 
fey. Denn gebührt demfelben bloß die Proprietät, einem Ans 
‚deren_aber dad Benügungsrecht, 3. B. dem Fruchtnießer, fo it 
es offenbar, daß die Früchte nicht dem Eigenthümer, fondern 
dem Sruchtnießer zumwachfen. Eine Ausnahme von der Negel, 
daß die natürlichen Früchte dem Eigenthümer, oder überhaupt 
demjenigen, welchem dad Benügungsrecht zuftchet, zuwachſen, 
machen jene Grzeugnijfe, die der Staat ſich vorbehalten hat, 
von welchen im $. 385 Erwähnung gemacht worden ik. 
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3) Auch aus einem Thiere können mancherley Nußungen 
gezogen werden. — Solche find z. B. Milh, Wolle, Seide 
u. f. w. Auch die Jungen eines Mutterthieres gehören darun= 
ter. Es iſt begreiflich, daß auch diefe Nusungen dem Eigen 
thümer, oder eigentlich demjenigen, welchem dad Benützungsrecht 
zuftehet, zufallen. — Nur könnte gezweifelt werden, ob nicht 
auch der Eigenthumer des befruchtenden Thiered auf einen 
Antheil oder eine Abfindung Anſpruch habe. Das Gefeg fpricht 
fi) hierüber verneinend aus, fügt aber die ausdrüdliche Bedin- 
gung eines Lohne als Ausnahme hinzu. Der Gefeßgeber ging 
bier, wie Here Hofrath von Zeiller in feinem Commentare be— 
merkt, von der Anfiht aus, daß dem Eigenthümer des Mutter: 
thieres durch die Befruchtung, aus dem Grunde, daß es ihm durch 
längere Zeit ganz oder zum Theile unbrauchbar gemacht wird, 
feldft ein Nachtheil zugehe, und der Eigenthümer des befruchten: 
den Thieres felten gewiß ift. 

b. 407. 

ec): Su re1n 

Wenn in der Mitte eines Gemwäffers eine Inſel 
entteht, fo find die Eigenthümer der nach der 
Lange derfelben an benden Ufern Tiegenden 
Grundſtücke ausfchließend befugt, die entitandene 
Snfel in zwey gleichen Theilen fich zuzueignen, 
und nach Maß der Länge ihrer Grundftüde un— 
ter ich zu heilen, Entſteht die Inſel auf der 
einen Hälfte des Gewäſſers, fo hat der Eigen: 
thümer des näheren Uferlandes allein darauf An 
ſpruch. Inſeln auf ſchiffbaren Flüffen bleiben 

dem Staate vorbehalten. 

4) Inſel nennen wir ein Eleineres Land, welches mit Waf- 
fer umfloffen ift. Sie entjteht aus Erdetheilen, deren Eigenthü— 
mer nicht ausfindig gemacht werden Fonnen, und fallt daher 
lediglich der Verfügung des Staated anheim.. Der Staat hat 
ſich jedoch nur die auf fchiffbaren Flüſſen entjtehenden Inſeln als 
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Gigenthum vorbehalten, und zwar, nach der Bemerkung des Zeil: 
ler’fchen Commentars, aus dem Grunde, weil fie zur Beforde— 
rung der Schifffahrt auf mannigfaltige Art benügt, oder zur 
Herftellung des ordentlichen Laufes des Fluſſes durchftochen, oder 
weggeräumt werden müffen; die in nicht fchiffbaren Flüſſen oder 
anderen Gewäflern entftehenden Inſeln find den angränzenden 
Uferbefigern nach den hierunten befchrieben werdenden Modalitäs 
ten zur Zueignung frengegeben. 

2) Hiebey ift vor Allem zu unterfcheiden, ob die Inſel in 
der Mitte, oder auf der einen oder anderen Hälfte ded Ge: 
wäſſers entſteht. Wann entſteht aber, nach dem Sinne des 
Geſetzes, eine Inſel in der Mitte des Gewäſſers? — Einige 
find der Meinung, daß man nur dann ſagen könne, eine Inſel 
entftche in der Mitte ded Gewäſſers, wenn für den Fall, als 
man durch "den Fluß der Länge nad) eine gerade Linie ziehet, 
die ihn in zwey gleiche Theile fchneidet, auch die entjtandene 
Inſel in’ zwey gleiche Theile getrennt wird. — Die Vertheidi- 
ger diefer Anſicht müffen daher auch nothwendig zugeben, daß 
der höchſte Gefeßgeber im gegenwärtigen $. für den dritten 
möglichen Zall, wenn nähmlich die Infel auf beyden Seiten 
des Gewäſſers, aber zu ungleichen Theilen entfteht, Feine aus— 
drückliche Entfcheidungsnorm feftgefest habe, — Sie entfcheiden 
daher auch diefen Fall auf folgende Art: Wenn eine Infel in 
einem Gewäffer auf eine folche Art entftehet, daß fie mit unglei= 
chen Theilen in die beyden Hälften des Gewäſſers fällt, fo er: 
übrige nicht3 andered, ald jenen Iheil, welcher auf der rechten 
Seite des Fluffes entfteht, den Eigenthümern der nach der Lange 
derfelben an dem rechten Ufer liegenden Grundjtüde, nad) Maß 


der Länge derfelben, zuzutheilen, und fo umgekehrt. Diefe Ent: 


fiheidung trifft im Nefultat ganz mit den Anordnungen des rs 
mifchen Nechted zufammen, und fie hat auch in rechts = philo= 
fophifcher Hinficht Vieles für fih; aber,ich Fann nicht glauben, 
daß fie den Worten und dem Sinne der gegenwärtig zu erläus 
ternden Gefeßeöftelle entfpreche. — Der gegenwärtige F. fett 
eifenbar den Fall, wo eine Infel auf der einen Hälfte des Ge: 
wäſſers entfteht, demjenigen, wo felbe in der Mitte deöfelben 
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entiteht, entgegen, und e5 leuchtet aus der ganzen Styliſirung 
des $. die Abſicht des höchften Geſetzgebers hervor, alle bier 
fi) ereignen Eönnenden Fälle unter die zwey Hauptfälle zu bes 
greifen, wenn eine Infel in der Mitte, und wenn fie auf der 
einen Halfte des Gewäſſers entiteht. — Man kann nicht anneh= 
men, daß dad Geſetz hier- für einen Fall, der fich höchft felten, - 
oder, wenn man dabey mit mathematifcher Genauigkeit verfährt 
(mit welcher auch verfahren werden müßte, da die Philofophie 
des pofitiven Rechtes Eeine ſchwankende Gränzlinie geftatten kann), 
gar nie ereignen wird, nähmlich, daß eine Inſel dergeftalt in 
einem Gewäſſer entjtehe, daß forwohl auf der einen ald der an: 
deren Seite ein ganz gleich großer Theil zu Tiegen komme, eine 
Norm feftgefegt, dagegen den viel häufiger eintretenden Fall, 
daß auf beyden Seiten ungleiche Theile entjtehen, gänzlich um: 
gangen haben folle. 

3) Um nun zu beftimmen, ob der eine oder andere Fall 
eintrete, dürfte auf folgende Art und Weiſe verfahren werden: 
65 werden von denjenigen Puncten. der benderfeitigen, bey 
gewöhnlichem Waſſerſtande fichtbaren Ufer, welche den beyden 
Enden der Inſel gegenüber liegen, quer über den Fluß Linien 
‚gezogen. Nun wird von dem Mittelpuncte der einen Quer: 
linie bi5 an. den Mittelpunct der anderen, nach der Länge ded 
Fluſſes eine weitere Linie gezogen. Diefe nun der Länge nad) 
gezogene Linie, welche jede diefer beyden Querlinien in ihrer 
Mitte durchfchneidet, beftimmt, welchem Ufer die Inſel am näch— 
ften liege. Schneidet diefe Mittellinie durch die Inſel felbit, fo 
muß behauptet werden, daß diefelbe in der Mitte des Gewäſſers 
entftanden fey. 

4) Tritt num diefer letztere Fall ein, fo erwerben die Eigen— 
thlimer der nach der Lange der Infel an beyden Ufern Tiegen- 
den Grundſtücke das Necht, fich die entftandene Inſel in der 
Art zuzueignen, daß eine Hälfte davon den Eigenthumern des 
rechten Uferlandes, und die andere denen de linken Uferlandes zur 
Zueignung überlaffen werden muß. — Es muß daher vor Allem 
die Inſel in zwen gleiche Theile, und zwar, wie aus der Flaren 
Abſicht des Geſetzgebers hier hervorleuchtet, nach. der Lange 
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getheilet werden. Die einzelnen Grundeigenthumer des einen 
oder andern Uferlandes theilen ihre zufommende Hälfte nach 
Maßgabe der Länge, in der ihre Grundftüde an dem Waf- 
fer anliegen. Die Länge fämmtlicher Grundftüde wird daher 
durch die Linie beftimmt, welche nach der Lange des Fluſſes von 
dem Mittelpuncte der einen Querlinie gegen ‚den Mittelpunct 
der andern gezogen wird, Am nun dad Verhältniß zu beſtim— 
men, in welchen diefe einzelnen Grundeigenthümer ihre Hälfte 
unter ſich zu:theilen haben, müffen von den einzelnen Endpunc- 
ten der Jedem gehörigen Grundftüce gleiche Linien an die die 
Inſel durchfchneidende, nach der Länge gezogene Linie geführet 
werden, und feder Eigenthümer eines Uferlanded erlangt fohin 
den Anfpruch auf den gegenüber befindlichen, und nach diefem 
Mafftabe audgemittelten Antheil an der Inſel. 

5) Da die Gränzlinien jener Antheile, welche fich die ein— 
zelnen Uferlandsbefiger zuzueignen berechtiget find, von der Natur 
nicht bezeichnet find, fondern diefelben erft durch die Kunſt bes 
zeichnet werden müffen, fo ift hier ein ähnlicher Fall mit dem 
im $. 850 berührten vorhanden, wenn nähmlich die Gränzzeichen 
durch was immer für Umftände fo verlegt wurden, daß fie 
ganz unfenntlicy geworden find. Es hat daher jeder folche Grund: 
eigenthumer das Necht, zu verlangen, daß die Begränzung vor: 
genommen, und auf diefe Art und Weife fein Antheil ausgemit— 
telt werde. Er hat fonach bey derjenigen Grundobrigkeit, deren 
Serichtöbarfeit der Fluß unterfteht, oder, wenn darüber ein Zwei: 
fel entftehen follte, bey einer durch dad Obergericht hierzu zu 
delegirenden Behörde das Anfuchen um diefe Gränzbeftimmung 
anzubringen, welche hierüber, mit Zuziehung von Sachverftän: 
digen und fammtlicher Intereffenten, eine Augenfcheins = Tagfa: 
Kung anzuordnen hat. — An fo fern ſämmtliche Grundeigenthus 
mer auf die ihnen vom Geſetze zugedachten Antheile Anfpruch 
machen, find auch die Koften diefer Gränzbeftimmung eben nach 
Analogie des $. 850 von allen diefen, nach Maß der ihnen zu: 
fommenden Antheile, zu beftreiten. — Am Falle einige derfelben 
fich nicht beftimmt erklären follten, daß fie von ihrem Nechte 
Gebrauch machen wollen, Fünnen ihnen ganz natürlich auch keine 
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Koften aufgerechnet werden, fondern fie müſſen von denjenigen, 
die fih ihre Antheile wirklich zueignen, wenigſtens einftweilen, 
vorgefchoffen, und können feiner Zeit von den Anderen, wenn fie 
wirklich den Befig ihrer Untheile ergreifen, in der fie treffenden 
Quote nachträglich eingefordert werden. 

6) Einen Termin, innerhalb welchem fich diefe Grundbe— 
fier zu erklären haben, ob fie von ihrem Nechte Gebrauch machen 
wollen oder nicht, oder innerhalb welchem der Befig wirklich ers 
griffen werden ſollte, hat das Geſetz nicht beftimmt, und eben 
fo wenig find die übrigen Äntereffenten und die Behörde berech: 
tigt, einen folchen feftzufegen. Es darf ſich daher auch Fein 
Mitintereffent anmaßen, fich den vom Geſetze einem Anderen 
zugedachten Antheil, aus dem Grunde eines längeren Stillſchwei— 
gens, vor Ablauf der Verjährungdzeit zuzueignen. — Entfagt 
aber ein Intereffent ausdrüdlich feinem Anfpruche, ohne denfel- 
ben jemanden Anderen ordentlich abzufreten, fo fcheint fich fein 
Antheil dadurch in eine freyſtehende Sache umzuwandeln. 

7) Entjteht die Infel auf der einen Hälfte des Gewäſſers, 
fo haben die Eigenthümer der an dem nächften Ufer liegenden 
Grundſtücke ausfchließend das Necht, ſich die entftandene Infel 
nach eben jenem Maßftabe, wie Nr. 4 auseinander gefegt wor— 
den it, zuzueignen. 


b. 408, 


erden bloß duch die Austrodnung des Gewäſ— 
ſers, oder duch deſſen Theilung in mehrere 
Arme, Snfeln gebildet oder Grundftüde über: 
ſchwemmt, fo bleiben die Rechte des vorigen 
Eigenthümers unverlegt. 

Daß das Geſetz die obigen Vorfchriften nicht auch auf jene 
Sröflächen ausdehne, die befannten Eigenthümern gehören, und 
nur die Form einer Inſel annehmen, verdient gewiß alle Billi— 
‚gung. Es kann hier nicht von einer eigentlihen Entftehung 
einer Inſel, fondern nur von Umftaltung des feiten Landes in 
eine Inſel die Rede feyn, welches ohne Ungerechtigkeit, bloß 
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wegen Veränderung feiner Form, den befannten Eigenthumern 
nicht entzogen werden kann. 


. 409, 


a) Bon verlaffenem Wafferbeete,- 


Wenn ein Gewäffer fein Beet verläßt, fo haben 
vor Allem die Grundbelißer, welche durch den 
neuen Lauf des Gewäſſers Schaden Teiden, das 
Recht, aus dem verlaffenen Beete oder deſſen 
Werthe entfchadiget zu werden, 


d. 410, 

Außer dem Falle einer folchen Entſchädigung gehört 
das verlaffene Beet, fo wie von einer entitan- 
denen Inſel verordnet wird, den angranzenden 
Uferbejißern, 

1) Die erftere Vorfchrift gründet fich offenbar auf die Rück— 
fiht der Billigfeit. — Sie ift auch an und für fich Elar, und 
bedarf daher Feiner Erläuterung. Nur über die Art und Weife 
der wirklichen Entfchadigungsleiftung glaube ich einige Bemer— 
fungen anfügen zu müſſen. 

2) Zur Ausmittelung der Entfchadigung iſt begreiflich nothe 
wendig, daß durch Sachverftändige der Schaden erhoben werde, 
welchen die einzelnen Grundbefiger durch den neuen Lauf des 
Gewäſſers leiden; zugleih muß aber auch der Werth des vom 
Waller verlaffenen Beetes gefchäßt werden. Die Intereſſenten, 
welche zur Ausmittelung diefer Entfchädigung vorzuladen wären, 
find nicht nur allein die befchädigten Grundbefiger, fondern auch 
die an dad verlaffene Beet angränzenden Uferbefiser, da ihnen, 
außer dem Falle der Entfchadigung, ein Recht auf daöfelbe ge— 
bühret. Von ihnen wird es daher auch größtentheils abhängen, 
ob die Entfchädigung durch Zutheilung des verlaffenen Beetes in 
Natur, oder durch Veräußerung deöfelben in Geld geleiftet wer: 
den folle; denn die Befchädigten können nie auf ein Mebreres 
Anſpruch machen, als daB ihnen der Schäßungswerth verguitet 
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werde. Nun Fann 3 aber gefchehen, daß durch eine vortheilhafte 
Veräußerung mehr Geld für das verlaffene Beet gelöfet wird, 
al3 der Schade der beeinträchtigten Grundbefiger beträgt. — Auf 
den Mlehrbetrag, der durch eine Veräußerung erzielet wird, ha— 
ben die angränzenden Uferbefiger den vollgültigiten Anfprud. — 
Ueberwiegt, nach den vorliegenden Schägungen, der Werth des 
den Orundbefigern durch die Veränderung, welche das Gewäſſer 
durch feinen neuen Lauf gemacht hat, angerichteten Schadens den 
Werth des verlaffenen Beeted offenbar, fo werden die Uferbe: 
figer ohnehin das verlaffene Beet denfelben in Natur zu überlal: 
fen bereit feyn, und den befchädigten Grundbefigern fällt fohin 
daöfelbe zu ihrer Entfchädigung gemeinfchaftlich zu. 

3) Für den Fall nun, als den befchadigten Grundbefigern 
dad Eigenthum des verlaffenen Beetes zur Entfehadigung über: 
laffen wird, handelt es fich lediglich um die Rechte der einzelnen 
Theilnehmer unter fih. Diefe find nun nach den im ſechszehnten 
Hauptſtücke des Gefegbuches enthaltenen Beftimmungen zu beur: 
theilen. Der auf obige Art und Weife audgemittelte Schaden: 
betrag der einzelnen Grundbefiger beftimmt den Jedem gebühren- 
den Antheil an der gemeinfchaftlichen Sache. 

4) Zind gar Feine beichädigten Grundbefißer vorhanden, 
welche aus dem verlaffenen Beete eine Entfchädigung anzufpre= 
chen hätten, fo kann die Vertheilung deöfelben an die angtäan- 


zenden Uferbefiger Feinem Anftande unterliegen. — Sie gefchieht. 


nach eben jenen Normen, die oben, in Hinficht auf eine neu ent— 
ftandene Inſel, auseinandergefegt worden find. Sind aber zugleich 
auch Grundbefiger aus demfelben zu entfchädigen, fo gefchieht 
diefe Entfchädigungöleiftung entweder dadurch, daß das verlaffene 
Beet veräußert, oder dasfelbe von den angränzenden UÜferbefigern 
um den Entfchädigungsbetrag eingelöfet wird. Im erjtern Falle 
wird der Ueberreſt de gelösten Kaufpreifes unter die letzteren, 
nach Maß der Länge der an das verlaffene Slußbeet anliegenden 
Grundſtücke, vertheiltz im legteren Falle wird der zu leiftende 
Entſchädigungsbetrag unter die Uferbefiger, nach Maßgabe ihrer 
aus dem Beete erhaltenen Antheile, repartirt. 


# 


[$. 411 u. 412. ] 321 


b. 411. 
b) Vom Anfpülen. 


Das Erdreich, welches ein Gewäſſer unmerklich 
an ein Ufer anfpült, gehört dem Eigenthümer 
des Ufers, 

4) Der Grund der Erwerbung iſt in diefem Salle, wie be- 
reit5 Here Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare bemerkt hat, 
einerfeitö die Unerforfchlichkeit des vorigen Gigenthümerd, ande— 
terfeit3 die Vereinigung mit dem Uferlande, deffen Befiger Jeden 
davon auöfchließen kann. Hierbey kömmt es auf die Beträchtlich- 
keit des durch die Anſpülung nach und nach zumachfenden Landes 
gar nicht an, und wenn fich auch dergleichen Anfpülungen der 
Breite nad) in das Flußbeet hinein, und felbft bis über die 
Mitte desfelben erftreifen, kann dennoch der Beſitzer des gegen- 
über liegenden Ufers darauf feinen Anfpruch machen. 

2) Dehnen fich ſolche Anwüchſe aber mit der Zeit der Länge 
nach über die urfprünglichen Gränzen des Uferbefigerd aus, fo 
fcheint unterfchieden werden zu müſſen, ob die Anfpulungen von 
der Art gefchehen, daß der dadurch gefchehende Anwuchs zugleich 
mit dem Grunde des Nachbars in Verbindung tritt, oder ob fich 
eine über die Gränze des Nachbard hinausgehende Erdzunge bildet, 
welche mit dem Ufer des Nachbars in feinem Zufammenhange 
ſteht. — Im legteren Falle ift für den Nachbar Fein gefeglicher 
Grund vorhanden, welcher ihn berechtigte, auf diefe vor feinem 
Ufer liegende Erdzunge einen Anfpruch zu machen; im erfteren 
alle dagegen wird eben dadurch, daß die Anſpülung des Erd— 
reichd an den Gründen zweyer Uferbefizer zugleich gefchieht, in 
Anfehung des fich über die Sränzen des erfteren Uferbefißerd ver- 
breiteten Erdreiched zwifchen beyden Nachbarn ein gemeinfchaft- 
liches Eigenthum gegründet. 

| \. 412, 
c) Vom abgeriffenen Lande, 


Wird aber ein merklicher Erdtheil durch die Ge— 
walt des Fluffes an ein fremdes Ufer gelegt, To 


Nippel’s Commentar IL, Th. 21 
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verliert der vorige Befißer fein Eigenthumsrecht 
darauf nur in dem Falle, wenn er e5 in einer 
Sahresfrift nicht ausübt, 


4) Diefer Fall kann nur dann als eriftent angenommen . 
werden, wenn aus der noch vorhandenen Oberfläche des dem 
einen Ufer zugelegten Stud Landes fich deutlich erfennen läßt, es 
fey daöfelbe von dem anderen abgeriffen worden; welches natürs 
lich durch Sachverftändige beftimmt wird. 

2) Es entfteht hier die Stage: ob der an ein fremdes Ufer 
angelegte Grötheil ipso facto dad Eigenthum des Uferbefisers 
werde, wenn der vorige Befiger binnen Qahreöfrift fein Eigen 
thumsrecht darauf nicht ausübt, oder ob der erftere nach dem 
Verlaufe diefer Zeitfrift nur das Recht erlange, fich diefen Erd- 
theil zuzueignen? — Aus der Vergleichung ded gegenwärtigen $. 
mit dem nächjt vorhergehenden fcheint wohl dad Erſtere behaup- 
tet werden zu müffen; denn e3 ift wohl Fein Zweifel, daß es im 
Falle des $. 411 einer befonderen Befigesergreifung von Seite 
des Uferbefigerd nicht bedürfe. — Der gegenwärtige $. bemerft 
durch die Beyrüfung des Nebenwortes „aber” den Unterfchied, 
welcher zwifchen den im $. 411 angeführten Salle, und dem hier 
gefeßten Statt findet, und diefer befteht lediglich darin, daß durch 
die Unlegung eines merflichen Erdtheiles an ein fremdes Ufer 
dad Gigenthumsrecht de3 früheren Befigerd nicht fogleich, fondern 
erft nach Verlauf einer Jahresfrift verloren gehe; von einem 
weiteren Unterfchiede, daß es im zweyten Zalle einer befonderen 
Befisergreifung bedürfe, macht der gegenwärtige $. gar Feine 
Andeutung. — Es muß alfo angenommen werden, daß mit dem 
auögefprochenen Verluſte ded Eigenthumdrechtes des früheren Be: 
fiserö, daöfelbe zugleich in dad Eigenthum des Uferbefigers über: 
gehe, an deffen Grund fich der Erdtheil angelegt hat. 

3) Das Geſetzbuch für Weftgallisien, al3 Entwurf des ge: 
genwärtigen, hat den bisher erdrterten gefeglichen Beſtimmun— 
gen die Anordnung beygefügt, daß, wenn die am Ufer Tiegenden 
Grundſtücke abgeraint find und ihr beftimmtes Maß haben, fo: 
wohl die neue Infel, ald das verlaffene Slußbeet und das Weber: 
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maß de3 angelegten Erdreich dem Staate oder demjenigen gehö— 
ten, dem der Staat ein Recht darauf verliehen hat; eine Anord- 
nung, die mit der des römifchen Rechtes (I. ı2. pr. I. 16. D. 
de rei vind.) übereinfiimmt. Da nun aber dad gegenwärtige 
Geſetzbuch diefe Anordnung nicht wieder aufgenommen hat, fo ijt 
die bereitd in dem Zeiller’ichen Commentar vorkommende Bemer= 
kung, daß durch den Umſtand, daß der Uferbefiger ein beſtimm— 
tes Maß feined Beſitzes hat, dad Recht des Zuwachſes nicht ver— 
hindert werde, volllommen gegründet. 


0. 413, 


Jeder Grundbeſitzer iſt befugt, ſein Ufer gegen das 
Ausreißen des Fluſſes zu befeſtigen. Allein Nie— 
mand darf ſolche Werke oder Pflanzungen anle— 
gen, die den ordentlichen Lauf des Fluſſes ver— 
ändern, oder die der Schifffahrt, den Mühlen, 
der Fiſcherey oder anderen fremden Rechten nach— 
theilig werden könnten. Ueberhaupt können ähn— 
liche Anlagen nur mit Erlaubniß der politiſchen 
Behörde gemacht werden. 

1) Das Befugniß des Orundbefigers, fein Ufer gegen das 
Ausreißen des Fluſſes zu befeftigen , ift ein Ausfluß feines Eigen— 
thumsrechtes. Da aber die Ausübung des Eigenthumdrechtes nur 
in fo weit Statt hat, ald dadurch) dad allgemeine Wohl nicht 
gefährdet wird (F. 364), fo rechtfertigt fich die a Be: 
ſchränkung dieſes DBefugniffes von felbjt, und da die politifche 
Behörde ed it, welche dazu berufen ift, dafur zu forgen, daß 
dem allgemeinen Wohle Fein Nachtheil zugefügt werde, fo bat 
jeder Uferbefiger, der zu feinem Schutze folde Anlagen zu mas 
chen vorhat, welche einen nachtheiligen Einfluß auf die allgemeine 
Wohlfahrt außern könnten, die Genehmigung der politifchen Bes 
hörde hierzu einzuhohlen. 

-2) Zur Hintanhaltung der durch die eigenmächtige Verän— 
derung der Wafferwerke, Ueberfegung der Schiffmühlen u. f. w-, 
der Schifffahrt derhenden Gefahren, wurden bereits fihon vor 

ar 
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Grfcheinung des bürgerlichen Geſetzbuches mehrere politifche Ver: 
prdnungen erlaffen. So ordnet die Schifffahrtsordnung für 
Dejterreich ob der Enns, im fünfzehnten Abfak '), an, daß Feine 
Schiffmühle an anderen, ald an folchen Orten angeheftet werden 
folle, wo die Schifffahrt offenbar dadurch nicht gehindert oder 
gefährlich gemacht wird, und daß die bereit an den angewieſe— 
nen Orten befindlichen Schiffmühlen jederzeit im Frühjahre mit 
ftarfen eifernen Ketten wohl befeftiget einzuhangen, und mit den 
angezogenen Streifbäumen gehörig zu verfehen feyen. Eine Ber: 
ordnung des gallizifchen Landesguberniums vom 15. Oct. 1789 °) 
verbiethet die mwillführliche Unlegung der Schiffmühlen ohne vor— 
läufige Anfrage bey dem vorgefegten Kreidamte unter einer Strafe 
von zwölf Ducaten und dem Erſatze de3 Schadens, welcher da= 
durch entftanden ſeyn dürfte, nicht minder. der alfogleich zu ge= 
fehehenden Ueberfegung auf einen ſchicklicheren Plaß, wenn der 
eigenmächtig gewählte für fchadlich erkannt werden follte. Eine 
weitere Verordnung der niederdfterreichifchen Negierung vom 12. 
Juny 1804 °) befiehlt, daß jede bey den Waſſerwerken vorzus 
nehmende Veränderung dem betreffenden KreiSamte vorläufig an- 
gezeigt, und bis zur wirklich eingelangten Bewilligung an der 
Veränderung des Wafjerwerfes nicht Hand angelegt werde. — 
Der Uebertreter diefer Vorfchrift fol dad erfte Mahl, nebjt der 
Zerftdrung ded Werkes, mit einer Strafe von zwölf Reichstha— 
lern; dad zweyte Mahl mit einer angemeffenen erhöhten Geld-, 
oder nach Umſtänden auch mit Urreftftrafe belegt, und bey dem 
dritten Webertretungsfalle mit dem Verluſte feines Gewerbes be: 
ftraft werden. — Iſt durch eine unbefugte Veränderung ein Un: 
glück entftanden,, oder Kemanden Schaden zugefügt worden, fo 
ift der Uebertreter dieſer Vorſchrift insbeſondere für die Folgen 
des eingetretenen Unglücks verantwortlid und zu allem Scha— 
denerfaße verbunden. Damit aber diefe Verordnung genau ges 
handhabt werde, fo wurde beygefügt, daß auch die Ortöobrigfeit, 
deren Pflicht es ift, über die Befolgung der Geſetze zu wachen, 
1) Siehe Pol. G. ©., 15. B., ©. 32. 


3) Handbuch der Gefeße Joſeph IL, 17. B., ©. 332. 
3) Pol. G. S., 1. B., Nr. 156. 
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und jede ordnungswidrige Handlung hintan zu halten, wenn dies 
felbe einen eigenmächtigen Wafferbau , oder wilfführliche Verän— 
derung und Abfegung eines Wafferwerfed nicht eingeftellt und 
dem betreffenden Kreisamte angezeigt hat, mit einer Strafe von 
zwölf Reichsthalern unnachfichtlich belegt werden folfe. Durch 
Decret der niederdfterreichifchen Regierung vom 30. März 1828 
wurde eine neue Donauftrom: Polizegvorfchrift für die Provinz 
Niederdfterreich erlaffen, und darin angeordnet, daß die Aueigen— 
thümer alfe im Bruche liegenden Auen, fey ed an dem Haupt: 
ſtrome oder in einem ©eitenarme, immer fleißig abräumen, und 
zwar die Baume nicht nur abhauen, fondern auch alle Stöcke 
ausheben und wegfchaffen, und daß jene Stöcke, welche nach 
einem Hochwaſſer auf Sandbänfen oder in Seitenarmen liegen 
bleiben, als eine herrenlofe Sache von jedem, der ed will, fich 
zugeeignet werden können; jedoch unter der Vorausſetzung, daß 
folche auf der Stelle weggebracht werden, und daß der Zueignende, 
zur Befeitigung jedes Unfuges, die dießfätlige Anzelge fo fchnell 
ald möglich, entweder an den Grundeigenthümer, an das befref- 
fende Drtögericht, oder an ein zur Uufficht an dem Donauftrome 
aufgeftelftes , öffentliches oder obrigkeitliches Individuum mache. 
Die Auen, längs deren Ufer natürliche Huffchlage gehen, müſ— 
fen von den betreffenden Eigenthümern immer wenigftens drey 
Klafter breit, vom oberen Uferrande gerechnet, von allen Ge— 
ftrauchen, Bäumen und Stöcken rein gehalten werden, welches 
ſich fowohl auf jene Auen beziehet, längs denen die fchweren 
Züge gehen, als auch auf jene, längs denen die leeren Gefchirre 
aufwärts getrieben werden. — Den allgemeinen Gebrauch der fo 
gereinigten Anlände und Huffchläge dürfen weder Bewohner nod) 
andere am Ufer Gefchäfte Treibende, vorzüglich Steinbreiher, 
nicht im geringften hemmen, oder felbe gar widerrechtlich vers 
ſchmälern; und eben fo wenig darf von den vorüber oder längs 
derfelben laufenden Wegen oder Strafen der Koth auf die An: 
laͤnde oder den Hufſchlag gebracht, oder im flüffigen Zuftande 
dahin, oder gar über die Uferböfchungen gefcharret werden. Iſt 
eine Verbreiterung des Huffchlages oder der Anlände unumgäng— 
lich nothwendig, fo muß der Eigenthümer von dem Aerar für 
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den zur Grweiterung des Huffchlages nöthigen Grund auf die 
nähmliche Art entfchädiget werden, wie diefed bey Grundeinlö— 
fungen zum Behufe des Straßenbaues gefchieht. Um diepfälligen 
Schwierigkeiten für die Zufunft vorzubeugen, wurde feſtgeſetzt, 
daß von nun an jedes neuzuerbauende Haus, oder aud) jede höl— 
zerne Hütte, wenigftens zehn Klafter von dem oberen Rande der 
uniandelbaren Ufer erbauet werde. Bey Bruchufern muß auf 
den Bruch noch befonderd Nücficht genommen werden. Eine 
Ausnahme von diefer Anordnung Fann nur durch eine befondere 
Bewilligung der betreffenden Behörde Statt haben. — Die Eigen: 
thümer der an den Ufern fliegenden Steinbrüche diirfen den Schutt 
nicht in Geſtalt von vorragenden Spornen an das Ufer oder in 
den Strom führen, ſondern allenfalls nur zur Ausfüllung der 
Krümmungen, ohne Nachtheil der Schifffahrt, verwenden. Die 
Steine dürfen nicht in den Strom geworfen, fondern müffen 
ordentlich aufgefchichtet werden, und zwar fo, daß, wenn die 
Veberfchreitung des Huffchlage3 durchaus nothwendig wäre, die 
Steine nie höher, als der Huffchlag ift, aufgefchichtet, und mit 
Streifbäumen, zur Verhinderung der Befchädigung der Schiffsfeile, 
belegt werden müffen. — Die fchon beftehenden Schiffmühlen 
Tonnen ,-fo lange ed die Schifffahrt erlaubt, auf ihren dermahli- 
gen Standorten verbleiben, und find diejenigen, welche am Ufer 
liegen, längs denen der Huffchlag gehet, mit den nöthigen Streif- 
bäumen zu verfehen. Die Anheftung von Schiffmühlen an in 
das Flußbeet eingefchlagenen Pfählen oder an Senkkörben ift ganz 
unterfagt, und jeder Eigenthümer, welcher die Bewilligung der 
Landeöftelle zur Unheftung einer Schiffmühle erlangt, ift gehal: 
ten, folche mittelft Anker und Ketten, oder anderen der Schiff: 
fahrt minder nachtheiligen Vorrichtungen, an ihren Standort zu_ 
befeftigen. Sollte eine Schiffmühle der Schifffahrt oder den Ufern 
aefährlich werden, fo hat der Eigenthümer den Standort, nach) 
erhaltener Weifung, in einer angemeffenen Stift zu verlaffen , 
und einen anderen fchicklichen Anheftungspunct vorzufchlagen. — 
Nie darf eine Schiffmühle ohne Genehmigung der betreffenden 
Behörden eingeheftet oder eine neue aufgeftellt werden. ben 
fo wenig darf zum befferen Betriebe der Mühle eine den Ufern 
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oder der Schifffahrt nachtheilige Vorrichtung angelegt werden. ' 
Jede Handlung ift verbothen, wodurch Befchadigungen an den 
beftehenden Wafferbauten jeder Art herbey geführt werden; eben 
fo find alle Handlungen zu unterlaffen,, welche zur Verwilderung 
des Stromes beyfragen, oder die guten Wirkungen der angeleg- 
ten Bauwerke hemmen oder gar vereiteln Fönnen. Es ift daher 
verbothen, willführlih Bauten oder Wafferwerfe in den Strom 
zu legen, oder Mift, Schutt, Steine und den Koth von den 
Wegen und Straßen in denfelben zu werfen. Die Zifcher dür— 
fen nicht durch Zäune oder andere Verhebungen ©eitenarme ab: 
hauen, deren Offenhalten beabfichtet wird, und wenn diefelben 
Gis hauen, dürfen fie dadfelbe nicht in großen Stüden fortflies 
gen laſſen, fondern müſſen dasfelbe verhältnigmäßig zertrümmern. 
Das Schottergraben muß an jenen Stellen unterlajjen werden, 
wo man Berlandung beabfichtiget. — Die Schiffzeigenthümer müſ— 
fen den Winter über ihre Schiffe an ganz fichere Stellen oder 
gar aus dem Strome bringen. Daher ift es auch nothwendig,, 
- daß an den, unmittelbar in den Hauptfirom oder in einen Geis 
tenarm, befonder5 wenn leßterer fchiffbar ift, ausmündenden 
Slüffen und Bächen, fo wie an den in diefe Iegteren fließenden 
Eleineren Wäſſern, zur Verhüthung ded Einfturzed der an den 
Ufern befindlichen Baume, jeder Anrainer das Ufer von einfal: 
lenden Bäumen und Stöcken gereiniget erhalte. Sollte bey hö— 
hern Waſſerſtänden ein folcher Baum oder Stock aus einer 
höhern Gegend in einen folchen Fluß oder Bach getragen werden 
und liegen bleiben, fo ift der Befiger des anftogenden Grundes 
verhalten, für die fihleunige Wegfchaffung deöfelben zu forgen. 
Eben fo ift es ftrenge verbothen, in einen folchen Fluß oder Bach 
Miſt, Erde, Schutt, Steine oder Strafenfoth zu werfen oder 
gar zu verführen. — Da aber in diefen hier angeführten Anord- 
nungen gewiſſe Handlungen bedingt erlaubt find, als: Baufüh— 
rungen längs dem Donauufer , Aufftellung oder Anbeftung der 
Schiffmühlen, Schotterausführungen aus dem Strome u. dgl., 
fo wurde angeordnet, daß die Partey fich an die betreffende Be— 
hörde um die Erlaubniß zu wenden hat, welche diefelbe nie ohne 
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Zuftimmung des betreffenden Difkrictdingenieurs, oder, nach Um: 
ftänden, der Wafferbaudirection felbft ertheilen darf. 

In Böhmen wurde durch Verordnung ded dortigen Guber: 
nium5 vom 25. April 4823 '), um der Cigenmächtigfeit der 
Müller Schranken zu fegen, welche durch dad Zufperren der 
MWehrbrüche, durch unerlaubte Cinbaue und andere Unfüge der 
Art, der Schifffahrt Hinderniffe festen, den Kreisämtern wie- 
derhohlt die größte Aufmerkſamkeit hierauf zu verwenden, und 
dergleichen Unfüge abzuftellen aufgetragen, 


0, 414. 
II, Künſtlicher Zuwachs durch Verarbeitung oder Vereinigung überhaupt. 


Wer fremde Sachen verarbeitet; wer fie mit den 
feinigen vereinigt, vermengt oder vermifcht, er— 
halt dadurch noch Feinen Anſpruch auf das Aus, 
de Eigenthum, 

\, 415, 

Können dergleichen verarbeitete Sachen in ihren 
vorigen Stand zurückgebracht; vereinigte, ver- 
mengte oder vermifchte Sachen wieder abgeſon— 
dert werden, fo wird einem. jeden Eigenthümer 
dad Seinige zurücdgeftellet, und demjenigen 
Schadloshaltung geleiftet, dem fie gebührt, SIE 
die Zurückſetzung in den vorigen Stand, oder 
die Abjonderung nicht möglich, fo wird die Sa— 
che den Theilnehmern gemein; jedoch fteht dem— 
jenigen, mit deffen Sache der Andere duch Ver: 
jhulden die Vereinigung vorgenommen hat, Die 
Wahl frey, ob er den ganzen Gegenftand gegen 
Erſatz der Verbefferung behalten, oder ihn dem 
Andern ebenfalls gegen Vergütung überlaffen 
wolle, Der fehuldiragende Theilnehmer wird 


1) Goutta's G. ©, 3. B., ©. 297. 
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nach Befchaffenheit feiner redlichen oder unred— 
Yichen Abficht behandelt, Kann aber feinem Thei— 
Ye ein Verſchulden beygemeffen werden, fo bleibt 
dem, deffen Antheil mehr werth ift, die Auswahl 
vorbehalten, 


4) Die zweyte Art des Zuwachſes wird, weil fie gewöhn— 
lich nur durch Menſchenhand, und nicht durch die Kräfte der 
Natur allein, oder äußere Zufälle entfteht, die Fünftiiche (indu— 
ftrielle) genannt. Die Gattungen derfelben find: a) Die Ber: 
arbeitung (specificatio), wenn einem fremden Stoffe eine neue 
Form gegeben wird. b) Die Vereinigung (adjunctio), wenn 
eine Sache ohne innere Umftaltung mit einer andern verbunden 
wird; hierher gehören: das Ginfaffen, Ginweben, Einnähen, An: 
fchweißen‘, Anlöthen, dad Schreiben, Mahlen auf einem frem— 
den Stoffe. c) Die Vermengung (commixtio), wenn trodene 
Sachen zufammengemifcht, und d) die Vermifchung, wenn flüſ— 
fige Sachen zufammengegoffen werden. 

2) In dem Falle, als fremde Sachen mit der eigenen auf 
irgend eine Weife in Verbindung gelegt worden find, kommt es 
vor Allem darauf an, ob felbe füglich getrennt werden können, 
oder ob eine ſolche Trennung nicht mehr möglich fey. Im er: 
ften Falle ift Fein Grund vorhanden, daß einer der Eigenthümer 
wegen diefer gefchehenen Vereinigung fein Eigenthumsrecht auf 
die ihm gehörige Sache verlieren foll; der $. fordert daher, daß 
jedem Gigenthümer feine Sache zurückgeſtellt werden folle. Die: 
ſes ift 3. B. der Fall bey einer Einfaffung eines Steines in 
einen Ring; bey Vermifchung trockener, von einander unterfcheid: 
barer Körper. — Die Abfonderung erfordert aber mandmahl 
einen Koftenaufiwand, der natürlich) von dem Schuldtragenden 
bejtritten werden muß. Iſt bey der Abfonderung eine Sache 
befchädiget worden, fo ift ebenfalld der Theil, der diefelbe durch 
fein Verſchulden herbey geführt hat, dafür verantwortlid. — Iſt 
die Schuld gemeinſchaftlich, oder der Schade zufällig, fo wird 
diefer von beyden Theilen gemeinfchaftlich getragen (1304 u. 1311). 
Sind die vereinigten Sachen verbrauchbar (res fungibiles), wel: 
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be fohin die Gigenfchaft haben, daß fie eine Stellvertretung 
durch andere zulaffen, fo Fann die Abfonderung dadurch geſche— 
hen, daß jedem Theile Sachen von gleicher Qualität und Quan— 
tität zugemeffen werden; 3. B. ed wären zwey mit Silber-Zwan— 
zigern angefüllte Säcke auögeleert und in einen Sad zufammen 
geworfen worden. Hier ift zwar die Abfonderung nicht in der 
Art möglich, daß feder Eigenthümer die nähmlichen Stücke Zwan— 
ziger, welche er früher befeffen hat, wieder zurück erhalte; allein 
da ein Stück Zwanziger das andere vollfommen erfest, fo nimmt 
jeder Theil nur fo viele Stücke Zwanziger zu ſich, ald er früher 
beſeſſen hat. 3 

3) Iſt die Trennung in der Art nicht möglich, daß die 
vereinigten Sachen in den vorigen Stand gefegt werden könn— 
ten, was befonderd bey einem Gemählde, einer Schrift, oder 
bey der Vermengung flüffiger Körper der Fall ift, fo wird die 
Sache vom Gefeße hier ald ein gemeinfchaftliches Cigenthum bey: 
der Theile erkläre. — Der Jeden treffende Antheil wird durch den 
Werth der ihm urſprünglich zugehörigen Sache beftimmt (SS. 
829, 839 u. 841.). Diefer von dem dfterreichifchen Gefeßgeber 
angenommene ©rundfaß ift vollfommen billig, und ſchneidet 
viele Controverfen ab, welche aus der Vorfchrift des römifchen 
Nechtes, daß dem Eigenthümer der Hauptfache auch die Neben: 
fache zuftehe, über die Frage entfpringen, welche unter den beyden 
Sachen die Haupt- und welche die Nebenfache fey. 

4) Qft die Vereinigung der verfchiedenen Eigenthümern 
gehörigen Sachen durch Verfchulden eines Theiles zu Stande 
gekommen, fo raumt dad Geſetz hier dem fchuldlofen Theile das 
Necht ein, nach feinem Belieben entweder die Sache gegen Er: 
fa der Verbefferung, d. i. um was feine Sache dadurc am 
Werthe gewonnen hat, in fein Alleineigenthum zu übernehmen, 
oder von dem fchuldigen Theile, gegen Weberlaffung der Sache 
im fein Eigenthum, den Erſatz des Werthes der ihm (erjterem) 
gehörigen Sache zu verlangen. Bey Beurtheilung des Werthes 
der DBerbefferung fcheint aber der Nutzen, den der Vereiniger 
daraus ziehen Fonnfe, mit, in Grewagung genommen werden zu 
müſſen. Der Gefeßgeber ging hier, wie bereit3 Herr Hofrath von 
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Zeiller bemerkt hat, von dem Grundſatze aus, daß Niemand durch 
fremded Verſchulden um fein Gigenthum gebracht, aber ud) 
nicht mit fremdem Schaden bereichert werden foll. — 

.5) Bey Ausmittelung des zu vergütenden Werthes ift auf 
die redliche oder unredliche Abficht desjenigen, durch deifen Ber: 
fehulden die Vereinigung vorgenommen worden ift, zu fehen, da 
fich zu Folge diefed $. feine Erſatzverbindlichkeit darnach richtet. 
Um nun zu beftimmen, worin die jedesmahlige Verbindlichkeit 
desfenigen, der die Vereinigung vorgenommen hat, beftehe, wird 
bemerfet, daß fich folche WVereiniger auf drey Hauptelaffen zu= 
rückführen laffen, je nachdem fie nähmlich von der fremden Sache 
entweder a) Befier, oder b) weder Befiger noch Inhaber, oder 
ce) nur leßtere find. — Iſt der Vereiniger Befiger, fo fommt e5 
nun darauf an, ob er redlicher oder unredlicher Befiger fey. — 
Iſt er redlicher Befiger, fo kann ihm nicht einmahl ein Verſchul— 
den zur Laft gelegt werden, da jeder redliche Befiger ſchon allein 
aus dem Grunde des redlichen Befißed die Sache, die er befist, 
ohne Verantwortung benügen, verbrauchen, auch wohl vertilgen 
Fann ($. 329). It er aber unredlicher Befiger, fo fteht dem 
andern Theile die Wahl frey, die vereinigte Sache zu behalten, 
oder fie dem DBereiniger ald Eigenthum "u überlaffen. Hat fich 
der fchuldlofe Theil zu dem erfteren entfchloffen, und die ver: 
einigte Sache hat dadurch an Werth gewonnen, was der Regel 
nach auch angenommen werden Fann, und welcher Fall auch 
dem Gefeßgeber hier offenbar vor Augen fchwebte, fo muß die- 
fer dem Vereiniger jenen Betrag erfegen, um welchen fich der 
Werth der Sache durch diefe Vereinigung erhöhet hat. Da aber 
der unredliche Befiger verbunden ift, nicht nur alle durch den 

Befig einer fremden Sache erlangten Vortheile zurüczuftellen , 
ſondern auch diejenigen, welche der Verkürzte erlangt haben 
würde (F. 335), fo hat auch hier der Vereiniger dieſen Erſatz 
an den fchuldlofen Theil zu leiten, und es Fann gefchehen, daß 
diefer "Erfaß mehr auömacht, als den der fchuldlofe Theil wegen 
der Verbefferung leiften muß. Setzen wir 3. B. den Fall: der 
unredliche Befiger ded dem A angehdrigen Faſſes Wein habe 
dieſens durch Vermiſchung mit dem ihm eigenthümlich beſſeren 
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eine ausgefüllt, und eben dadurch den Werth des dem A an: 
gehörigen Weines erhöhet. Allein die Weinpreife feyen feit eini- 
ger Zeit gefunfen, und A hätte feinen fchlechteren Wein vor 
einiger Zeit um einen höhern Prei3 an Mann bringen können, 
als gegenwärtig der verbefferte Wein im Preife fteht. — 

Es ift indeffen auch möglich, daß durch die Vereinigung 
beyde Sachen zufammen genommen an Werth verlieren, und 
in diefem Falle hat daher der DVereiniger um fo mehr dem 
fchuldlofen Theile, der die vereinigte Sache als Eigenthum be: 
hält, den erlittenen Schaden, nach Maßgabe des $. 335, zu ver— 
guten. — Zieht der fchuldlofe Theil vor, dad Eigenthum der ver- 
einigten Sachen dem Bereiniger zu überlaffen, fo hat Tegterer 
dem erfteren den Werth der Sache, der nach Umftänden auch 
der der befonderen Vorliebe feyn kann, nebjt allen durch den 
unredlichen Befig vermißten Vortheilen zu vergüten. 

6) Iſt der fehuldtragende DVereiniger weder Beſitzer nach 
Inhaber der fremden Sache, fo fteht dem fchuldlofen Theile 
die Wahl frey, ob er den ganzen Gegenftand als Eigenthum 
behalten, oder ihn dem DVereiniger überlaffen wolle. Behält er 
ihn felbft, fo hat er dem Bereiniger dad Superplus an Werth 
zu vergüten, ohne daß diefer, wenn ihm Tediglic ein Verſchul— 
den und Feine unredliche Abficht zur Laft fällt, dem andern 
Theile entgegen etwas zu leiſten verpflichtet wäre. Will aber 
der fchuldlofe Theil die Sache nicht behalten, fo Fann er fie 
dem DBereiniger in das Eigenthum überlaffen, welcher dann dem 
andern Xheile für die Entbehrung feiner eigenen Sache zur 
Schadloshaltung verbunden ift. Liegt dem Vereiniger nur ein 
Derfchulden, aber Feine unredliche Abficht zur Laft, fo ift der 
DVereiniger zur bloßen Schadloshaltung, im Salle einer unter: 
laufenen unredlichen Abficht aber auch zur vollen Genugthuung, 
und nach Umftänden zum Erfaß des Werthed der befondern Vor: 
liebe verbunden. 

Um meine Anficht in diefem Puncte anfchaulicher zu ma= 
chen, erlaube ich mir hier das nähmliche Beyfpiel zu wählen, 
welches Herr Profeſſor Schufier in einer Eürzlich von ihm er— 

6 
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fchienenen Abhandlung aufgeführt hat '). Es werfe nahmlich 
einer der Spielenden den Spieltifch um, von welchem fein Geld, 
und jenes mehrerer Mitfpieler herabgeworfen, und fo unter ein= 
ander vermengt wurde, daß die den einzelnen Theilhabern zuge= 
hörigen Geldbeträge ſich nicht beftimmen laſſen. — In fol 
einem Falle entjteht ein doppeltes Nechtöverhältnig, nähmlich 
eine zwifchen den fehuldlofen Mitfpielern unter fi, und eines 
zwifchen diefen und dem fchuldfragenden Vereiniger. — Der Vor⸗ 
fchrift ded gegenwärtigen $. zu Folge werden nun die fchuldlofen 
Spieler dad Recht haben, fümmtliche herabgefallene und durch 
einander gemworfene Geldſtücke ſich zuzueignen, und von diefem 
Sefammtbetrage dem fchuldigen Vereiniger jenen Betrag, der 
ihm früher eigenthümlich angehörte, und um welchen ſich fohin 
durch: die gefchehene Vereinigung die Sefammtfumme der den 
übrigen Mitfpielern gehörigen Beträge vergrößert hat, hinaus zu 
zahlen, .oder fie Eonnen dem PVereiniger überlaffen, die herabge— 
roorfenen Stücke für fich zu fammeln, und gegen denfelben die 
Vergütung der ihnen angehdrigen Beträge fordern. Da im er 
fteren Falle dem Vereiniger der Beweis obliegen wird, welchen 
Geldbetrag er vor dem Umwerfen des Tiſches vor fich liegen 
hatte, im legteren aber. die fchuldlofen Spieler mit dem entge: 
gengefegten Beweife auftreten müßten, wie viel fie befeffen ha— 
ben, fo werden fie ohne Zweifel wohl dad erjtere wählen. Une 
ter fi aber wird dadurch eine Gemeinfchaft gegründet, und 
wird im Zweifel der Antheil eines Jeden an dem herabgeworfenen 
Gelde gleich groß geachtet; wer daher behauptet, daß ihm ein 
größerer Antheil gebühre, muß diefed beweifen. (SS. 827 u. 839.) 

Angenommen nun, daß einer von den Mehreren erweifen 
möchte, doppelt fo viel Geld gehabt zu haben, als aus einer 
gleichen Zheilung auf ihn ausfiele, fo it eben dadurch auch der 
Beweis hergeftellt, daß die andern zufammengenommen, wenig- 
ftend um eben diefen Betrag weniger gehabt haben mußten, als 
durch eine gleiche Theilung für fie entfällt. Sie erleiden alfo 
dadurch offenbar Keinen Schaden, wenn fie von der gemeinfcheft- 





4) Siehe Wagner’fche Zeitfchrift 1830, VI. Heft, ©. 1% 


334 [S. 415. ] 


lichen Summe diefem Theilhaber den doppelten Betrag aussah: 
‚ten, und es kann fomit von einer Erſatzleiſtung des fchuldigen 
DVereinigerd Feine Rede feyn '). . Segen wir, ed waren vier 
Spieler, und dad fammtliche herabgefallene Geld betrug 350 fl. 
Die ſchuldloſen Spieler vereinigen ſich dahin, da fie dem Um— 
werfer den Betrag von 50 fl., den er nach ihrer Meinung auf 
dem Tiſche vor fich liegen haben Fonnte, vergüten; diefer muß 
fi) entweder damit zufrieden ftellen, oder ec muß erweifen, daß’ 
er früher mehr Geld gehabt habe ?). Die übrigen 300 fl. 
werden fohin ein gemeinfchaftliches Gigenthum der ſchuldloſen 
Spieler, und jedem aus diefen wird fohin im Zweifel ein 
Hundert Gulden zugewiefen werden. Geſetzt nun, einer derfel- 
ben beweife, daß er 150 fl. befeffen habe, fo können die beyden 
übrigen auf nicht mehr als auf 150 fl. Anſpruch ‚machen, und 
e5 wird daher, da die übrigen Zwey uber ihren Betrag Feinen 
gleichen Beweis herftellen können, jeder aud ihnen fich mit 75 fl. 
zufrieden ftellen müffen. — Der eigentlihe Schade wurde fohin 
in diefem Tale nur in dem nothwendigen Aufwande beftehen, 
welcher von dem einen oder andern Mitfpielenden gemacht wer= 
den müßte, um den ihm gebührenden Antheil auszumeifen, fohin, 
wenn diefes nur im ordentlichen Rechtswege gefchehen könnte, 
in der Bezahlung der Prozeßkoften. Diefen Aufwand mügte nun 
der Umwerfer bezahlen, ohne Unterfchied, ob der Tiſch abfichr- 


1) Warum der Umtverfer felbft, wenn er für einen Theilnehmer ausfagt, in Bezug 
auf die anderen ein verwerflicher Zeuge feyn foll, wie Here Profeſſor Schuſter 
behauptet, bin ich nicht Im Stande einzufehen. 


2) Es wäre ſehr unklug von Seite der übrigen Mitſpielenden, wenn ſie ihm gar 
nichts vergüten, und ſelben zur Ausweiſung feines Schadens im Rechtswege 
verhalten wollten; denn es würde in dieſem Falle dem Umwerfer wahrſchein— 
lich ein Leichtes feyn, zu erweifen, daß er wirffich vor dem Umwerfen Geld 
vor fich liegen gehabt habe. Hat er aber diefes dargethan, fo hat er erwiefen, 
daß er zu fordern habe, und muß fohin, in Anfehung des Betrages, zum 
Schätzungseid zugelaffen werden. 

Entſchließen fich aber die übrigen Spieler fogleich, Daß fie dem Uns 
werfer einen beftimmten Betrag vergüten, fo muß er, um zu beweifen, daß 
ihm ein Forderungsreht überhaupt zuftehe, fogleich Darthun , Daß er mehr 
@eld vor fich liegen gehabt habe, als der ihm vergütete Betrag ausmacht, 
weil inm außer diefem Falle ein Forderungsrecht überhaupt nicht zufteht. Er 
ift ſohin gezwungen, die Quantität Durch ein anderes Beweismittel, als Durch 
den Schäßungseid, darzuthun. 
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lich, oder nur aus einem Verfehen umgeftoßen wurde. Denn 
hier tritt zwifchen dem Umwerfer und den übrigen Diitfpielenden 
ein ganz neues Verhältniß ein; der Mitfpielende hat durch 
dad Umwerfen des Spieltifches nicht nur fein Geld mit den an— 
dern Geldern, fondern er hat auch durch fein Verſchulden die 
Gelder der Mlitfpielenden mit einander vermengt. — In ers 
fterer Nückficht ift die Sache dadurch abgethan, daß fich die 
fchuldlofen Spieler den herabgeworfenen Geldbetrag zugeeignet, 
und ihm den Betrag vergütet haben, der ihm nach ihrem Er— 
meffen gebührte. In Bezug auf den Schaden, den die übrigen 
Spieler durch die Vermengung ihrer Gelder erleiden, fteht der 
Schuldtragende zu ihnen in eben jenem Verhältniſſe, wie wenn 
ein Dritter, 3. B. ein Zufeher, den Zifch umgeworfen hätte, und 
von diefem Falle wird Nr. 8 gehandelt, — Iſt da5 Ummerfen 
des Tiſches ‚abfichtlich gefchehen, fo hat derfelbe in jeder Hinficht 
den übrigen Spielenden vollfommene Genugthuung zu leiften. 

7) Ich gehe nun zu dem dritten Falle über, wenn nähm— 
lich die Vereinigung unferer Sache mit einer fremden durch das 
Verſchulden eines Inhabers der erftern erfolgt ift. Diefe Inne: 
habung Fann die Zolge eines Vertages feyn, wie 5. B. bey dem 
Derwahrungs »Leihvertrage, der Bevollmächtigung u. f. w.; fie 
kann aber auch außer einem Vertragöverhältniffe entftchen, wenn 
z. B. Jemand eine Sache findet. Hat nun in diefem Falle der 
Inhaber -unferer Sache an derfelben dadurch eine Veränderung 
vorgenommen, daß er diefe mit der unferen vermengte, fo that 
er es entweder in der Abficht, ſich dadurch unfere Sache zuzu— 
eignen, oder er wollte dadurch unſere Sache verbeſſern, oder er 
hatte dabey gar die Abſicht, dieſelbe dadurch zu beſchädigen. — 
Im erſten Falle ginge ſeine Innehabung in einen unredlichen 
Beſitz über, und er wäre daher nach den Nr. 5 aufgeſtellten 
Örundlägen zu behandeln. Im zwenten Falle erfcheint er als 
ein Gefchäftöführer ohne Auftrag, und iſt fich daher nach den in 
den 69. 10537 — 1038 aufgejtellten Grundſätzen zu benehmen. 
Hat die Sache dadurch am Werthe gewonnen, und der ſchuld⸗ 
loſe Theil behält ſie als Eigenthum, ſo hat er dem anderen 
Theile die Verbeſſerung nach Maßgabe des J. 1037 zu vergüs 
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ten; in dem Sale aber, als derfelbe den Gegenftand dem Ber: 
einiger ald Eigenthum überläßt, welches gefchehen wird, wenn 
für den fehuldlofen Eigenthümer der überwiegende Vortheil nicht 
klar ift, oder die Sache demfelben zu dem Zwece, wozu er fie 
bisher benüßte, oder zu benügen vorhatte, unbrauchbar gewor: 
den ift, hat Tegterer die Vergütung zu leiften, welche Vergütung 
fi) auch auf die Leiftung der vollen Genugthuung  ausdehnt 
($. 1038); denn der gegenwärtige $. fagt ja, daß der fehuld: 
tragende Zheilnehmer nach Belchaffenheit feiner redlichen und 
unredlichen Abficht behandelt werden müſſe, und die $$. 1037 
u. 1038 ordnen an, was in dem Salle Rechtens fey, wenn Je— 
mand in der redlichen Abficht, den Nuten des Anderen zu beför— 
dern, eine DBeränderung mit der Sache ded letzteren vornimmt. 
— Hat der Bereiniger dabey die unredliche Abficht, dem Eigen- 
thümer der fremden Sache einen Schaden zuzufügen, fo erfcheint 
er als abfichtlicher Beichadiger fremden Eigenthums; feine Hand 
lung ift fomit eine folche, die. durch das Strafgefegbuch ſelbſt 
verpönt ift, oder welche wenigftens aus Miuthwillen und Scha— 
denfreude verübt worden ift, und fomit hat der Eigenthümer diefer 
Sache nicht nur die volle Genugthuung, fondern felbft den Erfaß 
des Werthes der befondern Vorliebe in Anſpruch zu nehmen. 
8) rundet fich die Vereinigung in einem bloßen Zufalle, 
fo daß feinem Theile ein Verfchulden beygemeffer werden Fann, 
fo räumt hier dad Gefeß demjenigen, deffen Antheil mehr werth 
ift, das font dem fchuldlofen Theile zuftändige Wahlrecht ein. 
Das Geſetz hat an einem andern Orte ($. 833) den Grundfaß 
aufgejtellt, daß in Angelegenheiten, welche die ordentliche Ver: 
waltung und Benügung des Hauptftammes einer gemeinfchaftli= 
chen Sache betreffen, die Mehrheit der Stimmen entfcheiden fol, 
welche nicht nach Perfonen, fondern nad) Verhältniß der Antheile 
der Theilnehmer gezählet werden fol. Daraus folgt, daß, wenn 
nur zwey Theilnehmer einee Sache, und zwar zu ungleichen 
Theilen vorhanden find, hier immer die Stimme desjenigen ent= 
ſcheide, deffen Antheil mehr werth ift. In Conformität mit die: 
fem Grundfaße hat auch der höchfte Geſetzgeber hier demienigen, 
deffen Antheil mehr werth iſt, dad Wahlrecht eingeraumt, — 
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Uebrigens verpflichtet dad Geſetz denjenigen, deffen Antheil we: 
niger werth ift, hier Feineswegs, auch die Sache gegen Vergütung 
des Schägungdpreifes zu übernehmen, fondern ed ſteht ihm, nach 
$. 843, frey, die gerichtliche Zeilbiethung zu verlangen, wornad) 
der dafür eingehende Kauffchilling unter beyde Theile, nach dem 
Berhältniffe ihrer Antheile, getheilet wird, Gründet fich eine 
nachtpeilige Vereinigung in dem Verfchulden eines Dritten, fo 
Yiegt diefem der Eifaß, nach den in dem b. ©. DB. anderswo auf: 
geftellten Grundfägen, ob; dad Rechtöverhältnig zwifchen den bey: 
den Eigenthümern der vereinigten Sachen ift aber hier ganz das 
nähmliche, ald ob die Vereinigung bloß zufällig gefchehen wäre. 


= §. 416. 

Werden fremde Materialien nur zur Ausbeſſerung 
einer Sache verwendet, ſo fällt die fremde Ma— 
terie dem Eigenthümer der Hauptſache zu, und 
dieſer iſt verbunden, nach Beſchaffenheit ſeines 
redlichen oder unredlichen Verfahrens, dem vo— 
rigen Eigenthümer der verbrauchten Materialien 
den Werth derſelben zu bezahlen, 

4) Nach des Herrn Hofrathes v. Zeiller Commentar ruht 
diefe Anordnung auf der Vorausſetzung, daß der Werth der 
Hnuptfache den Werth der Materialien offenbar weit überwiege. 
Diefe Behauptung fcheint indeffen dahin verftanden werden zu 
müffen, daß der höchfte Geſetzgeber bey Grlaffung diefer Vor: 
ſchrift den gewöhnlicheren Kal vor Augen gehabt habe, nicht aber, 
daß, wenn obige Vorausfegung nicht eintritt, auch diefe geſetz— 
liche Anordnung ihre Anwendung verliere ; denn der gegenwärtige 
$. lautet ganz allgemein, und läßt eine folche einfchränfende Aus: 
legung nicht zu. Unfer Gefegbuch ift in diefem Falle wieder dem 
Grundfage des römifchen Rechtes gefolgt, zufolge welchem der 
Here der Principalfahe auch Eigenthümer der accejforifchen 
Sache wird. 

2) Der gegenwärtige $. ſetzt offenbar voraus, daß der Cigen- 
thümer der Hauptfache die Verrinigung vorgenommen hat. Dar— 

Nippel's Corımentar 111. Ih. 22 
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um ladet er auch nur ihm die Verbindlichkeit auf, nah Maß 
feines redlichen oder unredlichen Verfahrens, den Werth der ver— 
brauchten Materialien zu vergüten. — Hat er die Materialien 
unter den im $. 367 berührten Verhältniffen an fich gebracht, 
fo ift er ohnehin Eigenthümer derfelben geworden, und von einer 
Vergütung kann dann Feine Rede feyn. Wenn aber diefes der 
Fall nicht ift, fo muß er, wenn er redlicy zu Werke gegangen ift, 
dem frühern Eigenthümer der Materialien den gemeinen Preis, ift 
er aber unredlich zu Werke gegangen, d. i. wußte er, oder mußfe 
er aus den Umftänden vermuthen, daß derjenige, von dem er die 
Materialien an fich gebracht hat, der Eigenthümer derfelben. nicht 
fey, einen Preis, der den entgangenen Gewinn in fich fchließt, 
vergüten. Hat er die fremden Materialien auf eine durch das 
Strafgeſetz felbft verpönte Art an fich gebracht, fo iſt er ganz 
natürlich demfelben verantwortlich, und hat auch in diefem Fall 
den Werth der befonderen Vorliebe zu entrichten ($. 1331). Es 
macht im erfteren Falle, nahmlich, wenn er vedlich verfahren ift, 
Feinen Unterfchied, ob er die fremden Materialien von einem an— 
deren, den er für den Gigenthümer hielt, auf entgeldliche oder 
unentgeldliche Art erhalten hat; denn wären diefe Materialien 
trennbat, fo müßte er fich auch die‘ Abtretung gefallen laffen, 
ohne den Preis, welchen er feinem Vormanne für die überlaffene 
Sache gegeben hat, fordern zu können ($. 333). Das Gefeß 
Eonnte daher auch bier, im Cinflange mit dem F. 333, dem 
Eigenthümer der Hauptfache dad Eigenthum der zur Verbefferung 


verbrauchten Materialien nur gegen Vergütung des Werthes zu— 


erkennen. — Hat ein Anderer ald der Eigenthümer der Hauptfache 
die Bereinigung vorgenommen, fo ift auch nur diefer dem Eigen: 
thümer der Materialien verantwortlich. 

3) Here Hofrath v. Zeiler. bemerkt am Schluffe der Erläu— 
terung der $$. 414 — 416, daß in. den dort berührten Fällen 
insgemein angenommen werde, daß die Sache, welcher durch Ber: 
fhulden eines anderen Theiles eine Sache beygefügt, oder eine 
andere Geftalt gegeben worden, am Werthe erhöhet, nicht aber 
vermindert worden fey, und daß außerdem von Feiner Vergütung, 
fondern nur vonder möglichen Zurucfegung in den vorigen Stand, 
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auf Koften des Schuldtragenden, und vom Erfaße des Schadens 
eine Nede feyn könne. Wir wollen nun diefe ohne Zweifel ganz 
richtige Bemerkung auf die in diefen 99. berührten Fälle anwen— 
den. Können die vereinigten Sachen wieder in ihren vorigen 
Stand zurücdgefegt werden, fo muß diefed ohnehin immer gefches 
ben, die Sachen mögen durch die Vereinigung an ihrem Werthe 
gewonnen oder verloren haben, und demjenigen muß Schadlos= 
haltung geleiftet werden, dem fie gebührt. Iſt die Zurücfegung 
in den vorigen Stand nicht möglich, wenn 3. B. Weine verfchie: 
dener Qualitäten zufammengemifcht worden wären — und hat 
fich durch diefe Vermifchung die Qualität der einzelnen Wein— 
Hattungen verfchlechtert, fo kömmt ed darauf an, ob die vergro- 
ßerte Quantität nicht die verringerte Qualität erfege, fo daß die 
Geſammtſache immer einen höhern Werth hat, ald die einzelne 
Sache deöjenigen , der an der Bereinigung fchuldlos ift. — In 
diefem Kalle ift immer eine DVerbefferung vorhanden. Wird aber 
durch die Vermengung der verfchiedenen Gattungen Meine die 
Qualität deöfelben dergeftalt herabgefett,, daß der Gefammtwerth 
diefer vermengten Weine den Werth ded von dem fchuldlofen 
Theile befeffenen Weines nicht erreicht, fo wird demjenigen, mit 
deffen Weine der Andere durch Verfihulden die Vereinigung vor= 
genommen hat, da5 Recht zuftehen, dem legteren den Mein ganz 
abzutreten, und von ihm die Vergütung des Werthes feines da= 
mit vereinigten Weines, nach Befchaffenheit des redlichen oder 
unredlichen Benehmens ded Schuldtragenden, zu verlangen. — 
Iſt jeder Theil ſchuldlos, und die Vereinigung zufällig gefchehen, 
fo werden Beyde Eigenthümer der vereinigten Sache, und e3 trägt 
fohin jeder den Nachtheil nach Verhältnig feines’ Antheiles. — 
Wird die Sache, zu deren Auöbefferung fremde Materialien ge: 
nommen worden find, dadurch mehr verdorben, fo wird der Eigen 
thümer der Hauptjache auch immer Cigenthümer der fremden 
Diaterie werden, und er wird, ungeachtet er feine Sache dadurch 
in feinen befferen Zuftand verfest hat, doch dem Eigenthümer 
der fremden Materie den Werth derfelben zu bezahlen haben, 
weil ex bier ald Beſchädiger erfiheinet, 
22 
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Snöbefondere bey einem Baue. 


Penn Semand auf eigenem. Boden ein Gebäude 
aufführt, und fremde Materialien dazu verwen: 
det hat, fo bleibt das Gebaude zwar fein Eigen: 
thum; doc) muß felbft ein redlicher Bauführer 
dem Befchädigten die Materialien, wenn er fie 
außer den im 6. 367 angeführten Verhältniffen 
an fich gebracht hat, nach dem gemeinen, ein uns 
redlicher aber muß fie nach dem höchften Preiſe 
und überdieß noch allen anderwengen Schaden 
erſetzen. 

1) Bey Bauführungen treten beſondere Rückſichten ein, 
welche die Geſetzgebung veranlaſſen, hier und da einige Abwei— 
chungen von den ſonſt angenommenen Rechtsgrundſätzen eintre⸗ 
ten zu laſſen, und aus dieſer Urſache wird auch hier und in den 
beyden nachfolgenden Paragraphen von der Bauführung inöbe- 
fondere gehandelt. 

2) Bey Bauführungen find vier Falle gedenfbar. Es kann 
nähmlich Jemand a) auf eigenem Boden mit eigenen Materialien, 
oder b) auf eigenem Boden mit fremden Materialien, oder c) 
auf fremdem Boden mit eigenen Materialien, oder d) auf fiem: 
dem Boden mit fremden Materialien ein Gebäude aufführen. 
Der erfte Sal kann hier in Feine Betrachtung Fommen. Die 
übrigen Falle werden nach ihrer Neihenfolge in den $$. 417 — 
449 entfchieden. 

3) Hat Jemand auf feinem eigenen Grund und Boden mit 
fremden Materialien gebaut, fo bleibt das Gebäude unter allen 
Berhältniffen, folglich) auch dann, wenn er diefe Materialien 
wirklich auf eine verbrecherifche Art an ſich gebracht hätte, fein 
Gigenthum. — Iſt dad Gebäude noch nicht vollendet, fo hat der 
Eigenthümer der Materialien alferdingd dad Necht, die noch nicht 
zur Bauführung verwendeten Materialien zu vindiciren; nur die 
bereits wirklich zum Baue verwendeten muß ec dem Eigenthümer 
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des Grund und Bodens ald Eigenthum überlaffen. — Indeſſen 

muß der Bauführer für jeden Fal dem Cigenthümer der Mate: 

rialien eine Vergutung leiften, welche nad) den Umftänden, ob 
jener im redlichen oder unredlichen Befige der Materialien war, 
verfchieden zu bemeffen ift. — Am erfteren Falle hat er dem 

Eigenthümer der Materialien den gemeinen Werth derfelben 

(jedoch ohne Anterfchied, ob er diefe Materialien unentgeldlich 

oder entgeldlich überfommen habe) zu vergüten, im leßteren ijt 

aber auch auf den entgangenen Gewinn, den vielleicht der Eigen- 
thümer der Materialien erreicht haben könnte, wenn er fie felbft 
hatte benügen Eonnen, Nüdficht zu nehmen, und nebft dem 

Werthe der Materialien auch diefer entgangene Gewinn zu erfegen. 

Ueberdieß hat hier der Bauführer nicht den gewöhnlichen Mittel: 

prei der Materialien, fondern den höchften Preis derfelben, um 

den fie an dem Orte und zu der Zeit auch an Mann gebracht 
worden find, zu bezahlen. — Hat der Bauführer die Materialien 
unter den im $. 367 erwähnten Verhältniffen an fich gebracht, 
fo ift er dadurch Eigenthümer geworden, und fohin auch zu kei— 
nem Erſatze verpflichtet. 

J. 418, 

Hat im entgegengefesten Falle Semand mit eige: 
‚nen Materialien, ohne Wiffen und Willen des 
Eigenthümers, auf fremdem Grunde gebaut, fo 
fällt das Gebäude dem Grundeigenthümer zu. 
Der redlihe Bauführer kann den Erfak der noth- 
wendigen und nüßlichen Koften fordern; der un: 

redliche wird gleich einem Gefchäftsführer ohne 
Auftrag behandelt, Hat der Eigenthümer des 
Grundes die Bauführung gewußt, und fie nicht 
jogleich dem redlichen Bauführer unterfagts To 
fann er nur den gemeinen Werth für. den Grund 
fordern, 

4) Auf gleiche Art füllt dad Gebäude dem Eigenthümer de3 

Grunded zu, wenn Jemand mit eigenen Materialien auf 
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fremdem Grunde (ohne Einverſtändniß des Grundeigenthü— 
mer3) gebauet hat. — Da fid) aber Niemand mit dem Schaden 
eines Anderen bereichern foll, fo muß der Grundeigenthümer dem 
Bauführer den Aufwand an Materialien und Arbeit, welcher zur 
Grbauung des Gebäudes, damit ed feinem Zwecke entfpreche, fich 
als nothwendig darftellet, oder zur Hervorbringung dauernder 
Nutzungen zweckmäßig befunden wird, erfegen. — Es entfteht 
hier die Frage: ob der Grundeigenthümer dem Bauführer auch 
die verwendeten Koften im vollen Betrage vergüten müffe, wenn 
der gegenwärtige Werth des Gebaudes fich nicht fo hoch beläuft 2 
— 3.8. ein Theil ded Gebaudes wäre bald nach der Erbauung 
abgebrannt. — Ich glaube nicht. Denn eigentlich ift die Unordnung 
des gegenwärtigen $., in Betreff des Koftenerfaßed, nur eine Furze 
Miederhohlung deffen, was dad Geſetz bereitd $. 331 ausgefpro= 
chen hat. — Der redliche Bauführer ift nach hergeftelltem Baue 
auch redlicher DBefiter ded aufgeführten Gebäudes, welches, nach 
Vorſchrift ded gegenwärtigen $. ſowohl, als des $. 297, welcher 
dergleichen Gebäude ald ein Zugehdr des Grundes erklärt, dem 
Grundeigenthümer angehört. Wie nun diefer die Abtretung von 
Seite des redlichen Befigerd begehrt, tritt, in Anfehung des Er— 
faßes des Aufwandes, ganz die Vorfchrift der $$. 331 u. 332 ein. 

2) Der unredliche Bauführer wird, ganz im Ginflange mit 
dem $. 336, hier ebenfalld nach jenen Vorfchriften behandelt, die 
unten über eine Gefchaftsführung ohne Auftrag feftgefegt find 
(S$. 1035 — 1040). Er kann daher den zweckmäßig gemachten 
Aufwand für ein Gebäude oder Werk, dad zur Abwendung eined 
bevorftehenden Schadens dienlich befunden wird, verlangen, und 
einen nüglichen in fo fen, als der Vortheil klar überwiegend 
iftz ja er muß fogar, wenn dad Gebäude für den Eigenthümer 
keinen Elar überwiegenden Vortheil bringt, dasfelbe auf Be— 
- gehren des letzteren auf eigene Koften wieder wegräumen, den 
vorigen Stand herftellen und den allenfalffigen Schaden erfegen 
($. 1038). 

3) In den bier erörterfen Fallen wird vom Gefeße ange— 
nommen, daß dad Gebäude ohne Wiffen des Grundeigenthümers 
errichtet worden. Ein Grundeigenthümer,. welcher der redlichen 
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fremden Bauführung ruhig zufieht, handelt, wie Herr Hofrath v. 
Zeiller bemerkt, unredlich, daß er dem Anderen den Wahn nicht 
benimmt, ein Gebaude auf feinem Grunde zu feinem Genuffe zu 
errichten. — Das Gefeß verpönt daher diefe unredliche Beneh⸗ 
mungsweiſe dadurch, daß es den Grundeigenthümer verpflichtet, 
das Eigenthum ſeines Grundes an den Bauführer, gegen Ver— 
gütung des gemeinen Werthes, abzutreten. — Wie aber, wenn 
der Grundeigenthümer ſelbſt nicht wußte, daß der Grund, wor— 
auf gebauet wird, ſein Eigenthum ſey? — tritt auch dann dieſe 
widrige Rechtsfolge für ihn ein? — Der $. ſcheint offenbar vor: 
auszufeßen, daß der Eigenthümer davon Wiffenfchaft habe; denn 
nur feine unredliche Benehmungsweife ſoll diefe widrige Rechts— 
folge nach ſich ziehen. Für feine Perfon ift ed einerley, ob er 
von der Bauführung überhaupt Feine Kenntniß habe, oder ob ihm 
nur unbekannt fey, daß der Grund, worauf gebauet wird, fein 
Eigenthum fey. — Nach) der Elaren Abficht des höchften Gefeß: 
gebers, die aus Liefer gefeglichen Anordnung hervorleuchtet , ift 
daher auch anzunehmen, daß felbe dahin einzufchränfen fey, wenn 
der Eigenthlimer des Grunded auch von feinem Eigenthumsrechte 
Kenntniß hatte. — Man Eönnte zwar glauben, daß die Worte 
diefes $. eine folche einfchränfende Auslegung nicht zulaffen,, da 
fie ganz allgemein fprechen. Allein diefes wäre nicht richtig; denn 
indem der $. fagt: „Hat der Eigenthümer des Grunded die Baus 
führung gewußt u. ſ. w.,“ fo ift unter dem Ausdrucde „die Baus 
führung” offenbar jene gemeint, welche unter den hier angeführ: 
ten Umftanden unternommen wird; — ed ift .alfo nicht hinrei= 
chend, daß der Grundeigenthümer von der Bauführung über: 
haupt MWiffenfchaft habe, fondern er muß auch von den bier 
erwähnten, fie begleitenden AUmjtänden Kenntnig haben. Niemand 
wird 3. DB. behaupten wollen, daß wenn A in Kenntniß Fommt, 
B baue ein Haus, ohne daß ihm auch gefagt wird, wo und auf 
welchem Grunde er dasfelbe baue, diefe widrige Rechtsfolge für 
ihn eintrete, — und doch Fann man wohl auch bier behaupten, 
daß A von der Bauführung des B gewußt habe. Wenn man nun 
diefen $. dahin auszulegen unternimmt, daß dem A der Grund, 
auf dem dad Haus gebauet wird, ‚gleichfalls bezeichnet werden 


344 [S. 419.] 


müffe, fo ift Eeine Urfache vorhanden, hier die Kenntniß des 
Umftandes auszufchließen, daß der bezeichnete Grund fein Eigen: 
thum fey. 

4) Was ift aber dann Rechten, wenn der Bauführer ein 
unredlicher ift, und der Grundeigentbümer von diefer Bauführung 
Wiſſenſchaft hat, ohne fie dem Bauführer zu unterfagen ? — Diez 
fer Sal ift im gegenwärtigen $. nicht entfchieden ; denn derfelbe 
begreift nur folgende zwey Fälle in fih: a) wenn Jemand ohne 
MWiffen ded Eigenthümers auf fremdem Grunde eine Baufühs 
rung (redlicher oder unredlicher Weife) unternimmt, und b), 
wenn Jemand mit Wilfen ded Eigenthümers den Bau redlich 
führet; daher kann auch die Vorfchrift, daß der unredliche Baus 
führer als ein Gefchäftöführer ohne Auftrag angefehen und bes 
handelt werde, nur für den Fall fich verjtehen, wenn der Eigen: 
thümer um die Bauführung nichts gewußt hat. Hat er davon 
MWiffenfchaft, und unterfagt felbe dem Bauführer nicht, fo gibt 
er dadurch ftillfehweigend zu erkennen, daß er fie genehmige, und 
es ijt daher der Bauführer hier nach den Grundfäßen des Bevoll= 
mächtigungdvertrages zu behandeln. Demnach ift der Grundeigen= 
thümer verbunden, dem Bauführer allen, zur Zuftandebringung 
des Gebäudes nothmwendig oder nüglich gemachten Aufwand, felbit 
bey fehlgefchlagenem Erfolge, zu erfegen ($. 1014). Er kann fich 
aber von diefer Verbindlichkeit ohne Zweifel durch Abtrefung ded 
Grundes um den gemeinen Werth befreyen; indem der unredliche 
Bauführer doch für Eeinen Fall auf etwad Mehrere Anfpruch 
machen kann, als der redliche. 


J. 419, 


Iſt das Gebäude auf fremdem Grunde, und aus 
fremden Materialien entſtanden, ſo wächſt auch 
in dieſem Falle das Eigenthum desſelben dem 
Grundeigenthümer zu. Zwiſchen dem Grund— 
eigenthümer und dem Bauführer treten die nähm— 
lichen Rechte und Verbindlichkeiten, wie in dem 
vorſtehenden Paragraphe, ein, und der Baufüh— 
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rer muß dem vorigen Eigenthümer der Materia- 
lien, nach Befchaffenheit feiner redlichen oder un: 
redlichen Abficht, den gemeinen oder höchſten 
Werth erfegen, 


4) In diefem dritten Falle treten zwey Rechtöverhältniffe, 
naähmlich zroifchen dem Baufüuhrer und dem Grundeigen- 
thämer, dann zwifchen dem Bauführer und dem Eigen- 
thümer der Materialien, ein. — Der Örundeigenthümer 
erlangt der Regel nach dad Eigenthum des auf feinem Grun— 
de aufgeführten Gebäudes, und erfeßt daher, wenn der Bau ohne 
feinem Wiffen geführt wurde, dem redlichen Befißer, nad) Maß⸗ 
gabe des $. 418, den nothwendigen oder nüglichen Aufwand; das 
feen er aber den Bau miffentlich gefchehen ließ, muß er den 
Grund gegen Vergütung dei gemeinen Werthe abtreten. Der 
unredliche Bauführer Fann von dem Örundeigenthümer, in fo. 
fern er um den Bau Eeine Wiffenfchaft hatte, nur für den er— 
weislich überwiegenden Vortheil Erſatz fordern; hatte aber leg. 
terer von dem Baue Wilfenfchaft, fo kann er gleichfalls den Erz 
faß des nothwendigen oder nüglichen Aufwandes fordern, wenn 
fidy nicht der Grundeigenthümer freywillig entfchließt, ihm den 
Grund gegen Vergütung ded gemeinen Werthes abzutreten. Das 
zweyte Nechtöverhältniß zwifchen dem Bauführer und dem 
Cigenthümer der Materialien wird nach dem $. 417 be: 
ſtimmt. Dieſer erhält nähmlich von jenem, je nachdem er red: 
lich oder unredlich die Materialien an fich brachte, nur den ge: 
meinen oder den höchften Preis. 

2) Kann in einem folhen Falle der Grundeigenthlimer 
mit dem Eigenthümer der Materialien in gar Feine Collifion 
gerathen? Wenn 3. B. der unredliche Bauführer, nah dem er 
in Erfahrung brachte, daß feine Handlungsweife Eund gewor- 
den fey, fich entfernet hätte; Fann wohl der Grundeigenthüs 
mer ohne alle Erfagleiftung der Materialien an den Eigen: 
thümer derfelben fich dad Gebäude zueignen, und fih dadurch 
offenbar mit dem Schaden des Iegteren bereichern? — Ich glaus 
be nun, daß, nach Verſchiedenheit der Faälle, als der Umftände, 
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ob der Eine oder der Andere fich nicht felbft eine Unredlichkeit zu 
Schulden kommen ließ, auch zwifchen dem Cigenthümer des Grun: 
des und dem der Materialien verfchiedene Rechtsanfprüche gefchehen 
können. In fo fern beyden Feine Unredlichkeit zur Laft gelegt 
werden kann, können fie auch nie in einen unmittelbaren 
Nechtöconflict gerathen, indem es jeder derfelben Iediglich mit 
dem Bauführer zu thun hat; allein es kann gefchehen, daß der 
lestere dem Eigenthümer der Materialien ald Grfagleiftung feine 
Rechte gegen den Grundeigenthümer abtritt, oder fich diefelben 
nac) abgeführtem Rechtöftreite im Wege der Erecution einant: 
worten laßt. — In diefem Falle tritt fohin der Eigenthümer 
der Materialien ganz in die Nechte des Bauführers ein, und 
fteht fohin dem Grundeigenthümer gegenüber. In ſo fern der 
Eine oder der Andere an der unredlichen Benehmungsweiſe des 
Bauführers Theil genommen hätte, wäre er hiefür auch perſön— 
lich verantwortlich (J. 1031). 


D. 420. 
.} III, Vermifchter Zuwachs. 


Was bisher wegen der mit fremden Materialien 
aufgeführten Gebäude beftimmt worden ift, gilt 
auch für die Fälle, wenn ein Feld mit fremden 
Samen befäet, oder mit fremden Pflanzen be— 
feßt worden ift. Ein folder Zuwachs gehört 
dem Gigenthümer des Grundes, wenn anders 
die Pflanzen fhon Wurzel gefchlagen haben, 

Bey dem vermifchten Zuwachfe durch Säen und Pflanzen 

Eönnen ebenfalld die bey der Bauführung berührten drey Falle 

eintreten, daher auch die Vorfchriften der SS. 417 — 419 zur 

Anwendung kommen. Nur ift hier zu bemerken, daß der Sa— 

me oder die Pflanzen, wenn erfterer bereit5 ausgeſäet ift, und 

legtere Wurzel getrieben haben, ohne alle Ausnahme das 

Eigenthum des Grundbefigerd werden; daher die am Ende des 

$. 418 vorkommende Vorfchrift auf den vermifchten Zuwachs 

feine Anwendung finde. Hierbey bemerkt Herr Hofrath v. Zeil: 
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ler noch, daß in der Zuerkennung des Erſatzes, den der Grund: 
beſitzer zu Teiften hat, zugleich auf die Beſtellungskoſten Rückſicht 
zu nehmen fey. 

b. 421. 


Das Eigenthum eines Baumes wird nicht nach den 
Wurzeln, die ſich in einem angränzenden Grun— 
de verbreiten, fondern nach) dem Stamme be= 
fimmt, der aus dem Grunde hervorragt, Steht 
der Stamm auf den Gränzen mehrerer Eigen: 
thümer, fo ift ihnen der Baum gemein, 


0. 422, 

Seder Grundeigenthümer Tann die Wurzeln eines 
fremden Baumes aus feinem Boden reißen und 
die über feinem Luftraume hängenden Aefte ab: 
fchneiden oder fonft benützen. 

1) Das djterreichifche Geſetzbuch folgt hier den Grundfagen 
des römifchen Rechtes, welches gleichfall® das Eigenthum eines 
Baumes nur nach dem Stamme beurtheilt, aus deffen Grunde 
er hervorragt, und daher ihn in dem alle, ald er auf der 
Gränze mehrerer Grundeigenthümer jteht, ald ein gemeinfchaftlis 
ches Gigenthum derfelben anfieht. 

2) An Erwägung, daß jeder Eigenthümer die Einwirkung 
auf fein Eigenthum, wäre ed auch nur auf den ihm zuftändigen 
Luftraum, hintan zu halten berechtiget ift, hat ihm hier der höchjte 
Sefeßgeber das Recht zugefprochen, die Wurzeln des fremden 
Baumes aus feinem Boden zu reißen, fo wie die auf fein Ge: 
bieth reichenden Aeſte abzubauen, und fich felbe, oder die daran 
hängenden Früchte zuzueignen. — Daß dergleichen Früchte der 
Gigenthümer ded Baumes auf dem fremden Grunde nicht ein: 
fammeln dürfe, wie Herr Hofrath v. Zeiller in feinem Commen— 
tare behauptet, ſcheint nicht zweifelhaft, indem der Andere ihn 
hiervon auszufchliegen berechtiget ift, und daß er auch nicht be= 
vechtiget fey, durch Lenkung der Aeſte oder durch Werkzeuge felbe 
an fich zu ziehen, da das VBenusungdrecht auf diefe Aeſte dem 
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Nachbar eingeräumt ift. — Indeſſen kann ed gefchehen, daß 
der Gigenthümer des benachbarten Grunde zufolge einer Ser: 
vitut verpflichtet ift, die Aeſte ded Baumes in feinen Luftraum 
aufzunehmen, und die Wurzeln deöfelben in feinem Boden zu 
dulden, im welchem Falle ganz natürlich ein ganz anderes Rechtö- 
verhältniß eintrift. Hat der Eigenthümer ded benachbarten Grun: 
des auf dad Verboth de Baumeigenthümerd unterlaffen, die 
Aeſte abzubauen, oder die darauf hängenden Früchte fich zuzu— 
eignen, fo ift leterer dadurch in den Beſitz dieſes Servitutsrech— 
tes gefommen. — Eben fo, wenn er ed duldete, daß der Baum— 
eigenthümer die in feinem benachbarten Grundſtücke hängenden 
Aeſte, oder die daran hängenden Früchte für ſich benüge. 

3) Da nah der Vorfchrift des 9. 828 Fein ZTheilhaber 
einer gemeinfchaftlihen Sache in felber eine Veränderung vor: 
nehmen kann, wodurd über den Antheil deöfelben verfügt wür— 
de, fo folgt, daß in dem Falle, als ein Baum auf der Gränze 
mehrerer Grundeigenthümer fteht, und fohin ein gemeinfchaft= 
liches Eigenthum derfelben ift, Eeiner die in feinem Boden bes 
findlihen Wurzeln deöfelben ausreißen, und die über feinem 
Luftraume hängenden Aeſte abfchneiden oder fonft,benügen dürs 
fe. Diefe Folgerung dünkt Manchem fonderbar, weil dadurd) 
demjenigen, welcher gar Eein Eigenthumsrecht auf den Baum 
hat, ein Befugniß zugefprochen wird, dad demjenigen, welchem 
wirklich Eigenthumörechte auf felben zuſtehen, hier benommen 
wird. — Allein hier tritt ein ganz andered Nechtöverhältniß ein. 
— Der Miteigenthlimer muß fich zwar von Handlungen enthals 
ten, die ihm als folchem rechtlich zugeftanden wären; allein ihm 
Fommen dagegen andere Befugniffe zu, von denen der Nicht: 
eigenthümer ausgefchloffen ift. — Zindet er ein größeres In— 
tereffe an der Ausübung des dem nachbarlihen Nichteigenthümer 
im gegenwärfigen $. eingeräaumten Rechtes, fo fteht es ihm 
frey, auf fein Miteigenthumsrecht Verzicht zu leiften, und feinem 
Nachbar den Baum ald Eigenthum zu überlaffen- 

4) Here Hofrath v. Zeiler bemerkt am Schluffe dieſer 
Materie, daß der Richter die Furz durchgreifenden, nur die ges 
woͤhnlicheren Fälle ausdrückenden Borfihriften auf die analogen 
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Falle anzuwenden habe. — Hierzu ift er offenbar durch den $. 7 
diefes Gefeßbuches angemwiefen. — Zur Erleichterung der Anwen 
dung will ich hier Eurz erörtern, was nach dfterreichifchen Gefeßen 
Nechtens fey, wenn Jemand auf eines Anderen Papier fihreibt, 
pder wenn er auf fremder Materie mahlet. Nach römifchern 
Nechte gehörte dad Gefchriebene dem Heren des Papiers; denn 
fie fahen dasſelbe als die Principalfache an, und bey ihnen galt 
der Grundfaß: accessorium sequitur suum principale. In Anz 
fehung der Gemählde hat Juſtinian dahin entfchieden,, daß die 
Mahlerey das Principale feyn folle, denn er hielt es für unver: 
nünftig dad Gemählde eines Apollo's oder Parrhafius dem Eigen: 
thümer eines elenden Holzes zuzufprechen. — Stellen wir nun 
diefe Fälle unter das öfterreichifche Gefeß, fo ſcheint es, daß in 
vielen Fallen dem Eigenthümer des Papieres, dad darauf Ge: 
fehriebene, und dem Eigenthümer der Leinwand oder des Holzes, 
dad darauf befindliche Gemählde zugefprochen werden müſſe, 
wenn nähmlich der Schreiber oder Mahler das fremde Papier, 
die fremde Leinwand oder das Holz in dem Bewußtſeyn, daß 
die Sache nicht ihm gehöre, benüßet hat. — Es ſcheint fich je: 
doc) ein gewiſſes inneres Rechtsgefühl dagegen aufzulehnen, deß- 
halb dem Eigenthümer ded Materialed die Schrift oder dad Ges 
mählde, das vielleicht für den Schreiber und Mahler von uns 
gleich größerem Werthe ift, ald für jeden Anderen, ald Eigen: 
thum zuzuerkennen. — Ich bin nun dießfalld folgender Mei: 
nung: Der $. 415 fpricht nur dann den aus der Vereinigung 
mehrerer, verfchiedenen Eigenthümern gehörigen, Sachen entftan= 
denen Gegenftand beyden Eigenthümern ald gemeinfchaftliches 
Gigenthbum zu, wenn die Zurüdfegung in den vorigen Stand 
nicht mehr möglich ift, und es ift bey Grläuterung diefes $. zu— 
gleich bemerkt worden, daß bey Sachen, die eine Vertretung 
durch andere zulaſſen, die Zurüdfegung in die vorige Tage 
oder die Abfonderung auch dadurch geſchehen könne, daß, anftatt 
der verbrauchten, eine andere von gleicher Qualität und Quanti: 
tät gegeben werde. — Beſäße der Schreiber oder Mahler die 
Kunft, die Schrift oder dad Gemählde auf ein andered Papier, 
Holz, oder andere Leinwand in der Art zu übertragen, daß der 
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frühere Zuftand des verwendeten Materials wieder hergeftellt 
werde, fo wäre er ohne Zweifel dazu berechtiget. — Nun müßte 
e5 aber in diefem Salle dem Eigenthümer des Materials ganz 
gleichgultig feyn, ob er von demfelben da5 nähmliche Papier, 
Leinwand oder Holz, oder dafür ein anderes in gleicher Quali— 
tät und Quantität erhalte; er fcheint fich daher um fo mehr auch 
hier mit der Subftituirung dergleichen Materiald zufrieden ſtel— 
len zu müffen. — Sollte aber ein ganz gleiches Miateriale, was 
die Stelle des verwendeten vollfommen vertritt, nicht aufgefun— 
den werden können, fo wäre der Schreiber, dem daran gelegen 
ift, daß feine zw Papier gebrachten Gedanken für ihn nicht ver— 
Ioren gehen, für jeden Fall berechtigt, fich eine Abfchrift davon 
zu nehmen, und zugleich, wenn er wünfcht, daß feine zu Papier 
gebrachten Gedanken nicht weiter verbreitet werden, feine Schrift 
auf dem fremden Papiere unleferlich zu machen. — Denn in fo 
weit ed möglich ift, daß vereinigte Sachen in ihren vorigen 
Stand zurücgebracht werden können, ift jeder Cigenthümer das 
zu berechtigt. — Diefed gefchieht aber dadurch, wenn die nieder= 
gefchriebenen Gedanken auf ein anderes Papier übertragen, und 
die erftere Schrift unleferlich gemacht wird. — Der materielle 
Buchftabe der Schrift wird dadurch freylich von dem Papiere 
nicht getrennt, wohl aber der auf dad Papier gleichfam geheftete 
Gedanke, um den ed dem Schreiber eigentlich zu thun ift. — 
Was das Gemählde anbelangt, fo verfchwindet die fcheinbare 
Unbilligfeit, dem Gigenthümer ded Material daöfelbe zuzuſpre— 
chen, wenn man meiner bey Erläuterung der SS. 414 u. 415 
ausgefprochenen Behauptung beypflichtet, daß bey Beurtheilung, 
ob und in welchem Grade eine Verbefferung bewirkt worden 
fey, auf den Nugen und Vortheil desjenigen gefehen werden 
müffe, der die Vereinigung vorgenommen hat. — Setzen wir 
ven Sal: der Mahler hätte ein fremdes Portrait gemahlt, und 
der Beſteller deöfelben habe ihm ein Honorar von vierzig Duca— 
ten zugefichert, fo verfteht man die Verbejferung doch offenbar in 
diefen vierzig Ducaten, nach Abzug desjenigen, was das dazu 
verwendete fremde Materiale werth ift, und der Eigenthümer 
des Iesteren müßte ihm fohin diefen Werth verguten, oder das 
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Gemählde dem Mahler gegen Erſatz des Materials überlaffen. 
— Hat der Mahler zu feinem eigenen Vergnügen ein Gemählde 
verfertiget, 3. B. fein eigened Portrait, oder dad Porkrait feiner 
Frau oder feiner Geliebten, fo Fann gleichfall3 die Verbeſſerung 
nicht in dem beftehen, was dabey der Eigenthümer de3 Mate: 
tial3 gewonnen hat, fondern fie befteht in dem, wad derjenige, 
den diefes Portrait eigentlich intereffiret, für ein folches Portrait 
zu zahlen pflegt. — Für jeden Fall wird ed der Mahler immer 
dahin bringen Fünnen, daß der Eigenthümer ihm dad Gemählde 
‚gegen Grfagleiftung in Hinficht des verwendeten Materiale gerne 
überlaffen wird. — Gr biethe dem Eigenthümer ded Materials 
einen hohen Kauffchilling für dad Gemählde an. Nimmt er die: 
fen Antrag an, und der Mahler zahlt ihm den Kauffchilling aus, 
fo zeigt fich eben daraus, wie viel der Werth der Verbefferung 
bettage, wenn nähmlicy der Werth des Material von diefem 
Kauffchillinge in Abzug gebracht wird; diefe Erhöhung des Wer: 
theö hat aber der Eigenthümer des Material3 dem Mahler wies 
der zurück zu vergüten. Würde er den Kaufpreis, der ihm auch 
durch dritte Perfonen angebothen werden Fann, nicht annehmen, 
fo würde er eben dadurch) an Tag legen, daß er wenigftend in 
Bezug auf feine Perfon die Sache höher im Werthe halte, als 
der angebothene Kauffchilling betragt, — und fohin würde er 
auch hier zum Erſatze der Verbefferung, nady) Maßgabe ded an: 
gebothenen Kaufſchillings, verhalten werden Fonnen, 
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Fünftes Hauptftüd. 
Don Erwerbung des Eigenthums durch Uebergabe. 


{. 423, 
Mittelbare Erwerbung. 


Sachen, die fehon einen Eigenthümer haben, wer: 
den mittelbar erworben, indem fie auf eine recht- 
liche Art von dem Eigenthümer auf einen Andes 
ven übergeben. 

Unmittelbar Fonnen nur freyftehende Sachen erworben 
werden. Sacden, welche zur Zeit, al5 fie von Jemanden er: 
worben werden follen, bereit einen Eigenthümer haben, Fünnen 
nur mittelbar an fich gebracht werden, d. h. fie können durch 
feinen einfeitigen Act der Ermwerbenden, fondern nur mit Hinzu: 
kunft eines fremden Actes in dad Eigenthum der Teßteren übergehen. 


. 424, 
Titel derfelben. 


Der Titel der mittelbaren Erwerbung liegt in ei- 
nem Vertrage; in einer Verfügung auf den To— 
desfall; in dem richterliden Ausſpruche; oder 
in der Anordnung des Geſetzes. 

4) Der eigentliche Grund der rechtlichen Möglichkeit, eine 
fremde Sache ald Eigenthum an fich zu bringen, liegt entweder 
in dem Willen des Eigenthümers, oder desjenigen, der über die 
Nechte deöfelben zu verfügen befugt iſt. Denn wenn der Eigen: 
thümer felbft will, daß dad Eigenthum feiner Sache auf einen An: 
dern übergehen folle, fo kann er fich nicht über Verlegung feines 
Eigenthumsrechted beklagen, wenn der Andere diefes Eigenthum 
wirklich an fi) bringt, — Es ift vielmehr das Necht, eine Sache 
auf den Andern zu übertragen, ein Ausflug des Eigenthumsrech- 
ted, und der Eigenthümer müßte die Ausübung eines feiner wich- 
tigften Nechte fahren laffen, wenn, ungeachtet feines auf die Ab: 
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tretung erklärten Willens dem Andern die Erwerbung rechtlich 
unmöglich gemacht würde. 

2) Der Eigenthümer Eanrn aber feinen Willen entweder da— 
hin faffen, daß Ichon bey deffen Lebzeiten der Andere das Ei— 
genthum der. Sache erlangen, — oder fein Wille kann da— 
hin gerichtet feyn, daß das Eigenthumsrecht des Anderen erft 
nad) feinem Zode beginnen fol, — Wird die Willenserklärung 
von Seite des Anderen angenommen, fo entfteht ein Vertrag. 
— Cinfeitige Willenserklärungen, daß eine Sache noch bey Leb— 
zeiten des ‚Gigenthüumerd in dad Cigenthum eines Anderen über- 
gehen fol, machen es zwar dem letzteren rechtlich möglich , die 
Sache nunmehr ald Cigenthümer an fich zu bringen; allein 
diefe rechtliche Möglichkeit ift nicht der nachfte Grund, aus 
dem fich die Erwerbung des Eigenthums rechtfertigen laßt, denn 
es muß die Erklärung der Annahme früher vor fich gehen, und 
geſchieht fie nicht in der vom Geſetze beftimmten Zeitfrift 
($. 862), fo hört auch diefe entferntere Möglichkeit wieder auf. 
Darum fieht auch dad Geſetz in dem Falle, als das Gigenthum 
fchon bey Lebzeiten des Ueberträgers an den Andern übergehen 
foll, die, einfeitige Willenserklärung des erfteren noch als Feinen 
Titel zur Erwerbung des Eigenthumsrechtes felbft an. Diefe ein: 
feitige Willenserklärung ift vielmehr nur der nächte Grund, aus 
dem fich die Erwerbung eines Rechtes zur Sache, nicht aber 
die eines Rechtes in der Sadye rechtfertigen läßt. 

3) Dagegen bedarf ed bey Tegtwilligen Anordnungen, wo— 
durch Remanden das Eigenthum einer beftimmten Sache zuge— 
dacht wurde, Feiner ausdrücklichen Erklärung der Annahme. Der 
Bedachte kann gleich unmittelbar, ohne fich früher über die An— 
nahme zu erklären, die Mebergabe der vermachten Sache in fein 
Eigenthum begehren, und fein dießfälliged Recht geht vor der 
Verjährungszeit nicht verloren. Daher begründet fihon die Ver: 
fügung 'auf den Todesfall für ihn unmittelbar, ohne daß die 
Vornahme eined anderen Acted noch voraus zu gehen hätte, 
die rechtliche Möglichkeit, die ihm zugedachte Sache ald Eigen: 
thum an ſich zu bringen. 


Nippel's Commentar II. Th. 23 
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4) Die Macht über die Nechte der Eigenthümer ‚fteht dem 
Oberheren des Staated, ald Richter und als Gefeßgeber, zu. In 
der erften Gigenfchaft erkennt und entfcheidet er vermitteljt der 
Gerichtöhöfe Uber die ftreitigen Rechte; in der Tegtern verfügt 
er durch dad Geſetz '). Der richterliche Ausfpruch kann hier in 
doppelter Beziehung ald Titel zur Sprache fommen. Der Re: 
gel nach fett jeder richterliche Ausſpruch, wenn er gerecht ift, 
einen Titel zum Gigenthume voraus, welcher jedoch von Seite 
des anderen Theile ftreitig gemacht worden iſt; und in diefer 
Hinficht ift derfelbe nur in fo weit wieder als Titel zur Erwer— 
bung des Eigenthumsrechtes anzufehen, als derjenige, der diefen 
Ausfpruch für ſich Hat, ſich nicht mehr auf jenen entfernten 
Rechtögrund, fondern nur auf die rechtöfräftige Entfcheidung zu 
berufen braucht. — Aber e5 find auch Falle gedenfbar, wo der 
richterfiche Ausfpruch einen felbftftändigen Zitel gründet, wie 
3. B. bey der Theilung einer gemeinfchaftlichen Sache ($. 841). 

5) Der Ausfpruch des pofitiven Gefeßgeberd liegt entweder 
fchon in den natürlichen Nechtögründen, oder in den Regeln 
der Gefeßgebungspolitif. — Beyſpiele legterer Art gibt und, wie 
bereits Herr Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare bemerkte, 
die Erwerbung der Früchte durch redlichen Beſitz ($. 329), der ges 
ſetzliche Finderlohn ($. 394), die gefeßliche Erbfolge, der Pflicht: 
theil, die Verjährung u. fr w. 


. 495, 
Mittelbare Erwerbungsart. 


Der bloße Titel gibt noch Fein Eigenthbum, Das. 
Eigenthum und alle dinglichen Rechte überhaupt 
£önnen, außer den im Gefese beftimmten Fällen, 
nur durch die rechtliche Uebergabe und Ueber: 
nahme erworben werden, 

4) Der Titel, ald eine bloß rechtlihe Möglichkeit zu 
erwerben gedacht, gibt noch Fein wirkliches Cigenthum; denn da— 
mit ein Eigenthumsrecht entftehe, wird, nebſt der rechtlichen 


1) Siehe Zeiller zu dieſem )., Nr. 1. 


- 
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Möglichkeit, noch ein befonderer Act erfordert, um das bloß 
Mögliche aus dem Neiche der Möglichkeit in das der Wirklichkeit 
zu verfegen, welcher Act die Erwerbungdart genannt wird. 
— Indeſſen fteht nichts entgegen, daß öfters Titel und Erwer: 
bungsart in einem Acte zufammentreffen. Der Theorie nach 
aber müfjen beyde immer gefondert bleiben. So 3. B. Fünnte 
der Gefeßgeber allerdings anordnen, daß durch den Vertrag, wos 
durch eine beftimmte Sache an Jemand übertragen wird, ohne 


\ Hinzutreten eined anderen Actes das Eigenthum derfelben erwor: 


ben werde; allein in diefem Falle beftünde eigentlich der Titel 
in dem Verfprechen des früheren Eigenthümers, das Eigenthum 
übertragen zu wollen; denn diefes Verſprechen eröffnet dem 
Promiffar die Möglichkeit, dad Eigenthum der Sache zu erwer— 
ben, welches durch die Erklärung feiner Annahme auch voirklich 
erworben würde, daher hier diefe Erklärung ald die Erwerbs— 
art anzufehen wäre. | 

2) Nach den Grundfägen des natürlichen Privatrechtes iſt 
ed ftreitig, ob ein bloßer Vertrag, wodurch eine beftimmte Sa— 


“che oder ein’ Recht auf eine völlig beftimmte Sache zugefichert 


und angenommen wird, ohne alle Uebergabe ſchon ein dingliches 
Sachenrecht gewähre ? — Daher wird diefe Trage auch von 
mehreren philofophifchen Nechtölehrern verfchieden beantwortet. 
— In Anfehung der urfprünglichen Erwerbungdart hegen die 
wenigften einen Zweifel, daß bier eine Befigergreifung und Be— 


zeichnung nothwendig fey, damit: Jedermann erfennen könne, die 


Sache fen nicht herrenlos, und ed ſey daher Niemand berechtis 
get, fich diefelbe zuzueignen '). Aber in Anfehung der abgeleis 
teten Grwerbungdart behauptet man, daß ein äußeres Zeichen det 
Mebertragung des Eigenthums nicht mehr nothwendig fey, da die 
Sache fehon vorher aus der Gemeinfchaft ausgehoben war, jede 
dritte Perfon daher ohnehin ſchon wiſſen müſſe, daß fie fich 
dieſer Sache nicht mehr bemächtigen dürfe, und es fohin auch, 
fobald die vertragfchliegenden Theile darüber einig find, welcye 
einzelne Sachen, und in wie fern fie überlaffen werden, in Rück 
25 * 
1) Zeillers natürliches Privatrecht, \. 66, 
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ficht der übrigen Menfchen Feiner weiteren Erklärung des aus: 
fihließenden Nechted durch den Befig bedürfe ). Diefed Raifon- 
nement fhiene mir allerdingd gegründet, wenn nicht auch der 
all möglich wäre, daß der Eigenthümer einer Sache, welcher 
diefelbe an einen Anderen mit deffen Zuftimmung zu übertragen 
erkläret hat, ohne ihm diefe Sache wirklich zu übertragen, diefe 
nähmliche Erklärung auch einem Dritten mache, welchem er Über: 
dieß noch diefe Sache übergibt. — Hier ift für diefen Dritten 
fein Merfmahl vorhanden, worayd er entnehmen Fünnte, daß 
dad Eigenthumsrecht der in Nede ftehenden Sache bereit auf 
einen Anderen übergegangen fey. Wenn daher bey der urfprüng- 
lichen Grwerbungdart die Bezeichnung aus dem Grunde gefordert 
wird, damit für die übrigen Menſchen erkennbar werde, daß die 
Sache nicht mehr herrenlos, folglich Niemand berechtiget ſey, 
ſich dieſelbe zuzueignen, warum ſoll nicht aus einem gleichen 
Grunde, nach den Lehrſätzen des natürlichen Privatrechtes, zur 
vollftändigen Erwerbung des Eigenthums einer Sache, welche 
bereits Jemand eigenthümlich befaß, die Uebergabe nothmwendig 
feyn, da für diejenigen, welche ihr Recht von dem Willen 
des Eigenthümers felbft ableiten, durch Fein äußeres Zeichen er= 
kennbar wird, daß derfelbe über diefe Sache nicht mehr mit 
Rechtögültigkeit disponiren Fonnte ? 

3) Aus dem Gefagten wird zum menigften erflärbar, wa— 
tum die meiften pofitiven Gefeßgebungen diefe Uebergabe bey 
Erwerbung des Eigenthums und anderer dinglichen Rechte als 
nothwendig eingeführt haben. Für alle Fälle wird durch die An— 
ordnung des Gefeßed, daß zur Erwerbung des Eigenthumes die 
Uebergabe nothwendig fey, die Sicherheit des Gigenthumes her: 
geftellt und der Verkehr befördert; welche Sicherheit außerdem 
gefährdet, To wie der Verkehr gehemmt würde. — Um dasjenige, 
was ohnehin bereit3 gründlich dargeftellt worden ift, nicht unnö⸗ 
thiger Weiſe zu wiederhohlen, verweiſe ich die Leſer auf die Ab— 
handlung des k. k. Rathes u. Prof. Hrn. Dr. Michael Schuſter) 
über die von dem Eigenthümer vorgenommene Veräußertung 


1) Zeiller a. and. D., $. 109. 
2) In des Herrn Biceprafiventen Pratobevera Materialien, 6. ©. 
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einer Sache an zwey verfchiedene Perfonen, und den Vorzug 
unter denfelben, worin Seite 225 — 227 die widrigen Nechtö- 
folgen eined gegentheiligen Nechtöinftitutes gefchildert worden find. 
Es ftellt daher auch diefer $. die Regel auf, daß man mittelbar 
ds5 Eigenthum einer Sache nur durd) die rechtliche Uebergabe 
und Uebernahme erwerbe. Wenn mir 3. B. Jemand feine Uhr 
verkauft, fo erlange ich durch den Kaufvertrag nur ein perfönlis 
ches. Recht gegen den Verkäufer, vermöge welchem ich ihn ver 
halten kann, mir diefe Uhr ald Eigenthum zu übergeben, aber 
Feineswegd dad Eigenthum diefer Uhr ſelbſt. Ich kann fie daher 
auch in dem Falle, ald er die nähmliche Uhr an einen Dritten 
verfauft und übergeben hätte, von diefem Dritten nicht vindici= 
ren, fondern ich muß mic damit begnügen, die Schudlodhaltung 
von dem Verkäufer zu fordern. 

4) Der $. redet von eier rechtlichen Webergabe und 
Uebernahme. Diefer Ausdruck beziehet fich jedoch nicht auf die 
fubjective juriftifche oder gar moralifche Fähigkeit der Perſo— 
nen, fondern auf die objective äußere Befchaffenheit der Tras 
dition, wie fie dad pofitive Geſetz in den hier folgenden IS. zur 
rechthichen (d. i. legalen) Webergabe und Uebernahme erfor: 
dert '). Denn die fubjective juriftifche oder moralifche Fähigkeit der 
Perfonen wird fchon zur Möglichfeit der Gigenthumderwer: 
bung erfordert, fie muß fohin fchon bey Beurtheilung des Rechts— 
titelö zur Sprache kommen. Die Rechtlichfeit des Titeld voraus: 
gefeßt, Fann die NReihtlichkeit der Uebergabe und Uebernahme nur 
in der Beobachtung der in Anſehung derfelben vorgezeichneten 
gefeglihen Vorfchriften beftehen; denn der $. 878 fagt ja, daR 
dasjenige, was nicht geleiftet werden kann, was geradezu unmöglich 
und unerlaubt iſt, Fein Gegenftand eined gültigen Vertrages wer: 
den könne. Wo aber bereits die Anmöglichkeit, eine Sache zu 
erwerben, vorliegt, folglich Fein gültiger Titel vorhanden ift, Fann 
von einer Erwerbungsart keine Rede mehr fenn. Wenn mir 3. B. 
Jemand einen gefchwärzten Tabak verkauft, und mir denfelben, 
in Folge des gefchloffenen Kaufcontractes, in meine Hände über: 


1) Siehe Pratobevera’s Materialien, 6. B., S. 232, Anmerkung Nr. 2. 
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gibt, fo werde ich dadurch doch auf felben Fein Eigenthumdrecht 
erlangen 5 allein nicht degwegen, weil die Uebergabe, — fondern 
weil der gefchloffene Kaufsvertrag unrechtlich, fohin ungültig war. 
— Wenn mir dagegen Jemand fein Haus verkauft, mich in den 
phufifchen Beſitz desſelben einführt, und dadurch die Uebergabe 
zu vollziehen glaubt, fo werde ich doch nicht Eigenthümer des— 
felben, weil die Webergabe nicht fo gefchehen ift, wie ed dad 
Geſetz zur Grwerbung des Gigenthumdrechtes fordert. 

5) Der $. fordert zur rechtlichen mittelbaren Erwer— 
bungsart die Uebergabe und Uebernahme. Daraus fcheint 
hervorzugehen,, daß durch den einfeitigen Act des Uebernehmens 
das Eigenthumsrecht nicht erlangt werde. Setzen wir 5. B. den 
Ball: A habe feine Sackuhr an B verkauft, aber felbe nicht zugleich 
übergeben. — Später kömmt B zufälfiger Weife in dad Zimmer 
des A, fieht die ihm verkaufte Uhr auf dem Tiſche liegen, und 
nimmt fie zu ſich. — Iſt er durch diefen Act Eigenthümer ge= 
worden? — Dffenbar nicht; denn der $. fagt ausdrüdlich, daß 
das Eigenthum nur durch die rechtliche Hebergabe und Ueber 
nahme erworben werde, welche erftere hier nicht vorhanden iſt; 
auch Fann hier die Uebernahme felbft als Eeine rechtliche ange: 
fehen werden, da dad Gefeg denjenigen, der ſich in den DBefiß 
einer Sache eindringt, oder durch Lift oder Bitte heimlich ein— 
ſchleicht, als einen unechten Befiger erkläret ($. 345), gegen 
den die Zurücfegung in die vorige Lage eingeflagt werden Fann 
($. 346). — Ein anderes müßte in dem Falle behauptet werden, 
wenn die eigenmächtige Befigergreifung ſich in dem ausdrücklich 
oder ftillfhweigend erklärten Willen des Cigenthumsüberträgerd 
gründete, indem bier der Uebernehmer gleichfam die Webergabe 
an fich felbft vollzieht, und zwar mit Wiffen und Willen de3 
früheren Eigenthümers, daher auch auf eine rechtliche Weife. 

6) Uebrigens kann die Uebergabe nicht nur mit dem Titel 
verbunden werden, welches bey der Erfißung der Fall ift ($. 1452), 
die fohin Titel und Erwerbungsart zugleich iſt; fondern die Ueber: 
gabe Fann dem Zitel öfters vorangehen, wie wenn 5. B. der A 
bey dem B Waaren beftellet, und Tegterer fie ihm mit dem Be: 
deuten übergibt, daß fie über den Kaufspreis ſchon einig werden 
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wurden. Werden fie in der Kolge darüber einig, und wird fohin 
dadurch der Kaufscontract vollkommen abgefchloffen, fo gehet mit 
diefem Abfchluffe auch das unmwiderrufliche Gigenthum der Waa- 
ren an den A über. Würden fie mit dem Kaufspreis nicht einig, 
fo müßten ohne Zweifel die Waaren wieder zurückgeftellt werden, 
und hätte fie der A bereit5 in der Weberzeugung, daß B einen 
annehmbaren Preid feftiegen werde, fchon als fein Eigenthum 
behandelt und als folche vertilget, 3. B. die. Eßwaaren verzeh: 
tet, fo wäre er (A) verbunden, diefe Waaren nad) dem gang: 
baren Preife zu erfegen. — Diefen Preis muß er erfeßen, weil 
er nur in der Vorausfegung, daß fich der Verkäufer mit einem 
Tolhen begnügen werde, die Waaren vorläufig ald fein Gigen- 
thum anfehen und behandeln Eonnte, er daher, wenn er die 
Bezahlung dieſes Preifes verweigern wollte, fich unredlich beneh: 
men würde, und er dadurch wirklich ald Befchädiger erfcheint, 
der, wenn die Sache in den vorigen Stand nicht mehr zurück— 
gefeßt werden Fan, den Schäßungswerth zu vergüten hat, wel— 
cher, der Hegel nach, nad) dem Nutzen beftimmt wird, den die 
Sache, mit Rüdfiht auf Zeit und Ort, gewöhnlich und allgemein 
leiftet ($. 305), Mehr Eannn aber der Vebergeber nicht verlan- 
gen, weil fich die Befchädigung hier weder auf eine böfe Abficht, 
noch auffallende Sorglofigkeit gründet ($. 1324). Der $. deu: 
tet zugleich an, daß in mianchen Fällen dad Eigenthum auch ohne 
Vebergabe und Webernahme an Jemanden übergehen könne, — 
roelche Bälle an verfchiedenen Orten des Gefeßbuches, wie 3. B. 
bey dem Befige ($. 330), und befonderd im vorigen Hauptftüde 
bey der Lehre von dem Zumwachfe vorkommen. 

7) Der Paragraph dehnt die Regel, daß da3 Eigenthum 
mittelbar nur durch rechtliche Webergabe und Uebernahme exe. 
worben merde, auf die dinglichen Nechte überhaupt aus. Co 
gibt der bloße Titel Fein Befisrecht ($. 320) ; er gibt Fein Ser: 
vituts- ($. 487) und Fein Pfandrecht (9. 451). Doch findet 
bey allen diefen dinglichen Nechten die hier aufgeftellte Negel 
einige Ausnahmen. — So wie z. B. dad Beſitzrecht durch die 
eigenmächtige Handlung des Erwerberd ohne Titel und Uebergabe 
erlangt wird, fo erwirbt der Vermiether ein Pfandrecht auf die 


360 [$. 426.] 


Fahrniſſe des Miethers, ohne daß diefelbe ihm übergeben wer; 
den u. f. w. Das Erbrecht macht aber überhaupt von diefre 
Regel eine Audnahme ($. 536). 


J. 426. 


Arten der Uebergabe: 1) bey beweglichen Sachen: a) Förperliche Uebergabe, 


Bewegliche Sachen können in der Regel nur durch 
förperliche Uebergabe, von Hand zu Hand, an 
einen Andern übertragen werden, 


4) Die Vebergabe, im weitläufigen und gemeinen Sinne, 
ift, wie Here Hofrath v. Zeiller bemerkt, jede Handlung, wo— 
durch man den Befis, oder auch die bloße Anhabung, auf einen 
Andern überträgt; aber im juridifchen Sinne ift fie die Cin- 
taumung des DBefiges, oder eine Handlung, wodurch der Befig 
einee Sache auf einen Andern übertragen wird, in der Abficht, 
daß er dad Cigenthum einer Sache (ein eigenthümliches Recht 
$$. 353 u. 354) erhalte. — Die Haupttendenz der Webergabe 
befteht theil5 darin, dag der Uebernehmer in den Stand gefekt 
werde, ausſchließend uber die Sache zu verfügen, theild da= 
mit Undere abnehmen Fonnen, daß dad Eigenthum von dem 
Vebergeber an den Uebernehmer übertragen worden fey ($. 425). 

2) Die Art der Uebergabe ift verfchieden nach der Gat— 
tung ded Gegenftandes , der übergeben werden foll. Vorzüglich 
und weſentlich unterfcheiden fich die Mebergabe der beweglichen 
und die der unbeweglichen Sachen. Die natürlichfte Webergabö- 
art beweglicher Sachen ift diejenige, zufolge welcher fie Jeman— 
den in die Hand gegeben, und von diefem ergriffen werden. — 
Dadurch wird diefer doppelte Zweck am vollflommenften erreicht ; 
denn a) wird ed dem Uebergeber unmöglich gemacht, mit der 
Sache zu Öunften eines Anderen zu verfügen, und b) wird der 
Mebernehmer dadurch, daß er die phufifche Möglichkeit erhält, 
über die Sache nad) Willführ zu verfügen, in einen Zuftand ver: 
feßt, welcher mit dem Gigenthumsrechte, das in der rechtlichen 
Möglichkeit befteht, auf eine Sache nad) Willkühr einzuwirken, 
correfpondiret, daher auch die übrigen Perfonen denfelben ald 
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Eigenthümer der Sache anzufehen gendthiget find. — Es ift zwar 
richtig, daß diefe Eörperliche Webergabe Fein ganz untriegbares 
Zeichen der Cigenthumsüberlaffung ift, indem die Sache auch 
in Solge eined Verwahrungs-, Leih- oder Pfandvertrages u. ſ. w. 
übergeben werden fann; allein dad Gefeß hat $. 367 auf eine 
andere Art und Weife dafür geforgt, daß derjenige, der im gu— 
ten Glauben diefe Hebergabe für die mirfliche Eigenthumsüber: 
tragung anfieht, — dadurch nicht zu Schaden komme. — 

3) Qndeffen darf der Ausdruck „Uebergabe von Hand zu 
Hand” nicht immer buchjtäblich genommen werden; fie ijt ohne 
Zweifel in allen jenen Fällen vorhanden, wo eine Sache in die 
Gewahrfame des Anderen übergeben wird. — Wer 5. DB. einen 
Wagen Fauft, und ihn in feine Wagenremife bringen laßt, 
wird dadurch Eigenthümer desfelben, wenn auch der Wagen 
von ihm noch nicht mit der Hand ergriffen worden ift. Es ge: 
nügt, wenn er nur in die Lage gefegt wurde, ausfchließend mit 
demfelben verfügen zu Fünnen. — Man kann daher im Allge: 
meinen fagen, daß eine Uebergabe von Hand zu Hand dann vor= 
handen fey, wenn eine. bewegliche Sache von der Gemwahrfame 
des früheren Eigenthümers in die des neuen Erwerbers gebracht 
wird. — Bon der Vebergabe der unbeweglichen Sachen wird 
im $. 431 gehandelt, 


6. 427. 
b) uebergabe durch Zeichen. 


Bey ſolchen beweglichen Sachen aber, welche ihrer 
Beſchaffenheit nach keine körperliche Uebergabe 
zulaſſen, wie bey Schuldforderungen, Frachtgü— 
tern, bey einem Waarenlager oder einer ande— 
ren Geſammtſache, geſtattet das Geſetz die Ueber— 
gabe durch Zeichen; indem der Eigenthümer dem 
Uebernehmer die Urkunden, wodurch das Eigen— 
thum dargethan wird, oder die Werkzeuge über— 
gibt, durch die der Uebernehmer in den Stand 
geſetzt wird, ausfchliegend den Beſitz der Sache 
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zu ergreifen, oder indem man mit der Sache 
ein Merkmahl verbindet, woraus Sedermann deut⸗ 
Yich erkennen Fann, daß die Sache einem Ande— 
ven überlaffen worden ift. 


1) Die Vebergabe von Hand zu Hand ift aber nicht im- 
mer füglich zu bewerfftelligen, weßhalb dad Gefeg hier auch eine 
andere Art von Uebergaben, ald die von Hand zu Hand, zuläßt, 
welche die Uebergabe durch Zeichen, oder die ſymboliſche genannt 
wird. Es fiheint kaum bemerkt werden zu dürfen, daß der Ge— 
ſetzgeber bey Zeftfegung diefer Uebergabsart keineswegs von dem 
Principe, das diefem Rechtöinftitute überhaupt zum Grunde liegt, 
abweiche, fondern auch durch diefe ſymboliſche Uebergabe den 
nähmlichen Zweck erreichen wollte, wie bey der Uebergabe von 
Hand zu Hand; nur machte ihn die Betrachtung , daß fi nur 
durch die Webergabe von Hand zu Hand die obenangedeufeten 
Zwecke am vollfommenften erreichen laffen, und daß diefe nicht 
in allen Fällen angewendet werden könne, dort bey feinen For— 
derungen etwas nachfichtiger, und er begnüget fih, wenn jene 
Zwecke durch diefe bloß aushülfsweife Statt findende fymbolifche 
Vebergabdart in einem minder vollfommenen Grade erreicht werden. 

2) Nach der Vorfchrift ded gegenwärtigen $. gefchieht diefe 
Uebergabe ein Mahl dadurch, daß die Werkzeuge übergeben wer: 
den, durch die der Uebernehmer in den Stand gefeßt wird, aus— 
fchliegend den Befiß der Sache zu ergreifen. Solche Werkzeuge 
find 3. B. die Schlüffel zu einem verfchloffenen Behaltniffe. — 
Anden diefe Schlüffel übergeben werden, wird der Uebergeber , 
der Regel nad), außer Stand gefeßt, mit den in dem verfchloffe: 
nen Behältniffe befindlichen Sachen nach eigener Willkühr zu 
verfügen, und der Uebernehmer wird dadurch in die Lage ges 
bracht, mit den in dem Behältniffe enthaltenen Sachen nad) 
feiner Willkühr zu difponiren, und fohin werden hiermit die 
nähmlichen Zwede, nur in einem geringeren Grade der 
@icherheit, erreicht, welche. bey der Vebergabe von Hand zu 
Hand erlangt werden, indem die Möglichkeit der weiteren phy— 
fiichen Einwirkung von Seite des Uebergebers bey der Weber: 
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gabe von Sand zu Hand ganz audgefchloffen wird, was hier 
nicht der Fall ift, weil es möglich bleibt, daß der Uebergeber 
noch im Beſitze eines folchen Werkzeuges fey, und ihm daher 
die phufifche Einwirkung auf die veräußerte Sache troß diefer 
Uebergabe immer noch möglic) bleibt; was aber der Regel nad) 
wohl nicht anzunehmen ift. 

3) Eine andere, im gegenwärtigen $. erwähnte, Art der 
fombolifchen Uebergabe ift, wenn man mit der Sache ein Merk— 
mahl verbindet, wodurch Jedermann deutlich erkennen kann, daß 
die Sache einem Andern überlaffen worden ift. Ben diefer Art 
Vebergabe bleibt freylich der Uebergeber noch immer in der phys 
fiihen Möglichkeit, über die Sache zu disponiren; allein er wird 
dadurd) doch in der weiteren Veräußerung verhindert, und es 
werden demfelben fomit Hinderniffe gegen eine Art der Ver— 
fügung über die veräußerte Sache gelegt, deren Hintanhaltung 
der hauptfächlichfte Zweck der Uebergabe iſt. Denn die Sicher: 
heit des Verkehres fordert vorzüglich nur, daß der Eigenthümer 
einer Sache verhindert werde, diefelbe an verfchiedene Perfonen 
zu veräußern; follte er diefe Veräußerung ungeachtet des mit 
der Sache verbundenen Zeichens ins Werf fegen, fo hätte der— 
jenige, an den diefe Sache veräußert wurde, es ſich Tediglich 
felbft zuzufchreiben, wenn er fie demjenigen abfteten müßte, dem 
fie früher auf diefe Art fombolifch fradirt wurde. 

4) Cine dritte Art diefer Uebergabe ift, wenn die Urkun— 
den übergeben werden, wodurd dad Eigenthum dargethan wird, 
welches vorzüglich bey Schuldforderungen der Fall iſt. Welche 
Urkunden find aber diefe ? Soll durch diefelben dad Gigenthum des 

Uebergeberd oder des Uebernehmers dargethan werden? — Vie: 
Te find der Meinung, daß unter diefen Urkunden diejenigen zu 
verftehen fenen, welche über das zwifchen dem Uebergeber und 
dem Uebernehmer eingegangene Nechtögefchäft errichtet zu werden 
pflegen, 3. B. die Ceffion, wodurch die Schuldforderung. abge: 
freten wird. Zur Begründung diefer Meinung wird angeführt: 
a. Man müffe zwifchen Beweis (Zeichen) der Forderung, und 

zwiſchen Zeichen der Uebergabe unterfcheiden. Zu einer Ueber: 
gabe mittelſt Zeichen müſſen wirkliche, befondere Zeichen vor 


364 . [$. 427.] 


(x) 


handen feyn, welche die Eörperliche Uebergabe vertreten. Die: 
ſes könne nun nicht mit jenen Urkunden gefchehen, weldye das 
Eigenthum des Uebergeberd an der Sorderung darthun, denn 
diefe feyen an und für fich Fein Zeichen der Uebergabe, fondern 
nur ein Beweis (Zeichen im weiteren Sinne) der Forderung. 


. Die Paciscenten haben den gemeinfamen Willen, daß dad 


bisher als Eigenthum des Vebergebers erfcheinende Eigenthum 
nun al3 Eigenthum des Uebernehmers ſich darjtellen folle. 
Diefes gefchehe aber dann, wenn die ald Zeichen der Weber: 
gabe auszuhändigende Urfunde dahin laute, daß die übertras 
gene Sache von nun an als Eigenthum des Uebernehmers 
gelten ſolle. Das deutliche Erkennen des Veberlaffens fey der 
Grund aller pofitiven Geſetze, welche zum Eigenthumderwerbe 
die Uebergabe verlangen. Iſt die Eörperliche Sache von 
Hand zu Hand übergeben, fo entjtehe ein neuer Befis, wel: 
cher die Uebergabe deutlih beurfundet. Iſt die Eorperliche 
Vebergabe nicht möglich, fo müffen Zeichen gewählt werden, 
woraus die gefchehene Uebergabe erkennbar wird. — Nun füh: 
ren aber bloß die Urkunden, woraus erhellet, daß das Eigen— 
thum dem Uebernehmer überlaffen worden ift, eine ſolche Spra— 
che, daß Jedermann erkennen Eann, die Sache fey überlaffen 
worden. Was insbeſondere die Schuldforderungen anbelange, 
fo ergebe ſich 


. aus dem Inhalte des $. 1393, daß die Uebergabe ded Schuld— 


fcheins, der Negel nad), zur Webergabe der Forderung felbft 
nicht genügen könne, weil diefer $. vorfchreibt, daß Schuld— 
fcheine, die auf den Ueberbringer lauten, durch die 
bloße Webergabe abgetreten werden, und nebjt dem Befige 
Feines anderen Beweifes der Abtretung bedürfen, woraus e 
contrario folge, daß bey Schulöfcheinen, die auf den be: 
ffimmten Nahmen eines Gläubiger: gefhrieben 
fü nd, die Uebergabe derfelben zur Webertragung des Eigenthums 
der Forderung an den Geffionar nicht genüge, fondern bierzu 
noch die Einhandigung einer Ceſſionsurkunde gehöre. Endlich 


d. würde aus der gegentheiligen Behauptung, daß nähmlich zur 


Uebertragung einer Forderung die Aushandigung des Schuld- 
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fcheined erforderlich fey, folgen, daß Schuldforderungen , über 
welche Feine Schulddocumente beftehen,, unveräußerlich feyen ; 
was gewiß Niemand zu behaupten wagen wird. 
Allein diefe Gründe find, nach meiner Anficht, nicht hinrei— 
chend, die angeführte Meinung zu rechtfertigen. Denn 

a. fteht weder ein ausdrückliches Gefeß, noch die Natur der Ca: 
che der Behauptung entgegen, daß dad Beweismittel der dor: 
derung ald Zeichen der ‚Uebergabe dienen Fonne, wenn das— 
felbe dem Uebernehmer eingehändiget wird. ben die beweis— 
machende Urkunde über dad Beſtehen der Forderung überhaupt, 
ift das finnliche Werkzeug, durch welches die Forderung auf 
eine in die Sinne fallende Art dargetellt wird; — fie ftellt 
gleichfam die Forderung vor, — und indem fie dem Andern 
eingehändiget wird, wird dadurch die Forderung felbft auf 
eine ſymboliſche Art demfelben übergeben. — So mie die 
Innehabung der Förperlichen Sache, der Regel nach, mit dem 
Eigenthumsrechte auf diefelbe verbunden ift, fo ift auch die 
Annehabung jener Urkunden, wodurch die Forderung felbft 
dargeftellt wird, mit dem Eigenthume diefer Forderung ge— 

wöͤhnlich in Verbindung. — Wenn wir denjenigen, welcher 
eine Sache in feiner Macht und Gewahrfame hat, für den 
Eigenthümer deöfelben zu halten geneigt find, fo vermuthen 
wir gleichfald mit Recht, daß derjenige , welcher die beweiss 
machenden Urkunden einer Forderung in Händen hat, Eigen: 
thümer der Forderung felbft fen. 

b. Allerdings ift das deutliche Erkennen des Weberlaffens der 
Grund aller pofitiven Geſetze, welche zum Eigenthumserwerbe 
die Mebergabe verlangen. Aber was ift denn das weitere Ziel 
dieſes Erkennens? — Damit diejenigen, welche die Sache an 
fi zu bringen gedenken, und die fich ohne eine äußere, in die 
Sinne fallende Handlung, wodurch die weitere Eigenthums— 
übertragung offenbar wird, dießfalld ganz natürlich an den 
früheren Eigenthümer wenden würden, in die Kenntniß gelan: 
gen, daß eine Eigenthumsübertragung von feiner Seite nicht 
mehr ausgehen könne, und damit fie zugleich erfahren, wer 
gegenwärtig Zug und Macht dazu habe, — So lange nun 
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z) 


der Gläubiger die Schuldfcheine , die auf feinen Nahmen lau— 
ten, in Händen hat, mird demmfenigen, der fie ihm abzu= 
Löfen gedenfet, der Regel nach nicht offenbar, daß die Forde: 
rung bereitd an jemanden Andern abgetreten worden ijtz die 
dem Dritten auögeftellte Ceffion, von der er Feine Kenntniß 
hat, wenn fie ihm nicht zufällig befannt wird, führt Feine fol= 
che Sprache, daß ihm daraus befannt würde, es fey der 
Gigenthümer der Schuldfcheine nicht mehr. befugt, ihm diefel= 
ben zu cediren. — Richtig ift e5 zwar, daß diefe Ceſſionsur— 
Funden gegen denjenigen, dem das Eigenthum weiterd abge: 
treten werden foll, eine deutlichere Sprache führen, ald die 
bloßen, in den Händen des gegenwärtigen Eigenthümerd be— 
findlichen Schuldfcheine, welche auch auf eine andere Art und 
Meile, ald in Folge der Abtretung der Forderung, in deſſen 
Hände gekommen feyn könnten. Allein hätte der höchfte Geſetz- 
geber bey der Beftimmiung, daß zur Eigenthumdubertragung eine 
Vebergabe erforderlich fey, — diejenigen Perfonen vor Augen 
gehabt, an die der neue Eigenthümer die Sache weiters übers 
laffen will, fo hätte er gerade die Uebergabe durch Urkunden, 
im Sinne der Gegner, als die volfommnere, ald Regel auf: 
ftellen müffen. — Denn die. Förperliche Hebergabe gibt dem— 
jenigen, der fie von dem letzten Erwerber an fich zu brin— 
gen gedenket, Fein fo deutliches Zeichen, dad diefem das 
Eigenthum derfelben überlaffen worden ift, als ſelbe durch die 
Kaufs-, Schenkungs-, Zaufchurfunde u. f. w. erhelletz aber 
fie feßt denjenigen, welcher das Eigenthum bereit5 abgetreten 
hat, in die Unmöglichkeit, mit derfelben weiterd zu difponiren, 
und zeigt demjenigen, welcher außerdem die Sache von ihm 
an fich gebracht hätte, deutlih an, daß er hierzu nicht Zug 
und Macht habe. 


. Hier wird aud dem $. 1393 e contrario zu viel gefolgert. 


Aus diefem $. folgt im Gegenfage nur fo viel, daß. Schulde 
forderungen, worüber Schuldurfunden errichtet find, die auf 
den Nahmen eines bejtimmten Gläubigers lauten, durch die 
bloße Uebergabe der Schuldbriefe nicht abgetreten werden, 
fondern hierzu die Wilfensaußerung des Uebergeberö, daß diefe 
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Schuldforderungen ein Eigenthum des Lebernehmers feyn ſol— 
len (Geffion), hinzu treten müſſe; daß aber, um das Eigen 
thum diefer Schuldforderung zu erwerben, eine ordentliche 
Ceſſionsurkunde übergeben werden müffe, liegt im Ge: 
genfaße ded $. 1393 keineswegs. — Es iſt allerdings richtig, 
daß die bloße Uebergabe des über die cedirte Forderung beſte— 
henden Schulddocumentes zum Zwecke der Eigenthumsüber: 
tragung nicht genüge, indem zur Uebertragung des Eigenthums 
Zitel und Uebergabe gehören. Diefem fteht aber nicht ent= 
gegen, daß die Einhändigung der Schulddocumente nicht diefes 
zwente Erforderniß zur Eigenthumserwerbung erfegen könne. 
— Dadurch, dag ich erweife, Jemand habe mir feine Saduhr 
‚übergeben, habe ich noch Feineswegd mein Cigenthum darge- 
than; denn es ift ja eben fo leicht möglih, daß er fie mir 
geliehen, zur Verwahrung anvertraut, oder als ein Pfand ein: 
gehändiget habe; eben fo wenig habe ich dad Eigenthum einer 
Forderung fehon dadurch erwiefen, wenn ich zeige, daß mir 
das hierüber ausgeftellte Schulddocument übergeben wurde. 
Darin Tiegt alfo der Unterfchied, warum Schulöfcheine, die 
auf den Veberbringer lauten, fchon durch bloße Uebergabe ab» 
getreten werden, was bey Schulöfcheinen, die auf beftimmte 
Nahmen lauten, der Fall nicht iftz weil im erfteren Falle der: 
jenige, der diefe Schuldurfunde in Händen hat, al3 der wahre 
Gläubiger bezeichnet wird, und daher außer dem Beſitze Feines 
anderen Beweifed der Abtretung bedarf; wogegen im legteren 
noch der vorige Eigenthümer in dem Schuldfcheine angeführt 
ift, daher der Cefjionär, außer dem Befige des Schuldfcheines, 
noch befonders den Zitel der Abtretung zu erweifen hat, um 
ald Eigenthümer der Forderung angefehen werden zu Eönnen. 
— Nichtig ift es zwar, daß der Ceffionär, mit der Schuldur: 
Funde allein in Händen, über die ihm überfragene Forderung 
noch nicht vollfommen als Eigenthümer diöponiren könne; — 
allein daraus folgt nicht, daß er aus diefer Urſache auch Fein 
vollfommener Gigenthümer derfelben fen, Mit dem Rechte 
des Eigenthümers, jeden Anderen von dem Belige auszufchlie: 
Ben ($. 364), ift auch das Necht verbunden, feine ihm vor: 


d. 
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enthaltene Sache von jedem Inhaber durch die Eigenthums— 
Elage gerichtlich zu fordern. Diefes Necht wird er Faum in 
Ausführung bringen können, wenn ihm derjenige, der ihm das 
Eigenthum der Sache überlaffen hat, nicht auch jene Beweis— 
mittel in die Hände liefert, wodurch er darzuthun im Stande 
ift, dag ihm die Sache von dem wahren Eigenthümer über: 
laffen worden fey. Gehört nun aber deßwegen die Aushändi— 
gung dieſer Documente zur Uebergabe? — und Fann er wohl 
die überlaffene Forderung vollfommen ald Eigenthümer benü— 
gen, wenn ihm nicht auch die das Forderungsrecht begründen: 
ten Urkunden mit übergeben werden? Endlich 

ift bey Forderungen, worüber gar Feine Schulddocumente 
beftehen, Keine eigentliche Uebergabe erforderlich. — Um 
diefe Behauptung zu rechtfertigen, unterfcheide ich die Rechts— 
verhältniffe, welche durch die Uebertragung der Forderung zwi— 
hen Gläubiger und Schuldner, von denen, welche in Bezug 
auf dritte Perfonen entftehen. Durch den Abtretungdvertrag 
entfteht vor Allem zwifchen dem Weberträger und Hebernehmer 
(Cedent und Ceſſionär) ein beftimmted Rechtöverhältnig , wel 
ches durch den abgefchloffenen Vertrag eo ipso zu Stande 
kommt, und wozu es weder einer wirklichen noch fombolifchen 
Uebergabe bedarf. — Nur wenn die Geffion unentgeldlich ges 
fchähe, fo, daß fie eine Schenfung begründete, dann müßte 
dem Geffionär eine fchriftliche Urkunde übergeben werden; 
allein diefed aus einem andern Grunde ald dem, auf welchem 
die gefeglihen Anorönungen, die zur Cigenthumserwerbung 
eine Uebergabe fordern, beruhen. — Das Rechtsverhältniß des 
Ceſſus zum Gedenten fowohl ald Ceſſionär wird gleichfall5 
nicht geändert, ob über das Ceſſionsgeſchäft eine fchriftliche 


‘ Urkunde errichtet, und dem Gefjionär eingehändigt worden ift 


oder nicht. Bey ihm kömmt ed lediglich auf den Umftand an, 
ob ihm der Gefjionär befannt gemacht worden ift oder nicht; 
im erjterem Falle ift er nicht mehr berechtiget, den erften Gläu— 
biger zu bezahlen, oder fich fonft mit ihm abzufinden; wohl 
aber im zweyten. Ob über dad Ceſſionsgeſchäft eine fehriftliche 


Urkunde errichtet worden iſt, oder nicht, macht hier feinen 
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Unterfchied. — Nun Fomme ich auf dad Verhältniß zweyer 
Geffionäre gegen einander. Hat nähmlicy der Gläubiger feine 
Forderung zweyen Perfonen abgetreten, fo kömmt es gleich: 
falls darauf an, ob der Schuldner von dem einen oder andern 
Ceffionsgefchäft in Kenntniß geſetzt worden ift oder nicht. — 
Im letzteren Falle erlangten beyde Geffionars nur ein perfün- 
liches Recht, von dem Cedenten zu fordern, daß er den Schuld: 
ner anmeife, feine Schuld, anftatt an ihn (Gedenten), an fie 
(Ceſſionäre) zu bezahlen ; da aber der Schuldner nur verbindlic) 
gemacht werden kann, Einen zu bezahlen, fo muß derjenige 
. den Vorrang behaupten, dem die Forderung früher abgetreten 
worden ift, weil der fpätere Geffionär Fein Recht haben Fann, 
den Gläubiger gleichfam zur Fortſetzung feines widerrechtlichen 
Actes dadurch zu zwingen, daß er ihn verhalte, den Schuldner 
zur Zahlung an ihn, und nicht an denjenigen, der früher 
diefes perfönliche Necht erworben hat, anzuweiſen. Hat der 
Gläubiger beyden Geffionären Geffionsurfunden eingehändigt , 
fo wird ed darauf anfommen, wer aus beyden feine Geffions- 
urkunde früher dem Schuldner producirt hat; denn in dem 
Augenblicke, ald dem Schuldner der Uebernehmer befannt ge= 
macht wird, was durch die Production der Gefjionsurfunde 
gefchieht, entfteht für ihm die Verbindlichkeit, den ihm befannt 
gewordenen Geffionär zu bezahlen, welche durch Producirung 
der früher auögeftellten Ceffiondurfunde nicht wieder aufgehos 
ben wird. — Man fieht alfo aus dem Gefagten (deffen weit— 
läufigere Grörterung jedocy der Erklärung des Geffionsges 
fchäfted vorbehalten bleiben muß), daß hier nur derjenige als 
Eigenthümer der cedirten Forderung anzufehen fey, welcher 
dem Schuldner früher bekannt geworden iſt, fohin die 
Aushändigung einer Cefjionsurfunde an den Uebernehmer let: 
teren wohl in die Lage fere, den Schuldner hievon in Kennt: 
niß zu feßen, daß er aber, fo lange dieſes nicht geſchehen ift, 
nur ein perfönliches Necht gegen den Gedenten, aber noch Fein 
Necht gegen den Ceſſus, gefchweige gegen einen Dritten erlangt 
habe (SS. 1395 — 1396) , und daß daher in dem Kalle, als 
der Gläubiger die Forderung bloß mündlich einem Dritten ce 
Nippel’s Commentar III, Th. 94 
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öiret, und hiervon den Schuldner früher verftändiget hätte, 
al5 der andere Ceffionär feine Geffionsurfunde dem Schuldner 
vorgemwiefen hat, diefer letztere Geffionär, troß der eingehändig- 
ten Geffionsurfunde, das Kürzere ziehen müßte. — 

Nachdem ich nun die für die Gegenbehauptung angeführte 
Gründe gewürdiget habe, will ich nur noch une zur Begrün— 
dung meiner Behauptung anführen. 

Der $. 380 fagt: „daß ohne Titel und ohne rechtliche Erz 
mwerbungsart fein. Gigenthum erlangt werden Eonne.” Es muß 
fohin derjenige, welcher dad Eigenthumsrecht auf eine Sache an: 
fpricht,, ſowohl den Zitel auf diefelbe, ald die rechtliche Erwer— 
bungsart derfelben darthun. So würde es z. B. zur Begrün— 
dung der Gigenthumdflage nicht genügen, wenn der Kläger den 
um die angefprochene Sache mit dem Gigenthümer abgefchloife: 
nen Kauföcontract vormwiefe, fondern er müßte überdieß noch dar— 
thun, daß ihm die angefprochene Sache auch wirklich in feinen 
Beſitz überlaffen worden fey. Sollte alfo eine Urkunde an und 
für fi ein Eigenthum darthun, fo müßte diefelbe nicht nur den 
Beweis des erlangten Titel, fondern auch der wirklichen Erwers 
bungsart enthalten. Da nun, nad) gegenwärtigem $., der Weber: 
nehmer erft durch die Ginhandigung der Urkunde die Sache, zu 
der er bereits einen Zitel hat, ald Eigenthum erwirbt, fo hätte 
bey dem. DBeftande der gegentheiligen Meinung der Gefeßgeber 
Eeinen paffenden Ausdruck gewählt, da er fagt: „Urkunden, wo— 
durch das Eigenthum dargethan wird,” fondern er würde fich 
nach feiner Sprache richtiger audgedrücft haben, wenn er gelagt 
hätte: „wodurch der Titel zum Eigenthum dargefhan wird.” 
Verſteht man aber unter dem Cigenthume da3 des Uebergebers, 
fo bat ſich der höchfte Gefeßgeber auch hier ganz fprachrichtig 
ausgedrückt; — denn derjenige, welcher ohnehin im Befige einer 
Saͤche ift, bedarf des Bemweifed einer Webergabe nicht, indem das 
Nefultat derfelben factifch vor Augen liegt; fondern er hat, um 
dad Eigenthum einer in feinem Befige befindlichen Sache zu er: 
weifen, Tediglich darzuthun, dag ihm der gefeßliche Titel hierzu 
zufomme. So iſt ed genug, wenn der Befißer einer Sache, wel: 
he von einem Anderen als fein Eigenthum angefprochen wird, 
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darthut, daß er diefelbe Jemanden abgefauft habe, der fie der 
Kläger felbft zum Gebrauche übergeben hat, ohne daß er zugleich 
zu ermeifen hätte, die Sache fey ihm auch übergeben worden ; 
welches Factum allerding5 dem Kläger zu bemweifen obliegen würde, 
wenn er auf diefen Nechtögrund feine Klage anbrächte. Alfo nur 
von dem Befiger einer Sache Fann man fagen, daß er dur) 
eine Urkunde, die den Titel des Eigenthums enthält, daS Eigen: 
thum derfelben darthue, darum kann auch offenbar im gegenz 
märtigen $. der Ausdrud: „wodurch das Eigenthum dargethan 
wird,” nur von dem Uebergeber verftanden werden. Zu allem 
diefen kömmt fchließlich noch hinzu, daß ein Eigenthum nur da 
des Gigenthümers feyn könne, und daß daher, wenn in einer 
Stelle der Ausdruf „Cigenthümer und Cigenthum” erfcheint , 
legtered in Beziehung auf erfteren genommen werden müffe. 
Dieſer Grundfaß ift vollfommen auf den gegenwärtigen $. ans 
wendbar, und da unter dem Gigenthümer hier der Uebergeber 
verftanden wird, fo geht auch aus dem Wortlaute des Geſetzes 
klar hervor, daß in diefer Gefeßeöftelle der Ausdruf „Eigen: 
t hum' nur für dad Eigenthum des Uebergebers, und keineswegs 
des Uebernehmers erklärt werden müſſe. Weil aber der Schuld- 
ner, fo lange ihm der Uebernehmer nicht befannt wird, berech- 
tiget ift, den erften Gläubiger zu bezahlen, fo ift es zur Siche— 
rung des Gigenthumdrechtes des Geffionärd nöthig, daß der 
Schuldner von der Veräußerung und Uebertragung ded Eigen: 
thumsrechtes in Kenntniß geſetzt werde (F. 1395); es ſcheint aber 
zu genügen, daß der neue Eigenthümer der Forderung den Schuld— 
ner davon, unter Producirung des ihm übergebenen Schulddocu— 
mentes, benachrichtige. 

5) Es wäre ein Irrthum, wenn man glauben würde, daß 
dem Veräußerer einer ſolchen beweglichen Sache, welche ihrer 
Beſchaffenheit nach Feine körperliche Uebergabe zuläßt, die Aus: 
wahl aus den in dieſem $. angeführten Uebergabsarten ganz fren 
fiehe, fondern das Gefeß will, daß die Uebergabsart nach der 
Befchaffenheit und Natur der zu übergebenden Sache gewählt 
werde. Auch will dad Gefes den Uebergeber nicht gerade auf die 
angeführten Uebergabsarten befchranten, fondern er kann fich eine 

ee 
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andere, der Befchaffenheit der zu übergebenden Sache mehr ans 
gemeffene Webergabsart wählen, wenn fie dem Zwede der Ueber: 
gabe eben fo entfpricht, wie die in dem $. ausdrüdlich von dem 
Gefeßgeber aufgeführten Uebergabsarten '). 

6) Dad Gefeß geftattet die Uebergabe durdy Zeichen nur 
bey denjenigen beweglichen Sachen, welche ihrer Befchaffenheit 
nad) Feine Eörperliche Uebergabe zulaffen, und fomit kann, mei— 
ned Erachtens, eine Collifion zwifchen der Eörperlichen Uebergabe 
und der Uebergabe durch Zeichen nicht Teicht Pla greifen ; denn 
wo eine Förperliche Uebergabe vor fich gehen kann, Eann wenig: 
ftens, der Negel nad), eine foumbolifche deren Stelle nicht vertre— 
ten. — Diefe Uebergabdart tritt inöbefondere bey Geſammtſachen 
ein. — In Anfehung der Wirkung der fombolifchen Webergabe, 
in Bezug auf Geſammtſachen, muß man num unterfiheiden, ob 
die Geſammtſache eine folche ſey, deren einzelne Theile auf den 
Mechfel berechnet find oder nicht ($. 302). Im erfteren Zalle 
Fann die ſymboliſche Uebergabe ihre Wirkung nur auf dad Ganze 
als folches, nicht aber auf die einzelnen Theile äußern, eben dar: 
um, weil diefe auf den Wechfel berechnet find ; dagegen werden 
durch die ſymboliſche Uebergabe einec Gefammtfache der anderen 
Gattung alle einzelnen darunter begriffenen Sachen afflciret. 
Bey Erläuterung des F. 452 wird hiervon etwas umftändlicher 
gefprochen werden. 


). 428, 
ec) Uebergabe durch Erklärung. 


Dur Erklärung wird die Sache übergeben, wenn 
der Beräußerer auf eine erweisliche Art feinen 
Willen an den Bag legt, daß er die Sache Fünf: 
tig im Nahmen des Mebernehmers inne habe, 
oder Daß der Mebernehmer die Sache, welche er 
bisher ohne ein Dingliches Necht inne hatte, 

künftig aus einem dinglichen Rechte befiben folle, 





4) Vergl. Zeiller’s Commentar zu $. 333, Nr. % 
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4) Die dritte Art der Uebergabe, welche mar die Uebergabe 
in der Kürze (brevi manu) nennt, bejteht in einer Fortſetzung 
der Inhabung, zu welcher die erweisliche Erklärung hinzutritt, 
daß man die Sache, die man bisher im fremden Nahmen inne 
hatte, Eünftig ald Eigenthümer befigen, oder umgekehrt jene, die 
man bisher eigenthumlich befaß, Fünftig bloß inne haben fol. 
Diefe Erklärung muß ganz natürlic) von Demfenigen ausgehen, 
welcher dad Eigenthum einer Sache an den Anderen übertragen 
will; denn obfchon man nicht eigenmächtig den Zitel der 
Innehabung in einen Befistitel abandern darf, fo Fann man ihn 
doch mit Einwilligung ded Eigenthümers verändern, 
oder man Fann auch dad Befißrecht aufgeben, und die Sache 
fünftig bloß im Nahmen eines Anderen inne zu haben fortfahren 
(9.319) % 

2) Im erften Falle, wo der Uebernehmer fich ohnehin be= 
reitd in einem folchen außerlichen Verhältniſſe zur Sache befindet, 
in welches er durch die Förperliche Mebergabe von Hand zu Hand 
gefegt werden foll ($. 426), wie 3. B. der Entlehner, Miether, 
Derwahrer, Fann es gar feinem Anftand unterliegen, daß durch 
die bloße Erklärung des Eigenthümers: „der Uebernehmer folt die 
Sache, melde er biöher ohne ein dingliches Necht inne hatte, 
künftig ald Eigenthum befißen” (welcher Grflarung jedoch ganz 
natürlich auch die Einwilligung des Uebernehmers , wenn fie nicht 
ſchon vorausgegangen ift, noch hinzu treten muß), die Uebergabe 
vollzogen werde. Denn der Webernehmer tritt dadurch in den 
rechtmäßigen Befig der Sache , indem er felbe mit dem Willen, 
fie ald die feinige zu behalten, inne hat, mit welchem Willen des 
Uebernehmers auch der Wille des früheren Beſitzers übereinftimmt. 
Zudem ift hier bemerfenswerth, daß ein Dritter, der früher Feine 
Kenntnig davon hatte, daß die Sache von dem Eigenthümer dem 
Inhaber nur in Folge eined Leih-, Mieth- oder Verwahrungsver: 
trages eingehandiget war, den legteren ohnehin als wahren Eigen— 
thümer anzufehen berechtiget war, und in fo fern er die Sache 
auf eine entgeldliche Art von diefem an fich gebracht hatte, durch 
diefed Factum felbft Eigenthümer geworden wäre (N. 367). 


1) Siehe Zeiller's Sommentar zu diefem v 
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3) Im zwenten Kalle erklärt der Uebergeber, daß er eine 
biöher eigenthümlich befeffene Sache mit Einftimmung des Ande— 
ren (e3 fey durch einen einfeitig oder zwenfeitig verbindlichen 
Bertrag, welchen manüberhaupft constitutum possessorium heißt) - 
in deſſen Nahmen inne haben wolle. — Die Erklärung Fann, 
wie Here Hofrath von Zeiller bemerkt, ausdrücklich mit Worten, 
inöbefondere mittelft einer Urkunde, oder auch ftillfchweigend, 
nähmlich durch ſolche Handlungen gefchehen, welche, nach Ueber: 
legung aller Umftände, feinen vernünftigen Grund, daran zu 
zweifeln, übrig laffen ($. 863). Zu bemerken ift hier, daß 
in diefem Falle eine zweyfache Webergabe unter Ginem vor 
fih gehe; es iſt nähmlich eben fo viel, ald wenn der vorige 
Gigenthümer die Sache an den neuen von Hand ju Hand über: 
gebe, und diefer fodann felbe wieder an jenen mit der Weiſung 
tradire, daß er fie in ded Uebernehmerd Nahmen inne haben foll. 
Es müffen fohin auch bey diefer Uebergabe die nähmlichen Rechts— 
folgen eintreten, als wenn fie wirklich) auf vorbezeichnete körper— 
liche Urt vor fich gegangen wäre; woraus ich die Zolgerung ziehe, 
daß, wenn in der Folge der frühere Eigenthümer dad Cigenthum 
der Sache an einen Dritten übertragen hätte, diefer, nach $. 367, 
auch wirflicy dad Gigenthum der Sache erlangt hätte. 

4) Die Stellung diefes $. zeigt deutlich, daß hier nur von 
beweglichen Sachen die Rede feyn könne; unbewegliche Sachen 
können auf Feine andere Weife, als wie in dem $. 431 vorfommt, 
an Jemanden übertragen werden. — Auch zeigt der Inhalt des 
$., daß nur eine foldye Uebergabe gemeint feyn könne, welde, 
der Negel nach, die phyſiſche Innehabung der Sache zur Folge 
bat, welches gleichfalls nur bey beweglichen Sachen Statt hat. 


0. 429, 
Folge, in Rückficht der überfendeten Sachen. 

In der Kegel werden überſchickte Sachen erft dann 
für übergeben gehalten, wenn fie der Ueberneh— 
mer erhält; es wäre denn, daß Diefer die Ueber: 
ſchickungsart felbft beitimmt oder genehmigt hätte, 
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1) Die Vorfchrift des gegenwärtigen $., daß überfchickte 
Sachen erjt dann für übergeben gehalten werden, wenn fie der 
Vebernehmer erhält, ift eine natürliche Folgerung aus den obigen, 
in Anfehung der. Uebergabe überhaupt vorkommenden gefeglichen 
Beltimmungen. Um jedoch jeden Zweifel zu entfernen, hat fie der 

höchite Gefeßgeber im gegenwärtigen $. ausdrücklich ausgeſpro— 
% chen, zugleich aber auch die Ausnahme von diefer Regel angefügt. 

2) Wenn derjenige, welchem die Sache zu überfenden ift, 
die Perfon, oder, wad auf dad Nähmliche hinausläuft, die Ueber: 
fendungsart oder Anftalt beftimmt, oder für alle oder mehrere 
ähnliche Fälle im Voraus genehmiget hat, fo ift, wie Herr Hof: 
rath v. Zeillee bemerkt, diefe einzelne, oder der Öattung nad) 
beftimmte Perfon als fein Bevollmächtigter oder Repräfentant 
zu beftachten, und die Eörperliche Mebergabe an ihn vollzogen. 
Jedoch muß bey der Beurtheilung der Frage: ob in einem ſpe— 
ziellen Falle die Ueberſendungsart wirklich als genehmigt angefe: 
ben werden könne oder nicht ? vorfichtig zu Werfe gegangen wer: 
den. Denn eben darum, weil die Negel gilt, daß überfchicte 
Sachen nur dann für übergeben gehalten werden, wenn fie der 
Lebernehmer erhält, und daher auch bis dahin der Uebergeber die 
Gefahr zu fragen hat, kann es dem Lebernehmer oft ganz gleiche 
gültig feyn, ob der Uebergeber diefe oder jene Ueberſchickungsart 
wähle. — Es muß alfo bey Beurtheilung der Handlungsweife, auf 
welche die Genehmigung fich gründen foll, forgfältig unterfchieden 
werden, ob der Hebernehmer dadurch nur die Gleichgültigkeit 
ausdrucken wollte, oder ob er pofitiv feine Billigung außerte. 


§. 430, 
Folge, in Rüdfiht der an Mehrere veräußerten Sachen. 


Hat ein Eigenthümer eben viefelbe bewegliche 
Sache an zwey verfchiedene Perfonen, an eine 
mit, an die andere ohne Uebergabe veräußert, 
fo gebührt fie derjenigen, welcher fie zuerft über- 
geben worden iſt; Doch hat der Eigenthümer dem 
verlegten Theile zu baften, 
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4) Da zur Erwerbung des Eigenthums der Titel allein 
nicht hinreicht , fondern hierzu auch die Uebergabe erforderlich ijt, 
und da der mit einem gefesmäßigen Titel bereitö verfehene Ueber: 
nehmer durch die Uebergabe der Sache das Eigenthum derfelben 
erwirbt, fo folgt daraus ganz natürlich, daß in dem Falle, ald 
der Eigenthumer feine Sache an zwey verfchiedene Perfonen ver: 
äußert, und nur einer aus diefen diefelbe übergeben hat, diefer 
da5 Eigenthumsrecht auf diefelbe gebühre, und zwar ohne Unter: 
fhied, ob der Act, modurd ihm der Titel zum Eigenthums— 
rechte eingeräumt, dem Acte, wodurd dem Anderen da5 gleiche 
Recht übertragen wurde, vorhergegangen oder erft nachgefolgt fey. 

2) Es entſteht jedoch die Trage: ob dem Lebernehmer in 
einem folchen Sale aucy dann das Eigenthumsrecht auf die Sache 
zuftehe, wenn ihm die früheren Vertragdrechte eines Dritten be= 
fannt waren, und ob daher die hier audgefprochene Vorſchrift 
nicht auf den Fall befchränft fey, wenn der Vebernehmer von 
den früheren DVertragsrechten ded Dritten Feine Kenntniß hatte? 
— Für die bejahende Beantwortung der legten Frage hat ſich 
Herr Profeffor Schufter entfchieden, und zur Begründung der= 
felben fehr fcharffinnige und gewichtige Gründe aufgeführt, die 
im Wefentlichen in Folgendem beftehen *): Der Grund, warum 
der öfterreichifche Gefeggeber anorönete, daß durch einen bloßen 
Dertrag ein dingliches Recht nicht erworben werde, fondern die 
Uebergabe hinzutreten müffe,, liegt in der Sorgfalt für die Si— 
cherheit ded Eigenthums und der Lebendigkeit des Verkehres, 
welche gefährdet und respective gehemmet würde, wenn der Ver— 
trag ohne Uebergabe zur Erwerbung eines dinglichen Rechtes 
hinreichte. Der Gefeggeber mußte um ein Nechtömittel beforgt 
ſeyn, wodurch der vorfichtige und redliche Staatsbürger in die 
Lage gefegt wird, fih bey Erwerbung eines dinglichen Rechtes 
gegen jeden nicht erfichtlichen und ſchwer zu erforfchenden Anfpruch 
eined Dritten ficher zu ftellen. Diefes Mittel Tiege nun in der 


1) Siehe deſſen Abhandlung Über die von dem Eigenthümer vorgenommene Ber: 
außerung einer Sache an zwey verfihiedene Perfonen, und den Borzug unter 
denfelben, in des Herrn Vicepräſidenten Ritter v. Pratobevera’s Materialien, 
6. B., ©. 220 — 262, ; 
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Ausmittelung eines Wahrzeichen? , wodurch ed Ardermann in die 
Augen fallt, wem dad Gigenthumsrecht zufomme. — Diefes 
Wahrzeichen liege aber in dem Befige, und ed ift daher eine 
zweckmäßige Einrichtung , den Befiger einer Sache fo lange als 
ihren Eigenthümer. zu betrachten, bis er die Uebertragung des 
dinglichen Rechtes an eine dritte Perfon nicht durch den Act der 
Befiguberlaffung öffentlich zu erkennen gegeben hat. — Durch 
diefe Einrichtung will fohin der Gefeggeber dem Vorſichtigen, 
welcher, ungeachtet feines redlichen Benehmens, gefährdet werden 
ann, eine ergiebige Maßregel darbiethen, fich gegen erdichtete, 
und felbft auch wahre, jedoch aus feinem Wahrzeichen erfichtliche 
Anmaßungen ficher zu ftellen. Der Geſetzgeber fey daher aud) 
weit entfernt, diejenigen an diefem Rechtsmittel Antheil nehmen 
zu laffen, denen die früheren VBertragsrechte eines Dritten be: 
Fannt find, welche alfo wohl wiffen, daß der Uebergeber nur 
der VBerwahrer der in feiner Gewahrfame noch befindlichen 
Sache fey, in welcher Eigenfchaft er doch das für ihn verlorne 
Eigenthumdrecht an einen Dritten zu überlaffen nicht mehr be: 
rechtiget feyn Fann. Es trete daher die Nothwendigfeit, von der 
Dispofition diefes $. den Fall ausjunehmen, ein, wenn dem 
Vebernehmer die früheren Vertragsrechte eined Dritten bekannt 
waren. Zur Unterftügung diefer hier nur im Allgemeinen aus 
dem legiölativen Gefichtöpuncte begründeten Behauptung dienen: 
a. der $. 425, in welchem es heißt, daß das Eigenthbum nur 
durch eine rechtliche Webergabe und Uebernahme erworben 
werden fünne. Nun liege offenbar der Uebernahme Feine Recht— 
lichkeit zum Grunde, wenn dem Lebernehmer befannt ijt, daß 
ihm die Sache, ohne Verlegung der Gerechtfame eines Dritz 
ten, nicht mehr überlaffen werden könne. Ferner 
b. die $$. 367 u. 368, welchen offenbar die Abficht zum Grun— 
de liegt, daß die Vermuthung des Eigenthumsrechtes, welche 
überhaupt für jeden Befiger ftreitet, zur Sicherheit ded Ver— 
kehres auch dann Platz greifen müffe, wenn fie durch ſchuld— 
bare Unvorfichtigkeit oder Sorglofigkeit ded wirklichen Eigen: 
thümers veranlaßt worden wäre, zugleich aber das Betragen 
des Urbernehmers ſchuldlos, offen und auf die öffentliche An— 
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ftalt verfrauend war. — Nun aber befinde fich, im Falle des 
$. 367, der Cigenthumer, welcher feine Sache, aus was immer 
für einer Urfache, einer Perfon anvertraut, die, das Vertrauen 
verlegend, die Cache unbefugt veräußert, in einem offenbaren 
Verſchulden, weil er dadurch bey der dritten Perfon, welche 
die Sache an fich bringt, die rechtliche Vermuthung des dem 
Inhaber zuftehenden Eigenthumsrechtes erweden mußte, folg: 
lich fich auch, ald der veranlaffenden Urfache, den Verluſt fei- 
ned Eigenthums gefallen laſſen muß. Das Gefeß fest jedoch 
($. 368) voraus, daß der Uebernehmer Feine Kenntnig von 
der Nichtberechtigung des Uebergebers erlangt habe. — Diefe 
erwähnten beyden Paragraphe fprechen nun deutlich den Grund: 
fat aus: daß der Uebernehmer einer, Jemanden anvertrauten 
und von diefer mittelft Mebergabe veräußerten, beweglichen Sa— 
he, nur dann das Gigenthum erwerbe, wenn ihm der Um— 
ftand der Anvertrauung unbekannt war. — Wenn aber Je— 
mand aus einem gefesmaßigen Titel gegen einen Befiger das 
unftreitige Recht erlangt hat, auf die Uebergabe der Sache zu 
dringen, fie aber nicht übernimmt, fondern in den Händen 
des Beſitzers beläßt, fo fey ja die Sache gleichfalld in Ver: 
wahrung gegeben, zum wenigften ihm anvertraut worden, weil 
er das gefammte ihm auf die Sache zuftehende Recht auf den 
Käufer übertragen habe, folglicy auch) von Feinem ihm mehr 
zuftehenden Nechte die Nede feyn könne. Es fey daher auc) 
im gegenwartigem Salle die offenbare Nechtsidentitat der $I. 
367 u. 368 nicht zu verkennen, um fo mehr ald im $. 1061 
Elar auögefprochen werde, daß ein Verkäufer, in Anfehung der 
verkauften und nicht übergebenen Sache, als ein Berwahrer 
zu behandeln fey. 

Indeſſen fiheint diefen Gründen mit Recht entgegen gefest 
werden zu Fönnen, daß, tie bey Erläuterung des $. 425 be= 
merkt worden ift, der Ausdruck „rechtliche Uebergabe und Weber: 
nahme” nur auf die objective äußere Belchaffenheit der Tradi— 
tion fich beziehe, und daß eine analoge Solgerung aus den SS. 
367 u. 368 nicht Statt finden könne, weil die in diefen $$. ent— 
haltenen Anordnungen andere Objeste und Nechtöverhaltnijfe zum 
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Gegenjtande haben; ferner, daß derjenige, welcher die Sache ohne 
Uebergabe veräußert hat, nicht ald bloßer Verwahrer, fondern 
ald Eigenthümer anzufehen fey. — Nur dann, wenn der Eigen: 
thümer bey der Veräußerung die Erklärung abgegeben hätte, daß 
er nunmehr die Sache im Nahmen des Uebernehmerd inne has 
ben wolle, wodurch aber ebenfalls eine Art Uebergabe (nähmlich 
durch Erklärung) vor ſich gegangen wäre, könnte, wie bey Cr: 
läuterung des vorigen $. bemerft worden ift, dad von Heren 
Profeffor Schufter Gefagte in Anwendung kommen. — 
Deſſenungeachtet bin ich doch im Wefentlichen mit dem 
Herrn Profeffor Schufter einverftanden, und behaupte, daß der— 
jenige, welcher eine Sache mit dem Bewußtſeyn an fich brachte, 
daß bereitd früher ein Dritter ein vertragsmäßiges Recht 
hierauf erworben hat, diefem Dritten auf fein Verlangen in Er— 
Tangung ded Eigenthumörechtes weichen müffe. Ich glaube meine 
Behauptung durdy den Wortlaut der Gefege felbft rechtfertigen 
zu Eönnen, ohne daß ich Urfache habe, zu Analogien meine Zu: 
flucht zu nehmen. 

Hat Zemand dad Eigenthum einer Sache vertragsmaßig an 
einen Andern (ohne Hebergabe) zu übertragen erklärt, fo hat letzterer 
unftreitig gegen den Weberträger dad Recht erworben, entweder 
fogleich, oder nady dem im Vertrage beftimmten Zeitpuncte, oder 
nach dem der erfüllten Bedingung, die Uebergabe der Sache in 
feinen Befig zu fordern. Hat der Ueberträger nun die Sache 
fpäterhin an einen Dritten veräußert, und demfelben diefe Sa⸗ 
che auch übergeben, ſo iſt nach dem Wortlaute des gegenwärti— 
gen F. der Uebernehmer Eigenthümer dieſer Sache geworden, 
und das Recht des erſteren, auf die Uebergabe der Sache in ſein 
Eigenthum zu dringen, iſt ihm dadurch unrealiſirbar geworden: 
Es ift ihm fohin dadurch ein Nachtheil an feinen Rechten zuge: 
fügt, oder mit anderen Worten, er ift dadurch befchädigt worden 
($- 1293). Nun ift aber Jedermann berechtiget, von dem Bes 
fchädiger den Erſatz des Schadens, welcher diefer ihm aus Vers 
fchulden zugefügt hat, zu fordern; der Schade mag durch Leber: 
tretung einer Vertragspflicht, oder ohne Beziehung auf einen 
Vertrag veruefacht worden feyn (F. 1295). AS Beſchädiger er— 
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fcheint hier zuvorderft der Eigenthümer, der feine gegen den Be— 
fchädigten eingegangene Vertragspflicht, ihm die Sache als Eigen: 
thum zu überlaffen, übertreten hat. — Darum fpricht auch der 
gegenwärtige $. ganz allgemein aus, daß der Eigenthümer dem - 
verlegten Theile zu haften habe. Allein der 'S. 1301 fagt, daß 
für einen widerrechtlich zugefügten Schaden mehrere Perfonen 
verantworklich) werden können, indem fie gemeinfchaftlic) unmit— 
telbarer oder mittelbarer Weiſe zur Belchädigung beygetragen 
haben. — Nun ijt doch offenbar, daß derjenige, welcher von 
den früheren Vertragsrechten des Verletzten Wiffenfchaft hatte, 
Ddeffenungeachtet aber einen Vertrag einging, und fich in Folge 
deöfelben das Eigenthum der Sache übergeben ließ, zu dem dem 
früheren Gontrahenten von Seite des Eigenthümers zugefügten 
Schaͤden beygetragen habe und fohin dafür verantwortlich fen. 
— Der mögliche Einwurf dagegen, daß der zweyte Erwerber, 
welcher weiß, daß dad Eigenthum der Sache nody nicht auf den 
erjten Contrahenten übergegangen fey, fich bloß feines Rechtes 
bediene, indem er die Sache fich übergeben läßt ($. 1305), ift 
nur dann von einigem Gewichte, wenn er den Vertrag in gutem 
Glauben gefchloffen und erft nach gefchloffenem Bertrage, aber 
noch vor der an ihm vollzogenen Uebergabe, in die Kenntniß der 
früheren Vertragsrechte gekommen ift, nicht aber, wenn er bey 
Schließung des Veräußerungdvertrages felbft von den früheren 
Vertragsrechten ſchon Kenntniß hatte. — In diefem Falle er: 
fcheint er fohin, nach dem deutlichen Ausfpruche des Geſetzes, ald 
Theilnehmer an der Befchädigung, und da im gefegten Falle der 
Schade vorfeglich zugefügt worden ift, fo entjteht hier eine So— 
lidarverpflichtung des Webergeber3 und Webernehmerd zur Scha— 
denerfagleiftung ($. 1302). Um nun den Erfaß eines verurs 
fachten Schadens zu leiſten, muß alles in den vorigen ©tand 
zurückgeſetzt, oder, wenn diefed nicht thunlich iſt, der Schätzungs— 
werth vergütet werden ($. 4323). Iſt der Vebergeber allein 
der Befchädiger, fo ift eine Zurücklegung in den vorigen Stand, 
(außer der neue Eigenthümer würde fih aus freyem Willen zur 
Abtretung feine Eigenthumes herbenlaffen) nicht möglich; es hat 
fomit der Hebergeber den Verletzten in Geld zu entfchädigen. 
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Grfcheint aber auch, wie im vorliegenden’ alle, der Ueberneh— 
mer ald Zheilnehmer an der Befchadigung, fo fteht dem Ber: 
legten ein Klagerecht gegen beyde gu; er kann von beyden die 
Zurückverſetzung in die vorige Lage fordern, und es Fann daher 
auch diefed Recht realifirt werden, ohne in die Nechtöfphäre eines 
Dritten, der an der Beſchädigung Feine Schuld trägt, einzugreis 
fen. Die Folgerung, die ich aus dem ©efagten ziehe, ift, daß 
der neue Erwerber, der fic), mit dem Bewußtſeyn der früher von 
einem Anderen erworbenen Bertragsrechte, die Sache über: 
tragen laßt, ein widerrufliches Gigenthumsrecht hierauf er= 
lange, und: daher auf Verlangen des früheren Contrahenten die: 
fem fein Recht abtreten, d. i. demfelben weichen müffe. 

3) Dad Geſetz erwähnt hier ausdrücklich nur des Falles, 
wenn eine Sache an zwey Perfonen, an eine mit, an die ans 
dere ohne Lebergabe veräußert wird; allein ed ift aus dem bey— 
gefugten MWörtchen „zurerft”” zu entnehmen, daß dem Gefeßgeber 
auch der Fall vor Augen fchmwebte, wenn die Uebergabe an feine 
von beyden Perfonen fogleich gefchehen iftz in welchem alle 
eben derjenigen der Vorzug gebühret, welche am erften ſich die 
Sache übergeben läßt. Der Fall, daß eine Sache zu verfchies 
denen Zeiten an zwey Perfonen Eörperlich übergeben werde, ijt 
nicht Teicht gedenfbar; es müßte nur feyn, daß der Webernehmer 
die Sache fpäterhin dem Eigenthümer, 5. B. zur Verwahrung , 
wieder zurücitellte, und diefer fie dann dem zweyten Contrahen: 
ten übergebe. — Allein in diefem Falle würde diefer, nad) $. 367, 
das Eigenthbum erwerben. — Wohl kann e3 fich aber fügen, daß 
der Eigenthümer die Sache beyden, dem Einen durch Zeichen , 
dem Anderen aber Eörperlich, übergebe. Da das Gefeß die eine 
Art der Vebergabe wie die andere für eine rechtmäßige erfläret, 
fo Fann, nad) der vom Heren Hofrathe v. Zeiller in feinem Com: 
mentare auögefprochenen Meinung , nicht die Art, fondern nur 
der Zeitpunct der Lebergabe, der den früheren Uebernehmer zum 
ausſchließenden Eigenthümer macht, entfcheiden. — Diefes foll 
ducch dad Wort „zu erſt“ im $. zu erkennen gegeben werden. — 
Allein ich erlaube mir dagegen zu bemerken, dag wenn eine Sache, 
Die bereit3 einem Anderen fymbolifch übergeben wurde, Förperlich 
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übergeben wird, eben durch die legtere Uebergabe factifch dargethan 
fey, daß die Sache eine folche fey, welche ihrer Befchaffenheit nach 
eine Eörperliche Uebergabe zulaßt, und eben dadurch wird die 
MWirfung der fombolifchen Webergabe, die nur für den Fall die 
Stelle der Förperlichen vertritt, wenn legtere nicht Platz greifen 
kann, aufgehoben. Nur, wenn die fombolifche Uebergabe wirk— 
lich von der Art war, daß derjenige, welchem die Sache fpäter- 
hin Eörperlich übergeben wurde, deutlich erfennen Eonnte, daß fie 
einem Anderen überlaffen worden ſey, muß, nach meiner Ueber— 
zeugung, der Förperliche Uebernehmer aus gleichem Grunde, wie 
Nr. 2 erwähnt worden ift, dem auf die fymbolifche Urt zur Ueber⸗ 
nahme Gelangten weichen. 

4) Was iſt aber dann Nechtens, wenn eine Sache, die zu 
verfchiedenen Zeitpuncten an zwey verfchiedene Perfonen veräußert 
worden ift, an beyde zugleich übergeben wird? — Hier ift gleich= 
fall3 zu unterfcheiden, ob der fpatere Erwerber von dem Erwer— 
bungsgefchäft des anderen eine Wilfenfchaft habe oder nicht. — 
Im lesteren Falle wird die Sache beyden Theilen als ein gemein— 
Ichaftliches Eigenthum zufallen, eben darum, weil nicht der Zeitz 
punct des abgefchloffenen Vertrages, fondern der der gefchehenen 
Uebergabe den Vorzug gibt, und fohin hier Feiner vor dem An— 
dern einen Vorzug behaupten Fann. Daß übrigens der Ueber: 
geber dem früheren Erwerber zum Erſatz des dadurch verurfach: 
ten Schadens, daß er nicht Alleineigenthümer wurde, ver— 
bunden fey, liegt am Tage. — Hat aber der fpatere Erwer- 
ber bey dem abgefchloffenen Verfrage von den Anfprüchen ded 
anderen Wiffenfchaft, fo ift er, nad) den sub 2 angeführten Grün: 
den, gehalten, dem andern Theile dad Alleineigentyum der Sache 
zu überlaffen. 

5) Die Entfhädigung, welche der Webergeber in dem alle 
zu leiften hat, wenn die Zurücfegung in den vorigen Stand 
nicht mehr Statt findet, hat nicht nur in der Rückſtellung des 
etwa bereit dafür entrichteten Entgeldes, fondern auch in dem 
Erſatze des entgangenen Gewinnes zu beftehen, da hier die Rechts: 
verlegung nicht bloß unter die fchuldbaren, fondern unter die 
abfichtlichen gehört ($. 1324). In fo fern die Handlung dei 
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Uebergebers eine folche wäre, daß fie in dad Gebieth des Straf: 
rechtes fiele, welches 3. B. der Fall wäre, wenn der Veräußerer 
gleich urfprünglicy bey dem Veräußerungsacte die Hintergehung 
des anderen Pacidcenten beabfichtet hätte, wurde fich der Erſatz 
des Schadens auch auf den Werth der ei ke Vorliebe 
ausdehnen. 


N. 431, 


2) Uebergabe unbeweglicher Sachen mittelft Einverleibung in die öffent— 
lichen Bücher. 


Zur Uebertragung des Eigenthums unbeweglicher 
Sachen muß das Erwerbungsgeſchäft in die da— 
zu beſtimmten öffentlichen Bücher eingetragen 
werden, Dieſe Eintragung nennt man Einver- 
leibung (Sntabulation), 


4) In der Erwägung, daß Grund und Boden nicht fo 
leicht, wie bewegliche Sachen, in phufifche fichtbare Macht und 
Gewahrfame gebracht werden kann, und der Befiger nicht bloß 
durch das befchwerliche Medium einer wirklichen Uebergabe, ſon— 
dern durch andere offenliegende Merkmahle Jedermann erkenn— 
bar gemacht werden muß; felbft dad Factum des phyſiſchen Be: 
figes fi) in feiner Fortdauer durch fremde Störung verliere 
und wieder in Dunfelheit und Ungewißheit gerathe, ) — find 
die neueren Gefeßgeber auf den Gedanken gerathen, über 
die Eigenthumsrechte unbeweglicher Sachen öffentliche Bücher zu 
errichten, aud welchen der jedesmahlige Cigenthümer, und die 
mit dem igenthume vor ſich gegangenen Veränderungen erſe— 
hen werden Eünnen. Der Grund hierzu wurde fchon in den Altes 
ften Zeiten durch die in Deutfchland eingeführte Gewohnheit ge: 
legt, vermöge welcher zur Grwerbung des Eigenthums von Grund: 
ſtücken eine Grflärung von Seite des Testen Befigerd vor Ge— 
richt (gerichtliche Auflaffung, Auffendung, resignatio judicialis) 
verlangt, und hierüber vom Gerichte, oder dem Obereigenthis 
mer, der Grundobrigkeit, eine fehügende Urkunde errichtet und 


4) Siehe des Heren Vicepräſidenten R. v. Pratobevera'd Materialien, 8,8, ©. 511. 
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dem neuen Grwerber eingehändigt wurde. — Ansbefondere wur— 
den in Defterreich fehon im fünfzehnten Jahrhunderte über ade: 
lige oder frene Güter öffentliche Protocolle unter verfchiedenen 
DBenennungen (Landtafeln, Weisbothenamtöbücher u. f. w.) er: 
Öffnet, in. welchen fowohl die Befißveränderungen ald Belaftun- 
gen, jedoch ohne nähere Normen chronologifch eingetragen wur— 
den. Eine feitere Geftalt befam diefed Inftitut erjt durch die 
fpäter erlaffenen ausdrüdlichen Gefege, wovon bereit3 bey Er— 
läuterung des $. 321 Erwähnung gemacht worden ift. — Ver: 
fihiedenen Provinzen, wie Böhmen, Mähren, Schlefien, Galli 
zien, mangeln jedoch bis nun ausdrückliche Regulative für die 
Grundbücher der Städte und des flachen Landes, welche fortan 
nach altem Herkommen geführt werden, und fich der Tandtaflichen 
Beobachtung mehr oder weniger nähern. 

2) Das Gefet fordert ald wefentliche Bedingung, und nicht 
bloß zur Grleichterung des Beweifes der Uebertragung des Eigen— 
thumes, daß das Grwerbungsgefchäft, oder der Titel ($. 433 — 
437) in das dazu beftimmte öffentliche Buch, mithin audy an fe 
ner Stelle, wo der Eigenthümer dargeftellt werden foll, einge: 
tragen werde. — Es wird fich aber an diefer Stelle nur Furz 
auf dad Erwerbungsgefchäft bezogen; die dasfelbe begründende 
Urkunde aber im dem neben dem Hauptbuche geführten Urkun— 
denbuche wörtlich eingetragen. — Diefe Einfchreibung, wodurch 
Jemand fogleich unbedingt ald Cigenthümer (oder ald Erwerber 
eines dinglichen Nechtes) erklärt wird, nennt man Cinverlei- 
bung (Intabulation), zum Unterfchiede der bedingten Einſchrei— 
bung oder Bormerfung (Pränotation), wovon int $. 438 
gehandelt werden wird '). 

3) Hieraus folgt, daß man weder durch einen bloßen Titel, 
noch durch die von dem Eigenthümer, oder aud) bereitö von dem 
Gerichte ertheilte Bewilligung zur Cinverleibung , wenn fie auch 
felbft mit einer Eörperlichen Uebergabe begleitet ware, ein Eigen— 
thumsrecht auf eine unbewegliche Sache, fondern nur ein per 
fönliches Necht wider den Ueberträger, und allenfalld wider den— 
jenigen, der an der unterbliebenen Eintragung Schuld fragt, 


4) Siehe Zeiller's Commentar au diefem (., Nr. 1. 
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erlange ). Dieſes verfteht fich jedoch nur für jene Länder des 
öfterreichifchen Kaiferftaates, wo folche öffentliche Bücher, fen es 
in einer vollfommenen oder unvollfommenen Geſtalt, eingeführt 
find. Im lombardifch = venetianifchen Königreiche find wohl für 
die Hypotheken, aber nicht auch für die Uebertragung des Eigen: 
thums und anderer dinglichen Rechte öffentliche Bücher vorhan— 
den; die Uebertragung gefchieht alfo dort bloß durch den Rechts— 
titel und die phyfifche Webergabe ). Am Salsburgifchen, fo 
wie in Tyrol, wird das Gigenthumdrecht in Bezug auf Ruftical: 
güter durch Eintragung des Erwerbungdgefchaftes in das Ges 
tichtöprotocoll erlangt. 


J. 432, 
Bedingungen der Einverleibung, 

Bor Allem ift zur Einverleibung in das öffentliche 
Buch nothwendig, daß derjenige, von dem das 
Gigenthbum auf einen Anderen übergeben fol, 
ſelbſt fhon als Eigenthümer einverleibt fey, 


4) Die erfte Bedingung, daß Jemand als Eigenthümer 
einer Realität in das öffentliche Buch eingetragen werdet Fünne, 
ift, daß fein Vormann, d. i. derjenige, von dem dad Eigenthum 
an ihn übergehen foll, bereits felbft ſchon ald Eigenthümer eins 
verleibt fey. Denn Niemand kann an einen Anderen ein Necht 
übertragen, dad er felbft nicht hat; nachdem nun die Ginverleis 
bung zur GErwerbung des Eigenthumsrechtes auf unbewegliche 
Güter nothwendig ift, und der Vormann, eben wegen Mangel 
diefer Einverleibung, noch nicht Eigenthümer geworden it, fo 
Fann er auch Eein Eigenthumsrecht übertragen. Daher bemerkt 
Ichon Here Hofrath v. Zeiler, daß, wenn bey einer fihnellen 
MWiederveraußerung oder Abwechfelung der befugten Befiger der 
vorige Erwerber noch nicht eingetragen ift, der gegenwärtige Ers 
werber zuerft Sorge tragen müffe, daß fein unmittelbarer Vor— 
mann einverleibt werde, — 


1) Siche Zeiller's Commentar zu dieſein F., An 9 
2) Siehe Wagn. Zeitfchrift 1829, XL, Heft, ©. 2rtı 
Nippel's Commentar TIL Th, 25 
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2) In der Regel Fann die Ginverleibung des Eigenthums— 
rechtes nur auf Anſuchen derjenigen gefchehen, denen der Eigen: 
thumsanfpruch wirklich zufteht. Denn über eine Anfrage: ob nicht 
der bey den ©erichtöbehörden des Triefter = Gebiethed eingeführte 
Gebrauch, den Schuldner, auf einfeitiges Anſuchen feines Gläu— 
bigerö, bey unbeweglichen Gütern an die Gewähr zu fehreiben, 
abgeftellt werden folle 2 wurde erwiedert: Dem Gläubiger könne 
die Gewähranfchreibung feines Schuldners bey unbeweglichen 
Gütern, die in den öffentlichen Büchern ald dad Eigenthum eines 
Dritten erfcheinen, nur dann bemilliget werden, wenn der Schuld: 
ner ihm zur Ueberreichung des Gewähranfchreibungdgefuches aus- 
drücliche Vollmacht ertheilet, und die dazu erforderlichen Origi— 
nalurfunden übergeben hat '). Indeſſen glaube ich, daß diefe 
Verordnung nicht auch auf den Fall ausgedehnt werden Fünne, 
wenn der Vormann, von welchem Demand die Eigenthums— 
forderung an ſich brachte, vernachläffigte, fih in den öffentli— 
chen Büchern al3 Eigenthümer anfchreiben zu Taffen. Denn 
indem Jemand das Eigenthumsrecht einer unbeweglichen Sache 
auf einen Andern zu übertragen erfläret, raumt er ihm auch ftill- 
Ichweigend die Befugnig zu allen jenen Handlungen ein, welche 
gefeglich nothwendig find, um das Eigenthumsrecht in Wirkſam— 
keit zu fegen. Man kann doch nicht annehmen, daß Jemand, der 
nicht Gigenthümer einer Sache feyn will, dad Cigenthumsrecht, 
welches er nur in der VBorausfegung feines Eigenthumsrechtes wei: 
terd überfragen Fann, einem Dritten abtreten wolle. Der Ueber: 
träger erklärt ja dadurch, daß er fich als Eigenthümer anfehe, 
und er könnte fohin von dem Uebernehmer mit Zwang angehal- 
ten werden, feine Gewähranfchreibung zu erwirfen, weil er den 
legteren in die Lage fegen muß, dad ihm übertragene Recht in 
Ausübung bringen zu können. — Diefed Fann bey einem Schuld- 
ner nicht behauptet werden. Der Gläubiger Fann den Schuld- 
ner nicht zwingen, daß er dad Eigenthum einer unbeweglichen 
Cache an fich bringe, damit er feine Pfandrechte hierauf intabu— 
liren laſſen könne. 


4) Hofdecret vom 25. Febr. 18195 J. G. ©. Nr. 1533, 
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3) Die Vorfehrift, daß der Ueberträger vorerſt ald Eigen: 
thümer in den öffentlichen Büchern angefchrieben feyn müffe, 
ehe der Uebernehmer fich als folchen eintragen Jaffen Eönne, lei— 
det jedoch in den Fällen eine Ausnahme, wenn der Weberträger 
nicht in eigenem Nahmen, fondern Tediglih als NRepräfentant 
deöjenigen, der ald Eigenthümer eingetragen ift, handelt, und 
daher in Beziehung für einen Dritten als eine Perfon mit dem 
Eigenthümer angefehen wird. Daß daher die Vorfchrift des ge— 
genwärfigen $. nicht auf den Machthaber ausgedehnt werden 
Fonne, der im Nahmen und in Vollmacht feines Machtgebers 
das Eigenthum einer unbeweglichen Sache an einen Anderen 
überträgt, wird gewiß von Niemanden bezweifelt. — Aber auch 
son den Erben eines Verftorbenen gilt diefe Bemerfung, vor: 
ausgeſetzt, daß ihnen die Erbſchaft noch nicht eingeantiwortet 
wurde. Denn nad $. 547 ftellt der Erbe, fobald er die Erb— 
fchaft angenommen hat, in Rüdficht auf diefelbe den Erblaffer 
vor; beyde werden (fo wie der Machtgeber und fein Machthas 
ber), in Beziehung für einen Dritten, für eine Perfon gehalten. 
Die Erben Fünnen daher, auch noch vor gerichtlicher Einantwors 
tung des Berlaffes, das in die Verlaffenfchaft gehörige unbeweg— 
liche Gut veräußern, und ed ift in diefem Falle eben fo viel, 
ald wenn der Erblaffer felbft dasfelbe hintan gegeben hätte. 
Iſt ihnen aber die Verlaffenfchaft bereit5 eingeantwortet, dann 
müffen fie, nach gegenwärtiger Vorfchrift, vorerft ihre eigene Ein— 
ſchreibung ald Eigenthümer erwirken, che der Uebernehmer fich 
ald Eigenthümer einverleiben laſſen kann. — Indeſſen muß ich 
hierbey bemerken, daß die hier ausgefprochene Meinung viele 
Gegner, und auch ausdrücliche einzelne Entfcheidungen gegen 
fi habe '). Da aber im Wefentlichen alles anf der Auslegung 

25” 
1) Siehe: Civilrechtsfall über die Pflihe der Erben, fih und die ihnen erblich ange> 
fallene Berlaffenfchafts = Realität an die Gewähr fehreiben zu faffen u. f. mw. 

Bom Heren Dr. Soh. Heinr. Edlen v. Krammer, f. E. Hoffammer⸗Procurators⸗ 

Adjuncten und nied, öfterr. Untertbans:AUdvocaten. Wagn. Zeitfch. 1827, VIIL. 

Heft, ©. 57 — 82, ES fiheint Hier fogar durch drey Inſtanzen einſtimmig ge» 

gen meine Hier ausgefprochene Meinung entfchieden worden zu feun; allein 


ich halte die bloße Werwerfung des Recurfes gegen zwey gleichlauteude 
Erfenntniffe für Feine Entfhcidung in merito causae, 
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de5 9. 547 beruhet, fo muß ich mich, in Anfehung der nahern 
Begründung diefer hier auögefprochenen Meinung, auf die Erläu— 
terung diefed $. beziehen, 

4) Auch hindert die Vorfchrift des gegenmärfigen $. den— 
jenigen, welcher durch den mit dem Gigenthümer gefchloffenen 
Bertrag ein perfonliches Hecht auf die Sache erworben hat, 
nicht, dasſelbe an einen Dritten abzutreten, ohne fich vorher 
als Eigenthimer in dad vffentlihe Buch eintragen zu Taffen. 
Denn nicht dad Eigentbum der Sache foll hier von dem Ge- 
denten an den Geffionar übertragen werden, fondern nur das 
perfönliche Necht des erfteren auf Uebergabe. — Es ift ein in 
der Praxis dfterd vorfommender Zall, daß der bücherlichen Ges 
währsanfchreibung Hinderniffe entgegen ftehen, und daher deßhalb 
der Käufer einer Realität fein Kaufrecht auf diefelbe intabuliren 
oder pränotiren läßt. — Auf diefe intabulirten Kaufsrechte Taf: 
fen nun gewöhnlich die Glaubiger des Käufers ihre Korderungen 
fuperintabuliren, und wenn fie nach der Verfallzeit nicht, befries 
diget werden, fuchen fie um executive Feilbiethung diefer Kaufs— 
rechte an. — Ballen nun die Hinderniffe der Gewähranſchrei— 
bung weg, fo gelangt derjenige, an den diefe Kaufsrechte über: 
tragen wurden, in Beſitz de3 unbeweglichen Gutes, ohne daß 
deffen Bormann früher als Eigenthümer angefchrieben worden 
wäre. — Diefe in der Prarid ubliche Berfahrungdweife ift auch 
der Vorfchrift diefes $. Feineswegs entgegen. — Denn nicht das 
Gigenthumsrecht, dad dem früheren Käufer noch nicht zuftand, 
foll von diefem an den neuen Erwerber übertragen werden, fon= 
dern Tediglich dad demfelben zuftehende Recht, die Realität der 
Frage um den beftimmten Preis von dem wahren Eigenthümer 
an fich zu löſen; dieſes Necht ift auch Fein bloß der Perfon an: 
Elebendes, fondern auch auf Andere übertragbared Recht, und 
kann daher, wie jede andere Sache, in Erecufion gezogen wer— 
den. — Welche Erforderniffe aber dazu gehdren, damit derjenige, 
dem ein ſolches perfonliches Sachenrecht übertragen worden iſt, 
die Ginverleibung des Eigenthumdrechtes erwirken könne, ohne 
daß fein Gedent früher ald Eigenthumer eingetragen werde, wird 
bey Erläuterung des $. 435 vorkommen, 
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0. 433. 
Bedingungen bey einer Erwerbung des Eigenthums durch Vertrag. 


Zur weiteren Ueberfragung vermittelft Vertrages 
ift eö bey Bauerngütern genug, wenn der Ueber- 
geber und Uebernehmer, oder auch nur der Ueber: 
geber allein, vor der Grundobrigfeit erfcheint, 
und die Einverleibung des Erwerbungsgeſchäf— 
tes in das öffentliche Buch bewirket, 


4) Wie jede Ermwerbung des Gigenthum auf dem Titel 
"und der Uebergabe. beruhet, und letztere fohin erfteren immer 
vorausfegt, wenn durch felbe das Eigenthum überfragen werden 
folite, fo ift diefed inöbefondere der Fall, wenn dad Eigenthum 
einer unbeweglichen Sache durch die Eintragung in das öffent: 
liche Buch erworben werden fol. Die Hauptartikel find: ein 
Bertrag, letter Wille, richterlicher Ausfpruch und eine unmittel- 
bare Anordnung ded Geſetzes ($. 424). Diefer und die folgen: 
den Paragraphe fehreiben nun vor, unter welchen Bedingungen 
die Einverleibung in diefen Fällen gefchehen fol. 

2) Was nun die Uebertragung ded Eigenthumd unbeweg- 
licher Güter anbelangt, fo muß man unterfiheiden, ob diefe die 
Eigenfchaft ftädtifcher oder Tandtäflicher Güter habe, oder in die 
Gathegorie der Bauerngüter gehören. Bey diefen hat dad 
Geſetz auf die befchränkten Kenntniffe ded Landmanns, — die 
“ wenige Gelegenheit, die ſich ihm darbiethet, einen rechtsverſtän— 
digen, uneigennüßigen Urfundenverfaffer aufzufinden, — und feine 
oft weite Entlegenheit von dem Sitze der Grundbuchöbehörde 
Nücdfiche genommen, und ihm die Bewirkung der geundbüchlichen 
Anfchreibung zu erleichtern getrachtet. Das Gefes begnüget fich, 
daß die, vertragfchließenden Parteyen, oder auch nur der Leber: 
geber, allein vor der Grundobrigkeit erfcheine und die Einverlei: 
bung des Erwerbsgeſchäftes verlange, 
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Nenn aber der Webergeber nicht perfönlich er— 
ſcheint, und in allen ftädtifche oder landtäfliche 
Güter betreffenden Fallen, muß über das Erwer— 
bungsgefchaft eine fihriftliche Urkunde aufgefebt, 
und ſowohl von den vertragfchließenden Thei— 
len, als von zwen glaubwürdigen Männern als 
Zeugen gefertiget werden, 


(. 435. 


Sn einer folhen Urkunde müffen die Perfonen, 
welche das Eigenthum übergeben und überneh— 
men; die Sache, welche übergeben werden fol, 
mit ihren Gränzen; der Titel der Erwerbung; 
ferner, der Ort und die Zeit des gefchloffenen 
Geſchäftes beſtimmt angemerfet, und es muß 
von dem Uebergeber in diefer, oder in einer be= 
Tonderen Urkunde, die Bewilligung ertheilet wer— 
den, daß der Uebernehmer als Eigenthümer ein- 
verleibt werden könne. 

4) Städtiſche Güter, welche in den den Magiftraten 
auf dem Lande fowohl als in der Hauptftadt anverfrauten öffent— 
lichen Büchern, oder Tandtäfliche Güter, welche in der dem 
Sandrechte anvertrauten Landtafel aufgezeichnet find, Fönnen nur 
vermittelft einer förmlichen Urkunde, welche einverleibt wird, 
übertragen werden. Diefes ift auch der Fall bey Bauerngütern, 
wenn der Uebergeber nicht perfönlich erfcheint. 

2) Zur Form einer einverleibungsfähigen (landtafel- oder 
seundbuchsmäßigen) Urkunde gehören folgende Eigenfchaften: a) 
Müffen darin die Perfonen aufgeführt fenn, zwifchen welchen dad 
Ermwerbungsgefchäft gefchloffen wird. b) Muß darin die Sache, 
welche übergeben. werden fol, mit ihren Öränzen angegeben 
werden. Dadurch feheint dad Gefeg nur fo viel fagen zu wol: 
len, daß die Sache fo genau befchrieben feyn müffe, daß uber 
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die Identität derſelben Fein Zweifel entſtehen könne. Was die 
Landtafel anbelangt, fo enthält felbe bey dem Beſitzſtande ledig- 
lich die Benennung der ftändifchen Realität ; die nähere Beſchrei— 
bung derfelben kömmt in dem ftändifchen Catafter vor. Die 
Landtafel muß fich dießfalld mit dem ftändifchen Catafter immer 
im Einklange befinden. Wenn von einem ftändifchen Gute ein 
Theil der unter der Rubrik befindlichen Realitäten abgelchrieben 
werden fol, fo gehört diefes Sefchäft vor die Stände des Lan— 
des; allein diefe haben fich vorläufig mit dem Landrechte, dem 
die Landtafel unterfteht, einzuvernehmen. Haften auf der Rubrik 
bey der Landtafel Feine BerbindlichEeiten, fo Fönnen die Stände mit 
der Abfchreibung nach Gutdünfen vorgehen ; jedoch ift für den Fall, 
als diefe Abfchreibung in der Benennung und Rubrik des Catafterd 
eine Abänderung nach fic) zöge, diefe dem Landrechte anzuzeigen, 
damit auch bey der Landtafel die Rubrik abgeändert und alfo die 
Sleichförmigkeit benbehalten werde. Hafteten dagegen bey der 
Landtafel Verbindlichkeiten, fo foll eine Abfchreibung nie anders, 
als nach Vernehmung der Theilnehmer und derfelben Einwilligung; 
vorgenommen werden. c) Muß der Titel der Erwerbung des 
Eigenthums darin vorfommen, d. i. ed muß aus diefer Urkunde 
erfichtlicy feyn, ob der Vertrag eine Schenkung, Kauf, Tauſch 
u. f. w. ſey. d) Zt der Ort und die Zeit (Jahr, Monath und 
Tag) des abgefchloffenen Gontractes darin aufzuführen, und e) 
die Bewilligung des biöherigen Eigenthümerd zur Einverleibung 
des Uebernehmers- befonders auszudrücen. Dieſes legtere ijt vor: 
züglich darum vorgefihrieben, weil es, ungeachtet des förmlich 
abgefchloffenen Vertrages zur Uebertragung des Eigenthums, noch 
an der Erfüllung einer wefentlihen Bedingung, z. B. der voll: 
ftändigen Bezahlung ded Kaufspreifes, ermangeln könnte; weßwe— 
gen die Bewilligung auch in einer befonderen Urkunde (Auffans 
dungsbrief) ertheilt werden Kann, An diefer Auffandung befteht 
eigentlicy der Act ver Mcebergabe ben unbeweglichen Sachen, 
— nach welcher dann von Seite des Uebernehmers durch das zu 
ftellende Geſuch um Einverleibung, die Uebernahme realifiret 
wird. Endlich f) gehört zur wefentlichen Form, daß die über dad 
Erwerbungsgeſchäft errichtete Urkunde, wenn fie zur Ginverleibung 
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geeignet feyn foll, ſowohl von den vertragfchliegenden Theilen , 
ald auch von zwey glaubwürdigen Männern (denen kein Hinz 
berniß, die Wahrheit bezeugen zu Eönnen und bezeugen zu wol— 
len, entgegenfteht) unterfchrieben fey. — Iſt die Auffandung in 
einer befonderen Urkunde ertheilt worden, fo genügt die Unter: 
fchrift deö Uebergebers und der beyden Zeugen. In dem Falle, 
als die Urkunde in einer fremden Provinz ausgeftellt wäre, 
müßte die Unterfchrift des Ausſtellers auch noch gerichtlich Tegas 
Fifiret werden '). 

3) Da die Landtafel oder Grundbuchsbehörde die Eigen: 
Ichaft der Zeugen, ob felbe bedenklich oder felbft auch verwerf— 
lich feyen, Amteswegen zu wilfen nicht verpflichtet, und überhaupt 
felten in der Lage ift, diefe Eigenfchaften zu kennen, fo kann 
auch diefelbe in eine Beurtheilung der Gigenfchaften der Zeugen 
nicht eingehen. Nur in dem feltenen Falle, daß der Zeuge fich 
felbjt bey feiner Unterfchrift mit einer folchen Eigenſchaft bezeich- 
nen würde, welche ihn verwerflich oder auch nur bedenklich mach— 
te, Scheint die Behörde ein folches Einverleibungsgeſuch hintan 
weifen zu Fonnen. Doc wird demjenigen, gegen welchen auf 
den Grund einer Urkunde, die von verwerflichen oder bedenkli— 
chen Zeugen unterfertiget ift, eine Cinverleibung erwirft worden 
ift, dad Necht zuftehen, mit Darthuung der die Glaubwürdigs 
Feit der Zeugen verdächtig machenden Umftände die Gültigkeit 
der Cinverleibung mitteljt einer ordentlichen Klage zu beftreiten, 
und in felber die Löſchung derfelben zu begehren, 

4) Jede Verordnung, wodurch eine landtäfliche oder grund 
bücherliche Einverleibung (Intabulirung), eine Befig: oder Ges 
währanfchreibung, eine Löfchung (Extabulirung) auf eine Privat: 
urfunde bewilliget wird, ift demjenigen zuzuſtellen, gegen den 
dadurch eine Berpfändung feined Eigenthums, eine Heberfragung, 
Belchranfung oder Aufhebung feiner dinglihen Rechte bewirkt 
werden ſoll. Wie die Zuftellung zu gefchehen habe, ift bey Er: 
läuterung des 9. 439, Nr. 4, ausführlich auseinander gefegt. 
Sie kann au) ganz unterbleiben, wenn fich der ergangene Be— 


4) Siehe Hofdecret vom 29, Muaufk-acız, Mr. 1438, 


[$. 434 u. 435.] 393 


fcheid auf eine von den Parteyen perfönlich vor der Örundobrig: 
Eeit abgegebene Erklärung, auf Urtheile oder andere den Theil: 
mehmenden ohnehin bekannte, öffentliche oder gerichtliche, Tegaliz 
firte Urkunden gründet. 

5) Wenn die Urkunde nicht die oben angegebenen Eigen— 
fchaften befißt, fo Fann das Einverleibungsgefuch nicht bewilligt, 
fondern muß abgemwiefen werden ). Es fteht übrigens den Par: 
teyen frey, das Geſuch um Intabulation mit dem Gefuche um 
Pränotation ($. 438) in der Urt zu verbinden, daß wenn die 
Intabulation nicht bewilligt werden follte, der Pränotation Statt 
gegeben werde, wo danı bey Verwilligung eines oder des ande: 
ten in der ferneren Manipulation fich nad) den beftehenden Vor— 
fchriften benommen werden muß. Auf den Fall aber, daß die 
einzeln oder vereinigt angefuchte Antabulation oder Pränotation 
von dem Landrechte (oder der Grundbuchöbehörde) abgefchlagen 
wird, alsdann ift eine gefegliche Vorfehung in zwenfacher Hinz 
fiht nothwendig. Erftend, damit die abgewiefene Partey, die 
von dem Oberrichter, über an denfelben genommenen Recurs, 
die Bewilligung vielleicht bewirfet, in dem ihr von der Zeit ih: 
tes erften Gefuches zuftehenden Vorgangsrechte (Priorität) nicht 
beeinträchtiget werde; zweytens, damit auch diejenigen an dem 
landtäflich (grundbüchlich) erworbenen Pfandrechte und der Price: 
rität nicht zurücigefegt werden, welche in der Zwifchenzeit diefes 
hängenden Recurfes, im Zutrauen auf die dffentlichen Bucher , 
auf dad nähmliche Tandtäfliche (geundbuchliche) Corpus dar: 
leihen, und fich dann ein Pfandrecht erwerben. Zu diefem Ende 
muß jedes abgefchlagene Gefuch von dem Landrechte oder der 
Grundbuchöbehdrde eben fo, wie bey verwilligten Intabulationen 
oder Pränotationen vorfchriftmagig geſchieht, der Landtafel oder 
dem Grundbuche zu dem Ende zugefendet werden, und ijt daher 
in der Rubrik des Beſitzes zu notiren: von wem und wann eine 
folche Umfchreibung angeſucht, und wann fie abgefihlagen wurde. 
ı) In Fallen, wo dergleichen Gefuche, wegen unterlaffener gehöriger Inftruirung 

“nicht fogleich bemwillige werden fünnen, find Feine Vorbeſcheide gu ertheilen, 

fondern an deren Statt die Gefuche mit Unführung der Urfache lediglich ad 


zuſchlagen. (Allerh, Entſch. vom 15. Mara 18305 Hoffanalenderrer pom 2° 
April 1830.) 
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— Das Gefuch felbft ift mit dem abweislichen Beſcheide fodann 
dem DBittwerber zuzuftellen, auch derjenige, gegen welchen die 
Intabulation oder Pränotation gefuchet worden, von der abweis: 
lichen Erledigung entweder durch gleichmäßige Berbefcheidung des 
Duplicates, wenn dad Geſuch in duplo eingereicht worden, oder 
in anderm angemeffenen Wege zu verftändigen ). 

6) Sowohl im Falle der Bewilligung als der Abweifung 
fieht der dadurch fich gekränkt fühlenden Partey der Weg ded 
Recurſes an das Appellationsgericht offen. Dieſer Necurd muß 
binnen acht Tagen, nad dem Tage der Zuftellung des Beſchei— 
des, bey der Behörde, von welcher der DBefcheid ergangen, ein: 
gereichet, und von derfelben fammt den Bewilligungd: oder Ab: 
weifungsgründen ungefaumt an dad Appellationsgericht begleitet 
werden, damit diefes mit aller Beförderung darüber entfcheide. 
— Eine Erfirefung der Friſt zum Necurfe ift bey eben der 
Behörde, von welcher der Befcheid ergangen, während die Ne: 
cursfriſt läuft, anzufuchen, folche fol jedoch nur aus befon: 
ders wichtigen Gründen ertheilt werden. — Wird die angefuchte 
Erftrefung abgefchlagen, fo Fann darüber der Necurd an dad 
Appellationögericht genommen werden. Diefe Tettere Recurs— 
werbung ift binnen drey Jagen nad) der Zuftellung der abge: 
fchlagenen Srifterftrefung einzureichen, und von der Behorde wie: 
der in der obenangemerften Art an dad Appellationsgericht zur 
Entfcheidung fürderfamft zu begleiten, jedes Mahl aber, ſowohl 
im Falle des genommenen Recurſes, als der hierzu erftrecften 
Friſt, ift auch der Gegner zu verftändigen ?). 

7) Iſt der Recurs gegen einen abweislichen DBefcheid der 
unteren Behorde ergriffen worden, und wird durd) dad Erkennt— 
niß des Appellationsgerichtes die Intabulation oder Präanotation 


4) Patent von 12. Februar 1303, Nr. 652, 9. 2, und Hofdecret som 9. Auguſt 4317, 
ir. 1359. 

2) Dbiges Patent, $. 3 u. 9. Zn dieſem Patente ift zwar eigentlich nur von dem 
Falle, als gegen einen abweistichen Befcheid der Recurs ergriffen wird, Die 
Rede; allein, Daß diefe Vorſchrift auch für ven Sal der bewilligten Sntabu= - 
firung gelte, gehet aus der Vorfchrift des Hofdecretes vom 31. Zuny 1305, 
Nr. 734, hervor, Das fich ausdrücklich auf Diefes Patent beruft, und in ſelbem 

. son einer abfchlägigen Entjchließung des Appellationsgerichtes redet, die über 
ein von der erften Inſtanz bewiligtes Intabulationsgeſuch erflicht. 
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bewilliget, und im Falle der Pränotation zugleich die Pranotirung 
durch den vorgefchriebenen Weg der einzubringenden Klage ge: 
vechtfertiget, fo ift dann mit der ordentlichen Cinverleibung und 
refpectiven Anfchreibung des Gefuchftellerd ald Cigenthümer und 
Löſchung der vorhergefchehenen, nunmehr ihre Beftimmung ver: 
lierenden, Nebenanmerfung zu verfahren, und diefe Beſitzesan— 
fchreibung fo anzufehen, als wenn fie gleich urfprünglich gefche: 
ben wäre. — Wird aber die Intabulation oder Pränotafion 
auch von dem Appellationsgerichte abgefchlagen, oder ift der 
dießfällige Abfchlagungsbefcheid der unteren Behörde zur Rechts: 
Eraft erwachfen, fo hat diefe auf Anlangen deöjenigen , gegen 
welchen die Antabulation oder Pränotation gefucht worden, die 
Löfchung der gefchehenen Anmerkung farfrey zu veranlaffen '). 
Iſt dagegen der Necurd von Seite des anderen Theiles gegen 
einen bevwilligenden Befcheid der unteren Behörde ergriffen wor— 
den, und das Appellationdgericht ändert denfelben auf Abweifung 
ab, fo ift die abfchlägige Entfchliegung des Appellationsgerichtes 
fogleich auf die nähmliche Art, wie oben Nr. 5 erwähnt worden 
ift, in die Landtafel oder das Grundbuch einzutragen, jedoch nicht 
auch zugleich die von der erften Inftanz bewilligte Intabulirung 
oder Pranotirung zu löfchen, fondern mit diefer Löfchung einzu: 
halten, bis entweder die appellatorifche Entfchließung in Rechts: 
Eräfte erwachfen, oder über den dagegen etwa ergriffenen Hof: 
recurs die ‚höchfte Entfchliegung erfolgt feyn wird. Uebrigens muf: 
fen dergleichen in Landtafel: oder Grundbuchöfachen ergriffen wer: 
denden Hofrecurfe, gleich den appellatorifchen Recurfen, bey der 
erften Inſtanz eingereichet werden ). 

8) Wer die Gültigkeit einer der Landtafel oder dem Grund: 


4) Dbiges Patent, $- 5. Diefes Vatent redet eigentlich nur von dem Landrechte 
und der Landtafel, und felbft das Hofdecret vom 23. Auguſt 1809, Nr. sat, 
beftätiget, daß fich die Anordnungen des erwähnten Patentes, vermöge deffen 
ausdrüdlihem Inhalt, nur auf landtäfliche Sntabufationen und Pranotirun: 
gen beſchränken, und auf grundbüchliche Vormerfungen nicht ausgedehnt 
werden Fonnen. — Durch Hofdeeret vom a. Auguſt 1320 wurde dann dent 
Wiener Magiftrate bewilliget, fich gleichfalls nach dieſem Patente zu bench 
men, gegenwartig aber iſt diefe Anordnung auf ale Grundbduchsbehörden 
ausgedehnt. (Allerh. Entf, vom 15. März 1830,) 


2) Hofdecret vom 21. Juny 1305, Nr. 732, 
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buche einverleibten Urkunde beftreiten will, muß binnen der ge: 
feglichen Verjährungszeit, welche von dem Tage der Eintragung 
in die öffentlichen Bücher zu rechnen ift, gegen die Theilnehmen- 
den eine ordentliche Klage auf Löſchung diefer Urkunde überrei- 
chen. In ſolchem Falle Fann in der Landtafel oder dem Grund: 
buche, wenn der Kläger bey Veberreichung der Klage, oder ſpä— 
ter fchriftlich darum anfucht, fogleich angemerket werden: daß die 
eingetragene Poſt ftreitig fey. Nach geendigtem Prozeffe ift ent: 
weder diefe Anmerkung oder die ftreitige Urkunde felbft auf Ver: 
langen wieder zu Töfchen '). 

9) Bey Erläuterung des $. 432 ift Nr. 4 gefagt worden, 
daß derjenige, der mit dem Eigenthümer einer unbeweglichen 
Sache einen Vertrag gefchloffen hat, zufolge welchem das Gigen: 
thum diefer Sache an ihn übergehen fol, fein perfönliches Necht, 
die Uebergabe derfelben zu fordern, einem Dritten abtreten Eonne. 
Sol nun diefer Dritte ald Cigenthümer angefchrieben werden, 
ohne dag fein Vormann in dem öffentlichen Buche als folcher 
eingetragen werde, fo ift nöthig, daß von dem Gigenthumer, 
welcher noch an der Gewähr angefchrieben ift, die Auffandungs= 
urkunde audgeftellt werde. In diefem Falle kann diefer Dritte, mit 
Vorlage der zwey DVertragsinftrumente und der Auffandungsurs 
Funde, feine Anfchreibung erwirken; denn dadurch geht das - 
Eigenthbum nicht von dem unmittelbaren Vormanne, fondern 
von demjenigen, dem dad Eigenthum wirklich zufteht, auf den 
neuejten Erwerber über. 


0. 436. 

Bey Erwerbung durch Urtheil und andere gerichtliche Urkunden, 
Menn das Eigenthum unbeweglicher Sachen zu 

Folge eines rechtskräftigen Urtbeiles, gerichtlis 

chen Theilungsinftrumentes, oder einer gericht: 

lichen Ueberantwortung einer Erbfchaft übertra— 

gen werden foll, jo iſt ebenfalls die Einverleiz- 

bung diefer Urkunden erforderlich, 


4) Hofdecret vom 23. Auguſt 1eis, Nr. 143,0, % 
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4) Die bier aufgeführten Urkunden begründen gleichfall3 
nur einen Zitel zur Erwerbung des Gigenthumd, aber Feineswegd 
auch die Erwerbungsarf, welche hier, fo wie in den vorne ange— 
"führten Fällen, durch die Einverleibung in. das öffentliche Buch 
gefchieht. In UWebereinftimmung mit diefer gefeglichen Anord— 
nung fagt der $. 302 der allgemeinen, und der $. 324 der gal- 
Tizifchen Gerichtdordnung : „Wenn der Beflagte fehuldig ift, dem 
Kläger ein liegendes Gut einzuraumen, fo fol der Richter auf def: 
fen Anlangen verwilligen, daß der Kläger an dad Eigenthum 
gebracht, und zu dem Ende der Spruch oder der Vertrag 
(nahmlich der gerichtliche Vergleich) der Landtafel, oder dem 
Stadt= oder Grundbuche, wie ed jeden Ortes gebräuchlich ift, 
einverleibet, und dag dem Kläger der Beſitz des Gutes einge: 
räumt werde.” . 

2) Wenn im Grecutionsmwege eine Realität feilgebotsen 
wird, fo wird gleichfal5 von dem Grecutionörichter, nach Maß— 
gabe der Schäßungsurfunde und der Feilbiethungsbedingnifje, eine 
ordentliche Ginantwortungsurfunde ausgefertigt, durch welche der 
Käufer in den Stand gefegt wird, feine Einverleibung als Eigen: 
thümer zu erwirfen '). Solche Einantwortungsurkfunden werden 
gleichfall5 bey Ueberantwortung einer teftamentarifchen oder ges 
ſetzlichen Erbfchaft ausgefertigt. 


0. 437, 

Bey Erwerbung des Eigenthums durch Vermächtnig, 

Eben fo ift es, um das Eigenthum eines vermachten 
unbeweglichen Gutes zu erwerben, nicht genug, 
Daß die Anordnung des Erblaffers überhaupt 
den öffentlichen Büchern einverleibt worden fey, 
er eine Forderung diefer Art bat, muß bey 
der Behörde noch die befondere Einverleibung 
des Vermächtniſſes auswirken, 

Das Landtafelpatent für Böhmen und Mähren ordnet 
$. 39 an, daß die Teſtamente, welche von einem Befiger eines 


4) Siehe Juſtiz-Hofdecret vom 11, Auguſt aaer. Wagn, Zeitich. » Heft, S. © 
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Inndtaflichen Gutes errichtet worden, noch fernerd in die Tand- 
täflichen Quaternen einzutragen ſeyen; fügt aber gleich bey, daß 
hierdurch den Erben oder Legatarien Fein füchliches Recht erwor— 
ben werde. — Darum kommen auch diefe Teftamente lediglich 
in die Quaternenz in dem Hauptbuche gefchieht Feine Aenderung. 
— Selbſt wenn die Anordnung des Erblaffers nicht auf diefem, 
fondern im anderen Wege, 3. B. um eine Forderung dadurch 
ficher zu ftellen, einverleibt worden wäre, wäre diefed nicht hin- 
reichend, um auch dad Eigenthum der Sache zu erlangen, fon: 
dern es ift nothwendig, daß die Einverleibung der legtwilligen 
Anordnung eigens zu dem Zwede der Eigenthumserwerbung ges 
Tchehe. — Wird daher Jemanden in einer legtwilligen Anord— 
nung eine unbewegliche Sache vermacdht, fo muß der Vermächt— 
nißnehmer, um diefe. unbewegliche Sache als Eigenthum an fich 
zu bringen, mit Vorlegung diefer Testwilligen Anordnung die 
Ginverleibung bey der Behörde, zu deren dffentlihem Buche die 
vermachte Sache gehdret, eigens zu diefem Zwecke anfuchen und 
erwirfen. — Indeffen fcheint es, daß die Vorlage der Tegtwillis 
gen Anordnung allein, um die Cinverleibung des Eigenthums— 
rechtes zu erwirken, nicht hinreichend fey, fondern der Erbe die 
Bewilligung hierzu in einer befonderen Urkunde ertheilen müſſe; 
denn ihm liegt die Berichtigung der Legate ob, und feiner Be: 
urtheilung muß es anheim geftellt feyn, ob der Legatar die Bez 
dingung, unter welchen allenfalls die Sache zugedacht worden 
ift, in Erfüllung gebracht habe, und ob nicht die Verlafmaffe 
fo geartet fey, daß er von den Legataren Sicherftellung verlan- 
gen fann ($. 692). Der Legatar hat dad Necht, von dem Er- 
ben die Uebergabe des Vermächtniſſes zu fordern; er darf 
ſich die vermachte Sache nicht eigenmächtig aus der Verlaßmaffe 
zueignen. — Bey unbeweglichen Gütern vertritt, wie oben ſchon 
bemerkt worden ift, die Ausftelung und Cinhandigung der Auf— 
fandungsurkunde die Uebergabe, und die von Seite des Erwerbers 
hierauf angefuchte und erwirkte Cinverleibung die Uebernahme. 
— Mürde der Erbe die Ausftellung einer folchen Aufſandungsur— 
kunde verweigern, fo könnte der Legatar, na) Maßgabe der fol: 
genden 89., ohne Zweifel um die Pränotirung anfuchen, welde 
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er fodann zu rechtfertigen hätte, und in welchem Rechtfertigungs= 
fteeite der Erbe dem Legatar die allenfalld im Gefeße gegründe: 
ten Einwendungen, weldye der Uebergabe des Legates dermahl 
noch im Wege ftehen, entgegen feßen Eönnte. 


b. 438, 


Bedingte Aufzeichnung in das öffentliche Bud, oder Vormerkung. 

Wenn derjenige, welcher das Eigenthum einer un: 
beweglichen Sache anfpricht, darüber zwar eine 
glaubwürdige, aber nicht mit allen den in den 
M. 434 u. 435 zur Einverleibung vorgeſchriebe— 

nen Erforderniffen verfehene Urkunde befißt: fo 
kann er doch, damit ihm Niemand ein Vorrecht 
abgewinne, die bedingte Eintragung in das öf— 
fentlihe Buch bewirken, welche Vormerkung 
(Pränotation) genannt wird, Dadurch erhält 
er ein bedingted Eigenthumsrecht, und er wird, 
fobald er zu Folge richterlichen Ausfpruches die 
Vormerkung gerechtfertiget bat, von der Zeit 
des nach geſetzlicher Drdnung eingereichten Vor— 
merkungögefuches für den wahren Eigenthümer 
gehalten, 

4) Bon der Intabulation unterfcheidet fih die Präno— 
tation oder Bormerkfung. Die Urkunden, weldye über Ver: 
träge, wodurch dad Eigenthum einer unbeweglichen Sache auf 
einen Underen übertragen werden foll, errichtet werden, werden 
nicht immer von gefegfundigen Perfonen verfaßt, und daher ges 
ſchieht es auch nicht ſelten, daß ſie von jenen Förmlichkeiten ent— 
bloͤßt find, welche der F. 435 für einverleibungs= (intabula— 
tiond=) fühige Urkunden fordert. Damit nun demjenigen, an wel- 
hen in Folge des gefchloffenen Vertrages das Eigenthum über: 
gehen foll, bloß wegen Mangel einer Formlichkeit kein Nach: 
theil zugehe, welcher ihm durch nachträgliche Intabulation von 
Laften, oder dadurch zugefügt werden könnte, daß der Eigenthü— 
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mer die Sache an einen Zweyten veräußerte, geitattet nun dad 
Geſetz demjenigen, der eine folche mangelhafte Urkunde zum Gr: 
mweife feines Eigenthums in Handen hat, hierauf die bedingte 
Eintragung feines Eigenthumsrechtes in das öffentliche Buch zu 
begehren, welche bedingte Eintragung Bormerkfung (Pränota— 
tion) genannt wird. 

2) Die Erforderniffe zur Pranotation des Eigenthumsrech— 
tes, wovon in diefem Hautpſtücke gehandelt wird, find: a) eine 
Urkunde, d. i, ein ſchriftliches Beweismittel zur Begrün— 
dung des Eigenthumsrechtes. Cine bloße Berufung auf Zeugen 
wäre daher für Eeinen Fall hinreichend. Weisartikel find im 
Mefentlichen gleichfalls nicht5 anderes, ald Berufungen auf Zeu— 
genausfagen, und können daher ald Feine fchriftlichen Beweismit— 
tel zur Begründung des Eigenthumsrechtes angefehen werden. 
b) Eine glaubwürdige, obgleich feinen vollftändigen Be: 
weis machende Urkunde. — Ob die Urkunde ald eine glaub: 
würdige anzufehen fey oder nicht, muß dem vernünftigen Ermef- 
fen des Nichterd anheim geftellt bleiben. — Ohne Zweifel wäre 
al3 eine folche glaubwurdige Urkunde anzufehen, wenn der Vers 
frag zwar von beyden Gontrahenten unterfertiget, aber mit den 
erforderlichen Zeugenunterfchriften nicht verfehen wäre. Dagegen 
fheint ein von Privaten audgeftelltes Zeugniß über die gefches 
hene Webertragung ded Eigenthumes unter diefe Gaͤttung Urkun— 
den nicht begriffen werden zu können, wohl aber gerichtliche Ur— 
Funden über Ausfagen von zum ewigen Gedäachtniffe abgehörten 
Zeugen. — Enthält die fchriftliche Urkunde, welche zum Beweiſe 
der geſchehenen Uebertragung des Eigenthums beygebracht wird, 
eine auffchiebende Bedingung, fo ift fie, nad) meiner Veberzeu: 
gung, zur Pränotirung des Gigenthumsrechtes nicht geeignet, fone 
dern es muß über den Umſtand, daß die Bedingung wirklich in 
Erfüllung gegangen ift, eine glaubwürdige Urkunde beygebracht 
werden; denn in Grmanglung einer folchen Urkunde Fann man 
nicht fagen, daß da3 von einer Bedingung abhängig gemachte, 
Gigenthumsreht glaubwürdig ausgewieſen ſey. — Bor er: 
fülfter Bedingung fol, nach dem erklärten Willen der Parteyen, 
dem Webernehmer Fein Gigenthumdrecht auf die Sache zuſtehen; 
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wie foll nun bier eine Pranotirung des Gigenthumsrechtes Statt 
finden fünnen, welche zum Zwede hat, dem Präanotirungswerber 
die Eigenthumsrechte, von dem Zeitpuncte ded überreichten Prä— 
notirungögefuches an, zu fihern? — Damit der Gigenthümer, 
welcher dem Uebernehmer perfonlich verpflichtet ift, nach erfüll- 
ter Bedingung die Sache in deſſen Eigenthum zu übertragen, 
- denfelben durch Contractbrüchigkeit nicht verlegen könne, fteht 
dieſem frey, die aus dem Vertrage für ihn hervorgehenden Rechte 
in der Rubrik der Laften zur Einverleibung und refpestiven Vor— 
merfung zu bringen. 

3) Die nächfte Wirkung der Pränotation des Eigenthums— 
rechted ift, daß der Cigenthümer ein proviforifches oder beding- 
tes Eigenthumsrecht erhält, welches in dem Falle, daß er bin- 
nen der durch $. 439 beftimmten Zeit, und auf die dort beftimmte 
Art, fein Recht ausweiſet, von dem Zeitpuncte des eingereichten 
Bormerfungsgefuches, in ein unbedingtes, peremtorifches Eigen— 
thumsrecht übergeht. — 
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Die gefchehene Vormerkung muß ſowohl demjeni— 
gen, der fie bewirkt hat, als auch feinem Geg— 
ner duch Zuftellung zu eigenen Handen bekannt 
gemacht werden. Der VBormerkungswerber muß 
binnen vierzehn Tagen, vom Tage der erhalte 
nen Zuftellung, die ordentliche Klage zum Er- 
weile des Eigenthumsrechtes einreichen; widri— 
gen Falls fol die bewirkte Vormerkung auf Anz 
fuchen des Gegners gelöfcht werden, 

41) Die Zuftellung muß, wie Here Hofrath v. Zeiller bes 
merkt, an den Pränotations werber darum gefchehen, das 
mit er fich von der wirklichen, zur gehörigen Zeit und in geſetz⸗ 
licher Ordnung erfolgten Vormerkung überzeuge, und widrigen 
Falls die geſetzlichen Mittel zur Betreibung oder Berichtigung 
vorkehren köͤnne. Meiſtens werden Pränotationsgeſuche ohnehin 
durch Advocaten überreicht, und es bedarf in dieſem Falle der 

Nippel's Commentar III. Th. 26 
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Zuftellung zu Handen des Pränotirungswerberd keineswegs, fon: 
dern ed genügt, wenn die Zuftellung an den Advocaten, oder 
feinen ©ollicitator gefchieht. { 

2) Dagegen hat die Zuftellung an den Gegner, dem bie 
Berilligung vorzüglich zu wiffen nöthig ift, weil feine Sache 
belaftet, feine Steyheit, über dad Eigenthum frey zu fchalten, 
einigermaßen auch fein Credit eingefchränft wird, der folglich 
aufmerffam gemacht werden muß, eine etwa ganz oder zum 
Theile, (dem Umfange nach) widerrechtlich erfchlichene, oder durch 
Irrthum veranlaßte Pränotirung rückgängig zu machen , ‚zu 
eigenen Händen zu gefchehen, und zwar fo, wie ed in der Ge— 
richtöordnung in Anfehung der erften, in einer Streitfache ergan— 
genen Berordnung vorgefchrieben ift ”); es ift daher, wenn der 
Aufenthaltdort ded Gegners unbekannt ift, ein Curator aufzuftel- 
len, an den die Zuftellung zu gefchehen hat, und diefes durch Edict 
öffentlich in den Zeitungöblättern bekannt zu machen. — Es ift fo- 
hin auch der Pränotirungswerber verpflichtet, den Wohnort feines 
Gegners in dem Pränotirungdgefuche anzuzeigen, widrigend er zu 
gewärtigen hatte, daß diefe Kundmachung auf feine Koften ver: 
anlaßt würde. — Die Landrechte und Grundbuchöbehorden find 
dafiir verantwortlich, daß die Zuftelung mit dem erforderlichen 
Genfte betrieben, und ſich der Vollziehung der hierüber erlaffes 
nen Berordnung gehörig verfichert werde. — Der in die öffent: 
lichen Bücher eingetragene Beſitzer ift jedoch zu Feiner Zeit über 
die gefchehene Zuftellung den Beweis zu führen verbunden, auc) 
Eann daraus allein, daß die Zuftellung nicht vorfchriftmäßig ge— 
fchehen fey, noch Fein Anlaß genommen werden, die durch die 
Öffentlichen Bücher erworbenen Nechte zu beftreiten °). 

3) Aus dem oben angeführten Grunde der Schiemung der 
Freyheit des gegenwärtigen Befigerd wird hier verordnet, daß 
son dem Vormerfungswerber längftens binnen vierzehn Tagen, 
vom Tage der gefchehenen Vormerfungdzuftellung an, der zur 
Zeit noch nicht volfftandig erprobte, und zur Intabulicung noch 


1) Siehe Zeiller zu $- 139, Ar. % 
2) Hofdecret vom 29. Auguſt 12135 9. G. ©. Ne. 1933, 
3) Ebendz, 


[$. 439.] 403 


nicht geeignete Anſpruch auf das Eigenthumsrecht bewähret, oder, 
mit anderen Worten, die Vormerkung gerechtferfiget werden folf, 
— Diefed gefchieht durch Ueberreichung einer ordentlichen Klage, 
in welcher dad Petitum ganz natürlich auf Anerkennung de3 
Eigenthumsrechtes gerichtet feyn muß, und worüber ein Urtheil 
zu Ichöpfen ift, wodurch der fruher nur glaubwürdig begründete 
Eigenthumsanſpruch uber allen rechtlichen Zweifel erhoben wird. 
Laßt fich der Gegner nach bereits erhobener Klage, oder aud) 
- früher herbey, eine Urkunde auszufertigen, worin er den Eigen: 
thumsanfpruch des Vormerkungswerbers als liquid erfennet, fo 
wird ganz natürlich jedes weitere Verfahren überflüßig, und die 
in landtafel- oder grundbuchömäßiger Form ausgefertige Rechtfers 
tigungserklärung intabuliret, wodurch das Eigenthumsrecht de3 
Pränotirungswerberd, von dem Zeitpuncte feines überreichten Ge— 
fuches an gerechnet, gefichert wird. 

4) Kann der Bormerkungswerber feine Nechtfertigungsklage 
binnen der gefeglichen Feift von vierzehn Tagen nicht überreis 
chen, fo fteht es ihm frey, vor Verlauf diefes Termin um 
eine Verlängerung anzufuchen. — Die Inftanz, bey welcher die 
Nechtfertigungdklage anzubringen ift, und die daher auch viele 
Friſt zu bemwilligen oder abzufchlagen hat, wird fich hierbey ganz 
nach der Analogie der Vorfchriften der Gerichtöordnung beneh: 
men. Qt die Nechtfertigungsflage in der gefeglich bejtimmten, 
oder aus wichtigen Gründen von dem Gerichte erweiterten Frift 
nicht angebracht worden, fo wird, auf Anſuchen des Gegners, 
die Vormerkung gelöfht. — Zur Sicherftellung des Gerichtes 
ift ed räthlich, daß ed, bevor ed die Bewilligung zur Löfchung 
ausſpricht, eine Tagſatzung mit Zuziehung beyder Theile ans 
ordne, und den Pränotirungswerber dabey verhalte, fich über 
die zur gehörigen Zeit gefchehene Ueberreichung der Nechtfertis 
gungsklage auszumweifen, befonderd, wenn dad Pränotirungsgefuch 
ſchon vor langer Zeit überreicht worden feyn follte. — Dadurch 
verliert der VBormerkungswerber weder fein perfönfiches Recht wis 
der den Gegner, noch dad Necht, die Intabulation unter den ges 
feglichen Grforderniffen zu bewirken; ja felbjt dad Befugniß, aus 
den nähmlichen unvollftandigen Beweiömitteln eine neue Vormer— 
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fung zu erlangen, wird ihm dadurch nicht benommen. Herr 
Hofrath y. Zeiller fpricht zwar in feinem GCommentare dad Ger 
gentheil aus; allein da Kein ausdrücliches Gefeß vorhanden ift, 
welches das Gegentheil verfügte, fo tritt hier dad Hofdecret vom 
20. Runy 1818, I. ©. ©. Nr. 1468, von welchem bey Er= 
lauterung des $. 453 nähere Erwähnung gemacht werden wird, 
in analoge Anwendung. Es ift daher in einem ſolchen Falle 
nicht nur dad durch die frühere Vormerkung erworbene bedingte 
Eigenthumsrecht verloren, dergeftalt, daß eine allenfällige fpater 
von Seite eined Anderen erwirkte Eigenthumdvormerfung den 
Borrang behaupten, und eine in der Zmwifchenzeit erwirfte Be— 
laftung in Wirkſamkeit treten würde, fondern e3 bleibt dem 
als Eigenthümer Angefchriebenen auch unbenommen, durch Aufz 
forderung des Vormerfungswerbers eine gerichtliche Entfcheidung 
über die von diefem vorgebrachten Eigenthumsanſprüche zu er— 
wirken, und damit weiterer Wiederhohlung des Vormerkungsge— 
ſuches vorzubeugen. — Die Löfchung erfolgt um fo mehr in dem 
alle, wenn fie auf das wider den Vormerfungswerber ergan— 
gene Urtheil angefucht worden ift, in welchem Falle auch eine 
MWiederhohlung des VBormerkungsgefuches nicht mehr Platz greift. 


9. 440, 


Vorſchrift über die Colliſion der Einverleibungen. 


Hat der Eigentbümer eben diefelbe unbewegliche 
Sache zwey verfihiedenen Perfonen überlaffen, 
jo fallt fie derjenigen zu, welche früher die Ein> 
verleibung angefucht bat. 


1) Die Einverleibung ift eine befondere Urt der Uebergabe, 
welche eigens für unbewegliche Sachen vorgefchrieben if. — 
Ep wie nun im $. 430 in Anfehung der beweglichen Saden 
vorgefchrieben ift, daß derjenige, welchem die Sache früher über: 
geben worden ijt, dad Eigenthumsrecht auf diefelbe erlange, und 
der andere Theil, der vielleicht früher ein perfönliches Recht auf die 
Uebergabe erlangt hat, ihm zurückſtehen müffe, fo muß ein Glei⸗ 
ches in Betreff der unbeweglichen Sachen gelten, und derjenige 
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als Eigenthümer angefehen werden, welcher früher die Einver- 
leibung erlangt hat, 

2) Der $. redet, wie es auch die Randrubrik (hier Leber: 
fhrift) zeiget, von Collifion der Ginverleibungen, und es foll 
dadurch nicht efwa ausgedrückt werden, daß, wenn ein Theil 
früher die Präanotirung angefucht und erwirkt haft, und einem 
Andern fpater die Einverleibung bewilligt worden ift, diefer dem 
erfteren felbft in dem Falle vorginge, ald er in der Folge die 
Pränokirung gerechtfertiget hätte. Denn in dem Falle, als er die 
Pranotirung rechtfertiget, ift ed der Wirkung nach gerade fo viel, 
ald wenn er, anftatt des Pranotirungsgefuches, ein Einverleibungs- 
geſuch überrreicht hätte und ihm dadfelbe bewilligt worden wäre. 

3) Der Fall, daß zweyen Perfonen, die die Einverleibung 
ald Eigenthümer zu verfchiedenen Zeiten anfuchten, ihre Geſuch 
bewilligt würde, dee hier von dem Geſetze vorausgefegt zu mer: 
den fcheinet, Fann fich bey einem ordnungsmäßigen Berfahren 
gar. nie ereignen, indem die früher ertheilte Bewilligung zur Ein— 
verkeibung nothwendig die Abweifung des ſpäteren Gefuchitellers 
nach fich zieht. — Würde diefes aber aus Verfehen, oder aus 
einer bier nicht leicht vorauszufegenden Unfenntniß der ‘Behörde 
doch gefchehen, fo Eönnte die fpätere Einverleibung fchon vermöge 
feiner Ordnungswidrigkeit ald eine Nullitat von dem beeinträch- 
tigten Xheile angefochten. werden. — Wohl aber fann es im 
ordnungsmäßigen Verfahren gefihehen, daß Iemand um Präno— 
tirung feines Eigenthumdrechtes, und ein Anderer fpäter um Ein— 
verleibung deöfelben anfucht. Da die Pränotirung nur eine be: 
dingte Eintragung ift, welche nur für den Fall der Nechtferti- 
gung von Wirkfamkeit ift, fo hindert die frühere Pränotirung 
nicht, das fpäter überreichte Einverleibungsgefuch zu bewilligen; 
— wird die Pranotirung in der Folge gerechtfertiget, fo trift 
eigentlich die WVorfchrift des gegenwärtigen $. in MWirkfamteit, 
und es muß derjenige, der fpäter die Einverleibung angeſucht 
hat, dem früheren Pranotirungswerber weichen. Eben fo Eann 
von zweyen oder mehreren Perfonen die Pranotirung des Eigen: 
thums angefucht werden, in welchen Fällen gleichfall3 der frühere 
Pränotirungswerber, vorausgefeßt, daß er feine Pränotirung recbi- 
fertiget, den Vorzug behaupten muß, — 
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4) Diefe Gefekeöftelle gibt auch der Behörde, welcher das 
öffentliche Buch unterfteht, die Norm an die Hand, wie fie fich 
bey Erledigung der verfchiedenen Ginverleibungsgefuche zu be= 
nehmen habe. — Kommen zwey Ginverleibungsgefuche zu glei: 
cher Zeit ein, fo gebühret keinem Ginverleibungsmwerber ein Bor: 
zug; beyde Gefuche find zu bemilligen, und daben zu bemerken, ' 
daß jedem derfelben ein gleiches Necht zuftehe. — Es wird fo- 
bin dadurdy ein Miteigenthumsrecht gegründet. — Iſt aber eines 
aus diefen Gefuchen fpater (fey es auch nur um eine Minute) als 
das andere überreicht worden, fo-ift dad zuerft überreichte, vor— 
ausgeſetzt, daß ed ordentlich inftruiret iſt, bewilligend zu erledi= 
gen; welched aber die Folge nach fich zieht, daß das fpätere zu— 
rücgewiefen werden muß. — 

5) Was fchon bey Erläuterung des $. 430 von dem Falle 
gefagt worden ift, wenn derfenige, dem die Sache früher über- 
geben worden ift, von dem früheren Vertragsrechte des Dritten 
Wiffenfchaft hatte, findet im MWefentlichen auch hier feine voll- 
fommene Anwendung. Es verfteht ſich, daß bey Erledigung 
eines Einverleibungsgefuches auf ſolche Verhältniſſe Feine Rück— 
fiht genommen werden Fönne, fondern hier nur der Inhalt und 
die äußere Form der Urkunden in Betrachtung Fommen. — Es 
muß alfo immer auch derjenige, welcher früher durch ein geſetzmä— 
Fig infteuirtes Geſuch die Ginverleibung ald Eigenthümer ange: 
fucht hat, auch als folcher in dem öffentlichen Buche angefchrieben 
werden, und demjenigen, der auf folche Art um fein Recht, da 
ihm übertragene Eigenthumdrecht durch die bücherliche Anfchreibung 
zu tealifiren, gefommen ift, fteht nur frey, gegen den Uebergeber 
und Uebernehmer mit der Entſchädigungsklage aufzutreten, und von 
ihnen zu verlangen, eine Abtretungsurfunde an ihn auszuftellen. — 
Dabey glaube ich aber auf den Unterfchied, den ich bey Erläute— 
rung ded J. 430 nur obenhin berührte, durdy eine ausführlichere 
Erörterung aufmerffam machen zu müffen, ob nähmlich derfeni- 
ge, der fich fpäter die Sache als Eigenthum abtreten ließ, fchon 
bey Abichliegung diefes Abtretungdgefchäftes von den Rechten de 
Dritten Kenntniß hatte, oder ob er erft fpäter, obgleich vor 
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Ueberreichung feines Einverleibungsgefuches, davon Wiſſenſchaft 
erlangt habe. — Nur im erjteren Falle erfcheint er als Theil— 
nehmer an der Befchädigung, da er mit dem Berwußtfeyn des 
bereit von einem Anderen erworbenen Rechte, die Uebergabe 
der Sache in fein Gigenthum zu verlangen, das gleiche Recht 
auf fi) übertragen läßt, und «3 auch ſogleich durch fein Ein— 
ſchreiten um Einverleibung realiſiret, folglich den früheren Gr- 
werber abfichtlih in feinem erworbenen Rechte verleßet. — Die 

widerrechtliche Handlungsweife ded fpäteren Erwerbers läßt fic) 
auch auf folgende Art anfchaulih machen. — Nah dem gegen: 
wärtigen Gefesbuche heißt alles, was Jemanden zugehört, alle 
feine Eörperlichen und unförperlihen Sachen, fein Eigen— 
thum ($. 353). Unter diefe unkörperlichen Sachen gehören nun 
die verfchiedenen Gattungen von Forderungen und Nechten, und 
daher im vorliegenden Falle auch das Recht, von demjenigen, 
welcher mir durch Vertrag eine Sache in dad Eigenthum abzutre— 
ten erklaret hat, zu fordern, daß er fie mir wirklich ind Eigen— 
thum übergebe. Da nun aber das Eigenthumsrecht ein dingliches 
Necht ift, welches einer Perfon über eine Sache, ohne Nucficht 
auf beftimmte Perfonen, zufteht, fo habe ich mit dem perfönlichen 
Nechte gegen den Uebergeber auch das dingliche, gegen jeden 
Dritten ausführbare Recht erworben, daß er mic) in der Aus: 
übung dieſes Nechtes nicht ſtöre. Wenn nun ein Dritter mit 
dem Bewußtſeyn diefed mir zuftehenden Rechtes ſich neuerdings 
von dem Gigenthümer die Einräumung des Eigenthumsrechtes 
und die Uebergabe der Sache in feinen Beſitz verfprechen läßt, 
und durch die Vollziehung der Uebergabe und Uebernahme wirt: 
ih ins Werk feßt, fo verlegt er offenbar mein Eigenthumsrecht, 
dad mir auf jenes Horderungsrecht zuftand; er bemeiftert fich 
dadurch eines Rechtes, das mir gebührte. — Die Beſchädigung 
von feiner Seite liegt daher offen vor Augen. — Hatte hinges 
gen der zweyte Erwerber von meinem fihon früher erworbenen 
Rechte Feine Wiffenfchaft, fo konnte er ſich ganz natürlich von 
dem Eigenthümer der Sache die Abtretung feines Eigenthums— 
rechted und die Webergabe der Sache in den Beſitz gultig ver: 
fprechen laſſen; er hat fohin, gleichwie ich, ein Necht zur 
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Sache erworben. Die fpäter erlangte Kenntniß, daß bereit ich 
das nähmliche Recht auf die Sache erlangt habe, Fann die Rechts— 
gültigfeit feiner Annahme des Verfprechens nicht mehr. aufheben. 
— Qt von Seite des Eigenthümers noch nicht alles gefchehen, 
was nothwendig ift, um diefen fpateren Promiffar in den Befiß 
der Sache zu feßen z. B. es mangelt noch die Auöftellung der 
Auffandsurfunde, fo wird er ihn auch nach erlangter Kenntniß 
meines früheren Rechtes nicht mehr mit rechtlichem Zwang dazu 
anhalten können; denn beyden kann der Eigenthümer nicht über: 
geben, und im Collifionsfalle zwifchen und zwey Berechtigten 
muß er mir, ald früherem Erwerber, den Vorzug fehenfen, und 
der Andere muß fich mit der Entfchädigung begnügen. Hat aber 
der Eigenthümer gegen den zweyten Erwerber bereitö alles voll: 
sogen, was von feiner Seite zur gäanzlichen Uebergabe des Cigen: 
thums erforderlich war, und kömmt es fohin nur auf die einfei= 
tige Handlung des neuen Grwerbers an, fo bedient er fich nur 
feines ihm bereitd eingeräumten Rechtes, wenn er diefe Hand: 
lung, die hier Tediglich in Weberreihung des Einverleibungsge— 
fuche5 befteht, unternimmt. Wer aber von feinem Rechte inner: 
halb der rechtlichen Schranken Gebrauch macht, hat den für 
einen Andern daraus —— Nachtheil nicht zu verant— 
worten. ($. 1305.) 

6) Eine weitere Solgerung, die ich aus dem Gefagten ziehe, 
ift diefe, daß, wenn in der Urfunde des fpäteren Ermwerbers die 
Bewilligung des Eigenthümers zur bücherlichen Anfchreibung nicht 
enthalten iſt, und er fohin lediglich die Pränotirung feines Eigen: 
thumsrechtes erwirfet, in dem Pränotirungs -Rechtfertigungöftreite 
aber ihm in der Einrede entgegengefegt wird, daß bereits früher 
einem Anderen das nähmliche Necht eingeräumt worden fey, — 
die Pranotirung für gerechtfertiget nicht erflärt werden könne. 
Denn ob die Pränptirung für gerechtfertigt erflärt werden Fonne, 
oder nicht, ift abhängig von dem Umftande, ob der Eigenthümer 
für fchufdig erkannt werden Eönne, dem Pränotirungswerber die 
Sache Zu übergeben oder nicht. Da num derfelbe das nähmliche 
Recht früher einem Andern zugefagt hat, fo kann er nicht mehr 
mit rechtlichem Zwang angehalten werden, die Sache dem zwey— 
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ten Erwerber zu übergeben; er hat diefen durch eine Zufage, et: 
was zu erfüllen, was er zu leiften nicht berechtiget war, getäufcht, 
und ift demfelben zur Entfchädigung, aber nicht zur Erfüllung 
des Contractes verbunden. Es mird daher in diefem Falle der 
frühere Erwerber, welcher aber erft nach dem vorerwähnten Prä— 
notirungsgeſuche fein Ginverleibungsgefuch überreicht Hat, dem 
erfteren Pränotirungswerber vorgehen. 

7) Es iſt bereit5 früher erwähnt worden, daß bey einem 
ordnungsmäßigen Vorgange der Behörde mehrere Ginverleibun: 
gen nicht vorkommen können, wohl aber fünnen dem Einverlei— 
bungsgefuche Pranotirungen vorgehen, und daher Präanotirungen 
ſowohl unter fih, als mit einem Einverleibungsgefuche concur— 
tiren. — 65 befteht nun die Vorfchrift, daß bey der Landtafel 
ſtets das nähmliche Recht oder die nahmliche Verbindlichkeit frü— 
ber vorzumerfen ift, um deren Vormerkung da5 Anfuchen bey 
dem Cinreichungsprotocolle des Landrechtes oder der Obrigkeit, 
worunter die Landtafel oder das Grundbuch fteht, in einer folchen 
Seftalt eingereichet worden, daß hierüber von der Stelle die 
Bewilligung ertheilt werden Eonnte. Von den Vormerkungsge— 
fuchen, die an dem nähmlichen Tage überreicht werden, ift da= 
ber die frühere Nummer ded Ginreichungdprotocold zur Richt: 
fchnur zu nehmen, und zu diefem Ende jede Partey, die ein 
Vormerkungsgeſuch überreichet, zu fordern berechtiget, daß ihr 
Geſuch fogleich in ihrer Gegenwart mit der Nummer, die dem 

Exhibitum nach der Ordnung zufommt, bezeichnet, in dad Pros 
tocoll eingetragen, und ihr, zu ihrer Verficherung , hierüber der 
Empfangöfchein ausgeftellt werde. Sollte ed fih fügen, daB 
auf dad nmähmliche Gut mehrere VBormerfungsgefuche in dem 
nähmlichen Augenblicke überreichet würden, fo ift dieſes ſowohl 
in dem Einreichungsprotocolle ald in dem Empfangöfcheine, welcher 
den Parteyen hinausgegeben wird, anzudeuten, die Geſuche ſelbſt 
aber, wofern ſolche dermaßen belegt (inſtruirt) ſind, daß die 
Vormerkung hierüber von der Stelle bewilligt werden konnte, 
an dem nähmlichen Plage mit gleichem Rechte bey der Yandtafel 
(oder dem Grundbuche) vorzumerken ). Wenn aber auch durch 
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eine fehlerhafte Manipulation des Grundbuches die Vormerkung 
jened Rechtes, welche früher angefucht worden ift, im Grunde 
buche felbft fpäter vorgenommen würde, ald die, um welche erſt 
nachhin angefucht worden iſt, fo hätte, nad) der ausdrücklichen 
Vorſchrift des gegenwärtigen F., doch immer derjenige den Vor 
zug, der früher um die Vormerfung angefucht hat, und dad 
Grundbuchsamt wäre für feine unrichtige Manipulationsweife dem, 
der dadurch Schaden gelitten hat, verantwortlich. 

8) In Landtafel- oder Grundbuchöfachen Fann eine erwirkte 
Miedereinfegung in den vorigen Stand den mittlerweiligen Vor— 
merkungen nie zum Nachtheile gereichen, auch der Regel keinen 
Abbruch thun, daß dad Vorrecht demjenigen gebühre, der die frü— 
here Vormerfung angefucht und erwirfet hat ’). 


0. Aue 
Folge der Erwerbung: a) Zn Rüdficht des Befihes. 
Sobald die Urkunde über das Eigenthumsrecht in 
das öffentliche Buch eingetragen ift, tritt der 
neue Eigenthümer in den rechtmäßigen Beſitz. 


Zur Erläuterung diefer Gefeßesftele muß darauf aufmerk— 
fam gemacht werden, daß hier „unter dem vffentlichen Bud)” 
nicht die LZandtafelquaterne oder dad Urkundenbuch, worin die 
Urkunden lediglich zum Beweis der Nechtmäßigkeit der geſchehe— 
nen Vorfchreibung im KHauptbuche eingetragen werden, fondern 
dad Hauptbuch , in welchem, mit Bezug auf diefe Urkunden, 
jede Eigenthums : Veränderung und DBelaftung eingeftagen wird, 
verftanden werde. — Daher wurde in dem an das gallizifche Ap— 
pellationsgericht erlaffenen Hofdecrete vom 4. Juny 1819, Pier. 
1567, anbefohlen, daß die Veranftaltung zu treffen fey, daß in 
der Landtafel zu Lemberg, fo wie ed in Böhmen und Mähren 
der Inſtruction vom 22. April 1794, $. 27, Nr. 171, der Juſtiz— 
geſetzſammlung gemäß gefchieht, bey jeder Zabularpoft in dem 
Hauptbuche der: Tag, an welchem fie in dieſes Buch eingektagen 
wird, nicht aber jener, an welchem man mit. der Eintragung 


1) Hofderret vom 8, Sanner 1795, it, b; 3. ©. ©. Nr. 215, 
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der Urkunden in die Änftrumentenbucher fertig geworden tft, an: 
gemerkt werde. Diefe Vorfchrift ift ohne Zweifel bey allen Land: 
tafeln und Grundbüchern zu beobachten. 


d. 442, 
b) Kolge in Rüdficht der mit der Erwerbung verbundenen Rechte. 


er das Eigenthum einer Sache erwirbt, erlangt 
auch die damit verbundenen Rechte, Rechte, die 
auf die Perfon des Kebergebers eingefchrankt 
find, kann er nicht übergeben. Ueberhaupt Fann 
Niemand einem Andern mehr Recht abtreten, 
als er felbit bat. 

4) Mit der Erwerbung des Eigenthums einer beweglichen 
oder unbemeglichen Sache werden auch das Zugehör derfelben 
($. 294) und alle mit dem Eigenthum und Befige der 
Sache verbundenen Rechte, z. B. die dinglichen Servitutsrechte, 
das dingliche Patronatsrecht, die radicirten Gewerbsgerechtigkei— 
ten u. ſ. w., übernommen. Andere, dem Eigenthümer der über: 
gebenen Sache zuftändigen Rechte, welche nicht auf deffen Per: 
ſon befchränft, daher unüberfragbare (jura personalissima) find, 
gehen nur an den Webernehmer über, wenn fie von dem Leber: 
geber ausdrücklich überfragen werden. 

2) Solche höchftperfönliche Nechte dagegen Fonnen von dem 


7 Vebergeber auch nicht ausdrücklich übergeben werden, wenn fie 


auch an der übertragenen Sache fih wirkſam beweifen follen. 
Als Beyſpiel eines folhen Rechtes wurde bereit3 vom Herrn 
Hofrathe von Zeiller das perfönliche Vorrecht einer außerordent— 
lichen Verjährungszeit angeführt ($. 1485). Noch minder kann 
der Eigenthümer folche Nechte, die er felbft nicht hatte, oder 
ein ausgedehnteres Recht, als ihm in der Sache zuftand, auf 
feinen Nachfolger übertragen, aus dem ganz natürlichen Grund: 
faße, daß man dad, was man felbjt nicht hat, an feinen An: 
dern abtreten Fonne. Die $$. 367 und 456 fibeinen zwar vom 
obigen Grundfage eine Auönahme zu machen ; allein es fiheint auch 
nur fo, Denn in diefen Fällen wird, wie dad Gefesbuch fur 
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Weſtgallizien II. Th., $. 168, ausdrücklich erklärt, die Erwerbung 
der dem Uebernehmer zuftehenden Nechte nicht von dem unbefug- 
ten Befiger, fondern von dem Gefege, und zivar zur Sicherheit 
des Handels und Wandels, hergeleitet. 


. 443. 
c) Folge in Bezug auf die Laften. 


Mit dem Eigenthume unbeweglicher Sachen wer— 
den auch die darauf haftenden, in den üffentli- 
chen Büchern angemerkten Laſten übernommen, 
Wer diefe Bücher nicht einfieht, leidet in allen 
Fällen für feine Nachläffigkeit. Andere Forde— 
rungen und Anfprüche, die Jemand an den vori— 
gen Eigenthümer hat, gehen nicht auf den neuen 
Erwerber über. 

4) Die dinglichen, einem dinglichen Rechte gegenuber ſte— 
henden Laften haften gleichfam auf der Sache; fie begleiten fie 
überall hin, und geben alfo auf jeden Nachfolger und Befißer 
über. — In Anfehung unbeweglicher Sachen erlangen aber die 
ihrer Natur nach dinglichen Nechte nur dadurch ihre Wirkfam- 
Feit als folche, wenn fie in den öffentlichen Buchern als folche 
angemerft werden, und felbft ihrer Natur nach perfönliche Ver: 
bindlichFeiten werden durch ihre Eintragung in die dffentlichen 
Bücher in dingliche Laften verwandelt (F. 307). Der Weber: 
nehmer einer unbeweglichen Sache haftet alfo für alle einge: 
tragene Laften, ob fie ihm gleich ben der Vebergabe nicht in 
Rechnung gebracht oder verfchwiegen worden wären. — ©elbft in 
dem Falle, ald ihm von dem Lebergeber ausdrücklich die Srenheit 
von dielen Laften wäre zugefichert worden, wäre ihm diefer zwar 
hiefür verantwortlich, aber die Nechte dritter Perfonen, zu deren 
Gunſten diefe Laften auf der Sache haften, würden dadurch nicht 
beirvet, fondern der Hebernehmer ihnen in Anfehung derfelben eben 
fo verpflichtet, wie ihnen diefed der frühere Befiger, zwar nicht 
in Bezug auf feine perfonlichen Werbindlichkeiten, aber in Bezit⸗ 
bung auf die von ihm befeffene Sache, war. Der Uebernehmer 
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iſt durch das Inſtitut der öffentlichen Bücher in die Lage geſetzt, 
ſich von den auf der Sache haftenden Laften um fo mehr die 
Ueberzeugung zu verfchaffen, ald er aud der Vorſchrift der SS. 
444, 445, 469, 524, 1446 wiffen muß, daß Laſten, welche in 
den dffentlichen Büchern eingetragen find, nur mit der Löfchung 
aus denfelben fich endigen. 

2) Die geroöhnlichften Belaftungen unbemweglicher Sachen 
find Pfandfchaften und Servituten. Wir wollen daher die Rechts— 
verhältniffe des Webernehmers in Anfehung diefer Belaftungen 
näher durchgehen, und mit den Pfandfchaften den Anfang ma— 
chen. — Es ift eine auögemachte Sache, daß den auf der Sa— 
che mit ihren Forderungen eingefragenen Gläubigern gegen den 
Befiger der Sache, wenn er nicht zugleich ihr Perfonalfchuld: 
nee ift, oder befondere perfönliche Verpflichtungen- entweder ge= 
gen fie oder gegen den Webergeber eingegangen ift, nur eine 
Realklage zuftehe, und ihnen daher auch der Uebernehmer nur 
mit der verpfändeten Sache, und keineswegs auch mit einem ans 
derwäartigen Vermögen für ihre Korderungen verantwortlich fen. 
— Denn durch die Eintragung der Forderung in die öffentlichen 
Bücher erwirbt der Gläubiger Fein anderes Recht, ald zu ver: 
langen, daß er, wenn die Verbindlichkeit zur beftimmten Zeit 
nicht erfüllet wird, aus diefer Sache feine Befriedigung er— 
lange. Der Uebernehmer einer mit folhen Schulden belafteten 
Realität übernimmt daher auch Feine andere Verbindlichkeit, al3 
zu geftatten, daß der Släubiger feine Befriedigung aus diefer 
Sache erlange. — Die Nichtigkeit diefer Anficht wird auch durch 
die $$. 464 u. 466 beftätiget, welche eigentlich nur confequente 
Solgerungen aus dem $. 447 find, in welch? erfterem es heißt: 
daß, wenn der Schuldbetrag aud dem Pfande 
nicht gelöst wird, dad Fehlende der Schuldner 
(nicht der Uebernehmer der verpfändeten Realität) zu erfegen 
babe; dagegen im lesteren beftimmt wird, daß, wenn 
der Schuldner während der Verpfändungdzeit day 
Eigenthum der verpfändeten Sache auf einen An— 
deren übertragen hat, dem Gläubiger frey fiehe, 
erſt fein perfönliches Necht gegen den Schuldner, 
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dann feine volle Befriedigung an der verpfandes 
ten Sache zu ſuchen, woraus offenbar hervorgeht, daß der 
Uebernehmer der verpfändeten Realität mit Feinem anderen Ber: 
mögen, ald diefer verpfandeten Sache, dem Gläubiger zu haften 
habe '). Ob der Uebernehmer in Solge eined einfeitigen oder 
zwenfeitigen Vertrages dad Eigenthum der unbeweglichen Sache 
erlangt habe, ändert an der Sache nichts. — Doch in Anfehung 
diefer lesteren Behauptung habe ich ed mit einem wichtigen Geg— 
ner, dem £. £. Heren Rath und Profeffor Schufter, zu thun, wel— 
cher in der citirten Abhandlung behauptet, daß, wenn der Ueber: 
nehmer in Folge einer Schenfung zum Eigenthume gelangt ift, 
die Hnpothefargläubiger zu einer perfönlichen Klage gegen den 
Vebernehmer gelangen”). Diefer Nechtögelehrte führt zum Be— 
weife feiner Behauptung im Wefentlichen Folgended an: Wer 
eine belaftete Sache ald Geſchenk annehme, übernehme eben da= 
durch auch aus der Natur des Öefchäftes die darauf haftenden 
Schulden ($. 443), und erkläre, daß er den Geſchenkgeber da= 
von befreyen wolle, weil der Weberlaffer einer Sache nur im 
Galle eines gefchloffenen entgeldlichen Vertrages zur Gewähr: 
leiftung verbunden ($. 922), dagegen aus einem unentgeldlichen 
Vertrage davon lodgezählet it (F. 945); daher auch die im $. 928 
enthaltene Anordnung: „Schulden und Rudftände, wel 
beaufder Sache haften, müffen jbetd vertreten 
werden,” auf Schenkungen Feine Anwendung finden Fonne. Has 
be nun der Gefchenfgeber die Hypothefarfchulden nicht zu vers 
treten, fo müffe ihm auch im Falle, wenn er von den Gläubi— 
gern zu deren Bezahlung belangt wird, gegen den Geſchenknehmer 
eine perfönliche Klage zuftehen, damit diefer ihn von den Schul: 
den befreye. As Ausnahmen könnten nur jene Fälle gelten, in 
welchen der Geſchenknehmer den Schenkungsvertrag zu beftreiten 
berechtiget ware. — Einen entfcheidenden Beweis biethe die Rechts— 
analogie in den IS. 662, 680 u. 686 an, aus welchen Geſetzes— 


1) Huf dieſe zwey zur Unterſtutzung obiger Gefegesftellen angeführten 55. hat bereits 
Herr Profeſſor Schufter in feiner Abhandlung: »Iſt der Uebernehmer eines 
verpfändeten Grundflüdes den Hypothekar-Gläubigern perfönkich, folglich 
mit feinem Vermögen, verpflichtet?” — Nr. TIL, aufmerkſam gemacht. 

2) Ebenda Fir. XXIV und XXV, 
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ftelfen hervorgehe, daß ein Legatar für die auf der vermachten 
Sache haftenden Schulden wirklich mit feinem Vermögen zu 
haften habe, und daher dem Erben perfönlich verpflichtet ſey, 
ihn gegen jeden Anſpruch Elaglos zu ftellen, welcher gegen ihn 
von den auf dem vermachten Grundſtücke haftenden Gläubigern 
geftellt wird. 

Sch geftehe, daß mich diefe Grunde von der Unrichtigfeit 
der von mir aufgeftellten Behauptung nicht überzeugen, und muß 
mir daher zur Vertheidigung derfelben folgende Gegenbemerfun: 
gen erlauben. Der gegenwärtige $. fagt nicht, daß der Ueber: 
nehmer eines unbeweglichen Gutes die darauf haftenden Schul: 
den, fondern die darauf haftenden Laften übernehmen müſſe. 
Dadurch entjteht, wie bereitd bemerkt worden iſt, für ihn Eeine 
‚andere Verbindlichfeit, als daß er dulden muß, daß der Gläu— 
biger aud der Sache feine Befriedigung hohle. Letzterer er— 
langt alfo auch gegen den Uebernehmer Fein anderes Necht, als 
die hupothefarifche Klage gegen ihn anzuftrengen. Hat der Ue— 
bernehmer die Sache gegen Entgeld erhalten, und nicht aus— 
drüclich die darauf haftenden Schulden zur Zahlung übernom: 
men, fo räumet ihm der F. 928 für den Fall, ald die hypothes 
Earifche Klage gegen ihn angeftrengt wird, das Recht ein, von 
dem 1ebergeber die Vertretung zu begehren. Dat der Ueber— 
nehmer die Sache unentgeldlich erhalten, fo Fann er, wenn ge: 
gen ihn diefe hypothefarifche Klage angeftrengt wird, diefe Ver: 
tretungsleiftung nicht fordern, und muß daher den Gläubiger 
befriedigen, oder fich gefallen laffen, daß diefer auf die Feilbies 
thung der Nealität dringe, und aus dem eingehenden Kauffchil= 
linge fich zahlhaft mache, ohne von dem Uebergeber den Erſatz 
anfprechen zu Eönnen. Es folgt alfo aus dem Amftande, daß 
er von dem Uebergeber die Vertretungsleiftung nicht begehren 
Tonne, Eeineswegd, daß der Gläubiger mit einer perfönlichen 
Klage gegen ihn aufzutreten berechtiget fey. — Zieht der Gläu— 
biger vor, anftatt fi) an die Hypothek zu halten, den Ueberge— 
ber ald Schuldner mit einer Perfonalklage zu Belangen, fo bin 
ich zwar mit Heren Profeſſor Schufter ganz dahin einverftanden, 
daß dem Webergeber gegen den Webernehmer ein Klagerecht zus 
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ftehe; allein die Klage kann nur dahin gerichtet ſeyn, daß der Ueber— 
nehmer geftatte, die gefchenfte Sache zur Befriedigung des Gläubi— 
gers zu verwenden, zu welcher fie von dem Schuldner durch die ges 
fchehene Einverleibung des Pfandrechtes eigentlich gewidmet wur— 
de. Denn nur zu diefem Ucte hat fich, wie gezeigt, der Webers 
nehmer verbindlich gemacht, und der Vebergeber kann ‚Fein ans 
deres Necht gegen den Vebernehmer realifiren, als zu verlangen, 
daß er feine eingegangene Verpflichtung erfülle. — Die Wahr 
heit meiner Behauptung gehet auch aus folgender Betrachtung 
hervor. — Der Uebergeber, als eigentlicher Schuldner, und der 
Uebernehmer al3 Hypothekbeſitzer, ftehen in einem Correalitätsver— 
haltniffe, denn beyde find dem Gläubiger zur Zahlung verpflich- 
tet, erfterer aus feinem Vermögen überhaupt, ohne alle Be— 
fchränfung, legterer aus der verhypothecirten Sache insbefondere, 
und es jteht dem Gläubiger frey, den einen oder den anderen 
nach Maßgabe ihrer Verpflichtung zu belangen. Wird nun der 
Hauptfchuldner um die Bezahlung angegangen, und er leiftet fie 
dem Gläubiger, fo ijt jener berechtiget, von feinem Mitfchuldner 
den Erfaß nach dem befonderen VBerhältniffe, in dem fich diefer 
befindet, zu begehrten (F. 896). Diefes befondere Verhältniß 
befteht aber hier gerade darin, daß diefer nur aus der Hypothek 
die Zahlung zu leiften verpflichtet ift; daher kann auch der Schuld— 
ner die Zahlung nur aus der Hypothek fordern. — Ferner fagt 
der $. 1358: „wer die Schuld eines Anderen bezahlt, 
trittin die Rechte des Gläubigers. Es kann daher 
auch dem Uebergeber, welcher durch ſeine Zahlung den Ueber— 
nehmer von der Verbindlichkeit gegen den Gläubiger befreyet 
hat, kein ſtärkeres Recht zuſtehen, als daß er in die Rechte des 
Gläubigers tritt, welches zur Folge hat, daß er die Zahlung nur 
aus der Hypothek fordern kann. — Nun wird aber gewiß Nie— 
mand behaupten wollen, daß dem Uebergeber vor Bezahlung 
der Schuld ein umfangreicheres Recht gegen den Uebernehmer 
gebühre, als ihm nach geleiſteter Zahlung zuſtehet. — Würde 
ſich der Uebernehmer ſogar ausdrücklich zur Zahlung der auf der 
geſchenkten Sache haftenden Schulden verbindlich machen, ſo 
würde ſich dadurch ſogar der Begriff einer Schenkung aufheben, 
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denn er würde fich ja dadurch zu einer Gegenleiftung verbindlich, 
machen, was fich mit der Natur einer Schenkung platterdings 
nicht verträgt. Der Gefchenfnehmer übernimmt zwar die Sache, 
wie fie ihm übergeben wird, folglich mit allen darauf haftenden 
und ihr anflebenden Laften und Miängeln, aber weiter hinaus 
reicht feine Verbindlichkeit nicht ; fol er dadurch verpflichtet were 
den, dafür aus feinem übrigen Vermögen etwas zu leiften, fo 
ginge der fo betitelte Schenkungsvertrag in einen Kauf oder 
Tauſch, oder anderen unbenannten onerofen, oder wenigftens in 
einen, aus einem entgeldlichen und unentgeldlichen Contracte ge=- 
mifchten Vertrag über ($. 935), und Eönnte höchftens in Anfes 
hung des überjteigenden Werthes, folglich hier nur in fo weit als 
eine Schenkung angefehen werden, ald der Werth der gefchenften 
Sache die darauf haftenden Schulden uberfteiget ($. 942); wor— 
aus gleichfall5 folgt, daß er nie weiter zur Zahlung verhalten 
werden könnte, ald der Werth der gefchenkten Sache beträgt. 
Die vom Herrn Pofeffor Schufter angeführten SS. beweifen 
das nicht, wad fie bemweifen follen. Der $. 662 fagt zwar: „Iſt 
die vermahte Sache verpfändet oder belaſtet, 
fo übernimmt der Empfänger auch die darauf 
hbaftenden Laften;” er fagt alfo hier in Anfehung der Webers 
nahme eined Vermächtniffes dad Nähmliche aus, was der gegen= 
wärtige $. in Anfehung der Hebernahme einer Sache überhaupt 
beftimmt. Habe ich nun durch die gegenwärtige Grörterung 
den eigentlichen Umfang der Bedeutung diefer Worte in Bezug 
auf die intabulirten Schulden dargethan, fo gilt dad Nähmliche 
auch in Anfehung diefes F., und er Fann mir daher zur Wider: 
legung meiner Behauptung nicht mehr entgegengefegt werden. — 
Der $. 650 fiheint hier Feine analoge Anwendbarkeit zu haben, 
denn er redet von einem ausdrücklichen Auftrage des Erblaffers, 
dem fich der Annehmer des Vermächtniſſes ftillfchweigend zu er— 
füllen verbindlich macht ($. 865), indem Niemand ein Verſpre— 
chen unter anderen Bedingungen annehmen Kann, als unter 
welchen das Verſprechen gefchehen it ($. 869). So gebe ich 
recht gerne zu, dag wenn Jemanden eine unbeweglihe Sache 
unter dem Auftrage gefchenft wird, dir darauf haftenden Schul— 
Nippel's Commentar TIL, Th. 27 
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den zu berichtigen, und diefer dad Geſchenk annimmt, er biefe 
Bezahlung leiften müffe, wenn diefe Schulden auch den Werth 
der gefchenften Sache überfteigen. — Allein der Vertrag würde 
hier nur den Nahmen einer Schenfung, und zwar ganz unrich- 
tig fragen, in der That aber ein Kauf ſeyn; daher Fann auch 
der $. 650 nicht auf einen Fall angewendet werden, bey wel- 
chem die Natur einer Schenkung vor Augen gehalten werden 
muß. — Was den $. 686 betrifft, fo gilt hier theilweife das 
Nähmliche, was von dem $. 662 gefagt worden ift, theils fpricht 
er mehr zu Öunften meiner, als der gegentheiligen Behauptung. 
Denn nach der Elaren Abficht des Geſetzgebers, welche aus dies 
fer gefeglichen Anordnung hervorleuchtet, fol der ganzliche - 
Derluft des Legates das größte Uebel feyn, das einen Legatar 
treffen Fan. — Diefen muß fich auch der ©efchenfnehmer ge— 
falfen laffen, wenn die gefchenkte Sache zu Grunde geht, oder 
wenn diefelbe von den eingetragenen Gläubigern im Executions— 
wege verfauft, und der ganze dafur eingegangene Kaufſchilling 
zur Befriedigung der Gläubiger verwendet werden muß. Nach 
der gegentheiligen Unficht müßte aber der Uebernehmer mehr 
als diefen Verluſt erleiden, wenn der Kauffchilling zur Befrie— 
digung der Gläubiger nicht zureichte. — 

3) Servituten find ihrer Natur nach) dingliche, auf der Sache 
haftende Kaften, allein ihre Wirkung als dingliche Laften erlan— 
gen fie erft alddann, wenn fie den öffentlichen Büchern einverleibt 
werden ($. 481). Sind ſolche Dienftbarkeiten fohin den dffentlichen 
Büchern einverleibt, fo gehen fie auf den Uebernehmer über, wenn 
auch in dent Webergabövertrage gar Feine Erwähnung von ihnen 
gefchehen, oder felbft die Freyheit des Eigenthumes zugefichert wor= 
den wäre, in welch letzterem Falle jedoch der Uebergeber Gewähr zu 
Leiften hätte. — Eben fo gewiß ift ed, dag folche Dienftbarfeiten, 
welche an der dienftbaren Sache felbft Feine finnlichen Merkmaͤhle 
zurücklaſſen, und von deren Beftehen der Uebernehmer aud) fonft 
Feine Kenntniß hat, an den legteren nicht übergehen, wenn felbe 
den dffentlichen Büchern nicht einverleibt find. — Nicht fo einig 
find die Öfterreichifchen Rechtögelehrten darüber: ob nicht Dienftbar- 
Feiten, welche zwar in den öffentlichen Büchern nicht eingelragen 
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find, welche aber entweder finnliche Merkmahle an der dienftba= 
ven Sache zurüclaffen, oder von deren Beftehen der Weberneh: 
mer auf eine andere Weife in die Kenntniß gefommen ift, an 
denfelben übergehen. — Die, welche der verneinenden Meinung 
zugethan find, fcheinen den ausdrüdlichen Inhalt des gegenwär— 
tigen $. fomwohl, der nur. von Uebernahme der in den öffentlichen 
Büchern eingetragenen Laften fpricht, al den des J. 481 für 
fid) zu haben, zu Folge welchem die Erwerbungsart des dinglichen 
Nechtes einzig in der Ginverleibung des Erwerbungsgefchäftes in 
die dffentlichen Bücher, in welchen das fragliche Grundſtück ein— 
zutragen iſt, befteht. Allein was den Inhalt des gegenwärtigen 
$. anbelangt, fo leuchtet aus dem Nachfage: „wer diefe Bucher 
nicht einfieht, Teidet in allen Fällen für feine Nachläffigkeit,” 
deutlich hervor, daß der höchſte Geſetzgeber bey Erlaffung diefer 
Anordnung hauptfächlich zum Zwecke hatte, darauf aufmerffam 
zu machen, daß alle in den öffentlichen Büchern eingetragenen 
Laften an den Uebernehmer übergehen; woraus folgt, daß der 
e contrario gezogene Schluß, daß der Uebernehmer für feinen 
Tal andere, als in den öffentlichen Büchern eingetragene Laiten 
übernehmen müffe, offenbar zu gewagt wäre. Doc den Schluß, 
der hier zu ziehen ift, hat der $. felbft gemachf, indem er an— 
ordnet, daß andere Forderungen und Anfprüche, die Jemand 
an den vorigen Cigenthümer hat, nicht auf den neuen 
Erwerber übergehen. Aus diefen Worten erhellet, daß hier nur 
von ſolchen Anfprüchen die Nede fey, welche Jemand an die 
Perſon des früheren Eigenthümerd zu ftellen hatte, und die fo= 
bin in die Claffe der perföonlihen Sachenrechte gehören. 
Was aber in Anfehung jener Verbindlichkeiten hier Rechtens fene, 
die aus einem feiner Natur nach dinglichen, aber wegen Mangel 
der Einverleibung noch nicht al3 ſolches vollfommen in Wir: 
famEeit gefretenen Rechte entipringen, — hierüber enthält 
der F. Feine ausdrückliche Beftimmung. Ueberhaupt muß felbft 
dem Schlußfage die ganz natürliche Beſchränkung angefügt wer: 
den, daß in dem DVertrage, worauf fich die Uebergabe und Ue— 
bernahme gründet, nicht ausdrücklich eine folche Uebertragung 
gefchehen fey. — Der gegenwärtige $. redet fohin nur yon den 
— 
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Wirkungen, welche die Webertragung de3 Eigenthums unbeweg— 
licher Sachen im Allgemeinen hervorbringt, ohne fich in 
eine Grörterung der aus den befonderen Verhältniffen des Weber: 
nahmsgeſchäftes hervorgehenden Rechtswirkungen einzulaffen. 
Hat der Uebernehmer von dem beftehenden Gervitutörechte 
zur Zeit, ald er die Sache an fich bringt, bereits Wiſſenſchaft, 
fo ift derfelbe, nach meiner Ueberzeugung, auch verpflichtet, das 
Servitutörecht des Andern auch gegen fich anzuerkennen. Denn 
die Servitut ift ihrer Natur nach eine auf der Sache felbft haf: 
tende Laſt; wer fich eine Servitut bedingt, hat die Abficht, ein 
auf alle Befiger der Sache übergehende Verbindlichkeit zu bes 
gründen, vermöge welcher fie gehalten feyn follen, in Rückſicht 
diefer Sache zu feinem Vortheile etwa zu dulden oder zu uns 
terlaffen ($. 472). So lange der Servitutöberechtigte die Ein- 
verleibung dieſer Servitut in die dffentlichen Bücher nicht er: 
wirft hat, ift fein Servitutsrecht zwar als ein Bingliched, gegen 
jeden Befiger der Sache wirkfames Recht noch nicht gefichert 5 
denn wenn derjenige, der die Sache an fich bringt, von diefem 
Servitutsrechte Feine Kenntniß hat, fo Fann, wie nicht in Ab— 
rede zu ftellen ift, der Servitutöberechtigte fein Necht gegen den - 
neuen DBefißer nicht mehr ausüben. — Daraus folgt aber kei— 
neswegs, daß er auch das Recht gegen denjenigen nicht in Aus— 
übung bringen könne, der die Sache mit dem Bewußtfeyn der 
darauf haftenden Servitut an fich gebracht hat. Wer ſich eine 
Servitut bedingt, hat nur die Sache, nicht die Perfon. des Ver— 
pflichteten vor Augen. Cr hat fich, der Natur der Sache nach, 
ein immerwährended Recht auf die Sache bedungen, und dad- 
felbe nicht bloß auf die Zeit befchränft, in fo lange der Ver: 
pflichtete Gigenthümer der Sache feyn werde. — Der Servitutd- 
verpflichtete hat fich auch dadurch verbindlich gemacht, die ein- 
geräumte Servitut ald eine auf der Sache felbft haftende Laft 
anzuerkennen, und wenigftens nichts zu unfernehmen, wodurd 
diefe Gigenthumöbefchränfung wieder aufgehoben wurde. Wenn 
er nun die Sache an einen Dritten veräußert, fo ift er zwar 
nicht gehalten, den Uebernehmer von dem darauf haftenden Ger: 
vitutörechte ausdrücklich in Kenntniß zu feßen, und zum Bor: 
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theile des Servitutsberechtigten in dem Contracte fich der Zort- 
dauer diefer Verbindlichkeit zu verfichern; denn er hat fich, der 
Natur der Sache nach, gegen den Servitutöberechtigten nur zu 
einer Duldung oder Anterlaffung, Feineswegs auch zu einer poſi— 
tiven Leiftung verbindlich gemacht. Allein er ift offenbar nicht 
berechtiget, die Sache ausdrücklich ald ein unbefchränktes Eigen— 
thum zu veräußern; denn wir haben im vorigen $. gehört, daß 
Niemand einem Andern mehr Recht abfreten Fonne, als er felbft 
hat. — Hat nun derjenige, welcher die Sache an fich bringt, 
von der darauf haftenden Servitut Wiffenfchaft, fo weiß er auch, 
daß der Wille ded Uebergebers nicht dahin gehen Fonne, die 
Sache ald freyes, unbefchränftes Gigenthum zu veräußern; er 
kann alfo auch die Sache nur unter der Befchränfung anneh— 
men. Denn wenn die Annahme unter andern Beftimmungen 
erfolgt, ald unter welchen das Verfprechen gefchehen ift, fo ent— 
fieht Eein Vertrag ($. 869). Wer nun eine Sache mit dem 
Bewußtfeyn de3 darauf haftenden Servitutsrechtes an ſich bringt, 
erklärt dadurch ftillfchweigend, daß er die Sache gleichfalls mit 
der nahmlichen Beſchränkung ald Eigenthümer aenießen wolle 
($. 863). Zur Kenntniß einer Servitut Fann man aber auf 
verfchiedene Art gelangen. Unter diefe Arten gehört insbeſon— 
dere, wenn die Ausübung des Servitutsrechte mit einen in die 
Augen fallenden Baue verbunden ift. — Zur Unterftügung meiner 
obigen Behauptung dienen auch mehrere Parallelitellen aus dem 
Geſetzbuche. So fagt ber $. 468: „dad Pfandrecht erlifcht mit 
. der Zeit, auf welche es eingefchränkt war, folglich auch mit dem 
zeitlichen Rechte des Pfandgeberd auf die verpfändete Sache, 
wenn anders diefer Umftand dem Gläubiger befannt war 
oder aus den öffentlichen Büchern bekannt feyn EFonnte;” — 
dann der $. 527: „hat dad bloß zeitliche Necht deöfenigen, der die 
Servitut beftellt hat, oder die Zeit, auf welche fie befchränft 
worden ift, dem Servitutdinhaber aus öffentlichen Büchern, oder 
auf andere Art befannt ſeyn können, fo hört nach Verlauf 
diefer Servitut das zeitliche Recht von felbft auf.” — Ferner fagt 
der F. 1500: „dad aus der Erſitzung oder Verführung erworbene 
Necht Eann aber demjenigen, welcher, im Vertrauen auf die 
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öffentlichen Bücher — noch vor der Einverleibung deöfelben eine 
Sache oder ein Recht an fich gebracht hat, zu feinem Nachtheife 
gereichen.?” — Daraus folgt num unbezweifelt, daß dem Erwerber 
einer unbeweglichen Sache das aus der Grfißung oder Erwer— 
bung erworbene Necht allerdings ſchade, wenn ihm dasfelbe bee 
kannt war, weil er in folch’ einem Falle nicht behaupten Fann, 
daß er durch die Einficht der öffentlichen Bücher getäufcht wor: 
den fey '). 


§. 444, 
Erlöfhung des Eigenthumsrechtes. 


Das Eigenthum überhaupt kann durch den Willen 
des Gigenthümers, durch dad Geſetz, und durch 
richterlihen Ausfpruch verloren geben, Das 
Eigenthum der unbeweglichen Sachen aber wird 
durch die Löſchung aus den üffentlichen Büchern 
aufgehoben, 


1) Da der Regel nady mit dem Verluſte des Gigenthumes 
auf einer, die Erwerbung des Eigenthumes auf der anderen 
Seite in Verbindung fteht, fo Eommen die Erlöfchungsarten 
überhaupt mit den mittelbaren Erwerbungsarten des Eigenthums 
überein. Diefe find a) der Wille des Eigenthümers, 
welcher, Eraft des Verfügungsrechtes, die Sache verlaffen und zur 
Decupation preis geben ($. 386), oder Andern abtreten Fann. 
— An dem legten Falle wird jedoch hierzu auch der Wille des 
Uebernehmers, und die Uebergabe und Uebernahme erfordert. — 
Denn fo lange hier dad Eigenthum nicht auf den Anderen über: 
gehet, bleibt dasfelbe ein Eigenthum des Ueberträgers; auf den 
anderen Theil geht ed aber nur dann über, wenn diefer auc) 
feinen Willen zur Annahme erkläret, und ſich die Sache auf 
irgend eine rechtliche Art übergeben läßt. b) Unmittelbar aus 
dem Geſetze geht dad Eigenthum verloren, wenn es fremdem 
Eigenthunte zumächft (SS. 414 — 422), oder durch Verjährung 
und Erſitzung ($$. 1451 u. 1452); c) vermöge richterlichen Aus— 


4) Siehe Schufters Baurecht ©. 377 — 379. 
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fpruches, wodurch Jemanden das Cigenthum abe, und einem An— 
dern zuerkannt wird (F. 424); oder wenn auf die Uebertretung 
eined Strafgefeges durch richterliches Erkenntniß der Verluſt des 
Eigenthums einer Sache ald Strafe verhängt wird. Diefen vom 
Geſetze angeführten Erlöfchungsarten Fann auch der Untergang 
der Sache, auf welche Jemanden dad Gigenthumsrecht zuftand, 
angereihet werden. 

2) Sobald ed fich aber um eine unbemwegliche Sache han- 
delt, muß auch die Löfchung des bisherigen Eigenthümers hin: 
zufommen. Diefer Ausdruck muß jedoch nicht immer im mate- 
riellen Sinne ded Wortes genommen werden, indem, wenn der 
neue Gigenthümer an die Gewähr gefchrieben wird, dadurch ipso 
facto dad Cigenthumsrecht des früheren Befigerd als gelöfcht an— 
zufehen ift. — Bis die Löfchung vor fich gegangen ift, bleibt er 
immer noch Eigenthümer, obwohl dad aus dem Cigenthume flie: 
ßende Recht, mit demfelben nach Belieben zu verfügen ($. 354), 
und inöbefondere dasſelbe nah Willkühr auf Andere zu übertra= 
gen ($. 362), gelähmt erfcheinet. Denn es wurde fehon bey Gr: 
läuterung diefes $.. bemerkt, daß durch dad Hinwegfallen einzelner, 
aus dem Begriffe des Eigenthums fließenden Nechte die Natur 
des Eigenthums nicht verändert wird. Wer fich aber, im Der: 
trauen auf die öffentlichen Bücher, und ohne von der Befchrän- 
kung des Gigenthümerd Kenntniß zu haben, mit diefem in cin 
Nechtögefchäft, 3. B. in einen Kauf, Webernahme zur Hypothek 

u. dgl., eingelaffen hat, muß in feinem Rechte gefehugt werden» 
' ſ. 445, 

Ausdehnung diefer Vorfchriften auf andere dingliche Rechte. 

Nach den in diefem Hauptftüce über die Erwer- 
bungs- und Erlöfhungsart des Eigenthumsrech- 
te5 unbeweglicher Sachen gegebenen Vorſchrif— 
ten bat man fi) auch bey den übrigen, auf un— 
bewegliche Sachen fich beziehenden, dinglichen 
Rechten zu verhalten. 

1) Es ift bereitö bey Erläuterung des F. 298 vorgekom— 
men, daß uber die bloß verkäuflichen Gewerbe Vormerkungspro— 
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tocolle geführt werden, in welchen jedem beftehenden verfäuflie 
chen Gewerbe ein befondered Folium gewidmet wird, auf wel: 
chem der Befisftand, die mit felbem ſich ergebenden Verände— 
tungen eingefchaltet, und alle fich hierauf beziehenden Pfandfchaf: 
ten ordentlicd eingetragen werden. — Bon diefen Protocollen 
gilt alles dasjenige, was von der Landtafel und dem Grundbu⸗ 
che im Geſetze angeordnet iſt. 

2) Alle in den öffentlichen Büchern eingetragenen Laften 
begründen auf der anderen Seite eben fo viele dingliche Rechte. 
— Diefe dinglihen Nechte Fonnen der Regel nach von den 
Berechtigten foreohl auf Andere übertragen, als wieder mit La— 
ften bebürdet werden. — Bey Vebertragung diefer dinglichen 
Rechte und bey Belaftung derfelben wird fi) nun nach der Vor— 
fehrift ded gegenwärtigen $. ganz fo, wie bey Mebertragung und 
Belaftung unbeweglicher Sachen benommen, und «3 find die für 
letztere erlaſſenen Vorfchriften auch vollfommen auf erftere ans 
wendbar. 

Das Landtafelpatent für Böhmen und Mähren verordnet 
$. 24, daß, wenn ein landtäfliches Recht durch Ceffion oder ans 
dere rechtliche Wege an verfchiedene Parteyen, jedoch außerland- 
täflich, gediehen ift, und der legte das auf diefe Poft erworbene 
Necht Iandtäflich befeftigen will, er in dem bey dem Landrechte 
zu überreichenden Gefuche den eigentlichen Hergang der Sache, 
wie diefes Recht an ihn gediehen it, mit Beylegung aller dazu 
gehörigen Urkunden anführen und die Einverleibung anfuchen dür— 
fe; indem aber alle diefe Urkunden auf einen Endzweck, nahme 
lich auf die Legitimation zu dem überfommenen landtäflichen 
Rechte abzielen, fo werde auch in dem Hauptbuche nur der legte 
Befiger, mit Eurzer Berufung auf die vorhergehenden, vorgemerkt, 
und die übrigen außerlandtäflich errichteten Urkunden werden le— 
diglich in die Quaternen eingetragen. — Da nun aber der ges 
genmwärtige $. fagt, daß man fich auch bey den übrigen, auf un: 
bewegliche Sachen fich beziehenden Nechten ganz fo zu beneh— 
men habe, wie bey Erwerbung des Eigenthumed unbeweglicher 
Sachen vorgefchrieben ijt, und der $. 432 anordnet, daß derje— 
nige, von dem das Eigenthbum auf einen Andern übergehen foll, 
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früher felbft als Eigenthümer einverleibt feyn müſſe, bevor die— 
fer Tegte Uebernehmer ald Eigenthümer eingetragen werden Eönne, 
fo fcheinet dadurch dieſe Vorſchrift des Landtafelpatentes eine 
Eleine Abanderung zu leiden, und fohin in dem Hauptbuche alle 
Befißer der Reihe nach eingetragen werden zu müffen. — 

3) Bey Eintragung der Rechte in die vffentlichen Bücher 
ift nun dee Unterfchied, ob es fich um die Gintragung eines fei- 
nee Natur nach dinglichen, oder feiner Natur nach perfünlichen 
Rechtes handelt, bemerfenswerth. Die Cintragung der Rechte er- 
fteree Gattung kann auch ohne befondere Einwilligung des Ber: 
pflichteten, durch Pranotirung und Rechtfertigung diefer Präno— 
tirung ermwirfet werden; — denn hier liegt in der Natur ded 
gefchloffenen Gefchäftes, durch welches das Recht eingeraumt 
wurde, felbft die Berechtigung, dasſelbe den öffentlichen Büchern 
einverleiben zu laffen, und das Gegentheil hievon wäre eine Aus— 
nahme, welche erwiefen werden muß, und nicht vermuthet wird. 
Wenn daher der Hausbefiger A feinem Nachbar, dem Hausbe: 
fier B, vertragsweife dad Necht eingeräumt hat, daß Legterer 
in, des Erfteren Wand einen Balken einfügen dürfe, über diefen 
Dertrag dann eine fchriftliche Urkunde errichtet wird, in welcher 
« jedoch dad Befugniß zur Ginverleibung in das öffentliche Buch 
nicht vorfommt, und in der Folge der B die Pränotirung derfelben 
auf dad Haus des A erwirket; fo ift es bey der Nechtfertigung 
derfelben nicht mehr nothmwendig, daß der Kläger außer dem ab: 
gefchloffenen Gefchäfte auf einen anderen Rechtsgrund hinweife. 
— Denn dad Recht, einen Balken in eine fremde Wand einzu: 
fügen, ift ein Servituts- ($. 475), folglich ein dingliches, gegen 
jeden Befiger der dienftbaren Sache wirkfames Recht ($. 472). 
Zwar wäre e3 allerdings möglich, daß A dem B diefes Necht 
für feine Perfon allein eingeräumt habe, in welchen Falle dieſe, 
von Seite des A ubernommene Lajt eine Scheinfervitut wäre; 
allein diefe würde nach dem Elaren Inhalte des F. 479, dem A 
zu beweifen obliegen. — 

Ganz anderd verhält fich die Sache, wenn ed ſich um Vor: 
merkung einer Forderung oder eines Rechtes handelt, welches fei- 
ner Natur nach perfönfich iſt, und nur durch die Gintragung in 
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die öffentlichen Bücher in die Glaffe der dinglichen Rechte ver: 
fest wird. Denn ein feiner Natur nach perfönliches Necht kann 
durch feinen einfeitigen Act des Berechtigten in ein dingliches 
Recht verwandelt werden, welches durch die Einverleibung in 
das Dffentliche Buch gefchehen würde. Wenn daher 3. B. Je: 
mand eine Sache mit der Bedingung vwerfauft, daß der Käufer, 
wenn ec folche wieder verfaufen will, ihm die Einlöfung anbie: 
then foll, fich fohin von dem WVerfäufer das VBerfaufsrecht ein- 
räumen läßt, fo Fann er die Eintragung diefed Rechtes, da es 
von dem Geſetze ($. 1073) als ein feiner Natur nach perſön— 
liches Necht erklärt ift, ohne Einwilligung des Käufers in dad 
dffentliche Buch nicht eintragen laffen, und es Fonnte die dieß- 
falls erwirfte Pränotirung nicht als gerechtfertiget erflart wer: 
den. Wenn der Beamte mit feiner Herrfchaft einen Dienjtvertrag 
abfchließt, fo kann diefer, ohne Einſtimmung der leßteren, der 
Landtafel nicht einverleibt werden. — Ein Gleiches ift bey einem 
Pacht: und Miethvertrage der Fall; fa, dad dadurch für den 
Miether oder Beitandnehmer erworbene Recht ift dergeftalt pers 
fönlich, daß, wenn dasſelbe auch mit Einwilligung des Verpäch- 
terd oder Vermietherd dem öffentlichen Buche einverleibt, und 
fohin in ein dingliched Necht verwandelt würde, felbes, im Falle 
einer erecutiven Zeilbiethung, die Eigenfchaft eines dinglichen 
Rechtes, wenigftens in feiner vorigen Geftalt, wieder verlieren 
würde ($. 1121). 


d. 446. 


Form und Vorfichten der Einverleibungen. 


Auf was Art und mit welchen Borfichten überhaupt 
bey Einverleibung dinglicher Nechte vorzugehen 
jey, ift in den über die Errichtung der Landta- 
fen und Grundbücher beftehenden befonderen 
Anordnungen enthalten, 

4) Der höchfte Gefeßgeber ging hier von dem Grundfaße 
aus, dag in das bürgerliche Gefeßbuch nur jene Anordnungen 
gehören, die Jedermann zur Sicherheit feiner Nechte zu wiſſen 
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nöthig hat. Die BVBorfchriften, welche bey Eintragungen und 
Löfchungen den Gerichten, von denen fie zu bewilligen, oder den 
Beamten, von denen fie vorzunehmen find, obliegen, gehören 
eigentlich zu dem Verfahren, und machen daher den Gegenjtand 
befonderer Gefege aus. Da indeffen einige diefer befonderen Vor— 
fchriften felbjt auf die Privatrechte einen mannigfaltigen Einfluß 
haben, fo wurden felbe an den zufommlichen Orten angeführt. 
— Hier glaube ich nur noch folgende Bemerkungen nachtragen 
zu mülffen. 

2) Die Landtafel, dad Stadt- oder Grundbuch ift ein öf— 
fentliched Buch, unter welcher Bezeichnung es auch in dem Ge: 
fegbuche vorfümmt. Daher kann auch Jedermann dad Haupt: 
buch in Gegenwart eines Tandtärlichen oder Grundbuchs-Beamten 
einfehen, und fich auch einen Ertract aus felbem geben laffen. 
Die Ertracte, welche die Landtafel oder dad Grundbuch ertheilt, 
find dreyfach: entweder umſtändlich, oder nur über eine gewiſſe 
vorgemerkte Poft, oder fummarifch. In einem umftändlichen Er: 
tracte gefchieht die umftandliche Erwähnung aller Rubriken, folg: 
lich erfcheinen darin alle in dem Hauptbuche noch wirklich haf: 
tenden Poften, der Reihe nach, mit den ihnen eigenen Nummern, 
fanımt den zu einer jeden Nummer gehörigen Ceffionen, Super: 
intabulirungen, wie auch etwa erfolgten Abfchreibung, dergeftalt, 
- daß jedoch von den bereit ertabulirten nur die Zahl mit dem 
Worte „Gelöfcht” angeführt ift. — Eben auf diefe Art werden 
die Particularertracte über eine gewilfe Poft mit dem einzigen 
Unterfchiede verfaßt, daß fie fi nur auf diejenige Poft befchrän- 
Een, über welche diefer Ertract anverlangt worden ift. — In 
einem fammarifchen Ertracte, welcher gemteiniglich von demjeni— 
gen anverlangt wird, dem daran gelegen ift, zu willen, mit was 
für Haftungen eine Rubrik überhaupt befchwert ift, werden die: 
jenigen, zu deren Vortheil die Vormerkung haftet, nahmentlic) 
nicht angeſetzt; auch wird weder die Urkunde, auf welche fich die 
“ Haftung gründet, ausgedrückt, noch fich auf das Anftrumenten- 
buch oder die Quaterne, in weldhem die Urkunde zu finden ift, 
bezogen, fondern es wird jede feparirte Nummer, auf welche et= 
was als eine wahre Schuld, oder auch mur zur Bedeckung einer 
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beftehenden oder Fünftig möglichen WVerbindlichkeit haftet, ange: 
zeigt; die Summen werden getreulich angefegt, und nur bey je: 
ner Poft, wo eine Superintabulation beftehet, wird die Anmer— 
fung hierüber mit wenigen Worten beygefügt. Dergleichen Er: 
fracte werden bey dem Tandtäflichen Negiftrator (oder bey dem: 
jenigen überhaupt, welchem die Führung des dffentlichen Buches 
aus eigener ubernommener Pflicht obliegt) unmittelbar angefucht 
und von demfelben, nebjt Beydrückung des Amtsinfiegels, unter: 
fertiget; dagegen aber Fünnen die Abfchriften aus den Quaternen 
(Inſtrumenten-, Urfundenbüchern) nie ohne Einwilligung der Be: 
hörde ausgefolgt werden '). 

3) Die fogenannten Landtafel= oder Grundbuchs-Certifi— 
cate find eine Befcheinigung des Landtafelamtes oder der Grund: 
buchöführung, daß ein Inftrument fammt dem Begleitungöfchreiz 
ben in dad Inſtrumentenbuch eingetragen, und in dem Haupt: 
buche vorgemerkt oder einverleibt worden ift. Diefe Gertificirung 
wird mit Beydrückung des Amtsinſiegels von dem Tandtaflichen 
Negiftrator unterfihrieben. — Sollten in eben demfelben Ge— 
fchäfte mehrere gleichlautende Urkunden errichtet und zur Inta— 
bulation vorgelegt werden, fo wird nur ein Eremplar der land— 
täflich oder grundbüchlich intabulirten Urkunde mit dem landtaf: 
lichen Certificate der gefchehenen Einverleibung verfehen. Bey 
Vornahme der Löfchungen oder Erfabulafionen wird die Quittung 
oder das Urtheil, auf welches fich diefelbe gründet, fammt Be— 
gleitungsanbringen in dad Inſtrumentenbuch eingetragen, und 
die Extabulirung bey der Poft, welche der Sal trifft, in dem 
Hauptbuche vorgemerkt, und in fo fern die einverfeibten Urkun— 
den auch mit vorgelegt worden find, die darauf befindlichen Ger: 
tificte gelöfcht, vder die theilweife Ertabulitung angemerkt ?). 


4) Siehe Landtafelpatent für Böhmen und Mähren {j, 3% — 33, 
2) Am. a. D. 99. 29., 29,, 30. U, 31, 
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Sechstes Hauptſtück. 
Bon demPpfandrechte. 


. 447, 
Begriff von dem Pfandrechte und Pfande, 


Das Pfandrecht ift das dingliche Recht, welches 
dem Gläubiger eingeräumt wird, aus einer Sa— 
che, wenn die Berbindlichkeit zur bejtimmten 
Zeit nicht erfüllet. wird, die Befriedigung zu 
erlangen, Die Sache, worauf der Gläubiger die: 
fes Recht zufteht, beißt überhaupt ein Pfand, 

4) Ein jeder Schuldner haftet mit feinem ganzen Vermb— 
gen für die Erfüllung feiner Verbindlichkeiten. Diefed Vermögen 
in feiner Gefammtheit ift al5 allgemeines und gemeinfchaftliches 

Unterpfand aller feiner Gläubiger anzufehen. Allein diefes Ber: 

mögen gibt dem Gläubiger nur fo lange Sicherheit, als der 

Schuldner fein Vermögen behält; fie hängt theild von zufälligen 

Umftänden, theils von der Denkungsart ded Schuldners ab, der 

3. B. nicht Willens ift, dasſelbe zur Befriedigung feiner Gläubi: 


ger zu verwenden, fondern es hintan gibt, um fih Genüſſe alfer 


Art zu verfihaffen. E5 hängt daher von dem Perfonalcredit des 
Schuldners ab, ob der Gläubiger in diefem allgemeinen Unter: 
pfande eine Sicherftellung feiner Forderung erfennen werde. Es 
fommt daher diefes allgemeine Unterpfand derzeit mehr im täg— 
lichen Verkehre, für verhältnigmägig geringere und mehr vorüber: 
gehende Waarenfihulden, und für minder bedeutende und auf kür— 
zere Zeit gegebene Anlehen, ald für beträchtlichere, auf längere Zeit 
hinaus gegebene Darleihen vor, in welch’ Teßteren Fällen eine be: 
fondere und dauerhaftere Sicherheit gefucht und gefordert wird. 
2) Da ed leichter ift, fich die Kenntnig des MWerthes einer 
Sache, ald die des moralifchen Charakters einer Perfon zu verfchaf: 
fen, und da eine Sache an und für fich nicht den Gefahren einer 
Beränderlichkeit fo preis gegeben ift, wie eine Perfon, fo fieht man 
ein, das im Allgemeinen größere Sicherheit in der Sache, als 
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in der Perfon fen, und fucht fich daher Sicherftellung dadurch zu 
verfchaffen, daß man fich von feinem Schuldner ein Recht auf 
eine in dad Eigenthum deöfelben gehörige Sache in der Art ein: 
räumen laßt, daß der Schuldner zum Nachtheil des Glaubigers 
mit diefer Sache Feine gültige Verfügung mehr vornehmen, und 
auch ein Dritter das Recht des Gläubigers nicht ftören könne. 
Auf diefem Wege gelangte man zum Begriffe des Pfandrechtes 
überhaupt, und zur Ausbildung diefes Rechtöinftitutes in feinen 
einzelnen Theilen und Formen insbefondere. 

3) Der gegenmärtige $. gibt die Erklärung diefes wichtigen, 
im bürgerlichen Leben fo häufig zu Sprache fommenden Rechtes. 
Der bier gegebenen Erklärung zu Folge ift es ein dingliches 
Recht, das auf der Sache felbit haftet, und gegen jeden Beſitzer 
oder Inhaber, ſey er der wirkliche Cigenthümer oder nicht, wirk: 
fam ift. Denn gerade darin befteht die Sicherheit, die durch 
die Ginführung diefes NRechtöinftituted realifirt werden fol. Es 
gebührt Niemanden andern, ald dem Gläubiger, im weiteren juris 
difchen Verftande genommen, fohin demjenigen, der an Semanden 
was immer für eine Forderung zu fielen hat; jedoch muß diefe 
Forderung wohl fo geartet feyn, daß fie einer Schätzung und 
fohin einer Umänderung in eine Geldleiftung fähig ift, denn die 
Tendenz des Pfandberechtigten gehet ja, zu Folge der Borfchrift 
des gegenwärtigen $., dahin, aus der verpfändeten Sache feine 
Befriedigung zu erhalten, welde nicht anders ald durch Der: 
äußerung der Sache realifirt wird. 

4) Der Gegenftand des Pfandrechtes, nähmlich die Sache, 
worauf dem Gläubiger diefes Necht zufteht, wird überhaupt, fie 
mag eine bewegliche oder unbewegliche Sache feyn, Pfand ge: 
nannt. Der Ausdruf Pfand hat daher in unferem Gefegbuche 
eine zweyfache,, bald weitere, bald engere Bedeutung ($. 448). 
Ob felber daher in den verfchiedenen Gefegeöftellen in der einen 
der andern Bedeutung genommen werden müffe, ift in jedem 
Falle au dem Zufammenhange der Worte und aus der deutlis 
chen Abficht des Gefeßgeberd zu erfennen. — Es ijt bemerkens— 
werth, daß dad Geſetz in dem Begriffe des Pfandrechtes den Um: 
ftand nicht aufgenommen haf, daB das Object eine fremde 
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Sache feyn müſſe. Dadurch fcheint die in Anfehung de3 römi— 
fchen Nechtes entftandene Controvers: „ob es ein Pfandrecht in 
eigener Sache geben Fonne ?” nach öfterreichifchem Rechte bejahend 
entfchieden werden zu müffen. Diefer Sal kann nähmlich ein— 
treten, wenn Jemand ein Pfandrecht an fremder Sache erworben 
hat, diefe aber dann in der Folge in fein Eigenthum überge= 
gangen ift. Hinfichtlich ded auf unbewegliche Güter oder diefen 
gleichgehaltenen Nechten, durch Gintragung in die üffentlichen 
Bücher erwirkten Pfandrechtes Fann an der Nichtigkeit des 
hier Gefagten gar nicht gezweifelt werden, da ausdrückliche 
Geſetze dafür fprechen, daß Verbindlichkeiten, welche den öffent: 
Yichen Büchern einverleibt find, Tediglich durch die Löfchung 
aus ſolchen aufgehoben werden (SS. 469, 526 und 1446); aber 
auch bey beweglichen Sachen kann e5 ein Pfandrecht in eigener 
Sache geben, da der. $. 1445, welcher zwar die Negel aus: 
fpricht, daß, fo oft dad Necht mit der Verbindlichkeit in einer 
Perſon vereiniget wird, beyde erlöfchen, — doch ausnahmsweiſe 
zugleich anordnnet, daß, wenn Verhältniffe von ganz verfchiedener 
Art eintreten, durch die Vereinigung Feine Tilgung der Verbind: 
lichFeit erfolge, und diefen Sat ausdrücklich auf den Fall ans 
wendet, wenn der Schuldner feinen Gläubiger beerbet. 


b. 448. 
Arten des Pfandes. 


AS Pfand kann jede Sache dienen, die im Ber: 
tehre ſteht. Sit fie beweglich, fo wird fie Hand— 
pfand, oder ein Pfand in enger Bedeutung ges 
nannt; ift fie unbeweglich, fo heißt fie eine Hy— 
pothef oder ein Grundpfand. 


1) Zum Pfande kann nur eine Sache dienen, welche im 
Verkehre fteht, d. i. eine folche, die veräußert werden kann; denn 
nad) dem oben angegebenen Begriffe ijt ja der Zweck des Pfand: 
rechtes, aus der verpfändeten Sache feiner zeit die Befriedigung 
zu erlangen. Zur Realifirung dieſes Zweckes eignet fih eine un- 
veräußerlihe Sache nicht, Dennoch werden im gemeinen Leben 
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dfterö folche Sachen, 3. B. Diplome, Zengniffe, Päſſe u. f. w., 
dem Gläubiger zur Sicherftellung feiner Forderung übergeben, 
und, nach dem gemeinen Ausdrude, verfegt oder verpfändet. — 
Allein da die AUbficht der Parteyen in diefen. Fällen nur darauf 
gerichtet ift, daß der Gläubiger dad Necht haben folle, diefe ihm 
übergebenen Urkunden, an deren Ueberfommung dem Schuldner 
oft fehr gelegen feyn Fann, fo lange in feinen Händen zu behal- 
ten, bis der Schuldner feiner Verbindlichkeit nachkömmt, fo fol 
demfelben auch lediglich ein Retentionsrecht, keineswegs aber ein 
eigentliches Pfandrecht auf diefelben eingeräumt werden. — Ob 
und wie fern ein folches Netentionsrecht Plaß greife oder nicht, 
fol bey Grläuterung des $. 474 näher erörtert werden. Welche 

Sachen, vermöge gefeglicher Anordnung, dem Verkehre entzogen 

fenen, ift bereit $. 311 vorgefommen. 

2) Dagegen Fonnen alle, fohin auch die unkörperli— 
hen Sachen, wenn fie nur veräußerlich find, verpfündet were 
den. Unter diefe gehören aber befonderd Forderungen, welche 
wir an Semanden zu ftellen berechtiget find. Diefe Sorderungen 
find auch), in fo fern fie auf Leiftungen in Geld, oder wenigftend 
auf folche gerichtet find, die in Geld angefchlagen werden können, 
der Negel nach immer veräußerlih. Cine Ausnahme machen 
manche Forderungen, die an ein Staats- oder überhaupt der 
Öffentlichen Aufficht unterliegended Vermögen gerichtet find; 
nähmlich:: 

a. Die Befoldungen und Perfonalzulagen der Tandesfürftlichen 
oder Staatsbeamten find Fein Gegenftand der Verpfändung ). 
Diefe Vorſchrift erftreckt fi auch auf die Beamten des Ver— 
ſatzamtes, der Kranken- und Berforgungsanftalten und der 
ftädtifchen Beamten ?); auf jene Dienerfchaft des k. k. Hof— 
ſtaates, welche ihre Befoldung gleich den Staatsbeamten aus 
dem Univerſo erhält ?); auf die Hoftheaterbeamten, nicht aber 
auch auf die Hoffchaufpieler “); wohl aber auf die Subjecte 


4) Patent vom 25. Detober 1793, Nr. 136 der J. ®. ©. 

2) Hofdecret vom 26. Jänner 1799; 3. &. ©. Nr. 453. 

3) Hofdecret vom 26. April 17995 9. G- ©. Nr. 168. 

a) Hofdecret vom 1. Zum 18035 I. &. ©. Nr. 614, und Juſtiz-Hofdeeret vom & 
Bebrugr 1828, 
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der Hofapothefe '); auf die Adjuten der mit Anſtellungsdecre— 
ten verfehenen beeideten Practicanten, indem felbe als Staats— 
beamte anzufehen find ?); auf die Bezüge der ftädtifchen Nor— 
malfchullehrer und Snduftriallehrerinnen ?); dann auf die Ge— 
halte der Diurniften *); auf die Quartiergelder der Beamten, da 
fie nur dad Aequivalent für Naturalquartiere find °); auf die 
Gefalls - Verfchleißprovifionen der Zabakverleger %). Die Bes 
träge der gerichtlich audgemeffenen Alimentation der Öattinn 
und Kinder aber können auf die Befoldungen der Beam— 
ten (ded Gatten oder Vaters), wenn diefe Fein eigenes hin= 
längliches Vermögen .befigen, fo wie auch die Duartiergelder 
derfelben, und auf die Tagegelder der Diurniften verfichert und 
angewiefen werden 7). — 

b. Außer den Befoldungen und den diefen gleich gehaltenen Bes 
zügen find auch noch folgende Forderungen Fein Gegenftand 
des hierauf zu erlangenden Pfandrechtes, als: die von dem 
Aerar denjenigen, welche mit felbem einen Lieferungscontract 
abgefchloffen haben, während der Dauer des Contractes zu lei— 
ftenden Borfchüffe oder Ratenzahlungen ?); die Stallbefoldun- 
gen, Nittgelder, Briefporto = Antheile und Gebühren der Poſt— 
meifter °); die den Fleifchhauern in Wien zur Verfehung der 
Stadt mit Fleifh ald Vorfchuß bewilligten Gelder, und die 
hievon jeden Einzelnen treffenden Antheile '°); die Praben- 
den der Stiftödamen ''); die Almofengelder aus den jtädtifchen 
und ftändifchen Fondöcaffen, wenn fie jährlich 200 fl. nicht 
überfteigen ); die aus den Armen= und Stiftungsfonds, 
1) Hofdecret vom 3. April 1805, 

2) Hofdecret vom 19. December 13800; 3. &, ©. Nr, 513. 

3) Hofdecret vom 3. Zuly 1801; I. ©. ©. Ne. 532. 

4) Hofdecret vom 30. Auguſt 18055 I. ©. ©. Nr. 733. 

5) Hofdecret vom 17. September 11955 9. ©. ©. Nr. 256, 

6) Hofdecret vom 13. Jänner 18055 5. ©. ©. Wr. 709, 

7) Hofvecret vom 19. April 17995 3. ©. ©. Nr. 367; 19. September 1305, Nr. 798, 
15. May ıs13, Nr. 1455, 9. 195 19. November 1519, Nr. 1626, und Hofkammer⸗ 
Decret vom 27. December 1827. 

3) Hofdeeret vom 13. May 18103; 3. G. S. Nr. 1086, und 15. Februar isis, Mr. 1132. 

9) Hofdecret vom 15. September 1755, Wir, a86. 

10) Hofdecret vom 15. Schruar 18175 J. ©. ©., Nr. 4315, 


11) Hofdeeret vom 23. Märg 1793, Nr. 99. 
12) Hofdecret vom 20. Auguſt 1799. 


Nippel's Commentar II, Th, 28 
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und den übrigen Staatöcaffen ertheilten Almofengelder, tag:, 
wochen= und monafhieife bemeffenen Genüffe und die Pro= 
vifionen minderer Staatödiener und ihrer Witwen und Wai— 
fen, dann die Erziehungsbeyträge, welche den Witwen lan= 
deöfurftlicher Beamten für ihre Kinder, wegen UnzulanglichEeit 
der Penfion, bis zur Grreichung des Normalalterd derfelben, 
al Ergänzung des Samilienbedarfes, oder zur Beftreitung der 
Pflegekoſten eines Fränklichen Kindes bis zu deffen Herftellung 
inöbefondere verliehen worden "); die Penfionen der Witwen 
und Waifen aud der Witwengefellfchaft der bürgerlichen Sei— 
denzeuge, Sammel: und Düntuchmachermeifter in Wien °), 
die Werforgungsbeträge des Inftitut3 zur Verpflegung der 
zum Dienen unfahigen Handlungsdiener *); die Venfionen der 
Mitwen und Waifen des Prager Witwen:, Waiſen- und 
Taubftummen = Privatinftitutes 4); die aus dem Fonde der 
Geſellſchaft zur Verforgung mittellofer und gebrechlicher Mit— 
glieder der Wiener Auriftenfacultät fließenden Verſorgungs— 
beträge °); die Penfionen der Wiener medicinifchen und chi- 
rurgifchen Witwen = SOocietät °). 

c, Manche derley Anforderungen an dad Staats- oder ein anderes 
Dffentliches Vermögen find bloß theilweife von jeder Verpfän— 
dung ausgenommen, als: die Penfionen, Qubilationd = und 
Duiescenten = Gehalte Iandesfurftlicher Beamten, fo wie die 
Nenfionen und Snadengenuffe ihrer Witwen Fonnen nur zur 
Hälfte in die Pfandung gezogen werden, wobey zu bemerfen 
kömmt, daß die Genuffe der im lombardifch = venetianifchen 
Königreiche, fo wie auch in den übrigen neu erworbenen Pros 
vinzen auf halben Sold gefetten Beamten der vorigen Regie: 
ung die Stelle eined Quiescenten= Gehaltes vertreten 7) 5 die. 


- 


1) Hofdecret vom 5. Suly 17335 3. G. ©. Nr. 3135 41. April 1739, Nr. 1002; 11, 
Sept. 1795, Nr, 253, und 15. May 1313, Nr. 1955, Beylage IL, 99. 2 — 4, 

2) Hofentfhliehung vom 16. Februar 1796. 

3) Decret der nied. öfterr. Regierung vom 11. Auguſt 1796. 

4) Hofdeeret von 3. April 1307, Ne, 804. 

5) Hofdecret vom 19. März 1812, Nr. 920, 

6) Hofdeeret vom 21. Detober 1317, Nr. 1330. 

7) Hofderret vom 15. Janner 1736, Nr. 513, und 15. May 1315, Nr. 14555 Beylage 
I, J. 8, und I, 9. 1 
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den größjährigen DBeamtenwaifen bi5 zu ihrer Verehelichung 
bewilligten Unterhaltöbeyträge find nur dann einer Verpfän— 
dung fähig, wenn fie den Betrag jährlicher Ein Hundert Sul: 
den erreichen *). Nur in Anfehung der neu erworbenen Pro: 
vinzen ift befonderd zu bemerfen, daß die Befoldungen der 
Beamten noch dermahlen nachträglich in Befchlag genommen 
werden können, wenn durch gerichtliche oder dffentliche Urkun— 
den, ein Notariatözeugniß oder anderes rechtliche Beweismit— 
tel erwiefen ift, daß die Schuld vor der mit höchfter Ent: 
fchliegung vom 24. May 1816 (Hofdec. vom 8. Juny 1816), 

wodurch nähmlich die Kundmachung des Patentes vom 25. 
Detober 1798, wegen Aufhebung der Verbothe und Pfanduns 
gen auf Befoldungen dffentliher Beamten in allen zurücdge: 
fallenen Staaten angeordnet wurde, entftanden ift. 

3) Vorzüglich find aber zur Verpfändung die Eörperlichen, 
ſowohl beweglichen als unbeweglichen Sachen geeignet; und daß 
auch der höchite Gefeßgeber fie hier vorzüglich vor Augen hatte, 
beweifet die Eintheilung des Pfandes in ein Hand: und 
Grundpfand (Hypothek). Die Benennung Handpfand ftammt 
nähmlich offenbar daher, weil bey beweglichen (Eörperlichen) Sa: 
chen das Pfandrecht der Negel nach durdy Uebergabe des Pfand» 
ftücfes von Hand zu Hand erworben wird, was bey unförperz 
lihen Sachen nur auf eine fombolifche Art gefchehen Eann. Der 
Ausdruck „Hypothek“ ift aus dem römifchen Rechte herüber genom: 
men, hat aber feine urfprüngliche Bedeutung verloren, wie bey 
Erläuterung des $. 451 dargeftellt werden wird. 

D. 449, 
Titel des Pfandrechtes. 

Das Pfandrecht bezieht ſich zwar immer auf eine 
gültige Forderung, aber nicht jede Forderung 
gibt einen Titel zur Erwerbung des Pfandrech: 
tes. Diefer gründet fih auf das Geſetz; auf 
einen richterlichen Ausſpruch; auf einen Ver: 
trag, oder den lebten Willen des Eigenthümers. 


98 Ss 
s) Voriges Hofder,, Beylage II 4. m 
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1) Das Pfandrecht ift lediglich ein accefforifches Recht; es 
feßt eine von der Verbindlichkeit des Pfandeigenthümerd abge= 
fonderte Hauptverbindlichfeit voraus. Diefe Hauptverbindlichkeit 
Fann indeffen eine bedingte oder unbedingte, eine gegenwärtige 
oder zufünftige feyn. Es ift fogar nicht wefentlich nothwendig, 
dag die Fünftige Forderung gewiß fey; ed genügt, wenn fie bloß 
möglich ift. DBenfpiele folcher eventueller Pfandbeftellungen kom— 
men im gemeinen eben haufig vor; fo räumt der in Verrech— 
nung fiehende Beamte, der Machthaber, Pächter u. f. w., feis 
nem Principal, Machtgeber, Verpächter dad Pfandrecht auf eine 
Sache zu dem Ende ein, damit fich der Lettere aus diefer zahl: 
baft machen könne, wenn Erfterer ihm in diefen Verhältniffen 
einen Schaden zufügen follte. Bey Beftellung des Pfandrechted 
it daher noch ungewiß, ob eine folche Erfaßforderung jemahld 
eriftiren werde. Zeigt fic) in der Folge, daß gar Feine Haupt: 
verbindfichfeit vorhanden geweſen, oder der Anfprudy ungültig 
iit, fo hat aud) dad Pfandrecht Feine Wirkung. Ob aber in dem 
Ralle, wenn eine bey Beftellung des Pfandes ungültige Forde— 
rung in der Folge rechtöbeftändig wird, dad Pfandrecht dadurch 
auffebe, fiheint zweifelhaft; indeffen fcheint mir doch die beja= 
hende Beantwortung der obigen Trage die richtigere zu feyn, da 
fi) in diefem Falle das Pfandrecht nunmehr wirflicy auf eine 
gültige Forderung beziehet. 

2) Dagegen ift dad bloße DBeftehen einer gültigen Forde— 
rung nicht hinreichend, von dem Schuldner zu verlangen, daß 
er dem Gläubiger ein Pfandrecht einraume, und zwar ohne Un: 
terfchied, ob eine bemegliche oder unbewegliche Sache als Pfand 
beftellt werden folle. Denn, wo dad Geſetz nicht unterfcheidet, 
dürfen auch wir nicht unterfcheiden. Auch ift aus der Stellung 
diefes F. zu erfehen, daß hier fowohl von beweglichen als unbe— 
weglichen Sachen die Nede fey, indem der höchite Gefeßgeber 
im Eingange des fechöten Hauptftücdes offenbar die rechtlichen 
Beftimmungen über dad Pfandredht im Allgemeinen abhandelt, 
und exit fpäter ($. 451) die Sonderheiten anführt, welche nad) 
Verfchiedenheit der Gegenjtände, die als Pfand dienen follten, 
zu gelten haben. — Das Gefagte wird auch durch) andere SS. 
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des Gefeßbuches beftätiget. — So fihreibt der $. 451 vor, daß, 
um dad Pfandrecht wirklich zu erwerben, der mit einem Titel 
verfehene Gläubiger, wenn die verpfändete Sache un beweg— 
Lich ift, feine Forderung auf die zur Erwerbung des Eigenthums 
liegender Güter vorgefchriebene Art einverleiben Taffen müffe. — 
Er fest alfo offenbar neben der Forderung noch einen befonderen 
Titel voraus. — Sehr richtig bemerft Here Hofrath v. Zeiller 
bey Erläuterung dieſes F., daß der Gläubiger nicht immer Ge: 
fahr laufe, ohne Pfand feine Forderung einzubüßen, und daß dar: 
aus, daß Jemanden eine Hauptverbindlichfeit auferlegt wird, 
nicht folge, daß ihm zugleich die Nebenverbindlichkeit zur Sicher: 
ftelung auferlegt werde; eine Bemerfung, die fowohl in Bezug 
auf unbewegliche, ald auf bewegliche Güter vollfommen paßt. 

3) Damit daher ein Pfandredht erworben werden Fönne, 
ift, nebft einer gültigen Forderung, noch nothwendig, daß entwes 
der das Geſetz felbft dem Gläubiger in dem bejtimmten Falle 
das Recht auf Sicherftellung überhaupt, oder auf ein Pfand ind= 
befondere einräume; oder daß der Nichter demfelben dad Pfand: 
recht zuerfenne; oder daß fich der Schuldner, oder ein Dritter 
für ihn ausdrücklich erfläre, dem Gläubiger ein Pfandrecht ein= 
räumen zu wollen, was durch ordentlichen Pfandvertrag, aber 
auch außer demfelben gefchehen kann. 


0. 450. 


Die Halle, in welchen das Geſetz Semanden ein 
Pfandrecht einräumt, find am gehörigen Drte 
diefes Geſetzbuches und bey dem Berfahren in 
Eoncursfällen angegeben. Su wie fen das Ge: 
richt ein Pfandrecht einräumen Eönne, beftimmt 
die Gerichtsordnung. Sol dur) die Einwilli— 
gung des Schuldners, oder eines Dritten, der 
feine Sache fire ihn verhaftet, das Pfandrecht 
erworben werden, fo dienen die Vorſchriften 
von Berträgen und Vermächtniſſen zur Nicht: 
ſchnur. 
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1) Es find zweyerley Arten zu unterfcheiden, in welchen das 
Geſetz felbft dem Gläubiger ein Pfandrecht einraumt, nähmlich: 

A, Das Geſetz räumet dem Gläubiger das wirkliche Pfand: 
recht, und nicht bloß den Titel zu felbem ein, fo daß der Gläu— 
biger zur Grwerbung des Pfandrechtes Feiner Uebergabe mehr be: 
darf, Diefe Falle find : 

a. Dem Vermiether einer Wohnung gebührt dad Pfandrecht auf 
die eingebrachten, dem Miether oder Aftervermiether eigen: 
thumlichen, oder von einem Dritten ihnen anvertrauten Ein: 
richtungsſtücke und Fahrniſſe, welche zur Zeit der Klage noch 
darin befindlich find. Dem Verpächter fteht das Pfandrecht auf 
dad auf dem Pachtgute vorhandene Vieh und die Wirthfchafts- 
geräthfchaften und die darauf befindlichen Früchte zu (1101). 

b. Zur Sicherheit der aus dem Bande der Unterthänigfeit ent— 
ftehenden Unterthansforderungen haftet der achte Theil des 
Werthes jeder Herrfchaft dergeftalt, daß auch ohne Vormer: 
fung folchen Forderungen dad Pfandrecht Bid auf den achten 
Theil von dem Werthe des Gutes vor allen vorgemerften 
Gläubigern gebühret. Jedoch müffen bey Befigveränderungen 
die dießfälligen Klagen der Unterthanen binnen drey Jahren 
angebracht werden, widrigend deffen it dad Pfandrecht für fie 
erlofchen '). 

e. In Wien und Grätz ift der magiftratlihen Rammercaffe, in 
Bezug auf die von ihr vorgefchoffenen Feuerlöfchkoften, welche 
von dem Haudbefiger, in deifen Haufe dad Feuer entitand, 
zu beftreiten find, dad Vorreht vor allen übrigen auf dem 
— haftenden Schulden eingeräumt ). 

In fo fern der sub b berührte achte Theil des Weithes je⸗ 
u Herrfchaft zur Bedeckung der Unterthansforderungen nicht 
hinreichte, gebührt diefen das Pfandrecht nach allen vorge 
merften Gläubigern ?). 


4) Patent von 12. April ıre3, 3. G. ©. Wr. 279, und 10, July 1739, Nr. 1030, 
Sn Böhmen twurde diefe Haftung vermöge Hofdecret vom 15. Februar 1731 
aufgehoben. Siehe 3. G. &. Nr. 253. 

3) Feuerlöfhordnung für Wien vom 31. December 1817, 9. 28, und für Graß vom 
20. Nov. 1322, 9. 134. Goutta's Gefehf. 14. B., ©. 207, und 22.8., © 434. 

3) Patent vom 10, July 1739, Nr, 1030. 
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e. Den dreyjährigen Rückſtänden an Tandeöfürftlichen Steuern 


und gutöherrlihen Abgaben fommt ein gefegliches Pfandrecht 
auf dad Gut, und zwar vor allen darauf eingetragenen Gläu— 
bigern zus Diefes Vorrecht erſtreckt fich auch auf rückſtändige 
Beränderungsgebühren '). 

B. Das Gefeg räumet dem Gläubiger bfoß einen Titel zum 


Pfandrechte ein. Solche Falle find: 
a. Zu Folge der Vorfchrift des J. 230 dürfen Waifengelder nur 


c 


> 


— 


gegen die geſetzmäßige Sicherheit angelegt werden, Kat daher 
Jemand miffentlich ein Waifengeld als Darlehen erhalten, fo 
ift er auch verbunden, daöfelbe ficher zu fiellen, wenn auch 
feine Hypothek verfchrieben, oder überhaupt Feine Sicherſtel— 
lung bedungen, ja, fogar dann, wenn ausdrücklich audgemacht 
worden ware, daß hiefür Feine Sicherftellung eingeräumt were 
den folfe; denn der ausdrücklichen WBorfchrift eines disponi— 
renden (nicht bloß fupplirenden) Geſetzes darf von den Par: 
teyen nicht entgegen gehandelt werden, und haben fie deffen- 
ungeachtet etwas dem Geſetze Entgegengefegtes unter ſich feſt— 
gefeßt, fo kann diefes Feine Rechtswirkung hervorbringen. 


» Wenn ein Bormund feine Pflichten vernachläffiget, und durd) 


Nichtbeobachtung der durch, das Geſetz zur Sicherheit des Ver: 
mögens ded Pupillen beftehenden Vorfchriften dasfelbe der Ge— 
fahr ausfegt, oder wenn er zur gehörigen Zeit nicht ordentliche 
Rechnung legt, fo ift, vermöge dem $. 237, dem Pupillen oder 
vielmehr der Vormundſchaftsbehörde dad Necht eingeräumt, von 
dem Vormunde eine angemeffene Sicherftellung zu fordern. 

Iſt dem Gläubiger wegen feiner Forderung fehon ein Pfand: 
recht eingeräumt, fo räumet ihm dad Geſetz für den Fall, als 
der Werth des ihm eingeraumten Pfandes durch Verſchulden 
des Pfandgeberd, oder wegen eines erft offenbar gewordenen 
Mangel3 der Sache in dem Maße verändert wird, daß dad 
Pfand zur Bedeckung der Schuld nicht mehr zureichend befuns 
den wird, einen Titel zur Erweiterung feines Pfandrechtes ein. 
. Beforgt ein Erbſchaftsgläubiger, ein Legatar oder ein Noth: 
erbe, daß er durch Vermengung der Verlaffenfchaft mit dem 


2) Zuftiz » Hofdecrer vom 16. September 1325.;5 9. ©. ©. Ar. 2132, 
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Vermögen des Erben für feine Forderung Gefahr laufen kön— 
ne; fo fann er vor der Ginantwortung verlangen, daß die 
Erbſchaft von dem Vermögen des Erben abgefondert, vom 
Serichte verwahrt, oder von einem Gurator verwaltet, und 
fein Anfpruch hierauf vorgemerket werde ($. 812). Hat nun 
der Erbe bereit ſchon eine ſolche Vermengung in der Art 
vorgenommen, daß die Verlaffenfchaft von dem Vermögen 
des Erben nicht füglich mehr abgefondert werden kann, fo 
fiheint ed, daß der Gläubiger, Legatar oder Motherbe auf. eine 
anderweitige Sicherftellung dringen könne. Denn daß die 
oben benannten Perfonen überhaupt Gicherftellung fordern 
Fönnen, ift Elar durch den $. 812 ausgeſprochen; nur ift hier 
eine. befondere Art der Sicherftellung vorgezeichnet. Hat nun 
der Erbe diefe Art Sicherftellung unmöglich gemacht, fo ift 
er verbunden, felbe auf eine-andere Art herzuftellen „ hinficht- 
lich welcher dann die Negel des $. 1373 eintritt. 

e. Wer ein Heirathsgut übergibt, iſt berechtigt, bey der Ueber: 
gabe, oder wenn in der Folge Gefahr eintritt, von demjeni= 
gen, der e5 empfängt, &icherftellung zu fordern ($. 1245), 
Diefe Sicherftellung find fogar die Aeltern der Braut, obgleich 
fie zur Gebung eines Heirathögutes rechtlich verpflichtet find, 
zu fordern berechtigt '). 

f. Ein Titel zum Pfandrechte kommt dem Gläubiger hinfichtlich 
feiner Zorderung zu Folge der beftehenden Gefege auch dann 
zu, wenn fie bereits fällig ift, ohne daß der Gläubiger von 
feinem Schuldner feine Befriedigung erhält. Denn wer be: 
reits das Recht hat, die Zahlung, fohin dad Mehrere, 
zu fordern, muß doc) auch berechtiget feyn, dad Mindere, 
nahmlic die Sicherftellung, zu verlangen. Ueberdieß fagt 
der $. 298 der a. G. O., daß, wenn fich die Forderung des 
Klägers auf eine, vollen Glauben verdienende Urkunde grün: 
det, die Erecution bid zur Sicherftellung felbft in dem Falle 
u ertheilen fey, al5 der Geflagte Cinwendungen vorbrächte, 
worüber der Endfpruch nicht fogleich gefchöpft werden Fünnte, 


4) Siehe meine Darftellung der Rechte der Ehegatten . 92. 
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und daher die Sache in das ordentliche, rechtliche Verfahren 
eingeleitet werden müßte. Durch diefe Anordnung fcheint Elar 
auögefprochen zu feyn, daß jede bereitö fällige Forderung 
fhon ein Recht auf Sicherftellung gebe, und fohin den Titel 
zur Erwerbung eines Pfandrechtes mit fich führe. — Zwar 
wird dagegen eingewendet, daß der $. 298 der G. D. eine, 
vollen Glauben verdienende Urkunde vorausfege, woge— 
gen der $. 453, in Verbindung mit dem $. 438 des b. ©. B., 
nur eine glaubwürdige Urkunde zur Pränotirung fordere, 
und daß fohin wegen Ungleichheit des zum Grunde liegenden 
Beweismittel5 aus dem J. 298 der ©. D. der Beweis, daß 
das Fälligſeyn der Forderung an und für ſich einen Titel zum 
Pfandrechte begründe, nicht hergehohlet werden könne. — Al— 
lein in diefem Naifonnement fcheint mir der Titel zur Sicher— 
ftellungdforderung mit der Bedingung zur Realiſirung derſel— 
ben verwechfelt zu werden. In der vollfommenen Glauben ver: 
dienenden Urkunde liegt nur der Beweis des Rechtes, Sicher— 
ftellung zu fordern; keineswegs wird dad Recht felbft hierzu 
erft dadurch begründet. Wenn A auf den Grund einer, voll: 
Eommenen Glauben verdienenden Urfunde, in welcher fich der 
B verbindlich machte, am 31. December 1831 eine Schuld zu 
bezahlen, gegenwärtig fchon die Execution bis zur Sicherftel: 
lung anfuchen würde; könnte fie ihm wohl gewähret werden ? 
und warum nicht? — Weil die Forderung noch nicht fällig 
ift, fohin dem Gläubiger noch Eein Titel zur Erwerbung eines 
Pfandrechtes zukommt. Geben wir dagegen den confrären 
Tall, daß B fich gegen den A mündlich anheifhig gemacht 
hätte, da3 Darlehen mit legtem December 1829 zurück zu be: 
zahlen, und A nun nad) Verlauf diefes Termins unter Gr: 
zählung diefes Factums die Erecution bis zur Sicherftellung 
anfuchen würde; fo_müßte er ganz natürlich mit diefem Ge: 
fuche zurückgewiefen werden, aber nicht aus dem Grunde, weil 
ihm dad Necht mangle, auf Sicherftellung zu dringen, fondern, 
weil er dad Necht hierzu nicht gefeßlich ausgewielen habe. — 
Auffallender dürfte die Nichtigkeit meiner Anficht fich noch 
durch ein anderes Beyſpiel darftellen. Gefest, A habe fich 
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gegen den B anheifchig gemacht, ihm für ein erhaltenes Dar: 
(eben feinen Brillfantring zum Pfande zu übergeben; B bes 
gehre nun, ohne eine Urkunde beyzubringen, von dem Rich: 
ter, dag dem A diefer Ning abgenommen werde. Der Rich: 
ter wird natürlich dad Geſuch zurüdweifen, aber nicht deßwe— 
gen, weil dem B fein Recht hierzu zufomme, fondern, weil 
er diefes nicht erwiefen hat, und überhaupt die Bedingungen 
nicht vorhanden find, unter welchen dem Nichter geftatter iſt, 
dem Gläubiger zur Nealifirtung feines Rechtes benzuftehen. 
Dadurdy glaube ich hinreichend dargethan zu haben, vaß.in 
der Fälligkeit einer Sorderung der Titel zum Pfandrechte 
liege. Auch glaube ich, 

g. dag dem Gläubiger ein Zitel zum Pfandrechte auf das Ber: 
mögen des Schuldners in allen jenen Zallen zufomme, wo 
der Gläubiger Gefahr lauft, feiner Forderung verluftig zu 
werden. Ich berufe mich dießfalls auf die 9. 3 u. 4 der 
C. O., welde fo lauten: „Wenn ein oder mehrere Gläu— 
biger die Eröffnung des Concurſes begehrten, und ed wäre 
nicht offenbar, daß ihr Begehren ohne Grund, und zur Kran: 
Eung des Schuldnerd fey, foll zur Unterfuchung der Sache 
auf eine fo kurze Zeit, als möglich, eine Tagfakung ange: 
ordnet, und dem Schuldner aufgetragen werden, daß er ent: 
weder die Flagenden Släubiger bedefe, oder feinen Bermö— 
gend: und Schuldenftand verfaffen und zur Tagſatzung mit: 
bringen folle. Wenn der Schuldner feine Elagenden Gläubi— 
ger nicht bededt hätte, oder bey der Tagſatzung nicht erſchie— 
ne, oder feinen Vermögens: und Schuldenftand nicht mit: 
brachte, oder nicht darthäfe, daß er im Stande fey, alle 
Gläubiger zu befriedigen, ware ohne weiter der Concurs zu 
eröffnen.” — Aus diefen Gefegeöftellen ſcheint deutlich hervor— 
zugehen, daß in dem alle, ald der Gläubiger zeigen kann, 
ihm drohe Gefahr, um feine Sorderung zu Fommen, der 
Schuldner durdy das Gefeg verpflichtet fey, ihm genugende 
Sicherftellung für feine Forderung zu verfchaffen. Manche er: 
blifen auch in dem $. 822 für die Gläubiger des Erben einen 
Zitel zum Pfandrechte auf dad demfelben angefallene Erbgut; 
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allein die Schlußworte diefes $, zeigen offenbar, daß der Ge— 
feßgeber hier nicht die Frage entfcheiden wollte, ob dem Gläu— 
biger ded Erben überhaupt ein Titel zum Pfandrechte zuſte— 
he? — fondern, daß er dadurch nur den Zweifel löfen woll 
te, der in dem alle, ald der Gläubiger überhaupt einen Zi: 
tel zum Pfandrechte befitt, und er, gejtüßt auf dieſen, die 
Vormerkung auf ein dem Erben noch nicht eingeräumtes Ver— 
Taffenfchaftögut begehrt, entftehen Fünnte. — Endlich 

h. enthält der $. 1321 einen Kall, wo dem Gläubiger, nebjt 
dem Titel zum Pfandrechte, auch dad Necht eingeräumt ift, die 
wirkliche Pfändung ohne richterliche Intervenirung eigenmäch: 
fig vorzunehmen. 

2) Ohne daß ein Recht auf Sicherftellung überhaupt vor: 
handen ift, Fann der Nichter auch dem Gläubiger Fein Pfand: 
recht auf dad Vermögen feines Schuldners einräumen. — Der 
Zitel, welchen dad Gericht zum Pfandrechte einräumt, iſt daher 
nur in fo weit als ein von dem Richter felbft ausgehender Ti— 
tel anzufehen, ald er dem Gläubiger dad Necht gewährt, be— 
ffimmte Vermögensſtücke ald Pfand zu benüßgen. Der Rich: 
ter hat aber in der Regel nur dann dad Recht, dem Gläubi— 
ger ein Pfandrecht auf einzelne Vermögensſtücke feines Schuld— 
nerd einzuräumen, wenn die Forderung bereit durch ein rechts: 
kräftiges Urtheil oder einen gerichtlichen Vergleich außer Zweifel 
gefegt if. — Eine Ausnahme bievon macht der oben sub f be: 
rührte Sal. — Der Gläubiger hat dem Richter die Vermögens: 
ſtücke ſeines Schuldnerd zu beftimmen, aus welchen er feine Be: 
friedigung erlangen will; nur dürfen die unentbehrlichen Yeibes- 
leider, dann die nöthigften Werkzeuge, womit ein derley Schuld- 
ner fich täglich die Nahrung für fi und feine Familie verfchaf: 
fen kann, hierzu nie verwendet werden; dad ubrige nöthige 
Haudgeräthe aber, dann jenes, ſo der Schuldner zu feiner Bes 
rufsarbeit bedarf, oder deffen Abgang ihm zum befonderen Scha— 
den, oder dejfen Veräußerung zum Schimpfe gereichen wurde, 
nur dann, wenn Feine andern Zahlungsmittel vorhanden find '). 


s) Siehe 4. G. O. ſ9. 298, 322 und 390. 
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Erwerbung des Pfandrechtes: a) durch Eörperliche Uebergabe; b) durd 
Einverleibung in die öffentlichen Bücher. 


Um das Pfandrecht wirklich zu erwerben, muß der 
mit einem Zitel verfehene Gläubiger die ver- 
pfändete Sache, wenn fie beweglich ift, in Ber: 
wahrung nehmen, und wenn fie unbeweglich ift, 
feine Forderung auf die zur Ermwerbung des 
Eigenthumes Tiegender Güter vorgefchriebene 
Art einverleiben laffen. Der Titel allein gibt 
nur ein perfönliches Recht zu der Sache, aber 
fein dingliches Recht auf die Sache, 

1) Nächſt dem Titel wird ordentliher Weife zur 
Erwerbung des Pfandrechtes ald eines dinglichen Rechtes, auch 
die der Natur des Pfandes angemeffene Erwerbungsart, nahm: 
lich die Uebergabe, erfordert. Diefe Uebergabe hat einen doppels 
ten Zweck; nähmlich, um den Gläubiger zu fichern, daß nicht 
der Schuldner die Sache an einen Dritten veraußere ;z dann um 
dadurch die Ginräumung des Pfandrechted durch ein außeres 
Kennzeichen Eund zu geben. Die Ausnahmen davon, nähmlic) 
jene Fälle, wo auch ohne Uebergabe ein Pfandrecht auf eine Sa— 
che erworben wird, find bey Erläuterung des vorigen $. ange: 
geben worden. 

2) Die Uebergabe gefchieht bey einzelnen Förperlichen be: 
weglihen Sachen der Regel nach dadurch, daß fie von dem 
Verpfänder in die Macht und Gewahrfame feines Gläubiger 
übergeben werden. Dadurch Eommt der Verpfander aus der Lage, 
mit der verpfändeten Sache eine Veränderung vornehmen zu 
fonnen, und Jedem, der dad Cigenthum oder ein Pfand— 
recht an derfelben erwerben will, wird dadurch das darauf haf- 
tende dingliche Recht in die Augen fallend gemacht. 

3) Bey unbeweglihen Sachen ift eine Eörperliche Uebergabe 
zur Grlangung des Pfandrechtes mit vielen Unzufommlichkeiten 
verbunden. „Ihr Ertrag,” bemerft Herr Staatsrath v. Gön— 
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net ), „selbft ihre Erhaltung hängt von der Arbeit und Indu— 
- firie des Befigerd ab; auf ihrer Benützung beruht oft der Unter— 
halt des Schuldners und feiner Kamilie, fie können nicht fo 
leicht in dad genaue Verhältniß zur Größe der Zorderung gebracht, 

nicht ohne Mühe oder DVerantwortlichfeit benützt oder verwaltet 
werden; billiger Weife kann man vom Schuldner. nicht ver= 
langen, daß er ein ganzes Gut für feine Forderung hingebe; 
auch ift diefed nicht ausführbar, weil oft mehrere Gläubiger vor— 
handen find, und diefen mit einander dad Gut zum Beſitze und zur 
DBerwaltung nicht wohl überlaffen werden Eann.” — Man dachte 
daher ſchon in den früheften Zeiten auf Auswege, diefe körper— 
liche Uebergabe überflüffig zu machen. Schon die Griechen fin: 
gen an, bey unbeweglichen Sachen dad Pfandrecht auf eine zwey— 
fache Art zu beftellen, nahmlidy durch Webergabe in den phyſi— 
fhen Beſitz ded Gläubigers, und ohne Uebergabe in diefen; 
in welchem alle jedoch der Schuldner verbunden war, auf dem 
verpfändeten Haufe oder Grundftücde eine Tafel zu befejtigen, 
und darauf die Summen zu bemerken, wofür daöfelbe verpfän= 
det fey. — Bey diefer Art der Beftellung des Pfandrechtes ohne 
Uebergabe erhielt die Sache den Nahmen Hypothef. Die: 
ſes Syftem wurde dann auch fpäter von den Römern angenom: 
men. Da aber in der Folge diefe Zeichen unpaffend gefunden 
wurden, fo wurden felbe abgefchafft, und es blieb für die Hypo: 
thek nichts anders, als die Pfandverfchreibung übrig. An Deutfch- 
land war urfprünglich, ſowohl bey beweglichen als unbeweglichen 
Sachen, nur dad Pfand mit Uebergabe der Sache an den Gläu: 
biger befannt; von Hypotheken, d. i. bloßen Verfchreibungen 
ohne phufifcher Uebergabe, findet man in den Gefegen und Ur: 
Funden der älteren Zeit nirgends, weder dem Nahmen noch der 
Sache nach, eine Spur. Auch die Verpfandung unbeweglicher 
Sachen war fohin immer mit der phyfichen Uebergabe verbuns 
den, und e3 wurden auf dielfe Art ganze Territorien, Guter, 
Schlöffer u. f. w., felbft von Kaifern und Königen zum Pfande 
gegeben, wie die vielen Neichöpfandfihaften beweifen. — Die 


4) Commentar über das Hnpothefengefek für das Königreich Bayern. 1 B. ©, 7 
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Berpfändung gefchah vor Zeugen oder vor Gericht, und der 
Pfandinhaber war zwar nicht Gigenthümer, jedoch) Nutznießer 
der Sache. — Diele Verpfändungen wurden in die Korm eines 
Derfaufes, mit Vorbehalt des Wiederverfaufes, verkleidet, wobey 
die gerichtliche Einantworfung oder Auffandung nothwendig war. 
Blieb die Sache im Beſitze des Schuldners, fo behalf man fich 
durch den Nentenfauf (census annuus), bey dem fich der Ren: 
tenverfäufer (Schuldner) dad Necht der Ablöfung durd) Zurück— 
gabe des empfangenen Hauptgeldes vorzubehalten pflegte. — 
Ueber folche Renten oder Gültenfäufe wurden Urkunden ausges 
ftellt, und diefe vom Gerichte felbft geferfiget, oder wenigftend 
beftätiget. — Diefe Grundfäge gingen felbit mit der Ausbreitung 
des römifchen Hypothekenſyſtems in. Deutſchland nicht überall 
verloren; denn fie waren meiftend in den Statuten der Städte, 
zuweilen auch in die Landesordnungen aufgenommen, oder als 
Gewohnheitsrecht beybehalten worden; auch lag den Kandesherren, 
frädtifchen Obrigfeiten, Vogtey- und Grundherrfchaften wegen 
den dffentlichen und Privatlaften, welche auf den Immobilien 
hafteten, daran, den Beſitzſtand unter pffentlicher Controlle zu 
halten. Es ward alfo Grundfaß, daß alle Ucte über Erwerbung 
unbeweglicher Güter und dinglicher Rechte an demfelben in ein 
Buch eingetragen “werden müffen, welches bey jeden Gerichte 
gehalten wurde, und daß die gerichtliche Serfigung oder Beſtä— 
tigung der Contracte über Veräußerung oder Verpfändung einer 
unbeweglichen Sache zu deren Gültigkeit erfordert werde. — 
Daducch wurde es dem Schuldner möglich gemacht, in dem Bez 
fie der verpfändeten unbeweglichen Sache zu verbleiben, ohne 
dadurch die Nechte dritter Perfonen zu gefährden, oder die Si— 
cherheit des Erwerbes einer unbeweglichen Sache und den Gredit 
durch heimliche Hypotheken zu zerftören. An den meiften Orten 
wurden jedoch. diefe Inftitute, welche auf geläuterteren Rechts: 
geundfägen beruhten, ald das römifche Hypothekenſyſtem, vom 
letzteren verdränget oder verdunfelt, und erjt in der neueren Zeit 
find diefe Grundfage wieder ind Leben gefreten, und haben, 
durch die Hände der Rechtöphilofophie und Gefeggebungspolitit 
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weiter ausgefponnen, das wichtige Anftitut der Hypothekenbü— 
cher gegründet, — 

4) Bon der Cinführung der öffentlichen Bücher in Defter: 
reich überhaupt, und von ihrer Geftaltung, wurde bereits frü— 
her gefprochen. Gegenwärtig fol! nun von der Erwerbung des 
Pfandrechtes durch Einverleibung der Forderung auf unbewegliche 
Güter befonders gehandelt werden. — Zur Erwirfung der In— 
tabulation wird eine, der Antabulation fahige Urkunde erfordert, 
welche folgende Erforderniffe befigen muß, Es muß nähmlich 
darin a) die Urfache (der Nechtögrund), aus der die Verbind— 
lichEeit entftanden ; b) das unbewegliche Gut, welches der Der: 
bindlichFeit zur Sicherheit und zum Unterpfande dienen foll, Elar 
und deutlich beftimmt; ec) die dem Gläubiger eingeräumte Be— 
fugniß, fich in der Landtafel, oder in dem Stadt: oder Grund: 
buche einverleiben zu Taffen, ausdrücklich eingefchaltet, dann d) 
muß die Urkunde ſowohl von dem Auöfteller derfelben, als zwey 
glaubwiürdigen Männern, ohne Unterfchied des Standes, unter: 
fertiget feyn. Zu diefen, fchon in dem Landtafelpatente für Böh— 
men und Mähren enthaltenen Eigenfchaften kömmt nach) dem ge: 
genwärtigen Gefeßbuche noch e) hinzu, daß in felber auch der 
Drt und die Zeit, an welchem und zu welcher die Urfunde er— 
richtet wurde, eingefchaltet fey (9. 435). — Erſcheint fohin in 
der Urkunde da5 Vermögen des Schuldners blog im Allgemeinem 
verpfandet, fohin eine Generalhypothek conftituiret, fo ift felbe 
‚keine zur Ginverleibung geeignete Urkunde; dagegen fteht nicht3 
entgegen, fich mehrere Güter des Schuldnerd zum Linterpfande 
zu bedingen, wenn fie nur in der Urkunde nahmentlich aufgeführt 
werden. — Man fieht in den hier aufgezählten Förmlichkeiten , 
welche eine einverleibungsfähige Urkunde haben muß, daß einige 
davon offenbar dazu dienen, die Liquidität der Forderung tiber: 
haupt außer Zweifel zu fegen, weil jedes Pfandrecht eine gültige 
Forderung vorausſetzt; andere dagegen feinen andern Zweck ha: 
ben, als die Meberzeugung zu verfchaften, daß den Gläubiger 
auch ein Titel zum Pfandrechte auf das beſtimmte Gut, auf 
welches die Einverleibung angeſucht wird, wirklich zuſtehe. — In 
den Öffentlichen Büchern iſt nur diejenige Verbindlichkeit früher 


448 [$. 451.] 


einzuverleiben, um deren Einverleibung dad Anfuchen bey dem Ex— 
hibiten-Protocolle der betreffenden Realbehörde, an welche fich der 
Einverleibung wegen in den Städten fehriftlih, auf dem Lande 
aber auch mündlich zu verwenden ift, früher mit Beylegung der 
DOriginalurfunden, folglich in einer ſolchen Geſtalt eingereicht wor— 
den ift, daß die Bewilligung von der Stelle ertheilt werden konn— 
te. Daher hat bey Intabulationdgefuchen, die an eben demfelben 
Tage überreicht werden , der frühere Numerus des Exhibitenpro: 
tocoll3 die Richtſchnur zu geben, und es ift daher jede Partey, die 
ein Intabulationsgefuch überreicht, zu fordern berechtigt: daß ihr 
Geſuch in ihrer Gegenwart, mit dem Numerus, die dem Exhibi— 
tum nach der Ordnung zukommt, bezeichnet, fogleicy in das Ein: 
reichungsprotocoll eingetragen und ihr hierüber der Empfangsichein 
ausgeftellt werde. — Sollte e3 fich fügen, daß auf eben dasſelbe 
Gut mehrere Intabulationdgefuche zugleich überreicht würden, 
fo ift diefed in dem Erxhibitenprotocoll und in dem den Parteyen 
hinaus zu gebenden Empfangöfcheine anzumerken, und dann find 
diefelben, fo weit die Gefuche dermaßen eingerichtet waren, daß 
die Intabulation von der Stelle bewilligt werden Fonnte, unter 
gleicher Nummer, mit gleichem Rechte, in dem Hauptbuche der: 
geftalt einzutragen, daß bloß zur leichteren Weberfiht, und zur 
Vermeidung einer Irrung bey den in Bezug auf diefe Korderungen 
vorfallenden Amtshandlungen, jeder derfelben ein eigener Buch: 
ftabe in alphabetifcher Ordnung beygefügt, jedoch durch Ddiefen 
Beyſatz Feineswegs ein Vorrecht beftimmt werde. — Diefe Ein: 
verleibung ift fogleidy vorzunehmen, es möge die Tare hiefür 
entrichtet feyn oder nicht, indem diefe von den Säumigen aud) 
nach gefchehener Amtöhandlung eingetrieben werden Fann. Eben 
durch jene Wege, welche dad Gefeß zur Erwirfung eines Pfand: 
vechted auf eine Realität vorfchreibt, Fann aud) das Pfandrecht 
auf ein landtäflich oder grundbüchlich einverleibtes Recht erwir⸗ 
ket werden '). 

5) Da das Tombardifch = venetianifche Königreich früher un: 
ter franzöfifcher Landeshoheit war, fo galten auch in felbem, bis 


4) Siehe Landtafelpatent für Böhmen und Mähren vom 22. April 1299; 5. ©. ©- 
Pr. 171, 9. tt 135, dann 6. 16 — 25. 
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zur Ginführung des gegenwärtigen Gefeßbuches die im franzöfi= 
ſchen Civil Coder über die Erwerbungen von Hnpothefen ent: 
haltenen Beftimmungen. Diefen zu Folge theilten fich die Hy— 
pothefen in gefegliche, gerichtliche und bedungene. 
Die gefegliche Hypothek war, vermöge Art. 2124, den Ehefrauen, 
den Minderjährigen und den Pflegebefohlenen auf die Güter ihrer 
Ehemänner , Bormünder und Curatoren eingeräumt; fie entfteht 
durch dad Nechtöverhältniß felbft, unabhängig von jeder In— 
feription in die öffentlichen Bücher. Diefe Hypothek ift unter 
dem Ausdrucke: ſtillſchweigende gefegliche Hypothek 
befannt, Eine gefesßliche Generalhypothek fteht auch nach 
dem franzöfifchen Gefeßbuche, Art. 2121 und 2146, dem Staate, 
den Gemeinden und den öffentlichen Anftalten auf dad Vermb— 
gen ihrer Adminiftratoren zu; diefe muß aber, um wirkſam zu 
ſeyn, gehörig in die öffentlichen Bücher inferibirt werden, und 
die Snfeription bey einem Hypothefenamte erftreckt ihre Wirkung 
nur auf die in dem Bezirke deöfelben gelegenen Güter (Art. 
2121, 2134 und 2146). Die gerichtliche Hypothek hat ih: 
ren Grund in richterlichen Entfcheidungen, dann in Privaturfuns 
den, wovon die Echtheit der Unterfchriften von der Partey vor 
Gericht anerkannt oder gerichtlich erhoben wurde (Art. 2123). 
Auch diefe Hypothek wirkt auf alle gegenwärtigen und zukünfti— 
geu Güter (Art. 2123). Die bedungene Hypothek Fann nur 
auf beftimmt angegebene Güter, das ift, nur in der Form einer 
Special: Hypothek (Art. 2129) und durch eine Notariatdurs 
Eunde (Art. 2127) betellt werden. — Außerdem gibt es, nad) 
dem erwähnten Gefegbuche, auch mehrere privilegirte Hnpothefen 
oder Privilegien, die aber ebenfalld der Formalität der Ans 
| feription unterworfen find. — Durdy dad Geſetz vom 25. Octo— 
ber 1808 wurde verordnet, daß alle vor Einführung des fran- 
| söfifchen Geſetzbuches beftandenen (mannigfaltigen gefeglichen und 
| allgemeinen) Hypotheken innerhalb einer beftimmten Friſt durch 
die Infeription in die Öffentlichen Bücher confervirt werden follen. 
. Bon der Verbindlichkeit diefer confervirenden Infeription wurden 
jedoch die oben bezeichneten, im Geſetzbuche fich gründenden ge: 
ſetzlichen ftillfhweigenden Hypotheken ausgenommen. 
Nippel'g Commentar II, Tp. 29 
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— Die dadurch hergeftellten Hypothekenbuͤcher unterfcheiden ſich 
von den in den deutfchen Provinzen de dfterreichifchen Kaifer: 
ftaates durch die verfchiedenen Landtafel: und Grundbuchspatente, 
befonderd das Landtafelpatent für Böhmen und Mähren einge: 
führten öffentlihen Bücher, auf deren Einrichtung fich auch die 
Borfchriften des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches gründen, 
wefentlidy in zweyen Beziehungen. Erſtens find diefe Hypo— 
thefenbücher nicht nach den Gütern, fondern nach den Perfonen 
eingerichtet. Die Inferiptionen in felben werden in chronologi= 
ſcher Ordnung, ohne Rückſicht auf die Verfchiedenheit der Schul: 
den, der Gläubiger oder der Güter, und mit der Angabe der 
Schuldurfunde, ded Betrages und ded Nahmens der Parteyen, 
dann der verhnpothecirten Guter, in fo fern ed fih um Spe— 
cialhnpothefen handelt, vorgenommen, und diefe mit genauen 
alphabetifchen Negiftern verfehen. Der Umftand, daß in der 
Länge der Zeit die alphabetifchen Negifter zu ſtark anwachſen 
würden, gab zu der Verordnung die Veranlaffung, daß fede 
Hnpothefeninfeription durch den Verlauf von zehn Jahren ihre 
Wirkung verlieren fol, wenn diefelbe nicht innerhalb diefer Friſt 
auf Anfuchen der Partey erneuert wird. Diefer Beftimmung zu 
Folge bleibt die Nachfuchung in den Hypothekenbüchern immer 
auf die legten zehn Jahre befchränft. — Der zweyte Unter: 
ſchied liegt in der Beweisfraft diefer Bücher. — Das Hypothe: 
Fenamt fieht nach diefen franzofifchen Gefegen nur auf die Form 
und den materiellen Inhalt der Urkunde des Gefuches, und geht 
weder in die Anterfuchung ihrer Gültigkeit, noch in die Trage 
ein, ob derjenige, der eine Hypothek beftellt, auch wirklich Eigen— 
thümer oder Befiger des damit belafteten Gutes ſey. — In die: 
fem Zuftande befand fich das Hypothekenweſen in dem lombar— 
difch = venetianifchen Königreiche bey Cinführung des öfterreichi- 
ſchen allg. bürgerlichen Gefeßbuched, und man mußte ſich daher 
bid auf weitere Anordnung an die beftehende Einrichtung halten. 
Nach diefem Grundfage, und zu Folge verfchiedener Anordnun— 
gen und Grläuterungen blieben alle früheren für die Inſcription 
und die Wirkfamfeit der Hypothek vorgelchriebenen Modalitäten 
dann die Hypothekenämter felbt aufrecht. — In Beziehung auf 
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die Form und den Inhalt der Urkunden, wodurch die Hypothek 
beftellt wird, find, jedoch mit der Abweichung, daß gegenwärtig 
jede Privaturkunde mit einer öffentlichen Vidimirung verfehen 
ſeyn muß, die Vorfchriften des gegenwärtigen Gefegbuches zu 
beobachten. — Die Gubernien und Appellationsgerichte glaub: 
ten in der Anordnung, daß jede Infeription innerhalb des Zeit: 
raumes von zehn Jahren erneuert werden müffe, einen Wider: 
fpruch mit den allgemeinen Grundfägen des bs G. B. zu fin: 
den, und wurden dadurch veranlaßt, diefe Anordnung aufzuhes 
ben. Dadurch) wurden wieder die Schwierigkeiten hervorgebracht, 
denen durch diefe Anordnung vorgebeugt werden follte, nähm— 
lich die Mühe ded Nachichlagend, und die Gefahr, daß dabey 
Derfehen begangen werden, was den Wunfch rege machte, diefe 
Erneuerung der Inferiptionen nach einem beftimmten Zeitpuncte 
wieder einzuführen. — Die Geſetzgebung erkannte alfo für zweck— 
mäßig, die Wiedereinführung der zehnfährigen Erneuerung der 
Qnferiptionen, und zugleich die Infeription aller früheren nicht 
inferibirten Hypotheken, dann die Umwandlung der früheren Ge: 
neralhypothefen in Spezialbypothefen anzuordnen, um diefe Hy— 
pothefenbücher einem höheren Grade der Vollkommenheit entges 
gen zu führen '). Zu diefem Ende wurde das Patent vom 19. 
Juny 1826 Fund gemacht, dejfen wefentlicher Inhalt folgender 
ift: Die den Ehefrauen, den Minderjährigen und Pflegebe— 
fohlenen in Folge der früheren Gefeggebung gebührenden ftill: 
ſchweigenden gefeglichen Hypotheken, dann alle übrigen Hypo— 
thefen, welche, aus was immer für einem Grunde, nach den frü— 
heren Gefegen ohne nfeription wirffam feyn mochten, oder 
noch mit Rückwirkung inferibirt werden Fonnten, mußten binnen 
einer Srift, welche in der Folge bis Ende Juny 1828 verlän: 
gert wurde ?), auf Anfuchen der Parteyen gehörig inferibiret 
werden. Die innerhalb diefer Friſt bewirkte Infeription bewahrt 

} 29 * 
1) Siehe: Kurze Darſtellung der Modalitäten zur Bewirkung der Realrechte in dem 
fombardifch = venetianifchen Königreiche. In der Wagn. Zeitich. Jahrg. 1829, 
XI. Heft, ©. 253 — 277. 


2) Circulare des mailändifchen und venetianiſchen Guberniums vom 20. December 
1827. Wagn. Zeitſch. ©: 1292. 
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den Gläubigern, rücfichtlich des Bezirkes, in welchem fie erfolgt 
ift, ihre Pfandrecht nach jener Ordnung und jenem Range (Prio— 
rität), welche ihnen den Gefegen gemäß in den betreffenden Or— 
ten zur Zeit der Einführung des dfterreichifchen bürgerlichen Ge— 
fegbuches gebühret hatten, ohne Nücficht auf die Zeitordnung, 
in welcher diefe Infeription von den einzelnen Öläubigern er= 
wirft wird. — Auch nach Verlauf der feftgefesten Friſt Fann 
die angeordnete Infeription in fo lange veranlaßt werden, als 
die Hypothek nicht in Gemäßheit der Gefege erlofchen ift. Als 
fein eine folche ſpätere Infeription hat in jedem Falle in Ge: 
ftalt einer Specialhypothek (nähmlicy mittelft der genauen und 
entfprechenden Angabe der Gattung und Lage der einzelnen ver— 
pfändeten Güter, ihrer Gränzen und Steuernummern, in ſo 
weit es möglich iſt, und überhaupt mittelſt Angabe aller jener 
Merfmahle, welche jeden Zweifel uber die Identität der fragli— 
chen Güter befeitigen) zu gefchehen, und ift bloß als eine erfte 
Infeription zu betrachten, welche nur vom Tage ihrer Beftellung 
an wirkt, und fic) bloß auf diejenigen Güter erftredt, welche 
der Schuldner zu diefer Zeit befißt. — Zugleich werden alle Ver: 
prdnungen, womit die Friſt zur Erneuerung der pfandrechtlichen 
Inſcriptionen eingejtellt wurde, aufgehoben. — Jene Parteyen, 
welche ihre bereits erwirkten Anferiptionen aufrecht erhalten wol— 
len, find demnach wie vordem verbunden, diefelbe vor dem Ber: 
laufe des rückfichtlichen Decenniumd zu erneuern. — Diefe In— 
feriptionen verlieren ihre Wirkſamkeit, wenn fie vor Ablauf der 
beftimmten Friſt nicht erneuert werden; jedoch bleibt den Par: 
teyen, in fo lange die Hypothek nicht nach Vorſchrift der Ge: 
fee erlofchen ift, das Necht auf eine neue, regelmäßige Inſcrip— 
tion vorbehalten, welche aber nur in Geſtalt einer Specialhypo: 
thek nach der bereit5 oben erwähnten Art und mit der dort be: 
zeichneten Wirkung vorzunehmen ift. Diefe Pflicht der Inſcrip— 
tionserneuerung dehnet ſich auf alle früher beftandenen ftillfchweis 
genden gefeglichen Hypotheken aus, und die zehnfährige Frift 
läuft für diefelben vom Tage der Infeription, welche bereitd frü— 
her bewirkt worden ift, oder Eraft ded Patentes vom 19. Quny 
1826 bewirft werden wird. — Die mehrbefagte Verpflichtung er= 
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ſtreckt ſich gleichfalld auf die Vormerkungen CPräanotationen), 
wenn fie auch bereit5 gerechtfertiget wären, und auf jene In— 
feriptionen, welche von dem Hypothefenverwahrer von Amtes: 
wegen vorgenommen wurden. — Sollte der Zeitraum von zehn 
Sahren während der Zeit, wo der Lauf der Frift eingejtellt war, 
verftrichen feyn, oder am Tage, an welchem dad mehrerwähnte 
Patent fund gemacht wurde, bereit das legte diefer zehn Jahre 
 abzulaufen angefangen haben, fo wären die Anferiptionen bis 
Ende Jung 1828 zu erneuern, widrigens fie erlofchen wären. 
— Alle jene, welche die Wirkung folcher pfandrechtlichen In— 
feriptionen aufrecht erhalten wollten, welche fie früher bey Hy: 
pothefenämtern, die nun nicht mehr zum lombardifch = venetiani: 
ſchen Königreiche gehören, jedoch zur Laft folcher unbeweglichen 
Saden, welche in dem gegenwärtigen Gebiethe des genannten 
Königreiched gelegen find, 3. B. beym Hnpothefenamte in Fer: 
rara, rückſichtlich des öfterreichifchen Polefine, und bey jenem in 
Neggio, hinfichtlicy der nun der Provinz Mantua zugewiefenen 
Gemeinde Rolo, bewirkt haben, mußten diefelben bis Ende Juny 
41828 bey dem dfterreichifchen Hypothekenamte, in deffen Bezirke 
die bezüglichen Guter gelegen find, erneuern. — Nach Verlauf 
diefer Srift verloren die im auslandifshen Hypothekenamte einges 
zeichneten Pfandrechte, deren nfeription nicht erneuert worden 
ift, ihre Wirkſamkeit binfichtlich der im dfterreichifchen Gebiethe 
gelegenen Güter, wenn gleich das rückfichtliche Decennium noch 
nicht verfteichen wäre. Innerhalb der mehrerwähnten Friſt (bis 
Ende Juny 1828) ftand e3 den intereffirten Parteyen frey, aus 
dem ausländifchen Hypothekenamte ihre, auf die im Tombardifch- 
venetianifchen Königreiche liegenden Güter bezüglichen Tranſcrip— 
tionen (Gigenthums = Ueberfchreibungen) in dad competente Hy: 
pothefenamt diefed Königreiches zu uberfragen, das heißt: diefe 
Franferiptionen in jenen öjterreichifchen Hypothekenämtern zu ers 
neuern, in deren ‚Bezirke die Guter gelegen find. Nach Ver: 
lauf der erwähnten Stift follen die in auslandifchen Hypotheken— 
ämfern vorgenommenen, und nicht, wie oben vorgekommen, er— 
neuerten Tranferiptionen, rückfichtlich der im Tombardifch = vene- 
tianifchen Königreiche gelegenen Guter, ald nicht beftchend be— 
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frachtet werden. — Alle Vorzugsrechte (Privilegien) und Grund: 
pfandrechte (Hypotheken), welche bey Ablauf der oftermwähnten 
Friſt fich noch in Geftalt von allgemeinen Vorzugs- und Pfand: 
rechten eingezeichnet oder erneuert fanden, aus welchem Urſprun— 
ge oder Zeitpunete fie immer herrühtten, und welcher Urt fie 
feyn mochten, mußten auf Anlangen der Parteyen in Geftalt 
einer Specialhypothef bey den Hypothekenämtern, in deren Be: 
zirke die einzelnen verpfändeten Guter gelegen find, neuerdingd 
eingezeichnet werden. Diefe neue SInfeription, in Geftalt einer 
Specialhypothef, hatte binnen einer neuen, der erjten nachfolgens 
den Friſt, das heißt bis zum letzten December 1828, zu gefches 
ben. Wenn bis zum Verlaufe diefer zweyten Srift die befagte 
Infeription nicht bewerfftelliget worden wäre, haben die hier 
oben erwähnten Generalhypotheken ihre Wirffamkeit verloren '). 

6) An Salzburg befteht eine Hypothekencommiſſion, welche 
über die Realitäten der Stadt Salzburg und mehrere Dominis 
calien im Lande fogenannte Hypothefentabellen führet, in wel: 
chen die Erlangung und die Erlöfchung der Hypothekarrechte 
aufgezeichnet werden. Mebftbey werden auch Urkfundenbücher ges 
halten, woraus die Urkunden, welche die Erwerbung oder Erlös 
fhung dinglicher Rechte begründen, nebft den Verordnungen, 
durch welche die Eintragung derfelben bewilliget wurde, ihrem 
vollen Inhalte nach eingetragen werden. — In Folge einer Aps 
pellationsgerichtd = Verordnung vom 3. Quly 1818 hat eine bes 
dingte Eintragung der dinglichen Rechte auf unbewegliche Güter 
(Pränotirung) im Herzogthume Salzburg nicht Statt, Obſchon 
diefe Verordnung nur dem Stadt: und Landrechte, nicht auch 
den Pfleggerichten ordentlich befannt gemacht wurde, fo richten 
fi) doch auch die Pfleggerichte hiernach, und bemwilligen Feine 
Pränotirung. Bey diefen ift folgende Verfahrungsweiſe, mit Bes 
zug auf die Vorfchriften des bürgerlichen Gefeßbuches überhaupt, 
und die obderennfifche Negierungsverordnung vom 9. September 


1) Der vollftändige Inhalt diefes, das Hypothekenweſen in dem lombardiſch-vene— 
tianifhen Königreiche erfloifenen Patentes Fann in Winniwarters Handbuche 
2, B., ©. 166 — 177, nachgelefen werden. Hier wurde fich mit Verfaffung 
eines folhen Auszuges begnügt, aus dent der dermahlige Beftaud des Hypo— 
thefentwefens im gedachten Konigreiche erfehen werden Fann. 
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4818 inöbefondere, als die gefeßliche anzufehen: „Die von den Un: 
terthanen gerichtlidy oder außergerichtlich verfaßten Verträge über 
dingliche, fich auf ihre Bauerngüter beziehenden Rechte verfaßten 
Merträge werden entweder mitteljt eigener Einverleibungsgefuche 
auf die nahmliche Art, wie fie bey dem Stadt: und Landrechte 
überreicht werden, oder mündlich, durch ein zu Protocoll gegebe: 
nes Anfuchen bey Gericht, dem Pfleggerichte, in deffen Bezirke 
das unbeweglihe Gut liegt, zur Bewilligung der Eintragung in 
die Öffentlichen Bucher vorgelegt. — Iſt die Urkunde in der ge: 
fegmäßigen Form, und überhaupt dad Gefuch ordnungsmäßig ins 
ftruiret, fo hat das Pfleggericht die Bewilligung zur Einverlei— 
bung zu ertheilen, die Urkunde fohin in das Gerichtöprotocoll 
einzutragen, und auf das Original des Vertrages die Bemerkung 
zu ſetzen, daß der Vertrag in dad Gerichtöprotocoll eingetragen 
fey. Nebſt diefer Eintragung in das Serichtöprotocoll wird 
auch die Eintragung in dem grundherrlichen Grundbuche ange: 
merkt, wenn das Pfleggericht zugleich die Verwaltung der grunds 
herrlichen ©erechtfame hat, nähmlich, wenn es eine freyeigene, 
oder hofurbare (Tandeöherrliche) Nufticalrealität betrifft. Wenn 
die Nufticakrealität aber einer fremden Grundherrfchaft unter: 
worfen ift, fo wird die Urkunde mit der gerichtlichen Bewilli- 
gung auch der Grundherrfchaft zur Gintragung in ihe Notel- und 
Grundbuch zugeftellt, welche dann ebenfalls die gefchehene Eins 
tragung auf dem Originalcontracte betätigt. Hierauf wird die 
Urkunde der Partey ausgehändigt ). 

7) Damit die Einverleibung eines Pfandrechtes auf ein un: 
bewegliches Gut Plaß greifen könne, ift nothwendig, daft der: 
jenige, gegen welchen der Titel zum Pfandeechte erworben wor— 
den ift, aud) ald Gigenthümer der unbeweglichen Sache in dem 
Öffentlichen Buche angefihriebensfen. — Nach dem Tode des 
Eigenthümers kann die Einverleibung einer von demfelben herz 
ruhrenden WBerbindlichkeit fo lange angefucht werden, als der 
Erbe desfelben der Eigenthümer des von dem Erblaſſer uber: 
Fommenen Gutes ift, worauf die Einverleibung angefucht wer: 


4) Siebe des Heren Dr. Hilleprandt's Darftellung der Verfaſſung des Hypotheken— 
twefens im Herzogthume Salzburg. Wann. Zeitfch. 1883, V. Heft, ©. 513 — 35. 
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den fol. Sobald aber das Eigenthum an einen Dritten über: 
gehet, Fann die Gintragung einer ſolchen Verbindlichkeit, wenn 
ſich diefelbe auch auf eine Tandtafelmäßige Urkunde gründete, 
nicht mehr Statt finden. — Den Gläubigern eines Univerfals 
erben Fann die Pränotation ihrer Forderungen auf das, in 
der ererbten Verlaſſenſchaft befindliche Iandtärliche Gut oder Ca: 
pital, auch vor der an den Univerfalerben erfolgten gerichtlichen 
Ginantworfung bewilligt werden, wenn erften5 die Iegtwillige 
Anordnung bey der Landtafel eingetragen, und zweytens einer 
folhen Pranptation jedes Mahl die ausdrückliche Claufel einge: 
Ichaltet wird, daß diefelbe den bey Abhandlung der Verlaſſen— 
fchaft fi) äußernden Sprüchen und Anforderungen nicht nachtheis 
lig, für den Pränotirten aber in Anbetracht des ermwirfenden 
Pfandrechtes nicht eher wirkſam feyn foll, als bi an feinen 
Schuldner die gerichtliche Cinantwortung der Verlaffenfchaft ge: 
fihehen fegn würde, da denn dergleichen Pränotirte unter fich 
nach der Zeitordnung in dad Pfandrecht einzutreten haben '). 
Ob und wie fern der Gläubiger felbft befugt fey, die Einverlei- 
bung feines Schuldners als Eigenthümer zu erwirfen, ift bereits 
bey $. 452, Nr. 2 vorgefommen. 

8) Hat Jemand bloß die Pränotirung feines Eigenthums— 
rechtes auf eine unbewegliche Sache erwirkt, fo fcheinen ſowohl 
gegen feinen Vormann, als gegen ihn felbft Einverleibungen 
von Pfandrechten erwirft werden zu können, jedoch mit dem Er= 
folge, daß, wenn in der Folge die Pränotirung gerechtfertiget 
wird, dadurch alle gegen den Pränotationdwerber erwirkten Pfand: 
rechte in volle Wirkffamkeit treten, wogegen eben dadurch auch 
die gegen den früheren Gigenthumer erwirften Einverleibungen 
ipso facto als ungültig zerfallen. Denn durch die gefchehene 
Pranotirung des Eigenthumsrechtes wird ein zweifelhafter Zus 
ftand herbenygeführt, und es wird ungewiß, wer ald Cigenthüs 
mer der Realität anzufehen fen. Ben diefem zweifelhaften Zus 
ftande fcheinen. die gegen die ald Eigenthümer noch an der Ge— 
währ ftehende Perfon angefuchten Einverleibungen nicht zurück— 


4) Sandtafelpatent für Böhmen u, Mähren 59. 104, 21. Vergl. j. 222 35.8.8. 
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gewiefen werden zu Fünnen, weil derfelben die Eigenthumsrechte 
noch nicht abgefprochen werden können. Allein ob ihr ein Eigen: 
thumdrecht zufomme oder nicht, hängt von dem Umftande ab, 
ob in der Folge die Pränotirung gerechtfertiget wird, oder nicht. 
Gefchieht das erftere, fo wird ed außer Zweifel geſetzt, daß die: 
fer Perfon zur Zeit der angefuchten Ginverleibung ein Eigen: 
thumsrecht nicht mehr zuftand, fohin müffen auch die nur unter 
diefer Vorausſetzung erwirkten Einverleibungen von Pfandrechten 
zerfallen. Wird aber die Pränotirung nicht als gerechtfertiget 
erkannt, und daher dad Eigenthumsrecht des Vormannes aufs 
recht erhalten, fo bleiben ganz natürlich auch die erwirkften Ein: 
verleibungen aufrecht. — Wird die Präanotirung gerechtfertiget, 
fo wird der Pranotirungswerber von der Zeit des eingereichten 
Bormerfungsgefuches für den wahren Gigenthümer gehalten 
($. 438). Es fcheinen daher auch die gegen den Pränotirungs: 
werber angefuchten Einverleibungen und Pränotirungen nicht zus 
rücfgemwiefen werden zu fünnen, weil den Pfandgläubigern das 
Necht nicht benommen werden Fann, ihre Pfandrechte für den 
Tall, als es fich in der Kolge zeigen wird, dag dem Pränoti— 
rungswerber wirklich das Eigenthumsrecht zuftehe, zu realifiren. 
— Dabey verfteht e3 fih von felbjt, daß, wenn ed fich durch 
den abgeführten Rechtöftreit zeigt, daß dem Pränotirungswerber 
da5 Eigenthumsrecht nicht zuftehe, auch diefe, nur unter diefer 
Dorausfegung erwirkten, Belaftungen zerfallen. 

9) Wird das Ginverleibungsgefuch des neuen Eigenthümers 
zugleich mit dem Geſuche eines Gläubigerd3 de3 früheren Eigen— 
thümers um Ginverleibung eined Pfandrechted bey dem Ginreis 
hungsprotocolle übergeben, fo hat der Ginreichungsprotocollift 
diefen Umftand zu bemerken, und e3 find von der Behörde bey— 
de Gefuche zu bewilligen. Denn was das Einverleibungsgefuch 
ded neuen Eigenthümers anbelangt, ift gar Fein gefeglicher Grund 
vorhanden, dasfelbe abzuweifen; aber auch dad Gefuch des Gläus 
bigerd kann nicht abgefchlagen werden, weil in dem Momente, 
ald dasſelbe eingereicht wurde, der frühere Eigenthümer noch 
nicht aufgehört hat, Eigenthümer zu feyn. Beyde, der neue 
Eigenthümer und der Pfandrechtöwerber, erwerben ihre Rechte 
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gleichzeitig, und fohin kann der erftere den letzteren nicht aus: 
ſchließen, und da fie verfchiedene Nechte auf eine und die nahm 
liche Sache anfprechen, wovon jedes für fich allein beftehen kann, 
fo £reten auch beyde in volle Wirkfamkeit; der neue Eigenthü— 
mer erhält dadurch fein ausfchließendes Eigenthumsrecht, und 
der Pfandrechtswerber dad angefuchte Pfandrecht. 


. 452, 
Erwerbung des Pfandredhtes c) durch ſymboliſche Uebergabe. 


Bey VBerpfändung derjenigen beweglichen Sachen, 
welche Feine Eörperliche Uebergabe von Hand zu 
Hand zulaffen, muß man fich, wie bey der Ueber: 
tragung des Eigenthums ($. 427), folcher Zei: 
chen bedienen, woraus Sedermann die Verpfän- 
dung leicht erfahren kann, Wer diefe VBorficht 
unterläßt, baftet für die nachtheiligen Folgen. 

4) So wie bey Erlangung des Eigenthumsrechtes jene be= 
weglichen Sachen, welche eine Förperliche Mebergabe von Hand zu 

Hand nicht zulaffen, auf eine fymbolifche Art durch Zeichen 

übergeben werden können, fo geftattet das Gefeg ein Gleiches, 

wenn es fi) um Verpfändung folcher Gegenftände handelt. — 

Auch hier muß fich aber folcher Zeichen bedient werden, woraus 

Jedermann leicht (ohne auffallende Sorglofigkeit) dad einem Drits 

ten eingeräumte Pfandrecht wahrnehmen kann. Dergleichen Zei— 

chen find oben ($. 427) angegeben worden. Die Zweckmäßigkeit 
anderer von den Parteyen gewählten Zeichen zu beurtheilen, muß, 
wie Herr Hofrath v. Zeiller bemerkt, nad) Befchaffenpeit der Ge: 
genftande und übrigen Umftande dem unparteylichen Ermefjen 
des Nichterd überlaffen werden. — Ich will nun, um die Beur— 
theilung ded Nichters zu erleichtern, mehrere einzelne Gegenſtän— 
de durchgehen, und bey ihnen die Frage zu erörtern verfuchen, 
wie und auf welche Weife in Bezug auf fie die Inmbolifche Webers 
gabe zur Gonftituirung eines Pfandrechted hierauf gefchehe. 

2) Ich beginne mit den audftehenden Forderungen.’ 

Bey dieſen muß unterfchieden werden, ob hierüber Urkunden 
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ausgeſtellt worden find, und ob diefe auögeftellten Urkunden auf 
einen beftimmten Nahmen lauten, oder auf jeden Inhaber ge: 
jtellt find. Iſt dad legtere der Fall, fo nehmen die Schuldfor— 
derungen felbft, wie ich bereit3 bey Grläuterung des F. 292 zu 
zeigen verfucht habe, ganz die Natur Forperlichee Sachen an, 
indem mit der Uebergabe des Schulddocumentes auch zugleich 
die Forderung felbft abgetreten wird. Lauten die über ausſte— 
hende Forderungen audgeftellten Urkunden auf eine bejtimmte 
Perfon, fo gefchieht die Verpfändung der Forderung gleichfalls 
durch die Edrperliche Webergabe dieſer Urkunden. Auch ift die 
Bekanntmachung der gefchehenen Verpfändung an den Schuld: 
ner zwar nicht zur Grlangung des Pfandrechtes, welches in 
dem Augenblice, da die Urkunde verpfändet und übergeben wor: 
den ift, anfängt, wohl aber zur Verhinderung jeder weiteren 
Zahlung von dem Schuldner an den Verpfänder nothivendig, 
weil außerdem der Gläubiger Feinen Anfpruh an den Schuld— 
ner machen kann, wenn derfelbe, aus Mangel der Wiſſenſchaft 
von der Verpfändung, redlicher Weife dad Capital an den Ber: 
pfänder bezahlt hat. Ebenſo kann eine ausftehende Forderung , 
worüber ein auf eine bejtimmte Perfon Tautendes Inſtrument 
vorhanden ift, Mehreren verpfändet werden, in weldhem Falle 
in dem Driginalfchuldfcheine die weitere Verpfändung bemerkt 
werden muß. — Wenn bares Geld oder Forderungen, worüber 
die ausgeftellten Schuldfcheine in der Depofitencaffe fich befin: 
den, verpfändet werden follen, fo kann diefe Verpfändung durch 
eine Anmerkung in den Depofitenblichern vor fi) gehen. Der 
Derpfänder muß aber, nach meiner Ueberzeugung, felbft um die 
Anmerkung anfuchen. Sucht der Gläubiger allein darum an, 
fo kann diefe Anmerkung felbft in den Falle nicht bewilliget 
werden, ald der Gläubiger eine vollen Glauben verdienende Ur— 
Eunde beybrächte, im welcher ihm der Pfandgeber die ausdrück— 
liche Befugniß zu diefer Anmerkung in den Depofitenbüchern eins 
räumte. Denn diefe Urkunde enthielte immer nur den Titel zum 
Pfandrechte; dad Pfandrecht felbjt würde erft durch die wirkli: 
che Anmerkung in den Depofitenbüchern erworben. Sucht der 
Pfandgeber felbft um diefe Anmerfung an, fo vollzieht fie der 
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Richter nur in feinem Nahmen, und ed iſt eben fo viel, als 
wenn der Gigenthümer felbft diefe Anmerkung machen würde; 
fucht aber der Gläubiger darum an, fo müßte ihm hier eigente 
lih der Richter das Pfandrecht einräumen, welches er aber 
nur in Folge eines Urtheiles oder Vergleiches, oder in den Salz 
len thun kann, wo es ihm gejtattet iſt, zur Dedung der For— 
derung de3 Gläubiger die Execution bis zur Sicherftellung zu 
bewirken. — Sollen Activforderungen, über welche fein Inſtru— 
ment vorhanden ift, verpfändet werden, fo ijt die Befanntmas 
chung an den Schuldner derfelben dazu nothwendig. Diefe Fann 
ſowohl von dem Verpfänder als dem Pfandgläubiger gefchehen. 
An dem erften Falle verpflichtet diefelbe unter allen Umftanden 
den Schuldner; im legteren Salle aber entftehe für den Schuld— 
ner Eeine DVerbindlichkeit, fih nad) der Befanntmachung des 
Släubigerd zu richten, dafern er nicht von der Nichtigkeit der 
gefchehenen Verpfändung überzeugt wird. — Auch folche Sordes 
rungen, welche in dem öffentlichen Buche eingetragen find, Fon 
nen, nach meiner Ueberzeugung, durch Uebergabe der Schulddo— 
cumente gültig verpfändet werden. Nur wird in diefem Salle 
dem Gläubiger bloß die Forderung verpfändet; er erlangt da= 
durch Fein Afterpfand auf die Sache, auf welche die Forderung 
eingetragen ift. Was in Gollifionsfällen zwifchen dem Gläubi— 
ger, welcher bloß durch Uebergabe der Schuldurfunde ein Pfand- 
recht auf die Forderung erlangt hat, und dem, welcher fein Af: 
terpfandrecht in das öffentliche Buch eintragen ließ, Nechtens 
fey, wird unten bey Erläuterung des $. 454 näher befprochen 
werden. 

3) Bey Verpfandung von Gefammtfachen muß unterfchie: 
den werden, ob die Gefammtfache eine folche ift, die auf den 
Wechſel ihrer einzelnen Beftandtheile berechnet ift, vder nicht. — 
Am erften Falle fol und kann das Pfandrecht nur auf dad Ganze, 
als folhes, nicht aber auf die einzelnen Theile fich erſtrecken. 
Der Kaufmann, der fein Waarenlager verpfändet, ift daher 
nicht verhindert, einzelne Waaren zu veräußern; nur ift er ver— 
pflichtet, dafür wieder andere Waaren anzufchaffen, und der Gläu— 
biger iſt nicht berechtiget, gegen denjenigen, der eine ſolche 
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Maare an fich gebracht hat, mit einer Pfandklage aufzutreten. 
— Das Zeichen, das in dem Falle der Verpfändung mit dem 
MWaarenlager in Verbindung gefett wird, muß daher von der 
Art feyn, daß derjenige, dem in der Folge dad Waarenlager 
verfaufet, oder weiter verpfändet werden foll, von der früheren 
Verpfändung in Kenntniß gefegt werde. — Werden aber folche 
Gefammtfachen, deren einzelne Theile auf den Wechfel nicht bes 
rechnet find, verpfändet, fo muß dad Zeichen von der Art feyn, 
daß jeder einzelne Theil ald in die Verpfändung gezogen erfcheine, 
weil hier dad Pfandrecht auf jeden einzelnen Theil wirken ſoll; 
3. B. wenn ein Gelehrter feine Bibliothek verpfändet. In dies 
fem Falle müßte alfo jedes einzelne Buch mit einem Verpfän— 
dungdzeichen verfehen werden, welches 3. B. bey einer Biblio: 
thek leicht durch eine Auffchrift am erften Bande jedes Werkes 
bewerfftelliget werden Fann. — Das Zeichen bey Verpfändung 
eines Waarenlagerd könnte darin beftehen, daß an dem Haupt: 
magazine, wo ſich die Waaren in Aufbewahrung befinden, eine 
Auffohrift des Inhaltes, daß die MWaarenvorräthe verpfandet 
feyen, angebracht , oder dadfelbe mit zwey Schlöffern verfehen, 
zu welchem einen der Pfandgläubiger den Schlüffel in Händen 
hätte, mit deffen ntervenirung dann die Waaren aus diefem 
Magazine in dad Handgewolbe übertragen würden. Eben fo 
Eönnte bey Verpfändung einer Heerde ein ähnliches Zeichen an 
dem Stalle angebracht werden. Sind die Waaren in einem, meh: 
teren Kaufleuten gemeinfchaftichen Magazine befindlich, fo ſcheint 
ed zu genügen, wenn der Cigenthümer des Magazines, oder def: 
fen beftellter Auffeher von der Verpfändung durch eine von dem 
Verpfänder ausgeftellte fchriftliche Urkunde, unterrichtet wird, 
da nur mit deſſen Einverftändniffe eine Ausfolglaffung Plag 
greifet. — Sind die Waaren unter öffentlicher Auffiht in Ma— 
Hazinen oder Niederlagen befindlich ; fo Fann die Verpfändung 
derfelben dadurch gefchehen, dag der Pfandgeber den über die 
gefchehene Ablieferung erhaltenen Schein dem Gläubiger zuftellet, 
welcher dafür zu forgen hat, daß die gefchehene Verpfändung dem 
zur Aufficht über dergleichen Verwaltungsörter beftellten Beam: 
ten bekannt gemacht werde. — Waaren, die in der Zurichtung 
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oder auf dem Transporte find, können durch Ausantwortung 
der darüber in den Händen ded Verpfänderd befindlichen Con— 
tracte, oder anderer dad Eigenthum derfelben begründender Ars 
Funden, verpfändet werden. Des Gläubigerd Sache wird es 
feyn, denjenigen, in deſſen Verwahrung fie fich befinden, hievon 
in Kenntnig zu feßen. Auf diefe Weife können auch Waaren, 
die in der Zurichtung, auf der Bleiche, in der Färberey oder bey 
dem Tuchfcherer fich befinden, durch Ausantwortung der von den 
Inhabern darüber audgeftellfen Empfangsfcheine (Marken) und 
durch die Bekanntmachung an diefe Inhaber verpfandet werden. 

4) Sachen, welche bereit Jemanden ald Pfand Eorperlich 
übergeben wurden, können auf eine fymbolifche Art wieder weiter 
verpfändet werden, wenn der Pfandgeber den von dem Gläubi— 
ger erhaltenen Gmpfangsfchein feinem zweyten Gläubiger über- 
gibt, und zugleich der erftere von diefer Verpfändung in Kennt— 
niß gefegt wird. — Die in öffentlichen Leihhäufern aufbewahrten 
Derfasitücke werden gewöhnlich von den Gigenthümern durch 
Ausantwortung der von der Leihanftalt ausgefertigten „Verſatz⸗ 
zettel”” wieder weiter verpfändet. 

5) Bey Beurtheilung, ob die gewählten Verpfändungszei— 
chen hinreichend feyen, oder nicht, ſcheinet mit größerer Strenge in 
dem Falle vorgegangen werden zu müffen, wenn mehrere auf 
die nähmliche Sache ein Pfandrecht erlangt haben, als wenn 
dieſes nicht der Fall ift, und es ſich in Concursfällen bloß um 
die Frage handelt, ob der Forderung die zweyte Glaffe einzu: 
räumen fey oder nicht. Denn im erfteren Falle handelt es ſich 
um die Rechte eines für die Sicherftellung feiner Forderung be= 
forgten Gläubiger, der, von dem unzureichend befundenen Kenn: 
zeichen der Verpfandung irre geführt, die Sicherheit da fuchte, 
wo fie, wenn die Verpfandung als gültig angenommen wurde, 
nicht mehr zu finden war; in dem legteren Zalle aber um die 
Rechte jener Gläubiger, welchen wegen ihrer Unbeforgtheit die 
Verpfändung auch in dem Falle unbekannt geblieben wäre, wenn 
wirklich ein paffenderes Zeichen erwählt worden wäre. 

6) Durch eine Erklärung des Eigenthümers, daß derjenige, 
welcher die fremde Sache bisher ohne ein dingliches Necht inne 
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hatte, fie Fünftig ald ein Pfand in feiner Gewahrfame behalten 
fol, Fann ohne Zweifel, wie ſchon Herr Hofrath v. Zeiller be— 
merkt, ebenfalls ein Pfandrecht erlangt werden, weil fie eine 
Uebergabe in der Kürze ift, und nicht minder die Verpfändung 
andeutet, ald wenn die Sache dem Gigenthümer zurückgeſtellt, 
und von demfelben neuerdings lbergeben worden wäre. Da 
übrigens felbft dad Eigenthum einer Sache dadurch an Jemanden 
übertragen werden kann, wenn der Veräußerer auf eine erweiss 
liche Art feinen Willen an den Zag legt, daß er die Sache 
künftig im Nahmen des Mebernehmers inne habe, fo ſcheint auch 
die Erklärung des Gläubiger, daß fein Schuldner die Sache, 
die er ihm zu verpfanden Willens ift, in feiner eigenen Gewähr— 
fame ald ein Pfand bewahren foll, auch zur Erwerbung des 
PM fandrechtes hinzureichen, und in diefem Falle die nähmlichen 
Rechtswirfungen einzufreten, al5 wenn der Gläubiger das ihm 
bereitö übergebene Pfand mit Vorbehalt feined Pfandrechtes an 
den Schuldner wieder zurucfgeftellt hätte. — Hier ift eine zwey— 
fache Uebergabe in Kürze vorhanden ($. 467). 


. 453. 
d) Durch die Vormerkung. 

Findet die Einverleibung einer Forderung in die 
öffentlichen Bücher wegen Mangels gefeßmäßiger 
Förmlichkeit in der Urkunde nicht Statt, fo 
kann fich der Gläubiger vormerken (pränotiren) 
laſſen. Durch diefe Vormerfung erhält er ein 
bedingtes Pfandrecht, welches, wenn die For— 
derung auf die oben 9. 438 und 439 angeführte 
Art gerechtfertiget worden iſt, von dem Zeitz 
puncte des nach gefeglicher Ordnung eingereich- 
ten Vormerkungsgeſuches im ein unbedingtes 
übergeht, 

1) Welche Förmlichfeiten eine Urkunde haben müſſe, wenn 
fie zur bücherlichen Cinverleibung geignet feyn foll, it oben 
vorgekommen. Zugleich wurde dabey bemerkt, daß einige diefer 
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Formlichkeiten den Zweck haben, die Liquidität der Forderung 
außer Zmeifel zu fegen, andere aber den Zitel zum Pfandrechte 
audzumeifen. — Mangelt nun der Urkunde eine aus diefen Förm— 
lichkeiten, To ift fie zur Einverleibung nicht geeignet. Damit 
aber der Gläubiger wegen des Abganges einer bloßen Förmlich— 
feit nicht um die Sicherheit feiner Forderung komme, hat der 
höchfte Gefeggeber durch Cinführung des Rechtöinftitutes der 
Pränotirung Vorſorge getroffen. Die Wefenheit diefes Rechts: 
inftitutes befteht darin, daß dadurch nur ein bedingte Pfand: 
recht erworben wird, deffen Wirkfamkeit erft von Erfüllung der 
beftimmten Bedingung abhängig gemacht wird. — Kömmt die 
Bedingung in Erfüllung, dann Fommt dad Pfandrecht auf eben 
jene Art zur Wirkfamkeit, ald wenn gleich urfprünglich eine eins 
verleibungsfähige Urkunde vorgelegen wäre; ift aber diefes nicht 
der Fall, fo fallt alles Pfandrecht in der Art weg, ald wenn 
der Gläubiger urfprünglich ſchon mit feinem Geſuche hintan ge— 
wiefen worden wäre. 

2) Damit der Gläubiger die Pränotirung verlangen — 
muß er, fo wie der Eigenthümer, eine glaubwürdige Urkunde 
für fich haben, durch welche er feine Forderung zu befcheinigen im 
Stande ift. — Zur Glaffe diefer glaubwürdigen Urfunden fcheinen 
bier alle jene gerechnet werden zu müffen, welche, nad) den Vor: 
ſchriften der Gerichtsordnung, einen ganzen oder wenigftens halben 
Beweis machen. Darunter gehören eigenhändig gefchriebene und 
unterfchriebene Schuldfcheine, die entweder von feinem Zeugen ge: 
fertiget find, oder in welchen die Intabulationsbefugnig mangelt, 
Auszüge aud Handlungs = und Gewerböbüchern, Briefe, trocdene 
und fürmliche Wechfel u. f. w. — Auf bloße, mit Feiner derley 
Urkunden unterftügte Klagen oder Anfucher, oder auch auf Zeug: 
niffe, Weidartifel oder angebothene Eide kann aber der Präno— 
tation für keinen Fal Statt gegeben werden '). 

3) Die erwirfte Pränotirung muß von dem Pränotirungse 
werber gerechtfertiget werden. Dieſe Nechtfertigung gefchieht ' 
entweder durch eine nachträglich beygebrachte einverleibungsfähige 
Urkunde, in welcher fich der Eigenthümer erfläret, die Präno— 


1) Vergleiche Hofdeeret vom 21. July 1797; 5. G. ©. Rr. 360. 
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firung fir gerechtfertiget anzuerkennen, oder durch Ueberreichung 
einer fürmlichen Klage, welche gegen denjenigen, gegen welchen 
die Vormerkung erwirft wurde, gerichtet feyn muß. - In diefent 
alle fragt es ſich, welch' innere Eigenfchaften diefe Klage haben 
müffe? — Nach den Vorfchriften unferer Gerichtöordnung ift ed 
außer Zweifel, daß jeder Kläger in feiner Klage das Factum 
umftandlich zu erzählen habe, aus welchem er fich dad angefpro: 
chene Recht erwachfen zu feyn erachtet. Die Anführung eines 
beftimmten Factums und ein beftimmted Begehren find fohin 
wefentliche Eigenfchaften einer jeden Klage, fohin auch der Prä— 
nofirungs = Rechtfertigungsflage. — Wenn man nun erwägt, 
daß der Zweck diefer Nechtfertigungsflage Fein anderer iſt und 
feyn kann, als fich wegen einer Forderung ein Pfandrecht auf 
ein unbewegliches Gut zu verſchaffen, fo ſpringt es auch in die 
Begriffe, daß dad wefentliche Petitum der Klage darin bejtehe, 
daß der Nichter dad Pfandrecht auf eine unbewegliche Sache 
zuerfenne, oder, was auf eines hinauslanft, daß er die. erwirke 
te Pränokirung nunmehr für gerecjtfertiget erkenne, und daß 
fohin die darin zugleich auf die wirkliche Zahlung der Schuld 
geftellte Bitte Feine weſentliche Eigenfchaft der Pränotirungs- 
Nechtöfertigungsflage ausmache, um fo weniger, als mit dem 
Begehren um Sicherftellung nicht auch immer nothwendig das 
Begehren um Zahlung verbunden if. — Die Pränotirungs: 
Nechtfertigungöflage wird nur fubfidiarifch in dem Falle ange: 
bracht, wenn der pränofirten Urkunde irgend ein Erfordernif 
zur gleich zu bewerfjtelligenden Ginverleibung derfelben mangelt ; 
es kann daher der Zweck, der dadurch erreicht werden foll, Fein 
anderer feyn, ald jene Lücke auszufüllen, welche die Verfaffer der 
pränotirten Urkunde in Bezug auf diefelben fich zu Schulden kom— 
men ließen. Da nun, wie bereits früher erwähnt worden, die 
Sörmlichkeiten einer einverleibungsfähigen Urkunde einen doppelten 
Zweck haben, nähmlich: entweder die Liquidität der Forderung 
felbft außer allen vernünftigen Zweifel zu fegen, oder den Titel 
zum Pfandrechte darzuthun, — fo ergibt fich aus diefer Betrach- 
fung die natürliche Folge, daß auch die Pranotirungs = Nechtfer: 
tigungsflage lediglich dahin gerichtet feyn koͤnne, entweder die Li: 
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quidität der Forderung felbft, oder den Zitel zum Pfandrechte 
zu erweifen, je nachdem nähmlich eine Förmlichkeit mangelt, die 
zu dem einen oder andern Zwecke vorgefchrieben ift. — Iſt da: 
her 3. B. die Urkunde von dem Auöfteller und zwey Zeugen uns 
terfertigt, dad unbewegliche Gut, worauf die Ginverleibung ge— 
ſchehen foll, genau bezeichnet, und auch die Befugniß zur Ein— 
verleibung ausdrücklich eingefchaltet, Eommt aber darin der Nechtö= 
grund nicht vor, aus welchem die Forderung entftanden ift, fo 
mangelt derfelben eine zur grumdbücherlichen oder Tandtäflichen 
Liquidität vorgefchriebene Eigenfchaft ; es muß daher diefer Mans 
gel dadurch erfegt werden, daß diefe Liquidität durch ein ordent— 
liches Urtheil ausgefprochen werde, wo hingegen in dem Falle, 
al3 die Urkunde mit diefer Förmlichkeit verfehen ift, auch, nebſt 
dem Auöfteller, zwey Zeugen auf der Urkunde unterfertiget erſchei— 
nen, dann der Tag und die Zeit des gefchloffenen Gefchäftes 
darin genau angegeben ift, in Unfehung der Liquidität der For— 
derung, Eein DBedenfen mehr obwalten, und daher bey dem 
Mangel der übrigen Erforderniffe das Ziel der Nechtfertigungs- 
lage nur dahin gerichtet feyn kann, daß durch Urtheil er: 
Fannt werde: dem Pränotirungswerber fomme wirklich ein Titel 
zum Pfandrechte auf diejenige Realität zu, auf welche er die 
Präanotirung angefucht hat. — Es ift zwar Fein Zweifel, daß ders 
jenige, welcher in dieſem Falle die erwirfte Pränotirung durch 
eine ordentlihe Klage rechtfertiget, im diefer Klage auch neuer- 
dingd die Nichtigkeit feiner Forderung felbft zu erweifen habe, 
weil nun einmahl wegen Mangel einer in der Urkunde vorhan- 
den feyn follenden wefentlichen Föormlichfeit die Frage: ob dem 
Kläger ein Pfandrecht gebühre ? — überhaupt dem richterlichen 
Urtheilsſpruche zu unterziehen ift, und jedes Pfandrecht eine gül- 
tige Forderung vorausfeßtz nicht aber darum, weil dem Grund: 
buchörichter Die Liquidität der Forderung aus der Urfache, daß 
die Urfunde die Einverleibungsbewilligung nicht in fich enthält, 
melche von der Liquidität der Korderung unabhängig ift, zweifel: 
haft ijt und ſeyn foll. 

4) Aus dem bereit3 Sefagten ergibt fi) das Nefultat, 
daß dem Nichter, um eine Pranoticung fir gerechtfertiget zu er— 
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Eennen, nicht genügen könne, daß durch, die Pranotirungs- 
Nechtfertigungsflage die Nichtigkeit der Forderung felbft außer 
Zweifel gefeßt werde, fondern daß auch der Titel zum Pfand» 
rechte nachgewiefen werden müffe, welcher, wenn in der präno— 
tirten Urkunde hievon felbit feine Erwähnung gefchieht,, dadurch 
gezeigt werden Fann, daß dargethan werde, das Geſetz felbit 
habe für diefen Sal dem Pränotirungswerber einen Titel zum 
Pfandrechte auf die bezeichnere Sache eingeräumt, oder daß man 
3. B. duch Zeugen beweife, der Geklagte habe dem Kläger 
mündlihb dad Pfandrecht zugefihert u. few. — Es märe 
wahrlich nicht abzufehen, warum in dem Falle, ald bey dem 
Vorhandenſeyn aller übrigen, zur grundbücherlichen Ginverleibung 
nöthigen Erforderniffe nur dad dem Gläubiger eingeräumte Bes 
fugniß zur Ginverleibung in der Urkunde mangelt, eine Recht: 
fertigungsflage angebracht werden folle, in welcher nicht3 als die 
Liquidität der Forderung darzuthun wäre, da doch der Mangel 
diefed legten Erforderniffes auf die Liquidität der Forderung felbit 
feinen Einfluß nehmen kann. — Iſt die Forderung bereits fäl- 
lig, und wird daher, was meijtend der Fall ift, mit der Präno— 
tirungs=Nechtfertigungöflage zugleich die Zahlungsflage in Ver: 
bindung gefeßt, fo ift ohnehin ein gefeglicher Titel zur Erwer— 
bung des Pfandrechtes vorhanden ($. 450 lit. f), und fohin muß 
die Pränotirung als gerechtfertigt erkannt werden. Iſt aber die 
Forderung noch nicht fällig, und auch Fein anderer Titel zur Er— 
werbung des Pfandrechtes vorhanden, fo Fünnte fich das Peti— 
tum der Pränotirungs =Rechtfertigungsflage Tediglich auf folgen= 
den Syllogismus fußen: „Einer liquiden Forderung fteht ein 
Zitel zum Pfandrechte auf unbewegliche Sachen zu; — die For: 
derung ift Liquid, folglich gebührt mir, Pränotirungswerber, da3 
Pfandrecht auf das beftimmte unbewegliche Gut.” Daß aber 
die Pramiffe hier nicht richtig fey, wurde bereits bey Erläutes 
rung des F. 449 gezeigt. 

5) Die Worte des gegenwärtigen $. fcheinen zwar diefer 
Anficht entgegen zu ftehen, indem felbe dahin lauten, daß der 
Pranotirungswerber durch die Vormerkung ein bedingtes ans: 
recht erhalte, welches, wenn die Forderung gerechtfertiget 

30 ” 
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worden ift, von dem Zeitpuncte ded nach gefeßlicher Drönung eins 
gereichten Vormerkungsgeſuches in ein unbedingtes übergeht. Dar: 
aus ſcheint klar hervorzugehen, daß in der Pränotirungs-Nechtferz 
tigungöflage lediglich die Richtigkeit der Sorderung dargethan wer: 
den müffe, und daß, wenn auf diefe Art die Forderung felbft 
gerechtfertiget worden ijt, derfelben das Pfandrecht auch ohne 
weiters zuerkannt werden müffe. Allein der gegenwärtige $. muß, 
damit er deutlich begriffen werde, offenbar aud den IS. 438 u. 
439 ergänzet werden, auf welche fich in dem Inhalte derfelben, 
zur Vermeidung von Wiederhohlungen, ausdrücklich berufen wird. 
Gr müßte daher, wenn er, abgeriffen von diefen zwey Paragra— 
phen, promulgirt würde, auf folgende Art ftylifiret werden: „Fin⸗ 
det die Einverleibung einer Forderung in die öf— 
fentlichen Bücher, wegen Mangels geſetzmäßiger 
Förmlichkeit in der Urkunde, nicht Statt, fo kann 
ficb der Gläubiger vormerfen (pranotiren) laffen. 
Durch diefe Bormerfung erhält er ein bedingte 
Pfandrecht, welhed, wenn der Öläubiger binnen 
vierzehn Tagen, vom Tage der erhaltenen Zuftel: 
lung der geſchehenen Bormerfung, eine ordentliche 
Klage zum Erweife des ihm gebührenden Pfand 
rechtes einreicht, und er auf diefe Art und Weife 
feine Forderung rechtfertiget, von dem Zeitpuncke 
de5 eingereichten Bormerfungdgefuches in ein uns 
bedingted übergeht. Würde der Gläubiger bin 
nen der oben erwähnten vierzehn Tage diefe Kla: 
ge nicht einreichen, fo foll die bewirkte Vormer— 
tung auf Anſuchen des Gegners gelöfht werden. 
Wird der gegenwärtige $. aber auf die vorgezeichnefe Art um: 
fhrieben, fo wird bald erfichtlih, daß der Begriff „For de— 
tung” im Eingange deöfelben mit dem Begriffe der Korderung, 
wo diefer Ausdruck am Schluffe dieſes $. erfcheint, Feineswegd 
identifch fey, und nur in der Voraudfegung, daß dad Wort For: 
derung, wo es zum zweyten Mahl in dem gegenwärtigen $. 
vorfommt, von dem Gefeßgeber in dem nähmlichen Sinne ge: 
nommen worden fey, in welchem er dad gleiche Wort im Ein- 
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gange diefes $. genommen hat, Fann die gegentheilige Meinung, 
aufrecht beftehen. In der erften Bedeutung ift dad Wort „For: 
derung” offenbar gleichbedeutend mit dem Worte „Schuldforde= 
rung”, im welcher Bedeutung der Ausdruck „Forderung“ auc) 
in den $$. 449, 451, 459 u. 474 vorkommt; und in dem 
zweyten Falle heißt dad Wort „Forderung“ fo viel, ald „Pfand: 
techtöforderung” , wie diefes aus dem Conterte dieſes Paragra— 
phes, fo wie er aus $. 439 erganzt worden ift, und ergänzt 
werden muß, Elar hervorgehet. — Denn in dem Salle, al 3. B. 
der Schuldner gegen die Richtigkeit der noch nicht fülligen Schuld 
nicht das Mindeſte einmwendet, fondern fi nur gegen die Ein: 
raumung des Pfandrechtes auflehnt, Fann ja dad Petitum der 
Nechtfertigungsflage nur auf die Einräumung des Pfandrechtes 
gerichtet fenn, welches auch immer, wie fchon früher gezeigt 
worden iſt, das wefentliche Begehren der Pränokirungs » Recht: 
fertigungsflage ausmacht. — Die Rechtfertigung kann fich fohin 
in diefem Falle auch nicht auf die Liquidität der Schuldforde- 
rung, die bey dem ausdrücklichen, unmwiderfprechbaren Einge— 
ftandniffe des Schuldnerd einer Nechtfertigung gar nicht mehr 
bedarf, befchranfen, fondern muß fich nothwendig auf den Er— 
weis des Rechtes, wegen diefer Schuldforderung ein Pfandrecht 
anfprechen zu Eönnen, ausdehnen. Es wird felbft von denjeni- 
gen, welche die Meinung vertheidigen, daß in der Pranotirungs: 
Nechtfertigungöflage lediglich die Nichtigkeit der Schuldforderung 
dargethan werden müſſe, zugegeben, daß der Partey frey ftehe, 
fih zu bedingen, daß zur Dedung der Forderung (wenigftend 
ehne offene Gefahr) Feine Vormerkung Platz greifen folle. Ge: 
Ge man nun den Sal, daß Jemand die Vormerfung einer 
Schuldpoft erwirke, fein Gegner in der der Nechtfertigungöklage 
entgegengeſtellten Ginrede die Nichtigkeit der Forderung einbe— 
Fenne, dagegen einen Brief des erfteren vorbringe, worin diefer 
ihm verfprach, diefe Forderung niemahls grumdbuchlich vormer— 
fen zu laffen; — wie foll nun der Nichter entfcheiden ? Coll 
er die Pranotirung für gerechtfertiget erkennen oder nicht? — 
Nach der Meinung meiner Gegner könnte er fie nicht für ge: 
techtfertiget erkennen, und wer wollte wohl in diefem alle auch) 
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das Gegentheil behaupten 2? — Deffenungeachtet widerfpricht auch 
diefe Behauptung dem MWortlaute ded 9. 453, in fo fern der 
Ausdruck „Forderung“ immer gleichbedeutend mit dem Ausdru— 
de „Schuldforderung” genommen wird; denn nad) demfelben 
beruht Alles einzig auf dem Umftande, ob der Richter die For: 
derung für gerechtfertiget erfenne oder nicht; erfennt er die For: 
derung für gerechtfertiget, fo gehet, nah Vorſchrift ded $. 453, 
ipso facto dad bedingt erworbene Pfandrecht in ein unbedingtes 
über, und der Nichter würde fich offenbar mit der gefeglichen 
Vorſchrift entzweyen, wenn er die Forderung für gerechtfertigek, 
die Pränotirung aber deffenungeachtet für nicht gerechtfertiget 
erkennen würde. Nach der Auslegung, welche die Gegner dem 
gegenwärtigen $. geben, fließt daher aus dem Wortlaute deöfel: 
ben mehr, als fie felbft haben wollen; und ſchon diefer Umftand 
fcheint gegen die Nichtigkeit der Auslegung felbft einiges Beden— 
Een zu erregen. 

Die Wahrheit der Behauptung, daß der Ausdruck „Forde— 
rung” nicht auf Schuldforderung befchranft werden dürfe, und 
vielmehr gleichbedeutend mit der „Pfandrechtsforderung“ genome 
men werden müffe, wird durch folgende Bemerkung außer allen 
Zweifel gezogen. Setze man: Jemand habe feine Forderung bes 
reitd gerichtlich eingeflagt, und ein Zahlungsurtheil erwirkft ; — 
um den drohenden Perfonalarreft von ihrem vermogenslofen Gat— 
ten abzuwenden, entfchliegt fich feine im Befite einer Kealität 
befindliche Gattinn dem Gläubiger, wegen diefer Schuld ihres 
Ehegatten, eine Hypothek einzuräumen. In der hierüber ausge: 
fertigten Hypothek = Bejtellungsurfunde wird aber überfehen, felbe 
von zwey Zeugen unterfertigen zu laſſen; der Gläubiger kann 
fohin diefelbe nicht zur Ginverleibung vorlegen, fondern muß 
fih) mit dem Anfuchen um Pränotirung begnügen. — Kann num 
der Zweck der Pranotirungd = Nechtfertigungsklage dahin gehen, 
die Liquidität feiner Forderung, worüber er bereits ein rechts— 
kräftiges Urtheil in Händen hat, zum zweyten Mahle zu erwei— 
fen? — und Fann fohin unter dem Ausdruder „der Slaubiger 
habe feine Forderung zu rechtfertigen,” etwas Anderes verflanden 
werden, ald daß er zu erweifen habe, ihm gebühre wegen diefer 
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Forderung ein Pfandrecht auf die Realität der Ehegattinn feines 
Schuldners? — 

In dem Landtafelpatente für Böhmen und Mähren wird 
fich nicht ded Ausdrudes: „die Forderung rechtfertigen” bedient, 
fondern ed heißt dafelbft: „die Pranotation rechtfertigen”; und 
man fann gewiß nicht behaupten, daß der höchfte GSefeßgeber 
fih in dem Givilgefeßbuche eines anderen Ausdrudes in der Abs 
ficht bedienet habe, um dießfalld eine Aenderung einfreten zu 
laffen, fondern, es gehet vielmehr aus der ganzen Textirung ded 
gegenwärtigen $. hervor, daß er in die Worte deöfelben Eeinen; 
anderen Sinn hineinlegen wollte, ald welchen dad gedachte Land» 
tafelpatent durch feine gewählten Worte ausfprach. 

6) Bey welchem Richter ift die Pränotirungs-Rechtferti— 
gungsklage anzubringen? — Der Regel nach) bey dem Perfo- 
nalrichter des Geklagten. Zedoch wurde ſchon früher (Hofdecret 
vom 23. October 4802, Nr. 581) von diefer Regel, in Anſe— 
hung der außer dem dfterreichifchen Kaiferftaate befindlichen Aus: 
länder, eine Ausnahme gemacht, welches erfläret, daß, da ein 
Ausländer in Rückſicht eined Nealvermögend ald ein Unterthan 
zu. achten ift, dem Pränotirungdwerber frenftehe, die wider ihn 
einzureichende Rechtfertigungsflage entweder bey dem Perfonal: 
richter in dem Aufenthaltänrte des Schuldners, oder aber bey 
demjenigen anzubringen, welchem der Geflagte unterworfen wä— 
re, wenn er fich im derjenigen Provinz befänve, in welcher da 
mit der Pränotirung belaftete Gut gelegen ift. — Eine neuere 
Derordnung fagt aber Folgendes )): Um, zu mehrerer Befeſti— 
gung des Privatcredites, den auf unbeweglichen Gütern verficher: 
ten Gläubigern die DBerfolgung ihrer Nechte gegen abwefende 
Schuldner zu erleichtern, und felbft im Falle des veränderten 
Aufenthaltes und Gerichtöftandes des Beſitzers der Hypothek alle 
Schwierigkeiten in der Gintreibung der Schuld zu befeitigen, 
wird diefen Pfandgläubigern dad Necht eingeraumt, wegen jeder, 
den öffentlichen Büchern einverleibten, oder darin vorgemerften 
(pränptirten) Schuldforderung, ohne Nüdjicht auf den Wohnort 


1) Hofdecvet vom a. Detober 1819; J. ©. ©. Nr. 1044. 
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de5 Schuldners, bey demjenigen Gerichte Klage anzubringen, 
welhem der Letztere nach feinen perfonlichen Gigenfchaften un: 
termworfen feyn würde, Falls er da, wo das verpfandete Gut 
liegt, feinen Wohnfig hätte. Dem zu Folge foll der Gläubiger, 
deffen Schuldner fi) außer dem Jurisdictionsbezirke dieſes Ge— 
tichted aufhält, die Wahl haben, fich des ihm durch die gegen: 
wärtige Verordnung eingeräumten Nechtes zu bedienen, oder den 
Schuldner bey desfelben ordentlichem Richter zu belangen.”” — 

7) Die Pränotirungs : Rechtfertigungdflage muß binnen 
vierzehn Tagen, und zwar vom Tage der erhaltenen Zuftellung 
des Notificationsbefcheided tiber die erwirkte Pränotation, überrei— 
chet werden. In dem Falle, wo dad Pränotirungdgefuch und 
die Klage bey zwey verfchiedenen Nichtern überreicht worden ift, 
muß fich der Pranotirungswerber vor dem Nichter, wo die Prä— 
nofirung erwirfet worden ift, ordentlich ausweifen, daß er die 
Klage in der gehörigen Zeit, das ift, binnen vierzehn Tagen, bey 
feines Schuldners perfönlichem Richter eingebracht habe, und 
felbe der Ordnung nach fortfege; nur dem Fiscus bleibt unbes 
nommen, feine Nechtfertigungäflage auch bey dem Landrechte, 
nahnslich jener Inftanz anzubringen, die in allen Reale und Pers 
ſonalgeſchäften active und paffive deffen privilegirter Richter ift. 
— Wenn der. Pränotirungswerber die zur Nechtfertigung erfor= 
derliche Klage in der vorgefchriebenen Zeitfrift von vierzehn Ta: 
gen nicht einreichen Eönnte, dagegen aber durch glaubwürdige 
Urkunden einen Verhinderungsfall gegründet darzuthun im Stanz 
de ware, fo fteht ihm zu, vor Verfliegung der zue Einbringung 
diefer Klage bejtimmten Frift eine Erweiterung anzufuchen, die 
ihm von dem Richter, der Ordnung nach, in fo weit zu bewil— 
ligen ift, als derfelbe darzuthun vermag, daß er, dad Hinderniß 
zu heben, ſich habe angelegen feyn laffen, und daß folches ohne 
fein Berfchulden fortwähre ). Webrigend gelten hier die nähm— 
lichen Bemerfungen, die bey dem $. 439, Nr. 4, gemacht wor: 
den find. 

8) Iſt wegen der vorgemerften Forderung binnen der ges 
feglichen Srift die Nechtfertigungsflage nicht überreicht worden, 


1) Hofdeeret vom 15. Noy. 17965 5, G. ©. Nr, 322. 
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fo muß die Vormerfung auf Anfuchen des Schuldners gelöfcht 
werden. Indeſſen fteht Fein Hinderniß entgegen, daß eine auf 
diefe Art und Weife gelöfchte Forderung auf Anlangen des an— 
geblichen Gläubigerd neuerlich pränotirt werden fonne. In einem 
folchen Falle ift jedoch nicht nur dad durch die frühere Vormer— 
fung erworbene bedingte Pfand» und Vorrecht verloren, und 
aller Anfpruch auf Vergütung der durch diefe erfte Präanotirung 
veranlaßten Koften erlofchen, fondern dem Beſitzer ded Gutes 
bleibt auch unbenommen, durch Aufforderung des Gläubigers 
eine gerichtliche Entfcheidung über deöfelben angebliche Forderung 
zu erwirfen, und damit weiterer Wiederhohlung des Vormer— 
kungsgeſuches vorzubeugen '). 

9) Iſt die Frift zur Ueberreichung der Rechtfertigungsklage 
ohne Verſchulden des Pränotirungdwerberd verftrichen, fo Fann 
eine Wiedereinfegung in den vorigen Stand erwirfet werden; allein 
niemahls Eann die erwirkte Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
in Landtafel- oder Grundbuchöfachen den mittlerweiligen Vor: 
Eehrungen zum Nachtheile gereichen, auch der Negel feinen Ab» 
bruch thun, daß das Vorrecht dgmjenigen gebühre, der die frühes 
re Vormerkung bey der Landtafel angefucht und erwirfet hat ?). 

410) Wenn auf die Nechtfertigungsflage über die Richtig: 
Feit der Forderung und dad Recht der darüber erwirften Präno: 
tirung dad rechtöfräftige Urtheil gefchöpft worden ift, fo ift das— 
felbe auf des einen oder anderen Theiled Anfuchen von dem Rich: 

ter, bey welchem die Verhandlung gepflogen worden ift, dem 
Landrechte oder der Grundobrigfeit mitzutheilen, damit diefes 
den Auftrag an das Landtafel: oder Grundbuchsamt erlaffe, die 
Ingroffirung des Urtheild, und gemaß deffer in dem Hauptbu— 
che entweder die Lofchung der aberfannten Vormerkung, oder 
die Einverleibung der zuerfannten Rechtfertigung derfelben vor: 
zunehmen °). 

41) Auch zur Vornahme einer bloßen Pranotation ift noth: 

wendig, daß die Urkunde in Originali vorgelegt werde. — Coll: 


a) Hofdecret vom 20. Zuny 181385 3. G. ©. Nr. 1162, 
2) Hufdecret vom 3, Sänner 1795; I. ©. ©. Nr. 213. 
3) Dergleihe Landeafelpasene für Bohnen und Mahren $- 15, lit, I. 
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te aber die Driginalurfunde, aus der die Wormerfung begehrt 
wird, darum nicht beygebracht werden können, weil fie eben bey 
einer andern Gerichtöbehdrde vorgelegt werden mußte, fo ift es 
zur Bewilligung diefer Vormerfung genug, wenn eine vidimirfe 
Abſchrift beygebracht, und das Original bey der wirklichen Prä— 
notation nachgefragen wird '). 

12) Ein noch nicht in Rechtskräfte erwachſenes Urtheil kann 
zur einftweiligen Sicherheit des obfiegenden Theiled zwar nicht 
intabulirt, aber wohl präanotirt werden. Zur Rechtfertigung 
der Pränotirung bedarf ed aber hier Feiner befonderen Klage 
mehr, fondern es ift lediglich abzuwarten, bis das Urtheil ent= 
weder durch die unterlaffene Appellation oder Revifion, oder 
durch dad beftätigende obergerichtliche Urtheil in die Nechtöfraft 
erwächſt. — Wenn nun diefes erfolgt, fo wird die Nechtfertis 
gung der Pranotirung lediglich durch ein Grecutionsgefuch bes 
wirfet 7). 

0. 454, 


Erwerbung eines Afterpfandes. 


Der Pfandinhaber Eann fein Pfand, in fo weit 
er ein Recht darauf hat, einem Dritten wieder 
verpfänden, und in fo fern wird es zum Afters 
pfande, wenn zugleich letzterer fich dasfelbe über- 
geben, oder die Afterverpfändung auf das Pfand» 
recht in die Öffentlichen Bücher eintragen läßt. 


4) Nach $. 448 Eann jede Sache ald Pfand dienen, die 
im Verkehre fteht. — Unter Sachen werden aber nicht nur die 
Mefen, welche einen Körper haben, und fohin in die Sinne fal: 
len, fondern auch unförperliche, d. i. Nechte, begriffen. Jedes 
Recht alfo, welches feiner Natur nach nicht auf die Perfon des 
Berechtigten eingeichränft und dazu geeignet ift, daß der Öläus 
biger aus der Veräußerung deöfelben feine Befriedigung erlan— 
gen Kann, ift zur Verpfändung geeignet. Hierunter gehören nun 





1) Vergleiche Landtafelpatent für Böhmen und Mahren 9. 16. lit, a, 
2) Hofdecret vom 24, December 17985, ©: ©. ©. 34%, 
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ganz vorzüglich die Pfandrechte ſelbſt; denn die Sicherheit, die 
dem Gläubiger au feinem Pfandrechte erwächſt, kann derfelbe 
auc) dazu benügen, um feinem eigenen Gläubiger eine Sicher: 
ftellung für feine Sorderung zu verfchaffen. Man nennt diefe 
Berpfandung, weil fie der Zeit und Ordnung nad) auf eine an: 
dere folgt, eine Afterverpfändung, und die Sade ein 
AUfterpfand '). 

2) So wie aber bey jeder Verpfandung zu dem rechtmä— 
figen Titel die dem Gegenftande anpafjende Art der Uebergabe 
binzufreten muß, fo ift diefes ganz natürlich auch bey der Afterver= 
pfandung nothwendig. Wird daher eine bewegliche Sache als 
Afterpfand beftellet, fo muß die Sache Förperlich, oder, nach Um: 
ftänden, fombolifch übergeben werden ($. 451 u. 452); ift die 
Sache unbeweglich, fo gefchieht die Afterverpfandung durch die 
Eintragung derjenigen Urkunde, worauf ſich die Afterverpfändung 
gründet, in das öffentliche Buch, und durch die fogenannte Su— 
perinfabulation oder Anmerkung dieſer Werpfändung in dem 
Hauptbuche bey der Nummer des urfprünglich eingetragenen Hy— 
pothefarrechteds. Hat die Urkunde, worauf das Afterpfandrecht 
fi) gründet, nicht jene Gigenfchaften, daß fogleich mit der Ein: 
verleibung vorgegangen werden Fünnte, fo findet, nach Maßgabe 
der bey dem vorigen $. entwidelten Bedingungen, die Pränoti— 
rung Staͤtt. 

3) Da Niemand mehr Recht auf Jemanden übertragen kann, 
als er felbft hat, fo Fann auch der Pfandinhaber nur dasjenige 
Recht, was er ſelbſt hat, an einen Dritten übertragen. Er kann 
daher dad Pfand nur für eine der Quantität und Qualität nad) 
gleiche oder mindere Forderung in gleicher Eigenfchaft abtreten. 
— Hat 3. B. der A von dem B für eine Schuld von 100 fl. 
ein Dandpfand erhalten, welche Schuld mit 1. Jänner 1832 
zahlbar ifi, fo kann er diefes Pfand einem Dritten, z. B. dem 
G füreine gleiches Forderung per 100 fl., welche gleichfalls mit 
4. Jänner 4852 fällig iſt, weiters verpfänden, und fohin aud) 
für eine Forderung, die weniger befragt, oder nach dem 4. Jän— 


4) Siehe Zeiler's Commentar. 
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ner 1832 zu zahlen ift, nicht aber für eine Forderung, die mehr 
beträgt, oder früher fallig wird. Denn der A hat Fein Recht, 
vor dem 1. Jänner 1832 die Feilbiethung des Pfanded zu ver- 
langen; er würde aber durch die Afterverpfändung der Sache 
fir eine bereitd früher fällige Sorderung feinem Gläubiger das 
Necht einräumen, die Feilbiethung des Pfandes auch vor dem 1. 
Tanner 1852 zu verlangen ($. 461), was er, gezeigter Maßen, 
feldft nicht hat. Iſt die Forderung, wofür das Afterpfand ges 
geben wird, ſpäter fällig, fo geht dadurch dem Schuldner de 
Afterverpfänderd Fein Nachtheil zu, denn er ift entweder von 
der weiteren Verpfändung benachrichtigt worden oder nicht. Im 
letzteren Falle Fann er feinen Gläubiger befriedigen, und er ijt 
nach gefchehener Befriedigung berechtiget, das Pfand auch von 
dem dritten Inhaber zurück zu verlangen; im erfteren Falle aber 
Fann er den Schuldbetrag gerichtlich hinterlegen, wornach ihm 
gleichfalls da5 Pfand zurückgeftellt werden muß. 

4) In fo fern aber der Pfandinhaber das ihm hier gefeßs 
lich eingeräumte Necht bey der Afterverpfandung überfchreiten 
würde, fo muß man bey Beurtheilung der Rechtsfolgen diefer 
Veberfchreitung unterfcheiden, ob der Inhaber des Afterpfandes 
den Afterverpfänder aus ſchuldloſer Unmwiffenheit für 
den Gigenthümer de3 ihm anvertrauten Handpfanded gehalten 
habe, oder ob diefed nicht der Fall ift. Im erfieren Kalle kann 
diefer fein Pfandrecht auch in Hinfiht des Miehrbetrages oder 
der Fäftigeren Bedingung in Ausführung bringen. — Das Ge: 
feß enthält zwar hierüber Feine ausdrückliche Vorſchrift für dies 
fen fpeciellen Fall; aber er ift ohne Zweifel in der allgemeinen 
Vorſchrift des J. 456 begriffen. — Der Eigenthumer des 
Pfandes hat dießfalld Lediglich dad Necht, die Entfchadigung von 
feinem Glaubiger zu begehen. — Am Tlegteren Falle dagegen 
würde fich der Inhaber des Afterpfandes, in Rudficht des über— 
fteigenden Betrages oder der läftigeren Bedingungen, naht an 
den Eigenthümer des Pfandes, pder vielmehr an dab Pfand felbft, 
fondern nur an den Afterverpfander halten Fonnen. 

5) Das Gefeß fpricht hier bloß von Verpfändung ded bes 
reits Jemanden zuftehenden Pfandrechtes, nicht von Verpfän— 
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dung der Forderung, zu deren Sicherheit das Pfandrecht beftellt 
morden ift. Doch waltet zwifchen beyden in manchen Beziehun— 
gen ein felbft an practifchen Folgen nicht ganz unwichtiger Unter: 
fchied ob, der, fo viel wenigftens mir zur Kenntniß fam, noch 
in feinem Werke oder Abhandlung herausgehoden worden it. 
— Zur vorläufigen Andeutung der practifchen Intereffen die— 
ſes Unterfchiedes finde ich vor Allem darauf aufmerffam zu ma— 
chen, daß es Zalle geben könne, wo dad Pfandrecht erlifcht,. die 
Forderung aber deffenungeachtet aufrecht befteht (SS. 467 u. 468); 
dann daß dad perfönliche Recht der Forderung verfchieden von 
dem Rechte fey, das dem Gläubiger aus dem Pfandrechte zu: 
jtehet. Iſt daher das Pfandrecht allein, nicht auch die Forde: 
rung mitverpfändet, fo muß auch ganz natürlich) mit Aufhören 
ded urfprünglichen Pfandrechtes dad Afterpfandrecht erlöfchen. 
— Befteht dad Pfand in einer beweglichen Sache, fo ift der 
Unterfchied auffallend. — Setzen wir 5. B. den Fall: der A fey 
dvem.B 100 fl. fchuldig, zu deren Sicherheit er ihm ein Hand: 
pfand gibt; B gibt diefes Handpfand für eine gleiche Schuld 
dem C zum Afterpfande. — Geht nun die Sache, die als Pfand 
gegeben wurde, zu Grunde, fo hat der C Eein Pfandrecht mehr. 
Hätte der von diefer Verpfändung Verſtändigte feinen Gläubiger 
B in der Zwoifchenzeit befriedigt, fo hätte der C offenbar fein 
Recht, von dem A zu verlangen, daß er die Schuld noch ein 
Mahl bezahle, welches allerdings der Fall wäre, wenn ihm mit 
dem Pfandrechte zugleich die Forderung des B, welche er an 
den A zu ftellen hatte, verpfändet worden wäre. — Darum kann 
auch der Pfandglaubiger Jemanden fein Pfand, und einem Anz 
dern feine Forderung verpfänden, da die Verpfändung der Forde: 
tung felbft durch Uebergabe des Schufdbriefes gefibieht ($. 432). 
Es follen nun die hieraus entftehenden Rechtsfolgen in Bezug 
auf jene Fälle, wo das Pfand in einer beweglichen Sache be: 
ſteht, Eurz näher erörtert, und fich dadurch der Weg zur Ans 
wendung der dießfall5 geltenden Grundſätze auf unbewegliche 
Pfandgüter, bey denen fich fehwierigere Verwickelungen ergeben 
Fönnen, gebahnet werden, 


478 [$. 454.] 


6) Wird Jemanden von dem Gläubiger dad erhaltene Pfand, 
einem Anderen die Sorderung, für welche ed gegeben worden ift, ' 
verpfändet, fo laſſen fich folgende Falle unterfcheiden. — Entwe— 
der überfteigen die beyden Forderungen, für welche der Gläubi— 
ger feine eigene Forderung, und das erhaltene Pfand weiter vers 
pfändet hat, legtere, oder fie überfteigen fie nicht. Am letzteren 
Falle kann ſich zwiſchen den beyden Pfandgläubigern eine Col— 
liſion nicht leicht ergeben. Im erſteren Falle dagegen wird die 
Sache bedenklich. Man ſetze den Fall: der Gläubiger A habe 
für ein dem C gegebened Darleihen von 100 fl., einen auf die— 
fen Betrag ausgeftellten Schuldfchein, und dann aud eine gol: 
dene Repetiruhr ald Handpfand erhalten. Er nimmt nun von 
dem B einen gleichen Betrag von 100 fl. als Darleihen auf, 
und verpfändet demfelben hiefür den vom C erhaltenen Schuld— 
fohein. In der Zolge erhält er von dem D im gleicher Eigen— 
ſchaft 100 fl., wofür er ihm die ald Pfand erhaltene goldene 
Repetiruhr gleichfalls al5 Pfand übergibt. — In diefem Falle 
wird der urfprüngliche Schuldner beyde 100 fl. bezahlen müſ— 
fen, wenn er fi) von feiner Schuld frey machen, und zugleich 
fein Pfand zurück erhalten will, voraudgefegt, daß der Teste 
Gläubiger, welchem dad Afterpfand übergeben worden ijt, von 
der früheren Verpfändung der Forderung Feine Wiffenfchaft 
hatte, Denn der Gläubiger, dem die Forderung verpfandet 
worden ift, hat dad Necht, aus derfelben feine Befriedigung zu 
fuchen, und er kann zu diefem Iwede fich entweder die Forde— 
rung einantworten laffen, oder felbe zur DVerfteigerung bringen; 
in beyden Fallen wird nun an die Stelle des eriteren ein ander 
er Gläubiger einfreten, wo dann das Recht des erftern Gläu— 
bigerd auf dad Pfandſtück erlöfchen würde. — Sein Pfandrecht 
war daher auf die Zeit eingeſchränkt, ald er felbjt noch Eigen— 
thümer der Forderung bleiben wurde; allein für den Afterpfand: 
nehmer ginge das Pfandrecht mit dent zeitlichen Nechte des Afterz 
pfandgeberd auf die verpfandete Sache nur dann verloren, wenn - 
ihm diefer Umftand bekannt gewefen wäre ($. 468), was nad) 
der Doransfegung der Sal nicht iſt. — Hat aber der Afterpfand: 
nehmer von der früheren Verpfandung der Forderung Willen: 
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fhaft, fo weiß er auch, daß dad Pfandrecht erlöfche, fobald der 
Afterpfandgeber aufgehört hat, Eigenthümer diefer Forderung zu 
feyn; er hat daher von diefem Augenblide an kein Recht mehr 
auf diefes übergebene Pfandſtück. — Hat derfenige Gläubiger, dem 
die Forderung verpfändet worden ift, von der Afterverpfandung 
des Pfandſtückes Kenntniß, fo weiß er auch, daß der urfprüng: 
lihe Schuldner da5 Necht habe, feine Schuld gerichtlich zu hin— 
terlegen, und daß er ſich durch diefe Hinterlegung feiner Schuld 
entledige, wernach ihn, Gläubiger, Fein Forderungsrecht mehr an 
den Schuldner zuftehet. Das Rechtöverhältnig der beyden Pfand— 
gläubiger gegen einander in diefem Falle wird bey Erläuterung 
des folgenden $. erörtert werden. 

7) Auch bey auf unbeweglichen Sachen haftenden Schuld= 
forderungen muß man die Verpfandung der Forderung von der 
Derpfandung des Pfandrechtes felbft unterfcheiden. Es fteht 
nähmlich nicht5 im Wege, daß derjenige, welcher eine intabulirte 
Schuldforderung befißt, das perfönliche Recht der Forderung 
durch die Uebergabe des intabulirten Schuldbriefes allein weiter 
gültig verpfänden könne. — Diefe Verpfändung der intabulirten 
Forderung, mit bloßer Uebergabe des Schuldbriefed und ohne 
Superintabulation der Forderung, um derer willen die Activ— 
Schuldforderung des Verpfänders verpfändet wird, wird die 
Folge haben, daß, fo lange Fein anderer Gläubiger die Superin— 
tabulation erwirkft, dem Pfandinhaber das Recht zuftehet, fich 
aus der intabulirten Forderung zahlhaft zu machen, und diefer 
Daher auch im Falle des über dad Vermögen feines Schuldners 
ausbrechenden Goncurfes, in Anfehung der verpfandeten Activ: 
- Forderung, in die zweyte Claſſe verfest werden muß. — Ibm 
wird daher auch das Pfandrecht, welches dem DVBerpfander in 
Hinficht diefer Activforderung zufommt, zu Guten kommen. — 
Es kann ihm aber diefed Pfandrecht, zu dem er, wie nachjtehend 
gezeigt werden wird, nur einen Titel bat, entzogen werden, 
wenn fein Schuldner in die Ortabulation williget. — Daß ihm 
ein Afterpfandrecht auf die Realität, worauf die Forderung ins 
tabulirt iſt, nicht zuftehen Fonne, ergibt fih aus der Anordnung 
des gegenwärtigen 9, nach welchem ein Afterpfand auf unbe: 
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wegliche Sachen nur durch Gintragung der Afterverpfandung auf 
das Pfandrecht in den dffentlichen Büchern erworben wird; daß 
ihm aber ein Titel zum Afterpfande zuftehe, ergibt fich daraus, 
weil dad Vfandrecht ein Accessorium der verpfändeten Schuld— 
forderung ift, und daher in dem Pfandverfrage, wodurch der 
Schuldner dem Gläubiger das Pfandrecht auf diefe intabulitte 
Forderung einräumet, auch das derfelben zuftehende Pfaudrecht 
begriffen ift. — Es wird daher derfelbe auch dad Recht haben, 
die Superpränofation des Afterpfandrechtes anzufuchen,, welches 
er mit Ausweifung des gefchloffenen Pfandvertraged zu rechtfer- 
tigen im Stande ift. — Wird aber einem Anderen gleichfalls 
der Titel zum Pfandrechte eingeraumt, und diefer bewirkt dann 
auch die Superintabulation früher, als Jener um die Superprä— 
notation angefucht hat, fo wird das durch die bloße Ueberga— 
be des Schuldfcheined erwirkte Pfandrecht wirfungslos werden. 
Denn der Schuldner jener Forderung, welche zwey Mahl ver: 
pfändet worden ift, kann nicht verhalten werden, diefelbe auch 
zwey Mahl zu bezahlen; er wird fich daher, indem ihm dad 
Rechtöverhaltniß der beyden Pfandgläubiger unter ſich nichts an— 
gehet, durch die gerichtliche Hinterlegung von feiner Schuld 
befreyen können; daß aber in diefem Falle derjenige Pfandgläus 
biger, der die Superinfabulation erwirft hatte, auf den hinter: 
legten Betrag Anfpruch habe, wird bey Erläuterung des nad): 
folgenden $. gezeigt werden. 

8) Ein befonderes Nechtöverhältnig, das einer näbeten Er: 
örterung würdig ift, Fann dann entftehen, wenn eine Schuld: 
poft auf mehreren Realitäten intabulirt erfcheint, und auf fede 
derfelben befondere Superintabulationen erwirft werden. Geben 
wir: der A habe eine Forderung an B, melde auf drey 
unter verfchiedene Grundobrigfeiten gehörige Realitäten intabu= 
lirt it. — Nun erwirft ein Gläubiger ded A die Superintabu— 
lation feiner Forderung auf die auf dem Gute C, ein anderer 
Gläubiger auf die auf dem Gute D, und ein drikter eine foldhe 
auf die auf dem Gute E einverleibte Forderung de A. — Was 
ift nun wohl in fo einem Salle Rechtens ? — Iſt die Forderung 
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des A conjunctim auf allen drey Realitäten des B eingetra= 
gen ')» To hat die Entfcheidung dieſes Falles Feine Schwierig— 
keit. — Jedem der drey Superfaßgläubiger wird nun in die: 
ſem Falle ein doppeltes Pfandrecht zuftehen, nähmlich ein uns 
mittelbared Pfandrecht auf die intabulirte Korderung felbft, und 
dann ein Afterpfandrecht auf die Realität, worauf die Forde— 
rung intabulirt iſt. In erſterer Hinficht kann jeder diefer Gläu— 
biger die Feilbiethung der Forderung felbft im Erecutionswege 
erwirfenz; aus dem Erlöfe derfelben müffen dann alle auf diefe 
Forderung fuperintabulirten Gläubiger ihre Befriedigung, und 
zwar nach Maßgabe der Zeit, als fie um die Superintabulation 
anfuchten, erhalten; in letzterer Hinficht Fan, wegen des ihm 
zuftehenden Afterpfandrechtes, jeder Gläubiger auch gegen den 
Eigenthümer der verpfändeten Realitäten mit der Hypothekar— 
Elage auftreten, und auf diefem Wege die Feilbiethung derfelben 
erwirfen. — In fo weit aber aus dem Kauffchillinge der ver: 
außerten Realität die Forderung des A auf was immer für eine 
Weiſe bezahlt wird, wird diefe vermindert, und in- eben dem 
Maße muß daher auch die auf den übrigen Nealitäten haftende 
Pfandlaft verringert werden. — Daher muß auch in diefem Fal- 
le auf die Zeit, wann jeder der Gläubiger die Superintabula— 
tion erwirft hat, Rüdficht genommen werden, weil der fpäter 
eingetragene Gläubiger den Rechten der früher intabulirten kei— 
nen Eintrag thun kann. — Iſt aber die Forderung ded A auf 
den herührten drey Realitäten nicht conjunctim eingetragen, und 
daher in den dffentlichen Büchern nicht erfichtlich, daß die nähm— 
liche Fordetung auf mehreren, und auf welchen Realitäten in- 
fabulirt ift, fo Fann fein Superfaßgläubiger, der im Vertrauen 
auf die Dffentlichen Bücher gehandelt hat, dadurch verkürzet wer— 
den, und jeder wird fein Afterpfandrecht ohne Rückſicht auf die 
Übrigen Pfandgläubiger in Ausführung bringen Eönnen. Denn, 
wenn eine Forderung auf mehreren Realitäten intabulirt ift, fo. 
baftet jede derfelben für die ganze Forderung, und ed kann 
fomit aus jeder Realität die Bezahlung verlangt werden. Rich: 
a: 

4) Man fehe über dieſen Begriff die Erläuterung des F. 967, Nr. a. 
Nippel's Commentar III, Th, 51 
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tig ift ed zwar, daß der Eigenthümer der verpfandeten Realitä- 
ten dadurch, daß die Forderung aus dem Kauffchillinge einer 
Realität befriediget wird, feiner Verpflichtung gegen feinen Gläu— 
biger vollfommen entfprochen hat; allein zur Aufhebung der 
Hypothek ift. die Tilgung der Schuld nicht hinreichend; ein Hy: 
pothefargut bleibt fo lange verhaftet, bis die Schuld aus den 
Öffentlichen Büchern gelöfcht ift (F. 469). Gelöfcht kann fie aber 
nicht werden, weil bereit3 dritte Perfonen Rechte auf dad Hypo— 
thefargut erworben haben. Dem Gigenthümer der 'verpfändeten 
Realitäten würde in diefem Falle nicht3 anderes erübrigen, ald ge— 
gen feinen Gläubiger die Entſchädigungsanſprüche zu realifiren. 


0. 455, 


Wird der Eigenthümer von der weiteren Verpfän— 
dung benachrichtiget, fo kann er feine Schuld 
nur mit Willen deffen, der das Afterpfand bat, 
dem Gläubiger abführen, oder er muß fie gericht- 
Yich hinterlegen, fonft bleibt das Pfand dem Sn: 
haber des Afterpfandes verhaftet, 


41) Die Wirkung und Abficht der Afterverpfandung ift, 
wie Here Hofrath v. Zeiler bemerft, daß der Inhaber des Af— 
terpfanded aud dem Betrage, welchen der urfprüngliche Pfand- 
befteller feinem Gläubiger in der gehörigen Zeitfrift zu bezahlen 
hat, die Befriedigung, welche feinem Schuldner zunächſt obliegt, 
erhalten, widrigen Falls aber ſich diefelbe aus dem Pfande ver 
ſchaffen könne. Dazu ift aber nothwendig, daß der Pfandinhaber 
den Pfandeigenthümer von der Afterverpfandung benachrichtige, 
und ihn dadurd) aufmerkſam mache, die Zahlung nicht feinem 
unmittelbaren Gläubiger, fondern ihm, Pfandinhaber, in dem 
gebührenden Maße zu leiften. Würde der Pfandinhaber diefe 
Vorſicht außer Acht laſſen, fo hätte er es fich Tediglich felbft zu— 
zufchreiben, wenn der Schuldner, der von dem Rechte desſel— 
ben feine Kenntnig hat, und in fo fern dad Pfand eine beweg- 
liche Sache ift, aud) nicht Teicht Kenntnig davon haben Fann, 
feinen. unmittelbaren Glänbiger befriedigte, und er hätte fomit 
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für jeden Fall dem urfprünglichen Schuldner und resp, Pfand: 
eigenthümer die Folgen diefer. Außerachtlaffung zu verantworten, 
fohin Entſchädigung zu leiften, welche, nad) $. 1323 des b. G. B., 
dadurch geſchieht, daß Alles in den vorigen Stand zurückverſetzt 
werde, woraus von felbjt folgt, daß er dadurch fein Pfandrecht 
aufgeben müßte. — Würde aber, umgekehrt, der Pfandeigenthüs 
mer, der Berftändigung ungeachtet, die Zahlung feinem nächften 
Gläubiger, und nicht dem Pfandinhaber entrichten, fo bliebe das 
Pfand aus feinem Verſchulden dem letzteren noch immer ver: 
haftet. — Für den Zall, ald der Pfandeigenthümer gegen die 
Bezahlung der Schuld an den Pfandinhaber Bedenken trüge, 
flünde Jenem frey, den Schuldbetrag gerichtlidy zu depofitiren. 

2) Diefe Vorfchrift des Geſetzes, wegen Verſtändigung ded 
Eigenthümers, verfteht fich fowohl für den Fall, ald das Pfand 
eine unbewegliche, wie für den, wenn es eine bewegliche Sache 
it. — 63 ſcheint zwar, daß die oben berührten Folgen diefer 
Unterlaffuug bey auf unbewegliche Sachen erwirkten Afterpfand= 
rechten nicht Plat greife, weil dad Hofdecret vom 29. Augujt 
1818 (I. ©. ©. 1488), welches dem Landrechte und den Grunde 
buchsbehörden die Verſtändigung der ntereffenten zur Pflicht 
macht, ausdrücklich ſagt, daß die Landrechte und Grundbuchs— 
behörden dafür verantwortlich feyen, daß die Zuftellung mit dem 
erforderlichem Ernfte betrieben, und ſich der Vollziehung der 
hierüber erlaffenen Verordnung gehörig verfichert werde; der in 
die öffentlichen Bücher eingetragene Befiger eines dinglichen Rech— 
tes jedoch zu Feiner Zeit über die gefchehene Zuftelung den Bez 
weis zu führen verbunden, und daraus allein, daß die Zus 
ſtellung nicht vorfchriftmaäßig gefchehen fey, Eein Anlaß genom— 
men werden könne, die durch die öffentlichen Bücher erworbenen 
Nechte zu beftreiten. Allein diefe Verordnung redet eigentlich 
nur von der Zuftellung an diejenigen Perfonen, deren Nechte 
durch die grundbüchliche Gintragung unmittelbar afficiret 
werden. Diefes gehet aud dem F. 2 hervor, wo es heißt, daß 
die Zuftellung ganz unterbleiben könne, wenn fich der ergangene 
Befcheid auf eine von den Parteyen perfönlich vor der Grund: 
obrigfeit abgegebene Erflärung, auf Urtheile oder andere den 

—— 
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Theilnehmenden ohnehin befannte öffentliche oder gerichtliche Te: 
galifirte Urkunden gründet. Die Vorfchrift des Gefeßbuches we: 
gen befonderer Verftändigung des Pfandeigenthümers bey der 
Afterverpfändung, und des Schuldnerd bey der Ceffion ($. 1395) 
find dadurch nicht aufgehoben. 

3) In dem Falle, al5 mehrere auf den nähmlichen Schuld: 
betrag Anfpruch machen, wird der Schuldner den ftreitigen Be— 
trag depofitiren, und fich dadurch von feiner Verbindlichkeit der 
Negel nach freyg machen. — Diefes wäre inöbefondere der Zall, 
wenn, wie im vorigen $. erwahnt worden ift, der eine Gläubi— 
ger den intabulirten Schuldbrief als Pfand in Händen hätte, 
während der andere mit feiner Forderung, die er gegen den 
Gläubiger des Schuldners zu ftellen hatte, in dem üffentlichen 
Buche fuperintabulirt ware. — In diefem Falle treten nun die= 
fe zwey Pfandglaubiger in einen Rechtöconflict, bey welchem je— 
doch der erftere dad Kürzere ziehen müßte. — Denn derjenige, 
welcher im Vertrauen auf die öffentlichen Bucher gehandelt hat, 
Fann bier nicht zu Schaden fommen. — Derjenige, dem bloß 
der intabulirte Schuldbrief als Pfand eingehandigt worden iſt, 
muß wilfen, daß er durch die bloße Einhandigung ded Schuld— 
briefes Fein Necht auf die Realität erlange, worauf die Schuld 
intabulirt ift, und daß derjenige, welcher ein Afterpfand auf die 
Realität erlangt hat, dad vorzügliche Necht habe, ſich aus dem 
Betrage, welchen der urfprüngliche Pfandbefteller feinem Gläu— 
biger in der gehörigen Zeitfrijt zu bezahlen hat, feine Befriedi— 
digung herzuhohlen. — Aus diefer Bemerkung ift auch dad oben 
Tr. 6 angeführte Nechtöverhältnig zwifchen den beyden Pfand: 
gläubigern zu beurtheilen. 

4) Cine Ausnahme, daß fich der Pfandeigenthümer durch 
die gerichtliche Hinterlegung des intabulirten Schuldbetrages von 
feiner Verbindlichkeit ganz befreyen könne, fritt in dem Falle 
ein, wenn der Schuldbetrag auf mehreren Realitäten (nicht con- 
junctim) intabulirt ift, von welchem Zalfe bereit im vorigen 
$. Erwähnung gefihah. Gr wird ſich aber von den üblen 
Folgen, die aus diefer Simultanhypothek für ihn entſtehen 
Fonnen, dadurch zu fihern im Stande feyn, wenn er gleich, als 
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er von einer Afterverpfandung in Kenntniß gerath, bey den übri- 
gen Hypotheken die Eintragung feines Rechtes auf Löſchung, 
für den Fall, als der Superfaßgläubiger die Bezahlung aus der 
andern Hypothek erlangt, erwirket, was durch eine Eluge Einlei— 
tung nicht fehlfchlagen Fann. 

5) Wenn derjenige, welcher das Pfandrecht auf eine fei- 
nem Schuldner verpfändete Sache erwirbt, feine Kenntniß hat, 
daß dem Schuldner die Sache nur verpfändet worden ift, und 
denfelben vielmehr in gutem Glauben für den Eigenthumer der 
Sache anfieht, fo Fann er auch natürlich die Verftändigung des 
Pfandeigenthümers nicht einleiten. — Es fragt fih nun, was in 
dem Falle Rechtend fey, wenn der letztere inzwifchen feinen Gläu— 
biger befriedigt hätte? — Nach meiner Anficht tritt hier der im 
nachftehenden $. berührte Fall der Verpfändung einer fremden 
Sache ein, und ed muß daher der Pfandeigenthümer den redlis 
hen Pfandinhaber fchadlos halten, oder das Pfand fahren al: 
fen, und ſich mit dem Erfaßrechte gegen den Verpfänder begnü— 
gen. — Bey unbeweglichen Sachen Fann diefer Fall nicht ein: 
treten, indem die dffentlichen Bücher den Eigenthümer des Pfan— 
des hinreichend bezeichnen. 


I. 456. 
Verpfändung einer fremden Sache. 

Wird eine fremde bewegliche Sadye ohne Einwil- 
ligung des Eigenthümers verpfändet, fo hat die- 
fer in der Regel zwar das Recht, fie zuriick zu 
fordern; aber in folchen Fällen, in welchen die 
Eigenthumsklage gegen einen redlichen Beliger 
nicht Statt bat (6. 367), ift er verbunden, ent— 
weder den redlichen Pfandinhbaber ſchadlos zu 
halten, oder das Pfand fahren zu laffen, und 
ſich mit dem Erfaßrechte gegen den Verpfänder 
zu begnügen, 

41) Es ift nicht nothwendig, daß gerade der Perfonalfchuld: 
ner felbit feine eigenthümliche Sache für feine Schuld dem Gläu— 


486 [$. 457.] 


biger verpfände, es kann diefes auch ein Dritter für den Schuld— 

ner thun. Er hat zwar in dieſem Falle, wie bereits Herr Hof— 

rath v. Zeiller bemerkt hat, keineswegs die Verpflichtungen des 

Bürgen auf ſich, ſondern er hat nur die Verpflichtung, zu ge— 

ſtatten, daß ſich der Gläubiger, wenn er ſeine Befriedigung nicht 

zu rechter Zeit erhält, aus dieſer Sache zahlhaft mache. 

2) Da Niemand dad Necht hat, über die Sache eines An: 
dern, ohne deſſen Einwilligung, zu verfügen, fo kann auch der 
Schuldner eigenmächtig Feine fremde Sache dem Gläubiger als 
Pfand übergeben; und wenn er diefes doch thut, fo hat der 
Gigenthümer in der Regel dad Necht, feine Sache felbft von 
dem redlichen Inhaber abzufordern, und ift nicht fchuldig, felbe 
von ihm erjt einzulöfen. Iſt aber die fremde Sache von einem 
Gewerbsmanne, welcher mit folchen Sachen Verkehr zu treiben 
befugt ift, oder von demjenigen, dem fie der Eigenthümer felbjt 
zum Gebrauche, zur Verwahrung, oder in wad immer für einer 
andern Abficht anvertraut hatte, verpfandet worden, und der 
Pfandinhaber hat Feine Wilfenfchaft davon, daß die Sache dem 
Derpfander nicht eigenthümlich gehöre, auch Feinen hinreichenden 
Grund, diefes zu vermuthen ($. 368), fo muß er fid) die am 
Ende diefes F. ausgefprochene Nechtöfolge um fo mehr gefallen 
laffen, als in diefen Fällen der Eigenthümer felbft dad Eigen— 
thum der von einem redlichen Befiger an ſich gebrachten Sache 
einbüßet. Daß der $. auf unbewegliche Sachen Eeinen Bezug 
habe, verfteht fich von felbit. 

437: 
Objectiver Umfang des Pfandrechtes. 

Das Pfandrecht erftreckt fich auf alle zu dem freyen 
Eigenthume des Verpfändrrs gehörige Theile, 
auf Zuwachs und Zugehör des Pfandes, folg- 
lich auch auf die Früchte, in fo lange fie noch 
nicht abgefondert und bezogen find, Wenn alfo 
ein Schuldner einem Gläubiger fein Gut, und 
einem Andern fpäter die Früchte desfelben ver: 
pfandet, jo ift die fpätere Verpfändung nur in 
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Rückſicht auf die ſchon abgefonderten und bezoge- 
nen Früchte wirkſam. 


1) Nach der Erklärung und Beftellungsart eined Pfanded 
($$. 446 — 456) geht das Geſetz auf die Wirfungen des 
Pfandrechtes über. Die Wirkungen des Pfandrechtes äußern fich 
fowohl in Beziehung auf die als Pfand gegebene Sache, als 
auch in Anfehung der Rechte und Verbindlichfeiten des Pfand: 
glaubigerd und Schuldners. 

2) Die Wirkung des Pfandrechtes in Beziehung auf die 
Sache bejteht darin, daß das dingliche Necht des Pfandgläubi— 
gers die ganze Sache mit allen Beftandtheilen und Zugehöre 
umfaffet. Denn dad Pfandrecht ift ein ungetheiltes Necht, das 
fih auf alle Theile der Sache erſtrecket. Diefer hier von dem 
Geſetzgeber felbft ausgefprochene Satz ift mehr bey unbewegli— 
chen, ald bey beweglichen Sachen von Folgen und Bedeutung. 
Das dingliche Necht des Hypothekargläubigers umfaßt demnach 
dad ganze Grundſtück oder ventable Nealrecht, alle Beftanotheile 
eined Gutscomplexes, defgleichen alle zur Zeit der Eintragung 
des Hypothekarrechtes in die dffentlichen Bücher dabey befindli= 
chen Pertinenzftüke, von denen in den $$. 294 — 297 gehan— 
delt worden it. Wenn daher ein Gutscomplex in mehrere Theile 
zerftückt werden foll, fo ift fein Hypothekargläubiger fchuldig , 
fih mit feinee Hypothek auf einzelne Grundſtücke anweiſen zu 
laffen, fondern es müßte, wenn eine gütliche Ausgleichung nicht 
getroffen werden könnte, die ganze Forderung auf jedes einzelne 
Grundſtück übertragen werden. 

3) Auch der An- und Zuwachs der Sache, er mag durch 
die Natur, oder ducch die Handlung eined Menſchen entſtehen, 
worunter insbefondere die Verbefferungen der Sache, dergleichen 
die auf dem verpfändeten Grunde vom Gigenthumer errichteten 
Gebäude begriffen find, find dem Dypothefarrechte der eingetra= 
genen Gläubiger unterworfen. Dat ein Dritter darauf ein Ge— 
bäude errichtet, fo füllt das Gebäude entweder dem Eigenthü— 
mer des Grundes zu, oder cd erlangt der Bauführer das Recht, 
den Grund um den gemeinen Werth an fich zu löſen. Auf die 
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Rechte der eingetragenen Hypothekargläubiger hat der Umſtand, 
ob die Bauführung von Seite des Eigenthümers felbft, oder 
eines Dritten geichehen ift, keinen Einfluß. 

4) Das Pfandrecht erſtreckt fich auch auf alle Zugehörun— 
gen. Da aber eine bewegliche Sache fo lange nur ald Zugehör 
der unbeweglichen Sache zu betrachten ift, als fie mit felber in 
Verbindung fteht, fo hört auch das auf felbes dem Gläubi- 
ger gebührende Pfandrecht auf, wenn diefe VPertinenzftücfe vers 
außert, und fohin von der unbeweglichen Sache getrennt wer: 
ven. Es Fann daher auch dem Hnpothekargläubiger gegen den 
dritten Beſitzer beweglicher, vom Eigenthümer veraußerter 
Zugehödrungen Fein Anfpruch zugeftanden werden, theild, weil die 
Surrogate an die Stelle der vorigen Stücke treten, theild, weil 
es mit dem täglichen Verfehre und Betriebe aller Erwerbszweige 
ganz unvereinbar wäre. Diefes gilt von allen beweglidhen 
Zugehörungen, fie mögen durch dad Gefeg oder durch befondere 
Willenserklärung diefe Cigenfchaft erhalten haben, felbjt von 
den auf dem unbeweglichen Gute befeftigten, und deßwegen für 
unbeweglich geachteten Zugehörungen, wenn fie von der Sache 
gefrennt und dann veräußert wurden. — Man möchte denfen, 
daß die Erftrefung des Hypothekarrechtes auf bewegliche Zugehö— 
tungen fruchtlos fey, wenn der Gläubiger Fein Klagerecht gegen 
deren dritten Befiger hatz allein fie ift darum nicht ganz frucht= 
los, denn fie äußert ihre Wirkungen im Concurs und bey der 
Grecution im Verhältniß der Hypothefglaubiger zu andern Gläu: 
bigern, und es wird auch niemahls ganz an Objecten des Rech: 
tes mangeln, da nur folcye bewegliche Sachen für Zugehörun— 
gen erklärt find, welche mit der unbeweglichen Sache in weſent— 
licher Verbindung ftehen, und ed Faum denkbar ift, daß diefe 
von ſolchen Zugehörungen ganz entblößt werde '). 

5) Eine befondere Betrachtung fordert der Fall, wenn mit 
einem Haupfgute eines Andern Immobile oder Realtecht ald 
Beftandtheil derfelben vereiniget wird. Geſchieht es durch einen 
Tauſch, oder zum Erſatz eines anderen davon getrennten Stü— 


1) Siehe Gönners Commentar über das Hupothefengefeß 1. B-, ©. 359. 
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es, fo fommen die nachfolgenden Beſtimmungen in Anwendung. 
In andern Fallen haben die auf dem Hauptgute eingetragenen 
Gläubiger aus der phyfifchen Vereinigung noch Fein Recht auf 
da5 damit vereinigte Stück; fie erhalten es aber, wenn der 
Eigenthümer dad neu erworbene. Stud in dem Hypothekenbuche 
zu dem Hauptgute übertragen läßt. Iſt dad eine oder andere 
unbewegliche Gut, mit welchem die Vereinigung gefchehen foll, 
fchuldenfrey, fo waltet in Anfehung der Hypothefargläubiger ges 
gen die Vereinigung Fein Anftand ob, da fie in einem folchen 
Galle an Sicherheit nur gewinnen. Sind aber beyde Immobi— 
lien belaftet, fo würde durch eine ſolche Vereinigung eine Ver: 
wirrung in den Hypothekarrechten entftehen, die Fein Gläubiger 
fidy gefallen Iaffen kann. In einem folchen Falle müßte daher 
zwiſchen den beyderfeitigen Hypothekargläubigern eine billige Aus— 
gleichung getroffen werden, widrigens könnte die Einverleibung 
beyder Immobilien in einen Landtafelz oder Grundbuchskörper 
nicht Plaß greifen. 

6) Ein Tauſch von Grundftücen, bey welchen es fich bloß 
um Berichtigung freitiger Gränzen handelt, und um welchen 
ed dem Eigenthümer zur befferen Bewirthfchaftung feines Gutes 
zu thun ift, fcheint von den intabulirten Gläubigern nicht ver: 
meigert werden zu können, wenn der Werth der eingetaufchten 
Grundftüde dem der hintangegebenen gleich Fommt. Denn 
der Öläubiger hat Fein rechtliches Intereffe an der Andividualiz 
tät der mit einem Gute verbundenen Grundſtücke, fondern nur 
an dem Werthe derfelben. Wenn daher durch diefen Tauſch der 
Werth ded ganzen Gutscompleres nicht verringert wird, fo er: 
ſcheint das von dem Gläubiger erlangte Recht auf Sicherftellung 
nicht gefährdet, und e3 wäre traurig, wenn der Eigenthümer an 
der Verfügung mit feinem Gigenthume bloß durdy Chikane ge: 
hindert werden könnte. Es zweifelt doch gewiß Niemand daran, 
daß der Befiger eines Haufed oder anderen Gebäudes, worauf 
Schulden intabulirt find, in dem Haufe oder Gebäude Verän- 
derungen unternehmen Eönne, wenn nur der Werth des Haufes 
dadurch nicht verringert wird; — warum follte dem Eigenthümer 
eines Landgutes eine ähnliche Befugnig benommen werden? — 
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Auch im erfteren Falle hat der Pfandgläubiger ein Recht auf 
alle einzelnen Theile des Haufed, eben fo gut, wie der auf ein 
Landgut einverleibte Pfandgläubiger ein Recht auf jedes einzelne 
Grundſtück hat. — Bey bloßen Granzberichtigungen fcheint felbft 
eine Cinberufung der Gläubiger gar nicht nothwendig; denn 
diefe Gränzberichtigung feßt voraus, daß die Gränzen in den 
Dffentlichen Büchern nicht mit Genauigkeit bezeichnet find. Da 
aber der Gläubiger ein Pfandrecht auf eine unbewegliche Sache 
nur in fo weit erlangt, ald ihre Ausdehnung aus den öffentli— 
chen Büchern zu erfehen ift, fo ift Fein Zweifel, daß der Eigen— 
thümer das Necht habe, die in den öffentlichen Büchern zweifel: 
haft gelaffenen Gränzen durch eigene Macht genauer zu bezeich— 
nen und zu beftimmen. 

7) Die Früchte, die aud einer Sache entfpringen, find zwey— 
fach: Früchte im engeren Sinne des Wortes (natürliche Früchte) 
und Nußungen. Die erfteren find, fo lange fie von Grund nnd 
Boden nicht abgefondert werden, ald wahre Theile der Sache 
feloft anzufehen. Sind aber die Früchte vom Halme gefchnitten, 
die Bäume gefällt, die Trauben vom Stocke gelefen, die Fiſche 
aus dem Waller gezogen, die Jagdthiere gefangen und erlegt, 
fo haben fie, Theil der Sache zu feyn, aufgehört, und werden 
nur in fo weit mehr ald ein Theil der Sache felbft angefehen, 
als fie zur Forfegung des ordentlichen Wirthfchaftsbetriebes noth— 
wendig find. Auf gleiche Art find Renten nach der Verfallözeit, 
wenn fie zugleich ſchon eingehoben find, nicht mehr ald ein Theil 
des Nealrechtes zu betrachten; find fie noch nicht eingehoben, fo 
gleichen fie jenen natürlichen Früchten, welche zwar bereit zur 
Abfonderung reif, jedoch noch nicht von der Sache abgefondert 
worden find. Die Verfalldzeit bringt die rechtliche Möglichkeit 
herbey, die Theile der unbeweglichen Sache von diefer abzuſon— 
dern, und fie in bewegliches Vermögen zu verwandeln, aber 
die bloße MöglichFeit ift zur Wirklichkeit nicht genügend, fon: 
dern es muß noch der Act hinzutreten, der fie wirklich in be: 
megliches Gigenthbum verwandelt. — Diefe hier ausgefprochene 
Behauptung hat auch die Analogie des $. 3350 offenbar für fich. 
Daß ausftehende Renten noch zur Sache felbjt gehören, wird 
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in dem gegenwärtigen $. dadurch ausgedrückt, da es dafelbft 
heißt, daß ſich das Pfandrecht auch auf die Früchte, fo lange fie 
noch nicht abgefondert oder bezogen find, erſtrecke. Der Aus: 
druck „bezogen? bezieht fich hier offenbar auf die Civilfrüchte 
der Sache. — Dagegen feheint der $. keinen Unterfchied anzu: 
erkennen, ob die Nußungen bereit5 verfallen find oder nicht. 
Allein abgefehen davon, daß die Unalogie des $. 330 dagegen 
ift, Spricht auch offenbar der $. 4102 den von mir ange: 
führten Grundſatz, in Anwendung auf den fpeziellen Fall, aus, 
als die Nugungen in Beftandzinfen' beftehen; denn dort heißt 
es, daß fich der Beftandgeber zwar die Vorauszahlung des Be— 
ftandzinfes bedingen könne; hat aber der Beftandnehmer mehr 
als eine Sriftzahlung voraus geleiftet, fo könne er diefelbe nur 
in dem alle, daß fie in die öffentlichen Bücher eingetragen ift, 
den fpäter eingetragenen Gläubigern entgegen ſetzen; — woraus 
folgt, daß zum Nachtheile der intabulirten Gläubiger an den 
Beitandgeber Feine Vorauszahlung geleiftet werden könne, wel— 
cher gefeglichen Anordnung nur. die Anfiht zum Grunde liegen 
Fann, daß noch nicht verfallene Nußungen noch zur Sache ge: 
höten, auf welche den intabulirten Gläubigern dad Pfandrecht 
zufteher. 

8) Dad dem Gläubiger auf die noch nicht abgefonderten 
Früchte und nicht bezogenen Nutzungen zuftehende Pfandrecht 
hindert jedoch den Gigenthümer nicht, die Früchte, wenn fie reif 
find, abzufondern, und die verfallenen Nußungen einzuheben. 
Der Gläubiger muß, wenn er fein ihm auch auf die Früchte zus 
ftehended Pfandrecht realifiren, und dem Pfandfchuldner das 
Necht, mit den Nugungen der Sache zu disponiren, benehmen 
will, feine Forderung im ordentlichen Nechtöwege einElagen, dann 
den erwirkten Spruch oder Vergleich zur Intabulation bringen, 
und zugleich um Aufftellung des Sequefterd anfuchen, der die 
Früchte und Gefälle einzuheben hat. — Durch die von einem 
Släubiger bewirkte Sequeftration der Einkünfte einer Realität, 
fie möge im Grecutionswege oder ald Sicherſtellungsmittel er: 
wirft worden feyn, kann der fchuldigen Abführung der Intereſ— 
ſen von den auf die fequeftrirte Nealität bereits früher einver— 
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feibten Gapitalien nicht der mindefte Abbruch gefchehen, fondern 
fothane Intereffen find auch von dem Sequeſter, fo weit die 
Einkünfte des fequeftrirten Gutes zureichen, nach Ordnung der 
Priorität der Capitalien abzuführen, und Fann der Sequeſtra— 
tionswerber feine Nechte nur in fo weit geltend machen, ald 
von den Cinkünften des fequeftrirten Gutes, nach Abzug der 
Intereffen der auf felbem haftenden Capitalien, etwas erübri— 
get '). Iſt bereit von einem Gläubiger die Sequeftration des 
Gutes erwirft worden, und fucht noch ein anderer um diefel- 
be an, fo ann fie ihm zwar nicht verweigert, jedoch durch 
diefe fpätere Bewilligung der frühere Sequeftrationdwerber in 
feinem dießfalligen Befigrechte nicht beirret, und ihm, ohne 
feine Ginvernehmung und Beyſtimmung, Fein anderer Sequeſter 
aufgedrungen, oder die Perfon des Sequeſters abgeändert wer: 
den, fondern e3 hat fich in einem folchen Falle die dem fpäte: 
ren S©equeftrationswerber zu bewilligende Sequeftration dahin zu 
befchränfen, daß der bereitd beftellte Sequefter angewiefen werde, 
bey der Verwaltung des Gutes und Legung feiner Nechnung 
auch auf die weitere Sequeftration Bedacht zu nehmen. Da 
durch die Sequeftration die Tandtäflichen und geundbücherlichen 
Rechte der Gläubiger nicht beirret oder verändert werden, fo hat 
ſich übrigens jeder Sequefter in Hinficht der Verwendung der 
Ginfünfte des fequeftrirten Gutes nach Maßgabe des Hofdecre: 
tes vom 42. October 1790 zu benehmen °). 

9) Die oben Nr. 2 aufgeftellte Behaupfung, daß fich das 
Pfandrecht auf die ganze Sache, fammt Früchten und Zugehö— 
rungen erftrede, leidet jedoch die ganz natürliche Befchränfung , 
in fo weit dem Verpfänder über die Beftandtheile der Hauptfache 
und die Zugehörungen dad freye Verfügungsrecht äuftehet. Sind 
zur Zeit der Verpfandung mehrere Eigenthümer dee Sache, die 
verpfändet worden ift, vorhanden, fo kann ſich dad Pfandrecht 
nur auf den Antheil des Verpfänders beziehen. Gebührt Jeman— 
den ein Sruchtgenuß hierauf, und ift diefer Fruchtgenuß zugleich 





1) Hofdecret vom 12. Detober 1790; 5: ©. ©. Nr, 63, 
2) Hofdecret vom 6. May 1614; 3. G. ©. Wr. 1035, 
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in die öffentlichen Bücher eingetragen, fo kann ſich natürlich das 
Pfandrecht nicht auf die Früchte ausdehnen. Iſt aber diefer in den 
öffentlichen Büchern eingetragene Fruchtgenuß durch Ablauf der 
Zeit, oder den Tod des Nutznießers erlofchen, oder fonft dem 
Befiger der Sache angefallen, fo erftreckt fich die Hypothek, Kraft 
des Gefeßes, auch auf denfelben. Eben diefes ift der Fall, wenn 
die Früchte bereits verpfändet wären, wenn dem anderen Gläu— 
biger das Pfandrecht auf dad Gut ſelbſt eingeräumt worden ift. 
10) Wurden aber die Früchte fpäter verpfändet, ald dem 
anderen Gläubiger dad Pfandrecht auf die Subftanz des Gute 
eingeräumt worden ift, fo ift die fpätere Verpfändung nur auf die 
fhon abgefonderten und bezogenen Früchte gültig. Da indeffen 
die Früchte durch die Abfonderung und mirfliche Beziehung in 
bewegliche Sachen verwandelt werden, fo muß auch der Gläubi— 
ger, um dad Pfandrecht hierauf wirklich zu erwerben, fich diefe 
Früchte entweder Eörperlich oder fombolifch übergeben laffen. 


, 458, 


Rechte und Verbindlichkeiten des Pfandgläubigers: a) Bey Entdeckung 
eines unzureichenden Pfandes. 


Wenn der Werth eines Pfandes durch Verſchulden 
des Pfandgebers, oder wegen eines erſt offenbar 
gewordenen Mangels der Sache zur Bedeckung 
der Schuld nicht mehr zureichend befunden wird, 
fo ift ver Gläubiger berechtiget, von dem Pfand: 
geber ein anderes angemeffenes Pfand zu fordern, 

41) Die Rechte und Verbindlichkeiten ded Pfandgläubigers , 
die das Geſetzbuch im gegenwärtigen $. abzuhandeln beginnt, erz 
geben ſich, wie Herr Hofrath v. Zeiller bereit3 bemerkte, aus 
dem Zwecke des Pfanded, wodurch dem Gläubiger Sicherheit, 
und, wenn die Verbindlichkeit nicht erfüllt wird, die Zahlung 
verfchafft werden fol. Der Pfandgläubiger hat Rechte und Ver: 
bindlichkeiten vor der Verfallözeit der Forderung, und nach der: 
felben. Die erfteren werden in dem gegenwärtigen und nächft: 
folgenden zwey Paragraphen, die Übrigen in den IS. 461 — 

466 abgehandelt, 


494 [S. 458. ] 


2) Vor der Verfallszeit hat der Gläubiger dad Recht zu 
verlangen, daß ihm die Sicherheit, weldhe das Pfand ge: 
währen foll, nicht gemindert oder gar vereitelt werde. Sieht 
daher derfelbe, daß der Schuldner folche Handlungen unternimmt, 
welche den Werth der verpfündeten Sache dergeftalt zu vermin= 
dern drohen, daß ihm nicht mehr hinlängliche Sicherheit für feine 
Sorderung erübrige, fo Fann er verlangen, daß dem Befiger in 
feinen fchadlichen Verfügungen Einhalt gethan werde. — Zwar 
meldet hievon dad Geſetz ausdrüklich nichts, wie ed 3. B. das 
bayerische Hypothefengefeg $. 45 wortdeutlich verfügt. Allein 
ich glaube, daß diefes fchon in den allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
begriffen fey; denn der $. 1505 fagt: wer von feinem Rechte 
innerhalb derrehtlihen Schranfen Gebrauch mac, 
hat den für einen Anderen daraus entfpringenden Nachtheil nicht 
zu verantworten. Daraus folgt e contario, daß der Eigenthü— 
mer einer verpfändeten Sache auch nur folche in feinem Eigen: 
thumörechte fich gründende Verfügungen treffen könne, welde 
die Rechte der Pfandglaubiger auf Sicherftellung ihrer Forderung 
nicht verlegen. Durch folhe Handlungen, weldhe den Werth 
der Sache in dem bezeichneten Maße ($. 4374) zu verfchlims 
mern drohen, wird der Pfandberechtigte im Beſitze feines Rechtes 
auf Sicherftellung geftört, und Jedermann, der im Beſitze eines 
Rechtes geftört wird, hat dad Recht, die Unterfagung des Eins 
griffes zu fordern. 

3) Hat aber der Pfandgläubiger von diefem Rechte kei— 
nen Gebrauch gemacht, und wird der Werth des Pfandes durd) 
pofitive deteriorirende Handlungen des Pfandgebers, oder durch 
bloße Vernachläſſigung, &» DB. wenn er die Gebäude verfals 
len, die Aecker unangebaut laßt, oder durch was immer für 
ein Verſchulden deöfelben dergeftalt vermindert, daß es zur 
Bedeckung der Schuld nicht mehr hinreichend befunden wird, 
fo ift der Pfandgläubiger berechtiget, von dem Pfandgeber ein 
andered angemeffened Pfand zu fordern. Iſt der Schuldner 
nicht in der Lage, ein folhes Pfand geben zu Fönnen, fo 
fheint dem Gläubiger dad Necht zusufommen, feine Befriedi— 
gung noch vor der Verfalözeit zu fordern. Denn der Gläu— 
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biger ift in diefem Falle offenbar befugt, von feinem Schuldner, 
vorausgefeßt, daß er zugleich der Pfandgeber ift, die Sicherftel- 
lung feiner Sorderung zu fordern, welches entweder durd) Einräu— 
mung eines anderen Pfandes, oder dadurch gefihehen kann, da 
der Schuldner dem ©läubiger von feiner Forderung fo viel zu= 
rückbezahlt, daß der Werth des biöherigen Pfandes zur Sicherftel: 
lung hinreicht. Kann nun der Schuldner das Erftere nicht thun, 
fo müßte er ſich für jeden Fall zur Zurückbezahlung eines Theils 
feiner Forderung entfchliegen, weil Zedermann den durch fein 
Verſchulden einem Anderen zugefügten Schaden zu erfegen hat 
($. 1295). Der im vorliegenden alle verurfachte Schade aber 
befteht Tediglich in dem Mangel der Sicherftellung, und der Erfaß 
des Schadens daher darin, daß die geſetzmäßige Sicherheit wies 
der hergejtellt werde. — Nun ijt aber, nach $. 1415, der Gläu— 
biger nicht fehuldig, die Zahlung einer Schuldpoft theilweife an— 
zunehmen. Es muß daher in diefem Sale der Schuldner, auf 
Verlangen des Gläubigerd, feine ganze Schuld zurückbezahlen. 
Befist der Schuldner, außer dem bereits beftellten Pfande, beweg: 
liche Sachen, welche ald Pfand dienen können, und der Pfand: 
glaubiger will auf ein oder mehrere derfelden zur Ergänzung feiz 
ner Sicherheit greifen, fo muß er, wenn fich der Schuldner oder 
Pfandgeber überhaupt nicht freywillig zur Uebergabe eines Pfan— 
des herbeyläßt, mit einer ordentlichen Klage gegen ihn auftreten ; 
befist aber der Schuldner noc zur Sicherftellung geeignete un= 
bewegliche Sachen, fo Fann der Gläubiger ohne weiters fich hier— 
auf pränotiren laffen, welche Pränotirung er ebenfall3 mittelit 
einer ordentlichen Klage zu rechtfertigen hat. In der einen, wie 
in der anderen Klage hat er audzumweifen, daß der Werth des 
Pfandes durch Verfchulden des Pfandgeberd, und zwar in 
einem folchen Grade vermindert worden ift, daß es zur Bedeckung 
nicht mehr ald zuceichend angefehen werden kann. 

4) Iſt der Werth des Pfandes ohne Verſchulden des Pfand: 
gebers, fondern bloß durch einen Zufall vermindert worden, 3. B. 
dad verhypothecirte Haus wäre, durch den Blitz getroffen, abge— 
brannt, fo pflegen einige zu unterfcheiden, ob der Nechtötitel de3 
Släubigerd auf die Einräumung des Pfandrechtes auf eine be: 
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jtimmte Sache befchränft ſey oder nicht '). Im erfteren Falle 

gebühre dem Gläubiger Fein Recht auf eine weitere Sicherſtel— 

lung zu dringen, wohl aber im letzten Falle. — Nach meiner 

Meinung müffen folgende Falle unterfchieden werden. Hat der 

Schuldner oder der dritte Pfandgeber dem Gläubiger ausdrück— 

lich mehrere Hypotheken eingeräumt, letzterer hat fich aber mit 

einer begnüget, weil er fah, daß fie ihm hinreichende Sicherheit 
verfchaffe, fo kann natürlich dem Öläubiger das Necht nicht be= 
nommen werden, dad ihm auf die andere Sache eingeräumte 

Pandrecht, auf welches er, wie ich vorausfege, nicht ausdrück— 

lich Verzicht geleiftet hat, nun zu verwirklichen. Hat derfelbe 

aber nur alternative mehrere Pfandftüde eingeräumt, und daher 
dem Gläubiger Iediglich die Wahl derfelben überlaffen, fo kann 
feterer, wenn der Werth des fich felbjt gewählten Pfandes 
durch einen bloßen widrigen Zufall vermindert wird, keineswegs 
mehr die Uebergabe- eines andern Pfandes fordern. Hat der 

Schuldner, wie ed dfterd gefchieht, dem Gläubiger fein ganzes 

bewegliche und unbemwegliched Vermögen ald Pfand verfchries 

ben, fo fcheint eine folche Verfchreibung nicht dahin ausgedehnt 
werden zu können, daß der Gläubiger befugt feyn folle, feine 

Forderung auf alle Realitäten feines Schuldners intabuliren zu 

laffen, und allenfalls nebjt diefen noch die Mobilien als Sauft: 

pfand- zu fich zu nehmen, fondern es wird dadurch der Gläubi— 
ger nur berechtigt, von dem gefammten Vermögen feines Schuld: 
nerd diejenigen auszuwählen, welche ihm nach) Maßgabe des $. 

1574 zur Sicherftellung dienen follten. 
| 0. 459, 

b) Bon dem Berfalle der Forderung. 

Ohne Bewilligung des Pfandgebers darf der Gläu- 
biger das Pfandſtück nicht benützen; er muß es 
vielmehr genau bewahren, und, wenn es duch 
fein Verſchulden in Verluſt geräth, dafür haf- 

1) Siehe Gönners Commentar über das Hnpothefengefeß für das Königreich 


Bayern, 1. B., ©. 236. Diefes Gefek enthalt nahmlich j.13 eine dem gegen> 
wärtigen |. des d. G. B. ganz Ähnliche Beſtimmung. 
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ten, Geht es ohne fein Verſchulden verloren, 
fo verliert er deßwegen feine Forderung nicht, 
1) Aus dem Inhalte diefes $. ift erfichtlich, daß hier nur 
von.einem Dandpfande, nicht von einem Grundpfande, dad 
im Befige und Genuffe des Beſtellers gelaffen wird, die Rede 
ift. Der Zwe der Beftellung und Uebergabe des Handpfan- 
des iſt lediglich die Sicherftelung der Forderung des Gläubi- 
gerd, damit nähmlich Bid zur Werfallszeit mit der Sache kei— 
ne zum Nachtheile des Gläubigers gereichende Verfügung vor: 
genommen werden, und diefer nach derfelben die Befriedigung 
aus felber erlangen Fonne. Ein Recht der Benützung ift in die— 
ſem Zwecke nicht begriffen, vielmehr widerftreitet es demfelben, 
da durch die Benügung der Werth der Subſtanz leicht verrin- 
gert werden Fann. Dem Pfandgeber liegt vielmehr daran, daß 
das Pfand bis zur Verfallözeit fo viel wie möglich im unverän— 
dertem Zuſtande erhalten werde; daher bürdet auch das Gefeß 
dem Pfandgläubiger die Verbindlichkeit auf, dasfelbe genau zu 
‚bewahren, und fohin jene Pflichten zu beobachten, welche in 
dem Hauptftücde vom DVerwahrungsvertrage für den WVerwahrer 
vorgefchrieben find. 

.2) Der Gläubiger hat daher nicht nur allein Fein Recht, 
mit der Sache folche Handlungen vorzunehmen, wodurch felbe 
in einen fihlimmeren Zuftand verfegt werden kann, fondern er 
hat überdieß die Verpflichtung auf fich, diefelbe ald ein ihm an— 
vertrautes fremdes Gut vor jeder anderen, auch zufälligen, Be: 
ſchädigung forgfältig zu bewahren, und diefelbe, wenn er nad) 
der Berfalldzeit” feiner Forderung befriediget wird, dem Pfand: 
geber in eben dem Zuftande, in welchem fie ihm übergeben wor: 
den ift, mit allem Zuwachfe zurüczuftellen ($. 961). Wäre 
dem Gläubiger von dem Pfandgeber felbft ausdrücklich dad Recht 
der Benügung zugeftanden worden, fo Fönnte felbe nur in fo 
fern Pag greifen, als dadurch, wenn diefes Necht der Beni: 
gung zu einem beftimmten Preife in Geld angefchlagen würde, 
das gefeßliche Maß der Intereffen nicht überfchritten wird. — 
Wäre die Sache durch Verſchulden des Pfandgläubigerd zu 
Grunde gegangen oder in Verluſt gerathen, fo bat er den 

Nippel's Commentar TIL Th, 32 
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Werth zu erfeßen. Gin bloß zufälliger Schade trifft ſowohl den 
Eigenthümer des Pfandes, ald den Pfandberechtigten felbjt. Der 
erftere muß den Verluſt feines Eigenthumes büßen, der letztere 
Dagegen verliert fein Pfandrecht, und fohin die Sicherheit, die 
ihm das Pfand verfchaffte ($$. 1341 u. 1447). Das davon 
ganz verfchiedene, für fich beftehende (perfönliche) Recht der Kor: 
derung leidet dadurch Feine Veränderung. 

3) Der gegenwärtige $. fest nur für den Kal, ald das 
Pfandſtück ohne VBerfhulden des Gläubigers zu Grunde 
geht oder in Verluſt geräth, die Beftimmung feſt, daß deßwe— 
gen die Forderung des Gläubigers nicht verloren gehe. Daraus 
fönnte man verfucht werden, e contrario den Schluß zu ziehen, 
daß in dem Falle, ald durch Verſchulden des Gläubigers 
da5 Pfandſtück zu Grunde oder verloren geht, der Gläubiger 
auch fein perfünliches Forderungsrecht einbüße. — Allein diefed 
kann im Allgemeinen und ausnahmslos nicht behauptet werden. 
Der Gläubiger hat in diefem Falle Eeine andere Verpflichtung, 
ald den Schadenerfaß zu leiften. Größtentheils wird der Sal ein= 
treten, daß der Werth des Pfandes fich höher als die Forderung 
beläuft, und in diefem Falle wird die Korderung des Gläubigers 
durch die größere Gegenforderung des Pfandgeberd abforbiret, 
und ift der Gläubiger, anftatt an den Schuloner — als Pfand: 
geber — eine Forderung ftellen zu Fönnen, vielmehr zur Darauf: 
zahlung verpflichtet. — Wenn aber der Werth des Pfandftüdes 
nicht fo viel als die Forderung des Gläubiger betragen follte, 
fo müßte der Schuldner allerdingd die Zahlung an den Gläubi— 
ger leıften, und hätte dabey nur das Recht, den Werth des 
Pfandſtückes in Abzug zu bringen. 


J. 460. 


Hat der Gläubiger das Pfand weiter verpfändet, 
fo haftet er felbit für einen folchen Zufall, wo: 
durch das Pfand bey ihm nicht zu Grunde ge— 
gangen oder verfchlimmert worden wäre. 

Da dad Gefeß, oben F. 454, den Gläubiger ausdrücklich 
zur Afterverpfandung berechtiget, fo wäre er in der Negel für 
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den Schaden, der von dem Afterpfandinhaber dem Pfandftücke 
zugefügt würde, um fo weniger für einen zufälligen Schaden ver: 
antwortlich ($. 1305). — Allein da5 Gefeß wollte dem Gläubi— 
ger das Recht der Afterverpfandung nur in fo weit ertheilen, als 
es mit dem Rechte des Pfandgebers, der das Pfand Tediglich 
zur Sicherftellung feiner Schuld dem Gläubiger übergibt, und 
einen andern Bortheil des legteren dabey nicht besielet, verein: 
barlich ift. — Der urfprüngliche Pfandgeber fol daher, nad) der 
Abficht des Geſetzgebers, keinen Nachtheil leiden, deffen Grund in 
der Afterverpfändung liegt, und welcher nicht erfolgt wäre, 
wenn diefe Afterverpfäandung nicht vor fich gegangen wäre. 

ſ. 461, 


ce) Nach dem DVerfalle der Forderung. 


Wird der Pfandgläubiger nach Verlauf der bes 
ſtimmten Zeit nicht befriediget, fo ift er befugt, 
die Feilbiethung des Pfandes gerichtlich zu ver- 
langen, Das Gericht hat dabey nach Borfchrift 
der Gerihtsordnung zu verfahren, 

4) Der Zweck des Pfandrechtes iſt nicht nur auf Sicher: 
ftellung der Forderung überhaupt, fondern auch dahin gerichtet, 
daß dem Gläubiger nach der Verfalldzeit Mittel zu Gebothe ftes 
ben, die NRealifirung feiner Forderung zu bewirken. — Dabey 
foll aber dem Schuldner, oder überhaupt dem Pfandeigenthümer, 
Fein, größerer Nachtheil widerfahren, als nothwendig ift, um dem 
Gläubiger dad zu verfchaffen, wad ihm gebühret. Diefed wird 
aber der Regel nach durch die dffentliche Seilbiethung des Pfand: 
ſtückes erzielet. 

2) In Anſehung der Verfahrungsweiſe hierbey verweiſet 
das Geſetz auf die Vorſchriften der Gerichtsoͤrdnung. — Bey 
Auseinanderſetzung dieſer geſetzlichen Vorſchriften muß vorerſt 
unterſchieden werden, ob das Pfand in einer beweglichen oder 
unbeweglichen Sache beſtehe. — Zuerſt ſoll die Verfahrungs— 
weiſe bey unbeweglichen Sachen angegeben werden. 

3) Das Pfandrecht ſetzt voraus, daß die Forderung bereits 
den dffentlichen Büchern einverleibt fey (F. 454). Iſt dieſe 

A | 32." 
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Ginverleibung durch den Willen ded Pfandeigenthümers zu Stan: 
de gefommen, fo muß der Gläubiger vorerft eine Klage zur Li— 
quidirung feiner Forderung bey der competenten Behötde überrei- 
chen, und ein Urtheil oder gerichtlichen Vergleich erwirfen. Auf 
den Grund des Urtheiles oder gerichtlichen Vergleiche ſchreitet er 
fodann um Ertheilung des gerichtlichen Pfandrechtes ein, und es 
wird in deffen Folge dann der Urtheilsfpruch oder Vergleich neuer: 
dings der Landtafel, dem Stadt: oder Grundbuche einverleibt. — 
Nach gefchehener Ginverleibung und dadurd wirklich erlangtem 
gerichtlichen Pfandrechte hat der Gläubiger die Schägung 
bey dem Nichter, unter welchem die Landtafel, oder dad Stadt: 
und Grundbuch fteht, anzufuchen, welcher fie auch, na) Maß: 
gabe des fiebenzehnten Gapitel3 der a. ©. D., vornehmen zu laf- 
fen hat. — Binnen dreyßig Tagen nach der zu erheben gewe— 
fenen Schägung (welche von der Kanzley darauf anzumerken 
ift) ift die Feilbiethung anzufuchen, widrigend deffen der Gläu— 
biger fchuldig wäre, dad Gut um die Schägung zu übernehmen, 
und der Pfandeigenthümer, es ihm dafür zu überlaffen. Hat 
der Gläubiger und Uebernehmer des Gute fodann den Kauf: 
ſchilling oder Schägungsbetrag richtig geftellt, fo wird ihm das 
Gut eingeantwortet. Wird aber die Feilbiethung binnen dies 
ſes gefeglichen Zermines von dreyßig Tagen angefucht, fo wird 
diefe fogleich bewilliget, dazu drey Termine, jeder von dreyßig 
Tagen, mit auddrüdlicher Benennung des Tages, der Stunde 
und des Ortes angefeget und der Beyſatz gemacht werden, daß, 
wenn dad Gut weder bey dem erften, noch bey dem zwey— 
ten Termin, um den Gchäßungsbetrag oder darüber an den 
Mann gebracht werden könnte, ed bey dem driffen auch unter 
der Schätzung verkauft werden würde. — Bey der Feilbiethung 
größerer Landgüter wird dem Ermeffen de3 Richters überloffen, 
ob er den erften Termin auch bis auf neunzig Tage anberaumen 
wolle; ben allen übrigen wird ihm aber freygeftelft, die Zriften 
um etliche Tage früher oder fpater zu beftimmen, nur foll die 
für alle drey auögemeffene Zeit niemahl5 merklich überfchritten 
soerden. In den Zeilbiethungdedicten foll deutlich ausgedruckt 
werden: a) die DBedingniffe, unter welchen das Gut verfauft 
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werden wird; b) daß der Meiftbiethende die auf dem Gute haf- 
tenden Schulden, in fo weit fich der zu biethende Preis erftres 
ken wird, übernehmen müffe, wenn die Gläubiger ihr Geld 
vor der allenfalls vorgefehenen Auffündigung nicht annehmen 
wollten. — Die Zeilbiethungsedicte find längſtens drey Tage, 
nachdem die Zeilbiethung verwilliget worden ift, nad) der jeden 
Ortes hergebrachten Gewohnheit Fund zu machen. Die Schä— 
kung des Gutes, die darauf haftenden DBefchwerden, und die 
Bedingniffe, unter welchen e3 verkauft werden wird, fol der 
Nichter in feiner Kanzley bereit halten, und den Kaufluftigen die 
Einfiht, wie auch Abfchrift davon zu nehmen, geftatten. — Die 
Derfteigerung felbft Toll auf dem Lande in Gegenwart wenig: 
ftend einer Gerichtöperfon und eines Schreibers, in Städten und 
Märkten aber wenigftens zweyer Gerichtöperfonen und eines 
Schreiberd vorgenominen werden. — Meldeten fi) bey einem 
oder dem anderen Termine Feine Kaufluftigen, fo ift es ledig: 
lich auf dem Edicte anzumerken und die Kundmachung zu wie 
derhohlen. Meldeten fi) aber ein oder mehrere Kaufluftige , 
fo ift ihnen vorläufig die Schäßung des Gutes, die allenfalls 
darauf haftenden Befchwerden, die Bedingniffe, unter welchen 
es verkauft wird, deutlich anzuzeigen, fodann mit der Verſteige— 
gerung der Anfang zu machen. — Wenn ein Anboth gemacht, 
und mit dem Mehrbiethen inne gehalten wird, fol der höchſte 
Anboth zum erften Miahle öfterd auögerufen, und ob Niemand 
mehr geben wolle, gefragt; auf weitered Stillfihweigen zum 
zweyten Mahle gleichfalls öfters wiederhohlet, und fo oft 
Jemand mehr gebothen hat, und mit dem Mebhrbiethen inne ges 
halten wird, von Neuem angefangen werden. Wenn ein oder 
mehrere Kaufluftige während der Verſteigerung eine Friſt zur 
Veberlegung begehrten, foll ihnen folche auf ungefähr eine Vier— 
telftunde gewähret werden, doch üfterd nicht, als ein Mahl. — 
Wenn der höchfte Anboth zum zweyten Mahle ausgerufen 
worden ift, und Niemand mehr biethen will, foll diefer Anboth 
noch durch fünf Minuten ausgerufen und gefragt werden, ob 
Niemand mehr geben wolle? Wenn auch damahls Fein höherer 
Anbotha geſchieht, fol die Verfteigerung mit dem Worte „zum 
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dritten Diahle” gefchloffen, und dad Gut dem Mieijtbiethens 
den gelaffen werden, wenn er auch der einzige Kaufluftige gewe— 
fen wäre, und auch nichts über die Schäßung gebothen hätte, 

4) Ben beweglichen Sachen ift in Betreff der Schägung, 
Einantwortung, Feilbiethung und VBerfteigerung der gepfändeten 
fahrenden Güter eben jened zu beobachten, was in Betreff der 
Viegenden Güter verordnet iftz nur follen die Feilbiethungsfriften 
Vediglich von vierzehn zu vierzehn Tagen feyn. Deßgleichen ift 
der Nichter nicht fchuldig, weder den höchften Anboth durch fünf 
Minuten audrufen zu laffen, noch den Kaufluftigen eine Be— 
denkzeit auf eine Viertelftunde zu geftatten, fondern er iſt be= 
fugt, diefe beyden letzten Sriften nach feinem Grmeffen zu vers 
Fürzen, wenn die Sache, welche verfteigert wird, von einem 
gar großen Werthe ift ). — Aber zweifelhaft ift ed, ob der 
Öläubiger hier auch fo, wie es bey unbeweglichen Gütern vor= 
gefchrieben ift, feine Forderung früher ordentlich liquidiren, und 
die gerichtliche Pfändung derfelben anfuchen müffe? — Ich un: 
terfcheide, ob dad Handpfand in Händen des Gläubigerd, oder 
in den ded Schuldners fi) befinde, dem es 3. B. von 
dem Öläubiger mit dem Vorbehalte feines Pfandrechtes zurück 
geftellt worden if. — Am letzteren Falle muß der Gläubiger 
allerdings eine ordentliche Liquidirungsflage überreichen, und 
dad gerichtliche Pfandrecht auf die Sache erwirfen, weil diefe 
nicht via facti dem Inhaber wider feinen Willen entzogen wer— 
den, fondern diefes nur in fo weit gefchehen kann, als die 
Bedingniffe der Crecutiondführung vorhanden find. Befin— 
det fi) das Handpfand aber in den Händen des Gläubiger: 
felbft, fo fcheint e8 mir nicht nöthig, daß diefer vorerft feine 
Sorderung im ordentlichen Nechtöwege erweife und die Ginräus 
mung des gerichtlichen Pfandrechted erwirfe, fondern er kann, 
nach meiner Ueberzeugung, fogleich nach dem Verfalle der Forde— 
tung um die gerichtliche Schäßung feines Pfandes, und dann 
um die Zeilbiethung derfelben anfuchen. Diefe Meinung, wel— 


1) 4. ©. 2. $, 397, u. Sal. ©. O. $. 252. 
Ba 
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che vielleicht einen großen Theil der Practiker gegen ſich hat, 
begründe ich mit Solgendem: 

Der gegenwärtige $. geftattet dem Gläubiger ganz unbe: 
dingt, nad) der Verfallszeit die Feilbiethung ded Pfandes zu 
verlangen; und es ift aus den Worten dieſes $. gewiß nicht 
zu entnehmen, daß das Recht, die Feilbiethung des Pfandes zu 
verlangen, durch den weiteren Umftand bedingt fey, ob bereits _ 
ein rechtöfräftiges Urtheil vorliege oder nicht. Auch fagt das 
Geſetz nirgends, daß zu. dem bereit außergerichtlich eingeräum— 
ten Pfandrechte auch noch vorerjt ein gerichtliche hinzu treten 
müffe. Der gegenwärtige $. fagt nur fo viel, daß fich das 
Gericht bey Vornahme der Feilbiethung nach den Borfchriften 
der Gerichtsordnung halten müſſe. — Der Pfandgeber hat durch 
die Uebergabe des Pfandjtückes den Gläubiger in die Lage ges 
fegt, über dad Pfandſtück verfügen zu können; überfchreitet er 
dabey die Gränzen feines Rechtes, fo ift er dafür verantwort— 
lich. — Wollte man aus Beforgniß, daß auf diefe Art und 
Meife der Gläubiger auch fihon vor der Verfallszeit die Feil— 
biethung erwirken, oder fich einen größeren Betrag, ald um wels 
chen die Sache verpfändet ijt, zueignen könnte, den Öläubiger 
früher zum Ausweife feiner Forderung verhalten, fo müßte man 
aus gleichem Grunde denjenigen, welcher eine Sache eigenthüm— 
ih an fich gebracht hat, und der in Folge diefes ihm außerge— 
richtlich eingeräumten Eigenthumsrechtes die Feilbietbung diefer 
Sache anfucht, zur Liquidirung feined Eigenthumsrechtes verhal« 
ten, weil auch dadfelbe von dem Befiger unwahr vorgegeben 
werden kann. — Die für unbeweglihe Sachen geltende Vor: 
ſchrift, zu Folge welcher derjenige, welcher eine Hypothek ver: 
außern laffen will, vorerjt feine Forderung liquidiren und das 
erecutive Pfandrecht erwirken muß, bat ihren Grund in der 
Gigenthümlichkeit der Verpfändungsweiſe unbeweglicher Guter, 
welche bloß durch die Eintragung in das Bffentlibe Buch, und 
nicht durch phyſiſche Uebergabe des Grundſtückes geſchieht. — 
Der Hypothekargläubiger iſt noch ſo, wie der gemeine Pfand— 
gläubiger, in die Lage geſetzt, mit dem Pfandſtücke zu verfügen; 
darum muß auch das Veräußerungsrecht des erſteren auf meh— 
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rere Borfichten gebauet feyn. — Der $. 240 des zweyten Theils 

des gallizifchen Geſetzbuches ſagt: „Wird der Pfandgläubiger 

nach Verlauf der beftimmten Zeit nicht befriedigt, fo ift er bes 
fugt, den Schuldner gerichtlich zu belangen, und auf die Zeil: 
biethung des Pfandes anzutragen.” Der Ausdruck „gerichte 
lich belangen” Fonnte für die gegentheilige Meinung dab 
Wort führen; aber er ift in dem gegenwärtigen Gefeßbuche, wie 
e3 fcheint, abfichtlich Hinweggelaffen worden. Der Pfandgläubi— 
ger fcheint daher das Necht zu haben, gleich nach der Verfall: 
zeit um die Schägung des Pfandftüced anzufuchenz diefe muß 
votausgehen, weil fie bey der Feilbiethung zur Grundlage gelegt 
werden muß, und weil die ©erichtöordnung vorfchreibt, daß 
drey Feilbiethungstermine mit dem Benfügen in dem Edicte ans 
gelegt werden müffen, daß, wenn die Sache weder bey dem er: 
ften, .noch zweyten Xermine um den Schätzungswerth an 

Mann gebracht werden Fünnte, fie bey dem dritten auch unter 

dem Schäßungswerthe verkauft werden würde. Zur Schätzung 

muß aber auch der Pfandeigenthümer vorgeladen werden. 

5) Cine Ausnahme von der gegenwärtigen Vorfchrift, daß 
die Ausübung des Pfandrechtes in der Feilbiethung des Pfandes 
beftehe, macht der Fall, wenn der Gläubiger dad Pfandrecht 
auf die Früchte eined unbeweglichen Gutes erwirft hat. Denn 
in diefem Sale wird ein Sequefter zur Einhebung diefer Früchte 
oder Gefälle aufgejtellt, der die fequefirirte Sache als ein guter 
Haudvater zu beforgen, und darüber jährliche Rechnung zu les 
gen hat '). 

J. 462, 

Bor der Feilbiethung des Gutes ift jedem darauf 
eingetragenen Pfandgläubiger die Einlöfung der 
Forderung, wegen welcher die Feilbiethung an: 
gefucht worden, zu geftatten, 

4) Die gerechte Abficht des Pfandgläubigerd, auf die Zeile 
biethung zu dringen, Fann, wie Here Hofrath v. Zeiller bemerk— 


1) AUg. ©. D. 99. 296 und 297. 
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te, nur feyn, daß er feine volle Befriedigung erlange. Coe 
bald ihm daher diefe von dem Schuldner felbft, eder von einem 
Anderen geleiftet wird (SS. 1422 u. 1423), hat er Fein Recht 
mehr, auf der Feilbiethung zu beftehen. Wenn nun aber das 
Necht des Gläubigers, die Feilbiethung zu verlangen, aufhört, 
wenn er feine Befriedigung erhält, und es gleichgültig ift, von 
wen er fie erhalte, fo ſcheint es fonderbar, daß das Geſetz hier 
dad Ginlöfungsrecht der Forderung ausdrücklich nur den einges 
tragenen Pfandgläubigern einräumet. — Diefes läßt fich nur auf 
folgende Art erklären. Es hat nähmlich nicht nur der Pfand— 
"gläubiger, fondern auch der Pfandfchuldner das Necht, die Feil— 
biethung des Pfandes zu begehren ($. 324 der ©. D.) Daher 
Fann eine bereitd angeordnete Feilbiethung, wider Willen des 
Schuldners, der Regel nach nicht aufgehoben werden. — Wird 
daher von einem Dritten die Einlöſung der Forderung angebos 
then, fo gefchieht diefe Anbiethung entweder mit Ginwilligung 
des Schuldners, oder ohne diefelbe. — Im erfteren Falle muß 
der Oläubiger die Zahlung annehmen, und er hat daher 
Fein Recht mehr, auf die Feilbiethung zu dringen; der 
Schuldner hat aber eben dadurch, daß er einen Dritten für 
ſich bezahlen laßt, deutlich erkläret, daß er die Feilbiethung des 
Gutes nicht wünfche. Gefchieht aber das Anerbiethen von Sei: 
‚te des Dritten ohne Einftimmung des Schuldners, fo wird die 
Zahlung entweder von dem Gläubiger angenommen oder nicht. 
Im erfteren Falle kann freylich derfelbe nicht weiter auf die 
Zeilbiethung dringen, aber ed kann dem Schuldner felbft daran 
Liegen, daß fie vor fich gehe. Will aber der Gläubiger die 
Zahlung von dem Dritten nicht annehmen, fo kann er auch 
dazu nicht gezwungen ($. 4423), und fein Recht, die Feilz 
biethung des Pfandes zu verlangen, Kann ihm daher in diefem 
Falle von einem Dritten durch die Bereitwilligkeit , die Zahlung 
zu leiften, nicht genommen werden. Anders verhält fih aber 
die Sache, wenn ein Mitgläubiger, dem mit dem nähnlichen 
Pfande Sicherheit verfchafft worden ift, die Einlöſung der For: 
derung anbiethet. — Diefer Fann ein eigenes Antereffe daran ha= 
ben, daß die Feilbiethung wenigftend derzeit noch nicht vor fich 
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gehe, weil er 3. DB. hofft, daß man dad Pfand zu einer andern 
Zeit und unter anderen Verhältniffen um einen höheren Preis, ald 
gegenwärtig, werde veräußern, folglich auch er feine volle Befrie— 
digung werde erlangen können, die er gegenwärtig, als ein fpas 
terer Pfandgläubiger, nicht zu erlangen vermöchte. Diefem raus 
met nun das Gefeß hier das Recht ein, die Forderung, felbft 
wider Willen ded Schuldners und des die Grecution führenden 
Nfandgläubigers, einzulöfen, und dadurd) auch die Feilbiethung 
aufheben zu machen. Daß diefer Unterfchied zwifchen den Rech: 
ten des Vfandgläubigerd und denen eines Dritten, in Bezug 
auf dad Ginlofungdrecht der Forderung, wirklich Statt finde, 
wird auch deutlich in dem $. 1423 dadurch bezeichnet, daß es 
dafekbft Heißt: einem Gläubiger Fünne, ohne Einwilligung des 
Schuldners die Zahlung von einem Dritten in der Regel nicht 
aufgedrungen werden; folglidy gibt ed von diefem aufgeftellten 
Sate auch Ausnahmen, und ald eine ſolche Ausnahme wird 
durch die ausdrudliche Citation des gegenwärtigen $. eben der 
Fall bezeichnet, wenn die Bezahlung von einem Pfandgläu— 
biger felbjt angebothen wird. 

2) Der gegenwärtige $. geftaftet die Ginlöfung der Forde— 
rung nur vor der Feilbiethung. Iſt die Feilbiethung einmahl 
eröffnet, nähmlic) da5 Pfand um den Schägungswerth ausge— 
rufen worden, fo ift da5 VBerfprechen, diefelbe dem fich melden 
den Kaufluftigen um den Schäßungspreis oder daruber, unter 
der Bedingung, dag Niemand mehr biethe, zu überlaffen, bereits 
gefchehen , und von diefem Verſprechen kann nicht mehr einfeis 
tig abgegangen werden. Noch weniger Fann aber die Feilbie— 
thung wieder aufgehoben werden, wenn bereits ein ge: 
ſchehen ift. 

3) Um auf einer Seite die Pfandglaubiger defto ficherer in 
Stand zu feßen, von dem Ginlöfungsrechte Gebrauch zu machen, 
und auf der anderen Seite, um ihre Aufmerkfamkeit dahin zu 
richten, daß fie bey der Feilbiefhung feldjt mit licitiren und 
dadurch einen höheren Preis erzielen können, ift angeordnet, 
dag ſämmtliche in dem dffentlichen Buche eingetragenen Gläubi— 
ger entweder ſelbſt, oder duch ihre bekannten Vertreter und 
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Bevollmächtigten von diefen Feilbiethungsterminen zu verftandi= 
gen fenen, und in dem Falle, als fie unbefannt wären, fur fie 
ein Gurator aufgeftellet, diefes in einem befonderen oder dem 
Seilbiethungdedicte felbft Fundgemacht, und diefer Curator fohin 
vpn der Feilbiethung verftandigt werden folle '). 

4) Der gegenwärtige S. fiheint von Feilbiethung unbeweg: 
Ticher oder diefen gleich gehaltener Sachen zu reden. Es ge: 
fchieht jedoch nicht felten, daß bewegliche Pfandſtücke feilgebothen 
werden, auf welche mehreren Perfonen ein Pfandrecht zujtehet, 
und es fragt fich daher, ob auch diefen ein folches Einlöſungs— 
recht gebühre? — Diefer $. ſchließt die auf eine beweg— 
lihe Sache ein Pfandrecht erlangt habenden Gläubiger hie: 
von nicht ausdrüdlich aus; auch ift die Textirung nicht von der 
Art, daß man daraus fehließen müßte, der Gefeßgeber habe die- 
ſes Einlöfungdrecht ausdrücklich nur auf die Hypothekargläubiger 
einfchränfen wollen. Gr bedient fich zwar folcher Ausdrücke, 
die mehr auf unbewegliche Sachen paffen; fie Fünnen aber auch 
auf bewegliche angewendet werden. „Denn unter dem Ausdrucke 
Gut” wird nicht gerade immer eine unbewegliche Sache ver: 
fianden; auch redet das Gefeß von Feiner Gintragunng in das 
Öffentlihe Buch. Es Fann daher unter jener Gintragung 
auch eine folche verftanden werden, welche in den Fällen, wo 
mehrere Erecutiondführungen auf die nähmlichen Sachen vor: 
Fommen, in dem Pfändungsprotocolle zu gefchehen pflegt. — 
Daß die Vorfchrift des gegenwärtigen $. fich nicht gerade auf 
die Feilbiethung unbeweglicher Pfandftücke befchranft, gehet auc) 
aus der Vergleichung mit dem Geſetzbuche für Weitgallizien her: 
vor. — Der gegenwärtige $. lautet beynahe wörtlich fo, wie der 
$. 241 des vorerwahnten Gefegbuches zweyter Theil. Daß aber 
diefe Vorfchrift fich nicht auf unbewegliche Pfandſtücke beichränfe, 
zeigt der darauf folgende $. 242, der ganz deutlich, zum Unter: 
fhiede ded im $. 241 in der allgemeinen Bedeutung. vorkom— 
menden Ausdrudes „Pfandgläubiger,? fi) des Wortes 


4) Patent vom 2. April 1732; Hofdecrete vom 13, Derember 1733, vom 3. July 
1799 ab, dann 20. July 4518. 
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„Hypothekargläubiger“ bedient. Da übrigens auch bey 
bemweglichen Pfandſtücken ein gleicher Grund vorhanden it, fo 
glaube ich die oben geftellte Frage mit ja beantworten zu müffen, 


J. 463, 
Schuldner haben Fein Recht, bey Verfteigerung eis. 
ner von ihnen verpfändeten Sache mitzubiethen. 

1) 5 Grund diefer gefeglichen Anordnung gibt Here 
Hofrath v. Zeiller in feinem Kommentare an, daß wider den 
Echuldner, weil er die Schuld nicht bezahlt und hierdurch die 
geilbiethung nicht abgewendet hat, die gegründete Vermuthung 
entjtehe, daß er feinen Anboth nicht erfüllen könne, folglicy da: 
durch die Feilbiethung nur verzögern oder vereiteln würde. 

2) Das Gefeg redet hier übrigens nur von dem Schuld= 
ner, und nicht vom Pfandeigenthümer, welcher eine von jenem 
verfchiedene Perfon feyn kann. Der legtere ift nicht verpflichtet, 
die Schuld aus feinem Vermögen überhaupf zu bezahlen, fondern 
bat nur zu gejtatten, daß der Pfandglaubiger ſich aus der Sa— 
che ſelbſt feine Befriedigung hohle. Man kann daher auch daraus, 
daß der Pfandeigenthümer die Schuld nicht aus ſeinem übrigen 
Vermögen bezahlt, nicht gleich die Vermuthung ſchöpfen, daß 
er feinen Anboth nicht erfüllen Eönne. — Iſt die verpfändete 
Sache mit darauf haftenden Schulden über ihren Werth bebür— 
det, fo Fann auch dem vermöglichen Eigenthumer derfelben dar— 
an liegen, feine dingliche Verbindlichkeit in eine adäquate Per: 
fonalfchuld umzuwandeln, was nur dadurch gefihehen fann, daß 
er es zur DVerängerung kommen läpt, und bey der Verſtei— 
gerung felbft den höchften Anboth macht. 


$. 464 
Wird der Schuldbetrag aus dem Pfande nicht gez 
löſet, fo erfegt dev Schuldner das Fehlende; ihm 
fällt aber auch das zu, was über den Schuldbe: 
trag gelöfet wird, 
Am Ende der Zeilbiethung zeigt fih, wie Herr Hofrath 
v. Zeilfer bemerkt, ob der für dad Pfand gelväte Kaufpreis den 
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Betrag der Schuld, welcher durch die Feilbiethung erwirft wor: 
den ift (verfteht fi) mit Nuckfichtnahme auf die früher intabu— 
lirten Schulden), vollftandig ausgleiche, überfteige, oder gerin: 
ger ausfalle. Im erften Falle ift die Schuld mit eben der Wir: 
Fung getilgt, ald wenn die Zahlung von dem Schuldner unmit- 
telbar felbft geleiftet worden wäre ($. 4423); im zweyten ift 
aber der Schuldner berechtigt, den Ueberreft zu fordern (in fo 
fern derfelbe nicht zur Zahlung nachfolgender Gläubiger zu ver: 
wenden ift); im dritten dagegen, weil das Pfand nur zur Si: 
cherheit, nicht an Zahlungöftatt gegeben wird, ift er verpflichtet, 
den überfteigenden Schuldbetrag aus feinem übrigen Vermögen 
zu entrichten. Aus diefen gefeglichen Anordnungen zeiget fich zus 
gleich, daß der Gefegeber in den SS. 465 — 465 unter dem 

Schuldner lediglich den Perfonalverpflichteten verftehe, denn 

der bloße Hypothekarſchuldner ift zu diefer Zahlung der Natur 

der Sache nach nicht verpflichtet (F. 443). 

. 465. 

Sn wie fern ein Pfandgläubiger fi) an fein Pfand 
zu halten ſchuldig, oder auf ein anderes Ver— 
mögen feines Schuldners zu greifen berechtiget 
fey, beftimmt die Gerichtsordnung, 

Nach der gegenwärtig bejtehenden Gericht3ordnung ijt der 
Gläubiger auf dad ihm zu feiner Sicherftellung eingeräumte 
Pfand nicht befchränft, fondern er Fann auch andere Güter feis 
nes Schuldners in Execution ziehen. — Jedoch follte, nach der 
Abſicht des Gefeßgeberd, einer allenfälligen anderen Verfügung 
der Gerichtöordnung nicht vorgegriffen werden. — 

d. 466. 

Hat der Schuldner während der Berpfandungszeit 
das Eigenthum der verpfändeten Sache auf ei: 
nen Andern übertragen, To ſteht dem Gläubi- 
ger frey, erft fein perfünliches Necht gegen den 
Schuldner, und dann feine volle Befriedigung 
an der verpfandeten Sache zu fuchen, 


510 LS. 466. ] 

4) Durch die von dem Schuldner gefchehene Einräumung 
eines Pfandrechtes gefchieht nur eine Befeftigung, aber Feine Um— 
änderung feiner früheren Verbindlichkeit ($. 1343). Es wird alfo 
dadurch auch an den bis dahin beftandenen perfönlichen Rechts: 
verhältniffen des Schuldnerd und Gläubigerd nicht3 geändert. — 
Cine natürliche Folge diefer Bemerkung ift, daß, wenn der Schuld: 
ner das Eigenthum der verhypothecirten Sache auf was immer 
für eine Urt verliert, feine perfönlichen Verbindlichkeiten gegen 
den Gläubiger immer noch fortbeftehen. Darum Fann auch der 
Gläubiger, wie Here Hofrathb v. Zeillee bemerfte, wenn das 
Pfand verloren oder zu Grunde gegangen ijt, noch immer fein 
perfonliched Recht wider den Schuldner verfolgen ($. 459); und 
daher ſteht es auch in der Willkühr des erfteren, für den Fall, 
al der Schuldner das Eigenthum der verpfändeten Sache auf 
einen Anderen übertragen hat, fich entweder gleich mitteljt der 
Hypothekarklage an den neuen Eigenthümer der Hypothek zu 
halten, oder vorerft feinen Verfonalfchuldner zu belangen, und 
nur für den Fall, al3 er von diefem feine volle Befriedigung 
nicht erlangen follte, fi) in Betreff des Ueberrefted aus der Hy: 
pothek fich zahlhaft zu machen. — Da übrigens der Schuldner 
von feiner Verbindlichkeit fo lange nicht befreyt wird, als felbe 
nicht auf eine in dem dritten Hauptſtücke des dritten Theiles 
bezeichnete Art erlifcht, fo fteht dem Gläubiger unzweifelhaft 
auch umgekehrt dad Recht zu, im Falle er aus der Hypothek 
nicht ganz befriedigt werden Fonnte, feine volle Befriedigung an‘ 
dem übrigen Vermögen des Schuldners zu fuchen. 

2) Es find zwar einige Practifer der Meinung, daß der 
Gläubiger den Hypothekarbeſitzer nicht unmittelbar mit einer 
Klage angehen Eönne, fondern vorerft den Perfonalfchuldner Elas | 
gen müffe. Diefer Meinung ift auch Herr Profeffor Franz Fiz | 
fiher zu Prag, der in feinem Handbuche der dilatorifchen Cinz 
wendungen ') ©. 173 ed als einen Mißgriff erklärt, wenn der 
Gläubiger an der Stelle feines Schuldners den dermahligen Bez | 
figer der verpfändeten Sache klagt, und die Behauptung auf 


4) Wien 1325 bey 5: ©. Ritter yon Möste fe, Witwe. 
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ftellt , daß ihn der Pfandeigenthumer auf die Ordnung, vermöge 
welcher der Schuldner zu Elagen ift, weifen könne, wenn er 
einwendet, daß er mit dem Kläger nicht contrahiret, fi) ihm 
als Schuldner nicht verpflichtet, diefer alfo gegen ihn gar fein 
Klagereht habe, — Richtig ift e5 zwar, daß der Gläubiger 
dad Necht nicht habe, den Eigenthümer des Pfandes unbedingt 
um die Zahlung zu belangen, fondern der Gläubiger in der 
Hypothekarklage feine Bitte dahin befchränfen müffe, daß der 
Eigenthümer fchuldig fey, zu geftatten, daß die verpfändete Sa— 
che gerichtlich feilgebothen, und er, Gläubiger, aus dem eingehen: 
den Kauffchillinge feine Befriedigung erhalte. — Denn nur die— 
feö Recht jteht, nach $, 447, dem Gläubiger gegen den Pfandins 
haber, als folchen, zu. — Würde der Gläubiger in feiner gegen 
‚den Pfandinhaber angeftrengten Klage fein Begehren dahin nicht 
befchranfen,, fondern dasfelbe unbedingt auf Zahlung ftellen, fo 
hätte der Tetere allerdings das Recht, ihm die Einwendung ent— 
gegen zu fegen, daß er ſich ald Schuldner nicht verpflichtet ha= 
be, folglicy) dem Gläubiger auch das Klagerecht nicht zuftehe, 
deſſen er fich bedienet hat. Diefe Einwendung wäre aber feine 
dilatorifche, fondern eine peremtorifchez indem felbjt in dem 
alle, ald der Gläubiger früher den Perfonalfchuldner belangte , 
und ein Urtheil auf Zahlung erwirkte, der Befiger des Pfandes 
dem Gläubiger zu nichts mehrerem verpflichtet ware, alö zu ge: 
ftatten, daß dad Pfand feilgehothen, und der eingehende Kauf: 
ſchilling zur Zahlung verwendet werde; eine Verbindlichkeit, die 
er zu leiten hat, ohne daß eine frühere Einklagung des Schulds 
ners vorauögehen müßte. — Die Behauptung, daß der Ölaus 
biger befugt fey, den Pfandinhaber mit einer Klage anzugeben, 
ohne daß er möthig habe, vorerjt den Hauptfchuldner zu belan: 
gen, ſcheint mie Elar durch die Worte des gegenwärtigen $. 
felbjt begründet, welche dahin lauten, daß es dem Gläubiger 
frey ftehe, erjt fein perfonliches Necht gegen den Schuldner, 
amd dann feine volle Befriedigung an der verpfändeten Sache zu 
ſuchen. Der Ausdruck: „dem Gläubiger ftehe frey“ fiheint 
hier entfcheidend zu feyn; denn wäre die zweyte Anficht die richt 
tige, dann ſtünde ed ja dem Gläubiger nicht mehr frey, fein 
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perfönliches Recht gegen den Schuldner auszuführen, fondern er 
wäre genpthiget, um zur Zahlung zu gelangen, feine For— 
derung an den Schuldner zu ftellen. — Freylich fucht Herr 
Profeſſor Fifcher diefer Gefegesftelle die Deutung zu geben, daß 
es dem Gläubiger frey ftehe, zuerft aus anderen, dem Schuldner 
noch angehörigen Gütern feine Befriedigung zu fuchen, und dann, 
wenn diefe dazu nicht hinreichen, auf das ihm verpfandete Gut 
zu greifen. — Wäre nun diefe Behauptung richtig, fo wäre es 
ja durch diefe Vorfchrift des bürgerlichen Gefegbuches entſchie— 
den, daß der Pfandgläubiger nicht fchuldig fey, fih an fein 
Pfand zu halten, ſondern, daß er auch auf andere Güter des 
Schuldners greifen könne, ohne Unterfchied, ob dad Pfand zu 
feiner Befriedigung hinreichend fey oder nicht. Diefen Punct 
wollte aber der höchite Gefekgeber durch das allgemeine bürger— 
Yiche Geſetzbuch nicht entfcheiven, fondern lieg die Entfcheidung 
derfelben der Gerichtöordnung über ($. 465). Auch würde der= 
felbe in diefem Falle den gegenwärtigen $. gewiß auf folgende 
Weiſe tertirt haben: „Hat der Schuldner wahrend der Ver: 
pfändungszeit dad Eigenthum der verpfandeten Sache auf einen 
Anderen übertragen, fo fteht dem Gläubiger frey, erft feine 
Befriedigung an den Gütern des Schuldnerd, und dann erft 
feine volle Befriedigung an der verpfandeten Sache zu fus 
cher;” er fagt aber vielmehr, daß dem Gläubiger frey ftehe, 
fein perfönliches Necht gegen den Schuldner zu fuchen. Unter 


dem Ausdeude „fein Recht fuchen,” Fann aber nichtd Anderes 


als die Anftrengung der Klage verftanden werden, und fohin ift 
ed eben fo viel, als ob der Gefeggeber gefagt hätte, es ftehe 
dem Gläubiger frey, erft den Schuldner zu Flagen, und dann 


erft ꝛc. 2c. Wielleicht wendet man mir dagegen ein, daß der 


Ausdrud „volle Befriedigung” immer voraus feße, daß der 
Slaubiger zum Theile ſchon befriediget worden fey, welches doch 
nur aud den Gütern des Schuldners geſchehen konnte; — daß 
fohin unter den Ausdrude „Recht ſuchen,“ nicht nur die Ans 


ftrengung der Klage, fondern auch die Erecutionsführung auf die ' 


Güter ded Schuldnerd‘ verftanden werden müffe; allein für's 
Erfte frage ih, ob denn nicht der Sal gedenfbar fey, daß der 
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Schuldner fihon dur) das Erkenntniß felbft, welches ihn zur 
Zahlung verpflichtet, bewogen werden könne, feinen Gläubiger 
ganz oder theilweife zu befriedigen, ohne es auf die wirkliche 
Erecution ankommen zu lalfen; ferner feßt der Gefeßgeber 
ganz natürlich voraus, daß, wenn der Gläubiger einmahl vor: 
zieht, den Schuldner ftatt dem Pfandinhaber zu belangen, er 
fid) mit dem Erfenntnijfe der Zahlungspflichtigfeit nicht begnü— 
gen, fondern auch die Erecution auf fein Vermögen führen 
werde, weil er fonft eine neue Klage gegen den Hypothekbefißer 
einreichen müßte, folglich ſich felbft zwedlofe, mit Koften ver: 
bundene Umtriebe bereiten würde. — Ueberdieß fagt der $. 928, 
daß Schulden und Rückſtände, welche auf der Sache haften, 
ſtets vertreten werden müſſen. Diefe Anordnung des Geſetzes 
fest offenbar voraus, daß der Pfandinhaber wegen der Schuld: 
forderung, wofür die Sache verpfändet ift, unmittelbar von dem 
Gläubiger belangt werden könne, weil fonft wohl von Feiner 
Uebernahme der Vertretung die Rede ſeyn Eönnte. 

3) Die aufgeftellte Behauptung, daß gegen den Pfandin- 
haber feine eigentliche Klage auf Zahlung angeftrengt werden 
könne, leidet felbjt in dem Kalle Feine Ausnahme, wenn der 
Schuldner bey Webertragung des Eigenthums dem Uebernehmer 
die darauf haftenden Schulden ausdrücklich zur Zahlung ange: 
wiefen hätte. — Denn durcy den zwifchen dem Webergeber und 
Vebernehmer gefchloffenen Vertrag werden nur zwifchen diefen 
beyden Kontrahenten perſönliche Rechte und WBerbindlichkeiten 
gegründet, von denen in der Negel ein Dritter feinen Gebrauch 
machen kann. — Andeffen kann der Gläubiger in diefem Falle 
‚leicht zu einem perfonlichen Klagerecht gegen den Pfandinhaber 
gelangen, wenn er von dem Lebergeber, als feinem Schuldner, 
die Abtretung des Klagerechtes erwirft, dad diefer gegen den 
Mebernehmer durch den gefchloffenen Vertrag auf die Befriedi— 
gung der Pfandgläubiger erworben hat, da diefe Befriedigung 
hier die Stelle der Kauffibillingsbezahlung vertritt ; oder wenn 
‚er. von dem Webergeber, als feinem Schuldner, eine Anweifung 
erwirkt, daß er fich der Zahlung wegen an den Vfandinhaber 
halten folle oder Fünne. Denn der zwifchen dem Uebergeber 

Nippel's Conmmentar TIL, Th. 35 
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und Uebernehmer abgefchloffene Vertrag, die auf der verkauften. 
Sache haftenden Schulden auf Abfchlag ded Kauffchillings zur 
Zahlung zu übernehmen, ift nichts anders, ald eine unvollftäns 
dige Anweifung (Aſſignation), welche zwifchen denjenigen Thei— 
len wirffam ift, die mit einander einverftanden find ($$. 1400 
— 14402). Nun wird bey Grläuterung des $. 1402 gezeigt 
werden, daß durch eine folche Anweifung der Affignatar das 
Recht erlange, den Affignaten um die Zahlung belangen zu 
können; — jedoch muß diefe Anweifung fchriftlich feyn, weil 
der Aſſignat nur einer vorgezeigten fehriftlichen Anweifung Glau— 
ben beyzumeffen verpflichtet werden Fann. — Auch kann e5 ges 
ſchehen, daß der Gläubiger dad Necht feines Schuldners, wel— 
ches er gegen den Pfandinhaber ald Vebernehmer hat, im Exe— 
cutionswege ſich einantworten laffe. — Selbft in dem Falle, als 
die Uebernahme der auf der Sache haftenden Pfandfchulden dem 
Vebernehmer nicht ausdrücklich zur Pflicht gemacht worden wäre, 
fann für den Gläubiger ein perfünliches Recht gegen den Pfand— 
inhaber dadurch gegründet werden, dag der Schuldner feinen 
Gläubiger anweifet, fich mit feiner Forderung an den Pfandin- 
haber zu halten; denn der Schuldner thut in diefem Falle nicht 
anderes, ald daß er feinem Gläubiger den ihm von dem Pfandin= 
haber fchuldigen Kauffchilling pro parte concurrente abtritt, — 
und eben fo Fann auch der Gläubiger ſich die Kaufſchillingsforde— 
tung ded Schuldners an Zahlungsftatt im Erecutionswege einants 
worten lafjen. Dieſes verfteht fich jedoch alles nur für den Fall, 
al5 der noc) fchuldige Kauffchillingsreft zue Bezahlung des ange- 
wiefenen Gläubigers hinreicht '). 

4) Cine weitere fi) bey dieſem $. ergebende ftreitige 
Nechtöfrage ift: ob der Gläubiger in dem Zalle, als er fich zuerſt 
an den Schuldner gewendet, und ein bereits rechtöfraftiged Ur— 
theil gegen ihn erwirft hat, fogleich mittelft diefes Urtheils die 
GSrecution auf die verpfändete, nun in dem Cigenthume eines 
Dritten befindliche Sache führen Fünne, oder ob der Gläu— 





4) Man Iefe die bey dem $. 443 eitirte Abhandlung des E. k. Herrn Rathes und 
Profeffors Schufter in Prag. 
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biger auch in diefem Falle genöthiget fey, gegen den Pfandin- 
haber eine neuerliche Klage einzureichen? — Daß in dem Kalle, 
wenn dad gegen den Schuldner erwirkte Urtheil bereit5 im Exe— 
cutionswege infabulirt worden ift, ehe diefer feine in Grecution 
gezogene Realität an einen Dritten veräußert "hat, der Gläu— 
biger die Grecutiondführung fortfegen könne, ohne nöthig zu 
haben, fein Pfandrecht mitteljt einer neuerlichen Hypothekar— 
Elage gegen den gegenwärtigen Befiger auszuführen, fcheint nicht 
zweifelhaft, da der Gläubiger fein Erecutiondrecht auf die Sa— 
che bereitö begründet hat, und der Uebernehmer der Realität 
dieſelbe mit allen darauf haftenden Laften übernimmt "). Ueber: 
dieß fagt der $. 323 der a. ©. D., daß nach (im Executions— 
wege) gefchehener Einverleibung des Urtheiles der Kläger befugt 
fey, die Schätzung anzufuchen, ohne dabey zu unterfcheiden, 
ob das liegende Gut inzwifchen an einen Dritten veräußert 
wurde oder nicht. Dagegen glaube ich, daß wenn die Veräu— 
Berung an den neuen Befiger, und deſſen Anfchreibung noch 
früher vor fich gegangen ift, al5 dad Grfenntnig im Erecus: 
tiondwege intabulirt wurde, der Gläubiger da5 gegen feinen Per: 
fonalfchuldner erwirkte Erkenntniß auf die inzwifchen in die Hände 
ded Dritten gefommene Realität im Erecutionswege nicht intabu= 
liren laſſen könne, fondern eine neue Hypothelarflage gegen die— 
fen einreichen müffe. — Denn der $. 322 fest offenbar voraus, 
daß das liegende Gut, auf welches der Kläger die Erecution füh— 
ven will, ein Eigenthum deöjenigen fey, gegen welchen der 
Spruch gefchöpft, oder mit dem der Vergleich abgefchloffen wor: 
den ift. Diefed ergibt fich aus dem $. 311, welcher fagt: daf, 
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1) Bergleiche die Verordnung des F. FE. inatländifchen Guberniumg vom 12., und 
des F. P. venerianifhen Guberniums vom 16. Juny Gofkanzleydecret vom 
23. May 1827), zufolge welcher der kak. lombardiſch-venetiganiſche Senat der 
oberften Zuftisftelle, im Einverftändniffe mit der F. iR Geſetzgebungs-Hofcom— 
miſſion und mit der F. F.. oberſten Juſtizſtelle in Wien, folgende Erklärung zu 
erfaffen befunden hat: »Der Bofiger einer In Erecution verfallenen undeweg— 
lihen Sache kann diefelbe während der Dauer der Ereceution allerdings vers 
außern, aber der Gläubiger Fann, ungeachtet diefer Beraußerung, feine Ere> 
eutionsfihritte über die verhypotbecirte Sache in der Art verfolgen, als wäre 
fie nicht veräußert worden.” (Wagn. Zeitſch. 1827, VILL. Heft, ©: 317)- 
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wenn der Beklagte fchuldig ift, dem Kläger eine Summe Geldes 
zu zahlen, diefer in feinem Ereeutiondgefuche jene Güter des Bes 
Elagten nahmhaft zu machen habe, woraus er feine Befriedigung 
zu erhohlen Willens ift. — Daraus gehet nach meiner Anſicht 
Elar hervor, daß nur jene Güter in Erecution gezogen werden 
können, welche demjenigen angehören, gegen den der Spruch lau= 
tet, oder mit dem der Vergleich errichtet worden ift. — Gegen 
diefe Unficht wird hauptfächlicy eingewendet, daß, wenn diefe rich- 
tig wäre, es gefchehen könnte, daß der Kläger nie zum Ziele ge= 
lange, wenn fie nahmlich immer, bevor derfelbe die Einverleibung 
des Urtheiled oder Vergleiches im Erecutionswege bewirken Fann, 
wieder an einen Dritten veräußert würde. — Allein einerfeitd 
müßte es der Gefeßgebung überlaffen werden, gegen dergleichen 
unangenehme Folgen Borfehung zu treffen, wenn fie ed nicht fchon 
gethan hat; andererfeitö glaube ich, daß die Gerichtsordnung ge= 
gen folche Umtriebe hinlängliche Sicherheitämittel an die Hand ge= 
be. — Stellt nähmlich der Kläger gegen den Befiger einer Rea— 
litat die hupothefarifche Klage an, fo fegt diefelbe ihrer Natur 
nad) eine vollfommenen Glauben verdienende Urkunde voraus, auf 
die fih feine Forderung gründet. Es muß daher, nad) $. 298 der 
G. D., auf Eurze Zeit eine Tagfagung angeordnet werden. — 
Daß Geflagter die Realität gerade während diefer Eurzen Zeitfrift 
wieder veräußern werde, ift kaum zu erwarten. Wird nun die Tag: 
fagung angeordnet, fo gefteht entweder der Geklaͤgte feine Schul: 
digkeit, zu geftatten, daß der Kläger feine Befriedigung aus der 
hypothecirten Sache erhohle, ein, oder nicht. — Im erften Falle 
wird das Urtheil von dem Richter fogleich über Eingeſtändniß des 
Geklaͤgten gefchöpft, und uber dasfelbe kann ohnehin, da eine 
Appellation hier nicht zu erwarten ift, nach vierzehn Tagen die 
ereentive Intabulation des Urtheils angefucht werden. — Diefes 
ift auch der Fall, wenn der Geklagte Einwendungen beybringt, 
worüber fogleich der Endfpruch erfolgen kann; bringt er aber 
folhe Ginwendungen ben, worüber der Endſpruch nicht fogleich 
gefchöft werden Fann, fo ift ihm inziwifchen Die Grecution bis 
zur Sicherftellung zu ertheilen. — Die Sicherftellung befteht 
aber bier gerade darin, daß dem Kläger das angefprochene 
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Recht, die Zahlung der fihuldigen ‚Summe aus der Hypothek zu 
hohlen, in der Zwifchenzeit nicht vereitelt werden Fünne. — Auf 
welche Art und Weife der Geflagte diefe Sicherftellung Teiften 
wolle, hangt von feiner Auswahl ab; aber daß er mwirflich eine 
folhe Sicherftellung Teifte, legt ihm der $. 298 der G. D. auf. 
Eine ſolche Sicherftellung kann nun- entweder in der Hinterle— 
gung der fihuldigen Summe Geldes, oder in Ausftellung eines 
Neverfes, die Sache bis zum Ausgange ded Streites nicht zu 
veräußern u. f. w., gefchehen, und wenn die Partenen über die 
Art der Sicherftellung nicht ubereinfommen, darüber wird der 
Richter entfcheiden. — Wird ein Urtheil gefchöpft, fo Fann das— 
felbe auch vor erlangter Rechtskraft pränotivet werden, und die 
Rechtfertigung diefer Pränotirung gefchieht dann durch die Execu— 
tionsflage *). Diefe Pranotirung ift fohin eine proviforifche , 
oder bedingte executive Intabulation, welche durch die Rechtöfraft 
des Artheil dann in eine unbedingte übergeht. — — Daher 
fcheint dann in diefem Kalle die Execution auch von dem in der 
Zwifchenzeit nachgefolgten Befiger des hypothezirten Gutes fortge: 
fest werden zu können. — Durch ein Fluges und verftändiges 
Benehmen des Elagenden Gläubiger wird fich alfo auch dieſe 
ohnehin nicht Feicht zu befürchtende Folge vermeiden laſſen. 


J. 467. 


Erlöſchung des Pfandrechtes. 


Wenn die verpfändete Sache zerftört wird; wenn 
ſich der Gläubiger feines Nechtes darauf geſetz— 
mäßig begibt; oder, wenn er fie dem Schuld— 
ner ohne Borbehalt zurückſtellt, fo erliſcht zwar 
das Pfandrecht, aber die Schuldforderung be: 
ſteht noch, 


4) Die Erlöfchungsarten des Pfandrechtes ergeben fich, wie 
Herr Hofrath v. Zeiller in feinem Gommentare bemerkt, aus 
der Betrachtung, daß es ein dem Gläubiger zur Sicherheit fei: 


1) Decret der galliziſchen Hofkanzley vom 23. December 4798; 3. ©. ©. Nr. sus. 
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ner gültigen Forderung verwilligtes, auf einer beftimmten Sa— 
che haftendes Necht ift. Diefes Necht erlifcht alfo, mie alle auf 
eine einzelne Sache gerichteten Nechte, a) durch den Untergang 
derfelben ($. 1447), oder durch eine folche Veränderung, vermöge 
welcher fie Fein Gegenftand der Befriedigung oder Sicherftellung 
mehr fenn Fann, wie wenn fie in Verluſt gerathen, oder durc) 
Verboth dem Verfehre entzogen worden ift ($. 448). DBey un 
beweglichen Sachen ereignet fich ein folcher Untergang gewöhn— 
lich durch Brand, Demolirung im Kriege, Ueberfhwernmung 
u. ſ. w. Gefchieht die Demolirung zum allgemeinen Beſten, 
in welchem alle dem Eigenthümer Schadloöhaltung geleiftet 
wird ($. 365), fo haftet ohne Zweifel dad Pfandrecht auf dem 
dafür zur Teiftenden Entfchädigungsbetrage. Nach dem Untergan: 
ge eines Theiles dauert es auf dem übrig gebliebenen Theile, 
3. B. nach Abbrennung oder Demolirung eines Gebäudes, auf 
der Area, fort. Wird die zu Grunde gegangene unbewegliche 
Sache wieder hergeftellt, dad abgebrannte oder demolirte Ge— 
bäude wieder aufgebaut, fo lebt auch die Hypothek wieder auf. 
Denn einerfeitö bleiben in folchen Fällen die untergegangenen 
Objecte in dem dffentlihen Buche ftehen, anderfeitd orönet der 
$. 457 an, daß dad Pfandrecht fich auch auf das Zugehör des 
Pfandes erſtrecket. Da nun das Pfandrecht noch immer auf der 
Urea haftet, und nach $. 297 alles dasjenige, wos auf Grund 
und Boden in der Abficht aufgeführt wird, daß es ftet5 darauf 
bleiben folle, ein Zugehör diefes Grunde: und Bodens ausmacht, 
fo Fann an der Richtigkeit diefer Behauptung nicht gezweifelt 
werden. — Aus diefer Bemerkung geht zugleich hervor, daß 
eine bloße Umwandlung der Form, fo wichtig fie auch feyn 
mag, an den darauf haftenden Hypotheken Feine Veränderung 
hervorbringe. — Ob bey Abbrennung eines Gebäudes die Hypo— 
thefargläubiger berechtiget fenen, fich an dad dafür aud der Brand: 
verficherungdgefellfchaft zu empfangende Geld zu halten, wird aus 
den allerhöchit genehmigten Statuten derfelben zu. beurtbeilen 
feyn. Sollte diefe hierüber Feine ausdrüdliche Norm enthalten, 
fo fcheint e5 darauf anzufommen, ob nad) denfelben der Eigen: 
thümer zur Herftellung feines Gebaudes verpflichtet fey oder 
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nicht. Im erfteren Falle liegt e3 in der Natur der Sache, daß 
die Hypothekargläubiger aus diefem Gelde ihre Befriedigung 
nicht fuchen Eönnen, was auch für fie nicht Eränfend feyn Fann, 
da nach der obigen Bemerkung ihr Hypothekarrecht auf das neu 
aufzuführende Gebäude übergeht; dagegen fcheint im letzten Falle 
dieſes Necht den Gläubigern zugefprocyen werden zu müffen. 
In wie fern durch die Trennung einzelner Theile vom Haupt: 
gute das Pfandrecht in Anfehung der getrennten Theile erlifcht 
oder nicht, wird bey Erklärung des $. 847 vorfommen. 

2) Dad Pfandrecht erlifcht D), wenn der Gläubiger, zu 
deffen Gunften es beftellt worden, darauf Verzicht leiſtet. Da 
man, nad) $. 863, feinen Willen nicht nur ausdrüdlich durch 
Morte und allgemein angenommene Zeichen, fondern auch ſtill— 
fhweigend durch folche Handlungen erklären Fann, welche, 
mit Ueberlegung aller Umftände, Eeinen vernünftigen Grund, date 
an zu zweifeln, übrig laffen, fo Fann Fein Zweifel obwalten, 
daß eine folche Verzichtleiftung auch ftillfihweigend gefcheben 
fünne. As ein folcher ftillfehweigender Verzicht wird hier vom 
Geſetze befonderd der Umftand erklärt, wenn der Inhaber eines 
Handpfandes dadfelbe, ohne Vorbehalt des weiteren Pfandrechtes 
oder der Zurucftellung, dem Schuldner aushandiget. Das rö— 
mifche Necht rechnet unter die ftillfehweigenden Entfagungen auch 
den Fall, wenn der Gläubiger in die Veräußerung der Sache 
ohne Vorbehalt feines Pfandrechtes einwilligt. Was nun die 
beweglichen Sachen anbelangt, fo wird mit der Bewilligung der 
Beraußerung auch gewöhnlich die Zurückſtellung des Pfandes ver: 
bunden feyn, wo aber diefed nicht der Falk ift, wie, wenn 3. B. 
der Pfandgläubiger dad Pfand mit dem Vorbehalte feines fand: 
rechted dem Schuldner bereitd eingehändigt, und dann fpäter erft 
die Bewilligung zur Veräußerung ertheilet hätte, fo dürfte dieſes 
auch nach dfterreichifchem Nechte als eine ftillfehweigende Verzicht: 
zichtleiftung um fo mehr anzufehen feyn, als bey einer außer 
gerichtlichen Veräußerung das Pfandrecht nicht eo ipso auf den 
gelöften Kauffchilling übergeben kann. Dagegen liegt es in der 
Natur der Sache, daß die Bewilligung zur Veräußerung einer 
Hypothek, welche dem Eigenthümer derfelben ohnehin jederzeit 
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frey jteht, als eine ſolche ftilffehweigende Verzichtleiftung nicht 
angefehen werden Fönne. Y 
3) Die Entfagung muß geſetzmäßig feyn, d. i. der 
‚ Gläubiger muß berechtiget ſeyn, fich feines Rechtes zu begeben. 
E5 muß daher dem Gläubiger nicht nur allein die freye Ber: 
waltung feines Vermögens zuftehen, fondern es darf auch durch 
die Gntfagung nicht das Recht eined Dritten verlegt werden. 
Diefes wäre 3. B. der Fall, wenn auf der intabulirten Pot 
©uperfäße hafteten. Es kann fich ereignen, daß dem Gläubi: 
ger wegen einer und der nähmlichen Forderung mehrere einzelne 
Gegenftände als Pfand übergeben werden, und es fragt fich 
daher, ob in diefem Falle derfelbe dem Pfandrechte auf eine 
diefer mehreren Sachen, unbefchadet des Pfandrechtes auf die 
übrigen, gültig entfagen könne? Cind feine Gläubiger vorhan— 
den, die fpäter auf die nähmlichen Sachen ein Pfandrecht er— 
wirft haben, oder haben diefe mit einem fpäteren Pfandrechte 
verfehenen Gläubiger dad Pfandrecht gleichfalls auf diefe Gegen— 
ftände zufammen genommen erlangt, oder Feijtet der Gläubiger 
gerade in Bezug auf diefenige Sache auf das Pfandrecht Vers 
sicht, worauf die nachfolgenden Gläubiger das Pfandrecht ers 
langt haben, und ift eine und die nähmliche Perfon Eigenthüs 
mer aller. Pfandſtücke, dann hat die Sache Feine Schwierigkeit , 
weil in diefen Fallen durch die WVerzichtleiftung keinem Gläubi— 
ger ein Nachtheil zugehet, der Eigenthümer der Pfandſtücke fich 
aber um fo weniger befchwert finden fann, wenn eine aus den 
verpfändeten Sachen von der darauf haftenden Lajt frey ges 
macht wird. — Ganz anders verhält fich aber die Sache, wenn 
ein anderer Gläubiger nad) der Hand auf eines diefer Pfand: 
ſtücke, welches in der Berzichtleiftung des erfteren Gläubigers 
nicht begriffen ift, ein ſpäteres Pfandrecht erlangt hat, oder die 
verfchiedenen Pfandſtücke auch verfchiedene Cigenthlimer erhalten 
haben. Geben wir 5. B. den Fall, Semand habe feine in ges 
tiihtliher Verwahrung befindliche Uhr, Dofe und Ning, wovon 
jedes diefer Stücke 100 fl. werth ift, für 200 fl. dem Sempro— 
nius verpfändet, und fpäter habe er dem Cajus wegen einer 
Forderung von 100 fl. dad Pfandrecht auf den Ning einge: 
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raumt. — Leijtet Sempronius nun rücfichtlich der Dofe auf fein 
Pfandrecht Verzicht, fo werden die Uhr und der Ring gerade hin— 
reichen, um feine eigene Forderung zu befriedigen, und der Cajus 
wird dadurch alle Sicherheit verlieren. — Es ſcheint nun nicht, 
daß Demand durch Verzichtleiftung auf einen Theil des ihm zur 
Sicherheit gegebenen Pfandes die Sicherheit des anderen Gläu— 
bigerd eigenmächtig gefährden könne. — Dder nehmen wir an, 
der Eigenthümer der Pfandftücke habe den Ning an Cajus vers 
kauft. Leiftet nun Sempronius rückfichtlich der Dofe auf fein 
Pfandrecht Verzicht, fo ſchadet diefes offenbar dem nunmehrigen 
Gigenthümer des Ringes. Was ift nun hier Rechtens? — Das 
Pfandrecht, ald untheilbares Necht, haftet mit ganzer Summe 
auf jedem einzelnen Pfandſtücke; da eben diefe Pfandftüde ins- 
gefammt nur für eine und diefelbe Korderung haften, fo kann 
bey denfelben dad Rechtöverhältniß einer paffiven Correalität ein= 
treten, und dann muß das, was von diefer gilt, auch bier zur 
Anwendung fommen; denn fobald mehrere in solidum oder zur 
ungetheilten Hand wegen einer Forderung haften und belangt 
werden können, ift ed in der Rechtöfphäre gleichgültig, ob jene 
Solidarhaftung aus einem perfönlichen, oder aud einem 
dinglichen Verhaltniffe entfpringt, ob es auf Perfonen oder 
Sachen fich bezieht. Die Wirkungen der paffiven Correalität bes 
ftehen nun, nach öfterreichifchem Nechte, in Fofgendem: 1) Jeder 
Correus haftet für dad Ganze. Es hängt dann von dem Gläu— 
biger ab, ob er von allen, oder von einigen Mitfchuldnern das 
Ganze, oder nach von ihm gewählten Antheilen, oder ob er es 
von einem Cinzigen fordern wolle. Wird er von dem einen 
oder anderen Mitfchuldner nur zum Iheile befriedigt, fo kann 
er dad Rückſtändige von den Übrigen fordern ($. 891). 2) Hat 
ein Mitfcehuldner die ganze Schuld bezahlt, fo darf der Gläubiger 
von den übrigen Mitfchuldnern. nichts mehr fordern (N. 893). 
3) Unter den Mitfchuldnern bleibt jener, der dad Ganze, oder 
mehr als feinen Antheil bezahlt hat, berechtigt, von Allen den 
verhältnißmäßigen Erfaß pro rata debiti zu verlangen. Die er: 
haltene Befreyung eines Mitverpflichteten kann den Übrigen ben 
der Forderung des Erſatzes nicht nachtheilig fen (896). 
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Was nun bey der beftehenden Gorrealität zwifchen den Per. 
fonalfıhuldnern Rechtens ift, muß ed auch in Hinficht der Pfand: 
fehuldner feyn, und man kann die zwilchen ihnen beftehende 
Sorrealität die correalitas realis benennen. — Daraus ergibt fich 
a) daß der Pfandgläubiger berechtiget fey, aus jedem Pfand: 
ftücfe fich zahlhaft zu machen, und wenn er aus demfelben nicht 
feine ganze Befriedigung erhalten könnte, er das Rückſtändige 
aus den übrigen Pfandftüden hohlen könne; b) daß, wenn er 
aus einem Pfandftucfe feine Befriedigung erhalten hat, ‚er Fein 
Necht mehr auf die übrigen Pfandftüce habe; c) daß aber aud) 
der Pfandfchuldner, der dad Ganze aus feiner Sache berichtiget 
hat, von den übrigen Pfandfchuldnern verlangen Eonne, daß fie 
geftatten, fi den verhaltnißmäßigen Erfaß aus ihren ver 
pfändeten Sachen zu verfchaffen, und daß eine Verzichtleiftung 
des Gläubigerd auf fein Pfandrecht, Hinfichtlich einzelner Pfand: 
ftude, den übrigen Pfandfchuldnern in Anfehung diefes Erfaßes 
nicht nachtheilig feyn könne. Die Verzichtleiftung des Gläubi— 
gerd auf fein Pfandrecht kann alfo den Pfandinhaber nur in fo 
weit von feiner Laft befreyen und den nachfolgenden Gläubi— 
gern zu Guten fommen, al daraus noch immer der den Pfand: 
ſchuldnern gebührende Erfaß geleiftet werden Fann. ' 

Um da5 Ganze anfchaulicher zu machen, wollen wir auf 
obiges Beyſpiel zurückkehren. Gefegt: Julius, der dem Sem— 
pronius die Dofe, die Uhr und den Ning verpfändet hat, habe 
fpater die Uhr an Titus, und den Ning an Gajus veräußert. 
Cempronius leiftet nun fpäter rücfichtlich der Dofe auf fein 
Pfandrecht Verzicht, und fucht feine Befriedigung aus der Uhr 
und dem Ninge, welche um 200 fl. verfteigert werden, um wel: 
chen Betrag ſämmtliche drey Stüde verpfändet waren. — Da: 
durch entfteht für den Titus und Cajus dad Recht, zu verlans 
gen, daß auch die Dofe veräußert, und ihnen der zu gleichen 
Theilen auf die Dofe entfallende Betrag per 66 fl. 40 Fr. (vor: 
ausgefeßt, daß die Dofe gleichfal8 um 100 fl. an Mann ge= 
bracht wird) aus diefem Kauffchillinge vergütet werde. — Der 
Gigenthümer der Dofe kann ſich dadurch in feinen Nechten nicht 
gefränkt finden, weil die Befreyung eines Mitverpflichteten den 
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übrigen bey der Forderung des Grfaßes nicht nachtheilig ſeyn 
kann ($. 896), auch nicht diejenigen, welche efwa nach der 
Hand auf die Dofe ein Pfandrecht erlangt haben, weil die Be— 
gebung des Rechtes des erften Pfandgläubigers zum Nachtheile 
der übrigen Pfandgläubiger gefegwidrig wäre, und nur durch) 
eine geſetzmäßige Entfagung dad Pfandrecht erlifchtz der Sem: 
pronius Fann fich aber dagegen nicht befchwert finden, weil er 
nach feiner Befriedigung Fein Necht mehr hat, eine weitere Zah: 
lung zu fordern. 

Nach diefen auseinandergefeßten Nechtöverhältniffen zwi— 
fchen den einzelnen Pfandfchuldnern gehe ich nun auf die der 
Pfandgläubiger über, und feße daher den Fall, daß Cajus den 
Ning weiters an Sixtus um 50 fl. verpfändet hätte. Da jeder 
der Pfandfchuldner , in wie weit es das Nechtöverhältniß unter 
fi) betrifft, nur nach dem PBerhältniffe des Werthed der ver: 
pfändeten Sache für die Schuld haftet, und diefes Verhältniß 
durch eine einfeitige Handlung ded Sempronius nicht zerftört 
werden Fann, fo muß auch angenommen werden, daß Cajus 
dem Sixtus dad Pfandrecht auf den Ning in fo weit zum Pfande 
geben wollte, ald aus der Veräußerung deöfelben, nach Abſchlag 
de auf ihn für die Schuldforderung des Sempronius entfallen= 
den Betrages, noch am Kauffchillinge erübriget. Die einfeitige 
Derzichtleiftung des Sempronius kann daher diefed Necht des 
Sixtus nicht verlegen. — Die Verzichtleiftung des erfteren Fann 
demnach nur in der Rückſicht gultig feyn, als er dem Sixtus das 
Necht einräumet, fich in fo weit, ald er dadurch an feiner Sicher: 
heit gefährdet wird, aus der Dofe zahlhaft zu machen. Daß der 
Pfandgläubiger nicht berechtiget fey, zum Nachtheile eines Drit: 
ten fich feines Pfandrechtes zu begeben, geht ganz deutlich aus 
der Vorfchrift des $. 1360 hervor, welcher anordnet, daß, 
wenn dem Gläubiger vor, oder bey Leiftung der Bürgfchaft von 
dem Hauptfchuldner oder einem Dritten ein Pfand gegeben wird, 
er nicht befugt fey, zum Nachtheile des Bürgen fich des Pfand: 


rechtes zu begeben, obfchon es ihm auch frenfteht, ſich wegen 
feiner Befriedigung an den Bürgen zu wenden. 
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4) Ein ähnlicher Fall kann auch bey unbeweglichen Sachen 
eintreten, wenn nähmlich der Gläubiger bey den auf mehreren 
Grundſtücken mit ungetheilter Summe eingetragenen Hypotheken, 
der Hypothek auf einem Grundſtück, jedoch unbefchadet feiner 
Hypothek auf den übrigen Grundftücden, entfagen will. — Hier 
kömmt ed nun darauf an, ob in den öffentlichen Büchern die 
Sefammthaftung diefer Grundſtücke eingetragen fey oder nicht. 
Am erfteren Falle ift die Correalität der hypothecirten Dbjecte 
hergeſtellt; In lange diefes nicht gefchehen ift, mangelt es an der 
Berbindung, ohne welche eine Correalität nicht gedacht 
werden kann. — Daher tritt auch nur in diefem Falle daS oben 
in Unfehung der beweglichen Pfandftüce berührte Rechtsverhält— 
niß ein. — Segen wir: Jemand befige drey Käufer, wovon 
jedes 10000 fl. werth iſt. Er will nun ein Darleihen von 
10000 fl. aufnehmen; derjenige, der ſich zur Leiftung des Dar: 
leihend von 10000 fl. herbeyläßt, will nun von feiner Seite 
die möglichſt größte Sicherheit geniegen, welche nur dann er: 
reicht werden Fan, wenn auf jedem Haufe die ganze Korderung 
pr. 10000 fl. eingetragen wird. — Wollte er dad Darleihen in 
drey gleiche Theile fondern, fo, daß auf jedes Haus nur 3333 fl. 
29 Er. intabulict würden, fo würde er eine Theil jene volle 
Sicherheit nicht genießen, da 3: B. eined aus diefen Käufern 
zu Grunde gehen fann. Wurde daher auch für die übrigen 
Häufer der volle Betrag von 20000 fl. gelöfet, fo könnte er 
doc) aus diefem Erlöfe nur 6666 fl. 40 Er. beziehen, und würde 
fohin mit den ubrigen 3333 fl. 20 Er. ganz oder zum Theile 
durchfalen. Wird aber auf jedem Haufe die volle Summe 
von 10000 fl. eingetragen, fo mögen zwey Häufer zu Grunde 
gehen, er wird aus dem einem Haufe allein feine volle Befrie— 
digung erhalten, und anderen Theils macht ed weit mehrere 


1 


Umtriebe, wenn er dieſe 10000 fl. von allen dreyen Realitäten 


einzufreiben gezwungen ift. — Der Schuldner muß aber wün— 
ſchen, daß ihm die drey Nealitäten, welche zufammen 30000 fl. 


werth find, und auf welche nur 410000 fl. haften, noch für ein ° 


weiteres Darleihen Sicyerftellung Teiften, welches nicht gefchehen 
wird, fobald wir und jede diefer Nealitäten an und für fich mit 
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"40000 fl. belaftet denfen. — Es kann nun bie großtmöglichite 
Sicherheit des Gläubigers mit dem Vortheile des Schuldners 
nur dann in Bereinigung gebracht werden, daß alle drey Haus 
fer dem Gläubiger dergeftalt als Hypothek beftellt werden, 
daß fie in Anfehung feiner al eine Gefammtfache angefehen 
werden folfen, auf deren einzelnen Theilen die Gefammtfumme 
“ haftet. — Diefed wird nun dadurch bewerfftelliget, wenn bey 
der Eintragung des Pfandrechtes auf jeder Nealität bemerkt 
wird, auf welchen Gütern diefer Forderung halber noch eine 
Hypothek eingetragen ift. Dadurch entfteht nun eine Correal: 
verpflichtung diefer einzelnen Realitäten, und der Gläubiger kann 
zum Nachtheile der übrigen Hppothefbefiger, oder der auf die 
übrigen Hypotheken weiters eingetragenen Gläubiger, nicht auf 
die. einzelne Hypothek, Verzicht Teiften. Denn jeder auf das 
einzelne Gut eingetragene Gläubiger ift bey Beurtheilung feiner 
Sicherheit auch darauf Nücficht zu nehmen berechtiget, daß 
dem ihm vorgehenden Gläubiger nicht diefe Realität allein, ſon— 
dern auch die übrigen als Pfand verfchrieben find. — Es kann 
daher eine Entfagung zum Nachtheile dritter Beſitzer der 
übrigen conjunctim hypothecirten Guter, oder der auf denfelben 
nach jener Gefammthypothef eingetragenen Gläubiger nicht ges 
ſchehen, ohne daß diefelben früher hierüber einvernommen wer— 
den, und wenn der Gläubiger nur eine diefer Nealitäten in 
Ereeution ziehen würde, zu welchem er nach dem oben Geſag— 
ten allerdingd berechtiget ift, fo muß demjenigen, der dadurch 
Nachtheil erleidet, dad Pfandrecht auf die übrigen Sachen in 
- fo weit vorbehalten bleiben, daß er aus demfelben feinen Scha— 
denerfaß ſich verſchaffen kann. — Die Wahrheit des Gefagten 
ergibt ſich auch aus dem $. 1423. Dort heißt es: „Ohne Gin 
willigung des Schuldners Fann dem Gläubiger die Zahlung von 
einem Dritten in ver Negel nicht aufgedrungen werden. Nimmt 
er fie aber an, fo ift der Zahler berechtiget, ſelbſt noch nad) 
der geleifteten. Zahlung die Abtretung des dem Gläubiger zuftes 
henden Nechtes zu verlangen.” — Unter fich ſtehen, wie bereits 
bemerkt worden, fümmtliche verpfändeten Realitäten in einem 
Correalitätöverhaltniffe, und fohin kann Feine, zum Nachtbeile 
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der andern, von der darauf haftenden Pfandlaſt befreyet wer— 
den. — Wird daher die Zahlung aud einer Hypothek geleiftet, 
fo ift derjenige, aus deffen Vermögensmaffe die Zahlung geleiftet 
worden ift, diefer möge fohin der dritte Hnpothefbefiger, oder 
der auf diefe Hypothek intabulirte Gläubiger feyn, berechtigt, 
von dem befriedigten Gläubiger zu fordern, daß er ihm die Hy— 
pothek in fo weit abfrete, als er aus der veräußerten Hypothek 
mehr bezogen hat, als felber, im Gegenhalt zu den Hypothekar— 
gutern, zu zahlen verpflichtet war. 


b. 468, 

Das Pfandrecht erlifcht ferner mit der Zeit, auf 
welche es eingefchränft war, folglich auch mit 
vem zeitlichen Rechte des Pfandgebers auf die 
verpfändete Sache; wenn anders diefer Umſtand 
dem Gläubiger befannt war, oder aus den öf— 
fentlichen Büchern bekannt feyn Eonnte, 


1) Daß dad Pfandrecht auf eine beftimmte Zeit beſchränkt 
werden kbnne, verfteht fih nach dem Grundfaße: quidquid lege 
non prohibitum , id de jure permissum , von felbft, ift aber 
auch ausdrücklich durch den Wortlaut diefes $. anerkannt. Diele 
Beſchränkung Fann von dem Schuldner felbft, oder einem Drit— 
ten, der das Pfand beftellt, oder zur Ertheilung des Pfand: 
rechtes feine Cinwilligung zu geben hatte, beygefügt werden. — 
Es Teuchtet Thon dem gefunden Menfchenverftande ein, daß ſich 
das Pfandrecht mit Ablauf der Zeit, auf die ed eingefchranft 
war, enden müffe. — Diefer Sal kommt, wie Herr Hofrath 
v. Zeiller bemerkte, inöbefondere bey Cautionen vor, die für 
die zuverläffige Amtöverwaltung eines Anderen geleiftet werden. 
Sie haften alfo nur für jene Mängel, die in dem feftgefeßten 
Zeitraume vorfallen. 

2) Da der Pfandgeber dem Pfandnehmer Fein ausgedehnz- 
tered Necht auf die verpfändete Sache einräumen Fann, als er 
felbft hat, fo liegt e3 wohl auch in der Natur der Sache, daB, 
wenn das Recht des Pfandgeberd auf die verpfandete Sache nur 
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ein zeitliches ift, dasfelbe auf einen längeren Zeitpunct nicht aus— 
gedehnt und einem Andern überlaffen werden könne. — Diefes 
it z. B. bey dem Fideicommißbefiger der Fall, wenn er die 
Früchte ded Fideicommißgutes verpfändet. 

3) Dabey wird jedoch vorausgefegt, daß das zeitliche Recht 
des Verpfänders dem Pfandberechtigten befannt war, oder doch 
aus den ffentlihen Büchern befannt feyn Eonnte. Denn 
war die Beſchränkung dem Gläubiger unbefannt, und war fie, 
in fo fern der Gegenftand des Pfandrechtes eine unbemwegliche 
Sache, oder ein auf einer folchen Sache haftendes Necht ift, 
in den dffentlichen Büchern nicht eingetragen, fo haftet derjenige, 
der die verpfändete Sache dem Verpfänder anvertrauet ($. 456), 
oder die gehörige Vorſicht unterlaffen hat. 


0. 469, 

Durch Zilgung der Schuld hört das Pfandrecht 
auf, Der Pfandgeber ift aber die Schuld nur 
gegen dem zu Lilgen verbunden, daß ihm das 
Pfand zugleich zurütckgeftellt werde, Ein Hypo— 
thefargut bleibt jo lange verhaftet, bis die 


Schuldurfunde aus den öffentlichen Büchern ges 
löſcht iſt. 


1) Das Pfandrecht ſetzt immer eine gültige Forderung vor— 
aus. Wenn dieſe wegfällt, iſt auch das Pfandrecht erloſchen, 
und der Gläubiger hat kein Recht mehr, dasſelbe fortan zu be— 
halten, ſondern iſt dem Pfandgeber das Handpfand zurück zu ge— 
ben ſchuldig, und beſteht das Pfand in einer Hypothek, ſo hat 
derſelbe den Schuldner in die Lage zu ſetzen, die Löſchung der 
Schuld aus den öffentlichen Büchern erwirken zu können. Nach 
getilgter Schuld kommen dem Inhaber des Handpfandes ledig— 
lich die Rechte und Pflichten eines Verwahrers zu, und er iſt 
nicht einmahl berechtiget, das Pfand wegen einer anderen Forde: 
rung zurück zu behalten (F. 471). 

2) Indeffen ift e5 gefährlich dem geweſenen Gläubiger nach 
Bezahlung der Schuld das Pfand noch fortwährend in Händen 
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zu belaffen. — Veräußert er dadfelbe, fo wird derjenige, der 
e5 redlicher Weife an fich bringt, Eigenthümer ($. 367); dem 
Schuldner geht das Recht auf die Sache verloren, und ihm bleibt 
lediglich da5 Recht der Schadenerfaßforderung gegen feinen frü: 
heren Gläubiger übrig. — Nach getilgter Schuld ift zwar der 
Pfandbefiger nicht mehr berechtiget, die ihm ald Pfand gegebene 
Sache, eben weil fein Pfandrecht dadurch aufhört, an jemanden 
Anderen zu verpfänden ; würde er aber daöfelbe deffenungeachtet 
thun, fo bliebe dem redlichen dritten Pfandinhaber allerdings 
fein Pfandrecht hierauf gefichert ($. 456). Aus diefem Grunde 
berechtiget auch da5 Geſetz den Schuldner, mit der Bezahlung 
feiner Schuld fo lange zurück zu halten, bid ihm von dem Gläu— 
biger dad Pfand ausgehändiget wird. Liegt dem Schuldner dar— 
an, ſich 3. B. wegen der fortlaufenden ntereffenzahlung von ſei— 
ner Schuld zu befreyen, und der Gläubiger verweigert die Zus 
rückſtellung des Pfandes, fo ficht dem Schuldner dad Necht zu, 
dad Geld gerichtlich zu depofitiren (9. 1425). 

3) Indeſſen fteht Fein Hindernig im Wege, daß Gläubi— 
ger und Schuldner nach getilgter Schuld ein neuerliches Weber: 
einfommen treffen können, vermöge welchem das Handpfand für 
eine andere fihon dermahlen beftehende, oder auch nur eventuelle 
Forderung, für die ed urfprünglich nicht übergeben wurde, ver: 
haftet bleiben folle. 

4) Lieber den eigentlihen Sinn und die Bedeutung der 
letzteren Beftimmung des gegenwärtigen $., fo wie über die fih 
hieraus ergebenden Folgerungen, herrfcht zwifchen den Gericht: 
höfen und den Schriftftellern eine aroße VBerfchiedenheit der Anz 
fihten und Meinungen. Manche beziehen den Ausdruck „ver: 
haftet?” hier bloß auf das Zormelle der Eintragung, und behaup: 
ten, daß diefe Anordnung Feine anderen nactheiligen Folgen 
fir den Hppothefarbefiger, welcher nach getilgter Schuld die 
Löſchung nicht erwirft hat, nach fich ziehen Fünne, als daß a) 
von der Grundbuchsführung fortwährend Ceffionen, Pränotatie- 
nen und Ereeufionen angenommen werden müffen; dann b) daß 
dadurch für den Erwerbenden dad Necht des DBefiges begründet 
werde; daß ferner c), wenn eine ſolche Grwerbung in der 
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$$. 1467 — 1469 beftimmten Zeit nicht angefochten wird, der 
redliche Befiger die Hypothek erfigen könne; endlich) d) daß der 
Hppothefenbefiger dem erwerbenden Dritten die Compenfation 
andermeitiger, ſelbſt gleichartiger Sorderungen, außer dem Fall 
des F. 1443, nicht mehr entgegen fegen könne. Uebrigens könne 
der Hypotheksbeſitzer dem Pränotanten, Gedenten, Erequenten, 
nach Inhalt der $$. 1395 u. 1396, die gefchehene Zilgung und 
überhaupt alles einwenden, was ihm gegen den erjten Gläubiger 
einzumenden zuftand, die einzige Compenfation ausgenommen, 
weil diefe,legtere der $. 1443 ausdrücklich verbiethe, und fomit 
könne der Kppothefenbefiger für Feinen Fall zur nochmahligen 
Zahlung verhalten werden. — Dagegen fprechen fi) Andere für 
die Meinung aus, daß der Hypothefäbefiger dem Geffionär, Prä— 
notanten oder Erequenten, ungeachtet der Tilgung der Schuld, 
den cedirten oder pränotirten Betrag, fo weit die Hypothek aus— 
reicht, noch ein Mahl berichtigen müffe. — Da ich gleichfall5 der 
legteren Meinung beypflichte, fo will ich die zur Unterſtützung 
für die erftere Meinung angeführten Gründe vorerjt einer Prü- 
fung unterziehen. 

Erftend behauptet man, daß die letztere Meinung die 
$$. 4395 u, 1396 gegen fi habe, welche ausdrücklich von 
allen Sorderungen ohne Unterfchied, ob fie bücherlicy verfichert 
find oder nicht, handeln. Daß diefe SI. auch grundbüchlich ver: 
ficherte. Forderungen in fich begreifen, gehe aus dem $. 1398 
hervor, wo dad Gefeß wirklich, in Bezug auf diefe, eine Abwei— 
hung von den in den früheren $$. im Allgemeinen ausgeſpro— 
chenen Grundfäßen bezeichnet ; die hier aber vom Gelege felbit 
berührte Ausnahme befejtige die Regel für alle nicht ausgenom— 
menen Fälle. 

Zweytens verfüge der $. 928 ausdrüdlih, dag Schul 
den und Rückſtände ftet3 ‚vertreten werden müffen, Auch aus 
dent Inhalte des $. 1397, in Verbindung mit dem $. 1598, 
gehe hervor, daß felbjt grundbüchlich verficherte Forderungen, 
wenn fie abgetreten werden, in allen Fällen vertreten werden 
müſſen, wo es fich um etwas anders, ald die Priorität der For— 
derung handelt. Sobald aber eine bücherliche, ſelbſt abgetretene 
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Forderung einer Vertretung -bendthige, muß fie auch angefochten 
werden Fönnen, 

Drittens fpreche der deutliche Inhalt des F. 1443 am 
ftärfften für die erftere Meinung. Diefer $. handle ausdrücklich 
von den bücherlichen Sorderungen, und feße gleichfalls eine Aus: 
nahme in Anfehung der Cinwendung der Compenfation feft, 
wenn folche nicht gleichfal5 bey der Forderung felbft bücherlich 
einverleibt ift. Indem alfo dad Gefeß die einzige Compenfation 
al3 Einwendung ausnimmt, und felbjt diefe nicht, fobald fie 
dem Geffionär bey Webernehmung der Forderung befannt ge: 
macht worden ift, fo laſſe dad Gefeß eo ipso alle übrigen Ein— 
wendungen auch gegen bücherlich einverleibte Sorderungen in 
Wirkſamkeit bejtehen. 

Viertens würde eine große Gefährdung der "Privat: 
rechte daraus entftehen, wenn der arme Schuldner fchon darum 
eine bereitd getilgte Schuld an einen Dritten bezahlen müßte, 
geil er nicht fogleich die Löfchung der Schuldurfunde erwirfte, 
da es doch fo vielfältige Hinderniffe gebe, löſchungsfähige Quit— 
tungen zu erhalten, oder folche fogleich zur bücherlichen Einver- 
feibung zu bringen. Der vorfichtigjte Hypotheksbeſitzer würde 
dadurch den mannigfaltigften Betriegereyen audgefegt. Es braucht 
ein Betrieger nur eine falfche Schuldurfumde zur Verbücherung 
zu bringen, die Forderung gefchwinde abzutreten, und der Hypo— 
theföbefiger müßte dann dem Geffionar ohne Einwendung bezab: 
len, ohne daß er fich gegen den Betrieger hätte fchugen können. 

Fünftens. Wenn der öffentliche Credit der Grundbücher 
fo unantaftbar in Bezug auf die Richtigkeit der übertragenen For: 
derungen wäre, fo brauchte es in Anſehung derfelben Feiner wei- 
teren NRechtöführung und Urtheile; ed müßte auf eine folche Ceſ— 
fion unbedingt die Execution ertheilt werden können, was aber 
gewiß Niemanden zu behaupten einfallen wird. Endlich 

Sechſtens, wenn diefed wirklich der Wille des höchften 
Gefeßgeberd wäre, fo Fönnte derfelbe nur dann gerechtfertiget 
merden, wenn das Gefeg dem Schuldner einen ausgiedigen 
Schuß gegen die Hinderniffe der Ausquittirung gewähren würde, 
welcher Schuß nur darin bejteben Fönnte, daß die Zahlung bü— 
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cherlicher Forderungen nur im Angefichte der Grundbücher zu ge= 
fchehen hätte, und ſolche fogleich von der Grundbuchsführung 
bemerkt und eingetragen werden müßte. 

Diefen Gründen. glaube ich nun folgende Gegengründe ent- 
gegen ftellen zu müffen: 

Ad 1. Es darf von einem mwohlgeordneten Gefeßbuche über: 
haupt nicht, am mwenigften aber von einem folchen, das, wie 
das öfterreichifche, der Kürze ſich befleißt, gefordert werden, daß 
e5 bey Auseinanderfegung eines Nechtöinftitutes auch jene Fol— 
gerungen aufnehme, welche die Concurrenz eined anderen Recht3- 
verhaltniffes nothwendig hervorbringt. Jedes Rechtsinſtitut trägt 
feine Eigenheiten in die WVerhältniffe ded Lebens über, und wird 
von den Beltimmungen nicht beirret, welche der Gefeßgeber 
in einer anderen Beziehung zu erlaffen für gut findet. — Dort, 
wo ein doppeltes Nechtöverhältnig bey einer Perfon eintritt, 
muß auch immer der duplex personarum respectus, in welchen 
fich diefe Perfon befindet, genau geachtet und ‚unterfchieden wer— 
den. Wenn der Zruchtnießer in dem ihm zur Fruchtniegung 
übergebenen Grunde einen Schaß findet, fo hat er ohne Zweifel 
auf ein Drittheil desfelben Anfpruch zu machen, ungeachtet der 
$. 511 ausdrücklich fagt, daß der Fruchtnießer auf einen Schaͤtz, 
welcher in dem zur Fruchtnießung beſtimmten Grunde gefunden 
wird, keinen Anſpruch habe. Ein Aehnliches iſt hier der Fall. 
Die $$. 1395 u. 1396 beftimmen Lediglich die perfönlichen Rech: 
te und Berbindlichfeiten des Cedenten, Gefjionärd und des Gef- 
ſus; die dinglichen Rechte, welche für diefe Perſonen aus der 
Hypothek entftehen, find lediglich aud dem Hauptitücde von dem 
Pfandrechte zu entnehmen. In Anfehung der perfönlichen Rech⸗ 
te und Verbindlichkeiten dieſer juridiſchen Perſonen macht es 
auch der Regel nach keinen Unterſchied, ob die cedirte Forde— 
rung geundbüchlich verfichert iſt oder nicht; aber ed Eonnte bey 
Seftfegung dieſer gefeglichen Anordnungen nicht in der Abſicht 
des höchſten Geſetzgebers liegen, daß dieſe Umänderung der per: 
ſoönlichen Rechte und Verbindlichkeiten auch eine Aenderung in 
dem dinglichen Hypothekarrechte des Gläubigers hervorbrin— 
gen ſolle. Segen wir den Fall: A cedire die Forderung, die 
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er an den B zu ftellen hat, und welche auf dem Haufe des letzte— 
ren grundbüchlich intabulirt ift, an den C. Iſt nun dem B diefe 
Abtretung nicht befannt geworden, und er bezahlt in der Zwis 
fohenzeit feinen urfprünglichen Gläubiger A, fo hat er Feine per— 
fonliche Verbindlichkeit, den C zu befriedigen, ungeachtet dies 
fer die Gefjion auf die Forderung des A fuperintabuliven ließ; 
und der C Eann auf den Grund der fuperintabulirten Ceffion 
feine perfönliche Klage gegen den B erheben. Daß ihm aber 
auch die dingliche Klage aus dem Hypothekartechte verfagt feyn 
folle, davon melden die $$. 1395 u. 1396 nichts. Daß der 
höchfte Gefengeber im 9. 1398 ausdrüdlih von grundbüchlich 
einverleibten Forderungen eine Crwähnung macht, kömmt da— 
her, weil nach deffen Abficht die Cintragung der Forderung in 
die öffentlichen Bücher hier auf das perfönliche Recht 
des Uebernehmers Einfluß haben folle, wegen der Uneinbring- 
lichfeit der Forderung Entfchädigung zu fordern. 

Ad 2. Der $. 449 fagt ausdrücklich, dag fich dad Pfand: 
recht immer auf eine gültige Forderung beziehe; wo alfo dieſe 
nicht vorhanden iſt, kömmt auch dad Pfandrecht außer Wirkſam— 
feit. Das ©efeß redet auch bier ganz im Allgemeinen, und 
macht Eeinen Unterfchied, ob der egenftand des Pfandrechtes 
eine bewegliche oder unbemwegliche Sache ſey. — Es ift allo 
auch ganz richtig, daß bey verfuchter Ausübung. des Hypothe— 
karrechtes über die Gültigkeit der Forderung felbft gejtritten wer— 
den könne, und daß in diefem Kalle die Vertretung Plaß grei- 
fen müffe. — Liegt aber dem Pfandrechte eine gültige Forderung 
zum Grunde, und handelt es fich fohin nicht darum, die Gul- 
tigfeit der Forderung felbft zu beftreiten, fondern um die Bes 
hauptung, daß die Schuld bereits getilgt, und daher auch das 
Pfandrecht erlofcben fey, fo greift, nach der Vorfchrift diefes $., 
der Unterfchied Pla, ob der Gegenftand deöfelben eine beweg: 
liche oder unbewegliche Sache fey, und es erklärt für den letz— 
teren Fall der $. ausdrücklich, daß durch die Tilgung der Schuld 
die Hypothek nicht aufhöre. 

Ad 3. Hier gilt dadfelbe, was oben ad 1 bemerkt 
worden ift, daß nähmlich hier von perfönlichen Sachenrechten 
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die Nede fen, und daß der höchfte Gefeßgeber dadurch in den im 
gegenwärtigen Hauptftüce feitgeftellten Beftimmungen der dinali- 
chen Sachenrechte Eeine Aenderung machen wollte. Wird eine bü- 
cherlich eingetragene Forderung allmählich) auf Mehrere übertra= 
gen, fo Eann der Schuldner (cessus), welcher von der Abtretung 
Feine Kenntniß erlangt hatte, und daher den urfprünglichen Gläu— 
biger bezahlt hat, dem die Forderung einklagenden Ceffionär aller: 
dings die Cinwendung der Zahlung entgegen fegen, und fich da: 
durch von feiner perfönlichen Verbindlichkeit, diefe Schuld 
noch ein Mahl zu bezahlen, befreyen; aber er muß demfelben 
(Seffionar), in fo fern diefer die Superintabulation der Ceſſion 
erwirft und die Vorfchrift des $. 455 befolgt hat, geftatten, daß 
er. fich aus der Hypothek zahlhaft mache; dagegen wird e5 dem 
Schuldner auch in Bezug auf feine perfönliche Verbindlichkeit 
nichts nüßen, wenn er dent Elagenden Geffionär die Cinwendung 
der Compenfation entgegen feßt, wenn nicht diefe Gegenforderung 
ebenfalls, und zwar bey der Korderung felbft, eingetragen, oder 
dem Ceſſionär bey Webernehmung derfelben befonderd befannt 
gemacht worden iſt. Der Geffionär darf ſich in diefem Falle 
nicht auf die Hypothek befchränfen, fondern kann die Zahlung 
auch aus anderen Vermögenstheilen des Schuldners eintreiben. 

Ad 4. 65 ift nicht abzufehen, wie eine große Gefährdung 
der Privatrechte aus der Anficht, die ich vertheidige, entftehen 
follte, indem es Jedem möglich gemacht ift, fih vor Schaden zu 
fihern. Denn der Schuldner einer intabulirten Forderung iſt 
nicht gendthigt, wie ich weiter unten, Nr. 6, zeigen werde, die 
Schuld zu bezahlen, wenn ihm nicht von dem Gläubiger eine fol- 
che Urkunde übergeben wird, durch welche er die Löfchung diefer 
Schuldpoſt erwirken , oder die er wenigftend zur ntabulation 
bringen Eann. Verweigert ihm der Gläubiger die Ausjtellung 
einer folchen Urkunde, und will ſich der Schuldner von der 
Schuld frey machen, fo fteht ihm frey, den Schuldbetrag gericht- 
lich zu. hinterlegen. Vernaächläſſigt er diefe gefeglichen WVorfichten, 
fo mag er ed nur feinem eigenen Verſchulden zufchreiben, wenn 
er in die Lage koͤmmt, eine bereits bezahlte Schuld zum zwey— 
ten Mahle zahlen zu müſſen. — Dad angeführte Beyſpiel von 
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einem DBetrieger, der eine falfche Urkunde zur Verbücherung 
bringt, ift nicht paffend, denn hier handelt eö fi um eine an 
und für fih ungültige Sorderung, welcher Sal, wie bereits er- 
wähnt worden it, von dem Falle, ald eine urfprünglich gültige 
Forderung in der Folge durch die Zahlung erlifcht, ganz ver: 
fchieden "ft. 

Ad 5. So wie alles fein beftimmtes Maß und Ziel hat, 
fo auch der Credit der öffentlichen Bücher. — Der Gefeßgeber 
muß daher allerdings nicht nur auf den Schuß des Pfandberech- 
tigten, fondern auch auf den des Eigenthümers des Hypothe— 
Fargutes denfen. Würde durch die bloße Kintragung einer For: 
derung in dad Hypothekenbuch felbe fchon zur gültigen erhoben, 
fo wurde freylich den Betriegereven ein Weg gebahnt, für den 
Tchwerlich Vorſorge zu treffen wäre. 

Ad 6. Da, wie bereit gezeigt wurde, das Geſetz dem 
Schuldner einen ausgiebigen Schuß gegen die Hinderniffe der 
Ausquittirung dadurd) gewähret, daß e3 ihm erlaubt, mit der 
Zahlung zurück zu halten, wenn der Gläubiger ihm die zu feiner 
Sicherſtellung dienende Urkunde nicht übergibt, und in einem 
ſolchen Falle die Depoſitirung an Zahlungöftatt eintreten kann; 
fo ift felbft nach der genentheiligen Behauptung meine Anficht 
wenigftens legislatorifch gerechtfertiget. 

Wäre die gegentheilige Anficht richtig, fo ginge durch die 
Bezahlung einer intabulirten Schuld eine wefentliche Verände— 
rung in den Wirkungen des grundbuüchlich eingetragenen Pfand: 
rechtes vor, von welcher in dem Gefege weder im gegenwärs 
tigen, noch in anderen Paragraphen Andeutungen. zu finden 
finde Mit der Widerlegung der gegen die Anficht, die ich ver: 
theidige, gerügten Bedenken ift fomit die Nichtigkeit der Tegteren 
felbft dargethan., Wenn der Gefesgeber fagt: „Ein Hypothe— 
kargut bleibt fo lange verhaftet, bis die Schuldurfunde aus 
den ‚öffentlichen Büchern gelöfcht ift ,? fo hat er doch offenbar 
Feine bloß formelle Anordnung freffen wollen. 

5) in anderer Zweifel ift bereit über den eigentlichen 
Sinn diefer Worte gerichtlich zur Sprache gefommen, der dar— 
in befteht: ob durch die Tilgung der Schuld die Hypothek nicht 
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wenigitens in Bezug auf den Gläubiger erlöfche? fo, daß 
derfelbe für ein fpäter gegebened Darlehen die frühere, noch 
nicht gelöfihte, Hypothek nicht mehr benützen könne. Es ereig— 
nete ſich nähmlich der Fall, dad von dem Schuldner dem Gläu— 
biger feine infabulirte Forderung zurückbezahlt, fpäter aber zwi⸗ 
ſchen beyden Theilen ein neues Darlehen contrahiret, und ſich 
dabey die alte Hypothek, welche noch nicht gelöfcht war, aus— 
bedungen wurde. — Nun entitand zwifchen den nachfolgenden 
Glaubigern und diefen vor ihnen eingetragenen ein Vorrechts— 
ftreit, in welchem Teßtere den Vorrang aus dem Grunde be— 
haupteten, weil durd) die geleiftete Zahlung das Pfandrecht für 
den vorgehenden Gläubiger erlofchen fey. Denn der gegenwär= 
tige $. ftelle im Eingange die allgemeine Negel auf, daß durch 
die Tilgung der Schuld das Pfandrecht aufhöre; die Endworte 
deöfelben enthalten die Ausnahme hievon, welche daher ftrenge 
zu inferpretiren fey. — Wenn man den Sinn der leßteren Stelle 
näher befrachte, fo dränge fich von felbft die Frage auf, wem 
ein foldyes Hnpothefargut verhaftet bleibe? — Dem Gläubiger 
felbft, welcher in Anfehung feiner intabulirten Forderung ganz 
befriediget ift, könne ed doch nicht mehr verhaftet bleiben, weil 
fein Pfandrecht nur eine Befeftigung feiner Forderung war, da= 
ber nach Aufhören derfelben auch deren Befeftigung nothwendig 
hinwegfällt. Auch fage die Ausnahme nicht, daß das Hypothe— 

Fargut dem Gläubiger verhaftet bleibe; ed könne daher nur der— 

jenige gemeint feyn, der fich durch die Einficht in das drfentliche 

Buch überzeugt, daß in Anfehung einer Forderung, von deren 

Erlöfchen ihm nichts befannt iſt, ein Hypothekarrecht eingetragen 

ftehe, und fich dadurch beſtimmen Laßt, ein Darleihen gegen Af: 

terverpfändung diefes Hypothekarrechtes zu geben. Allein gegen 
dieſe Unficht ftreiven folgende Grunde: 

a. Die Worte des gegenwärtigen $. machen Eeinen Unterſchied; 
fie ſprechen ganz allgemein aus, daß durch die Tilgung der 
Schuld allein die Hypothek nicht aufgehoben werde, fondern 
daß diefe Aufhebung nur durch die Tilgung der Schuldurkun— 
de aus den Öffentlichen Büchern gefchebe. - ® 8 
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b. Die einfchränfende Auslegung, die dem gegenwärtigen $. da: 
durch gegeben werden will, fcheinet weder aus dem Zufammen- 
hange der Worte diefer Gefegesftelle unter ſich, noch aus dem 
Zufammenhange derfelben mit anderen Paragraphen des Ger 

ſetzbuches, noch aus der Elar hervorleuchtenden Abficht des Ge: 
ſetzgebers felbft gerechtfertiget werden zu Fünnen, welche Recht: 
fertigung doch Platz greifen müßte, wenn diefe Geſetzesausle— 
gung die richtige feyn follte ($. 6). 

Ich fage, diefe Auslegung werde durch den Zufammenhang 
der Worte diefes g. ſelbſt nicht gerechtfertiget. — Schon die 
Behauptung, daß der Vorderfag Regel, dagegen der Nachſatz 
Ausnahme fey, fiheint irrig zu feyn. Die Bedeutung des Aus— 
druckes „Pfandrecht” ift nach dem dfterreichifchen bürgerlichen 
Gefegbuche doppelfinnig: allgemein und enge. Zumeilen begreift 
e5 bewegliche und unbewegliche Sachen als deffen Objecte in 
fih; manchmahl befchränft e3 fich lediglich auf bewegliche Sa— 
chen. Im gegenwärtigen $. kommt diefer Ausdruck im Iegteren 
Sinne vor; denn dad allgemeine bürgerliche Geſetzbuch er— 
Fennt, $. 448, nur zwen Gattungen von Pfändern, nähmlich: 
da5 Dandpfand, und die Hnpothef oder dad Grundpfand. Go 
oft daher der Ausdruf „Pfand” oder „Pfandrecht” , im Gegen: 
faße der Hypothek, vorfümmt, fo kann derfelbe immer nur in 
der engeren Bedeufung genommen werden. Jede Negel muß 
jedoch immer mehrere Fälle in fich begreifen; was kann aber 
in dem Ausdrucke „Pfandrecht”? im gegenwärtigen |. verftanden 
werden, wenn die Hypothek davon audgenommen ift? — Geſetzt 
aber, e5 wäre der Nachfaß im gegenwärtigen $. wirklich als 
eine Ausnahme von der im Eingange diefes $. ftafuirten Regel 
anzunehmen; wo ijt in unferem Gefeßbuche die Beftimmung ent= 
halten, daß in den Fällen, wo der Öefeßgeber von den aufge: 
ftellten allgemeinen Regeln Ausnahmen zu machen findet, eine 
‚andere Audlegung Platz zu greifen habe, ald welche er für alle 
Geſetze überhaupt feftgeftellt hat? 

Ob aber nicht der Zufammenhang des gegenreärtigen $. 

it anderen Sefegeöftellen eine folche Veranlaſſung darbiethe, 

9 nun unterfucht werden. 
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In diefer Hinficht wird zwar behauptet, daß der Pfand: 
vertrag bloß ein accefforifcher Vertrag fen, der ohne dem Be— 
ftehen einer andermweitigen gültigen Forderung gar nicht gedenk— 
bar fey. Wie allo die Korderung erlifcht, Eönne auch in der 
Wirklichkeit Fein Pfandrecht mehr beftehen, fondern dasfelbe muffe 
nothwendiger Weife mit dem Erlöfchen de:-Korderung aufhören. 
Nur für einen Dritten alſo, der von der Erlöfchung der Haupt: 
verbindlichfeit Feine Kenntniß erhält, und der durch das öffent— 
liche Buch gleichfam irre geführt wurde, mußte der Gefeßgeber, 
zur nothwendigen SHerhaltung des Zutraums auf dirfe öffentli— 
hen Bücher, forgen, damit‘ er an feinen Rechten feinen Scha— 
den leide; er feße daher feft, daß für jden Dritten, der im 
Vertrauen auf die öffentlichen Bücher handIt, „die Hypothek fo 
Yange als eriftirend angenommen werde, 55 die bücherliche Lö— 
{hung erfolgt ift. — 

Allein es wurde bereits bey Erlauterung des F. 449 bemerkt, 
daß das Pfandrecht nicht nothwendig eine ſhon gegenwärtig be— 
ſtehende Forderung vorausſetze, ſondern ſih dieſelbe auch auf 
eine künftige, eventuelle beziehen könne. Kınn aber ein Pfand— 
vecht eriftiren, ohne daß fchon derzeit eine wirkliche Forderung 
vorhanden ift, zu deren Sicherftellung es dinen foll, fo wider— 
fpricht es auch dem Begriffe des Pfandreches nicht, daß auch 
nad) gefilgter Korderung das Pfandrecht noh fortbejtehe, und 
für allenfällige Fünftige Forderungen aufbehlten werde. Es ift 
daher auch Feineswegs widerfinnig, zu behawten, dag dad Hy: 
pothefargut auch nach getilgtee Forderung wch dem Gläubiger 
verhaftet bleiben könne; denn es ift leicht edenkbar, daß bey 
der Zurüczahlung der Schuld wieder von Liſtung eined neuen 
Darleihens nach einer beftimmten Zeitfrift diı Rede fenn könne, 
für welches die frühere Hypothek aufbewahrt verden foll. — Ein 
Zweifel könnte höchſtens nur darüber entſtehn, ob ein folches 
Webereinfommen auch von den übrigen, in dn öffentlichen Bü— 
chern eingefragenen Gläubigern anerkannt weden müffe, wenn 
dasfelbe nicht zugleich in den öffentlichen Bühern erfichtlich ge: 
macht wird. Allein weder das allgemeine büyerliche Geſetzbuch, 
noch die Landtafel- und Grundbuchögefege ekennen die Eintra— 
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gung einer folchen Urkunde in das öffentliche Buch in anderen Fäl— 
len für nothwendig, als wenn ed fich um die Erlangung eines 
dinglichen Rechtes, oder um das Aufhören deöfelben handelt; 
nirgends kommt vor, daß zumweilen such eine Ginverleibung zur 
Bewahrung eines bereits erlangten dinglichen Rechtes noth: 
wendig "wäre. Es gbt fohin auch der Zufammenhang ded ger 
genwärtigen $. mit anderen Gefegeöjtellen Feine Veranlaffung , 
von der buchftäblicher Auslegung deöfelben abzugeben. 

Vielleicht ift ei aber die diefem Gefege zum Grunde lie: 
gende Abſicht des höhſten Geſetzgebers, wodurch die behauptete 
einfchränfende Ausleging diefes $. gerechtfertiget wird 2? — Es 
fiheint zwar allerding richtig zu fern, daß der höchſte Geſetz— 
geber bey Erlaffung der im gegenwärfigen $. getroffenen Ans 
ordnung vorzüglich jne Falle vor Augen hatte, wo ein Dritter, 
im DBertrauen auf de dffentlichen Bücher, irgend ein Recht auf 
folhe Satzpoſten erhngt hat, deren zum Grunde liegende For— 
derungen durch die Zilgung der Schuld bereits erlofchen find; 
allein ed laßt ſich iirgends nachweifen, daß feine Abficht ſich 
nur dahin und nicht weiter erftreckt habe, befonderd da, wie bes 
veitd gezeigt worden ift, auch ein Pfandrecht in Bezug auf Fünf 
tige Forderungen coiſtituirt, folglich auch das bereits beftehende 
nach getilgter Zordeung aus gleihem Grunde erhalten werden 
Fann. Man wende zwar dagegen ein, daß auf eine folche Art 
Fünftige Hypothekagläubiger Teicht in Schaden gebracht werden 
Eönnen, da es oftgefchieht, daß diefelben in Berückſichtigung, 
eine intabulirte Syuld fey bereits bezahlt, fih zur Leiftung 
eined Darleihens ggen Einverleibung ihrer Forderung entfchlies 
fen, in welchen Allen fie ‚fih daher in ihrer Erwartung fehr 
getäufcht fehen, wen deffenungeachtet die frühere Hypothek wies 
der in Wirkfamfeit treten follte. Allein, was ift es denn bier 
eigentlich, was da Gläubiger in Schaden bringen Fann? — 
Nichts anders; al der Glaube, daß durch die Zilgung der - 
Schuld auch ſchor die Hypothek erlofchen fey. Würde jeder 
Gläubiger fih firhge an die Worte des Gefeßed halten, daß 
nähmlich durch di Tilgung der Schuld keineswegs die Hypo— 
thek erlöfihe fo wirde eine ſolche Täuſchung niemahls eintreten 
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Eönnen; folglich ift ed nicht die Anordnung des Geſetzgebers, 
fondern die unrichtige Auslegung des Geſetzes, * welche der 
Gläubiger in Schaden geräth. 

6) Auf wie vielerley Art die Tilgung einer Schuld geſche— 
hen Eönne, ift in dem dritten Hauptſtücke des dritten Theiles ent— 
halten. — Gefchieht fie durch bare Zahlung ($. 1412), fo ift 
der Zahler berechtigt, eine Quittung, nähmlich ein fehriftliches 
Zeugniß der erfüllten Verbindlichkeit zu verlangen ($. 1426), 
welche mit jenen Gigenfchaften verfehen feyn muß, daß der 
Schuldner hierauf die Löfchung feiner in dem dffentlihen Buche 
eingetragenen Verbindlichkeit erwirfen Fünne. — Sollte fich der 
Gläubiger mweigern, eine folche Urkunde auszuftellen, fo könnte 
auch der Schuldner zur Zahlung nicht verhalten werden, und 
wollte er fich feiner Verbindlichkeit deffenungeachtet entledigen, 
fo ftünde dem Schuldner bevor, die audzuzahlende Summe ge— 
richtlich zu hinterlegen ($. 4425). Welche Eigenfchaften muß 
aber eine Quittung haben, damit der Schuldner hierauf die Lö— 
fhung feiner Forderung erwirfen könne? — Im Allgemeinen 
ift es hinreichend, daß die Quittung den Nahmen des Schuld: 
nerd und des Släubigerd, fo wie den Ort, die Zeit und den Ge: 
genftand der getilgten Schuld ausdrudfe, und daß fie von dem 
Gläubiger oder deffen Machthaber unterfchrieben fey ($. 1426); 
‚allein, fo wie ein Schuldfchein, der zur Intabulation gebracht 
werden foll, mehrere Förmlichkeiten nothwendig hat, als fonft 
erforderlich find, wenn es fich bloß um die Liquidität der For: 
derung handelt, fo fcheint diefes auch bey Quittungen, welche 
zuc Begründung des Gefuches um Ertabulation dienen follen, 
der Sal zu ſeyn, obgleich die Gefege hievon Feine ausdrückliche 
Erwähnung machen. — Es ift daher auch in der Praxis, fo 
viel mir befannt iſt, faſt allgemein angenommen, daß extabula— 
tiondfähige Quittungen- nicht nur von zwey Zeigen gefertigt, fon: 
dern ihnen die Befugniß zur Grtabulation angefügt ſeyn müſſe. 
— Was nun die Fertigung zweyer Zeugen betrifft, fo ſcheint 
felde allerdings bey Quittungen, welche zur bücherlichen Löfchung 
vorgelegt werden, nothwendig zu fenn, indem bier offenbar der 
gleiche Grund, wie bey Intabulationen, vorhanden iſt. — Nicht 


540 [$. 469.) 


fo verhält es fich mit der ausdrücklich ertheilten Befugniß zur 
Grtabulation. Der Pfandvertrag ift lediglih ein Accefforium 
eines bejtehenden Principalcontractes. Ein Darleihen Fann fehr 
gut beftehen, ohne daß dasfelbe mit einem Pfande verfichert fey; 
umgekehrt muß mit dem Hinwegfallen der Hauptverbindlichkeit 
auch die accefjorifche erlöfchen. — Der gegenwärtige $. fagt auch 
nicht, dag der Schuldner die Löſchung feiner Berbindlichkeit 
nicht begehren könne, wenn er fich über die Tilgung der Schuld 
ausweifet, fondern er ordnet bloß an, daß zur Aufhebung der 
Hypothek die Vornahme der Löfchung erforderlich fey. — Diefe 
Anordnung ift eine nothwendige Folge der Publicität der Hypo: 
thekenbücher. — Ein Netentionsrecht des Gläubigers, dad ihm ein: 
geraumte Pfandrecht für eine Forderung fich vorzubehalten, fin= 
det gefeglich nicht Plaß ($. 471). Allerdings kann, wie bereits 
ſchon gefagt worden ift, dießfalls zwifchen dem Gläubiger und 
Schuldner ein neues Webereinfommen getroffen werden; allein 
diefes neue Factum kann nicht vermuthet, fondern müßte von 
dem Gläubiger dargethan werden. — Hiermit ſtimmt auch da 
Zandtafelpatent für Böhmen und Mähren überein, welches im 
$. 14 ausdrüdlich vorfchreibt, daß bey Duittungen die Einſchal— 
tung der Befugnig zur Einverleibung nicht erforderlich fey. Da 
indeffen die Quittung über die Identität der zu löfchenden For— 
derung mit jener, welche wirklich getilgt worden it, Feinen 
Zweifel übrig laſſen darf, fo ift ed nöthig, daß fich in felber 
auf die gefchehene Einverleibung bezogen werde, welches am 
zweckmäßigſten dadurch gefchieht, wenn die Ertabulationsbewilli- 
gung ausdrücklich eingefchalret wird, fo wie auch der Schuldner 
mit Necht ‚darauf dringen kann, daß diefe Extabulationsbewilli- 
gung der Quittung eingefchaltet werde, weil er fonft, wie die 
Gıfahrung lehret, Anftande zu befürchten hat. Wenn es fich 
nun um Extabulieung eines bücherlich eingetragenen Nechtes han— 
delt, fo ift folche mittelft eines befonderen Anbringens bey der 
Landtafel oder der Grundbuchöbehorde anzufuchen, und diefem 
Geſuche ift die Quittung beyzulegen. Früher mußten auch alle 
diejenigen Urkunden, die auf die getilgte Poft den eigentlichen 
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Bezug haben, beygebracht werden, was aber jest nicht mehr 
nothmwendig ift. 

7) Außer den hier erwähnten Erlöfchungsarten find, befon- 
ders in Bezug auf Hypotheken, noch zwey andere zu bemerfen, 
die theild in der Gerichtsordnung, theild in befonderen Verord— 
nungen ihren Grund haben. Wenn nähmlich eine Sache im 
Concurfe, oder im Wege der Grecution durch dffentliche Verſtei— 
gerung verkauft wird, fo verlieren alle Gläubiger, welche nad) 
vorgenommener ordnungsmäßiger Vertheilung des Kauffchillings 
nicht befriedigt werden können, das ihnen hierauf eingeräumte 
Pfandrecht, und der Käufer kann verlangen, daß ihm die Sache, 
außer den ihm befonders zur Zahlung angemiefenen verhnpothe: 
eirten Schulden, Taftenfrey übergeben werde. Ein freymwilliger 
Verkauf, follte er auch mit öffentlicher Feilbiethung verbunden 
ſeyn, bringt diefe Wirkung nicht hervor. Der Käufer kann fich 
von den auf der Realität haftenden Laften durch Einficht der 
öffentlichen Bücher überzeugen; glaubt er dadurch gefährdet zu 
feyn, fo mag er vom Kaufe abftehen, oder die Sache mit dem 
Schuldner außergerichtlih abmadhen. Befondere ftreitige Rechts— 
verhältniffe Eann die Anordnung des $. 324 der a. ©. O. 
bierbey erzeugen. Diefer ordnet nähmlich an, daß, wenn fein 
Theil dreyßig Tage nach der zu erheben gewefenen Schägung die 
Zeilbiethung angefucht hat, der Kläger fchuldig ſey, dad Gut 
um die Schäßung zu übernehmen, und der Beklagte, ed ihm da= 
für zu überlaffen. Ich erinnere mich eines Falles, wo bende 
Theile diefen Termin vorbenftreichen ließen, ohne um die Zeil- 
biethung anzulangen. Nach verftrichenem Termine meldete fich 
der Kläger und verlangte von dem Erecuten die Abtretung des 
Haufes um den Schätzungswerth. Allein die auf dem Haufe in: 
tabulirten Schulden überftiegen denfelben. — Was war in diefem 
Falle Rechtens? — Viele behaupteten, daß fich die Gläubiger 
diefe Abtretung gefallen laffen müffen, und daß diejenigen, wel: 
che aus dem Kauffchillinge nicht befriedigt werden können, ihr 
Pfandrecht einbüßen. Sie gründeten ihre Meinung befonders 
darauf, daß diefe Abtretung die Stelle des Licitandoverkfaufes 
vertrete. — Allein ift wohl dieſe AUnficht dem Geifte des Geſe— 
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ge3 gemäß? — Dem im Erecutiondwege vorzunehmenden Vers 
Faufe eines unbeweglichen Gutes muß, wie bereit erwähnt wur— 
de, die Verſtändigung der darauf eingefragenen Gläubiger vor: 
hergeben, und wenn fich hierüber nicht genau ausgewiefen wird, 
fann die Licitation nicht einmahl vorgenommen werden. Diefe 
- Anordnung hat doch offenbar feinen anderen Zweck, als damit 
die Gläubiger bey der Licitation ihre Rechte Bewahren, und ent= 
weder von dem ihnen im $. 462 eingeraumten Befugniffe Ge: 
brauch machen, oder felbft mitbiethen, und dadurdy verhindern 
fonnen, daß die Sache nicht um einen zu wohlfeilen Preis hintan 
gegeben werde; ſoll ihnen diefes Recht durch die Vernachläſ— 
figung ihre Schuldnerd auf diefe Art entzogen werden können? 
Gewiß nicht. Ich glaube, daß durch die Vorfchrift ded $. 324 
der a. ©. D. nur perfönliche Rechte und Pflichten des Klägers 
und des Erecuten gegründet werden; die Rechte dritter Perfonen 
bleiben dabey unbeirret. — Es tritt hier dad nähmliche Rechts— 
verhältnig ein, wie, wenn Jemand aus freyer Hand eine Rea= 
Yität erfauft, worauf mehr Schulden bücherlich einverleibt find, 
als der Kaufpreis ausmacht. Wird ein folcher Kauf vorläufig 
verabredet, fo kann der Verfäufer ebenfalls gezwungen werden, 
ihn in Vollzug zu bringen, ohne daß dadurch die Rechte der in— 
tabulirten Gläubiger im ©eringften beirret werden. — Die Folge 
davon ift, daß der Käufer zwar mit feiner erkfauften Realität 
allen intabulirten Släubigern haftet, daß jedoch der Verkäufer 
demfelben in Anſehung jener auf der Realität haftenden Schul- 
den, die ihm zur Zahlung nicht angewiefen wurden, die Ver— 
tretung leiften müffe ($. 928). Da die Unterlaffung des Anſu— 
chend um Zeilbiethung lediglich von dem freyen Willen des Klä— 
gerd und Erecuten abhängt, fo ift diefelbe als eine ftillfchweis 
gende freymillige Erklärung zu achten, daß der Kläger die 
Realität um den Schägungsprei5 übernehmen, und der Erecut 
fie ihm überlaffen wolle. Cie Fann alfo den zwangsweilen | 
Licitandoverfauf nicht erfegen. — Ein anderer Sal, der die 
Stelle eines folchen zwangsweiſen Licifandoverfaufes in Bezug 
auf die Rechte der intabulirten Gläubiger verfreten muß, ift, 
wenn eine Sache zum allgemeinen Beften, gegen Vergütung des 


[$. 469. ] 543 


Schaͤtzungspreiſes, überlaffen werden muß ($. 365). — Denn je: 
der Sache Flebt gleichfall3 die Lafl an, daß felbe, wenn es das 
allgemeine Beſte erheifcht, gegen Vergütung des Schäßungspreis 
ſes dem Staate abgetreten werden müffe. Jeder intabulirte 
Gläubiger hat fohin nur ein Pfandrecht auf die bereit mit die— 
fer Belaftung verfehene Sache, und er muß daher in dem Zalle, 
al3 der Staat dieſes Recht in Ausführung bringt, in fo weit 
der Vergütungsbetrag den Betrag feiner Schuld nicht erreicht, 
fi) den Verluſt feines Pfandrechtes eben fo gefallen laffen, als 
jene Gläubiger, deren Forderungsn auf eine Realität intabulirt 
find, worauf vor ihnen das Recht eines Anderen, vie Realität 
um einen beftimmten Preis an fich zu bringen, eingetragen ift. 

8) Eine befondere Art der Aufhebung der Hypoihefen ge: 
fhieht durch die Amortifation. — Wenn nähmlich bey der Land: 
tafel, dem Stadt: oder Grundbuche eine über fünfzig Jahr alte 
Schuldpoft haftet, ohne daß fich Jemand des Capitals oder der 
Intereſſen halber meldete, diefe Schuldpoft auch nicht auf den 
Nahmen eines wilfentlich lebenden Gläubigers, oder eined cor- 
poris, dad nicht abjtirbt, Tautet, auch des Gläubiger Erben 
unbekannt find, fo kann der DBefiger einer folchen Realität, auf 
welchen die Forderung lautet, bey dem Landrechte, Magiftrate 
oder der Grundobrigkeit, welcher die Realität unterfteht, um Aus- 
fertigung einer Cdictalcitation sub clausula praeclusi einfchrei= 
ten ; die competente Behörde hat fonach ein Edict auszufertigen, 
in demfelben die Nahmen derjenigen, auf welche die Einverlei— 
bung oder die hierauf Beziehung nehmenden Geffionen lauten, 
genau auszudrucken, hiebey eine Friſt von einem Jahre, fech3 
Wochen und drey Tagen zur Anmeldung zu beftimmen, und 
dad dießfalls erpedirte Edict nicht nur allen an gewöhnlichen, 
den dffentlichen Kundmachungen beftimmten Stadtpläßen anzu— 
ſchlagen, fondern auch alle Viertelfahre wenigftens jedes Mahl 
drey Mahl den üffentlichen Zeitungsblättern einrücken zu ma: 
chen, und zu beforgen, daß es überdieg in allen Kreifen durch 
dad Landeögubernium Eundgemacht werde '). Diefe Vorfchrift 
ift durch den $. 1479 des Gefeßbuches nicht aufgehoben worden, 





4) Hofdeeret vom 15. März 17895 J. G. ©. Nr, 282. 
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indem diefer $. bloz beftimmt, daß alle Nechte gegen einen 
Dritten, ohne Unterfhied, ob fie verbüchert find oder nicht, in 
der Regel durch dreyfigjährigen Nichtgebrauch , oder durch drey— 
ßigjähriges Stillſchweigen erlöfhen, und daher, wern auf dem 
ordentlichen Rechtswege die Stage zu entfcheiden ift, welcher 
Zeitraum der Negel nach zur Verjährung erforderlich ſey, die 
Entfcheidung nach den Beftimmungen des $. 1479, mit Rückſicht 
auf die in dem Kundmachungspatente ded bürgerlichen Geſetzbu— 
ches enthaltenen Befchranfungen, zu geben iftz das citirte Hofde— 
cret vom 45. März 1784 hingegen nicht die mindefte Beſtim— 
mung über die Verfährungdzeit felbft gibt, fondern bloß von der 
Trage handelt, in welchen Fällen die Löfchung einer verfährten 
Schuldpoft auf dem Wege der Edictalcitation ded Gläubiger: 
und mit der Eifparung des ordentlichen Rechtsweges erwirkt 
werden könne '). 


0. 470, 
Vom Borzugsrechte der Pfandgläubiger, 
Die Vorzugsrechte der Gläubiger bey dem Aus— 
bruche eines Goncurfes bejtimmt dad Verfahren 


in Concuröfällen, 

4) Wenn über einen Schuldner der Concurs eröffnet wird, 
welcher vorausfeßt, daß das fammtliche demfelben angehörige be= 
wegliche und unbewegliche VBermdgen nicht hinreicht, alle feine 
Gläubiger zu befriedigen, fo find aus dem eigenthümlichen Ver— 
mögen des Schuldners vor allen diejenigen zu befriedigen, welche 
nach eröffnetem Concurſe für die Maſſe ſelbſt etwas verwendet, 
oder für felbe gearbeitet haben, als der Vertreter der Maffe 
und der Verwalter des Vermögens. Die übrigen Schuldpoften 
werden in ſechs Claffen eingetheilt, und nach ihrer Reihenfolge 
bezahlet. In die erfte Claffe werden gefeßt: a) Die zur Be— 
gräbniß des DVerfchuldeten nothwendigen Unfoften; b) die erfote 
lichen Trauerfoften, doch nur in dem Kalle, wenn der Verſchul— 
dete vor Eröffnung des Concurſes gejtorben ift; c) die Hausge— 


— 


1) Hofdecret vom 20. November 12135 J. G. S. Wr, 1519, 
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noffen, welche um Koft oder Lohn, oder um beydes zugleich einem 
Herrn dienen, mit ihrem von dreyen Jahren her rücjtändigen 
| Liedlohn, von der Eröffnung des Concurfes zurück zu rechnen; d) 
die Aerzte, Wundärzte und Upothefer mit dem, wad fie von 
Einem Jahre her an den Verfchuldeten für ihre Bemühungen 
und abgegebene Arzneyen zu fordern haben; e) die Rauchfang— 
Fehrer,. ebenfalld mit ihrem Verdienfte von Einem Jahre her, vom 
Tage des eröffneten Concurfes zurück zu rechnen. Die vor allen 
claffificirten Gläubigern aus der Concursmaſſe zu berichtigenden 
Forderungen werden ganz natürlich aus allen Vermögenszwei— 
gen, nad) Verhältnig des Erlöfes derfelben, befriedigt, ausge: 
nommen diejenigen, die für eine befondere VBermögensmaffe 
verwendet worden find, denn diefe müffen auch lediglich aus 
diefer ihre Befriedigung erlangen. Die übrigen Gläubiger der 
erften, Clafje haben ihre Forderungen aus der Gefammtmaffe 
des Concurövermögens zu beziehen, und es haben daher alle ein— 
zelnen Vermögenszweige pro rata dazu beyzufragen. 

2) Die landesfürftlichen Gaben und die obrigfeitlichen For: 
derungen find nach, der Vorfchrift der Concursordnung fo zu 
claffifieiren , wie es bisher, Kraft der bejtehenden Gefege, üblich 
war. Nach der neueften Verordnung gebührt aber den Rück— 
ftänden der legten drey Jahre an Tandesfürftlichen Steuern und 
gutöherrlichen Gaben ein gefegliches Pfandrecht auf dad Out, 
und zwar von allen darauf eingetragenen Gläubigern. Diefes 
Vorrecht erftret fich auch auf rückſtändige Veränderungsgebüh— 
ren '). Daraus fcheint mir nun Elar hervorzugehen, daß ge: 
genwärtig die von einem Gute zu beftreitenden landesfürſtlichen 
Steuern und herrfchaftlichen Abgaben, mit Einſchluß der Ver. 
änderungsgebühren, nicht mehr in die erfte, fondern im die 
zweyte Claſſe (verfteht ſich mit obiger Beſchränkung auf drey 
Jahre), jedoch vor allen übrigen Pfandgläubigern, zu verſetzen 
ſeyen. Jedoch haben dieſe landesfürſtlichen Steuern und obrig— 
keitlichen Forderungen unter ſich kein Vorzugsrecht. Hier— 
auf folgen bey Dominien die aus dem Bande der Unterthänig— 


1) Zuſtiz-Hofdecret vom 16. September 1225; I: G. ©. Nr. aıı2. 
Nippel's Commentar III, Ih. 35 
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feit entftehenden Unterthansforderungen, jedoch nus mit der Bes 
ſchränkung auf den achten Theil des Werthes der Herrfchaft '). 
Tach diefen kommen alle Pfandgläubiger, nah Maßgabe der 
Zeit, als fie dad Pfandrecht erhalten haben. Die Zinfen von 
einem Pfandcapitale haben das nähmliche Vorrecht, als das 
Capital felbft, von drey Jahren her, vom Tage des eröffneten 
Goncurfed zurück zu rechnen; wären fie aber fchon vorher, doch 
unauögefegt, eingeflagt worden, fo hätten fowohl jene, welche 
von drey Jahren, vom Tage der eingereichten Klage zurück zu 
rechnen, herrühren, ald jene, welche nach der Klage bis zum 
ausgebrochenen Goncurfe verfallen find, dad nähmliche Vorrecht 
zu genießen. Zur Erläuterung meiner Anficht diefer in der Pra— 
xis nicht ganz gleichformig ausgelegten efegeöftelle ein. Bey: 
fpiel: Auf dem Gute A ift ein fünfprocentiges Darleihen von 
1000 fl. intabulirt. Will nun der Gläubiger den rücftändigen 
Zinfen dad gleiche Vorrecht mit dem Capitale bewahren, ſo 
muß er vor Ablauf von drey Jahren eine Klage auf Zahlung 
diefer rücftändigen Zinfen, oder auch nur auf Liquidhaltung ders 
felben einreichen, wobey ed fehr räthlich ift, daß er mit diefer 
Klage die Bitte in Verbindung ſetze, die Einreichung diefer Kla— 
ge in dem dffentlichen Buche anzumerken. Hat er diefe Klage 
überreicht, fo kann er neuerdingd drey Jahre zumartenz vor 
vollftandigem Abflug derfelben muß er aber eine neuerliche Klage 
einreichen, und fo fort alle drey Jahre damit fortfahren. Es 
verfteht fi) von felbft, daß diefe Klage gegen den Befißer der 
Hppothef, und nicht gegen den Schuldner überreicht werden 
müſſe, wenn beyde verfchiedene Perfonen find. Im lesteren Falle 
Fan, nach meiner Meinung, die Bitte der Klage dahin geftellt 
werden, daß der ©eflagte fehuldig fey, zu geftatten, daß Kläger 
fih wegen diefer Intereffen aus der Hypothek zahlhaft mache. 

3) Wenn eine und die nähmliche Forderung auf verfchiede- 
nen Realitäten des Cridatard eingetragen ift, entfteht die Frage, 
ob e5 in der Willkühr des Gläubigers liege, feine Korderung 


4) Es verfteht fih indeffen von felbft, daß jene Forderungen, welche zur Zeit der 
Einführung der Detaya fihon auf dem Gute hafteten, den Vorzug vor den 
Unterthansforderungen genießen. 
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aus dem Derfaufspreife der einen oder anderen Realität zu be: 
ziehen, oder nad) welchen Grundfäsen überhaupt der Maffever: 
walter bey DBertheilung des für jede Realität eingegangenen 
Kauffchilfings vorgehen müffe. — So viel fiheint ausgemacht, 
daß der mit feiner Forderung auf mehrere Realitäten eingetra— 
gene Gläubiger verlangen könne, daß, wenn er mit feiner For— 
derung nicht ganz befriedigt werden könnte, die Nepartition auf 
eine Art gefchehe, wodurc die möglichft größte Summe für ihn er— 
zielet werde. Denn die Einfragung der nähmlichen Schuldforde: 
rung auf mehrere Realitäten follte ja ihrem Zwecke nad) dem Gläu— 
biger die größt möglichfte Sicherheit verfchaffen. So lange da= 
her noch nicht gewiß ift, ob der Gläubiger aus der einen oder 
anderen Realität feine vollfommene Befriedigung erhalten wer: 
de, muß demfelben bey jeder Nealität fein Hypothekarrecht auf: 
recht erhalten werden. Kann aber ein folcher Gläubiger aus 
der einen oder anderen Hypothek feine Befriedigung erlangen, 
fo hat derfelbe Kein rechtliches Intereſſe mehr, zu verlangen, daß 
ihm feine Forderung nicht aus diefer Hypothek, woraus fie ihm 
von der PVermögendverwaltung bezahlt werden will, fondern 
aus einer anderen Hypothek zugewiefen werde. Die Vermö— 
gensverwaltung hat aber die Verpflichtung, daß fie, wenn der 
Hypothefargläubiger auf verfchiedene Art und Weife befriedigt 
werden Fann, eine folche Befriedigungsart wähle, daß dabey die 
vorzüglichern Anfprüche der übrigen Gläubiger berückfichtiget, 
in fo fern aber feinem ein vorzüglichee Anfpruch zufteht, die 
möglichfte Gleichheit der Rechte der einzelnen Gläubiger herge— 
ftellt werde, Aus diefer Beinerkung ergibt fich folgende Re— 
gel, welche die Vermögensverwaltung bey Nepartition der Con— 
curömaffe in der angedenteten Beziehung zu beobachten haben 
wird. Diefeibe kat nähmlich den Forderungsbetrag des auf meh: 
tere Nealitäten intabulirten Gläubigerd nah dem Werhältniffe 
des Kauffchilfingd, welcher für jede Nealität eingegangen ift, zu 
repartiren; zeigt fi nun, daß in Folge diefer Nepartition der 
Hypothekargläubiger feine vollftändige Befriedigung erlangen 
Kann, fo ift ihm diefelbe nach Art und Weife diefer Repartition 
zu verfchaffen. Würde aber eine oder die andere Realität, resp- 

35° 
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der dafiir eingegangene Kauffchilling, nicht hinreichen, daß aus 
felbem der entfallende Betrag bezahlt werden könnte, fo müßte 
der Neft verhältnigmäßig von dem Kauffchillinge der anderen 
Nealitäten berichtigt werden, und follte folcher Geftalt der Kauf: 
fchilling der einen oder anderen Realität gleichfall3 hierzu nicht 
hinreichen, fo. müßte der Reft wieder auf die Kauffchillinge der 
anderen Realitäten umlegt werden, bis der Gläubiger feine gan 
ze Befriedigung erhält, oder alle Hypotheken erfchöpfet find. — 
Denn im Gonflicte mit dem auf diefen mehreren Hypotheken 
intabulirten Gläubiger muß fidy jeder auf der einzelnen Realität 
nachfolgende Hypothekargläubiger gefallen laſſen, daß früher die 
Sorderung feines Vorgängers von dem Kauffchilfinge in Abzug 
gebracht werde, als man zu feiner Befriedigung fchreitet; in Be: 
zug auf die diefer Forderung auf den einzelnen Realitäten nad) 
gehenden Gläubiger wird aber durch eine folche Repartition die 
möglichfte Gleichheit derfelben erzielet. 

4) Daß die Befriedigung der Pfandgläubiger nach Maß: 
gabe der Zeit gefchehe, als fie dad Pfandrecht erlangt haben, 
wurde bereit5 erwähnt. — Bey unbeweglichen Gütern, bey wel: 
chen durch die Gintragung der Forderung in den dffentlichen Bü— 
chern dad Pfandrecht erlangt wird, ift auch vorgefchrieben, daß 
die Eintragung in der Zeitordnung gefchehe, als die dießfälligen 
Gefuche in das üffentlihe Buch eingetragen wurden. — Sollte 
indeffen aud DVerfehen eine Korderung, um deren Intabulation 
früher angefucht worden ift, nach einer fpater zur Intabulation 
gebrachten Korderung in dem dffeatlichen Buche eingetragen wer: 
den, fo würde doch da5 Prafentatum des Ginreichungsprofocolls 
über den Vorzug entfcheiden. Diefes gilt jedoch nur von dem: 
jenigen Ginreichungdprotocolle, das bey jener Behörde, der das 
öffentliche Buch unterfteht, geführt wird. Es ift z. DB. dem 
k. k. Fiscalamt geftattet, feine Pranotationd- und Intabulationd: 
gefuche entweder ben feiner privilegirfen Inſtanz, dem Landrech- 
te, oder bey der Grundbuchäbehorde felbft einzureichen; wählt 
dadfelbe das erftere, fo wird über den Vorzug nicht dad Prä— 
fentatum des Tandrechtlichen Einreichungsprotocolls, fondern die 
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Zeit, in welcher dad Erfuchfchreiben des Landrechted bey der 
Örundbuchöbehörde einlangt, entfcheiden. 

5) Wann die Gläubiger der zweyten Glaffe befriediget 
find, kömmt die Reihe an die der dritten Glaffe, welchen 
in Unfehung ihrer Befriedigung aus dem Concursmaſſe-Vermö— 
gen gleichfald ein vorzügliches Recht zufteht. Diele find: a) 
die Pupilfen, und jene, die den Pupillen in den Geſetzen 
gleich gehalten werden, Falls fie mit Feinem Pfandrechte bededt 
find, wenn der VBerfchuldete ihre Gerhab, Curator, Güterver— 
walter, oder ihre Obrigkeit als Dbergerhab war; b) der Fiscus, 
mit dem, was er an landesfürftlihen Dienern wegen ihres 
Dienjtes zu fordern hat; c) die fürmlichen Wechfelbriefe; d) je: 
ne, obfihon nur trockene Wechfelbriefe, welche von Handelsleu— 
ten am die Landesfabriken, oder auch an folche erblandifche Ma— 
nufactursarbeiter, welche leinene, oder auch Waaren von Wolle, 
Sattun, Seide, Leder, Glas, Gold und anderen Metallen ver— 
fertigten,- ausgeftellt worden find, in fo weit jede Fabrik oder je: 
der Fabrikant feine erzeugten Waaren ein Jahr vor dem ausge: 
brochenen Sallimente geborgt hat; wie denn auch diejenigen, 
welche obgenannten erblandifchen Fabrifen oder Manufactursar: 
beitern einiges Geld oder Materialien auf trockene Wechfelbriefe 
in dem legten Jahre vor dem PVerfalle borgten; e) das 
Cheweib des Verfcehuldeten, in Rückſicht des wirklich zugebrach- 
ten und einftweilen nicht etwa zurückgeftellten Heirathgutes, wie 
‚auch in Rückſicht der verfchriebenen Widerlage, fo weit diefe den 

- Betrag des wirklich abgeführten Heirathsgutes nicht überfchreiter, 
Falls diefe Forderungen des Eheweibes mit Feinem Pfandrechte 
bedeckt find. Von diefen wird jedoch in dem Hauptſtücke von 
den Ehepacten ausführlicher gehandelt werden. Diefe Gläubiger 
genießen unter fich Eeinen Vorzug. Im Betreff der Zinfen gilt 
dasfelbe, wad Nr. 2 gefagt worden ift. 

6) Hierauf folgt die vierte Claffe, wohin alle Forderun— 
gen gehören, die nicht ausdrücklich einer anderen Claſſe zugewie— 
fen find, fammt den dreyfährigen Zinfen (Nr. 2). — Sind auch 
diefe Forderungen befriedigt, fo eröffnet fich die fünfte Claſſe, 
wohin die Zinfen gehören, die nicht gleiches Vorrecht mit dem 
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Gapital genießen. Dann folgt die fechfte Claffe, wohin jene zu 
feßen find, welche aus einer bloß wohlthätigen Handlung des 
Berfehuldeten, 3. DB. ein Befchenkter, zu fordern haben, eben— 
falls ohne Unterfchied nach dem Verhältniffe ihrer Sorderungen ; 
und nach diefen, fohin eigentlich in der fiebenten Claffe, 
der Fiscus mit den zuerfannten Strafgeldern , in fo weit beyde 
Forderungen mit Eeinem Pfandrechte bededt find. 

7) Wenn in einem Concurfe ein Berge, Poch-, Hütten: 
oder Hammermwerf, oder fonjt ein dahin gehöriges Gut begriffen 
ift, find in Beziehung auf diefes Vermögen, nicht aber in Rück— 
fiht der übrigen Concurmaffe, den in Nr. 1 aufgeführten 
Släubigern der erften Glaffe, folgende Gläubiger, und zwar 
nach jener Ordnung, welche hier ausgedrückt ift, vorzuſetzen: a) 
der landesfurftliche Ziscus, oder diejenigen Grundherren, welche 
des Bergzehentes, oder ded Bezuges der Erb-, Chur: oder Qua= 
tembergelder inöbefondere befugt find, in Anſehung des ihnen von 
den erzeugten Metallen und Mineralien bereits geftürzten, oder 
von derley Erzeugungen ſchon für fie von dem BVerfchuldeten in 
Geld eingehobenen und nicht abgeführten Zehenten, Frohnen— 
oder Urbarz, dann Erb, Holz, Churz, wie auch Auatembergel: 
dern, jedoch leßere nur von drey Quartalen, vom Tage ded ausge— 
brochenen Concurſes zurück zu rechnen; b) die Gewerfen, in An: 
fehung der fihon gefchloffenen, und bey dem Vermögen des Ber: 
fhuldeten befindlichen Ausbeute; ec) wie auch wegen der zum 
Betrieb de3 Bergbaued bar erlegten, und in des Verfchuldeten 


Händen verbliebenen Zubuße und Verlags, dann fonftiger ges 


meinfchaftlichen Werksvorräthe und Materialien; d) die Berge, 
Poch-, Hütten, Hammer: und Bergfabrifen: Werfdarbeiter, in 
Anfehung ihrer Arbeitlohnsforderungen, jedoch) nur von zwey 
Duartalen, von der vor dem eröffneten Concurfe gefchehenen 
fegteren Bergrechnung zurück zu rechnen; e) die Forderungen 
der Knappſchaft- oder Bruderladen, in Anfehung de3 von dem 
Berfihuldeten den Arbeitern zwar von ihrem Lohne abgezogenen, 
jedoch nicht in die Knappfchaftd: oder Bruderladscaffe abgegebe: 
nen Brudergeldes oder fogenannten Büchfenpfennigs; f) die Erb— 
ftölfner, in Anfehung des Grbftolfenneuntel5 oder fonftiger Erb— 
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ſtollengebühr; g) jene, welche an den Schacht-, Geſtäng-, Wal: 
fer= und anderen fogenannten Bergmerköfteuern oder Zinfen etwas 
zu fordern haben ; jedoch nur in Rückſicht zweyer Quartale, von 
der vor eröffnetem Concurſe gefchehenen legten Bergrechnung zu: 
rück zu rechnen; wie auch jene, welche an Hütten: und Pod): 
werkszinſen etwas zu fordern haben, jedoch nur auf ein Jahr 
lang, von der Zeit der vor erdffnetem Concurfe gefchehenen Teß: 
ten Bergrechnung zurück zu rechnen. 

8) Auf gleiche Art find in folhem Falle den Nr. 5 er: 
wähnten Gläubigern in der dritten Claffe vorzufegen: die Ver: 
leger, welche zum Betriebe der Werfer, dans Unterhaltung der 
Ürbeiter den Verlag an Geld, Bergerforderniffen und Lebens: 
mitteln vorgefchoffen haben, wenn fie fih bevor ald wirkliche 
Derleger in den Bergamtd= oder Berggerichtsbüchern gehörig ha= 
ben vormerken laffen; jedoch nur in Rückſicht zweyer Quartale, 
von der vor eröffnetem Concurfe gefchehenen legten Bergrechnung 
zurück zu rechnen '). 


. 471. 
Bon dem KRetentionsrechte. 


Weder der Pfandnehmer, noch irgend ein anderer 
Snhaber einer fremden Sache ift nach Erlöſchung 
des ihm eingeraumten Rechtes befugt, diefelbe 
aus dem Grunde einer anderen Forderung zu— 
rück zu behalten. Er kann aber, wenn die in 
der Gerichtsordnung beftimmten Erforderniffe 
eintreten, und die Sache beweglich ift, fie in 
gerichtlihe Verwahrung geben und mit Ber: 
both belegen, oder, wenn fie unbeweglich ift, 
die Sequejtration derfelben anfuchen. 
41) Nach dem römischen Nechte und auch den neueſten Geſetz— 
büchern, felbft nach dem weftgallisifchen, als Entwurf des gegen- 
wärtigen Geſetzbuches, fteht dem Gläubiger, ungeachtet der ge: 





1) Allg. C. O. 1: 3 u. 35. 
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tilgten Schuld, dad Recht zu, dad Pfand einer anderen richfigen, 
und bereitö fälligen Forderung wegen zu feiner Sicherheit zurück 
zu behalten, In diefes Netentionsrecht wird dem Inhaber einer 
fremden Sache noch in vielen anderen Fällen wegen einer auf 
die Sache fich beziehenden Forderung, insbefondere eines darauf 
gemachten nothwendigen oder nüßlichen Aufwandes (3. B. dem 
Entlehner, Miether, Pächter u. f. w.) eingeräumt. 

2) Allein der öfterreichifche Geſetzgeber zog bier in Erwä— 
gung, daß diefes Recht, um fih im Befige und Genuffe der 
Sache zu erhalten, oder deren DVerfchlimmerung oder Verluſt 
noch langer zu verheimlichen, fehr Leicht mißbraucht werden könne, 
und die Beforgniß dieſes Mißbrauched dem wechfelfeitigen Ver: 
trauen und Verkehre fehr hinderlich fen; daß ed ferner fehr hart 
fey, dem Gigenthümer wegen einer an ihn gemachten, noch uns 
ausgewiefenen Sorderung, die oft bey demfelben in gar Feiner 
Gefahr fieht, den Beſitz und Genuß feiner Sache zu entziehen, 
und daß endlich dem Inhaber, dafern er wirklich Gefahr lauft, 
von der Gericht3ordnung andere Mittel der Sicherftellung ange: 
bothen werden, und fand fich daher aus diefen Gründen bewo— 
gen, dem Zurücdbehaltungdrechte nicht Statt zu geben '). 

3) Das Gefeß redet hier von einer bereits beftehenden For— 
derung, um deren Willen die Sache zurücbehalten werden fol. 
Man Fann daher diefe gefegliche Beftimmung nicht auf jene 
Fälle ausdehnen, wo die Forderung erft durch die Uebergabe 
dee Sache entfteht. Setzen wir 3. B., der A habe dem B fein 
Neitpferd abgefauft; nun fordert der erftere die Uebergabe des— 
felben, ohne aber hiefür den Kauffchilling zu bezahlen. In die: 
fem alle wird B Eeinedwegd zur Uebergabe ded Pferdes vor 
Erlegung des Kauffchillingd verhalten werden können; denn hier 
handelt ed fih um Erfüllung eined Gontracted, auf welche Feiner 
der Pasciscenten dringen Fann, wenn er nicht auch von feiner 
Seite den Vertrag zu erfüllen bereit ift ($. 1052). Hier Fann 
man auch nicht eigentlich fagen, daß die Sache wegen einer For: 
derung zurückbehalten werde; denn ſo lange der Verkäufer die 








4) Siehe Zeilfers Commentar, 
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verkaufte Sache in Händen behält, hat er auch Fein Recht, 
einen Kauffchilling zu fordern. Hat 3. B. Demand eine Woh: 
nung in feinem Haufe vermiethet, und fich dabey die Bezahlung 
des halbjährigen Zinfes jederzeit im Voraus bedungen, fo kann 
er dem Mliether die Uebergabe der Wohnung in fo lange ver— 
weigern, bis nicht diefer halbjährige Zins entrichtet ift. — Dages 
gen wird er, wenn er von diefem Rechte Gebrauch macht, den 
Zind erft von der Zeit an fordern können, ald er diefem die 
Wohnung wirklich übergeben hat; wollte er den Zins von dem 
Zeitpuncte an verlangen, als die Beziehung der Wohnung con= 
fractmäßig hätte gefchehen follen, dann würde er dad im diefen 
$. erwähnte NRetentionsrecht geltend machen wollen, was nicht 
angeht. 

4) Will nun der Inhaber de5 Handpfandes oder einer 
fremden beweglichen Sache überhaupt, diefe wegen einer Forde— 
rung, zu deren Sicherheit ihm die Sache nicht übergeben wor— 
den ift, zu diefem Zwecke benügen, fo fteht ed ihm frey, dies 
ſelbe, in fo fern fie dazu geeignet ift, gerichtlich zu hinterlegen, 
oder in fo fern diefe, vermöge der Eigenfchaft der Sache, nicht 
Statt hätte ſie der Gewahrſame eined Dritten anzuverfrauen 
($. 348) und den Verboth auf felbe zu erwirfen. Um diefen 
aber zu erwirfen, muß er darthun, daß er bey feinem Schuld: 
ner, wegen Abgang anderer Zahlungsmittel, in Gefahr ftche, und 
überdieß muß er die Richtigkeit feiner Forderung durch eine vol— 
len Glauben verdienende Urkunde ausweifen, oder Sicherheit Tei- 
fien, um dem Beflagten für den Fall, ald die Forderung nicht 
erwiefen werden könnte, wegen ded Schimpfed und Schadens 
Genugthuung zu verfchaffen. Der Verboth ift bey jenem Rich— 
ter anzufuchen, unter welchem derjenige fteht, auf deifen Sache 
der Verboth geführt werden will, oder bey welchen diefer zu bes 
langen wäre, wenn er ſich im Orte befände, wo. die Güter an— 
gehalten wurden. Der Verbothöwerber muß auch längftens bin: 
nen vierzehn Tagen die Klage zur Rechtfertigung des Verbothes 
überreichen. Wären die in Verboth gezogenen Güter dem Ver: 
derben unterworfen, oder e3 Eoftete deren Unterhalt zu viel, fo 
folfen fie auf eines oder des anderen Theile Anlangen, nach 
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vorläufiger Schäßung, dem Meiftbiethenden verkauft, und das 
gelöfte Geld in gerichtliche Verwahrung genommen werden '). 

5) Iſt die verpfändete Sache eine unbewegliche, fo gefchah 
der Verpfändungsact nicht durch phyſiſche Uebergabe derfelben , 
fondern durdy Eintragung der Forderung in die öffentlichen Bü— 
cher. Es kann alfo von feinem Zurücbehaltungsrechte der Sa— 
che felbft, und fohin auch von Feiner Zurückſtellung derfelben 
eine Rede feyn. — Jedoch hat die Vorfchrift ded gegenwärtigen 
$. auch auf diefen Fall in fo weit Anwendung, ald der Gläu— 
biger nicht berechtiget ift, der im $. 1369 ausgefprochenen Ber: 
pflihtung entgegen, dem Schuldner wegen einer andermweitigen 
Forderung die Löfchung der intabulirten Sorderung zu verweigern. 
So wie aber bey dem Handpfande ed allerdings angehet, daß 
dasfelbe dem Gläubiger von dem Schuldner zur Sicherftellung 
einer anderen Forderung freywillig als Pfand noch meiters in 
Händen gelaffen wird, fo können auch hier Gläubiger und 
Schuldner dad Uebereinfommen treffen, daß dem erfteren der 
nunmehr zur Löfchung geeignete Satz wegen einer anderen Forz 
derung vorbehalten bleiben folle, welches neue Webereinfommen 
auf die gedachte Satzpoſt fuperintabulirt werden kann. 

6) Die Sequeftration, als mittlerweilige Vorfehrung, von 
der eigentlich in diefem $. die Nede ift, findet nach der Ge: 
richtöordnung nur in zweyen Fällen Statt, wenn nähmlich: a) 
zwifchen dem Kläger und dem Beklagten ftreitig it, welchem 
Theile der Beſitz einer Sache oder Gerechtfame gebühre, und Fein 
Theil fein Recht zum Befige fogleich erweifen kann; und b) wenn 
der Kläger eine Sache oder Gerechtfame anfprüchig macht, in des 
ren Beſitz der Beklagte fich befindet, und eine Gefahr erweislich 
macht, daß der Beklagte folche während des Prozeffes veräußern, 
verderben, oder Schaden nehmen laffen dürfte *). Aus diefem 
folgt, daß die Sequeftration niemahls an die Stelle eined erlo— 
fchenen Pfandrechted treten Eönne. Die Schlußworte diefes 9. 
können daher nur auf den Fall Beziehung haben, wenn derjenige, 
welchem die Inhabung einer unbeweglichen Sache aus einem bes 


1) Allg. ©. D. $j. 233 — 290. 
2) Allg: ©. O. 99. 292 und 2393. 
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fonderen Nechtötitel. überlaffen worden it, nach Erlöfchung de3 
dießfälligen Nechted felbe gegen den Willen des Eigenthümers 
aus einem anderen, noch nicht gerichtsordnungsmäßig richtig 
geftellten Nechtötitel fortfegen wollte. — Gebe man z. B.: 
der A, welcher in dem Haufe des B eine Wohnung gemiethet 
hatte, wollte nach erlofchenem Mliethvertrage fich noch aus 
dem runde in der Innehabung der Wohnung erhalten, weil 
er behauptet, daß ihm inzwifchen die Servitut der Wohnung 
eingeräumt worden fey. Cr müßte nun, zu Folge gegenmwärtiger 
Vorfchrift, die Wohnung ohne weiters räumen, jedoch ftünde 
ihm bevor, eine Klage wegen Anerkennung diefer Servitut zu 
überreichen, und im Falle die oben angedeutete Gefahr vorhan⸗ 
den wäre, um die Sequeſtration auzuſuchen. 

7) Oefters geſchieht ed, wie bereits $. 448 bemerkt worden 
ift, daß Diplome, Zeugniffe, Päſſe u. f. w. dem Gläubiger 
zur Sicherftellung feiner Forderung übergeben, und nad) dem 
gemeinen Ausdrucke verfegt oder verpfändet werden. In diefem 
alle wird dem Gläubiger Fein eigentliches Pfand , fondern nur 
ein Netentionsrecht eingeräumt, welches, in fo weit dabey den 
politifchen Verfügungen nicht zu nahe getreten wird, aufrecht 
erhalten werden muß. — Für den Gläubiger kann die Vorent— 
haltung eines folchen Documentes, zu welchem ihm von dent 
Schulöner dad Recht eingeräumt wurde, ein ſchickliches Zwangs— 
mittel werden, denfelben zur Leiftung feinee Schuldigkeit zu ver— 
halten; und es läßt fich im Allgemeinen nicht nachweifen, daß 
ein Vertrag, wodurch dem Gläubiger ein ſolches Retentionsrecht 
eingeräumt wird, ungültig fey. 
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Siebentes Hauptſtück. 
Von Dienſtbarkeiten (Servituten). 


0. 472, 
Begriff des Rechtes der Dienftbarkeit. 


Durch das Recht der Dienftbarfeit wird ein Ei— 
genthümer verbunden, zum Vortheile eines Anz 
deren in Rüdjiht feiner Sache etwas zu dulden 
oder zu unterlaffen. Es ift ein dingliches, gegen 
jeden Beliger der dienftbaren Sache wirkfames 
Hecht, 


1) Da e5 bey und Feine Leibeigene und Eclaven gibt, fo 
Fann auch nur im Sachenrechte von Servituten die Rede feyn. 
— Die Servitut ift der Freyheit des Eigenthums entgegen ge: 
feßt, von welcher J. 362 gehandelt worden ift. Solche Ein: 
fchränfungen des Eigenthumsrechtes Anderer find nach Verſchie— 
denheit der Verhaltniffe manchen Eigenthümern liegender Güter 
oft fehr gedeihlich und oft ganz unentbehrlich, ohne den Ver— 
pflichteten fehr Taftig zu fallen. — Indem daher die Benützung 
des Eigenthumsrechtes auf einer Seite eine mäßige Einſchrän— 
Fung erleidet, gewinnt diefelbe größtentheild auf der anderen 
Seite eine ungleich weitere Ausdehnung, und auf diefe Art und 
Meife dienen die Servituten im Allgemeinen zur vollfommenen 
Benutzung des Eigenthümes ſelbſt. — ©ervituten können aber 
auch oft dem DVerpflichteten eine größere Laft auflegen, als das 
durch auf der anderen Seite Vortheil gewonnen wird; fie Füns- 
nen überdieß der landfchaftlichen Cultur fchädlich werden. Darum 
muß jede Eluge Gefeßgebung dahin frachten, ſolche Servituten, 
fo viel ald mit der Freyheit des Dispofitionsrechtes jedes Eigen: 
thümers vereinbarlich iſt, einzufchränfen. 

2) Nach dem hier aufgeftellten Begriffe it die Servitut 
ein dingliches Recht, welches gleichfam die Sache ſelbſt 
afficiet, ohne daß dabey auf die Perfon des Verpflichteten Rüde, 
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ficht genommen wird, und welche daher ihrer Natur nad 
die aus ihr hervorgehenden Verpflichtungen auf jeden Befißer 
übertragen fol. — € kann zwar ein Eigenthümer das Ver: 
fprechen, in feiner Sache etwas zu dulden oder zu unterlaf- 
fen, dahin befchränfen, daß nur er und. feine Erben, nicht auch 
ein dritter Befiger derfelben, dazu verbunden feyn folle; dann ijt 
aber das durch diefes Verfprechen entftehende Recht Eein Ser: 
pitutörecht, fondern, wie Herr Hofrath v. Zeiller in feinem 
Sommentare bemerkt bat, ein bloß perfönliches Forderungsrecht, 
welches nicht nad) den in diefem Hauptſtücke aufgeftellten, fon: 
dern nach den in der zweyten Abtheilung des zweyten Theiles 
des &. DB. enthaltenen Vorſchriften zu beurtheilen if. 

3) Es ift daher bey einer Servitut auch immer eine Sa: 
he Gegenftand des Rechtes, und nicht eine perfönliche (po: 
itive) Leiſtung des Eigenthümerd. Gin Berfprechen des Gigen- 
hümers einer Sache, daß er gewiſſe, dem Promiffär vortheilhafte 
Handlungen unternehmen wolle, ift zwar für ihn und deifen 
Erben verbindlich; ed gründet aber diefes Verfprechen Fein, ſei— 
rer Natur nach dingliches, d. h. gegen jeden DBefiger der Sa: 
he wirffam feyn follendes Recht. — Macht fi) der Eigenthü— 
ner durch fein Verfprechen ausdrücklich verbindlich, das Eigen: 
hum der Sache nur gegen dem an einen Andern zu übertragen, 
aß diefer diefe gleiche Verbindlichkeit für fich und feine Singu— 
arnachfolger übernehmen folle, dann geht allerdings feine Ab— 
icht dahin, ein dingliched Recht für den Promifjar zu begrün— 
en, und legterer erhält dadurch ohne Zweifel auch die Befug- 
iß, zu verlangen, daß dieſes Recht auf die Sache felbft in den 
ffentlichen Büchern eingetragen werde; — allein ein eigentliches 
Dervitutörecht wird dadurch nicht begründet. Denn diefes ift, 
ach dem hier aufgeftellten Begriffe, lediglich) auf eine Unter: 
alfung ded Eigenthümers gerichtet. 

4) Jede Dienftbarkeit ift ein Necht an einer fremden 
Sache. Das Recht, wa3 der Gigenthümer an feiner eigenen 
Dache ausübet, kann nur die Folge feines Eigenthumsrechtes 
Tbft, aber Feine Servitut feyn. — Die Wahrheit diefer Be— 
anptung, welche nach dem römifchen Nechte Feinem Zweifel 
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unterliegt, zeigt fih in den Worten ded gegenwärtigen $., nad) 
welchem das Recht der Dienftbarkeit nur die Nechte des Eigen: 
thümers zum Vortheile eines Anderen befchränfet. An 
einer gemeinfchaftlichen Sache hingegen läßt fich in fo fern aller: 
dingd eine Servitut erwerben, ald der eine Theilhaber dem an— 
dern ein befonderes Recht an der gemeinfchaftlichen Sache ein— 
raumt, welches er fonft, vermöge der Gemeinfchaft, nicht gehabt 
haben würde. — Es kann auch die eigene Sache des Miteigen— 
thümers der gemeinfchaftlichen, fo wie die gemeinfchaftliye der 
eigenen dienftbar feyn. — Auf eine Servitutut kann Feine neue 
Dienftbarkeit erwoorben werden, denn die von Seite des Servi— 
tutöberechtigten auf fein Recht an einen Andern gefchehende We: 
bertragung einer Dienftbarfeit wäre nicht anderd, als eine 
theilweife Webertragung feines eigenen — — welche 
nach $. 485 nicht Platz greift. 

5) Das Recht, weldyes und vermödge der Dienftbarfeit auf 
einer Sache auftehet, bejteht nach) dem Inhalte ded gegenwär— 
tigen $. darin, daß der Gigenthümer derfelben entweder etwas 
leiden, dulden muß, was er vermöge feined Eigenthumsrechtes 
zu dulden nicht verpflichtet gewefen wäre, oder dag er Hand» 
Yungen unterlaffen muß, die ihm vermöge feines Eigenthums— 
rechte3 zugeftanden wären. Im erften Falle wird die Dienftbar- 
keit eine bejahende (affirmative), im zweyten eine verneinen= 
de (negative) genannt. Hieraus erfläret fih, wie Glück in ſei— 
nem Gommentate über die Pandekten ') ganz treffend bemerkt, 
ganz natürlich, warum dad Recht der Dienftbatkeit ein feiner 
Natur nad) dingliches Recht fey. Er fagt nähmlich: „Jeder iſt 
befugt, von feinem Eigenthume fo viel wegzugeben, ald ihm be: 
Yiebt. Hat fi) nun der Eigenthümer eined oder mehrerer Theile 
feines Eigenthums vertragsmäßig begeben, e5 fey nun, daß et 
foldhe entweder bloß von dem Cigenthume abgeriffen, vder daß 
er die Ausübung der Tosgeriffenen Theile auf einen Anderen oder 
desſelben Sache übertragen habe, fo ift dadurch dad Eigenthum 
befchränft, und ein fortdauerndes Verhältniß des Nichtmehrvorz 
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handenfeyns ehemahl5 da gemwefener Gigenthumötheile, und zwar 
zu Gunften einer Perfon oder Sache, eingeführt. Wie nun der 
Fünftige Erwerber der dienenden Sache dad Eigenthum derfelben 
mehr oder weniger befchränft findet, fo und nicht anders fteht 
es ihm zu” 

6) Die Ausübung eines Servitutörechtes findet jedoch nur 
in fo fern Statt, ald felbes zum Vortheile des Berechtigten 
gereichet. Es kann daher Feine Dienftbarfeit gültig errichtet 
werden, wobey nicht der Ermwerbende irgend ein in rechtlicher 
und moralifcher Hinficht erlaubte Antereffe hat. — Der gegen: 
wärtige $. fordert ausdrücklich, daß die Dienftbarfeit zum Vor: 
theile gereichen folle; auch der $. 861 feßt bey der Erflärung, 
wie ein Vertrag zu Stande komme, offenbar voraus, daß der 
Annehmer ein rechtliche Intereffe an der Erfüllung des Ver: 
fprechend habe. Dieſes ſtimmt auch mit den Forderungen der 
Rechtsphilofophie überein, zu Folge welchen die Rechte über— 
haupt ald Mittel zur Nealifirung beftimmter Zwecke dienen fol- 
len; und mehreren Paragraphen unferes bürgerlichen Gefegbu: 
ches liegt offenbar die nähmliche Anficht zu Grunde. — So ord— 
net der $. 962 an, daß der Verwahrer dem Hinterleger die 
Sache auch noch vor Verlauf der Zeit zurückitellen müffe, was 
der Regel nach auch bey dem Leihvertrage gilt, indem der Ent— 
lehner vor der beftimmten Zeit die entlehnte Sache zurückzuſtel— 
len berechtiget ift, wenn der Verleiher nicht ausweifet, daß ihm 
die Zurücftellung befchwerlich falle ($. 977); und der $. 881 
fagt, daß Niemand für einen Andern ein Verfprechen annehmen 
koͤnne. Aus eben diefem Grunde erklärt auch der $. 1371 die 
dem Pfandvertrage beygefügte Bedingung, daß der Schuldner 
fein liegended Gut Feinem Andern verfchreiben folle, für uner— 
laubt und ungültig. — Uebrigens iſt ed, wie Here Profeffor 
Schufter bemerkt hat '), gleichgültig, ob der Vortheil ein fol- 
her fey, welcher einen neuen Zuwachs für unfere Vermögens: 
umftände bewirkt, oder ob er bloß zu unferer Bequemlichkeit, 


4) Siehe deffen vortreffliched Werf über das Baurecht, Verbietdungsrecht, den 
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zur Derfchönerung, zum Vergnügen, zur Geifteserhohlung, zur 
Befriedigung unſeres Kunftfinned, ja felbft was immer für 
einer, wenn gleich noch fo eingebildeten, folglich nur in unfes 
rer Vorftellnng gegründeten Vorzüglichkeit, oder zur Nahrung 
unferer Schwärmerey diene, wie 3. B. Bildwerfe, um dad Ans 
denken abgefchiedener Freunde zu feyern; dann ob der Vottheil 
ſich bereit5 in dem Zeitpuncte der beftellten Dienftbarfeit äußere, 
oder erjt Fünftig zu erwarten ftehe. — Indeffen muß, nach mei— 
ner Meberzeugung, immer ein vor den Augen der Vernunft zu 
rechtferfigender Zweck dabey zu Grunde liegen. — Die Beftel- 
lung einer Servitut, welche einen an und für fich unvernünfti- 
gen, oder auf Schadenfreude abzielenden Zweck realifiren foll, 
kann nicht gültig feyn, indem man in diefem Falle gewiß nicht 
fagen kann, daß fie zum Vortheile eines Andern beftellt 
worden fey. Here Profeſſor Schufter ) wirft dabey die Frage 
auf: was Nechtend fey, wenn die beftellte Dienftbarkeit dem 
Erwerber, vermöge der Behauptung des Verpflichteten, in Feiner 
Hinficht einen Vortheil gewähren Fann? — und unterfcheidet 
bey Beantwortung diefer Frage zwifchen bejahenden und verneis 
nenden ©ervituten. Bey erfteren Fonne der Verpflichtete die 
Aufhebung eines wirklich in Ausübung befindlichen Rechtes, un: 
ter dem Vorwande, daß der Dienftbarkeit die gefeßliche Bedin— 
gung des Vortheils mangle, nicht fordern, außer es ftünde dem 
Ausübungsrechte die rechtliche Unmöglichkeit der Leiſtung im 
Wege ($. 878), weil es dem Richter immer an dem Criterion 
mangeln wird, eine Handlung, die von einem dazu berechtigten 
Menfchen unternommen wird, alö eine nußlofe zu erklären. — 
Anders fey ed aber bey verneinenden Dienftbarkeiten; denn hier 
laſſe fich allerdings das Dafeyn eines Criteriond denken, wornach 
fih mit Zuverläffigfeit beftimmen laſſe, ob das übertragene Un— 
terfagungsrecht wirklich von allem Vortheile entblößt fey. Denn 
da in der verneinenden Dienftbarfeit der verfprechende Theil nur 
zu einer Unterlaffung verhalten, der erwerbende aber nicht eben 


1) Siehe deffen yorftehend angeführtes Werk ©. 124 — 128. 
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fo, wie in einer bejahenden, zu einer Ausübung berechtiget wird, 
in welcher er, feiner Einbildung mach, einen Vortheil zu finden 
vorſchützen kann, fo laſſe ficy aucy ohne weiterd aus den Ame 
ftanden entnehmen, ob das ertheilte Verbiethungsrecht wirklich 
gar feinen Vortheil gewähre. — Allein es fcheint mir, daß ſich 
auch bey bejahenden Dienjtbarfeiten erkennen laffe, ob fie dem 
Berechtigten Vortheil bringen oder nicht. Setzen wir den Sal: 
A mache fi dem B verbindlich, zu gejtatten „ daß leßterer, fo 
oft es ihm gefällig ift, die Senfter in dem Haufe des erfteren 
einwerfe, oder A mache fich gegen den B anheifchig, zu gedulden, 
daß letzterer, fo oft, und wie es ihm gefällig ift, Waſſer auf 
da5 Grundſtück des erſteren ausgieße. — Nun laffe der B fein 
Waſſer eigend von der Mur hohlen, und gieße ed, ohne felbes 
im Geringften zu benüßen, auf dad Grundſtück des A. Sollte 
nun in-beyden Fallen der A verpflichtet fenn, feinem Verſpre— 
chen nachzukommen, fic) gegen das Fenftereinwerfen und das 
Wafferausgießen des B nie auflehnen fünnen, fondern beydes 
für immerwährende Zeiten geduldig ertragen müffen? — Kann 
man fic) bey Ausübung eines folchen Servitutsrechtes wohl 
einen Vortheil ded Berechtigten denfen? — ausgenommen, man 
zähle die Befriedigung der Luft, Jemanden Schaden zuzufügen, 
oder zu chifaniren, gleichfalld unter die Vortheile. Man könn— 
te vielleicht glauben, ed ftehe der Beftellung folcher Servituten 
die Unmöglichkeit der Leiftung in dem Sinne des $. 878 entges 
gen; allein diefes iſt Feineswegs der Fall. Denn dad Einwer: 
fen ded Fenfterd in einem fremden Haufe, oder das Ausgießen 
ded Wafferd auf dad Grundftüd des Nachbars, ift, wenn e3 mit 
Bewilligung ded fremden Eigenthümers gefchieht, an und für 
fi) Feine unerlaubte Handlung, da jeder Eigenthümer befugt 
ift, feine Sache zu vertilgen (F. 362), folglich fie auch durch 
einen Anderen vertilgen zu laffen. Jeder unbefchränkte Eigen: 
thümer hat dad unbezweifelte Necht, feine Sache, z. B. feine 
Uhr, in den Fluß zu werfen, und wenn er daher einem Andern 
dad DVerfprechen macht, dielelbe an einem beftimmten Tage in 
den Fluß zu werfen, fo hat er aud) Feine unerlaubte Handlung 
zugefichert. Wird aber nun der Promiffar auf Grfüllung dies 
Jippel’s Commentar HI, Th, 36 
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ſes Verſprechens dringen Finnen? Gewiß nicht. Aber warum ? 
Weil der Promiffär fein vor dem Nichterftuhle der Vernunft zu 
rechtfertigendes Intereſſe wird nachweifen Eönnen, welches er 
aus der DBertilgung einer fremden Sache fihöpfen kann. Ich 
glaube fohin, daß ſich bey den bejahenden Dienftbarfeiten fo 
gut, wie bey den verneinenden, aus den Umftänden beurtheilen 
laſſe, ob die Dienftbarkeit dem Berechtigten einen Vortheil ge: 
währe, oder nur aus Bosheit oder zur Chifane ausgeübet werde. 


. 473, 
Gintheilung der Dienftbarkeiten in Grunddienftbarkeiten und perfönliche. 


Wird das Necht der Dienftbarkeit mit dem Beſitze 
eines Grundſtückes zu deſſen vortheilhafteren 
oder bequemeren Benügung verknüpft, fo ent- 
fteht eine Grunddienftbarkeit; außerdem iſt die 
Dienftbarkeit perfünlich, 


1) Dad Subject, welchem dad Recht der Dienftbarfeit zu: 
ſteht, ift entweder eine Perfon, oder eine Sache. Iſt das 
Recht der Dienftbarkeit mit einem Grundſtücke dergeftalt ver: 
Enüpft, daß fie wegen des reellen Vortheiles, oder der Bequem: 
VichEeit, welche fie verfchafft, für jeden Befiger deöfelben einen 
Werth haben muß, fo heißt fie eine dingliche, eine Grunddienft: 
barfeit. Der Ausdruck „Grundſtück“ wird hier, wie au dem 
nachfolgenden $. erfichtlich ijt, im weitläufigften Sinne des Wor: 
te5 genommen, und hierunter auch alle jene Sachen begriffen, 
welche auf Grund und Boden in der Abficht aufgeführt werden, 
daß fie ftetd darauf bleiben follen, wie Häufer und andere der- 
gleichen Gebäude ($. 297). : 

2) Iſt aber dad Necht der Dienftbarfeit Tediglich auf die 
Perfon des berechtigten Subjectes eingefchränft , fo daß es, 
nach der Abficht des DBeftellenden, auf einen Dritten nicht über» 
gehen foll, fo nennt man fie eine perföünlihe Servitut. Es 
it zwar immer ein obfectiv dingliches, aber Fubjectiv er 
fönliches Recht ($. 307). 
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be 474, 


Sn Feld» und Hausfervituten. 


Grunddienſtbarkeiten ſetzen zwey Grundbefißer vor- 
aus, deren Einem, als Verpflichteten, das dienft- 
bare, dem Anderen, ald Berechtigten, das herr- 
fohende Gut gehört, Das herrfchende Grund: 
fücd ift entweder zur Landwirthichaft oder zu 
einem anderen Bebrauche beſtimmt; daher unter: 
fcheidet man auch die Feld- und Hausfervituten. 


4) Aus dem Inhalte diefes $. ergibt fih, daß Realfervi: 
futen nur an einer unbeweglichen Sache ausgeübt werden Fon- 
nen. Sowohl das herrfchende, als das dienftbare Gut ift ein 
Grundſtück. Dad herrfchende Grundſtück ift nahmlich dasjenige, 
mit deffen Befige dad Recht der Dienftbarfeit verbunden ift; 
dad dienende jenes, in Anfehung welchem der Eigenthümer 
etwad dulden oder unterlaffen muß. 

2) Iſt dad herrfchende Gut zur Landwirtpfchaft beftimmt, 
und hat daher dad Servitutsrecht den Zweck, zur vortheilhafteren 
Benützung der Landwirthichaft zu dienen, fo nennt man dieſes 
eine Feldſervitut; foll aber die Servitut zum Nußen eines 
Gebäudes beftehen, fo nennt man fie eine Daudfervitut. 

3) Wenn man die nachfolgenden SS. Tiefet, welche Bey: 
fpiele von Feld» und Hauöfervituten aufftellen, fo fiehet man, 
daß fie fich befonders darin unterfcheiden, daß die Feldfervituten 
bejahende Dienjtbarfeiten find, da hingegen die Hausdienftbar- 
feiten auch negative feyn können; daß ferner die erjteren fich 
gewöhnlich durch Handlungen äußern, welche nur von Zeit zu 
Zeit unternommen zu werden pflegen, wogegen die Hausdienſt— 
barfeiten gewöhnlich einen continuirlichen Gebrauch haben, 
und endlich, daß erftere durch den bloßen Nichtgebrauch verlo- 
ren gehen fünnen, wo hingegen zur Aufhebung der leßteren eine 
usucapio libertatis nöthig ift. 
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. 475. 


Gewöhnlichere Arten: a) der Hausſervituten; 
Die Hausſervituten ſind gewöhnlich: 


1) Das Recht, eine Laſt ſeines Gebäudes auf ein 
fremdes Gebäude zu ſetzen; 
2) einen Balken oder Sparren in eine fremde 

Wand einzufügen; 

5) ein Fenſter in der fremden Wand zu öffnen; 
es ſey des Lichtes oder der Ausficht wegen; 
4) ein Dach vder einen Erker über des Nach— 

bars Luftraum zu bauenz 
5) den Rauch durch des Nachbars Schornftein 
zu führen; 
6) die Dachtraufe auf fremden Grund zu leiten; 
7) Slüfligkeiten auf des Nachbars Grund zu gie— 

Ben oder durchzuführen. 

Durch Diefe und ähnliche Hausfervifuten wird 
ein Hausbefißer befugt, etwas auf dem Grunde 
feines Nachbar5 vorzunehmen, was diefer dul— 
den muß. 

Diefe hier aufgezählten Servituten find bejahender (affit= 
mativer) Natur. Das Geſetz reihet fie unter die Hausſervitu— 
ten, weil fie gewöhnlich zur befferen Benugung eines Haufe: 
beftelft zu werden pflegen; indeffen Fann es fi) manchmahl 
fügen, daß die eine oder andere auch zum Vortheile der Land: 
wirthſchaft eingeraumt wird, und dadurch in eine Feldfervitut 
übergeht. Die Erörterung der Rechtöverhältniffe bey den befon- 
deren Arten der Servituten muß der Erläuterung der SS. 487 
— 505 vorbehalten bleiben, weil fich erjt nach der Darftellung 
der bey Servituten beftehenden allgemeinen Rechtögrundfäge die 
Anwendung auf die einzelnen Servituten der Ordnung nad) ma— 
chen laßt. 
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476. 


Durch andere Hausfervitufen wird der Befiser 
des dienftbaren Grundes verpflichtet, etwas zu 
unterlaffen, was ihm fonft zu thun frey ftand, 
Dergleichen find: 

8) fein Haus nicht zu erhöhen; 

9) 8 nicht niedriger zu machen; 

10) dem berrfchenden Gebäude Licht und Luft, 

11) oder die Ausficht nicht zu benehmen; 

12) die Dachtraufe feines Haufes von dem Grun— 
de des Nachbars, dem fie zur Bewäfferung 
feines Gartens oder zur Füllung feiner Eifter- 
ne, oder auf eine andere Art nüslich ſeyn 
fann, nicht abzuleiten, 

- Sämmitliche hier erwähnte Dienftbarkeifen find verneinend 

(negativ), indem fie die Freyheit ded Eigenthümers in folchen 

Handlungen befchränken, die er, Kraft des Verfügungsrechtes, in 

feinem Eigenthume vorzunehmen befugt wäre. — Die in diefen 

beyden Paragraphen befonderd aufgeführten Dienftbarkeiten find, 
wie e5 aus dem Gingange derfelben felbft hervorgehet, keines— 
wegs die einzigen, fondern nur die gewöhnlicheren Arten, und 
es Fann deren fo viele geben, als Ginfchränfungen des Eigen: 
thumes auf ein unbewegliched Gut zum Vortheile eines fremden 
' Gebäudes dienen Eönnen. 
§. 477, 
b) der Feldfervituten, 


Die vorziglichen Feldfervituten find: 

4) Das Recht, einen Fußſteig, Viehtrieb oder 
Fahrweg auf fremdem Grund und Boden zu 
balten; 

2) das Waffer zu fchöpfen, das Vieh zu franz: 
fen, das Waffer ab: und berauleiten; 
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3) dad Vieh zu hüthen und zu weiden; 

4) Holz zu fällen, verdorrte Aefte und Reifer 
zu fammeln, Eichen zu lefen, Laub zu rechen. 

5) zu jagen, zu filhen, Vögel zu fangen; 

6) Steine zu brechen, Sand zu graben, Kalk 
zu brennen, 


Auch durch die Nufzahlung diefer Servituten fol die Reihe 
derfelben nicht erfchöpft, fondern nur von den gewöhnlicheren 
und vorzüglicheren eine Erwähnung gefchehen. 


b. 478, 


Arten der perfönlichen Dienftbarkeiten. 


Die perfönlichen Servituten find: der nöthige Ge- 
brauch einer Sache; die Fruchtnießung und die 
Wohnung, | 


4) Grunddienftbarfeiten find dem Objecte und Subjecte 
nah dinglich. So wie die Laft auf dem dienenden Grunde 
ftücfe haftet, und daher auf jeden Befißer deöfelben übergeht, 
fo iſt auch dad Recht der Dienftbarkeit mit dem herifchenden 
Grundſtücke fo verbunden, daß es auf jeden Befiger deöfelben 
mit übertragen wird. Man fagt daher: der Grund diene einem 
Grunde (praedium praedio servit). Verfönliche Dienftbarkeiten 
find nur dem Objecte nach dinglicye Nechte, indem fie zwar ge: 
gen jeden Beliger ded dienftbaren Grunde ausgeübt werden 
fönnen, dad Recht hierzu aber immer einer Perſon, ohne Beste: 
bung auf eine Sache, zufümmt, folglich find fie dem Subjecte 
nach perfönliche Rechte. — Ein weiterer Unterfchied zwifchen 
perfönlihen und Nealfervituten befteht darin, dag bey erfteren 
da3 Object fowohl eine bewegliche ald unbewegliche Sache feyn 
kann, wogegen legtere nur bey unbeweglichen Sachen Staft ha— 
ben; denn fie find, wie die römifchen Quriften ſich ausdrüdten, 
jura et qualitates praediorum , welche nicht bloß auf eine Zeit 
lang, fondern auf immer conftituiret werden. Sie erfordern daher 


6479 567 
zu ihrer Exiſtenz ein Object und Subject, welches ſeiner Natur 
nach perpetuirlich iſt ). 

2) Der Begriff der hier aufgezählten Rechte wird weiter 
unten erörtert werden. Sie find die nähmlichen, welche im rö— 
mifchen Rechte als Perfonalfervituten aufgeführt find; nur hat 
dad Teßtere denfelben noch eine vierte, nähmlich die opera ser- 
vorum beygefügt, welche ganz natürlich nach öfterreichifchem Rech: 
te wegfällt. Diefe Dienftbarfeiten verdienen auch in der Hinficht 
den Nahmen der perfönlichen, weil fie ganz auf die Perfon des 
Berechtigten eingefchränft find, und ohne ausdrückliche Beſtim— 
mung nicht einmahl auf feine Erben übergehen. Diefe Eigenfchaft 
liegt in der Natur ihrer Befchaffenheit, welche von der Art iff, 
daß der Eigenthümer der dienftbaren Sache für die Zeit der be- 
ſtellten Dienftbarfeit von derfelben beynahe Keinen Vortheil zie— 
ben kann; follte diefe Dienftbarfeit daher auch auf die Erben des 
Berechtigten übergehen, fo bliebe für den Gigenthümer Faum 
mehr, ald der leere Nahme des Eigenthumes übrig, der Genuß 
davon wäre für ihn und feine Erben beynahe gänzlich und für 
immer verloren. — Daher hat der Befteller der Servitut auch 
nicht erſt nöthig, ausdrücklich beyzufegen, daß dad Servitutsrecht 
auf die Perfon des Berechtigten eingefchränft feyn folle, weit es 
ſich fchon aus dem Begriffe derfelben verfteht. Darum pflegt 
man fie anch die ordentlichen oder regelmäßigen perfönlichen 
Dienftbarfeiten zu nennen, im ©egenfage der nächitfolgenden 
unregelmäßigen °). 


§. 479, 
Unregelmäßige und Scheinfervituten. 

Es Fünnen aber auch Dienftbarkfeiten, welde an 
ſich Grunddienftbarkeiten find, der Perfon al— 
lein; oder ed können Begünftigungen, die or: 
dentliher Weife Servituten find,. nur bloß auf 
Widerrufen zugeflanden werden. Die Abwei— 


1) Glück an a: D., \. 623. 
2) Zeillers Commentar Re. 2. 
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chungen von der Natur einer Servitut werden 
jedoch nicht vermuthetz; wer fie behauptet, dem 
liegt der Beweis ob, 


1) Die Reale oder Grunddienftbarfeiten find ihrer Natur 
nad) bleibend, und werden auf jeden, felbft Particularnachfol- 
ger des herrſchenden Gutes übertragen. Denn die Abficht des 
Beſtellers einer foldyen Servitut geht der Negel nach immer 
darauf hin, dadurch das herrfchende Gut zu vervollfommnen. 
Setzen wir 3. B. den Fall, ein Landgut leide Mangel an Waf- 
fer. Diefer Waffermangel ift ohne Zmeifel eine Unvollfommen- 
heit deöfelben, indem der Eigenthümer, wenn er fich nicht auf 
eine Urt Rath zu fchaffen weiß, fein Vieh nicht tränfen, feinen 
Garten nicht bewälfern könnte. — Diefer Mangel des eigenen 
Waſſers nothigt ihn daher, mit feinem Nachbar einen Vertrag 
zu fchließen, und fic) in diefem Vertrage die Servitut, dad Wal: 
fer zu fchöpfen und dad Vieh zu tränfen, einräumen zu laffen. 
— Offenbar will er dadurch fein Gut verbeffern, und diefes 
Recht gleichfam demfelben einverleiben. Wird daher eine folche 
Dienftbarfeit, welche das Geſetz ausdrücklich ald eine Grund: 
dienftbarfeit bezeichnet hat, auf wad immer für eine Art und 
Weiſe beftellt, fo wird angenommen, daß die Abficht des Be— 
ftellev5 darauf hinaus gehe, dad Necht der Dienftbarfeit mit dem 
Beſitze des Grundſtückes zu verbinden. Da übrigens die von 
dem Gefeßgeber ausdrücklich aufgeführten Haus: und Feldſervi— 
tuten nur beyfpielweife angegeben worden find, ohne daß derfel: 
be dabey die Abficht hatte, durch die Aufzählung dieſer Arten 
das ganze Gebieth der Grunddienjtbarkeiten erfchöpfen zu wollen, 
fo muß obige Bemerfung auch bey anderen Dienftbarfeiten ange: 
wendet werden, welche gleichfall5 zum Zwecke haben, zur befferen 
Denügung eines Haufes oder eines Grundſtückes beyzufragen. 

2) Indeffen Tiegt es in der Macht desjenigen, der eine 
Dienftbarfeit freywillig beftellet, fich ausdrücklich zu bedingen, 
daß dad Necht der Dienftbarfeit mit dem Befise des Hauſes 
oder Grundſtückes nicht verbunden, fondern auf die Perfon des— 
jenigen, dem diefed Recht eingeräumt wird, befchränft feyn folle. 
— 65 fann fogar das Recht einer Grunddienftbarkeit, die ihrer 
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Natur nad) immerwährend ift, weil fie auf dem Grundftüce 
feloft haftet, oder das Necht einer perfönlichen Dienftbarkeit, 
dad ordentlicher Weife dem Berechtigten auf feine Lebenszeit zus 
fteht, auch bloß bittweife (präfär) oder widerruflich verfiehen 
werden, fo daß es von der Willführ ded Verleihers oder feiner 
Nachkommen abhängen fol, die Servitut wieder einzuftellen. 
Denn derjenige, der überhaupt nicht gezwungen werden kann, 
Temanden dad Recht der Dienftbarkeit einzuräumen, kann aud) 
nicht gehindert werden, dad Necht derfelben auf eine ihm gefäl: 
lige Weife zu befchränfen. 

3) Es liegt in der Natur der Sache, daß dieſe Abwei— 
chungen von der Regel und Natur der Dienftbarkeiten nicht ver— 
muthet werden können, und daher von demjenigen, der fie be: 
hauptet, erwieſen werden müffen. Denn die Vermuthung ftreis 
tet immer für dad Dafeyn der natürlichen gewöhnlichen Eigen— 
fchaften einer Sache. Wer alfo eine Realdienftbarfeit als eine 
bloß perfönliche, oder wer was immer für eine Dienftbarfeit auf 
eine widerrufliche Weife verleihen will, muß fih und feine Nach: 
folger, wie bereitd6 Herr Hofrath v. Zeiller in feinem Commen— 
tare bemerkte, mit Urkunden, deutlichen Erklärungen in den öf— 
fentlihen Büchern, oder anderen bleibenden Merkmaͤhlen und 
Beweifen der Abweichung‘ zu dem Ende verwahren, damit das 
nur zeitlich) oder widerruflich zugeftandene Recht nicht al5 ein 
fortdauerndes verjährt werde ($. 1464). 

4) Zumeilen ift ed aber auch aus den Umftänden, unter 
welchen eine Servitut beftellt wird, zu entnehmen, ob das Recht 
ald ein immerwährendes, oder als ein bloß zeitliches eingeräumt 
wird. Iſt derjenige, welchem ein Servitutsrecht eingeräumt 
wird, nicht Eigenthümer des Grundſtückes, fondern Fruchtnießer 
oder Pächter, fo verfteht e3 fich auch ohne ausdrücklichen Bey: 
ſatz, daß dad Necht der Servitut nicht ald ein immerwähren— 
deö, auf dem Grundftüce ſelbſt haftendes Recht, fondern als 
ein nur der Perfon des zeitlichen Nugnießers anklebendes Necht 
verliehen werde. Denn da ohne ausdrüdliche Bevollmächtigung 
Fein Menfch für einen Anderen Rechte erwerben fann, fo Fann 
fi) auch der Fruchtnießer oder Beftandnehmer zu Gunjten des 
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Gigenthümerd, ohne dejfen Wiffen und Willen, Fein Servituts— 
recht mit rechtlicher Wirkung bedingen. — Wird daher einem 
folchen ein Servitutörecht eingeräumt, fo Fann auch die Abficht 
des Beftellerd nur dahin gerichtet feyn, daß der Nutznießer nur 
für feine Perfon, und nur auf die Dauer feined Genuſſes dieſes 
Hecht auszuüben haben folle. Sollte Teterer nad) dem ihm 
eingeräumten Rechte das Gigenthumsrecht des Grundftüdes er: 
werben, fo würde ihm diefer Umjtand, wie Here Profeffor Schu: 
ftee bemerkt ), Fein ausgedehnteres Gebrauchsrecht, folglich auch 
Feinen Anſpruch auf eine Grunddienftbarfeit gewähren, da Ver: 
träge immer aus der zur Zeit der Abfchliegung von beyden Sei: 
ten bervorleuchtenden Abficht beurtheilt werden müffen. Aus 
eben diefem Grunde muß auch deſſen weitere Bemerfung, daß 
der annehmende Theil, wenn er bereit5 zur Zeit des abgefchloffe: 
nen Vertrages dad Eigenthum des Grundftücdes erworben hätte, 
welches er vorher ald Fruchtnieger oder Pächter in feiner Ge: 
wahrfame hatte, diefen Umſtand aber dem verfprechenden Theile 
verheimlichet hätte, dad erworbene Recht demnach als Feine 
Grunddieftbarkeit erworben haben würde, vollkommen gegründet 
angefehen werden, 

5) Se wie nun aber einerfeitd durch einen ausdrücklichen 
Vertrag dad Necht der zur ‚vortheilhafteren Benützung eines 
Grundſtückes eingeräumten Dienftbarfeit blog auf die Perfon 
des Berechtigten eingefihranft werden Fann, fo kann diefes auch 
umgekehrt in Anfehung des Verpflichteten geſchehen. — Wer 
nähmlich einem Anderen ein Dienftbarfeitsrecht einraumet, von 
dem muß angenommen werden, daß er nicht bloß fich und feine 
Erben, fondern auch feine Gutsnachfolger zur Duldung oder Ge: 
ftattung verpflichten wollte. Denn die Dienftbarkeit begründet, 
feiner Natur nach, ein dingliches, folglich gegen jeden Befiger der 
dienftbaren Sache ausübbares Recht. — Wenn daher 3. B. der 
Grundbeſitzer A dem B das Recht einraumt, über feine Wiefe zu 
fahren, fo wird dadurch, der Regel nach, dem B auch das Recht 
eingeräumt, die Particularnachfolger des A zu verhalten, daß 


1) Zn feinem Baͤurechte ©- 146 — 141: 
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fie Sie Fahrt auf diefer Wiefe geftatten. — Indeſſen fteht Fein 
Hinderniß entgegen, daß der Servitutsverpflichtete ficb in dem 
Dertrage, worin er die Verpflichtung übernimmt, ausdrücklich 
ausbedingen könne, daß er fich nur für feine Perfon zu diefer 
Seftattung verpflichte, fa, er kann fid) fogar vorbehalten, diefe 
Geſtattung nach Willkühr wieder einzuftellen, wie bereit Nr. 2 
erwähnt worden ift. 

6) Sit derjenige, der dem Andern ein folches Dienftbar: 
Feitörecht einräumet, felbft nicht Gigenthümer, fondern bloß In— 
haber des Grundes, fo verjteht es ſich von felbft, daß fich das 
eingeräumte Recht der Dienftbarfeit über die Dauer der Inha— 
bung nicht ausdehnen Fönne; denn der bloße Inhaber kann 
durch feine einfeitige Verfügung das Necht des Eigenthümers 
nicht Franfen. 


. 480, 
Ermwerbung des Rechtes der u Zitel zur Erwerbung. 
Der Titel zu einer Servitut ift auf einem Ver: 
frage; auf einer letzten Willenserklärung; auf 
einen bey der Theilung gemeinfchaftlicher Grund— 
ftüde erfolgten Rechtsſpruche; oder endlich auf 
Berjährung gegründet, 

4) Bor Allem ift hier zu bemerken, daß Servituten der 
Negel nach nie von einem Berechtigten auf den andern über: 
gehen, fondern immer urſprünglich erworben werden müffen. 
Die Dienftbarkeit ift nähmlich entweder eine Neal- oder Perſo— 
nalfervitut. — Iſt fie die erftere, fo wird dad Recht der Dienjt: 
barfeit mit dem herrfchenden Grundftüde verbunden, macht 
gleichlfam einen Theil deöfelben aus, und geht nur als Theil 
des Ganzen bey einer Eigenthumdveränderung an den neuen Ei: 
genthümer über. Der neue Eigenthümer erwirbt dad Necht der 
Dienftbarfeit nur ald eine Gigenfchaft ded an fich gebrachten 
Gutes, nicht ald ein für fich beftehendes ſelbſtſtändiges Recht. 
Derjenige, dem dad Necht der. Dienftbarkeit urfprüngfich einge: 
räumt worden it, hat Fein Necht, daöfelbe willkührlich an einen 
Andern zu übertragen; er bat z. D. nicht das Necht, das ihm 
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von dem Nachbar A übertragene Necht, über des letzteren Wiefe 

fahren zu dürfen, an den anderen Nachbar B abzutreten. — Iſt 

die Servitut eine perfonelle, fo kann fie ſchon vermöge ihrem 

Begriffe auf andere Perfonen nicht übertragen werden. Die 

Ausnahme hievon bey $. 529. 

2) Die Servituten können entweder durch den Willen des 
Eigenthümers der dienftbaren Sache, oder auch ohne feinen Wil- 
len, ihre Entftehung erhalten. Im erfteren Falle liegt der Titel 
in einem Vertrage oder in einer legten Willenserklärung. Zur 
Gültigkeit eines ſolchen Vertrages wird, wie bey allen Verträ— 
gen, Fähigkeit der Perfonen, wahre Einwilligung und Möglich- 
Feit der Leiftung erfordert. In erfterer Beziehung kann daher 
die Frage aufgeworfen werden: wer eine Servitut conftituiren 
Fonne? — Diefe Frage foll hier, mit Hinweglaffung der für alle 
Derträge überhaupt geltenden, und bey Erläuterung des $. 865 
erörtert werdenden Beſtimmungen, nur in Bezug auf die Natur 
der Servituten beantwortet werden. Derjenige, welcher eine 
Servitut beftellen will, muß fähig feyn, vermöge eines ihm zu: 
ftehenden unbefchränkten und ausfchlieglichen Eigenthums, über 
die Sache zu disponiren, welcher die Laft der Servitut aufgelegt 
werden foll. Wer daher: 

a. ein zeitliches Cigenthum hat, kann zum Nachtheile feines Nach: 
folgers im Eigenthume der Sache Feine Dienftbarfeit auflegen; 
er Fann fich nur für feine Perfon verbinden, deher nur eine 
unregelmäßige Servitut conftituiren. Wer ferner 

b. bloß einen Antheil an einem gemeinfchaftlichen Grundftude 
hat, kann allein, ohne Cinftimmung des Miteigenthümers, 
demfelben Eeine ©ervitut auflegen; denn eine ©ervitut ift un: 
theilbar ($. 485). Befist von beyden Miteigenthümern der 
eine noch ein eigenes Grundſtück, fo Fann er, nach den Vor: 
fehriften des römifchen Nechtes '), weder auf dem gemeinfchaft- 
lichen Grundftufe, um feines eigenen Grundjtüudes Willen, 
eine Servitut conftituiren, noch feinem eigenen Grundſtücke 
eine Servitut, zum Nugen des gemeinfchaftlichen, auflegen, 


4) Siehe Glück's Erläuterungen 3 Theil, 1. Abtheilung, ©. 4: 
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wenn e3 gleich mit Zuftimmung: des Miteigenthümers gefche- 
be, weil er in dem erften Falle die Servitut zum Theil von 
fich felbft erwerben, in dem andern aber zum Zheil fich felbft 
eine Servitut einräumen würde. Auch der Vertrag von Geis 
te des Miteigenthümers wird aud dem Grunde für ungültig 
gehalten, weil Nealfervituten Feine Theilung zulaffen. Allein 
ich halte diefe Entfcheidung für eine Subtilität des römifchen 
Rechtes, und bin der Meinung, daß, nach dem Geifte de 
pfterreichifchen Gefegbuches, der Miteigenthumer zum Beften 
deöfenigen Grundſtückes, das er ald Alleineigenthum befißt , 
allerdings eine Servitut an der gemeinfchaftlihen Sache mit 
Einftimmung des Miteigenthümerd conftituiren, und auch 
feinem eigenen Grundſtücke eine Servitut, zum Nugen des 
gemeinfchaftlichen, auflegen könne. Es ift zwar richtig, daß 
eine ©ervitut eine fremde Sache vorausfege, und daß die 
Conftituirung einer Servitut auf der eigenen Sache gegen 
den Begriff und die Natur einer Servitut verftößt. Allein 
eine gemeinfchaftlihe Sache it ja in einer anderen Bezie— 
bung auch eine fremde Sache; denn der $. 828 fagt: „So 
lange alle Theilhaber (einer gemeinfchaftlichen Sache) ein: 
verftanden find, ftellen fie nur eine Perfon vor, und haben 
das Recht, mit der gemeinfchaftlichen Sache nach Belieben 
zu fihalten. Sobald fie uneinig find, Fann fein Theilhaber 
an der gemeinfchaftlichen Sache eine Aenderung vornehmen, 
wodurch über den Antheil des Anderen verfügt würde, — 
Wenn nun die Miteigenthümer in jenen Handlungen, wel- 
‚che die Antheile jedes Theilmehmers afficiren, in fo fern fie 
einverftanden find, nur ald eine Perfon anzufehen find, fo 
muß diefe eine Perfon als eine verfchiedene Perfon von 
der des einen oder anderen Miteigenthümerd angefehen wer: 
den ; woraus folgt, daß ein Miteigenthlimer, in Anfehung 
derjenigen Sache, die er ald Alleineigenthbum befist, im Ein: 
verftändniffe mit feinem Miteigenthümer allerdings eine Ser: 
vitut conftitwiren Eönne. — Stellen wir uns vor: A umd 
B befißen gemeinfchaftlih ein Haus. Angränzend an dieſes 
Haus befist A ein gleiches als Alleineigenthum. Ihm Tiegt 
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nun daran, zu bewirken, daß er für immerwäahrende Zei: 
ten die Dachtraufe feines ald Alleineigenthum im Beſitze ha= 
benden Haufe auf den gemeinfchaftlichen Grund leiten Eünne. 
Gr findet feinen Miteigenthümer dazu geneigt; warum foll er 
nun diefen Wunfch hier nicht realifiren Fonnen? — An weffen 
Rechtsſphäre wird dadurch eingegriffen? — Wo ift hier eine 
Naturwidrigkeit anzutreffen? — Wäre das Beitehen einer Ser— 
pitut auf der gemeinfchaftlichen Sache zum Beften der einem 
der Miteigenthümer als Alleineigenthbum zuftehenden Sache 
nafurwidrig, fo müßte in dem alle, ald die Servitut bereits 
beftand, ehe der Eigenthümer des herrſchenden Grundſtückes 
ein Miteigenthbum an der gemeinfchaftlichen Sache erlangt 
hat, die Servitut durch die Erwerbung des Miteigenthumd 
erlöfchen; was gewiß Niemand behaupten wird. 

c. Wer bloß ein Nugungdeigenthum an einer Sache hat, Fann 
zwar für die Dauer feines Rechtes die Sache mit ©ervituten 
belegen, aber die Subftanz ded Grundſtückes kann zum Nach— 
theile des Obereigenthümers dadurch nicht belaftet werden, und 
es erlöfihen daher die Servituten, wenn dad Necht des Nu— 
gungseigenthümers aufhört, fo fern die Servituten ohne des 
erjteren Ginwilligung errichtet worden wären. 

3) Wer kann eine Servitut durch Vertrag erwerben ? — 
Hier wird ganz natürlich zuvdrderft erfordert, daß der Erwer— 
bende überhaupt eine Perſon fey, die fiy, nad) $. 865, Rechte 
übertragen laffen Kann. In Bezug auf Nealdienftbarfeiten ent: 
fteht hier die Frage, ob der Miteigenthümer einer Sache eine 
Dienftbarkeit für felbe, ohne Cinwilligung des anderen Miteigen: 
thlimers, erwerben könne? — Diefe Trage, welche fehon nach rö— 
mifchem Nechte verneinend beantwortet wird, muß ed auch nach 
diterreichifchem werden '). Denn fobald die Theilhaber der gemeinz 
fhaftlihen Sache nicht einig find, fo kann Feiner eine Verfügung 
vornehmen, welche auch auf den Antheil des anderen Einfluß 
nimmt ($. 828), und dad Geſetz unterfcheidet hier nicht, ob die 
Verfügung der Sache vortheilhaft fey oder nicht. In Anſe— 
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hung der gemeinfchaftlichen Antheile gleichen die Miteigenthumer 
einer einzigen Perfon, und es müffen daher, ſowohl wenn 
es fi) um Erwerbung von Rechten, ald Conftituirung von Laften 
handelt, die mit der gemeinfchaftlichen Sache in Verbindung 
gefeßt werden follen, alle Miteigenthümer entweder directe oder 
indirecte (durch Bevollmächtigung) ubereinftimmen, denn nur 
durch ihren gemeinfchaftlichen Willen kommt der Wille diefer 
Einen Perfon, welche fie mitfammen auömachen, zu Stande. 
Dagegen Eann der Eigenthümer feinem Grundftüce eine Dienfts 
barfeit erwerben, wenn er auch gleich Eein vollftändiges oder 
unbefchränftes, oder auch nur widerrufliches Eigenthum hat. 
3.3. der Eigenthümer wider Willen des Fruchtnießerd, der 
Nußnießer u. f. w. Denn dadurch werden meder die Rechte 
des Fruchtnießers, noch die des Obereigenthümers verleßt. Daß 
man eine Servitut auch durch einen Bevollmächtigten erlangen 
fonne, Fann feinem Zweifel unterliegen. 

4) Wie zu jedem Vertrage, fo gehört auch zu demjenigen, 
der einen Titel zur Dienftbarfeit begründen foll, daß wahre 
Einwilligung vorhanden, und die Leiftung fowohl moralifch als 
phyſiſch möglich fey. Die phyſiſche Möglichfeit befteht aber hier 
nicht überhaupf darin, daß der Gegenftand der Serviiut nach 
Naturgefegen fih in Ausführung bringen laffe, fondern daß die 
Servitut demjenigen, Yu deifen Gunften fie beftellt wird, Vor— 
theil gewähren könne. Wie laßt fich aber diefe Möglichkeit 
beurtheilen? — Theild aus der im Vertrage ausgedrückten Ab: 
fiht der Beſtellung, theil5 au der Natur und Beichaffenheit 
der Servituten felbft, und in diefer Hinfiht muß man zwifchen 
den verfchiedenen Gattungen der Dienftbarkeiten unterfcheiden. , 
Einige Eönnen gar Eeinen Wortheil gewähren, außer in dem 
Tale, wenn jeder der Vertragſchließenden ein eigenthümliches 
angränzended Grundſtück beſitzt. Von diefer Art find die im 
$. 475 erwähnten erjten ſechs Hausdienftbarkeiten, in Hinficht 
welcher die Grundſtücke zugleich aneinander gränzen müffen, 
weil ein dazwifchen Tiegendes Grundſtück die Ausübung der Ser: 
vitut verhindern würde. Alle übrigen Grundienftbarfeiten find 
dagegen von einge folchen Belchaffenheit, daß fie zwar gewöhn— 
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lich zur vortheilhaften Benützung eined Grundſtückes, zuweilen 
aber auch zum Vortheile einer beftimmten Perfon, die Fein eigen— 
thümliches Grundſtück befigt, beftellt werden können. In dies 
fem alle begründet dann der Vertrag zwar Eeinen Titel zu 
einer Reale, wohl aber zu einer unregelmäßigen Perfonalfervie 
tut. Diefe legteren Dienftbarkeiten find wieder von doppelter 
Gattung. - Einige fordern nahmlich, wenn fie irgend einen Bor: 
theil gewähren follen, wenigſtens die phufifche Innehabung eines 
angranzenden Grundſtückes. Bon diefer Eigenfchaft find, nebft 
der im $. 475 erwähnten fiebenten, zugleich die im $. 476 ent— 
haltenen verneinenden Hauddienjtbarfeiten, dann die im $. 477 
erwähnte Felddienftbarkfeit, da3 Waffer ab= und herzulei- 
ten. Alle übrigen Felddienftbarfeiten aber können fehr wohl 
beftehen, wenn man ‘gleich weder Eigenthümer noch Inhaber 
eines Grundſtückes ift, und felbft einen von dem verpflichteten 
Grundſtücke entfernten Wohnfig aufgefchlagen hat ). Wenn 
nun Qemanden, der Fein angränzendes Grundſtück befist oder 
inne hat, eine der erften fechs, im $. 475 erwähnten, Dienftbar- 
Feiten beftellt wird, fo kann diefe Beftellung unmöglich gültig 
fenn, weil, wenigftend nach der dermahligen Lage der Sache, die 
zugeficherte Duldung, in Bezug auf den Vortheil des Berechtig— 
ten, unmöglich iſt. So ift 3. DB. allerdings phyſiſch möglich, 
daß derjenige, dem die dritte Dienftbarkeit beftellt wird, ein 
Senfter in die Wand des DBeftellers öffne; allein, daß dieſe 
Deffnung des Lichtes oder der Ausficht wegen gefchehe, oder 
vielmehr, daß derfelbe dadurch an Licht und Ausficht gewinnen 
folte, ijt nicht möglich. — Cine ſolche Beftellung einer Servi: 
tut kann daher der Negel nach nit im Ernſte gemeint feyn. 
Es ift zwar möglich, daß derjenige, der fi die Servitut beftel- 
len ließ, ein verborgened, derzeit unwahrnehmbares, Intereffe 
daran habe; in einem folchen Falle ift ed num nothwendig , die 
Abſicht der Beftellung auszudrücken. Dieſes wäre z. B. der 
Fall, wenn fih Jemand, der in einer weiten Entfernung von 
einem bejtimmten Haufe fein eigenthümliches Haus befist, und 
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auch darinnen wohnt, die Servitut des Nihthöherbauens 
bedingen würde, weil er die Abficht hat, dad benachbarte Haus, 
dem dadurch ein Nachtheil zuginge, an fich zu bringen. 

5) Eine Servitut Fann ferner ducch eine legte Willends 
verordnung von dem Eigenthümer beftellt werden. Nach den 
Borfchriften des römifchen Rechtes kann eine Servitut auch ftill- 
ſchweigend vermacht werden, wenn nähmlicy die legirte Sache 
ohne die Servitut gar nicht zu gebrauchen feyn würde. Es fragt 
fi) daher, was dießfalls nach dfterreichifchen Geſetzen Nechtens 
it? — Ein ausdrüdliches Geſetz ift hierüber nicht vorhanden; in- 
deffen fcheinet aus der Analogie anderer Gefegeöftellen das Nähm— 
liche nad) den öfterreichifchen Gefegen behauptet werden zu müffen. 
Denn hat der Erblaffer Jemanden dad Cigenthum einer Sache zu: 
gedacht, fo hat er eben dadurch offenbar feinen Willen erklärt, daß 
der Legatar mit der Subftanz und den Nugungen derfelben nad 
Willkühr fehalten könne. Iſt nun diefes ohne Ausübung einer 
Servitut nicht möglich, fo ift anzunehmen, daß der Erblaffer bey 
Errichtung der legten Anordnung auf diefen Umftand nicht ge- 
dacht habe. Es iſt alfo Hier ein Sal vorhanden, der demjenigen 
ähnlich ift, wenn fich der Erblafjer bey der Theilung feines Ver— 
mögens verrechnet hat, in welchen Falle diefe auf eine Art vor: 
zunehmen ift, wodurch der Wille des Erblafferö nach den über 
dad Ganze erflärten VBerhältniffen auf das Möglichite erfülfet 
wird ($. 558), welches im vorliegenden Falle dadurch geſchieht, 
wenn dem Legatar von dem Erben diefe Servitut eingeräumt 
wird. Dabey muß jedoch, nach dfterreichifhem Nechte, vor: 
audgefegt werden, daß unter den zur Erbfchaft gehörigen Grund: 
ftüden das Grundſtück begriffen, fen, auf welchem die Servi— 
tut beftellt werden foll, oder daß dasfelbe wenigftens dem Gr: 
ben oder einem Legatar gehöre. — Iſt aber das Grundſtück 
ein fremdes, fo ift der Erbe nicht verbunden, die Dienjtbar- 
Feit dem Legatar zu verfchaffen. Denn hätte der Grblaffer ſelbſt 
ausdrücklich dem Legatar die Dienſtbarkeit auf dem fremden. 
Grundſtücke eingeräumt, ſo hätte er eigentlich eine fremde Sa— 
che vermacht. Das Vermächtniß einer fremden Sache aber, die 
weder dem Erblaffer, noch dem Erben oder Legatar, welcher 
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fie einem Dritten Teiften foll, gehört, iſt wirkungslos (F. 662). 
Wenn aber der Erblaffer ausdrücklich beftimmte, daß der Erbe 
dem Legatar die Beftellung der Servitut bewirken folle, der Eigen 
thümer des zur Servitut beftimmten Grundftücdes fich dazu nicht 
herbeyläßt, fo müßte der Erbe dem Legatar jenen Werth vers 
güten, um welchen die legirte Sache bey Entbehrung ded Ser— 
vitutsrechtes verliert ($. 558). 

6) Der dritte Titel, den der 9. anführt, ift der bey der 
Theilung gemeinfchaftlicher. Grundſtücke erfolgte Rechtsſpruch. 
Der $. 842 enthält nahmlich, in Anſehung der Theilung gemeins 
fchaftlicher Sachen, folgende Beftimmung: „Ein Schiedsmann, 
oder der Nichter entfcheidet auch, ob bey der Theilung liegender 
Gründe oder Gebäude ein XTheilgenoffe zur Benützung feines 
Antheiled einer Servitut bedürfe, und unter welcher Bedingung 
fie ihm zu verwilligen fey. Es ergibt fi) alſo hieraus, daß 
hier der richterliche Rechtsſpruch ganz einen felbftjtändigen Zitel 
zur Gründung einer Servitut ausmache, und nicht bloß einen 
fchon beftehenden Titel zur formellen juriftifchen Gewißheit brin- 
ge. — Endlich) 

7) kann auch der Zitel zu einer Servitut im Geſetze felbft 
liegen. Der gegenwärtige $. führt zwar nur die Verjährung als 
einen folchen gefeglichen Titel auf; allein es unterliegt Eeinem 
Zweifel, daß es auch noch außer der Verfährung durch das Ge: 
feß begründete Servituten gebe. Gewöhnlich find diefe foge: 
nannten gefeglichen ©ervituten ein Gegenftand der politifchen Ge: 
feßgebung; aber auch in unferem bürgerlichen Gefegbuche fommen 
Beyfpiele von ſolchen vor (SS. 757 u. 855). Einiger gefeglicher 
Servituten, als Beichränfungen des Eigenthumsrechtes des öffent— 
lichen Wohles wegen, wurde bereitd bey Grläuterung des $. 464 
Grwähnung gemacht. Die Gefege der ehemahligen italienifchen 
Regierung vom 20. April 1804, und 20. May 1306, in Bezies 
hung auf die gefegliche Dienftbarfeit der zwangsmäßigen Waffer: 
leitungen, haben durch Hoffanzleydecret vom 30. Juny 4825 ihre 
ausdrücfliche Beftätigung erhalten. Eben fo wurde zur Beför— 
derung der für den Staat fo wichtigen Schafzucht angeordnet, 
daß das MWeiderecht oder die Blumenfuche auf den Stoppel- und 
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Brachäckern den Unterthanen und Obrigkeiten auf den unterthäz 
nigen und obrigfeitlichen Gründen fortan, wie biöher, alfo auch 
nach der Urbarial: Regulirung, promiscue geftattet feyn ſolle; 
jedoch verftehe fich von felbjt, daß alle jene Gründe, die der 
Srundbefiger nicht brach liegen läßt, fondern mit Sutterfräutern 
oder auf eine andere Art bebauet oder benüßet, von der Bewei- 
dung auögenommen find '). 


b. 481. 
Erwerbungsart. 

Das dingliche Recht der Dienftbarkeit Tann auf 
unbeweglihe Sachen und überhaupt auf folche 
Gegenftände, die in den vffentlihen Büchern 
eingetragen. find, nur durch die Eintragung der— 
felben erworben werden; auf andere Sachen 
aber erlangt man es duch die oben ()). 426 — 
428) angegebenen Arten der Uebergabe, 

41) Das Recht der Dienftbarfeit ift zwar ſchon ein feiner 
Natur nach dingliches Recht; damit ed aber auch ald ein ſolches 
wirkſam werde, ift bey folchen Gegenftänden, die in den öffent— 
lichen Büchern eingetragen, erfcheinen, der Negel nad) die Ein: 
tragung derfelben erforderlich. Ohne diefer Einverleibung fteht 
dem Berechtigten nur dad Necht zu, den Befteller der Servitut 
zu verhalten, daß er die Ausübung derfelben und die Gintra- 
gung in die Öffentlichen Bücher geftatte. Ach fage, der Negel 
nach; denn einerfeit5 habe ich bey der Erläuterung des $. 443 
nachzumweifen gefucht, daß Servituten, die mit einem DBaue in 
Verbindung ftehen, oder überhaupt in die Augen fallen, der 
Gintragung in die Öffentlichen Bücher zu ihrer Wirkfamkeit nicht 
unumgänglicy bedürfen, und anderfeitö it ed ausgemacht, daß 
die in den politifchen Gefegen gegründeten Servituten die ins 
tragung nicht nöthig haben. 

2) Der Regel nach genießen die in den öffentlichen Bü— 
chern früher eingetragenen Laſten das Vorzugsrecht vor denen, 
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welche fpater eingetragen werden. Die Zolge davon ift, daß fie, 
im Salle eined über dad Vermögen desjenigen, der die mit die= 
fen Laften behaftete Sache ald Eigenthum befißt, audgebroches, 
nen Goncurfes, ordentlich angemeldet, Tiguidirt und claffificirt 
werden. Die Gervitutölaften machen aber hievon eine Ausnah— 
me, da fie, nach Hofdecret vom 19. July 1792 "), zwar ange: 
meldet und liquidirt werden müffen, aber Feiner Glaffification 
unterliegen, fondern bloß in den Grundinventarien und refpectiz 
ven Abfchägungen angemerkt werden. Da Servituten die Eigen: 
thumsrechte einfchränfen, fo können fie allerdings zum Nachtheile 
der früher intabulirten Gläubiger gereichen; diefen ftehet fomit 
Fein anderes Necht zu, ald in dem Falle, da die verhypothes 
cirte Sache dergeftalt mit Servituten belaftet würde, daß kei— 
ne gefeßmäßige Sicherheit mehr für ihre Forderungen erübrigte 
($. 1374), von dem Pfandgeber ein andered angemeffened Pfand 
zu fordern, oder in fo fern der Pfandgeber diefed zu Teiften nicht 
vermöchte, fogleich die ganze Forderung einzutreiben ($. 458). 
Gerathen aber die intabulirten Servituten felbft unter fih in 
eine folche Collifion, daß fie mit einander nicht beftehen können, 
fo muß die fpäter eingetragene der früheren weichen. 

3) Iſt der Gegenftand der Servitut eine bewegliche Sa— 
che, was nur bey perfönlichen Servituten der Fall feyn kann 
($$. 504 — 510), fo fommen überhaupt die in ähnlichen Fäl— 
Yen zugelaffenen Uebergaböarten (99. 426 — 428), und weil 
die Ausübung perfonlicher Servituten den wirklichen Befig ver: 
langt ($$. 504 — 521), hauptfächlich die natürliche oder kör— 
perliche Uebergabe zur Anwendung. 


0. 482, 
Rechtsverhältniß bey Dienftbarkeiten. 

Alle Servituten kommen darin überein, daß der 
Beſitzer der dienftbaren Sache in der Regel 
nicht verbunden iſt, etwas zu thun, ſondern nur 
einem Anderen die Ausübung eines Rechtes zu 
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geftatten, oder das zu unterlafen, was er alö 
Eigenthümer fonft zu thun berechtiget wäre. 


4) & ift eine wefentliche, allen Servituten ohne Unterfchied 
gemeinfchaftlich zufommende Cigenfchaft, daß der Eigenthümer 
der dienftbaren Sache nur dazu verbunden fey, fih Einfchrän: 
Eungen in Ausübung feines Eigenthumsrechted gefallen Taffen zu 
müffen, daß er aber in der Cigenfchaft als Servitutöverpflichte: 
ter zur Unternehmung einer pofitiven Handlung nicht gehalten 
fey, oder, wie fich die Lehrer des römifchen Rechtes ausdrüden, 
daß Feine ©ervitut in faciendo beftehe. j 

2) Es gibt zwar allerdings Falle, wo mit dem Beſitze eis 
nes unbeweglichen Gutes gewiffe Verbindlichkeiten, zum Vortheile 
eine andern Gutes etwas zu leiften, in Verbindung gefegt find 
So 3. B. kann auf dem Haufe ded A die Schuldigkeit haften, 
den Öarten des Hauöbefigerd B einzäunen zu laffen. Cine folche 
auf irgend einer Realität haftende Verbindlichkeit hat zwar aller: 
dings einige Nehnlichkeit mit Servituten, und wird im gemeinen 
Leben, nicht felten auch von Gefeßfundigen, mit dem Nahmen 
„Servitut“ bezeichnet. — Allein im eigentlichen und wahren Sin— 
ne des Wortes ift dieſes Nechtöverhältnig doch Feine eigentlich 
wahre Servitut, fondern Fann höchftend unter die unregelmäßi- 
gen und Scheinfervituten gerechnet werden. Die Entftehung fol: 
cher Scheinfervituten gefchieht auf folgende Art. Wir haben 
ſchon oben gehört, daß nad) öfterreichifchem Nechte perfönliche 
Befugniſſe und Verbindlichkeiten dadurch zu dinglichen umftaltet 
werden, wenn felbe in die öffentlichen Bücher eingetragen wer 
den. Wenn daher der Hauöbefiger A ſich gegen den Hausbe— 
ſitzer B verbindlich macht, den Garten des Tegteren, fo oft es 
die Nothwendigkeit erheifcht, einzaunen zu Taffen, fo erlangt 
der B dadurch nur ein perfönliches Forderungsrecht gegen den 
A, folglich feine Servitut, welche nicht ein bloß perfönliches , 
fondern feiner Natur nach dingliches Necht begründet. Laßt 
aber der A diefe übernommene Verbindlichkeit auf fein Haus 
intabuliven, fo erwächſt dad anfänglich bloß perfönliche Recht 
des B in ein dingliches, gegen jeden Befißer des Haufe A wirk— 
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ſames Necht, und in fo fern erhält ed eine, den Dienftbarfeiten 
gleichfalld zuftehende Cigenfchaft. 

3) Eine befondere Aehnlichkeit mit Servituten haben bee 
fonderd Srohmdienfte und Banngerechtigfeiten. Beyde find, nach 
öfterreichifchem Rechte, Gegenftände der politifchen Gefeßgebung. 
gestere find bey und in Defterreich faft durchgehends abgeftellt. 
Grftere haben in fo weit eine Aehnlichkeit mit Servituten, daß 
die Verpflichtung hierzu mit dem Befige eined Grundſtückes vers 
bunden ift, und daß die Leiftung der Frohndienfte zum Vortheile 
eines anderen Grundſtückes gefchieht. Allein fie unterfcheiden 
fih eben von Gervituten darin, daß dadurch die Nechte des zu 
Srohndienften WVerpflichteten auf fein Eigenthum unbefchränft 
bleiben; Teßtere gleichen den Servituten darin, daß fie gemei- 
niglich einem Grundſtücke zufommen, und die Befiger anderer 
Grundftüde in der freyen Ausubung ihrer Rechte befchranken. 
Sie find aber doch ebenfalld fehr weſentlich von den Servituten 
verfchieden, weil fie nicht fomwohl die Nechte des Eigenthums, 
ald vielmehr das Necht zu natürlich freyen Handlungen ſchmä— 
lern, und nicht in der Verpflichtung zu einer Duldung oder 
Seftattung, fondern zu einer Handlung beftehen. 


\. 483. 

Daher muß auch der Aufwand zur Erhaltung und 
Herftellung der Sache, welche zur Dienffbarkeit 
beftimmt ift, in der Regel von dem Berechtig— 
ten getragen werden, Wenn aber dieſe Sache 
auch von dem BVerpflichteten benust wird, fo 
muß er verhältnigmäßig zu dem Aufwande bey 
tragen, und nur durch die Abtretung derfelben 
an den Berechtigten kann er fich, auch ohne deſ— 
fen Beyftimmung, von dem Beyfrage befreyen. 

4) Der erfte Theil diefer Worfchrift ift ein Zolgefaß ded 
vorher (9. 482) aufgeftellten Grundfaßed. Zur mehreren Bere 
deutlichung fügt Herr Hofrath v. Zeiller hier die Bemerkung 
an, daß dad dem Berechtigten eingeraumte Befugniß fammt 
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der zur Ausübung beftimmten Anlage als deſſen Cigenthum zu 
betrachten fey, (FF. 353 u. 480), und der Gigenthümer nicht 
fordern Eönne, daß der bloß auf fein Eigenthum oder den Ge: 
brauch feines eigenthümlichen Nechtes zu machende Aufwand von 
einem Anderen getragen werden foll. 

2) Aus diefer gefeglichen Beftimmung geht aber zugleich die 
Verbindlichkeit des Gigenthümers des dienenden Grundſtückes her: 
vor, zu geftatten, daß der Servitutöberechtigte die dienftbare Sa— 
che, welche in der Urt verfchlimmert worden ift, daß die Servi— 
tut dem Zwecke der Beftellung gemäß nicht mehr ausgeübt wer: 
den Fann, auf feine Koften herftellen laſſe. Iſt daher 3. DB. die 
Meide durch dad auögetretene Waſſer mit Sand und Steinen 
überfchüttet worden, fo kann der Eigenthümer derfelben denjeni= 
gen, dem der Genuß des Weiderechtes zufteht, nicht hindern, die 
Miefe von Sand und Steinen wieder zu reinigen, und fie für 
feinen Genuß wieder brauchbar herzuftellen. Stürzt bey beftellter 
Dienftbarkeit der Balfeneinlaffung die dienende Mauer ein, fo 
ijt der Eigenthümer des herrfchenden Grundes berechtiget, felbe 
wieder aufbauen zu laffenz jedoch muß fich diefer darauf befchrän- 
fen, den alten Stand wieder herzuftellen, und darf nichts un— 
ternehmen, wodurch dem VBerpflichteten die Servitut fürs Künf— 
tige läſtiger fiele, al fie ihm ehevor gewefen war. 

3) Wird aber die dienftbare Sache von dem Berechtig: 
ten auf feine Koften hergeftellt, fo Fann er, in fo fern fie auch 
von dem Verpflichteten benugt wird, fordern, daß ihm derfelbe 
verhältnißmäßig die Koften erfeße, und er Eann ihn, bis der Er: 
faß erfolgt, von der Mitbenugung, in fo fern diefes nach der 
Natur der Sache möglich ift, ausfchliegen. Hat daher 3. B. 
der Servitutöberechtigte die zur Weide bejtimmte Wiefe von 
dem Schlamme und den Steinen reinigen laffen, fo bat er das 
Recht, den Eigenthümer des Weidegrundes in fo lange von 
der Mitbenügung der Weide auszuſchließen, als er ihm die ihn 
treffenden Koften nicht vergütet bat. Denn der Grundeigenthü— 
mer kann dad Necht, auf der dienftbaren Wiefe fein Vieh weis 
den zu laffen, nur in Folge des ihm zuftehenden Eigenthums— 
rechtes anfprechen; er kann fiih aber, zu Folge der Anordnung 
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des gegenwärtigen $., nur gegen Abtretung der bienftbaren Sa: 
che von der Verbindlichkeit, einen Beytrag zu leiften, befreyen;z 
daraus folgt, daß er auf die dienftbare Sache Fein Eigenthums— 
recht ausüben könne, wenn er die ihn treffenden Koften der 
Herftellung nicht berichtiget. Es fragt fich hier, ob der Servi— 
tutöinhaber nicht dad Necht habe, den Grundeigenthiumer zu 
verhalten, daß er ihm einen verhältnigmäßigen Antheil der Ko— 
ften bezahle, oder ihm dad dienftbare Grundſtück ald Cigenthum 
überlaffe? — Die Anordnung ded gegenwärtigen $., daß fich 
der Servitutöverpflichtete nur durch die Abtretung der dienft: 
baren Sache von der Verbindlichkeit, einen Beytrag zu leiften, 
befreyen könne, fcheinet der bejahenden Beantwortung der obi: 
gen Trage dad Wort zu fprechen. Indeſſen fteht derfelben offen: 
bar entgegen, daß der gegenwärtige $. den Verpflichteten nur 
in fo fern zu einer Beytragsleiftung verpflichtet, al& die Sache 
auc) von ihm benüßt wird; gefchieht Feine Benügung, fo mans 
gelt die Bedingung, unter welcher dem Seryitutöberechtigten da3 
Befugniß eingeräumt ift, von dem Berpflichteten einen Kofteners 
faß zu fordern. Der erftere wird fohin nur in dem alle das 
Recht haben, den Erfaß oder die Abtretung ded Grundftüdes zu 
verlangen, wenn er den Grundeigenthümer von dem Genuffe der 
Weide nicht ausfihließt, und derſelbe auch wirklich hiervon Ges 
brauch macht. 

4) Hat der Örundeigenthumer die dienftbare Sache auf 
feine Koſten in der Urt herftellen laffen, daß die Servitut an 
felber wieder ausgeübt werden kann, fo ift zwar der Servituts— 
inhaber ohne Zweifel berechtiget, fein Servitutsrecht an felber 
wieder in Ausübung zu bringen, jedoch nur dann, wenn er dem 
Grundeigenthümer den ihn treffenden Koftenbetrag vergütet. 
Denn die biöher gehemmte Dienftbarfeit Fann nur unter der 
Bedingung in Wirffamkeit treten, wenn der ©ervitutäinhaber 
auch von feiner Seite der Verbindlichkeit nachkommt, zu dem 
Aufwande verhältnigmäßig beyzutragen. Diefe Behaupfung wird 
durch den $. 1052 vollfommen gerechtfertiget, welche anorönet, 
daß derjenige, der auf die Uebergabe dringen will, feine Ver: 
bindlichkeit erfüllt haben, oder fie zu erfüllen bereit feyn müffe. 


* 
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Der $. 474 fteht diefer Behauptung nicht entgegen, denn diefer 
feßt, wie bey Erläuterung. deöfelben bemerkt worden ift, offen— 
bar voraus, daß bereitd eine Forderung exiftire, um deren Wil 
len eine Sache zurücbehalten werden fol. Dieſes ift aber hier 
der Fall nicht Der Grundeigenthümer macht den Aufwand bloß 
zu feinem Beften und nicht zum Vortheile des Servitutöberech- 
tigten. Letzterer kann, wenn er auf die Ausübung des Servi— 
tutsrechtes Verzicht Teiftet, nicht gehalten werden, einen Beytrag 
zu leiften. Es ift daher dem Grundeigenfhümer dadurch, daß 
er den Aufwand zur Herftellung der Sache gemacht hat, noch 
Fein Sorderungsrecht an den Servitutöberechtigten erwachſen, um 
deffen Willen er ihm die Sache zurüchalten, und ihn von dem 
Genuffe der Servitut audfchließen folle, fondern dieſes Forde— 
rungsrecht entfteht nur dann für ihn, wenn der ©ervitutäbes 
rechtigte wirklich in den Genuß der Dienftbarfeit eintritt. An: 
derö würde fich aber die Sache geftalten, wenn der Servituts— 
berechtigte den Grundeigenthümer erfucht hätte, die Herftellung 
einftweilen in feinem Nahmen zu beforgen, und le&terer diefem 
Anfuchen entfprochen hätte. Denn hier bejteht bereit eine For: 
derung gegen den ©ervitutdinhaber; legterer kann fich derfelben 
unter dem Vorwande, fein Servitutsrecht nicht mehr ausüben 
zu wollen, nicht entfchlagen, und fomit kann auch der Grund: 
eigenthümer Eein Netentionsrecht ausüben. 

5) Wie find aber die Herftelungsfoften unter dem Grund: 
eigenthümer und dem Servitutsinhaber zu bemefjen? Nach dem 
Derhältniffe des Nutzens, den jeder derfelben aus der Herftels 
lung beziehet. Denn beyde befinden fich), in Hinficht ded Be— 
nugungsrechtes, in einer Gemeinfchaft ($. 802); im Falle einer 
folchen find aber die Laften immer nach dem Verhältniffe der 
Antheile audzumeffen. Wie hoch aber der Antheil de3 Cinen 
oder des Anderen an dem Benügungdrechte anzufchlagen fen, 
wird nur durch) Sachverftändige beurtheilt werden Eönnen. Am 
Zweifel wird jeder Antheil gleich groß angefehen; wer dad Ge: 
gentheil behauptet, muß e3 erweifen ($. 839). 

6) Dingliche Servituten erfordern zu ihrer Ausübung ent: 
weder ein von Menfchenhänden verfertigtes Werk, oder es ijt 
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ein folches nicht nöthig. In jenem Falle nennen fie die in der 
römifchen Schule gebildeten Quriften qualificirte, in diefem 
hingegen nicht qualificirte Servituten. Zu den ©ervitu: 
ten der erften Urt rechnen fie 3. B. die servitus oneris ferendi, 
servitus tigni immitendi, servitus aquae ductus u. a. m. Zu 
den ©ervituten der anderen Art die servitus actus, viae, pas- 
eendi u. f. w. Bey jenen entftand die Rechtöfrage: wer zur 
Ausbefferung des Werkes verpflichtet fey, die zur Ausübung der 
Servitut erfordert wird? welche Frage von den Rechtögelehrten 
verfchieden beantwortet wird. In Bezug auf dad öfterreichifche 
Necht glaube ich unterfcheiden zu müffen, ob das zur Ausübung 
der Dienftbarfeit nöthige Werk felbft einen Theil des dienftba= 
ren Gutes ausmache oder nicht. Dad erfte ift 3. B. bey der 
servitus oneris ferendi, dann der tignı immitendi, das legtere 
bey der servitus aquae ductus der Fall. Bey den qualificirten 
©ervituten der erfteren Gattung gilt dad nähmliche, was in 
diefem 9. in Hinficht der Erhaltung und Herftellung der dienft- 
baren Sache felbft angeordnet ift, bey Testeren hingegen muß 
eben aus dem Grundſatze, daß Feine Servitut in faciendo be: 
fteht, behauptet werden, daß die Erhaltung und Herftellung 
eines folchen Werkes Iediglich dem igenthümer des herrfchen: 
den Gutes obliege. Wird in dem Vertrage, worin die Dienft: 
barkeit beftellt wird, ausdrücklich bedungen, daß der Eigenthü— 
mer des dienftbaren Gutes verpflichtet fey, diefe Erhaltung und 
Herftellung zu beforgen, fo ift derfelbe aus dem Vertrage, in fo 
fern er ihm ſelbſt gefchloffen, oder demjenigen, der ihn gefchloffen 
haf, und dem er ald Erbe nachgefolgt ift, allerdings hierzu ver— 
prlichtet, al5 Singularuachfolger aber nur dann, wenn der Ber: 
trag in den Öffentlichen Büchern eingetragen worden ift. 


§. 484, 


Der Befißer des bherrfchenden Gutes kann zwar 
jein Recht auf die ihm gefällige Art ausüben; 
doch dürfen Servituten nicht erweitert, fie müſ— 
fen vielmehr, in fo weit es ihre Natur und der 
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Zweck der Beftellung geftattet, eingefchränft 
werden, 


4) Jedes Necht kann ald eine Sache, und jeder, dem das 
Necht zufteht, als Gigenthümer deöfelben angeſehen werden 
($. 353). Nun ijt aber jeder Eigenthümer befugt, über die ihm 
eigenthümliche Sache ganz nach Willkühr zu fchalten ($. 362), 
fohin kann auch jeder Berechtigte fein Recht vollftandig und 
nach feinem Belieben ausüben. Das, was von allen Rechten 
überhaupt gilt., gilt auch von dem Servitutsrechte insbeſondere. 
Wie weit der Umfang des Rechtes reihe, muß, wie bereits 
Herr Hofrath v. Zeilleer in feinem Commentare bemerkt hat, 
theild aus den ausdrücklichen Worten der Beftellung ($. 315), 
theild aus dem, mittelft echten Auslegungdregeln zu erforfchen: 
den Sinne, mithin zugleich aus dem Begriffe einer beftimmten 
Art der Dienftbarfeit und dem Zwecke derfelben entnommen wer: 
den. Der Verpflichtete darf alfo Feine Handlung unternehmen, 
welche die Ausübung der Dienftbarkeit vereiteln, hindern oder 
auch nur erfchweren könnte. Qnöbefondere darf er Feinen folchen 
Bau vornehmen ($. 340 — 342), Er muß dem Berechtigten 
die zum Genuſſe feined Rechtes nothwendigen Mittel, infonder: 
heit die nöthigen Anlagen und Reparaturen verftatten, und kann, 
wenn aus dem bloßen innerhalb der rechtlichen Schranken aus— 
geübten Gebrauche des Servitutörechtes ein Schade entjteht, 
von dem Servitutöinhaber Feinen Schadenerfaß anfprechen. 

2) Allein der Gebrauch des Nechted darf in feinen Miß— 
brauch ausarten, und daher dem Eigenthumsrechte des Verpflich— 
teten nicht zu nahe treten. Im Zweifel ftreitet die Vermuthung 
für die Sreyheit ded Eigenthumes ($. 354). Die Verträge, wo: 
durch Servituten conftituirt werden, find daher immer ftrenge 
auszulegen, und es ift hier anzunehmen, daß fih der Verpflich— 
tete eher die geringere, ald die fehwerere Laft auflegen wollte, 
in fo fern nur der Zweck der Beftellung der Servitut dadurch 
nicht vereitelt wird. Herr Hofrath v. Zeillee bemerkt in feiner 
Abhandlung über die Principien des öfterreichifchen allgemeinen 
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bürgerlichen Gefegbuches ) recht treffend, daß die meiſten Ser: 
pituten, wofern fie nicht im firengen, fondern in einem audges 
dehnteren Sinne der DBerleihung verftanden werden, dem Ber: 
pflichfeten eine weit größere Laft aufbürden können, als er fi 
swahrfcheinlicher Weife auflegen wollte, und daß fie der land 
wirthſchaftlichen Cultur, für welche der Staat Sorge zu fragen 
hat, fehr nachtheilig werden können. Einige derfelben, wie 
3. B. die perfönlichen, entziehen dem Gigenthümer des Gutes 
alle, oder doch den größeren Theil der Nugungen, und können, 
wenn fie durch lange Zeit beftehen, denfelben ganz muthlos ma= 
chen, fein Grundſtück im guten Stande zu erhalten und zu 
eultiviren. 

3) In Berückſichtigung der für die thunlichfte Einfchräne 
Eung der Servituten ftreitenden Gründe ordnet der gegenwärtige 
$. nicht nur allein ein ftrenges Verfahren bey Auslegung jener 
Berträge, oder legten Willensanorönungen, in welchen Servi— 
tuten 'beftellt werden, an, fondern verordnet zugleich, daß fie, 
in fo fern es die Natur und der Zweck der Beftellung geftattet, 
eingefcehränft werden können. Wenn daher die Gervitut mit 
gleihem WVortheile für den Berechtigten auf mehrfache Art und 
Weiſe ausgeübt werden Fann, fo ift der Verpflichtete berechtigt 
zu fordern, daß der Servitutäinhaber die für ihn, Grundeigen: 
thümer, unfhädlichfte Art der Ausübung wähle, gefest auch, 
daß in der Beitellungdurfunde eine andere Art dei Ausübung 
feftgefegt wäre. Diefe Behauptung ſtimmt auch ganz mit den 
Grundfägen überein, welche bey Erläuterung des J. 472 ent: 
widelt worden find. Denn dort wurde nachzuweiſen verfucht, 
daß die Bejtellung einer Servitut, welche für den Berechtigten 
gar keinen Vortheil gewährt, ganz ungültig fey, und fohin der: 
jenige, dem dieſes Servitutsrecht von dem Eigenthümer einge- 
räumt wurde, die Ausübung deöfelben nicht rechtlich fordern kön— 
ne. Aus diefer aufgeftellten Behauptung folgt auch ganz conſe— 
quent, daß der Servitutöberechtigte die Ausübung der Servitut 
nach der in der Beftellungsurfunde feftgefegten Art nicht recht: 


4) In Pratobevera's Materialien 2. B., ©. 190 — 131. 
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Yich fordern könne, wenn ihm der Gigenthümer eine dem Zwecke 
der Beftellung gleich entfprechende andere Art der Benützung 
anbiethet. 

4) Aus den biöherigen Erörterungen ift erfichtlich, daß fich 
bey Dienftbarkeiten immer der Zweck der Beftellung derfelben 
vor Augen gehalten werden muß. Manchmahl ift die Abficht 
der Beftellung in der Beftellungsurfunde felbft ausgedrückt; doch 
gefchieht diefes nicht immer, und es muß dann die Abficht der 
Beftellung nach echten Auslegungsregeln aus dem Gegenftande 
und der Natur ded Gefchäftes, aus der Befchaffenheit der Umſtän— 
de, dann auch aus folhen Handlungen gefolgert werden, welche 
mit Weberlegung aller Umftände Feinen vernünftigen Grund, an 
der beftimmten Abficht zu zweifeln, übrig laſſen. Beſonders 
ift hier die Natur der Servituten vor Augen zu halten. — Wer 
fih) 3. B. ald Eigenthümer eined benachbarten Gutes eine aus- 
den in den $$. 475 — 477 aufgeführten Servituten bedingt, 
von dem muß angenommen werden, daß er dabey lediglich die 
Abdficht Habe, dadurch dem dienenden Grundftüfe allein, nicht 
ſich felbft, einen aus feinen perfönlichen Verhältniffen, Eigenſchaf— 
ten und Neigungen hervorgehenden Vortheil zu verfcharfen. Se— 
gen wir 3. DB. den Sal, der Befiger des Landgutes A habe fich 
von feinem Nachbar B dad Recht, einen Fußiteig über deffen 
Wieſe, woran ein dem erfteren angehöriger Acker gränzet, zu 
welchem er fonft nur auf einem Umwege gelangen kann, aus: 
bedungen, und der B habe ihm diefes Necht auch eingeräumt. 
Damahls beftand nur ein einziger Zußfteig, welcher zugleich einen 
‚angenehmen Spaßiergang gewährte. An der Folge will der 
Eigenthümer des Landgutes A diefen biöher beftandenen Fuße 
fteig zu etwas Anderem benügen, und weifet dagegen dem B einen 
näheren und eben fo wenig befchwerlichen Zußfteig an, der aber 
eine gleiche Annehmlichfeit nicht gewähret. Kann ſich nun der 
Servitutöberechtigte diefer Verfügung ded Grundeigenthlimers 
entgegenfegen, indem er behauptet, er habe bey Beftellung die: 
fer Dienftbarfeit zugleich auf die Annehmlichkeiten des Fußſtei— 
ges Nuckficht genommen, und fich diefe Dienftbarfeit hauptfüch- 
lich wegen der Annehmlichkeit desfelben ausbedungen? Keines— 
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wegs; denn war diefes wirklich der Zweck der Beftellung der 
©ervitut, fo hätte er von diefem in der Beftellungsurfunde eine 
ausdrückliche Meldung machen follen, und außer diefem war 
der Landgutöbefigeer B berechtigt, anzunehmen, dag A bey 
der Beftellung nur den DBortheil feines Landgutes, nicht auch 
die Befdrderung feines perfönlichen Vergnügens zur Abficht ges 
habt habe. Hierin unterfcheidet fih nun dad ©ervitutsrecht 
welches in gewiffer Beziehung auch ein Eigenthumsrecht ift, 
von dem Gigenthumsrechte im firengeren Sinne des Wortes, 
daß letzteres die Befugnig ift, mit der eigenthümlichen Sache 
ganz nach Belieben zu fehalten, und felbe auch zu vertilgen, 
wenn auch daraus Nachtheile für Andere hervorgehen follten 
($. 1305). Der Servitutöberechtigte darf aber fein Recht nicht 
auf eine ſolche Art ausüben, welche ihm feinen Vortheil, dem 
Eigenthümer aber Nachtheil gemwähret. Diefe Befchränfung er— 
Elärt fich) aus dem, wad Nr. 2 gejagt worden it. 


0. 485. 

Keine Servitut läßt fih eigenmächtig von der 
dienftbaren Sache abjondern, noch auf eine ans 
dere Sache oder Perfon übertragen. Auch wird 
jede Servitut in fo fern für untheilbar gehal- 
ten, als das auf dem Grundſtücke haftende Recht 
duch Vergrößerung, Berkleinerung oder Zer— 
ſtückung desfelben weder verändert noch getheilt 
werden kann. 

4) Dienftbarkeiten fonnen weder von Seite des Berechtig: 
ten, nody der ded DVerpflichtefen auf andere Perfonen übertras 
gen werden. Nicht von Seite ded Berechtigten, weil Grund— 
dienftbarfeiten, ald Nechte betrachtet, dem beftimmten herrfchen- 
den Gute anfleben, und nur zu. deffen Vortheile und Nutzen, 
die perfönlichen aber in Hinfiht auf dad Bedürfniß des Berech— 
tigten beftellt werden; nicht von Seite des Verpflichteten, weil 
es dem Berechtigten nicht gleichgültig feyn Fann, über welche 
Sache er fein Necht ausüben könne. Weberhaupt liegt es in 
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der Natur der Sache, daß der Verpflichtete fi) von feinen Ver— 
bindlichkeiten dadurch nicht Tosmachen könne, daß er diefelben, 
ohne Zuftimmung des Berechtigten, auf einen Anderen überträgt. 
Selbſt das Uebereinfommen der Parteyen könnte, wie Here 
Hofrath v. Zeiler bemerkt, ohne Eintragung in dad dffentliche 
Buch, in dem dinglichen Nechte Feine. Aenderung bewirken. 
Hätte daher: 3. B. der- Grundbefißer A dem Grundbefißer B 
dad Necht eingeräumt, aus feinem Brunnen Waffer zu fchöpfen, 
und wäre dabey ausdrücklich bedungen worden, daß B_ diefes 
Necht auch auf, einen anderen Grundbefißer übertragen könne, 
diefes Recht des B wäre aber nicht ausdrücklich ald eine Laft 
auf dem Gute ded A einverleibt worden, fo müßte er fich wohl, 
der Gutsbeſitzer A, der dem B diefed Recht eingeräumt hat, 
eine folche Uebertragung gefallen Taffen, fein Particular  Nachfol- 
ger aber hätte Feine Verbindlichkeit mehr, diefem Dritten die 
Ausübung der Servitut zu geftatten. 

2) Die Befugniß des Berechtigten belaftet, wenn Eeine 
Beichranfung auf einen beftimmten Theil gefcbehen ift, da3 
ganze dienftbare Gut, und ift eine befondere Belchranfung ges 
fchehen, wenigftens diefen Theil. Was immer für eine Ver: 
Anderung mit dem dienftbaren Gute vorgeht, Fann den Rechten 
des herrfchenden Gutes EFeinen Gintrag thun. Wird daher ein 
Theil von dem dienftbaren Gute losgemacht, und an eine an- 
dere Perfon übertragen, fo kann diefe Uebertragung nur mit der 
darauf haftenden Dienftbarkeit gefchehen. — Nur wenn der 
Zweck der Beftellung der Servitut dadurdy vollkommen erreicht 
wird, wenn ſich die Ausübung derfelben auch nur auf den übrig 
bleibenden Theil befchränfet, fcheint ſich nach dem, was bey 
Grläuterung des vorigen $. gefagt worden ift, der Servitutöbe: 
rechtigte die befchränkte Ausübung gefallen Taffen zu müffen, 
dad Recht felbft aber kann ihm nicht entzogen werden. Seen 
wir z. B.: der Gutöbefiger A habe dem Beſitzer B dad Necht 
eingeräumet, Waller aus feinen beyden Brunnen fihöpfen zu 
dürfen. Nun tritt A jenen Theil feined Grundftücdes, auf wel- 
chem fich der eine Brunnen befindet, an C ab, und in dem 
Abtretungsvertrage wird ausgemacht, daß A die bejtchende Ser: 
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vitut des Wafferfchöpfend allein auf fidy nehmen ſolle. — Zu 
diefem alle wird der B, vorausgefegt, daß ihm der bey dem 
Gute A verbliebene Brunnen eben fo gelegen ift, wie der andes 

re Brunnen, allerdings gehalten werden können, die Ausübung 
der Servitut des Waſſerſchöpfens auf diefen zu befchränfen; es ° 
kann ihm aber eigenmäcdhtig dad Necht nicht entzogen werden, 
für den Fall, ald bey dem ihm nunmehr angewiefenen Brunnen 
Maffermangel eintreten follte, den anderen Brunnen zu benüs ' 
gen. — Was von dem ganzen dienftbaren Gute für den Fall 
gilt, ald die Belaftung nicht ausdrüdlih auf einen Theil des— 
felben eingefchränft worden ift, gilt auch von dem Xheile, auf 
welchen die Dienftbarkeit beftellt worden ift, in wie ferne diefer 
felbft wieder in mehrere untergeordnete Theile zerftüdt werden 
follte. 

3) Dad Recht der Dienftbarfeit ift aber auch mit dem 
ganzen herrfchenden Gute verknüpft ($. 473 Nr. 4). Dit 
dem herrfchenden Grundftücde können aber folgende Veränderun: 
gen vorgehen: es Fann daöfelbe vergrößert, durch Hintangebung 
einiger Theile verkleinert, oder mehreren Perfonen ald ein 
gemeinfchaftliches Cigenthum zufallen. — Im erfteren Falle wird 
auch gewöhnlich das Bedürfniß des herrfchenden Grundſtückes 
vermehrt, und dadurc Fann auch in mandyen Fällen die Servi— 
tut Täftiger werden. Da nun bey der Beftellung der Servitut 
auf die Bedürfniffe des herrfchenden Srundftüdes in dem Maße, 
al3 fie dortmahls beftanden, Bedacht genommen worden ijt, fo 
hat der Servitutöberechtigte bey Vergrößerung feines Grundjtüs 
cfed entweder mit dem Eigenthümer des dienftbaren Grundes ein 
neues Webereinfommen zu treffen, oder er muß ſich bey Aus: 
übung der Dienftbarfeit auf dad alte Ausmaß befchränfen. — 
Wird das Herefchende Grundſtück durch Hintangebung einzelner 
Theile verkleinert, fo wird dadurch das Bedürfniß deöfelben 
veringert, und dadurch, in fo fern die Servitut auf dad Bedürf— 
niß des herefchenden Gutes bemeffen ift, wie 3. B. bey dem 
Rechte der Warfferleitung, die Servitutälaft auch erleichtert. Denn 
die Servitut iſt untheilbar, und kann fohin mit demjenigen 
Grundantheile, welcher an einen Anderen übergeben worden ift, 
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nicht auch zugleich ein Theil der Servitut abgetreten werden. 
Fällt dagegen dad herrfchende Grundftük mehreren Perfonen 
als Eigenthum zu, fo kann jede derfelben dad Gervitutsrecht 
ausüben, jedoch in einem ſolchen Maße, daß dasfelbe dadurch 
dem VBerpflichteten nicht läſtiger werde, ald es demfelben früher 
gewefen ift. 


d. 486, 


Ein Grundftüe kann mehreren Perfonen zugleich 
dienftbar feyn, wenn anders die älteren Rechte 
eines Dritten nicht darunter leiden, 

41) Durch Beftellung einer Dienftbarfeit wird, wie Herr 
Hofrath v. Zeillee bemerft, die Sreyheit des Eigenthums zwar 
befchränft, aber nicht aufgehoben; und obfchon das Necht der 
Dienftbarfeit, der Jdee nad), auf dem ganzen dienftbaren Grunde 
rubet ($. 485), fo afficirt ed doch, nach der Befchaffenheit der 
Servitut, dem Maße des Bedurfniffes, und dem Zwecke der 
Beftellung, meiftentheild nur einen Theil des dienfibaren Grund: 
ftüdes. Dem Gigenthümer bleibt alſo frey, auch noch Einen, 
oder mehreren Anderen, nicht nur eine ungleichartige, fondern auch 
eine gleichartige Dienftbarkeit zu bewilligen. — Bey bloß vernei: 
nenden ©ervituten Fann diefes gar nie einem Anftande unterlie- 
gen, denn eine bloße AUnterlaffung Fann einer beliebigen Anzahl 
äugefichert werden, ohne dadurdy das Recht des Einen oder des 
Anderen im mindeſten zu verkürzen. Die Verleihung von ver: 
neinenden ©ervituten ift daher ganz unbefchränft ; die Verlei— 
hung von bejahenden dagegen ift zwar für jeden Fall befchränft, 
ed können allerdingd Bälle eintreten, wo bey bereitö beftehenden 
Dienftbarkeiten die Ginräumung einer neuen dem früher Be— 
rechtigten zum Nachtheil gereichte. Doch ift diefes nicht immer 
der Fall, und es ift daher dem Eigenthümer der Regel nach 
geftattet, mehreren Perfonen entweder lediglich zu ihrem perſön— 
lihen Vortheile, oder auch zum Nußen des Grundſtückes, da3 
fie befißen, eine Servitut einzuräumen. 

2) Sollte aber durch die Gonftituirung der neuen Servi— 
tut ein älterer Servitutsinhaber in feinen Nechten gefränft wer: 

Nippel's Commentar II, Th. 38 
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den, fo Fann er fein Necht, in fo fern die Servitut in dem öf— 
fentlichen Buche eingetragen, und dadurch ald ein dingliches Recht 
auch wirkſam geworden ift, gegen jeden Dritten geltend machen, 
und ihn von dem Genuffe der Servitut in fo weit ausfchließen, 
ald er dadurch in feinem eigenen Rechte verfürzet würde. — Das 
bey ijt lediglich zu bemerken, daß es wenigeren Schwierigfeiten 
unterliegt, mehreren Perfonen Grunddienftbarfeiten von gleicher 
Gattung ald perfonliche Servituten zu verleihen, indem letztere, 
wie deren Erörterung zeigen wird, nicht leicht nebeneinander be= 
jtchen Fünnen. . 


0. 487. 

Anwendung auf die Grunddienftbarkeiten; insbefondere auf das Recht, 
eine Laft, einen Balken auf fremdem Gebäude zu haben, oder den Rau 
durchzuführen. 

Nach den hier aufgeftellten Grundfäßen find Die 
Rechtsverhältniſſe bey den befonderen Arten der 
Servituten zu beftimmen, Wer alfo die Lait 
des benachbarten Gebäudes zu tragen, die Ein- 
fügung des fremden Balfens an feiner Wand, 
oder den Durchzug des fremden Rauches in fei- 
nem Schornfteine zu dulden hat, der muß ver— 
baltnigmäßig zur Erhaltung der dazu bejtimmten 
Mauer, Säule, Wand oder des Schornfteines 
beytragen, Es kann ihm aber nicht zugemuthet 
werden, daß er das herrfchende Gut unterftüßen 
oder den Schornftein des Nachbars ausbeſſern 
laſſe. 

4) In dem gegenwärtigen $. werden die oben aufgeſtellten 
Grundſätze auf die verfchiedenen einzelnen Arten der Dienftbar: 
Eeiten angewendet. Ich glaube, daß es zur Verdeutlichung bey— 
tragen wird, wenn bier die Erörterung der aus den einzelnen 
Servituten hervorgehenden Rechtöverhältniffe, mit Vergleichung 
der dießfalld nach dem römifchen Rechte geltenden Beſtimmungen, 
vorgenommen wird, 
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2) Die servitus oneris ferendi beftand bey den Römern 
in dem Rechte, die Laft feines Gebaudes auf der Wand, oder 
Mauer, oder Säule, oder dem Gewölbe des Nachbard ruhen zu 
laffen. — In Anfehung derfelben wird von römifchen Rechtsge— 
lehrten ald eine Sonderbarfeit bemerkt, daß jeder Eigenthümer 
deö damit belafteten Gebäudes das Gemäuer, worauf dad Ge: 
baude des Berechtigten ruht, unterhalten und repariren laffen 
müffe, wenn es bey Errichtung der Servitut ausbedungen wor- 
den ift. Wird in Defterreich diefe Verbindlichfeit des Eigenthü— 
mers des dienenden Gutes bey Beſtellung der Dienftbarkeit aus- 
bedungen, fo wird zu unterfcheiden feyn, ob diefe Verbindlich⸗ 
keit auch in dem öffentlichen Buche eingetragen wird oder nicht. 
Im erſten Falle wird jeder Eigenthümer des dienenden Grund— 
ſtückes aus dem Vertrage, welcher durch feine Eintragung in das 
öffentliche Buch ein dingliches Recht für den Befiger des herr: 
fchenden Grundftüced gegründet hat, zu diefer Herftellung ver— 
pflichtet werden; im zweyten aber wird der letztere auf die, auf 
Koſten des Servitutöverpflichteten zu bewirfende Herftellung nur 
in fo lange dringen können, als fich dad dienende Gut noch im 
Befige deöjenigen, der fich zu diefer Herftellung verbindlich ge= 
macht hat, oder feiner Erben befindet. — Außer diefem Falle 
eines befonderen Uebereinfommend aber kann weder der Servis 
tutöberechtigte den Cigenthümer des herrfchenden Gutes, noch 
diefer jenen zur Neparirung der zur Servitut beftimmten Mauer 
oder Säule verhalten, fondern derjenige, dem_an der Erhaltung 
gelegen Fit, hat die Ausbeſſerung zu beſorgen; er kann aber 
hierzu von dem andern Theile einen verhältnißmäßigen Beytrag 
Fordern. Jedoch kann der Cigenthümer des dienenden Gutes, 
wenn er die Herjtellung beforgt hat, von dem Eigenthümer des 
herrfihenden Guted nur dann einen Beytrag fordern, wenn ders 

ſelbe in der Ausübung des Servitutörechtes fortfährt, und er— 
fterer kann ſich von, feiner Verbindlichkeit durch Abtretung der 
Mauer oder der Säule an leßteren befrenen ($. 483). Stürzt 
die Mauer oder die Säule ein, welche zur Unterftügung des 
ftemden Gebäudes diente, und der Eigenthümer läßt fich nicht 
herben, die Mauer in alten Stand herzuftellen, fo hat der 
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Servitutdeigenthümer dad Recht, die eingeftürzten Baumate: 
tialien zur Herftellung einer neuen Mauer zu verwenden, und 
er wird daher, in fo fern fich der Eigenthümer zu einem ver— 
hältnigmäßigen Beytrage nicht herbeylägt, Eigenthümer diefer 
Mauer fowohl, ald des Platzes werden, worauf fich diefe Mauer 
befindet. Daß der Servitutöberechtigte die Materialien der eins 
geftürzten Mauer zum Behufe der Herftellung derfelben fich zu— 
eignen dürfe, gehet aus der Unordnung des $. 483 hervor, wel— 
cher ausfpricht, daß fich der Verpflichtete von einer Beytrags— 
leiſtung nur durch die Abtretung der zur Dienftbarfeit beſtimm— 
ten Sache befreyen könne; wenn fich daher der Eigenthümer 
erklärt, feinen Beytrag feiften zu wollen, fo verzichtet er ipso 
facto auf dad Gigenthbum der Mauer, und fohin auch auf bie 
auf dem Bauplaße liegenden, von der dienftbaren Mauer her— 
rührenden Baumaterialien, da fie noch ein Zugehör der Mauer 
ausmachen (9: 294). Der Bauführer ift auch für die Ueberlaf- 
fung der Mauer dem Grundeigenthümer zu Feiner Schadloshals 
tung verbunden. Daß der Bauführer aber zugleich auch das 
Gigenthbum des Platzes erwerbe, gehet daraus hervor, daß die 
$$. 447 — 419 deutlid) den Grundſatz auöfprechen, daß fich 
dad Eigenthum des Grunded von dem Cigenthume ded darauf 
ſtehenden Gebäudes nicht fondern laſſe; wenn daher das Geſetz, 
wie hier der Fall ift, dem Bauführer ausdrücklich dad Eigen: 
thum ded Gebäudes zufpricht, fo versteht ed ſich von felbft, 
daß hierunter auch der Grund und Boden, worauf dasfelbe ru= 
het, verftanden meiden müffe '). Wenn jedoch behauptet wird, 
daß dem Bauführer die ganze Mauer nebft dem ganzen Grunde 
ftücfe, auf. dem fie erbauet war, zufalle, fo wird dabey voraus— 
geſetzt, daß derfelbe ſich, Kraft ded Rechtes der Dienftbarkeit, 
im Befiße der ganzen Mauer befunden habe. Außer diefem Falle 
muß darauf gefehen werden, im wie fern er fich im Beſitze der 
Mauer befunden habe; nur müßte ihm für. den Fall, ald jener 
Theil der Mauer, welcher dem herrfchenden Gute zur Stütze 
diente, zur Tragung der Laft zu ſchwach ware, von dem übe 


u Siehe Schuſters Baurecht, & 187 — 199 
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gen Theile noch fo viel zugemiefen werden, ald die Natur und 
der Zweck der Dienftbarkeit fordert '). | 

3) Die Dienftbarkeit ded Balfen- oder des Tramrechtes 
(servitus tigni immitendi) ift ein Recht, welches dem Eigen: 
thümer eines Gebäudes zufteht, die Balken oder Sparren des— 
felben in eine fremde Wand einzufchieben, und darin ruhen zu 
laſſen. Gegenftände der Ginfügung find, nad) dem $. 475, Bal: 
Een und Sparten. Dadurch find jedoch Feineswegd andere Bau— 
materialien, wie z. B. längliche Steine, eiferne Stangen u. f. w. 
ausgefchloffen. Sie ift gewöhnlich eine Hause, Fann aber aud) 
eine Selddienftbarfeit feyn, indem das berechtigte Grundſtück auch 
zur Landwirthfchaft beftimmt feyn kann. Sind die Balfen un: 
brauchbar geworden, fo ift ed zwar dem Berechtigten unver: 
wehrt, felbe mit neuen zu erfeßen; doch ift ed ihm nicht er— 
laubt, in der Folge, um fein Gebäude zu erweitern, mehrere 
Balken, ald ihm anfangs bewilligt waren, einzulegen; auch dür— 
fen die. Balken überhaupt nicht von der Art feyn, daß fie die 
Laft des dienftbaren Gutes vergrößern. Daß der Berechtigte 
an die Stelle der unbrauchbar gewordenen Balken andere einfüs 
gen dürfe, kann keinem gegründeten Zweifel unterliegen, da 
Grunddienftbarfeiten zum Wortheile und zur bequemeren Benü— 
gung des herrfchenden Grundftüces errichtet werden, und felbe 
daher auch fo lange fortdauern, ald dad herrfchende Grundſtück 
felbft befteht, und die bejtellte Servitut demfelben einen Vortheil 
bringt. Iſt die Ginfügung der Balfen nur aus einer vorüber: 
gehenden Urfache, 3. B. um auf den Balfen bey einem vorhan— 
denen Baue ein Baugerüft anlegen zu Fünnen, bewilliget wor: 
den, fo Eonnen zwar mährend der Dauer des Baues an die 
Stelle der gebrochenen Balken andere eingefügt, fie muüffen 
aber nach vollendetem Baue wieder heraus genommen werden ’). 
Herr Profefjor Schufter wirft in feinem Baurechte, ©. 348, 
die Stage auf, was Nechtend wäre, wenn ein Nachbar den 
andern um dad Befugniß, Balken einfügen zu dürfen, anfpricht, 
erjterer dabey die Abficht hat, ein fortdauerndes Recht, folglich 


1) Siehe Schufterd Baurcht S. 133. 
2) Ebenda 9. 16 — Bas, 
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eine Servitut zu erwerben, Teßterer aber der Meinung ift, daß 
jener die Balken nur aus einer vorübergehenden Urfache, 3. B. 
um auf diefelben bey einem: eben vorhabenden Baue ein Baus 
gerüfte zu erbauen, einlaffen wolle; werde wohl erfterer behaup— 
ten können, er habe ein immermwährendes Necht zur Einfügung 
der Balken erworben 2? — Bey Beantwortung diefer Frage glau— 
be ich zuvörderſt unterfcheiden zu müffen, ob bey DBeftellung der 
©ervitut wirklich ein Umjtand vorhanden it, aus welchem der 
Befteller auf eine vorübergehende Urfache zu ſchließen berechtis 
get war, oder ob diefes der Fall nicht fey. Im letzteren Falle 
wird obige Frage zu bejahen feyn; im .erfteren aber wird weis 
ter5 unterfchieden werden müffen, ob die Servitut durch einen 
einfeitigen oder ziwenfeitigen Vertrag beftellt worden ſey? Sit 
die Servitut ohne Bedingung eines Entgelded eingeraumt wor— 
den, fo ift, nach $. 945, anzunehmen, daß fich der Verpflichtete 
eher die geringere ald die fchwerere Laft auflegen wollte; es muß 
daher auch im Zweifel zu Gunften ded Gervitutsverpflichteten 
gefprochen werden. Iſt aber die Servitut in einem zweyſeiti— 
gen Vertrage eingeräamt worden, fo müßte zu Öunften ded Be: 
rechtigten entfchieden werden, weil dad Recht, einen Balfen oder 
Sparten in eine fremde Wand einzufügen, von dem Gefeßgeber 
felbft als eine Grunddienftbarkeit aufgeführt ift, und jede Abwei— 
hung von der Natur einer Servitut von demjenigen bewieſen 
werden muß, der fich darauf beruft ($. 479). Daß diefe Ver: 
muthungen wieder durch andere ftärfere Vermuthungen, aus de= 
nen auf eine entgegengefegte Willensäußerung gefchloffen wer— 
den Fann, aufgehoben werden können, feheint ebenfalld ausge: 
macht (S. 865). Was die Stage anbelangt, wer zur Erhaltung 
der dienftbaren Wand beyzutragen habe, fo ift diefelbe ganz 
nach obiger bey Mr. 1 erörterten Art zu beantworfen. Die 
Trage, ob ſich der Nachfolger in dem dienftbaren Gute die Ser— 
vitut der Balfeneinfügung felbft in dem Kalle gefallen Taffen 
müffe, als diefe Servifutslaft in dem dffentlichen Buche nicht 
eingetragen ift, oder ob er nicht vielmehr fordern Fönne, daß 
der Eigenthümer des herrfchenden Gutes die Balfen aus der 
Wand herausnehmen müffe, muß nach dem, was bey Grläute: 
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tung des $. 443 gefagt worden ift, wohl dahin beantwortet 
werden, daß er ſich diefe Belaftung gefallen laſſen müßte. Wer 
dad Gegentheil behauptet, muß confequenter Weife auch zuges 
ben, daß, wenn Jemand ein Haus an fich bringt, von welchem 
ein Theil dem nachbarlichen Gebäude zur Stüge dienet, die Ab— 
brechung des auf der Mauer ruhenden Gebauded gefordert wer— 
den Eönne, wenn die Servitut oneris ferendi nicht in dem öf— 
fentlichen Buche eingetragen iſt. Dieſes aber anzunehmen, wird 
fchwerlich Jemanden beyfallen. 

4) Die Dienftbarkeit, vermöge welcher der Gigenthümer 
des dienftbaren. Gutes den fremden Rauch in feinen Schornftein 
aufzunehmen verbunden ift, iſt der Dienftbarfeit der Balkenein— 
fügung ähnlich, weil diefe Servitut nur dadurch ausgeübt were 
den kann, daß erfterer eine Röhre oder andere Vorrichtung mit 
dem fremden Schornfteine in Verbindung feßt. Es gelten daher 
auch bey diefer Servitut alle oben Nr. 3 angeführten Grundfäße. 


ſ. 488, 
Senfterregdt. 

Das Fenſterrecht gibt nur auf Licht und Luft An— 
ſpruch; Die Ausfiht muß befonders bewilliget 
werden, Wer fein Recht zur Ausficht bat, kann 
angehalten werden, das Fenfter zu vergittern. 
Mit dem Fenſterrechte ift die Schuldigfeit ver- 
bunden, die Oeffnung zu verwahren; wer diefe 
Verwahrung vernachläffiget, haftet für den dar: 
aus entjtehenden Schaden, 

1) Das Recht, in feiner eigenen Mauer Fenſter anzulegen, 
ift ein Ausflug des Nechteö, mit feinem Gigenfhume nach Be: 
lieben zu fihalten, und zur Ausübung deöfelben bedarf es daher 
Feiner Zuftimmung des Nachbard, dent diefelbe vielleicht unan- 
genehm feyn Kann. Vielmehr müßte fich diefer, im Falle er 
diefe Anlegung verhindern wollte, eine Servitut ausbedungen 
haben. Dagegen ftcht diefen gleichfalls wieder, in Folge feines 
Eigenthumsrechtes, dad Befugniß zu, auf feinem eigenen Grund 
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und Boden folche Anlagen zu errichten, welche feinem Nachbar 
die bezweckte Audficht henehmen. Die Servitut des Fenſterrech— 
tes beſteht alfo darin, in der dem Nachbar eigenthümlichen, 
oder mit ihm gemeinfchaftlihen Mauer Fenfter anzubringen. 

2) Der Zweck diefer Servitut kann entweder ſeyn, um da: 
durch mehr Licht und Luft, als man biöher hatte, zu gewinnen, 
oder auch, um eine freyere Ausficht zu erhalten. Iſt bey 
DBeftellung der Servitut der Zweck derfelben nicht ausdrücklich 
angegeben tworden, fo wird nur angenommen, daß diefer in der 
Verfchaffung von Licht und Luft beftehe. Weil aber diefer Zweck 
bey DBergitterung des Fenfterd erreicht wird, und die Vergitte— 
rung für den Cigenthümer de3 dienſtbaren Gutes vortheilhaft 
feyn kann, da dadurch manche Gefahr, 3. B. die des Einſtei— 
gend, bleibend befeitiget wird, fo kann der Servitutöverpflichtete 
fordern, daß das Fenfter vergittert werde, wenn er. auch bey 
der Einraumung diefer Servitut hiervon Feine Erwähnung ge= 
macht hatte. 

3) Wenn dagegen dad Fenfterrecht auddrüdlich dahin aus: 
gedehnt wird, daß ed eine ganz freye Ausſicht gewähren foll, fo 
Fann der Nachbar um fo weniger auf eine Vergitferung drin= 
gen, als in diefer freyen Ausficht auch die abwärts auf den un= 
ter dem Fenfter gelegenen Grund begriffen ift. Jedoch ift der 
Servitutöberechtigte fowohl in diefem Falle, als auc dann, 
wenn er bloß das Fenfterrecht in Bezug auf Licht und Luft ge: 
nießt, fein Nachbar aber die Vergitterung des Fenſters nicht 
ausdrücklich gefordert hat, jederzeit die Deffnung des Fenſters 
auf eine folche Art zu verwahren fchuldig, dag der Eigenthümer, 
3. B. durch Einfteigen, in feine Gefahr gefegt werde. Die Art 
und Weiſe der Verwahrung hat dad Gefeß dem Ermeſſen des 
©ervitutöberechtigten überlaſſen; er ift jedoch für die Zweckmä— 
Bigfeit de5 gewählten Verwahrungdmitteld verantwortlich. Es 
verfteht fich fedoch von felbft, daß von ihm Feine folhe Verwah— 
rungsart gefordert werden könne, durch welche der Zweck der 
Servitut vereitelt würde. 

4) Wer das Senfterrecht hat, Fann, wie Herr Hofrath v. 
zeiller bemerkt, ſchon Kraft deöfelben verlangen, daß ihm der 
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dadurch vermehrte Genuß der Luft und des Lichte, oder, wenn 
e3 weiter auögedehnt wird, auch der Genuß der Ausficht durch 
Gegenanlagen, 3. B. eines neuen Werkes oder einer Prlanzung, 
nicht benommen werde; denn fowohl das Recht des Eigenthümers 
als de Servitutöberechtigten ift auf den Zweck der Servitut 
beſchränkt. Eine befondere verneinende Dienftbarkeit, Licht und 
Luft oder Ausficht nicht zu benehmen ($. 476, dann, 10 u. 11) 
hat man nur zur Vorficht nöthig, daß und jener Genuß, wel: 
chen uns fchon die Lage und Belchaffenheit unferes eigenen 
Grundftüces oder Gebäudes (ohne Fenſterrecht) verfhafft, durch 
eine neue Anlage des Nachbard, wozu er auf feinem Grunde 
und Boden befugt ift, nicht entzogen oder verändert werde. 


$. 489. 


Recht der Dachtraufe. 


Wer das Recht der Dachtraufe beſitzt, kann das 
Regenwaſſer auf das fremde Dach frey oder durch 
Rinnen abfließen laſſen; er kann auch ſein Dach 
erhöhen; doch muß er ſolche Vorkehrungen tref— 
fen, daß dadurch die Dienſtbarkeit nicht läſtiger 
werde. Eben jo muß er haufig gefallenen Schnee 
zeitig hinwegräumen, wie auch die zum Abflnffe 
beftimmten Rinnen unterhalten, 

4) Die Dachtraufe kömmt in unferem bürgerlichen Gefeß- 
buche fowohl ald eine bejahende, al3 verneinende Dienftbars 
feit vor (fiehe $. 475 Nr. .6, und 476 Nr. 12). Daß der ges 
genmwärtige $. von der bejahenden Dienftbarkeit der Dachtraufe, 
und zwar von derjenigen handle, von welcher in dem $. 475 
Pr. 6 Meldung gefchieht, fallt in die Augen, denn er bedient 
ſich derfelben Ausdrüde, nur, daß er zugleich die Gerechtfamen 
ded Berechtigten, und die ihm obliegende Verbindlichkeit bes 
zeichnet. Indeſſen fcheint ed eine zwenfache Art der bejahenden 
Dienftbarkeit der Dachtraufe zu geben. Es kann nähmlich das 
Negenwaffer von unferem, gegen und über dad benachbarte 
Grundſtück gerichteten Dache, alfo vermöge feiner natürlichen 
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Lage von felbft, und ohne daß ed einer Leitung bedarf, auf 
das Dach oder in den Hofraum ded Nachbard herabträufen;z 
es kann aber auch das Waſſer von unferem Dache, welches, 
nac) der natürlichen Lage des leteren, auf das fremde Grunde 
ſtück nicht gelangen würde, mittelft Rinnen dahin geleitet were 
den, und der Nachbar gehalten feyn, dad eigens dahin geleitete 
Waller aufzunehmen. Daß diefe legtere Dienftbarkeit diejenige 
fen, von welcher der $. 475 handelt, Fann feinem Zweifel 
unterliegen, weil er ausdrudlich von der Leitung der Dach: 
traufe fprichtz in dem erften hier gefegten Falle wird aber das 
Negenwaffer nicht geleitet, ſondern fallt, nach feiner natürlichen 
Lage von felbft auf fremden Grund und Boden. Der gegen: 
wärfige $. ift aber lediglich eine Erläuterung der im $. 475 er— 
wähnten fechften Dienftbarfeit '). 

2) Unfer Geſetzbuch macht indeffen von erfterer Gattung 
der bejahenden Dachtraufenfervitut in dem befihränften Sinne, 
vie fie hier genommen wurde, Feine ausdrüdlihe Meldung; in— 
deffen ſcheint es, daß fie auf Eeinen Sal von der Zahl der 
Dienftbarkfeiten ausgefchloffen werden Eönne, weil unfer Geſetz— 
geber, wie er ed im Eingange des $. 475 u. 477 deutlich aus= 
fpricht,, nicht alle, fondern nur die wichtigeren Dienftbarfeiten 
nahmhaft machen wollte. Da er num die Leitung der Dad): 
traufe unter die Dienftbarfeiten aufnimmit, fo dürfte er eben da— 
durch die einfache Dachtraufe mit eingefchloffen haben, weil das 
Mindere immer in dem Miehreren begriffen ift; auch hätte er fie 
nicht füglich ausfchliegen können, da fie im bürgerlichen Leben 
häufiger, als die Leitung der Dachtraufe angetroffen wird ?). 
Aber gerade diefer legtere Umftand macht e5 auffallend, daß der 
Geſetzgeber von jener Servitut, die im bürgerlichen Leben häufi— 
ger vorfömmt, Feine ausdrückliche Erwähnung gemacht, während 
er die feltenere Dienftbarfeit, die Dachtraufe leiten zu dürfen, 
ausdrücdlich unter die Hausfervituten aufgenommen hat, befon= 
ders da er fich im Gingange des $. 475 des Ausdrudes bedient: 

1) Siehe Schufters Baurecht S. 273 — 222. 
2) Ebenda ©. 2üt. 
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- „die Haudfervituten find gewöhnlich,” und dadurch anzeigt, 
daß er zum Zwecke habe, die im Leben häufiger vorfommen: 
den Dienfibarfeiten aufführen zu wollen. Ich erfühne mich da— 
her zu behaupten, daß ed eine eigentliche Dienftbarfeit der Dach: 
traufe in diefem beichranften Sinne, wie er oben angegeben » 
worden ift, nicht gebe, denn diefe fcheinbare Servitut der Dach: 
traufe kann nur in folgenden zwen Fällen vorfommen: Es ragt 
enttveder dad Dach, von welchem dad Negenwaffer herabfließt, 
in den Luftraum des Nachbard hinein, in welchem Falle dann 
ganz natürlich dad abfliegende Regenwaffer auf den Grund oder 
dad Dach meines Nachbard fallen muß, oder ed ragt dad Dach 
des Nachbard in meine Luftfäule herein, dergeftalt, daß fich das— 
felbe unterhalb meines Daches befindet, in welch Tegterem Falle 
dann auch dad Regenwaffer von meinem Dache auf dad Dad) 
des Nachbars herabrinnt. Der erftere Sal fett die bereit5 be= 
ftehende Servitut, „ein Dach oder einen Erfer über des Nach: 
bard Luftraum zu bauen,” voraus; ift aber diefe Servitut bereitö 
eingeräumt, fo bedarf ed einer befonderen Servitut der Dach: 
traufe nicht mehr; der Nachbar muß die Dachfraufe auf feinen 
Grund und Boden eben aus jenem Grunde aufnehmen, als er 
e3 fich gefallen laffen muß, wenn. ein widriger Wind den von 
meinem NRauchfange herausgehenden Nauch in feinen Hofraum 
hinabtreibt. Im leßteren Sale gebührt dem Nachbar die Ser: 
vituft, fein Dach in meinen Luftraum hineinragen zu laffen ; 
diefed Servitutörecht verleiht ihm aber Fein Befugnig, mich zu 
zwingen, an meinem eigenen Hauddache eine Vorrichtung anzus 
bringen, daß dad Negenwaffer nicht mehr, feinem natürlichen 
Laufe nach, auf den Dachftuhl meined Nachbard herabfalle, oder 
mir zu verwehren, oberhalb feines Daches ein Dach in meinen 
eigenen Luftraum hereinragen zu laffen. 

3) Wer fich daher die Servitut der Dachtraufe überhaupt 
beftellet, ohne diefelbe näher zu bezeichnen, kann dadurch Eeine 
andere verftehen, al5 welche in dem $. 475 Nr. 6 bezeichnet iſt, 
nähmlich die Dachtraufe auf des Nachbard Grund zu leiten, und 
er wird daher, zu Folge des gegenwärtigen $., ausdrücklich be: 
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rechtiget, Ninnen anzulegen, und mittelft derfelben das Waſſer 
auf dad fremde Dach oder den fremden Grund zu leiten. So 
wenig ihn aber nun der Gigenthümer des dienftbaren Grunde: 
- hindern kann, folche Ninnen anzulegen, um da3 Negenmwaffer 
abzuleiten, fo wenig Eann ſich derfenige, zu deſſen Gunften diefe 
Dienjtbarfeit beftellt ift, ermächtiget halten, ein Dach oder einen 
Crfer in des Nachbar Luftraum hineinzubauen, oder auch feine 
Rinnen in der Art anzulegen, daß fie in des Nachbard Luft: 
raum hineinragen; denn dazu berechtigt ihn die Dienftbarfeit 
der Dachtraufe an und für fich nicht. Uebrigens fällt es in die 
Begriffe, daß, da die Ninnen ein Eigenthum des Befigerd des 
herrfchenden Gutes find, und nur diefem zum Vortheile gereis 
chen, diefelben auch nur von ihm beygefchafft und erhalten mer: 
den müffen. 

4) Die Erhöhung ded Dached vermindert, wie Herr 
Hofrath v. Zeiller bemerkt, den Abflug, fo wie jede neue Anz 
Tage, wodurch da5 Negenwaffer weiter einwärtd gegen den eiges 
nen Grund geleitet wird. Eine Erniedrigung de3 Daches 
hingegen, oder häufig gefammelter Schnee befördert (oder viel 
mehr verjtärft) den Abflug, und macht, fo wie auch jede Ans 
lage, wodurch felber weiter vorwärt3 in ded Nachbar Grund 
gelenkt wird, die Dienftbarfeit läftiger. Erfteres ift alfo zuläſſig, 
nicht eben fo daS letztere. 

5) Aus der Anordnung diefes $., daß der Berechtigte fol 
che Vorkehrungen treffen müffe, wodurch die Dienftbarfeit nicht 
Läftiger werde, folgert Here Profeffor Schufter mit Recht ), 
dag im Falle, ald das Negenwaffer durch fortlaufende Rinnen 
- von Dach zu Dach geleitet wird, es nicht geftattet fey, den 
Strom frey auf dad Dach, oder in den Hof des Verpflichteten 
herabftürzen zu laffen, weil dadurch dad Dach beſchädigt und 
die Erde aufgewühlt werden würde; es müffe daher das Waffer 
immer in einer gefchloffenen Rinne herabgeleitet werden, weil 
die Laft des dienftbaren Grunded, fo weit es Natur und Zweck 
der Beftellung geftatten, erleichtert werden muß ($. 484 u. 491). 


ı) Im a. D. ©. 2:5. 
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6) Das Necht der Dachtraufe befchränft fich, der, Etymo— 
logie des Wortes nad), zu Folge welcher es ein vom Dache 
träufended Negen: oder Schneewaffer bezeichnet, nur auf die Ab— 
leitung des fich auf dem Dache anhäufenden Regen: oder Schnee: 
waſſers, und der Berechtigte kann fohin dad Recht der Dach: 
traufe nicht dahin ausdehnen, auch jenes Regen- oder Schnee: 
waffer, welches fich in feinem Hofe fammelt, mittelft einer Rinne 
oder eines Canald in dad angränzende Grundſtück zu leiten. 
Doch fteht natürlich Fein Hinderniß entgegen, diefe Servitut 
ausdrücklich zu bedingen, in welchem Falle aber eigentlich die fie= 
bente, im $. 475 bemerkte, Dienftbarfeit vorhanden wäre '). 

7) Die Dienftbarfeit der Leitung von Flüſſigkeiten wird 
von dem Geſetzgeber fowohl unter den Haus: ald Feldfervituten 
aufgeführt, und zwar aud der ganz natürlichen Urfache, weil 
da5 Necht, die FSlüffigkeiten auf dad benachbarte Grundftüc zu 
leiten, oder ed auch von da aus beziehen und auf dad herrfchende 
Grundſtück zu führen, fowohl zum Vortheile eines Haufes, als 
eined Grundftücdes gereichen Fann. — In Anfehung der daraus 
entfpringenden Rechtöfolgen waltet aber zwilchen diefer Haus: 
und Felofervitut Fein bemerkenswerther Unterfchied ob. 

8) Die Dienftbarkeit der Leitung der Dachtraufe oder der 
Slüffigkeiten überhaupt, Fann aber auch als eine verneinende 
Dienftbarkeit beftellt werden, und von diefer wird $. 476 Nr. 12 
Erwähnung gemacht. — Fallt nähmlich das auf meinem Dache 
fid) anhäufende Negenwaffer, vermöge feiner natürlichen Lage, auf 
das Dad) oder Grundſtück meines Nachbard, fo ift diefes zwar ges 
wöhnlich eine Laft für ihn; er mag fich, in fo fern er nicht dadurch 
in meine Eigenthumödrechte eingreift und mir eine Servitut auflegen 
will, dagegen fihügen; allein er hat, wie fchon oben erwähnt wor: 
den ift, nicht dad Recht, von mir zu fordern, daß ich durch eine be: 
fondere Vorrichtung den natürlichen Ablauf meines Wafferd hemme, 
und ed von feinem Grunde wegleite. Cine in mein Eigenthums— 
recht eingreifende widerrechtliche Vorkehrung würde er aber treffen, 
wenn er durch eine befondere Bauführung diefes Waffer auffangen 


ı) Am a. D. ©. 235 — 236. 
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und in mein Grundſtück zurickleiten würde. Denn indem das 
Waſſer fih von meinem Haufe frennet, und in feine Luftfäule 
herabfällt, wird es fein Cigenthum, und wollte er daher dasfelbe 
wieder auf mein Grundſtück zurücleiten, fo wäre ich gezwungen, 
fein Eigenthbum auf meinen Grund und Boden aufzunehmen, 
was rechtlich nicht anders, ald durch Beftellung einer neuen 
Dienftbarkeit gefchehen Fann. Es kann aber auch umgekehrt das 
von dem Dache meines Haufe auf feinen Grund herabfliegende 
Waller ihm Vortheile gewähren, indem e5 ihm zur Bewafferung 
feined Gartens oder Füllung feiner Cifterne dienet. In diefem 
Falle muß er fih, wenn er fich dieſes Vortheiles dauerhaft ver- 


ſichern will, die verneinende Dienftbarfeit der Dachtraufe be— 


ftellen lajfen, welche darin befteht, daß ich verbunden werde, zu 
unterlaffen,, dad auf meinem Dache fich anhäufende Negenwaffer, 
welches ich, Kraft meines Eigenthumsrechted, auf meinen eigenen 
Grund zu leiten befugt bin, von feinem natürlichen Laufe abzu= 
halten. — Diefe negative Dienftbarfeit, welche mich bloß zu 
einer Unterlaffung verbindet, ift aber welentlich verfchieden von 
dem Nechte der Ableitung des Regenwaſſers, von welder in 
den zwey nachfolgenden SS. die Rede ift, durch welches der Ei: 
genthümer des dienftbaren Grundes nicht zu einer bloßen Unter— 
laffung , fondern felbft zu einer Duldung verpflichtet wird. 


. 490, 
Recht der Ableitung des Regenwaffers. 

Wer das Recht hat, das Regenwaſſer von dem 
benachbarten Dache auf feinen Grund zu leiten, 
hat die DObliegenbeit, für Rinnen, Waſſerkäſten 
und andere dazu gehörige Anflalten die Ausla— 
gen allein zu beſtreiten. 

1) Es Eann fi) nun auch der Fall ergeben, daß der Bes 
figer eines Grundſtückes wünfcht, dad auf dem Dache feines 
Nachbars ſich fammelnde Negenwaffer zum Bortheile feines Eis 
genthums zu gewinnen, leßtered aber, wegen größerer Entfernung 
des Daches, nach dem natürlichen Laufe nicht auf feinen Grund 
herabfließt, fondern dasfelbe nur dann für ihn gewonnen wer: 
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den kann, wenn eigene Vorrichtungen getroffen werden, durch 
welche der natürliche: Lauf des Waſſers abgeändert, und dahin 
gerichtet wird, daß ed nunmehr auf den Grund des Nachbars 
fällt, der es an fich bringen will. — In diefem Falle muß fich 
der letztere das Servitutsrecht der Ableitung des Regenwaſſers 
bedingen. 

2) Diefes Recht gehört in die Glaffe der bejahenden Ger: 
vituten, weil dadurch der Eigenthümer des verpflichteten Grund: 
ſtückes gehalten wird, zu dulden, daß der Eigenthümer des herrz 
- fehenden Grundſtückes auf des erfterem Grundſtücke etwas unter: 
nehme, was er fich in Folge feines Eigenthumsrechtes nicht ge: 
fallen Taffen dürfte, nähmlich die Anlegung der zum Ablauf er: 
forderlichen Rinnen und Wafferfäften. — Daß aber der Geſetz— 
geber voraudfege, die hier erwähnten Unftalten werden von dem 
Berechtigten auf dem fremden, nicht aber auf eigenem runde 
unternommen, ift, wie Herr Profeffor Schufter ') bemerkt, dar= 
aus abzunehmen, weil e3 folgewidrig wäre, wenn der Geſetzge— 
ber bey Behandlung einer Dienftbarkeit Anordnungen uber das 
Befugniß aufftellen wollte, welches dem Berechtigten auf feinem 
eigenen Grunde gebührt. Denn diefes Befugniß ift ein Ausflug 
des ihm gebührenden Eigenthumsrechtes, und erfcheint daher in 
dem Hauptſtücke von dem Eigenthumsrechte $. 362, wohin e3 
einzig gehört, vollftändig abgehandelt. 9 

3) Indeſſen Fann ich die Anſicht des Herrn Profeſſors Schu: 
ſter in der Hinſicht nicht theilen, daß die in dieſem $. vorkom— 
mende Dienſtbarkeit keine andere, als das Recht der Dachtraufe 
ſey, von welcher in der Marginalrubrik des vorigen $. die Rede 
ift. — Seine Unficht hierüber ift nähmlich folgende: Die beja— 
hende Dienjtbarfeit der Dachtraufe, oder überhaupt, Flüſſigkeiten 
leiten zu dürfen, könne auf doppelte Art beſtehen, entweder als 
ein Ableitungd= oder Herzuleitungsrecht. Die erfte fey dann 
vorhanden, wenn ich mir das Necht ertheilen laffe, den Strom 
meines Negenwafferd oder anderer Flüffigkeiten auf den fremden 
Grund, die leßtere aber dann, wenn fich der Nachbar von mir 


1) Am a O. S. 295. 
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bedingt, jene auf meinem Grunde befindlichen Waflergattungen 
auf feinen Grund Teiten zu dürfen. Wenn man die drey 
$$. 489 — 491 aufmerkfam durchlefe, müffe man zur vollen 
Ueberzeugung gelangen, daß der $. 489 von dem Ableitungs— 
rechte, der $. 490 und 494 aber von dem Herzuleitungdrechte 
handle, befonders wenn ein Blick auf die Felddienſtbarkeit der 
Waſſerleitung geworfen wird. 

Ich habe gegen die Iogifche Nichtigfeit diefer Begriffsbe— 
ffimmung nichtd einzuwenden; nur glaube ich nicht, daß fie die 
gefegliche fey. Denn die Marginalrubrik zu $. 489 belegt nur 
die Dienftbarfeit, die Dachtraufe auf fremden Grund zu lei: 
ten, mit dem Nahmen: „Recht der Dachtraufe”, dagegen bezeich- 
net die Marginaleubrif des gegenwärtigen $. die Dienftbarkeit: 
die fremde Dachtraufe auf eigenen Grund zu leiten, mit den 
Morten: „Recht der Ableitung des Regenwaſſers“. Ich glaube 
daher auch, daß man bey diefer gefeglichen Benennung ftehen 
bleiben müffe, und bemerfe nur dabey, daß die Dienftbarkeit, 
von welcher im gegenwärtigen $. die Nede ift, unter den im 
$. 475 aufgeführten Hausdienftbarfeiten gar nicht vorfomme, 
was aber an und für fi) von Feiner Bedeutung ift, da der Ge— 
feßgeber in den $$. 475 und 476 nicht alle Hausfervituten auf: 
führen wollte. 

4) Es ift bereit3 bey Erläuterung des $.483 auf den Uns 
terfchied aufmerkfam gemacht worden, welcher zwifchen der dienſt— 
baren Sache felbft, und denjenigen, welche lediglich als Werkzeu— 
ge zur Ausübung der Dienftbarkeit erfcheinen, in Bezug auf die 
Herhaltung und Herfchaffung obwaltet, und ed ift ſchon dort 
Pr. 6 erwähnet worden, daß die Erhaltung und Herftellung der 
Veßteren Tediglich dem Eigenthümer des herrfchenden Grundes ob— 
liege. Mit diefen dort entwickelten Anfichten ftimmt nun aud) 
die Vorfchrift ded gegenwärfigen $. überein, zu Solge welcher 
derjenige, welcher das Necht der Ableitung des Regenwaffers hat, 
auch die Obliegenheit hat, für die dazu nöthigen Ninnen u.f. w. 
die Auslagen allein zu-beftreiten. 
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| . 491. 
Grfordern die abzuführenden Flüfligkeiten Gräben 
und Canäle, jo muß fie der Eigenthümer des 
herrſchenden Grundes errichten; er muß fie auch 
ordenflich decken und reinigen, und dadurch die 
Laſt des dienftbaren Grundes erleichtern, 

1) Die im Eingange des gegenwärtigen $: vorkommende 
Beſtimmung gehet gleichfalld aus dem hervor, was im vorigen $: 
Nr. 4 bemerkt worden ift, und die letztere erfläret fich aus dem 
im $; 484 ausgefprochenen Grundfage, daß Servituten, in fo 
weit ed ihre Natur und der Zweck der Beſtellung geftattet, ein: 
gefchränkt werden müffen: 

2) Aus allem diefem ($$: 487 — 491) ergibt fich, fagt 
Herr Hofrath v. Zeiller, aud) die Anwendung auf die noch übri— 
gen, oben erwähnten Hauöfervituten ($$. 475 und 476), nahm: . 
lich da5 Recht: ein Dach oder einen Erfer über des Nachbar 
Suftraum zu haben; oder die Verpflichtung, ein Gebäude nicht zu 
erhöhen, damit dem Berechtigten Luft, Licht oder Ausficht nicht 
benommen werde; oder ed micht zu erniedrigen, weil es in dem 
gegenwärtigen Zuftande die Gewalt des Windes hintan hält oder 
Schatten verfchafft u: f: w. Dad Necht, Flüffigfeiten abzufüh— 
ren, kommt mit der unten ($. 497) erödrterten Feldfervitut der 
Wafferleitung überein: — Diefe allgemeine Bemerfung Zeillerd 
vorausgeſchickt, will ich hier nur ganz Eurz den noch nicht erörter— 
ten einzelnen Gervituten einige Bemerkungen beyfüyen: 

3) Die Servitut, ein Dach oder einen Erfer über des Nach: 
bars Luftraum zu bauen, wie fie im $: 475 Wr: 4 vorfömmt, ift 
eben diefelbe, welche im römischen Nechte unter der Benennung 
servitus projiciendi et protegendi erfcheint, und bejteht in dem 
Nechte, einen Theil meines Gebäudes über des Anderen Grunde 
ſtück in feine Luft ragen zu laffen: Sie beruht auf dem Grunde 
faße, daß der Luftraum über einem Grundſtücke als ein Eigen— 
thum des Grundeigenthümers anzufehen iſt, über welches fich 
Niemand eine Verfügung anmaßen darf, der nicht deßhalb eine 


Servitut erworben hat: Daß diefe nahmliche Anficht auch dem 
Stippel’s Commentar IIL, Th, 39 
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oͤſterreichiſchen Geſetze zu Grunde liege, beweiſet der $. 297, 
welcher den über einem Grund und Boden in ſenkrechter Linie 
befindlichen Luftraum als ein Zugehör des Grundes erkläret. — 
Es muß daher in der Textirung der hier erwähnten Dienſtbar— 
keit, wie fie im F. 475 vorfümmt, offenbar ein Schreib- oder 
Drucdfehler unterlaufen feyn, und demnach entweder heißen: 
„Gin Dach oder einen Erfer über des Nachbars Grunde 
ſtück, oder in des Nachbar Luftraum zu bauen.” 

4) Die Dienftbarfeit des Nichthöherbauens ift ein Recht, 
Kraft deffen ein. Grundbefiger wider die natürliche Freyheit vers 
pflichtet wird, fein Haus zum Wortheile eines Andern nicht zu 
erhöhen. Denn Kraft der natürlichen Freyheit darf jeder Grund: 
befiger auf feinem Grunde was immer, und in was immer für 
einer beliebigen Sorm bauen, wenn gleidy dadurch dem Anrainer 
Ausſicht, Licht und Luft benommen wird, ed wäre denn, daß 
die politifchen Gelege die natürliche Freyheit in einigen Fallen 
beichränften, in melden ed dann dem Staatsbürger mittelft 
Dertraged nicht geftattet ift, die gefegliche Befchränfung auf: 
zuheben. — Eine Dienftbarkeit des Höherbauend, wie fie im ro: 
mifchen Rechte vorfümmt, Fennet daher auch die dfterreichifche 
Gefeggebung nicht. Selbſt in dem Salle, daß durch irgend ein, 
einen bloßen Privatvortheil bezweckendes Gefeß, oder vermöge 
eined unter den Nachbarn vorher eingegangenen, die Freyheit, hö— 
her zu bauen, befchränfenden Vertrags, oder vermöge einer vor— 
handenen Verführung, die natürliche Freyheit eine Einfchränkung 
erleiden follte, wäre es nicht eigentlich die servitus altius tollen- 
di, die fich derjenige, welcher deffenungeachtet fein Haus zu erh: 
hen unternehmen follte, dadurch anmaßte, fondern die Reoccupation 
feiner natürlichen Freyheit, welche er durch einen der oben auf- 
geführten Umftände verloren hatte. Die Abficht der Beftellung 
der Dienftbarkeit des Nichthöherbauend ift offenbar Feine andere, 
ald damit durch die Erhöhung des Gebäudes dem Ungränzenden 
Ausfiht, Licht und Luftzug nicht benommen, oder die Einficht 
in dasfelbe, oder deſſen Hofraum und Garten nicht genommen 
werde; wenn alfo durch den vorzunehmenden Bau Feiner diefer 
Zwede vereitelt wird, fo wird der Bau, auch ungeachtet des un⸗ 
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befchränft übertragenen Verbiethungsrechtes, unternommen werden 
dürfen ($. 472 Nr. 6). — Derjenige, der fich die Dienftbarfeit 
de3 Nichthöherbauens beftellt, Fann jedoch dem dadurch Verpflich— 
teten nicht auc) andere Internehmungen, wodurch dem DBerech- 
tigten Ausficht, Licht und Luftzug benommen wird, verbiethen. 
Denn in der Dienftbarfeit des Nichthöherbauend wird bloß das 
Michterhöhen des Gebäudes, nicht auch die Unterlaffung anderer 
Unternehmungen zugefichert. Es fteht daher dem DVerpflichteten 
Fein Hindernig im Wege, Bäume zu pflanzen, die Wäſche auf: 
zuhängen u. ſ. w., wenn auch dadurch dem Nachbar Ausficht, 
Licht oder Luftzug benommen würde. Diefes gilt felbft für den 
Gall, ald in dem Vertrage, worin die Dienftbarfeit, da3 Haus 
nicht zu erhöhen, ftipulict wurde, die Abficht ausgedrückt wäre, 
damit durch einen Bau dem berechtigten Gebaude Ausficht, Licht 
und Luftzug nicht benommen werde, weil die bloße Angabe der 
Abſicht, warum die Dienftbarkeit beftellt wird, noch Feineswegs 
die Wirfung hervorbringen Fann, daß dadurch fihon die von 
dem Geſetze ald verfchiedenartig bezeichneten Dienftbarkeiten, die 
Ausficht, das Licht und den Luftzug nicht zu benehmen, als be= 
fielit betrachtet werden Eönnten. Der Vertrag, worin die Dienft- 
barfeit beftellt wird, ift entweder ein einfeitig oder zwenfeitig 
verbindlicher. Iſt er einfeitig, wurde daher die ©ervitut de3 
Nichthöherbauend ohne Bedingung eines Entgeldes zugefichert , 
fo ift vorauszufegen, daß fich der Verpflichtete eher die geringere, 
als die fehwerere Laft auflegen wollte ($. 915); ed ift daher um 
fo weniger vorauszufegen, daß er, außer der Dienitbarfeit des 
Nichthöherbauend, auch noch die Dienftbarfeifen, die Ausſicht, 
das Licht und den Luftzug nicht zu benehmen, auf fich Taden 
wollte. ft aber der Vertrag entgeldlich gefchloffen, fo tritt die 
Regel des $. 901 ein, nach welcher, wenn die Parteyen den 
Beweggrund oder Endzweck ihrer Einwilligung nicht ausdrück— 
lich zur Bedingung gemacht haben, dergleichen Aeußerungen auf 
die Gültigkeit des Vertrages Feinen Einflug haben. 

5) Die Beftellung der Servitut, das Haus nicht niedriger 
zu machen, kann gefchehen, damit dadurch der Wind abgehalten 
werde, der, wenn dad Haus niedriger gemacht würde, auf das 
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Haus des herifchenden Grundſtückes anfallen würde, oder weil 
dem Eigenthümer an diefem Theile feines Haufe an der Abs 
haltung der Sonnenftrahlen gelegen ift. In fo fern die Zwede 
der Beftellung nicht vereitelt werden, Fann dem Servitutsver— 
pflichteten eine Erniedrigung feines Gebäudes nicht verfagt werden, 

6) Wer die Dienftbarfeit, dem herrfchenden Gebaude das 
Licht nicht zu benehmen, ertheilt, der muß- alles unterlaffen, 
was die Lichftrahlen mindert, oder wohl gar einen Schatten vers 
urfacht, ohne Unterfchied, wodurch diefes gefchieht, ducch Pflan— 
zung eined Baumes, Aufhängen der Wäſche, Unternehmung 
eines Baues, oder Hinwegreißung eines Gebäude, wenn z. B. 
dad herrfchende Grundſtück das Licht durch das Abprellen der. 
Lichtftrahlen von der dienftbaren Wand erhält, welche eingeriffen 
werden fol, Mit der Dienftbarkeit, dem herrfchenden Gebäude 
das Licht nicht zu benehmen, ift auch gewöhnlich die, den Lufts 
zug nicht zu befchränfen, verbunden; doch kann letztere auch für 
fi) allein bejtellt werden. 

7) Die Dienftbarfeit, die Ausſicht nicht zu benehmen, un: 
terfcheidet fich von jener, dad Licht nicht zu benehmen, weſent— 
lih dadurch, daß lestere bloß ein Recht gewähret, den Anblick 
des Sirmamentes nicht zu beengen, wogegen die erftere zugleic) 
ein Recht gibt, zu verlangen, daß der Anblick Feines vor dem 
berechtigten Gebäude gelegenen Gegenftandes verändert werde '). 

0. 492, 
Recht des Fußſteiges, des Viehtriebes und Fahrweges. 

Das Recht des FTußfteiges begreift das Recht in 
jich, auf diefem Steige zu gehen, fih von Men: 
fohen tragen, oder andere Menfchen zu ſich kom— 
men zu laffen. Mit dem Biehtriebe iſt das 
Recht, einen Schiebfarren zu gebrauchen, und 
mit dem Fahrwege das Necht, mit einem oder 
mehreren Zügen zu fahren, verbunden, 

1) Nachdem das Gefeg die vorzüglichiten der Haudfervitus 
ten abgehandelt hat, geht es auf die in Anfehung der Felddienſt— 


4) Siehe Schufter a. a. O. ©. 406 — 410. 
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barkeiten geltenden gefeßlichen Beftimmungen über. Die Reihe 
trifft zueeft den Fußſteig. Nach römifchen Rechte verftand man 
unter der servitus itineris das Recht, fich eines Fußfteiges über 
dad Grundſtück eines Anderen zum Gehen oder Reiten zu bes 
dienen, oder auch fich in einer Sänfte darüber fragen zu lajfen. 
Mit Recht beſchränkt unfer Gefeßbuch die Dienftbarfeit des Fuß— 
fteiges bloß auf die im gegenwärtigen $. angegebenen Befugnifie, 
nach welchen das Reiten ausgefchloffen iſt. Das Reiten ift un: 
gezweifelt für den Eigenthümer des dienftbaren Grundſtückes lä— 
ftiger, als dad bloße Gehen, und man Fann nicht behaupten, 
daß derjenige, der dad Bedürfniß fühlt, über fremden Grund 
und Boden gehen zu fünnen, auch zugleich) das Bedürfniß habe, 
darüber reiten zu dürfen. Der öfterreichifche Geſetzgeber ift bey 
Zeftfegung der in diefem $. enthaltenen Beftimmungen dem im 
$. 484 aufgeftellten Grundfage getreu geblieben. Der Zwed 
der Servitut des Fußfteiged ift nicht bloß der perfönliche Genuß 
des Berechtigten, fondern der vconomifche Vortheil des herrfchen- 
den Gutes felbft, und ed wird beym Außfteige Fein größerer 
Naum auf dem dienenden Grunde eingenommen, ob man felbft 
darüber geht, fi) von Anderen fragen, oder einzelne Perfonen 
zu fich Fommen laßt. Der Eigenthümer des dienftbaren Grunde 
ſtückes iſt daͤher auch nur gehalten, einen Fußſteig von einer ſol— 
chen Breite zu halten, als ein Menſch bedarf, um darauf be— 
quem gehen zu können. 

2) Viehtrieb, Trifftgerechtigkeit (servitus actus), iſt das 
Recht, vermöge deſſen der Beſitzer eines Grundſtückes befugt iſt, 
über das Grundſtück des Andern ſein Vieh zu treiben. Mit 
dieſer Servitut iſt ohne Zweifel auch das Recht begriffen, über 
das dienftbare Grundſtück allein und ohne Vieh zu gehen, auch 
mit einem Schiebkarren zu fahren. Das letztere Befugniß iſt 
in dieſem F. vom Geſetze ausdrücklich ausgeſprochen. Zweifel— 
haft iſt es, ob derjenige, welchem das Recht des Viehtriebes 
zuſteht, auch berechtiget iſt, über dad dienſtbare Grundſtück zu 
reiten? welche Frage ich allerdings bejahend beantworten zu 
müffen glaube, weil das Neiten dem Beſitzer des dienftbaren 
Grundſtückes doch nicht Taftiger fallen Kann, al3 der Vichtrieb 
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felbft, und der folgende S. dadurch, daß er ausdrücklich be 
ftimmt, dad Recht, zu gehen, Eönne nicht auf dad Recht, zu reie 
ten, ausgedehnt werden, und gleich fortfährt, daß das Recht 
des DViehtriebes nicht auf das Recht, ſchwere Laften über den 
dienftbaren Grund zu fchleifen, ausgedehnt werden Eönne, ftill- 
ſchweigend das Nähmliche auszufprechen fcheint. Aus dem Zwecke 
dieſer Servitut ergibt ſich auch, daß der Hirt auf dem fremden 
Grundſtücke mit feiner Heerde weder halten, noch ſelbe auf: und 
niedertreiben darf, fondern die Trifft in einem Zuge fort ver: 
richten muß. 

3) Ausgedehnter als beyde vorhergehende Servituten ift 
da5 Recht des Fahrweges (servitus viae). Nach römiſchem Rech— 
te begreift diefe servitus nicht nur dad Necht in fi), mit allen 
Arten von Wägen über dad Grundſtück zu fahren, fondern auch 
Steine und Balfen zu fchleifen. Im gegenwärtigen HF. ift bloß 
da5 Recht, mit einem oder mehreren Zügen zu fahren, aufges 
führt, doch fcheint allerdings auch dad Recht, Steine und Bal: 
fen zu fchleifen, darunter begriffen werden zu müffen, weil der 
nachfolgende $. dieſes Necht nur von der Servitut des Vieh— 
triebes ausdrücklich ausfchließt. 

4) Bey diefer Gelegenheit kann die Frage zur Sprache 
gebracht werden, in wie fern die Dienftbarfeit des Fußfteiges, 
Diehtriebed oder Fahrweges dem ganzen Publikum zu Statten 
Ffommen könne? — Da die einzelnen, dad Publikum ausmachen: 
den Individuen, wenn fie ein fremded Grundſtück gebrauchen 
und benützen, diefes nur für fich, nicht aber in Beziehung auf 
die übrigen, als deren Nepräfentanten, und mit der Abficht, den- 
felben das nähmliche Necht zu verfchaffen, thun, Niemand aber 
duch die Verträge und Handlungen eine Dritten, woran er 
entweder mittelbar oder unmittelbar Theil genommen hat, Nech- 
te zu erlangen im Stande ift, fo feßet der Gebrauch nicht offe— 
ner Wege immer eine befondere individıelle Begunftigung 
voraus, und felbft zur Erwerbung einer ſolchen Servitut für 
die ganze Gemeinde gehört entweder ein mit derfelben gefchloffe- 
ner Vertrag, oder daß der Weg ald Zugang zu einem Plage 
führt, welchen die Gemeinde mit ungetheiltem Rechte befitt. 
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b. 493, 

Hingegen kann, ohne befondere Bewilligung, das 
Recht, zu geben, nicht auf das Recht, zu reiten, 
oder fih durch Thiere tragen zu laffen; weder 
das Necht des Viehtriebes auf das Recht, ſchwe— 
re Laften uber den dienjtbaren Grund zu fehlei- 
fen, noch das Recht, zu fahren, auf das Recht, 
freygelaffened Vieh darüber: zu treiben, ausges 
dehnet werden, 

Diefe Beftimmungen fliegen, wie Herr Hofrath v. Zeiler 
bemerft, aus dem Grundfage, daß der Berechtigte die den ver— 
fohiedenen Arten der Servituten angewiefene Gränze nicht über» 
fiohreiten, und fein Recht nicht auf eine dem. dienftbaren Gute 
läftigere Weife ausüben, überhaupt aber allem, auch nur beforg= 
lichen Mißbrauche (3. B. durch Uebertreten ded Viehes auf den 
bebauten Grund) vorbeugen, und um fo minder die von dem 
Berpflichteten zur Fürſorge getroffenen Anftalten befeitigen foll. 
Der Berechtigte kann aber nicht angehalten werden, Verzäunun— 
gen oder andere dergleichen Vorrichtungen zur Verhüthung des 
Austretend des Viehes anzulegen und zu unterhalten. Eben fo 
wenig iſt aber auch der Berechtigte befugt, den Befiger des be= 
laſteten Grundftüces zur Herhaltung der bereits von ihm er= 
richteten dießfälligen Unftalten zu verhalten. und er kann e5 
nicht wehren, wenn diefer felbe eingehen läßt; denn nur dem 
Berechtigten Tiegt die Sorgfalt der Verhüthung jeder Beſchädi— 
gung ob. Iſt aber der Servitutöberechtigte befugt, ein daß 
Uebertreten ded Viehes verhindernde Einzäunung oder Verma— 
bung des Trifftweges auf feine Koften errichten zu laffen? Diefe 
Frage fiheint allerdingd bejahend beantwortet werden zu müſſen, 
jedoch muß diefer eine folche Art der Bermachung wählen, wet 
he dem Cigenthümer die Benützung feines Eigenthums auf Feine 
Weiſe erfchweret, 
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ſ. 494. 

Zur Erhaltung des Weges, der Brücken und Ste— 
ge tragen verhältnißmäßig alle Perſonen und 
Grundbefißer, denen der Gebrauch derielben zus 
fteht, folglich auch der Befißer des dienftbaren 

- Grundes, fo weit bey, als er davon Nutzen ziehet. 

Auch diefer Sat ift, wie gleichfalld Here Hofrath v. Zeil: 

Ver bemerkt, nur eine unmittelbare Solge des oben ($. 483) 

aufgeftellten Grundfaßed, woraus fich zugleich ergibt, daß der 

DVerpflichtete in dem Falle, al3 weder er felbft, noch feine An- 

gehörigen von dem nähmlichen Wege oder Werke Gebrauch mas 

chen, zu Feinem Koftenbeyfrage verbunden fen. Es ift aber in 
diefem Falle der Berechtigte ohne Zweifel befugt, den Weg zu 
verfchließen, damit der Eigenthümer davon keinen Gebrauch ma: 
chen könne. 
$. 495, 
Raum hierzu, 

Der Raum für diefe drey Servituten muß dem 
nötbigen Gebrauche und den Umftänden des Or— 
tes angemeſſen ſeyn. Werden Wege und Stei— 
ge durch Ueberſchwemmung oder durch einen an— 
deren Zufall unbrauchbar, ſo muß, bis zu der 
Herſtellung in den vorigen Stand, wenn nicht 
ſchon die politiſche Behörde eine Vorkehrung ge— 
troffen hat, ein neuer Raum angewieſen werden. 

1) Die außerweſentlichen Beſtimmungen müſſen, 
wie in anderen Fällen, auch bey Beſtellung einer Servitut dem 

Uebereinkommen der Parteyen überlaſſen werden, und es iſt da— 

her, wie in dem Zeiller'ſchen Commentare bemerkt iſt, zur Ver— 

meidung von Streitigkeiten räthlich, den Ort oder Theil des 

Grundſtückes, wo die Servitut ausgeübt werden ſoll, dann den 

dazu gewidmeten Raum genauer zu bejtimmen. Der Geſetzgebung 

liegt lediglich ob, für den Fall, ald die Parteyen vernachläffiget 
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hätten, in dem DBeftellungsvertrage hierüber ausdrückliche Be: 
ftimmungen feftzufegen , einige leitende Grundſätze aufzuftellen, 
um aus felben den ausdrücklich erklärten Willen der Parteyen 
zu fuplicen. 

2) Der Raum für diefe drey Cervituten wird nun im 
Falle, ald die Parteyen hierüber nichts ausdrücklich beftimmt 
haben, von dem Nichter feſtgeſetzt, der, dabey den Zweck der 
Servitut fih vor Augen haltend, ihn nach Nothwendigfeit und 
ben Umftänden des Ortes zu bemefjen hat. Es iſt fohin dabey 
auf den Umjtand Rückſicht zu nehmen, ob nebſt dem Befugniß, 
zu gehen, auch das zu reiten eingeräumt worden ift, welche 
Gattung Triebvieh über dad dienftbare Gut geführt werden foll, 
und welche Suhrwerfe in dem Orte der beftellten Servitut ge: 
wöhnlich find. Daß der Nichter bey feinem Ausfpruche die Be— 
urtheilung von Sachverftändigen einzuhohlen hat, fällt in die 
Begriffe '), Iſt Jemanden die Durchfahrt durch einen Thor— 
weg verftattet worden, fp kann legterer in der Folge, ohne Ein— 
willigung des Berechtigten, weder verengt noch erniedriget wer: 
den; ausgenommen, es würde erwielen, daß die Verengung oder 
Erniedrigung für Eeinen Fall dem Berechtigten zum Nachtheile 
gereichen Fonne,. Auch darf ohne Zweifel der Befiger des ver: 
pflichteten Grundftüdes an dem Wege auch Eeine Bäume, deren 
tief herunter. gehende Xejte dad Fahren, Neiten und Gehen 
(nähmlich nach den Umftänden der beftellten Servitut) verhins 
dern oder erfchweren, feßen, und um fo weniger dem Berech— 
tigten die Wegfchaffung der Aefte diefer Bäume, in fo weit fie 
dem Rechte des Servitutsinhabers nachtheilig find, verwehren. 

3) Wenn bey Beftellung diefer hier erklärten Servituten 
Fein Ort beftimmt ift, über welchen der Weg zum Gehen, zum 
DBiehtriebe, oder zum Fahren laufen foll, fo hat in der Regel 
der Berechtigte die Wahl. Denn die Dienftbarfeit ruht in dies 


4) Nach den preufifchen Landrechte wird, in Ermangelung befonderer Beftimmuns 
gen, die Breite eines Fußfteiges auf drey Fuß, und wenn darauf geritten 
oder mit Karren gefahren werden foll, auf vier Fuß; dann der Fahrtiweg zu 
acht Zuß in der geraden Linie, und von zwölf Fuß in der Biegung beſtimmt; 
auf BVichtriebe dagegen wird die doppelte Breite eines Weges gerechnet. 
1. Theil, 22. Tit., $j. 73 und 79. 
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fen Falle auf dem ganzen Grunde, — Nur darf er bey der 
Mahl foldye Stellen nicht berühren, welche bebauet find, 3. B. 
Weinberge, Saatfelder u. dgl. Denn die Servituten müffen 
immer genau auf ihren Zweck eingefchränft, und mit möglichfter 
Schonung des Gigenthums gebraucht werden. Iſt nun der 
Meg aber einmahl gewählt, fo it der Berechtigte nicht mehr 
befugt, fi in der Zufunft einen anderen zu wählen; jedoch 
foheint dem Berpflichteten nicht benommen werden zu können, 
einen andern Weg anzuweifen, wenn dadurch die Erreichung des 
Zwedes der Servitut auf Feine Weife erfchwert wird ($. 484). 

4) Iſt dem Berechtigten gleich urfprünglich bey Beftellung 
der Servitut ein beftimmter Raum angewiefen worden, fo ift 
auch nur diefer Theil des Grundftücdes dienftbar geworden. 
Werden daher die auf diefem eigens angewiefenen Raume bes 
findlihen Wege und Steige durch Ueberſchwemmung oder einen 
anderen Zufall unbrauchbar gemacht, fo wird die Dienftbarkeit 
eingejtelft; fie lebt aber wieder auf, wenn diefelben wieder her: 
geftelft werden. Iſt aber bey der Beftellung der Dienftbarfeit 
felöft fein befonderer Raum, worauf die Dienftbarfeit auszuüben 
ift, angewiefen worden, fo ift das ganze Grundſtück dienftbar 
geworden, und e3 erlifcht daher die Servitut nicht, wenn der 
bisher von dem Berechtigten gebrauchte Weg oder Steig un— 
brauchbar wird; es ift daher auch der Verpflichtete fihuldig, bis 
zue Herjtellung des Weges oder Steiges in vorigen Stand, ei: 
nen anderen angemeffenen Theil des Grundftüces zur Ausübung 
diefer Servitut anzumeifen, wenn nicht von der politifchen Be— 
hörde felbft, welche ihrer Beftimmung gemäß die Folgen der Un— 
glücksfalle ohne Verzug zu heben hat, eine Vorforge getroffen 
worden ift. Iſt der frühere Weg oder Steig wieder hergeftellt, 
fo muß der Berechtigte, auf Verlangen des Berpflichteten, die 
Servitut wieder allda ausüben, und er ift auch der Regel nad) 
wegen diefer Herftellung einen verhältnigmaßigen Beytrag zu lei— 
fien fchuldig ($. 483). 
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. 496. 
Recht, Waſſer zu fchöpfen. 
Mit dem Rechte, fremdes Waffer zu fehöpfen, wird 
"auch der Zugang zu demfelben geitattet. 

4) Der Zugang erfcheint hier ald nothwendiges Mittel, 
ohme welchem die Servitut nicht ausgeübt werden könnte. — 
Würde Jemand einem Anderen dad Recht einräumen, von feinem 
Brunnen MWaffer zu fchöpfen, ihm aber zugleicy dad DBefugnif 
verfagen, zu dem Brunnen hinzugehen, fo wäre e3 ein offenba= 
res Kennzeichen, daß es ihm mit der Beftellung der Gervitut 
nicht Ernft gewelen fen. Eben deßhalb muß auch angenommen 
werden, daß derjenige, der feinen Willen ernftlid an Tag leg: 
te, daß fein Nachbar dad Necht haben folle, aus feinem Bruns 
nen oder Teiche Waffer zu fihöpfen, ihm eben dadurch auch den 
Zugang zu felben geftatte. — Da aber diefed Befugnis durch 
den Zweck der eingeraumten Servitut befchränft ift, fo Fann dar: 
aus Fein Necht des Fußſteiges überhaupt gefolgert werden. 

2) Aus gleichem Grunde muß demfenigen, dem die Servi— 
fut eingeräumt worden ift, bey dem Brunnen, Bache oder Teiche 
des Nachbars fein Vieh zu kranken, auch das Befugnif zuge: 
ftanden werden, fein Vieh zu diefem Zwecke dahin zu freiben; 
aber auch hier darf diefes Necht nicht in das ausgedehntere Ser: 
vitutsrecht des Wiehtriebes erweitert werden. Wer den Bruns 
nen zu erhaften hat, erhellet aus F. 483. 


d. 497, 
Recht der Wafferleitung. 

Wer das Recht bat, Waſſer vom fremden Grunde 
auf den feinigen, oder von feinem Grunde auf 
fremden zu leiten, ift auch berechtiget, die dazu 
nöthigen Röhren, NRinnen und Schleufen auf 
eigene Koften anzulegen. Das nicht zu über- 
fhreitende Maß diefer Anlagen wird durch das 
Bedürfniß des herrſchenden Gutes feftgefeßt, 
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4) Die Wafferleitung der erften Art bedingt man fich, wie 
Here Hofrath v. Zeiller bemerkt, bey einem Mangel an Waffer 
zum deonomifchen Gebrauche, oder zu verfchönernden Anlagen ; 
jene der leßteren, wenn dad Grundſtück fumpfig ift, oder wenn 
man unreines Spül-, Wafd)e und Badwaffer aus feinem Gebän- 
de abzuleiten fucht. 

2) Der Berechtigte ift auch befugt, zu diefem Ende auf 
dem dienftbaren Grunde Röhren, Rinnen und Schleußen anzule= 
gen. Ich fage, auf dem dienftbaren Grunde, obfchon der gegen: 
wärtige $. dieſes nicht ausdrücklich beftimmt; allein auf feinem 
eigenen Grunde Nöhren, Rinnen und Schleußen anzulegen, ift 
ein aus dem Eigenthums- und nicht aus ‚dem Servitutsrechte 
entfpringended Befugniß, ald welches letztere es hier. offenbar 
dargeftellt wird. Daß indeffen diefe zu Wafferleitungen nöthigen 
Anlagen von dem Berechtigten auf feine Koften getragen wer: 
den müffen, folgt aus dem, was bey Grlauterung des $. 485 
Nr. 6 gefagt worden ift. Uebrigens müffen diefe Anlagen auf 
folche Art gemacht werden, daß dadurch dem dienftbaren Gute 
Eeine größere Laft auferlegt wird, als das Bedürfniß des herr: 
fhenden Gutes erheifcht. 

3) Diefe Servitut hat das Eigene, daß derjenige, welcher 
dad Waller auf feinen Grund aufnimmt, fowohl der Berechtigte 
als Berpflichtete feyn Fann. Es entfteht daher die Frage, was 
in dem Falle Nechtens fey, wenn es fich durchaus nicht zuver= 
läffig erörtern läßt, welcher von beyden Grundeigenthümern als 
der berechtigte Herr zu betrachten fey? Es kömmt vor Allem dar: 
auf an, ob es fich erörtern läßt, wer die Röhren, Ninnen oder 
Schleugen angelegt habe? Hat fie der Eigenthümer ded Grun— 
de5, von welchem da3 Waffer abgeleitet wird, angelegt, fo ijt na= 
türlich diefer für den Berechtigten zu halten. Wenn fich aber Die: 
ſes nicht erörtern läßt, fo ift immer dad Grundftücd, auf welches 
das Maffer geleitet wird, als das dienftbare anzufehen. Denn 
vermag der Eigenthümer deöfelben nicht zu beweifen, daß er 
die Möhren oder Ninnen angelegt habe, fo erfiheint er nicht als 
derjenige, der dad Waſſer geleitet, fondern ald der, welcher da 
eingelaffene aufgenommen hat, weldes das Charakteriftifche des 
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Dienenden ift. Daher kann auch der Eigenthümer desjenigen 
Grundſtückes, in welches dad Waffer abgeleitet wird, dem Ei— 
genthümer des Grundſtückes, von dem daöfelbe abfließet, nicht 
verwehren, wenn er dasſelbe zurückhält, fo wenig, ald er berech: 
tiget ift, den Einlauf deöfelben zu hindern. 

4) Die Dienftbarkeit ded Ab: und Zuleitungsrechtes kann 
auch gegenfeitig bedungen werden; denn es Fann dem Eigenthü— 
mer des einen Grundſtückes daran liegen, dad Waffer in das 
benachbarte Grundſtück abzuleiten, und dem Eigenthümer de 
anderen Grundſtückes Fann daran gelegen feyn, diefed Waſſer 
für fein Grundſtück zu benügen. Es kann 3. B. der Grundei: 
genthümer A dem Grundeigenthümer B die Dienftbarkeit, das 
Waller von feinem Grundſtücke abzuleiten, gegen dem bewillis 
gen, daß er ihm die Dienftbarkeit des Herzuleitungsrechtes ein= 
raume, und fo umgekehrt. Die Zolge davon wird feyn, daß 
wenn der Grundeigenthlimer A dad abfließende Waffer zu feinem 
Gebrauche nicht mehr nöthig hat, er doch, ohne Ginftimmung des 
B, den Abflug des Waſſers in fein Grundftüc nicht verhindern, 
und der B, ohne Einftimmung des A, das Waller auf feinem 
Grundſtück nicht zurüickhalten darf. — Was wird nun aber in 
einem folchen Zalle, in Unfehung der Herbeyfchaffung und Herz 
haltung der zu diefer Servitut nöthigen Röhren, Rinnen und 
Schleußen, Rechtens feyn ? Ich glaube, daß Jeder jene Anftal: 
ten, welche er zur Ausübung feines Servitutörechtes bedarf, auf 
eigene Koften anzulegen und herzuhalten habe, und daß der ans 
dere Theil, in fo fern er diefelben auch zu feinem Zwecke nös 
thig hat, nad) der Analogie des $. 483, einen verhältnigmäßigen 
Beytrag hierzu leiften müffe, und daß er ſich von der Leiftung 
dieled Beytraged nur dann befreyen fünne , wenn er au fein 
Servitutsrecht Verzicht leiſtet. 
| 5) Eine gewöhnliche Erfcheinung diefer doppelten Dienft: 
barfeit wird fenn, daß jeder der benden Nachbarn Röhren und 
Ninnen auf feinem Grundftüde anlege und erhalte. Es Ffünnte 
daher ſcheinen, daß überall, wo diefe Erfcheinung angetroffen 
wird, auch die Vermuthung für diefe gegenfeitige Dienftbarfeit 
ffreite, und daher, fo lange dad Gegentheil nicht erwieſen it, 
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in der biöherigen Ausübung Eeine Veränderung vor fich gehen, 
folglich der Eine den Wafferlauf nicht zurückhalten, und der An: 
dere denfelben immerfort aufnehmen müffe. Allein dieſes wäre 
unrichtig. Allerdings ftreitet für denjenigen, welcher dad Waſſer 
mittelft Röhren von feinem Grunde auf den des Nachbars ab- 
leitet, die Vermuthung, daß diefes in Kolge des ihm zuftehen- 
den ©ervitutörechted der Ableitung des Waſſers gefchehe, weil 
er dadurch etwas unternimmt, zu dem er in der bloßen Eigen: 
fchaft als Eigenthümer ded Grundes nicht befugt gemefen wäre. 
Allein diefes ift bey dem andern Nachbar der Fall nicht; denn 
ihm fteht fchon, vermöge feines Eigenthumsrechtes, dad Befugniß 
zu, dad auf feinen Grund und Boden abfließende Waller nach 
feinem Belieben zu benügen, und fohin auch nach feiner Will- 
kühr Ninnen und Nöhren auf feinem eigenen Grund und Boden 
anzulegen. 


§. 498, 
Weiderecht. 

Iſt bey Erwerbung des Weiderechtes die Gattung 
und die Anzahl des Triebviehes, ferner die Zeit 
und das Maß des Genuſſes nicht beſtimmt wor— 
den, ſo iſt der ruhige dreyßigjährige Beſitz zu 
ſchützen. In zweifelhaften Fällen dienen fol— 
gende Vorſchriften zur Richtſchnur. 

1) Das Weiderecht (auch Huth- und Weidegerechtigkeit ges 
nannt) iſt das Befugniß, das Vieh, was man auf ſeinem Land⸗ 
gute zu deſſen Zweck und Cultur nöthig hat, auf dem Grund— 
ſtücke des Andern ungehindert weiden zu dürfen. So wie mit 
dem Rechte, fremdes Waſſer zu ſchöpfen, auch der Zugang zu 
demſelben geftattet ift ($. 496), fo muß auch ganz natürlich 
mit diefem ©ervitutdrechte dad Befugniß verbunden ſeyn, das 
Dieh auf die Weide treiben zu dürfen. 

2) Diefes Recht kann nun, nach der Meinung — 
Lehrer des römiſchen Rechtes, auf verſchiedene Art beſtellt wer— 
den, nähmlich entweder ſo, daß der Huthungsberechtigte dadurch 
bloß das Recht erhalt, dem Eigenthümer des dienſtbaren Grund: 
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ftücfes eine Handlung zu verbiethen, welche diefer fonft, vermöge 
der natürlichen Freyheit, auf feinem Cigenthume, auch des dem 
Anderen zuftehenden Weiderechtes ungeachtet, vornehmen durfte. 
So 3: B. hindert die Weidefervitut den Eigenthümer nicht , feine 
Ländereyen und Grundſtücke wirthfchaftämäßig zu benügen. Gr 
Eann fie alfo nicht nur mit allen Arten von Früchten beftellen, 
fondern auch. zu Zeiten brach liegen laſſen. Allein ed kann der 
Meideberechtigte auch dad Befugniß erworben haben, dem Gi: 
genthümer zu verbiethen, daß er feine Grundftuce nicht mit einer 
gewiffen Gattung von Früchten beftelle. Iſt nun die Weidefer: 
vitut mit einem folchen Verbiethungsrechte verbunden, vermöge 
deffen der Eigenthümer etwas, wozu er fonft ald Eigenthümer be= 
fugt wäre, unterlaffen muß, damit die dem Anderen geftattete 
Servitut defto beffer- ausgeübt werden könne, fo wird fie eine ne= 
gative Weidefervitut, in dem entgegengefegten Salle aber eine 
affirmative genannt. Es behaupten zwar einige, daß jede Wei: 
defervitut ſchon an fich dad Necht enthalte, dem Eigenthümer 
de3 dienftbaren Grundſtückes jede Art von Cultur deöfelben, und 
jedes Unternehmen zu verbiethen, woraus nur irgend ein Nach: 
theil für das MWeiderecht entjteht. Allein diefe Meinung feheint 
fi) nicht mit Grund vertheidigen zu laffen, fondern zur Con— 
ſtituirung diefer negativen Weidefervitut eine ausdrückliche Bege— 
bung von Seite des Eigenthümers, oder von Seite des Berech— 
tigten eine erweisliche Prohitiohandlung erfordert zu werden, bey 
welcher fich der Eigenthümer über die Zeit der Verjährung bins 
aus dabey beruhiget hat '). Da vor Erfiheinung des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches das römische Necht in diefer Hinſicht 
auch in Defterreich als Entſcheidungsquelle diente, und folglich 
diefe Grundfäge auch damahld angenommen waren, dad gegen: 
wärtige Gefeßbuch aber Feine dießfalld abweichenden Beftimmungen 
ausdrücklich aufgeitellt hat, und diefe Grundfage auch dem Geis 
fte der übrigen Anordnungen, welchem zu Folge Servituten ſtren— 
ge zu interpretiren find, vollfommen zu entiprechen fcheinen, fo 
bin ich der Ueberzeugung, daß die hier aufgeführten, nach römiſchem 
Rechte geltenden Grundfäge auch bey und Anwendung finden. 


1) Eiche Glück 10, B., 1. Abth. S. Irt. 
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5) Das MWeiderecht Fann ferner entweder auf eine unbe: 
ftimmte oder beftimmte Art eingeräumt feyn. Es Fann nähm— 
Lich gleich bey Beſtellung diefer Servitut, oder fpäter ausgemacht 
worden feyn, welche Öattung de ZTriebviehed auf die Weide 
getrieben werden könne, und wie groß die Anzahl der Stücke 
feyn dürfe, zu welcher Zeit dad MWeiderecht ausgeübt, und wie 
weit fi) der Genuß derfelben zu erjtrefen habe. Sind nun aus: 
drüdliche Beftimmungen hierüber getroffen worden, fo haben 
diefe den Parteyen in fo weit zur Nichtfehnur zu dienen, al 
nicht politifche Verordnungen vdenfelben entgegen ſtehen. Im 
Mangel folcher auddrüdlichen Beftimmungen entfcheidet hierüber 
der dreyßigfährige ruhige Beſitz; ja felbft, wenn ausdrückliche 
Beſtimmungen vorhanden wären, würde ihnen diefer dreyßig: 
jährige ruhige Beſitz derogiren, vorausgefegt, daß diefer erft 
nach diefen ausdrüdlichen Beftimmungen zu laufen angefangen 
habe. Setzen wit 3. B., ed wäre durch fünfzehn Jahre immer 
Ninde und Schafvieh auf die Weide getrieben worden; nad) dies 
fer Zeit aber hätten beyde Theile das Webereinfommen getrof— 
fen, daß nuc Rindvieh zur Weide zugelaffen werden folle, indefs 
fen fey ed doch factifch bey dem alten Gebrauche fortwährend 
noch durch mehr als fünfzehn Jahre geblieben. Nun fällt es auf 
einmahl dem Herren des dienftbaren Gutes ein, fi) auf das 
Uebereinkommen ftüßend, zu begehren, daß das Schafvieh von 
der Weide audgefehloffen werden folle. In diefem Falle ware 
nun allerdings nad) dem getroffenen Uebereinfommen zu entfcheis 
den. Setzen wir aber den Fall, daß diefe dreyßig Jahre nach 
dem Uebereinfommen abgelaufen wären, fo wäre dad dem Cigen- 
thümer der dienftbaren Werde aus dem Uebereinkommen entftan- 
dene Recht, das Schafvieh von feiner Weide auszufchließen, 
verjährt, und ed müßte daher in diefem Sale nur der dreyßig— 
jährige ruhige Befisftand aufrecht erhalten werden. Vorausgeſetzt 
wird jedoch hier, daß der Eigenthümer des dienftbaren Grundes 
fortwährend durch dreyßig Jahre der nähmlicye geblieben ift, 
oder daß wenigſtens der Nachfolger in diefem Grunde Erbe ſei— 
nes DVorfahrers war; denn ift er ein Particular: Nachfolger, fo 
wird durch die Befigveränderung die Verjährung unterbrochen, 
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wie bey Erläuterung der Beftimmungen über —— und 
Erſitzung vorkommen wird. 

4) Im Mangel einer ausdrücklichen Beſtimmung aber, 
und für den Fall, al aud) während der legten dreyßig Jahre, 
in Anfehung des Genuffes diefes Servitutörechtes Feine Gleich: 
formigfeit herefchte, dienen die hier nachfolgenden Vorſchriften 
zur Richtſchnur. 


. 499, 


Gejesliche Beftimmung: a) über die Gattung des Zriebviehes. 


Das Weiderecht erſtrecket fi, in fo weit die po— 
hitifhen und im Forſtweſen gegebenen Verord— 
nungen nicht entgegen ſtehen, auf jede Gattung 
von Zuge, Rind» und Schafvieh, aber nicht 
auf Schweine und Federvieh; eben fo wenig 
in waldigen Gegenden auf Ziegen. Unreines, 
ungefundes und fremdes Vieh ift ſtets von der 
Weide ausgeſchloſſen. 


1) Das Weiderecht kann nur auf ſolche Art ausgeübet 
werden, daß der Eigenthümer des dienenden Weideplatzes weder 
an der Subſtanz, noch an der nach Landesart gewöhnlichen oder 
durch politifche Geſetze geficherten Cultur und Benützung feines 
Gigenthumes Schaden leide. Die politifhen Gefege aber ordnen 
dießfalld an, daß der Vichtrieb auf die Wiefen im Frühjahre 
gar nicht, zur Herbjtzeit aber nicht vor Michaeli vorgenommen 
und auf naffen Wiefen zu feiner Zeit geftattet werden folle '); 
ferner, daß der Eintrieb des Hornviches in junge Maiße für 
die Weiderechts-Eigenthümer fo lange verbothen bleibe, als die 
Gipfel der Maiße durch das Abreißen befhädigt werden Eönnen. 
Chen fo ift ihnen der Eintrieb in die Samenwaldungen, welche 
binnen acht oder zehn Jahren dem Holzfchlage unterlegt werden 
folfen, verbothen; zur Warnung find Verbothszeichen aufzurich: 
ten. Wo da5 Weidereht nur auf eine beftimmte Anzahl von 


1) Rundmahung vom 13. Zanner 41175; TIheref. Geſetzſ. 7. B., ©. 16%. 
Nippel’s Commentar IH, Th. 40 
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Hornvieh beſchränkt ift, darf der MWeiderechtöbefiser dad Befug- 
niß auf eine größere Zahl nicht erftreden, und noch weniger 
durch Aufnahme eines fremden Viehes, fey es gegen oder ohne 
Bezahlung, feine Viehanzahl vermehren '). 

2) Schon nach den allgemeinen, bey Servituten beftehen: 
den Rechtägrundfägen muß der Genuß des MWeiderechtes auf den 
pconomifchen Vortheil des herrfchenden Grundſtückes eingefchränft 
werden ($$. 474 u. 485)5 es werden daher nur jene Gattun— 
gen Viehes, welche zum deonomifchen Gebrauche dienlich find, 
zugelaffen. Unter diefe gehören: Zuge, Nind= und. Echafvich. 
Dagegen find Schweine und Federvieh von dem Meiderechte 
ausgefchloffen; nur ift der Eintrieb der Schweine in ſolche Wal- 
dungen, wo ed ohne Nachtheil für die Erzielung des jungen 
Nachwuchſes gefchehen kann, und die nach den Localumftänden 
von dem Forjtauffichtd = Perfonale zu beftimmen find, zur Be— 
nüßung der Eichel- und Buchmaft in der Art geftattet, daß felber 
in der Mitte Octobers feinen Anfang nehmen, und mit Ende des 
Monathes December in jedem Qahre ſich endigen foll »). Zie— 
sen, welche zwar im Allgemeinen zum Weiden zuzulaffen find, 
müffen jedoch in waldigen Gegenden entfernt werden. 


J. 500, 
b) deffen Anzahl. 

Hat die Anzahl des Zriebvicehes während der letz— 
ten dreyßig Sabre abgewechfelt, fo muß aus 
dem Triebe der drey eriten Sahre die Mittel: 
zahl angenommen werden, Erhellet auch dieſe 
nicht, ſo ift theils auf den Umfang, theild auf 
die Befchaffenheit der Weide billige Rückſicht 


1) Waldordnung für. Nieder » Defterreiih,. Patent vom 1. July 1813, 41. 8. &. 10, 
99. 16 und 17, 

2) DHbige Waldordnung S. 13, welche noch folgenden Nachſatz enthält: »Wenn da— 
her Schweine überhaupt, Pferde, Gihafe, Böde, Ziegen (Gaiße) oder 
Hornvieh über die berechtigte Zahl, wie auh, Dafern Hornvieh außer dem 
erlaubten Bezirfe betreten werden, find diefelben zu pfänden. Kann die Pfän— 
dung der Schweine, Schafe, Bode oder Ziegen (Gaife) nicht geſchehen, Te 
find diefelben zu erfchießen. 
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zu nehmen, und dem Berechtigten mwenigitens 
nicht geftattet, daß er mehr Vieh auf der frem- 
den Weide halte, ald er mit dem auf dem herr— 
fhenden Gute erzeugten Futter durchwintern 
kann, Säugevieh wird nicht zur beitimmten An: 
zahl gerechnet, 

4) In Abſicht auf die Zahl des Viehes muß zuerft auf 
die ausdrückliche Bejtimmung oder den verfährten drengigjähris 
gen Belisftand ($. 495) gefehen werden. ft eine ausdrückliche 
Beftimmung nicht vorhanden, und war die Anzahl in den ver— 
fohiedenen Jahren verfchieden, fo wird aus dem Triebe der er- 
ften drey Jahre, da die Verjährung den Anfang nahm, die 
Mittelzahl genommen, folglih, wenn 3. B. die Zahl erft 80, 
dann 90, endlich 115 war, auf 96 beftimmt '). 

2) Erhellet auch diefe nicht, fo ift zumachft, wie fich der 
$. ausdrückt, theild auf den Umfang, theild auf die Beſchaf— 
fenheit der Weide billige NRucficht zu nehmen, und ed darf 
fohin Feine größere Anzahl zugelaffen werden, ald bey welcher 
der Weidegrund noch gehörig gefchont werden kann, wobey aud) 
auf das Mitweiderecht des Eigenthümers felbft Rückſicht zu neh— 
men iſt. Aber wenn auch dieſer natürlichen Beſchränkung nicht 
zu nahe getreten würde, darf doch der Berechtigte Feine größere 
Anzahl weiden, als die er mit dem eigenen gewonnenen Futter 
zu durchmwintern im Stande ift. Diefe Regel ift aud der Natur 
einer Nealfervitut felbft hergeleitet. Denn da eine folche Dienjt: 
barkeit Eeiner Perfon, fondern einem Grundſtücke zufteht, fo 
muß der Umfang derfelben Tediglich durch die Bedürfniffe des 
herrfchenden Gutes beftimmt werden. Wenn nun ein Gut wirth- 
fchaftlich benugt werden fol, fo muß nothwendig der Viehſtand 
mit dem Autterjtande in einer Proportion ftchen, und fich nach 
dem eigenen gewonnenen Winterfutter richten, folglich muß auc) 
nach diefem Verhältnig bey einer uneingefchränften Huthgerech- 
tigkeit die Anzahl des Viehes beſtimmt werden. Dieſes iſt alfo 

40 * 


1) Siche Zeillers Gommentar Mr, 1. 
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hier die Granzlinie, die nicht überfchritten werden darf. Ob übri— 
gend da5 Vieh dem Berechtigten eigenthümlich angehört, oder 
ob es nur von ihm in DBeftand genommen worden ift, befüm: 
mert den Inhaber des dienftbaren Gutes nicht, wenn er ed nur 
zum Gebrauche und zur Cultur feines Grundſtückes halt. Nur 
feinem Dritten darf der Berechtigte geftatten, fein Vieh mit auf 
die dienftbaren Felder zur Weide zu reiben. In fo fern aber 
dad von dem Berechtigten in Beftand genommene fremde Vieh 
zur Culture des Gute verwendet wird, zu deſſen Vortheil die 
Dienftbarkeit beftellt worden, ift ed ald zum Viehſtand des Gu— 
tes gehörig anzufehen, und der Befiger der dienftbaren Weide 
ift folches auf felber zu dulden fihuldig, fo weit es mit dem 
eigenen auf dem berfchenden Gute gewonnenen Zutter durchwin— 
tert werden Fann '). Gin folcher Weideberechtigter darf ſich alfo 
auch der Weide für ſolches eigenes Vieh nicht bedienen, wel— 
ches er etwa von anderen eigenthümlichen oder gepachteten Grunde 
ſtücken durchwintern könnte. 

3) Hat eine ganze Gemeinde das Weiderecht, fo muß der 
Beſitzer des belafteten Grundſtückes auch folches Vieh einzelner 
Mitglieder zulaffen, welches von gepachteten Grundſtücken der 
zur Gemeinde gehörigen Feldflur durchgewintert wird. Denn 
Gemeinden find moralifche Perfonen, mithin die ihnen zukom— 
menden Rechte Fein individuelles Eigenthum der einzelnen Ge— 
meindeglieder; ed Fann daher auch das Weiderecht der ganzen 
Gemeinde nicht anders, ald ein Gefammtrecht der Gemeinde 
betrachtet werden, in welcher Hinficht es dann gleichgültig wird, 
wer von den Mitgliedern der Gemeinde dad Vieh hält, wenn 
nur die Heerde der Gemeinde zufammen die mit dem von den 
gefammten Grundſtücken der Feldflur erzeugten Futter auszuwin— 
ternde Zahl nicht überfteigt. 

4) Das Weiderecht ift zwar der Regel nach eine Feld: 
dienftbarfeit, e3 Fann aber auch ausnahmsweife einem bloßen 
Hauöbefiger oder Inwohner, welcher zum Behufe feines Gewer— 
bes Vieh hält, eingeräumt worden ſeyn; in diefem Falle wird 


ı) Siehe Glück ana, O. S. 113 — 174. 
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die Anzahl de3 auf die Meide zu treibenden Viehes nach Mag 
de3 Bedürfniſſes beftimmt werden, als der Berechtigte dad Vieh 
zu feinem Hausbedarfe und der Betreibung feines Gewerbes 
nothwendig hat. In dem Falle, wenn der Berechtigte Fein blo— 
fer Inwohner, fondern ein wirklicher Hausbefiger ift, kann der 
Zweifel entſtehen, ob die beftellte Dienfibarkeit auf die Perfon 
des Berechtigten eingefchränft, oder auch auf die Nachfolger im 
Haufe auszudehnen ſey? — Ich unterfcheide, ob das von dem 
Hauöbefiger betriebene Gewerbe, wozu er Vieh zu halten genö— 
thiget ift, ein radicirtes ſey, oder nicht. Im erfteren Zalle 
macht dad Gewerbe einen Theil des Haufes felbft aus, und die 
Dienftbarfeit dienet fohin zur befferen Benützung des Hauſes 
felbit, weßhalb ſie als eine Grunddienſtbarkeit anzuſehen iſt. 
ft aber das Gewerbe ein bloß verkäufliches oder gar perſönli— 
ches, dann ift fie auf die Perfon des Berechtigten eingefchränft. 

5) Vieh, welches zum Handel beftimmt ift, darf ohne 
ausdrücliche Bejtimmung nicht auf die Weide gebracht werden. 
Das von der zugelaffenen Anzahl gefallene Säugevieh dagegen 
ift, weil e5 zum Nachwachle herangezogen werden muß, und 
seährend der Säugung wenig oder gar nicht3 von dem Weide— 
futter genießt, nicht ausgefchloffen. 


d. 501, 
ce) Zrifftzeit, 


Die Trifftzeit wird zwar überhaupt durch den in 
jeder Feldmarfe eingeführten unangefochtenen 
Gebrauch beftimmt; allein in Eeinem Falle darf 
der, vermöge politifcher Beftimmungen geord— 
nete Wirthichaftsbetrieb durch die Behuthung 
verhindert oder erſchweret werden, 

41) Da dad Necht einer Servitut überhaupt nicht weiter 
ausgedehnt werden darf, als es die Natur der Dienftbarkeit 
fordert ($. 484), da nicht zu vermuthen iſt, daß der Eigenthü— 
mer eined mit der Weide belafteten Guted die Früchte oder die 
ordentliche Cultur deöfelben aufgeben wolle, und felbft die Ge: 
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ſetze des Staates einen ſolchen Mißbrauch des Weiderechtes zum 
Abbruch der Deconomie nicht dulden Eönnen, fo gibt es ge 
fhloffene Zeiten, in welchen das Huthungsrecht nicht aus: ° 
geubt werden darf '). 

2) Wann diefe Zeiten ihren Anfang nehmen, und warn 
fie fich endigen, ift zwar gewöhnlich durch Provinzialgefege, oder 
durch rechtliched Herfommen beftimmt; allein ed kann fich doch 
ereignen, daß folche Beftimmungen mangeln, oder wenigftens 
nicht nachgewiefen werden fünnen. In einem folchen Falle Fann 
fohin in ftreitigen Fallen die Entfcheidung nur aus den aufge: 
ftellten allgemeinen Grundſätzen ($. 484) und aus der Analogie 
hergehohlet werden. Dabey ift vorzüglich auf die Gattung des 
Weidegrundes, dann auf die DBefchaffenheit deöfelben Bedacht 
zu nehmen. 

3) Iſt dad Grundſtück ein folches, welches fonft gar Fei- 
nen anderen Zwe und Nußen hat, ald daß es bloß zur Abe 
huthung dient, außerdem aber ein ganz ödes und unangebaufed 
Grundſtück ift, dergleichen man Haiden zu nennen pflegt; 
fo Fann im Mangel anderer Beftimmungen die zuftändige Weis 
defervitut zu allen Zeiten des Qahres ausgeübt werden. In 
dem Salle hingegen, wenn das dienftbare Gut ein ſolches Grunde 
ftuck ift, welches außer der Weidenugung noch andere Früchte 
und Vortheile gewährt, die dem Weiderechte nicht unterworfen 
find, ald wohin Aecker, Wiefen und Waldungen gehören, ift 
die Weide nur erft von dem Zeitpuncte als offen zu betrachten, 
wenn die Früchte an allen Stellen des dienftbaren Gutes voll: 
Fommen eingeerntet worden finds. Denn es ift nicht zu vermus 
then, daß Jemand auf feinen Wiefen und Feldern einem Andern 
die Huth und Weide habe verftatten, und ſich felbft den größe: 
ven Nugen, den jene gewähren, dadurch habe entziehen wollen; 
vielmehr muß im Zweifel angenommen werden, daß die Huth 
nicht anderd, als mit Vorbehalt der ordentlichen Früchte einges 
räumt, und daß daher diefelbe ohne Schaden der Früchte aus— 
geubt werden müſſe. Wendet "man diefen bier aufaeftellten 


1) Aus Zeilfers Commentar Nr. 1 
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Grundſatz auf die verfchiedenartigen Gattungen und Befchaffens 
heiten der zuc Weide beftimmten Grundſtücke an, fo ergeben 
fi) folgende Refultate: 

4) Wieſen find ganz vorzüglich zur Gräferey und zum 
Viehfutter beftimmt. Sie werden, in Rüdficht der Benützung, 
in folhe, die nur eine Heuernte zulaffen, und in folche einge: 
theilt, welche eine ein-, zwey= oder wohl gar dreymahlige Abfchnei= 
dung des Grafes geftatten. Jene werden einhauige oder 
einſchürige, diefe aber zwey- oder dreyhauige, oder 
zwey- oder dreyſchürige Wiefen genannt. Iſt nun 
a. die Wiefe einhauig, fo darf der Befiger des herrfchenden 

Gutes gleich nad) geendeter Heuernte fein Huthrecht aus: 
üben, ohne daß es dem Eigenthümer der Wiefe erlaubt ift, fie 
noch ein Mahl zu mähen, und Nachgras oder Grummet dar— 
auf zu ernten; 

b. ijt die Wiefe zweyhauig, fo ift diefelbe fogleich nach voll- 
endeter doppelter Benützung für offen zu halten, und der 
Berechtigte darf nun fein Vieh hüthen. Endlich 

ec. in Gegenden, wo Wiesen dreymahl gemähet werden, ift die 
Miele erft dann für offen zu halten, wenn diefe dreyfache 
Benügung vorüber ift. Es ift demnach die Zeit, wie Tange 
die Wiefen im Herbjte oder Srühfahre der Behuthung unter= 
mworfen find, fehr verfchieden. Weil jedoch die völlige Wie 
fenbenügung gewöhnlich um Michaelis vorüber ift, fo nimmt 
die Zeit der Behuthung an den meijten Orten gewöhnlich um 
diefe Zeit ihren Anfang, und dauert bis Walpurgis, mit wel: 
chem Tage fodann die gefchloffene Zeit eintritt. 

5) Aeder werden gewöhnlich auf zwey verfchiedene Arten 
benützt; fie werden nähmlich mit Sommer: und Winterfrüch- 
ten -bebauet, und im dritten Nahre brach gelaifen. Die Behu— 
thung auf Bauäckern fest nun immer eine völlige Brache vor: 
aus. Iſt diefe vorhanden, fo hat der Huthungsberechtigte das 
Befugniß, zur Zeit der Drache fein Vich auf den dienftbaren 
Feldern ohne Zeitbeftimmung zu weiden, weil die Brache zur 
Weide dient. Ein Acker ift demnach nur erft dann für offen 
zu halten, wenn die gewöhnlichen Sommer- und Winterfruchte 
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vollfommen eingeerntet und vom Felde gefchafft find. Man 
nennt diefe Art der Weide die Stoppelhuthung. Sollte 
es zweifelhaft feyn, ob dad dienftbare Grundſtück nicht ein in 
jedem Jahre zu bebauender Ader fey, fo wird im Zweifel Feine 
Drache zum Vortheil des herrfchenden Gute vermuthet ($. 484 
Pr. 3); denn Niemand ift zum Vortheil des Weideberechtig: 
ten Brachfelder zu halten fchuldig , wenn ihn nicht Gefeß, Vers 
trag, oder rechtliche Herfommen dazu verpflichten. Endlich 

6) In Waldungen fann zwar eine unbeftimmt einge: 
räumte Behuthung zu jeder Zeit ausgeubet werden, doch hängt 
in hauigen oder fchlagbaren Wäldern die Zeit der Hu— 
thung vorzüglich von dem Wachöthume ab. Denn die Zeit, wo 
nach richtigen Zorjtgrundfägen der Wald gefchont werden muß, 
it zu halten, mag auch dad Weiderecht noch fo uneingefchränft 
feyn. Die Zeit der Huthung in Wäldern ift alfo für jeden 
Sal wenigftens in fo lange für gefchloffen zu halten, ald noch 
dad Vieh dem jungen Anfluge durch MWegfreffen oder Zer: 
beißen der jungen Lohden fchädlich werden kann, oder, wie die 
Redensart lautet, bid die Blätter der Bäume dem Viehe außer 
dem Maule gewachfen find '). 

7) Iſt die Zeit der Huthung durch Vertrag ausdrücklich 
beftimmt, fo muß fich darnach gehalten werden, in fo fern nicht 
die politifchen Verordnungen, welche zur Aufrechthaltung der 
Grundſtücke erlaffen worden find, die Willkühr der den Vertrag 
fchliegenden Parteyen befchränfen. 


b. 502. 
d) Maß des Genuffes. 

Der Genuß des Weiderechtes erftrecdt fich auf kei— 
ne andere Benützung. Der Berechtigte darf we- 
der Gras mähen, noch in der Regel den Eigen 
thümer des Grundſtückes von der Mitweide aus: 
fchliegen, am wenigften aber die Subftanz der 
Weide verlehen. Wenn ein Schade zu befürch- 





41) Sicht Glück an a ©. ©. 177 — 173, 
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ten ift, fo muß er fein Vieh von einem Hirten 
hüthen laſſen. 


1) Der Eingang dieſes F. iſt eine Folgerung des eben 
(F. 501 Mr. 1) wiederhohlt erwähnten Grundſatzes. Der Be— 
rechtigte darf ſich daher um fo weniger einer Rohr- oder Schilf— 
nutzung, oder eines Verbothes ſolcher Handlungen anmaßen, die 
dem Eigenthümer, Kraft ſeines Eigenthumsrechtes, zukommen, 
und mit der Weideſervitut in keinem Widerſpruche ſtehen. 

2) Er darf ſich ſohin auch in der Regel nicht herausnehmen, 
den Eigenthümer des dienſtbaren Grundſtückes von dem Mit— 
genuſſe der Weide auszuſchließen; ausgenommen, er könnte dar— 
thun, daß ihm der Eigenthümer ſelbſt ein ausſchließendes Wei— 
derecht eingeräumt habe, oder daß er ſich über die Zeit der Ver— 
jährung im Beſitze des Verbiethungsrechtes befinde. Durch bloßen 
Nichtgebrauch hingegen geht das Recht der Mitweide von Sei— 
te des Eigenthümers nicht verloren, weil deſſen Ausübung, als 
ein Ausfluß des Eigenthumsrechtes, von der freyen Willkühr 
des Eigenthümers abhängt. Doch darf der Eigenthümer des 
belaſteten Grundes keine ſolchen Veränderungen in feinem Wirth: 
ſchaftsbetriebe oder in Vermehrung feines Viehſtandes vorneh— 
men, wodurch der Berechtigte in ſeinem ordentlichen Weiderech— 
te (F. 500) eingeſchränkt würde (F. 484). Tritt aber der Fall 
ein, daß durch einen Zufall der Ertrag der Weide dergeſtalt 
vermindert wird, daß er für beyde Heerden nicht zureicht, ſo 
entſteht die Frage, welcher von beyden Intereſſenten zurückſte— 
hen oder ſeine Heerde vermindern müſſe? Hier wird vor Al— 
lem von den Rechtsgelehrten unterſchieden, ob die Zahl des Vie— 
hes, welches der Berechtigte weiden darf, ausdrücklich beſtimmt 
iſt oder nicht. Im erſten Falle herrſcht beynahe eine Stimme, 
daß der Eigenthümer des dienſtbaren Grundes dem Huthberech— 
tigten weichen müſſe, wenn die Fütterung mangelt. Auch v. 
Zeiler behauptet da5 Nahmliche in feinem Commentate. Man 
fehe ed nicht als Unbefcheidenheit an, wenn ich meine Bedenken 
gegen diefe Behauptung, die in mir die Ueberzeugung hervor: 
brachten, daß in diefem Falle das Necht auf beyden Seiten 
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gleich Fey, und fohin beyde ihre Heerden verhältnigmäßig ver 
mindern müffen, hiermit öffentlich darlege. 

Es iſt bereitd fchon bey Erläuterung des $. 498 bemerkt 
worden, daß die Servitut der Weidegerechtigfeit der Regel nach 
nur eine befahende fey, und eine ausdrückliche Eıflarung dazu 
gehöre, wenn nebft der affirmativen Servitut auch eine negative 
gegründet werden follte. Wenn daher der Eigenthumer eines 
Grundſtückes einem Andern die Servitut der Weidegerechtigkeit 
dahin einraumet, daß er eine beftimmte Anzahl von Stücken 
Dich auf feinem Grundſtücke meiden laffen dürfe, fo hat er 
ihm, außer dem alle einer ausdrücklichen anderweitigen Beſtim— 
mung, nur ein bejahendes Servitutörecht eingeräumt, das durch 
eine bloß zufällige Greignung feine Natur nicht andern ann. 
Dieſes legtere aber würde gefchehen, wenn der Eigenthümer da= 
durch, daß durch zufällige Ereignung der Ertrag der Weide her— 
abgefegt wird, verhalten werden Eönnte, zu Öunften des Gerz 
vitutöberechtigten zu unterlaffen, die bisherige Anzahl Stück 
Vieh, die er, in Folge feines Eigenthumdrechted, auf feinem 
Grunde weiden ließ, ferner auf die Weide zu reiben, und fi) 
fohin eine Befchränfung aufzubürden, die bey Gonftituirung der 
Servitut nicht bedungen worden war. Auffallender wird Die 
Sache noch, wenn man bedenkt, daß nad) der obigen Behaup— 
fung der Nechtögelehrten die Sache fo weit kommen Eonnte, 
daß der Eigenthümer von dem Weiderechte ganz audgefchloffen, 
und dem Servitutsberechtigten dad ausfchließende Recht der Weiz 
de eingeräumt werden müßte, wenn nähmlich der Ertrag der 
Weide dergeftalt herabgefeßt würde, dap er Faum mehr hinreichte, 
die bedungene Anzahl der dem DBerechligten gehörigen Stücke 
nit Sufter zu verfehen. Da nun dem Servitutöberechtigten nur 
ein bejahendes Servitutsrecht zuftehet, und er fohin nicht for— 
dern kann, daß der Eigenthümer nun anfange, etwas zu unters 
laffen, was ihm früher, in Folge feined Gigenthumsrechtes, zu: 
geftanden ift, fo hat legterer fein Recht nicht eingebüßt, die frü— 
here Anzahl Vieh weiden zu laffen. Er kann aber auch, in 
Folge der eingeräumten Servitut, dem Berechtigten nicht ver: 
wehren, die bejtimmte Anzahl auf die Weide zu treiben. Da 
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aber hierzu die Weide nicht hinreicht, fo tritt hier eim ähnlicher 
Fall, wie bey dem Pfandrechte ein, welches mehreren Perfonen 
auf eine Sache dergeftalt zuftehet, daß unter ihnen Fein Vorzug 
Statt hat. Wird nun au dem Pfande nicht fo viel gelöfet, 
daß aus dem Grlöfe Alle befriedigt werden können, fo muß fic) 
Jeder einen in Beziehung auf feine Forderung verhältnigmäßigen 
Abzug gefallen laſſen; was fohin auch hier der Sal ift. Bey 
Beftellung der Servitut ftand jedem Theile, ſowohl dem Eigen: 
thümer, ald dem Huthberechtigten, dad Weiderecht zu; diefes 
Meiderecht ift fohin als eine ihnen beyden gemeinfchaftlicy an— 
gehörige Sache zu betrachten. Wenn nun durch eine zufällige 
Greignung an dee gemeinfchaftlichen Sache ein Nachtheil zuges 
het, fo muß doch diefer Nachtheil beyde treffen, und kann nicht 
bloß auf Rechnung des einen Miteigenthümers fallen; denn der 
$. 1311 fagt ja, daß der bloße Zufall denjenigen treffe, in def: 
fen Vermögen oder Perfon er fich ereignet. Nun bat fih fa 
der Zufall hier in einer gemeinfchaftlihen Sache, folglich in 
einem gemeinfchaftlihen Vermögen ereignet; er muß fohin aud) 
beyde treffen. 

3) In dem anderen Falle, wenn nähmlich die Zahl de3 
Viehes nicht ausdrücdlich beftimmt ift, iſt zu unterfcheiden, ob 
diefelbe aus dem ruhigen legten dreyßigjährigen Befisftande, oder 
aus dem Triebe der drey erften Jahre fich beftimmen läßt oder 
nicht. Im erften Falle tritt die auf diefe Art und Weife berech: 
nete Anzahl an die Stelle der ausdrücklich beftimmten, und es 
gilt hier dad Nähmliche, wad oben behauptet worden ift. Kann 
aber hier die Anzahl des Viehes auf diefe Art nicht erhoben 
werden, fo fagt das Geſetz auddrüdlih, es fey vor Allem auf 
den Umfang und die Befchaffenheit der Weide billige Nückficht 
zu nehmen; woraus folgt, daß der Berechtigte nur in fo weit 
das Recht der Mitweide anfprechen könne, ald es der Umfang 
und die Befchaffenheit der Weide geftattet. Gebt daher, ohne 
Verſchulden des Gigenthümerd, durch einen bloßen Zufall ein 
Greigniß vor, wodurch der Umfang der Weide verkleinert, 
oder die Befchaffenheit derfelben verfchlechtert wird, fo kann dies 
ſes nur die Folge nach fich ziehen, daß der Berechtigte fich 
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bey Ausübung feines MWeiderechted nach dem dermahligen Um: 
fange und der Befchaffenheit der Weide richten müffe, und nur 
mehr eine folche Anzahl Stufe Vieh auf die Weide bringen 
könne, ald ed, ohne den Gigenthümer in der biöherigen Aus— 
übung feined Eigenthumsrechtes zu befchränfen, der dermahlige 
Umfang und die Befchaffenheit der Weide geftattet. 

4) ft dad Grundſtück, welches zur Weide beftimmt ift, 
ein folches, welches fonft gar Eeinen Zweck und Nutzen hat, als 
daß es bloß zur Abhuthung dient, außerdem aber öde oder unan— 
gebaut Tiegt, fo ift nicht zu beforgen, daß dad auf der Weide 
befindliche Vieh einen Nachtheil verurfache. Befinden fich aber 
in der Nahe angebaute Grundſtücke, und drohet fohin ‚denfelben 
durch das Vieh eine Gefahr, fo ift der Berechtigte verbunden, 
einen Hirten zu halten, und durch denfelben das Vieh hüthen 
zu laffen, oder fonft hinreichende, dem Eigenthümer nicht läſti— 
ge Unftalten zur Verhüthung aller durch dadfelbe zu verurfas 
chenden Befchädigungen zu treffen. VBernachläfligt der Berech— 
tigte dieſe Obliegenheit, fo haftet er für allen und jeden durch 
da5 Vieh, auch bloß zufällig angerichteten Schaden. 

5) Nach den hier ertheilten Vorfchriften ift, wie v. Zeiller 
bemerkt, auch jenes Weiderecht zu beurtheilen, welches die an: 
gränzenden Eigenthümer, um häufigen Streitigkeiten und Pfän— 
dungen vorzubeugen, fish wechfelfeitig (nicht bloß precar) zuge— 
fiehen. Wird Mehreren das MWeiderecht auf dem  nähmlichen 
Grunde gemeinfchaftlich beftellt, fo ift ihr Verhältniß gegen 
einander nach den Grundſätzen der Gemeinfchaft zu beftimmen 
(16. Hauptit.). Beyde Arten pflegt man Koppelhüthung zu 
mennen. Nach diefen Grundfägen tritt aber die Vermuthung ein, 
daß ein Mlitgenoffe fo viel Nechte ald der Andere habe ($. 539). 
Es kann mithin Feiner der Mitgenoffen von dem andern verlan: 
gen, daß derfelbe bloß die mit felbjt erzeugtem Futter durchzu— 
winternde Viehzahl auf die gemeinfchaftliche Weide bringe, fon: 
dern die aus einer folchen Einfchränfung entftehende ungleiche 
Zheilnehmung muß beſonders erworben und hergebracht worden 
feyn, und wenn die Huthung für die von ſämmtlichen Mitge: 
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noffen gehaltene Viehzahl nicht hinreicht,, fo ift die Viehzahl al: 
fer Mitgenoffen in gleichem PBerhältniffe zu vermindern. Im 
Zweifel, ob die Weide in Folge einer Servitut oder eines blo- 
fen Präcariums vorgenommen werde, wird dad erftere vermu— 
thet ($. 479). 


$. 503, 


Anwendung diefer Beftimmungen auf andere Servituten, 


Mas bisher in Rückſicht auf das Weiderecht vor— 
gefchrieben worden, ift verhältnißmäßig auch auf 
die Rechte des Shierfanges, des Holzfihlages, 
des Steinbrechens und der übrigen Servituten 
anzuwenden, Glaubt Jemand diefe Rechte auf 
das Miteigenthum gründen zu Fönnen, fo find die 
darüber entitehenden Streitigkeiten nach den, in 
dem Hauptfitüde von der Gemeinschaft des Eigen- 
thums enthaltenen Grundfägen zu entfcheiden, 

4) Es ift bereitd oben erwähnt worden, daß der Gefeßge: 
ber nicht alle möglichen Servituten aufführen Eonnte und wollte, 
fondern nur die gewöhnlicheren heraushob; noch weniger Eonnte 
er fich aber in eine umjtändliche Zergliederung der einzelnen 
Servituten einlaffen. Here Hofrath v. Zeiller gibt nun folgen: 
de treffliche Weiſung, wie bey Beurtheilung der aus den ver: 
fchiedenen Servituten entfpringenden Rechte und Verbindlichkei— 
ten zu Werke gegangen werden folle. Es ift nähmlich a) auf die 
aus der Beltellung (F. 480) hervorleuchtenden Beftimmungen ; 
b) auf die oft fihon aus der Benennung fich ergebende Natur 
einer beftimmten Servitut; c) auf die allgemeinen Grundfäge 
über Dienftbarkeiten (IS. 482 — 486); dann d) auf die daraus 
abgeleiteten und auf die, in diefem Hauptſtücke vorkommenden 
Servituten, angewendeten Vorfchriften, nach der Analogie oder 
größeren Aechnlichkeit einer ungenannten mit den hier genannten 
Servituten; endlich e) auf die politifchen Vorfchriften, in fo fern 
ihr ausdrücklicher Inhalt, oder doch ihr Grund auf eine folche 
bier übertragene Dienftbarfeit bezogen werden muß (SS. 6 u. 7), 
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zu fehen. Um bier die Anwendung diefer gegebenen Weiz 
fung zu erleichtern, will ich noch zu mehreren, von dem Geſetzge— 
ber aufgeführten, aber Feiner befondern Erörterung unterzogenen 
©ervituten einige Bemerkungen hinzufügen. 

2) Zuerft von dem Holzfällungsrehte. Wem dab 
Recht, das bendthigte Holz aus eined Anderen Walde zu nehmen, 
als eine Grunddienftbarkeit ohne weitere Einfchränfung und Bes 
ftimmung zufommt, der ift nicht nur Brenn, fondern auch Baus 
holz aus dem Walde zu hohlen befugt, weil eben diefe allge: 
meine Deftellung keinen Anhaltspunct darbiethet, einen der 
Zwede, zu dem man Holz benöthiget, audzufcheiden. - Dagegen 
kann dad Necht, Rohr und Schilf zu hauen, darunter, dem allge: 
meinen Sprachgebrauche zu Folge, nicht begriffen werden. Auch 
fchränft fich dergleichen unbeftimmte Holzungdfervitut nur auf 
dad Bedürfniß des herrfchenden Grundſtückes ein, und der Bez 
rechtigte kann fich derfelben weder zum Verkaufe, noch zum Vor— 
theile anderer Befigungen, mit denen diefes Servitutsrecht nicht 
verbunden ift, bedienen ($. 473). Der Berechtigte Fann fein 
Bedürfniß auch nicht für mehrere Jahre voraus nehmen, fondern 
daöfelbe nur für jedes Wirthfchaftöjahr befonders fordern ($. 484). 
Da5 einem Gute ald Grunddienftbarfeit unbeftimmt beygelegte 
Holzungsrecht begreift deſſen perfönliche Bedürfniffe und die feiner 
Familie nur dann, wenn er auf dem Gute wohnet, und bereit 
bey Beftellung der Servitut darauf gewohnt hat, weil er dann 
feine Bedürfniffe vorzüglich aus dem Gute bezieht, und daher auch 
fhon bey der Beftellung darauf Nüdficht genommen worden ift. 
Die perfonlichen Bedürfniffe des auf dem Gute wohnenden Päch— 
terd oder MWirthfchaftsbeamten find darunter allemahl um fo 
mehr begriffen, als felbe als Werkzeuge zur ordentlichen Be— 
wirthfchaftung des Gutes erfcheinen. — Das Befugniß, Bauholz 
aus einem Walde zu nehmen, erftreckt ſich nur auf dasfenige, 
was zur Unterhaltung oder Wiederherftellung der zur Zeit der 
Verleihung des Nechted vorhanden gewefenen Wohn: und Wirth: 
ſchaftsgebäude erforderlich ift. Zu neuen Anlagen darf der bela= 
ftete Wald das Bauholz nicht hergeben; denn das Servituts— 
recht ift auf dad Bedürfniß des herrfchenden Gutes beſchränkt; 
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wenn aber die veränderten Umftände oder die Bedürfniſſe 
des berechtigten Gutes eine Verlegung oder Erweiterung der anz 
fänglich vorhanden gewefenen Gebäude nothwendig machen, fo 
Fann auch dazu dad erforderliche Bauholz aus dem belafteten 
Malde genommen werden. Cd entfteht hier die Frage: ob derje= 
nige, welcher fein Bauholz aus einem fremden Walde zu nehmen 
berechtiget ift, auch dad, zum Brennen der zu dem Baue erfor= 
derlichen Steine und ded Kalkes, benöthigte Holz verlangen Fon: 
ne? welche Frage Einige befahend beantworten zu müffen glau⸗ 
ben, weil der Beſitzer des Waldes eher dadurch gewinnt als 
verliert, indem ein maſſiver Bau länger als ein anderer ohne 
Reparatur beſteht, und alſo das dazu erforderliche Holz dem Ei— 
genthümer des Waldes verbleibt ). Allein da unter dem Aus: 
drucke „Bauholz“ nad) dem gewöhnlichen Sprachgebrauche nur 
dasjenige begriffen wird, welches wirklich zum Baue, d. i., um 
einen Theil des Gebäudes audzumachen, verwendet wird, fo kann 
ich diefer Anficht nicht beyftimmen, fondern muß für die vernei= 
nende Beantwortung mich erklären. Findet der Eigenthümer feinen 
Vortheil dabey, dem Berechtigten zu geſtatten, auch das zum 
Bauen nöthige Brennholz abzugeben, fo wird er ohnehin dagegen 
nichts einwenden; indefjen ift diefer Vortheil für Eeinen Fall 
ein Maßſtab des Rechtes. 

3) Dad Jagdrecht wird von dem Geſetze felbft unter die 
Dienftbarkeitörechte gezählet, und es ift ed auch feiner Weſenheit 
nach, weil dadurch der Grundeigenthümer verbunden wird, zum 
Voeortheile eines Andern in Rückſicht feines Grundes zu dulden, 
daß diefer auf felbem dad Wild Hege und füttere, und dasfelbe 
anf dem Grundſtücke felbft mit gefammelten mehreren Leuten fan: 
ge oder ſchieße, und zu diefem Ende fich auch der Hunde bedie— 
ne, Indeſſen hat diefed Recht durch die politifchen Verordnun— 
gen eine ganz eigenthümliche, von den übrigen abweichende Na— 
fur erhalten, und es find daher nicht alle, für die Servituten auf: 
geftellten Grundfäge auch auf dad Jagdrecht anwendbar, 

65 ift nähmlich dad Nagdrecht, was bey den anderen Ser: 
vituten nicht iſt, ein ganz felbitjtandiges Recht. Alle übrigen 





— 


4) Siehe Dr. Bielitz practiſchen Commentar zum preuß. Landrechte, u, B. &- 708. 
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Servitutörechte gewähren dem Berechtigten nur folche Befugniffe 
auf eine fremde Sache, welche der Eigenthümer in feiner eiges 
nen, zu Folge feined Eigenthumsrechtes, ausüben darf. Das 
Jagdrecht ift aber Fein aud dem Eigenthumsrechte fliegended Be— 
fugniß, d. i. feinem Grundeigenthümer gebührt in Folge feines 
Eigenthumsrechtes dad Befugniß, auf feinem Grund und Boden 
zu jagen, fondern in fo fern ihm diefes. Jagdrecht zufteht, grüne 
det e5 fich auf einen ganz eigenen, von dem Titel zum Eigen: 
thumsrechte auf den Grund und Boden felbft ganz abgefonder= 
ten Rechtögrund. — Sämmtlicher Grund und Boden ift in Bes 
zug auf dad Jagdrecht in gewiffe Bezirke abgetheilt, die Wald: 
banner heißen. 

‚ Aus diefen Bemerkungen ergeben fich folgende, der Jagdſer— 
vitut anflebende, und felbe von andern Servituten in wefentlichen 
Beitimmungen unterfcheidende Eigenheiten. 

a. Die Qagdfervitut ift immer -fowohl eine befahende ald verneis 
nende Dienftbarkeit, weil der Eigenthümer ded Grundftüdes 
nicht nur den Ihierfang auf feinem Grund und Boden dulden, 
fondern ſich auch auf felbem von Ausübung der Jagdbarkeit 
enthalten muß. 

b. Der Titel zur Zagdfervitut im Allgemeinen liegt in dem Ge— 
fege. Zwar Fann die Jagdgerechtigkeit durch Vertrag, oder 
legten Willen an Jemanden übertragen werden; allein diefer 
Dertrag oder letzter Wille fegt eine bereit5 fchon durch das 
Geſetz begründete Jagdfervitut voraus. 

c. Dad Recht der Nagdbarkeit ift zwar öfters mit einer unbes 
weglichen Sache verbunden, und geht daher von einem Beſitzer 
der Sache auf den Anderen über. Allein dieſes ift nicht im— 
mer der Fall; fehr haufig beiteht felbe als felbitftändiges 
Recht, und kann daher nad) Belieben an andere Perfonen, 
in fo fern fie durch die politifhen ©efege nicht vom Belige 
der Jagdbarkeiten audgefchloffen find, übertragen werden. — 
Selbft in dem Zalle, ald ed auf dem Gute haftet, iſt feine 
Berbindung mit ſelbem nicht gleich den übrigen Servituten 
unzertrennlich ($. 485); ed läßt fih von dem herrfchenden 
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Gute fondern, und an ein anderes, oder an eine Perſon über: 
tragen, ohne daß der Eigenthümer des dienftbaren Grunde: 
dagegen eine Cinfprache machen Eann. 

Die Rechte des Grundeigenthümerd, als Servitutöpflichti- 


gen, beftimmt dad Jagdpatent vom 28, Februar 1786 folgender 
Geſtalt: 
d. Jeder Grundeigenthümer iſt befugt, ſeine Gründe, ſie mögen 


9 


ug) 


innee oder außer den Waldungen und Auen feyn, wie auch) 
feine Waldungen und Auen mit Planken oder Zäunen, von 
was immer für einer Höhe, oder mit aufgeworfenen Gräben 
gegen dad Eindringen ded Wildes und den daraus folgenden 
Schaden zu verwahren. Doch follen folche Planfen, Zäune 
und Gräben nicht etwa zum Fangen ded Wildes gerichtet 
feyn. Auch find bey Gegenden an Wäffern alle fünfhundert 
Schritte in den Planfen oder Zäunen Thore zu machen, da= 
mit bey großer Anfchwellung des Waffers ſich das Wild durch 
diefelden retten könne. 


. Sedermann ift befugt, von feinen Seldern, Wiefen und Wein- 


gärten dad Wild auf was immer für eine Art abzutreiben. 
Sollte bey einer ſolchen Gelegenheit ein Wildſtück ſich durch 
dad Sprengen verlegen oder zu Grunde geben, fo ift der 
Jagdinhaber nicht berechtiget, dafür einen Erſatz zu fordern. 
Auf Saaten, angebauten Grundftüden, von was immer für 
einer Art, und vor geendigter Weinlefe in Weingarten ift we— 
der den Jagdinhabern noch den Jägern erlaubt, unter was 
immer für einem Vorwande zu jagen, zu treiben, oder nur 
mit einem Vorſtehhunde darauf zu fuchen, felbft nicht unter 
dem VBorwande, den Eyern und Metern von Fafanen und 
Rebhühnern nachzufehen. 

Wenn ein Jagdinhaber diefes Verboth ſelbſt übertritt, fo 
ift er um fünfundzwanzig Ducaten zu beftrafen, die das 
Kreidamt einzutreiben, und dem, auf deffen Grunde die Ueber: 
tretung gefchehen iſt, zuzuſtellen hat. Die gemeinen Jäger aber 
follen mit dreytägigem Arrefte bey dem Nichter der Gemeinde 
beftraft werden. 


Nippel's Commentar III. Tb. 41 
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g. Alle Wildſchäden, fie mögen in Tandesfürftlichen oder Privat: 
Tagdbarkeiten an Feldfrüchten, Weingärten oder Obftbäumen 
gefchehen, müffen den Unterthanen nad) Maß des erlittenen 
Schadens fogleih in Natur oder in Geld vergütet werden. 
Daher alle dergleichen Befchädigungen zur Zeit, da fie noch) 
fichtbar find und beurtheilt werden Fünnen, der Obrigkeit an: 
zuzeigen find. Die Obrigkeit hat alödann durch unparteyifche 
Männer aus derfelben oder nächjten Gemeinde diefelben ſchä— 
gen zu laffen, und um deren Befichtigung bey dem Kreisamte 
anzulangen. 

Zu diefer Befichtigung hat das Kreisamt bey Tandesfürftlichen 
Tagdbarkeiten den nächiten Eaiferlichen, bey Privat = Jagdbar: 
keiten den Jäger der Herrfchaft diefes Bezirkes beyzuziehen, 
den Betrag de5 Schadens zu bejtimmen, und diejenigen, die 
die Vergütung zu machen haben, zur Bezahlung anzuhalten. 

h. Ueberhaupt fol die Jagdgerechtigkeit nicht verhindern, daß 
zue Beförderung der Landescultur Jedermann , der in einem 
Vandeöfürftlichen oder Privatwildbanne Gründe befigt, diefelben 
unbefchränkt genießen, folglich darauf Wohnungen und Wirth: 
fchaftögebaude erbauen, die Wildbbden von Unkraut und Dor— 
nen reinigen, ohne alles Hinderniß abmähen, und fein Vieh 
darauf zur beftimmten Zeit weiden könne. Nur dürfen bey die: 
fer Benügung des Grundes weder die Waldordnung, noch die 
Polizey: und Sicherheitögefege übertreten werden. Daher muß 
jederzeit, wenn einzelne Hütten, Häufer oder andere Gebäude 
in Auen, Waldungen, oder anderen von Dirfern entfernten 
Drtfchaften errichtet werden follen, der ohnehin beftehenden 
Verordnung gemäß, die Bewilligung durch dad Kreisamt einz 
gehohlet werden '). 

4) Da5 Recht, auf fremdem Grund und Boden Steine zu 
brechen, Sand zu graben u. ſ. w., läßt ſich ohne alle Beſchädi— 
gung des fremden Grundes nicht ausüben; jedoch muß fich der 
Berechtigte jeder Beſchädigung enthalten, die mit der Ausübung 
der Servitut nicht nothiwendig verknüpft ift. Da übrigend dem— 
jenigen, welcher ein Recht hat, auch der Gebrauch aller Mittel, 


4) Dbiges Patent 99. 12 — 18. 
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ohne die ed nicht auszuüben ift, frey jtehen muß ($. 496), und 
derfenige, der fich feines Rechtes innerhalb der gehörigen Schranz 
Een bedient, zum Grfaße eined dadurch nothwendig entftandenen 
Schadens nicht verpflichtet ift ($. 1305), fo folgt, daß der 
Srundbefißer fowohl die Wege zur Abfuhr der Steine, des 
Sandes u. ſ. w. dulden, und fich auch die mit dem Ausgraben 
derfelben verbundene Einbuße des Grundes und Bodens gefallen 
laffen muß. Auch wird der Eigenthümer des Grundes, nad) 
Analogie des $. 502, von dem Rechte, ſelbſt Steine zu brechen 
oder Sand zu graben, von dem ©ervilutsberechtigten nicht aus— 
gefchloffen werden können, wenn diefes nicht ausdrüclich bedun— 
gen worden ift, oder leßterer dad ausſchließende Recht hier: 
zu nicht durch Erfigung oder Verfährung an ſich gebracht hat. 

5) Wenn aber Jemand fein Recht, einen Grundeigenthü— 
mer zu einer Duldung oder Unterlaffung anzuhalten, aud einem 
Miteigenthume ableitet, fo kann es nicht nach den Grundfägen 
von Dienftbarkeiten, die nur in einem fremden Grunde Statt 
finden ($. 472), fondern muß nach den Vorſchriften über die 
Semeinfchaft des Eigenthums (16. Hauptft.) beurtheilt wer: 
den‘). Nur fragt ed fich hier, ob im Zweifel die Vermuthung 
dafür ftreite, daß diefe Handlungen in Folge eines dem Handeln: 
den zuftehenden Eigenthumsrechtes, oder nur in Folge eines 
demfelben zufommenden Servitutöbefugnifjes ausgeubet werden ? 
— In denjenigen Landestheilen, wo öffentliche Bücher eingeführt 
find, Fann hierüber nicht Teichtsein Zweifel entftehen, weil dort 
das Eigenthum unbeweglicher Sachen nur durch die Eintragung 
in das Öffentliche Buch erworben wird, folglich es fich dadurch 
gleich zeigen muß, ob Jemand dergleichen Rechte als Miteigen— 
thümer oder Dienftbarkeitd = Berechtigter ausübe. Der Zweifel 
Fann daher nur eigentlich dort enftehen, wo folche Öffentliche Bücher 
für die Grwerbung des Eigenthumes nicht eingeführt find. Da im 
Zweifel immer die Vermuthung für die Freyheit des Eigenthus 
mes ftreitet, und diefem zu Folge eine Servitut nicht vermuthet 
wird, fo feheint ed auch, daß derjenige, welcher allein bisher 

4) Zeiffers Kommentar % 503, In, 4*. 
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Nugungsrechte einer Sache ausgeübet hat, fo lange für deren 
Gigenthümer gelte, bid ein Anderer ſich ald Eigenthümer derfel- 
ben ausweiſet; wenn aber ein Nußungsrecht bisher von mehre— 
ren ausgeübt worden ift, fo Fommt es auf den Umfang deö- 
felben an, indem ein wuneingefchränftes Nusungsrecht für 
ein Kennzeichen des Eigenthums, ein eingefchränftes hingegen 
bloß für das Kennzeichen einer Servitut angefehen werden 
muß. An fo fern von diefen Mehreren die Nugungsrechte in 
gleicher Ausdehnung ausgeübet werden, wird ein Miteigenthumss 
recht angenommen werden müffen. 


0. 504, 
Perſönliche Dienftbarkeiten; insbefondere: 1) das Recht des Gebraudjes, 


Die Ausübung perfönlicher Servituten wird, wenn 
nicht8 Anderes verabredet worden ift, nach fol= 
genden Grundfäßen beftimmt: Die Servitut des 
Gebrauches befteht darin, daß Semand befugt 
ift, eine fremde Sade, ohne Verlegung der Sub: 
ftanz, bloß zu feinem Bedürfniffe zu benüßen. 

41) Nachdem der Gefesgeber die Natur und verfchiedenen 
Arten der Grunddienftbarfeiten und die bey diefen geltenden 
vechtlichen Beftimmungen abgehandelt hat, gehet er nun auf die 
perfönlichen Dienftbarkeiten über. Die Natur derfelben im AL: 
gemeinen, fo wie / die Unterfcheidungämerkmahle zwifchen bey— 
den, find bereit bey Grläuterung des $. 478 zur Sprache 
gefommen. 

2) Regelmäßige perfönliche Dienftbarfeiten find: dad Recht 
des Gebrauches, die Fruchtniegung und dad Wohnungsrecht. 
Alle drey Fommen darin überein, a) daß fie obfectiv ding: 
liche Rechte, und zu dem Ende dem öffentlichen Bude in 
Rückſicht eined dienftbaren Grundftücdes einzutragen, und b) 
daß fie fubjectiv perfönlich, wenigftens nicht frey vererb— 
ih find. Bey jeder derfelben Fommen aber wieder einzelne 
weſentliche Beftimmungen vor, wodurd) fie fi) dem Begriffe 
nad) von einander wieder unterfcheiden. Sie laffen außerdem 
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verfchiedene willkührliche Modificationen in der Beftellung zu ; 
nur dürfen diefe weder einem WVerbothögefege widerftreiten, noch 
auch Eönnen fie die wefentlichen Beftimmungen der Dienftbar: 
Eeiten überhaupt, und der perfönlichen insbefondere, aufheben. 
Hier werden nur die wefentlichen und natürlichen Beftimmungen 
aufgeſtellt, und zwar zuerft von dem Rechte des Gebrauches. 

3) Dad Gebrauchsrecht ift ein dingliches Recht, eine 
fremde Sache, unbefchadet der Subftanz, bloß nad) Maß des 
(perfönlichen) Bedürfniffes zu benugen. Doch fcheint mit 
die Befchränkung auf das perfönliche Bedürfniß des Berechtigten 
bloß eine natürliche, aber Eeine wefentliche Beftimmung dieler 
Servitut zu feyn, weil e3 gerade im Vorderfaße des gegenwär— 
tigen $. heißt, daß die Ausübung perfönlicher Servituten, wenn 
nichts Andered verabredet worden ift, nach folgenden 
Grundfägen zu beftimmen fey. Es kann daher auch der Gebrauc) 
einer Sache über das Maß des Bedürfniffes audgedehnt were 
den, jedoc) muß diefes durch eine ausdrückliche Verfiigung des 
Beftellerd der Servitut gefchehen, und es darf diefer Gebraud) 
nicht „auch auf den uneingefchränkten Genuß der Früchte ausge: 
dehnt werden, indem fich dasfelbe fonft in die zweyte perfönliche 
Dienftbarkeit der Fruchtnießung umftalten würde. 

4) Zur deutlicheren Einficht in die Natur diefer Servitut 
mögen nun folgende Betrachtungen dienen. Unter Gebraud) 
verfteht man im Allgemeinen eine folche Benügung einer Ca: 
che, wobey nicht nur allein die Subſtanz derfelben unverlest 
erhalten, fondern dem Gigenthümer fein Necht auf den Genuß 
der Früchte nicht gefehmälert wird. Die Nichtigkeit diefer Be: 
hauptung ergibt fich aus dem $. 974, wodurch der Leihvertrag als 
derjenige Vertrag erklärt wird, durch welchen Jemanden eine uns 
‚verbrauchbare Sache zum unentgeldlihen Gebrauche auf eine 
beftimmte Zeit übergeben wird, und wobey- Niemand eine ſolche 
Benützung der Sache verftehen wird, welche den Gntlehner berech: 
tigte, fi) die Früchte und Nußungen der Sache zuzueignen. So 
wie aber der Gebrauch einer Sache Jemanden, ohne dad Necht 
auf den Genuß der Früchte, uberlaffen werden kann, fo kann auch 
umgekehrt Jemanden diefer Genuß ohne das Recht des Ge: 
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brauches übertragen werden. So z. B. Fann Jemanden der 
Gebrauch einer Stute, um ſelbe zum Fahren oder Reiten zu 
benützen, einem Anderen aber die aus ſelber entſtehenden Nu— 
gungen, wenn fie nähmlich Füllen wirft, überlaffen werden. 
In diefem Falle gebührt dem erfteren der bloße Gebrauch der 
Sache, und dem lesteren die bloßen Nußungen derfelben. Der 
Gebrauch allein gibt demnach an fich Fein Necht auf Früchte, 
fo wie der Fruchtgenuß Fein Recht zum Gebrauche, fo weit 
diefer nicht ald Mittel, zu jenem zu gelangen, erfiheinet. Will 
ich daher, dag Jemand zur vollen Benügung einer Sache, deren 
Ertrag nicht allein in Früchten beſteht, berechtiget feyn, nicht 
bloß Früchte genießen, fondern auch fonft die Sache gebrauchen 
fol, fo muß ich ihm beyde Nechte zugleich einräumen. Den 
Qnbegriff diefer beyden Nechte bezeichneten die Römer fehr paf: 
fend mit dem Ausdrucke: usus fructus. Der djterreichifche Ge: 
fegeber bezeichnet nun. dad nähmliche NRechtöverhältnig, was 
bey den Nömern durch) usus fructus ausgedrückt war, durch 
das Wort Fruchtnießung. Die Servitut des Gebrauchd- 
rechtes follte fich daher, nach der eigenthümlichen Bedeutung des 
Wortes „Gebrauch, nur auf eine folche Benügung der Sache 
befchränfen, welcher den Genug der Früchte auöfchliegt. "Allein 
ſchon bey den Römern verloren die Ausdrücke fructus und usus 
im gemeinen Sprachgebrauche Manches von ihrer urfprünglichen 
Bedeutung, und die römifchen Juriſten fahen ſich daher genö— 
thiget, bey. der Auslegung der Verträge und Zejtamente dem 
geltenden Sprachgebrauche nachzugeben, wenn nicht die Abficht 
derfelben vereitelt werden ſollte. Dadurch gefchah ed nun, daß 
nach und nach durch die Interpretation der römifchen Nechtöge- 
Sehrten in manchen Sällen etwas vom Fruchtgenuß zum Usus mit: 
gerechnet wurde. Die dfterreichifche Oefeßgebung, die an den bis— 
her gangbaren Begriffen ohne Noth nichtö ändern wollte, hat da— 
ber fehr wahrfcheinlich aucy aus diefem Grunde bey der Servitut 
des Gebrauches den eigentlichen Begriff des letzteren erweitert, und 
die Sränzlinie zwifchen Gebrauchörecht und Fruchtniegung dadurch 
gezogen, daß fie das erftere auf dad Bedürfniß des Berechtige 
ten befchränfte, während fie die letztere auf die unbefchränfte 
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Benügung der Sache ausdehnte. Hieraus folgt nun aber auch, 
daß die Ginräumung des unbefchränften Gebrauches, im eigent— 
lichen und. ſtrengen Verſtande des Wortes, der. Wefenheit der 
Servitut ded Gebrauchsrechted. nicht entgegen Taufe, und daß, 
wenn der Befteller der Servitut felbe auf den Gebrauch in eben 
dieſem Verftande einſchränken will,” er dieſes beſonders ausdrü— 
cken muß, wenn nicht die Natur der Sache ſelbſt, oder die da— 
bey eintretenden Umſtände dieſe Einſchränkung mit ſich führen: 
5) Der Gegenſtand des Gebrauchsrechtes, in der Eigenz 
ſchaft als Servitut betrachtet, iſt eine fremde Sach e. Dieſe 
kann nun beweglich oder unbeweglich, verbrauchbar oder unver— 
brauchbar, koͤrperlich oder unkbrperlich ſeyn. Here Hofrath v. 
Zeiler ‚führt als Beyſpiele folgende Gegenſtände an: Gebäude, 
Magazine, Aecker, Waldungen, Hornvieh, Schafe, Reit- oder 
Wagenpferde, Equipage, Kleidungsſtücke, Schmuck, Geld, oder 
das Jagdrecht, Holzungsrecht u. ſ. w. Die nähere Erörterung 
der. aus der Servitut des Gebrauchsrechtes, mit Hinſicht auf 
die verſchiedenartigen Gegenſtände desſelben, fließenden Befug— 
niſſe iſt der re des folgenden $. BanBBF 


d. 505, 
— ————— in Rückſicht der Nutzungen. 


Wer alſo das Gebrauchsrecht einer Sache hat, 
| der darf, ohne Rückſicht auf fein übriges Ver— 
mögen, den feinem Stande, feinem Gewerbe 
und feinem Hausweſen angemeſſenen Nußen Da: 
„von ziehen... 

4) Der Umfang, ded Gebrauchsrechtes muß auch hier, wie 
bereitd Herr Hofrath v. Zeillee bemerkt hat, nach dem‘ oben 
9,484 ‚aufgeftellten allgemeinen Grundſatze beurtheilet werden. 
Diefem zu Folge darf der Berechtigte von dem Nechte, welches 
die Natur und der Zweck der beftellten Dienftbarkeit geitattet , 
vollen Gebraudy machen. In der Anwendung dieſes Grund: 
ſatzes auf die -Dienftbarkeit des Gebrauched wird alfo theild auf 
dad Dbject, theils auf dad Subject zu ſehen feyn. 
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2) In Anfehung des Objected Taffen ſich nun folgende 
Fälle unterfcheiden. Die Sache, worauf Jemand die Servitut 
des Gebrauchörechtes erhalten hat, kann eine folhe feyn, welche 
Feine eigentlichen Früchte (fructus naturales) trägt, 3. B. ein 
Haus, ein Gefpann Pferde oder Ochfen. Hier hat der Gebrauchs— 
berechtigte dad Necht , dad Haus zu bewohnen, die in demfelben 
vorhandenen Keller zur Cinlagerung der Getränke, des Obftes 
u. ſ. w., dad Gefpann Pferde fowohl zum Ausfahrten, als zur 
Führung von Laften zu benügen, mit einem Worte, von diefen 
Sachen einen ſolchen Gebraudy zu machen, welcher gewöhnlicher 
Weile damit gemacht wird. Er darf aber die bewohnbaren 
Theile des Haufe: nicht zu einem Magazine, die Pferde nicht zum 
Wettrennen uf. m. benügen. Trägt die Sache zwar Früchte, allein 
ift fie von der Art, daß fie ganz gebraucht werden kann, ohne 
die Früchte derfelben zu percipiren, 3. B. es erhält Jemand 
den Gebrauch von Schafen, Kühen, oder Mlutterpferden, fo ge: 
bührt dem Gebrauchöberechtigten neben dem Rechte des Gebrau: 
ches (im ftrengen Sinne des Wortes) auch das Recht auf die 
gewöhnlichen Früchte, um welcher Willen folche Sachen gehal: 
ten zu werden pflegen. Er kann daher dad Vieh nicht nur ad 
stercorandum benügen, fondern er Fann fi) auch die Milch der 
Kühe, fo wie die Wolle der Schafe zueignen; aber auf die 
QJungen fcheint er mir feinen Anſpruch machen zu können, denn 
dad Werfen der Jungen kann nicht zu den ordentlichen, fondern 
nur zu den außerordentlichen Nugungen gerechnet werden. Iſt 
die Sache eine folche, welche gar nicht ohne Früchte benüßt 
werden Fann, oder wo wenigſtens das Necht des Gebrauches 
ohne Genuß der Früchte nicht vollfommen wirkfam feyn würde, 
fo muß ganz natürlicy dem Gebrauchöberechtigten auch der Ge: 
nuß der Früchte zufommen. 

3) An Rückſicht auf dad Subject ift das Gebrauchsrecht 
auf die aus den perſönlichen und bürgerlichen Verhältniſſen ent— 
ſpringenden Bedürfniſſe des Berechtigten eingeſchränkt, und es 
iſt, wie Herr Hofrath v. Zeiller bemerkt, zu vermuthen, daß 
ein Gebrauch von ſolcher Art und ſolchem Umfange bewilliget 
worden ſey, welcher der Geburt, dem Stande und der Würde, 
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dem Familienverhältniffe, dem Hausweſen und dem äußeren An: 
ftande des Berechtigten angemeffen ift. Diefes iſt auch die we— 
fentliche Eigenfchaft, wodurch ſich dad Gebrauchärecht von der 
Fruchtnießung unterfcheidet. 

4) Wendet man diefe Grundfäße auf die verfchiedenen Gate 
tungen von Sachen an, die zum Gebrauche beftellt werden, fo 
ergibt fich hieraus, daß bey einigen derfelben ſich die Servitut 
de3 Gebrauched von der der Fruchtnießung gar nicht unterfchei: 
de. Diefes iſt 3. B. der Sal, wenn Kemanden der Gebrauc) 
eines bereit5 anliegenden Capitals bewilligt wird. Hier Fann, 
nad) $. 510, fowohl der Fruchtnießer, ald der Gebrauchöbered): 
figte nur die Zinfen des Gapitaled fordern. Eine Ausnahme 
hiervon würde dann eintreten, wenn. der Gebrauch des Capi— 
tales nur zu einem beftimmten Zwede verliehen würde, 3. B. 
zum Unterhalt der Kinder. Sterben nun einige derfelben, und 
betragen dann die Zinfen ded angelegten Capitaled mehr, als 
zum Unterhalt der übrigen Kinder erforderlich iff, fo wäre der 
©ebrauchöberechtigte rechtlich verpflichtet, dad Uebermaß der Zin- 
fen dem Eigenthümer zu überlaffen. Wird bared Geld zum 
Gebrauche überlaffen, fo kann der Berechtigte nur den feinem 
Stande oder Gewerbe, oder feinem Hausweſen angemeifenen 
Nutzen davon ziehen; daraus folgt aber auch, daß er dasfelbe 
3 B. nicht zum Anfaufe eined neuen Gewerbes, Haufes oder 
zu Speculationen, die mit feinem Gewerbe in Eeiner Beziehung 
ftehen, verwenden dürfe, Wird einem Kaufmanne oder Fabri— 
Fanten der Gebrauch eines Magazines geftattet, fo kann er feine 
Kaufmanndwaaren, Fabricate, oder die darauf beziehenden rohen 
Stoffe, Mafchinen u. f. w. aufbewahren, aber er würde fein 
Befugniß überfchreiten, wenn er einen Getreide: oder Salzhan— 
del unternehmen, und diefe Magazine zur Aufbewahrung des 
Getreide oder Salzes verwenden wollte. Wird Jemanden der 
Gebrauch einer Waldung eingeräumt, fo kann er daraus fo viel 
Brenn oder Bauholz forftmäßig beziehen, als feine Gewerbs— 
und Hausbedürfniffe erfordern, aber er darf davon nichts ver: 
äußern. Diefe gegebenen Beyfpiele follen dazu dienen, die An: 
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wendung obiger Grundfäße auf die einzelnen Gattungen Gas 
chen, die zum. Gebrauche gegeben werden, zu erleichtern. 


. 506, 

Das Bedürfniß ift nach dem Zeitpuncte der. Bee 
willigung des Gebrauches zu beftimmen, ‚Nach: 
folgende Veränderungen in dem Stande und 
Gewerbe des Berechtigten geben keinen Anſpruch 
auf einen ausgedehnteren Gebrauch. 

Der Geſetzgeber ging bey Erlaſſung dieſer Anordnung, wie 
aus dem Zeiller'ſchen Commentare zu entnehmen iſt, von dem 
Grundſatze aus, daß bey Auslegung einer Willenserflätung -auf 
die zur Zeit der Erklärung beftandenen Verhältniſſe Rückficht 
genommen werden müffe. Nachfolgende wichtige und unerwars 
tete Veränderungen in dem Stande und Erwerbe ded Berech- 
figten geben alfo Feinen Anfpruch auf einen ausgedehnteren Ges 
brauch. Aus diefem Grunde des Gefeges folgt auch, daß diefe 
Belchranfung nicht auf folche zunehmende Bedürfniſſe anzuwen: 
den ift, welche aus natürlichen und gewöhnlichen Ereigniffen 
entjtehen, folglich zur Zeit der Beftellung ſchon vorausgefehen 
werden Eonnten. Geben wir 3. B., ein Gewerbömantt habe fein 
biöher betriebened Gewerbe mit einem anderen verfaufcht, oder 
zu demfelben ein anderes hinzugefauft, fo gibt ihm diefes Kein 
Necht auf einen ausgedehnteren Gebrauch. Etwas anderes wäre 
aber Rechtens, wenn fein bisher betriebenes Gewerb durch fei= 
nen eigenen Fleiß und Induftrie, oder auch durch zufällige Gr: 
eigniffe eine größere Ausdehnung erhielte; denn hier Fann man 
eigentlich nicht fagen, daß eine Veränderung in dem Gewerbe 
des Berechtigten vor fich gegangen ſey, denn fie ift nur in der 
Betreibung deöfelben, nicht in dem Gewerbe felbft vorgegangen. 
Merden einem Familienvater noch mehrere Kinder geboren, 
und vermehren fich daher dadurch auch die Bedürfniffe des Hau: 
feö, fo begründet diefe Veränderung auch für ihn den rechtlichen 
Anfpruch auf einen ausgedehnteren Gebrauch. Denn folche Ber: 
änderungen Fonnten zur Zeit der DBeftellung ſchon vorausgefehen 
werden, 
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D 207, 
Beftimmung in Rüdfiht der Gubftanz. 


Der Berechtigte darf die Subftanz der ihm zum 
Gebrauche bewilligten Sache nicht verändern; 
er darf auch das Recht an keinen Anderen über: 
fragen, 


4) In Unfehung der Subſtanz muß man unterfcheiden, ob 
die Sache eine verbrauchbare oder unverbrauchbare fey. Iſt 
fie eine verbrauchbare, fo ift ed nicht eigentlich die Sache, wel: 
che zum Gebrauche überlaffen wird, fondern eigentlich ihr Werth 
($. 510). In diefem Falle unterliegt daher die beliebige Ver— 
fügung mit der Subjtanz Feinem Anftande. Auch werden mit 
dem Gebrauche einer Sache dem Berechtigten alle nothwendis 
gen Mittel zuc Ausübung feines Rechtes ($. 484), und fohin auch) 
die davon unzertrennbare Abnützung 3. B., der Kleidungsftüde, 
verftattet; nur darf felbe in keinen Mißbrauch ausarten. 

2) Es it ein allgemeiner Grundfag bey Dienftbarkeiten, 
daß felbe nicht auf eine andere Sache oder Perfon übertragen 
werden können ($. 485). Diefer Grundfag wird um fo richti= 
ger auch bey dem Gebrauchsrechte angewendet, als dasfelbe nur 
auf dad perfönlihe Bedürfniß des Berechtigten einge: 
ſchränkt iſt. Diefes hindert jedoch nicht, daß er an dem ihm 
zujtehenden Genuffe zugleich Andere Theil nehmen laſſen 
könne. Vermindert fich aber fein perfönliches Bedürfniß, fo ver: 
ringert fih auch da5 Maß ded Genuffes. In dem Falle, als 
er wegen einer umwillführlichen Veränderung (z. B. Verſetzung 
in einen entfernten Ort) von feinem Rechte (3. B. dad nöthige 
Brennholz in dem Walde zu fchlagen) Keinen Gebrauch machen 
fönnte, wäre ihm, nach der Behauptung ded Herrn Hofrathes 
v. Zeiller, damit die wohlthätige Abficht des Verleihers nicht 
verloren gehe, zu gejtatten, daß er die Ausübung des Rechtes, 
jedoch nur in dem Maße und Umfange, ald er es felbft hätte 
ausüben Fünnen, auf einen Anderen gegen Abfindung überlaffe. 
Indem ich diefer Meinung des Herrn Hofrathes v. Zeiller voll 
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Fommen beypflichte, füge ic) nur die Bemerkung bey, daß die 
Ausübung des Rechtes von Seite desjenigen, dem es überlaffen 
worden ift, ſich immer nach den Bedürfniffen des Leberträgers 
richten müſſe. Denn der Berpflichtete kann nicht verhalten wer: 
den, fich durch die Uebertragung der Ausübung diefer Servitut 
an einen Anderen eine größere Laft aufbürden zu lajfen, als er 
in dem Falle zu tragen gehabt hätte, wenn der Berechtigte nicht 
aus der Lage gefommen wäre, von der Servitut Gebrauch zu 
machen. Es muß daher nicht nur bey Webertragung des Aus: 
ubungs= Befugniffes auf die Bedürfniffe des Ueberträgers Rück— 
fiht genommen werden, fondern es muß die Ausübung de 
Rechtes bey wegfallenden Bedürfniffen des Ueberträgers auch in 
der Zolge Befchränfungen erleiden. 


0. 508. 
Beftimmungen in Hinficht der Laften. 

Ale Benützungen, die fich ohne Störung des Ge: 
brauchöberechtigten aus der Sache fchöpfen Taf: 
fen, Eommen dem Eigenthümer zu Gtatten. 
Diefer aber ift verbunden, alle ordentliche und 
außerordentliche auf der Sache haftende Laften 
zu fragen, und fie auf feine Koften im guten 
Stande zu erhalten. Nur wenn die Koften den 
jenigen Nutzen überſteigen, der dem Eigenthü— 
mer übrig bleibt, muß der Berechtigte den Ue— 
berfchuß fragen, oder vom Gebrauche abſtehen. 

1) Dem Eigenthümer der dienftbaren Sache bleibt nicht 
nur die Subftanz und Proprietät, ed bleiben ihm auch alle jene 

Benügungen und Verfügungen vorbehalten, wobey dad Ge: 

brauchörecht des Servitutsinhabers beftehen kann. — Unter dies 

fer Beſchränkung Fann der Eigenthümer Verbeſſerungen und 

Veränderungen in der Sache vornehmen; in fo fern aber Die 

vorzunehmenden WBerbefferungen und Weranderungen auf das 

fremde Gebrauchörecht Einfluß hätten, wäre dad Nähmliche Rech— 
tens, was in diefer Hinficht bey Auseinanderfegung der gefegli: 
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chen Beftimmungen über die Sruchtniegung gefagt werden wird. 


Unter diefer Befchranfung kann man auch noch mehreren Per- 
fonen das Gebrauchdrecht , oder einem Anderen die Fruchtnie— 
Bung einräumen. 

2) Räumt der Eigenthümer, nachdem bereitd dad Gebrauchs: 
recht einer Perfon beftellt ift, dasſelbe einer zweyten Perfon ein, fo 
verfteht es fich von felbft, daß diefe ihr Recht nur in fo weit aus— 
üben Eönne, als der Grftberechtigte feine Bedürfniffe befriediget 
hat. Grübriget dann nicht mehr fo viel, daß diefer Zweyte 
den feinem Stande, feinem Gewerbe und feiner Haushaltung 
angemeffenen Nutzen volljtandig daraus ziehen könnte, fo muß 
er fi mit dem minderen Betrage begnügen. Er wird aber in 
fein vollftändiges Recht eintreten, fobald das Recht des Erfte: 
ren auf was immer für eine Ark erlifcht. Wird mehreren Per: 
fonen zugleich dad Gebrauchsrecht auf eine Sache beftellt, und 
Eonnen nicht alle jenen Nugen ziehen, welchen der Gebrauchs: 
berechtigte nad) Anordnung des $. 505 daraus zu ziehen berech: 
figet ift, fo haben fich diefe mehreren nach Verhaltnig ihrer Be: 
durfniffe in den Gebrauch und den Genuß der Sache zu theilen. 

3) Wird nebft dem Rechte des Gebrauches einem Anderen 
da5 Recht der Fruchtnießung eingeräumt, fo kann fich das Letz— 
fere nur auf den Gebrauch und Genuß ausdehnen, der nad) 
Befriedigung der Bedürfniffe des Ufuars noch erübriget; und dies 
ſes ohne Unterfchied, ob erft nach beftellter Servitut des Ge: 
brauches die Sruchtnießung eingeräumt worden ift, oder zugleich 
mit felber. Denn da das Fruchtnießungsrecht auf eine Sache 
Feine Einfchränfung duldet ($. 509), fo kann nicht angenommen 
werden, daß der Bejteller dem Zruchtnießer den Fruchtgenuß auf 
die Sache felbft einräumen wollte, fondern es muß vorausgefegt 
werden, daß diefer nuc auf jene Nugungen bezogen werden foll, 
welche nach gejtilltem Bedurfniffe des Uſuars erübrigen. 

4) In Erwägung, daß bey Beftellung des Gebrauchsrech: 
tes die dem Eigenthümer zufommenden Nechte und Nusungen 
gewöhnlicher Weife den in dem Umfange und der Dauer be: 
fchränften Genuß des Gebrauchöberechtigten in folhem Maße 
überwiegen, daß letzterer kaum in Betrachtung zu ziehen ift, 
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und daß eine Theilung der Laften und Koften zwifchen dem Gi: 
genthümer und dem Ufuar mit fehwierigen Berechnungen verbuns 
den ift, hat hier dad Geſetz, um verwidelten Streitigkeiten vor= 
zubauen, angeordnet, daß alle auf der Sache haftende, ordent— 
liche und außerordentliche Laften und Erhaltungskoſten der Eigen: 
thümer der Sache zu tragen haben folle. Hierunter gehören: die 
gewöhnlichen und ungewöhnlichen Grundabgaben, Reparaturen, 
Bauführungen u. f. w., nicht aber auch der zur Erzielung der 
dem Berechtigten gebührenden Früchte gemachte Aufwand, der na= 
türlicher Weife von dem leteren getragen werden muß. 

5) Daß bey Beftellung der Servitut eine andere Beſtim— 
mung gefchehen Eönne, bedarf kaum einer Crinnerung. Das Ge: 
feg felbft macht aber von obiger Regel nur dann eine Ausnahme, 
wenn die Kojten diejenigen Nugungen überfteigen, die dem Cie 
genthümer übrig bleiben. — In diefem Falle aber feheint die 
Servitut des Gebrauches in die der Fruchtniegung überzugeben, 
weil hier allee Nugen, der aus der Sache zu ziehen it, dem 
Ufuar zufömmt, und diefer ſich fohin von dem Fruchtnießer nicht 
unterfcheidet. Es werden in diefem Falle daher auch die Vor— 
fchriften über Fruchtnießung Pla greifen. In wie fern die bey 
der Lehre über die Servitut der Fruchtniegung vorfommenden 
Beftimmungen in Anſehung der Bauführungen auch auf die 
©ervitut des Gebrauches angewendet werden können, muß der 
Grläuterung der $$. 521 — 522 vorbehalten bleiben. 

6) Uebrigend kann ich hier nicht unterlaffen, die Bemerkung 
des Heren Höfrathes v. Zeiller zu wiederhohlen, dag die Ser— 
vitut des Gebrauches nach der oben gegebenen Erklärung $. 505, 
ungeachtet der hier darüber gegebenen Vorfchriften, fo viel Unbe: 
ftimmtes mit fich bringe, daß die Beftellung derfelben viele 
Streitigkeiten veranlaffen, und daher nur mit Vorficht angera= 
then werden könne, daß der Gegenftand, dann dad Maß und 
der Umfang derfelben nach den befonderen Verhältniffen fo ge: 
nau als möglich beftimmt werde, 
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0. 509, 
2) Der Fruchtnießung. 


Die Fruchtnießung ift dad Necht, eine fremde Sas 
che mit Schonung der Subitanz, ohne alle Ein 
ſchrä nkung zu genießen. 


1) Die zweyte perſönliche Servitut iſt die Fruchtnießung. 
Der gegenwärtige $. ſtellt die Definition derſelben auf. Sie iſt 
ein Recht an einer fremden Sache. Das Nutzungsrecht des 
Eigenthümers, das aus der Natur ſeines Eigenthumsrechtes ent— 
ſpringt, iſt keine Servitut, keine Fruchtnießung im eigentlichen 
Sinne des Wortes. Die Fruchtnießung iſt das Recht, die Sache, 
mit Schonung der Subſtanz, ohne Einſchränkung zu genießen, 
d. hr alle mögliche Nutzungen aus der Sache zu ziehen, welche 
mit Schonung der Subſtanz daraus gezogen werden können. 
Dadurch unterfcheidet fich die Fruchtniegung von dem bloßen 
Gebrauchörechte, wobey der Berechtigte auf fein Bedürfniß ein— 
gefchränkt ift. Cie ift dad Recht, die Sache, mit Schonung 
der Subjtanz, zu genießen. Denn nad) geendetem Fruchtges 
nuffe muß die Sache dem Cigenthümer zurücgeftellt werden. 
Dadurch unterfcheidet fi) die Fruchtniegung von dem Eigen— 
thumsrechte, welche das Befugniß in fich begreift, auch mit 
der Subftanz der Sache nach Willführ zu fchalten. 

2) Die Fruchtnießung ift ein höchſt perfönliches Necht im 
fubjectiven Sinne. Der Fruchtnießer kann zwar die Ausübung 
feined Nechted, fo lange er lebt, einem Anderen entgeldlich 
oder unentgeldlich überlaſſen; allein das Eigenthum des Rech— 
tes der Fruchtnießung kann er Niemanden übertragen. — Könn— 
te er das eigentliche Eigenthum dieſes Rechtes einem Anderen 
überlaſſen, ſo würde der Fruchtgenuß nur mit dem Tode des 
Anderen erlöfchen. Allein die Fruchtnießung iſt "auf die Dauer 
der Lebenözeit de5 urfprünglichen Fruchtnießers befchränft; er 
Fann daher dasfelbe auch nur in der Art einem Andern über: 
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laffen, daß daöfelbe mit feinem (ded Gedenten) Tode erlöfche '). 
Der Ceſſionär übt da5 Recht des Fruchtgenuffes nur im Nah: 
men des Gedenten aud. Dadurch, daß der Fruchtnießer fein 
Recht einem Anderen überträgt, übt er die Fruchtnießung nur 
auf eine beftimmte Art und Weife aus. 

3) Eben aus dem Grundſatze, daß der Fruchtnießer die 
ihm zum Genuffe überlaffene Sache ohne alle Einſchrän— 
tung genießen könne, folgt auch, daß derfelbe ſich auch die 
durch die Sache gewonnenen bürgerlichen Früchte zueignen Fonne. 
Gr kann daher die Sache verpachten, oder vermiethen, und den 
jährlichen Pachtzind oder Miethgeld dafür erheben; jedoch hat er 
darauf zu fehen, daß die nußnieglihe Sache durch die Beſtand— 
gebung feinen Nachtheil leide, und er ift hiefür dem Eigenthü— 
mer verantwortlihd. Auch Fann er ohne Zweifel dem Eigenthü— 
mer felbft die Sache in Beftand geben, welcher nun im Nah: 
men des Fruchfnießer5 die Nugungen bezieht, und wie ein ans 
derer Beftandnehmer da5 Beftandgeld bezahlt. Sollte dad nutz— 
nieglihe Gut zur Zeit des entftandenen Fruchtnießungsrechtes 
verpachtet feyn, fo gehören dem Fruchtnießer audy die laufenden 
Pachtgelder, wenn felbe nicht ausdrudlih dem Eigenthümer 
vorbehalten find. Es hebt jedoch das Nusnießungsrecht, fo fern 
nicht ein Anderes feftgefegt worden it, oder das Pachtrecht in 
die öffentlichen Bücher eingetragen ift, die Pachtung auf. Denn 
der Sruchtnieger erlangt nicht bloß ein perfönliches Recht gegen 
denjenigen, von dem ihm der Fruchtgenuß übertragen wird, fons 
dern ein dingliches Recht auf die. Sache, und Fann Jeden, der 
nicht ein gleiches dingliches Necht hat, von dem Genuffe aus: 
fhliegen. Der Pächter, deffen Recht in den dffentlichen Bü: 
chern nicht erfcheint, hat aber weder ein feiner Natur, noch ſei— 
ner Wirkung nach dingliches Necht auf die Sache, fondern nur 
ein perföntiches Recht gegen den VBerpächter erworben, und ihm. 
fteht daher gegen den Ufufructuar Fein Klagerecht zu. 


:) Namquiemit usumfructum , vel cui donatus est, is utitur nomine usufructuarüi. 
Et ideo, si vendidero usumfructum, etiam si emtor non utatur, videor usum- 
fructum retinere. Quia, qui pretio utitur, non minus haberi intelligitur usum- 
fructum, quam qui principali re utitur fruitur L. 38 et L. 39. D. b. t. 
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4) Der Fruchtnießer kann auch den Fruchtgenuß verpfänden, 
und fich dadurch Eredit verfchaffen. In diefer Hinficht wird die 
Verpfändung der Sache zu den Civil: Früchtenmugungen gerech- 
net. Es ift hierzu die Einwilligung des Eigenthümers nicht er= 
forderlich. Freylich gilt die Verpfändung nur fo lange, als das 
Recht des Fruchtnießers dauert, und es verfteht fich von felbft, 
daß der Gläubiger nur aus den Srüchten feine Befriedigung er: 
langen könne. Endlich 
5) kann der Fruchtnießer, wie ſchon oben gelegenheitlich 
geſagt worden iſt, die Ausübung ſeines Nießbrauches einem An— 
deren durch Kauf, Schenkung, oder precario modo überlaffen. 
Das Recht ſelbſt kann er nur dem Eigenthümer übertragen; in 
dieſem Falle erlangt aber dieſer nicht die Dienſtbarkeit des Frucht— 
genuſſes, ſondern nur die Freyheit ſeines Eigenthums. Die 
Veräußerung der Fruchtnießung an einen Dritten hat im Weſent— 
lichen Feine andere Wirfung, als eine Verpachtung. Die Folge 
davon ift, daß wenn dad Necht des Nußnießerd aufhört, der 
Fruchtgenuß an den Eigenfhümer zurückkehrt, als wenn Eeine 
Uebertragung gefchehen wäre '). 


b. 510, 


Sn wie fern fie fih auf verbraudbare Sachen erſtrecken könne. 


Berbrauchbare Sachen find an fich felbft Fein Ge- 
enitand des Gebrauches oder der Fruchtnießung, 
ie nur ihr Werth. Mit dem baren Gelde 
kann der Berechtigte nach Belieben verfügen, 
Wird aber ein bereits anliegendes Capital zum 
Fruchtgenuſſe oder Gebrauche bewilliget, fo kann 
der Direhtigte nur die Zinfen fordern, 
dach dem oben aufgeſtellten Begriffe kann der Frucht: 
znießliche Sache nur mit Schonung der Sub: 
Dieſem zu Folge Eönnen verbrauchbare Sachen, 
deren Genuß mit der Hintangebung oder Vertilgung der Sub: 


= 






4) Vergleihe Glack Erläuterung der Pandecten. 9. B., ©. 13 — Mr. 
Nippel's Commentar III, Th. 42 


658 [$. 511.] 


ftanz in weſentlicher Verbindung fteht, im eigentlichen Sinne 
des Wortes zum Sruchtgenuffe nicht beftellt werden, Wenn in- 
deffen doch folche Sachen zur Fruchtniegung überlaffen werden, 
fo ift es nicht eigentlich die Sache felbft, welche zu diefem Ende 
überlaffen wird, fondern nur ihr Werth. Der Sruchtnießer hat 
daher das Recht, mit ſolchen Sachen nad) Belieben zu verfügen, 
und erftattet nach geendetem Fruchtgenuffe den Werth derfelben. 
Diefes gilt auch von dem Gebrauchörechte. 

2) Unter die verbrauchbaren Gegenftände gehört auch das 
Geld, in fo fern hierunter dad Austaufchmittel der verfchiedenen 
Sachen verftanden wird. Denn in diefer Eigenfchaft läßt fich ein 
(vernunftgemäßer) Genuß des Geldes nur durch Berausgabung de: 
felben denfen. Es kann daher auch der Berechtigte mit dem Gel— 
de nach Belieben verfügen. Bey einzelnen feltenen Geldftüden 
(Münzen) läßt fich dagegen ein vernünftiger Genuß auch ohne 
Hintangebung derfelben denfen. Man pflegt Sammlungen folcher 
Münzen zur Belehrung und zum Vergnügen zu machen; fie fün= 
nen daher auch “von dem Eigenthümer zu einem gleichen Zwecke 
an einen Dritten übertragen werden, und ed ift daher in dies 
ſem Falle der Fruchtnießer fchuldig, fie in Natur zurück zu geben. 

3) Der Genuß von einem bereitd angelegten Capital’ be: 
fteht in dem Bezuge der davon entfallenden Zinfen. Der Frucht: 
nießer hat daher nur ein Necht auf diefen, und muß dad Capi— 
‚tal felbjt unangetaftet Taffen. Sachen, die durch den Gebraud) 





den müffen, 3. B. Kleidungs: und Einrichtung - Stüde, werden, 
wie in dem Zeilfer’fchen Commentare bemerkt ift, in dem Zus 
ftande, worin fie fi) nach geendeter Fruchtnießung befinden, 
zurüchgeftellet, und der Sruchtnießer haftet nur für die ordnungs— 
widrige Abnützung (9. 513). 





J. 514. ii 

Kechte und Verbindlichteiten des Fruchtni 
Der Fruchtnießer hat ein Recht auf den. vollen, 
ſowohl gewöhnlichen ald ungewöhnlichen Ertrag; 
ihm gehört daher auch die mit Beobachtung der . 
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beftehenden Bergwerksordnung erhaltene reine 
Ausbeute von Bergmwerksantheilen, und das 
forftmäßig gefchlagene Holz. Auf einen Schatz, 
welcher in dem zur Fruchtnießung beftimmten 
Grunde gefunden wird, hat er keinen Anſpruch. 


4) Die Rechte des Fruchtnießers beziehen fich theild auf 
fein Diöpofitionsrecht, theils auf den Fruchtgenug unmittelbar 
felbft. Die Rechte, welche ihm in erjter Beziehung zuftehen, 
wurden bey Grläuterung des $. 509 mitgenommen. Der ge: 
genmwärtige $., fo mie die darauf folgenden, handeln von den 
Rechten und Pflichten des Sruchtnießers, die aus der Servitut 
- der Fruchtnießung für ihn in Beziehung auf den Cigenthümer 
entfpringen. 

2) Die Rechte, die dem. Fruchtnießer in letzterer Hinficht 
zuftehen, beftehen im Wefentlichen darin, daß er die Hauptlache 
und deren Zugehör gebrauchen, und alle daraus erzeugten nafür= 
fichen, oder durch diefelben gewonnenen bürgerlichen Stüchte fich 
zueignen Fann. Demfelben gebühren die zur Zeit der entjtandenen 
Fruchtnießung noch ſtehenden oder hängenden Früchte; denn diefe 
machen, in fo lange fie von der Hauptfache nicht abgefondert 
werden, einen wirklichen Theil derfelben aus ($. 295). Ob die 
Früchte und Nugungen, welche aus der Sache entjtehen, im ges 
wöhnlichen Gange der Natur gegründet feyen oder nicht, darauf 
fommt ed nicht an. 

3) Was den von außen durch die Naturfräfte hinzukom— 
menden Zumwach3 betrifft, um welchen die Sache vergrößert wird, 
fo liegt e3 in der Natur der Sache, da dem Fruchtnieger dere 
felbe nicht eigenthümlich gehört. Ob ihm aber die Nugungen dies 
fed Zuwachſes gehören, dieſes jteht im Frage. Nach römiſchem 
Rechte wird diepfalld unterfchieden, ob der Zuwachs ein folcher ift, 
der fich nach und nach an dad Grundſtück anfest, und mit dem— 
felben fo verbunden ift, dag er ſich von der Hauptfache nicht uns 
terfcheiden läßt (incrementum latens), oder ob er davon abge: 
fondert und unterfchieden it (incrementum patens seu appa- 
rens), Nur im erften Sale, wenn 3. B. das nußnießliche 

42 * 


660 [$. 511.] 


Grundſtück durch Allution vergrößert worden ift, wird dem Ufu- 
fructuar die Nußung von diefem Zuwachfe zugefprochen. In 
dem letzteren alle hingegen, wenn 5. B. eine Inſel auf dem 
Fluſſe entfteht, welche der Proprietät zumächft, hat nach römi— 
fihen Geſetzen der Ufufructuar Fein Necht daran. Auch nad) 
djterreichifchem Nechte muß, obfchon das Geſetzbuch Feine aus: 
drückliche Erwähnung davon macht, dad Nähmliche behauptet 
werden. Daß der Fruchtnießer auch von demjenigen Theile der ' 
Hauptfache, um den fi) die Sache unmerflich nach und nad) 
vergrößert, die Feuchte zu genießen das Necht habe, kann wohl 
nicht bezweifelt werden, eben deßhalb, weil fi) der Zuwachs 
nicht unterfcheiden läßt; würde dem FSruchtnießer das Necht abs 
geiprochen, die Früchte diefed Theiles zu beziehen, fo müßte ja 
nothwendig diefer Theil ausgefchieden werden, was nach der 
Borausfegung nicht gefchehen kann. Entſteht eine Inſel auf 
dem Fluſſe, fo erhalten dadurd) die Eigenthümer des einen oder 
anderen Uferlandes nur einen Anfpruch hierauf, und es hängt 
erft von ihrer Willführ ab, ob fie denfelben auch realifiren wol: 
fen oder nicht. In Bezug auf den Fruchtnießer ift ed fohin 
einerley, ob der Gigenthümer auf diefe Art, oder durch einen 
Bertrag diefen Theil ded Erdreiched an fich bringt. Das Na— 
turereigniß der Entftehung einer Inſel hat nur die Erſchaffung 
eined neuen Nechted für den Gigenthümer, keineswegs aber die 
Vergrößerung feines Grundſtückes zur unmittelbaren Folge, und 
e5 fteht fogar Fein Hindernig im Wege, daß der Cigenthümer 
den an fich gebrachten Untheil der Inſel ganz ald ein eigenes 
Corpus im Grundbuche eintragen Yaffen könne. Ein Aehnliches 
ift, im Salle des $. 409, bey einem verlaffenen Wafferbeete Rech— 
tend. Nur im Falle des $. 412, wenn nähmlich ein merflicher 
Erdtheil durch die Gewalt des Fluffes an ein fremdes Ufer ges 
legt wird, und der vorige Befiger fein Eigenthumsrecht binnen 
Jahresfriſt nicht ausübt, könnte ein- Zweifel erhoben merden, 
befonders wenn man meine dort aufgeftellte Behauptung, daß 
der fremde Uferbefiger das Eigenthum diefed Erdtheiles ohne 
befondere Befigergreifung erlange, für wahr annimmt. Allein 
auch hier ift Eein aus dem Gefege zu entnehmender Grund vor: 
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handen, warum der Sruchtnießer dadurch, daß der Eigenthümer 
zu dem zum Fruchtgenuſſe beftimmten Grunde theils durch die 
Hände der Natur, theild durdy die Unterlaffung des früheren 
Eigenthümers dad Gigenthum eines neuen angrängenden Grund 
ſtückes erhält, dad Necht erlangen foll, feinen Fruchtgenuß auch) 
auf dad benachbarte Grundſtück auszudehnen. 

4) Aus dem aufgeftellten Satze, daß der Fruchtnießer die 
nußnießliche Sache ohne alle Einfchränfung genießen Eönne, 
folgt auch, daß ihm die zur befferen Benügung derfelben coniti- 
fuirten Servituten zu Guten fommen müffen. Ihm gebührt 
daher die Jagd, der Bogelfang, die Fiſcherey fowohl auf dem 
eigenen, als dem fremden Grundftüce, in fo fern die letztere 
Servitut nicht bloß zum perfonlihen Vergnügen des Eigenthü— 
mers, Sondern zur befferen Benügung des Grundſtückes felbit 
conftituirt worden ift. Sind Thiergäarten oder Fifchteiche auf dem 
nußnießlichen Gute, fo hat zwar der Fruchtnießer auch davon 
den Nugen, allein er muß von jeder Art und Gattung fo viel 
Stück am Ende reftitwiren, ald er beym Anfange feiner Frucht: 
nießung gefunden hat. Denn dad Wild in einem Walde, und 
die Sifche in einem Teiche werden zur Subftanz der Sache ge: 
rechnet ($. 293), welche er ducch feine Handlungen nicht ver: 
fchlechtern darf. 

5) Dem Fruchtnießer gehören fowohl die ordentlichen 
Sruchte, welcher wegen man fich eine Dauptfache diefer Art zu 
erwerben fucht, und die periodifch wieder zurück zu Eehren pfle: 
gen, ald auch die außerordentlihen. Ihm gehört das 
in dem Walde forftmäßig, d. i. mit Beobachtung der zur Scho: 
nung der Subſtanz beftehenden Forſtgeſetze gefchlagene Holz, 
und zwar ohne Unterfchied, ob der Fruchtgenuß nur überhaupt 
an dem Grundftüce, bey welchem ein Wald befindlich ift, oder 
ob nahmentlich derfelbe von einem Walde oder Forjte eingeräumt 
worden ift, wenn er nur überhaupt zum ordentlichen Holzſchla— 
ge, und nicht bloß zum öconomiſchen Gebrauche beſtimmt ift, 
oder überhaupt auch von einem guten Daushälter zum ordentlichen 
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Holsfchlage bemüßt werden Fann '). Der Sruchtnießer darf daher 
forwohl zum Verbrennen, ald zum Verkaufe, oder anderweitiger 
Benugung Holz fällen. Ihm gehören auch die unterirdifchen Er— 
zeugniffe, und deßhalb auch die von dem Gefege ausdrücklich, 
mit Beobachtung der beftehenden Bergwerksordnung erhaltene 
reine Ausbeute von Bergwerfdantheilen, und zwar dad Cigen- 
thum, nicht bloß die Fruchtniegung hiervon. Da der Frucht: 
nießer ohne Zweifel berechtiget ift, alle möglichen Nußungen aus 
der Subftanz zu beziehen, welche ohne Verſchlimmerung derfel- 
ben bezogen werden Fonnen, fo ift er nicht auf die Benüsung 
der bereit5 bejtehenden Stein: und Mietallgruben befchränft, fon- 
dern er darf auch neue Gruben eröffnen, fo fern durch Anles 
gung derfelben dad Grundſtück nicht verfchlechtert wird. $ 

6) Gin Schaf ift Feine Frucht, Fein Zugehör oder Zuwachs; 
darauf hat alfo der Fruchtnießer Fein Necht, auch gebührt ihm 
weder ein Antheil an der Subftanz, noch an den Nusungen des— 
felben. Die Rechte des Fruchtnießers find nicht mit denen eines 
Nutzungseigenthümers zu vermengen. Zindet er den 
Schatz feldft, fo fällt e3 in die Begriffe, dag ihm der dem Fin— 
der zufommende Antheil gebühre. 

7) Der Eigenthümer Fann zwar, vermdge des Proprietätde 
rechtes, alle nothwendigen Mittel zur Erhaltung der Subftanz 
anwenden, aber Feine Handlung eigenmächtig vornehmen, wo= 
durch der Fruchtnießer an dem vollen Genuffe verhindert oder 
gefährdet würde. Er darf Feine Veränderungen in der Haupt— 
fahe mit Hemmung oder zum Abbruche der Qualität oder Quan— 
tität der Fruchtnießung vorfehren; das angelegte, zum Fruchtge— 
nuffe beftimmte Capital ohne Nothwendigkeit nicht auffündigen, 
um fo weniger daöfelbe bey fich oder einem Anderen ohne gefeß: 
mäßige Sicherftellung anlegen; Feine Bauführung ohne Noth 
vornehmen ($. 516), Feine dem Grunde zuftehende Servitut er— 
Iaffen, noch eine neue demfelben, zum Abbruche des Sruchtnies 
ßers, auflegen ?). Iſt die Servitut des Truchkgenuffes in den 
4) na eawifdem Rechte darf im erfteren Falle der Ufufruckuar aus dem Zorfte 

nur fo viel Holz fchlagen, als er zum Nutzen des Grundflüdes nothwendig 


braucht. — 
2) Siehe Zeillers Commentar 9. 544, Nr, 6. 
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öffentlichen Büchern eingetragen, fo Fann eine nachträglich be- 
ftellte Servitut dem Zruchtnießer Feinen Eintrag thun; iſt 
aber diefes der Fall nicht, fo ift der Eigenthümer dem Frucht: 
nießer hiefür verantwortlich. Hätte aber derjenige, welchem die 
Servitut nachträglich beftellt worden ift, von der überlafjenen- 
Sruchtnießung Kenntnig gehabt, fo hätte auch hier dasjenige 
zu gelten, was bey Erläuterung des $. 443 gejagt worden 
ift. Der Eigenthümer kann auch die Dauptfache veräußern, je 
doch nur mit der ihr anflebenden Laft der Fruchtniegung; je 
dech kann er in dem Falle, wenn diefe Laft in den öffentlichen 
Büchern nicht eingetragen ift, nicht dafür verantwortlich gemacht 
werden, wenn er den Uebernehmer der Hauptfache nicht aus- 
drüclich von der beftehenden Fruchtnießung in Kenntniß gefest 
hat, weil dee Servitutsverpflichtete nur zu einer Duldung oder 
Unterlaffung, Eeineswegd aber auch zu einer pofitiven Leiftung 
verbunden if. Es ift die Sache des Fruchtnießers, die Einver- 
feibung feines Servitutsrechted in die öffentlichen Bücher zu er- 
wirken, und dadurch fein Recht auch gegen Eunftige Eigenthums- 
nachfolger zu fichern, 


J. 512, 

Insbeſondere: a) in Rückſicht der auf die Sache haftenden Laſten. 

Als ein reiner Ertrag aber kann nur das angefe: 
ben werden, was nach Abzug aller nöthigen 
Auslagen übrig bleibt. Der Fruchtniefer über: 
nimmt alfo alle Laften, welche zur Zeit der be— 
willigten Fruchtnießung mit der dienftbaren Sa: 
che verbunden waren, mithin auch die Zinfen 
der darauf haftenden Gapitalien. Auf ibm fal- 
len alle ordentlichen und außerordentlichen von 
der Sache zu leiftenden Schuldigfeiten, in fo fern 
fie aus den, während der Dauer der Fruchtnie- 
Bung gezogenen Nußungen beftritten werden Fön: 
nen; er trägt auch die Koften, ohne welche die 
Früchte nicht erzielet werden, 
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41) Diefe Vorſchrift gründet fih, wie Herr Hofrath v. Zeil: 
ler in feinem Commentare bereit3 bemerkt hat, nicht nur in der 
allgemeinen Rechtöregel, daß der, welcher allen Nutzen aus der 
Sache zieht, auch die damit verbundenen Laften tragen mülfe; 
fie gründet fich auch in der Natur der Servituten Uberhaupt 
($$. 482 u. 483) in dem Begriffe der Sruchtniefung und des 
reinen Ertrags, wie auch in der Abficht des Beftellers, der zwar 
auf allen Gewinn aus der Sache Verzicht thut, aber darum 
fi oder feine Erben nicht noch überdieß pofitiven Laften unter 
ziehen will. 

2) Diefemnad übernimmt der Fruchtnießer alle Laften, 
welche fhon zur Zeit der Beftellung auf der Sache haf- 
ten, wie die eingetragenen Servituten, Unterhaltögelder, welche 
eusdrüdlich aus den Früchten des nußnießlichen Gutes zu bes 
zahlen angemwiefen find, befonderd aber die Zinfen der in das 
öffentliche Buch eingetragenen, folglich auf der zut Fruchtnießung 
beftimmten Realität baftenden Captalien. Denn die Früchte 
einer zum Pfande gegebenen Sache fcheinen vorzüglich) dazu be= 
ftimmt, die Intereffen der darauf eingetragenen Gapitalien zu 
beftreiten. Darum ift auch, wie bey Erläuterung des $. 457 
vorgefommen ift, der Sequefter befonderd angemwiefen, vor Allem 
die Zinfen der priorirten Gapitalien aus den Einkünften des Gu— 
te3 nach ihrer Rangordnung zu bezahlen. Die Zahlung des Ca: 
pital5 felbft liegt dem Gigenthümer ob. Doch fteht dem Glaus 
biger frey, die Execution auf die Früchte des Gutes zu ergrei= 
fen, und fohin nicht bloß wegen der Zinfen, fondern felbft we— 
gen des Capitals die Sequeftration des nußnießlichen Gutes zu 
begehren. Denn diefes dem Gläubiger fehon vor beftellter Frucht— 
nießung zuftehende Necht kann ihm durch die fpäter eingetragene 
Seuchtnießung nicht genommen werden. Gefchieht nun dieſes 
voirklich , fo entfteht die Frage, ob und in wie weit der Eigen— 
thümer dem Sruchtnießer biefür eine Entſchädigung zu leiſten 
fchuldig fen? — Ich glaube, daß der Eigenthümer dem Frucht: 
nießer nur jene Beträge zu erftatten verpflichtet fey, welche aus 
den von dem Sequeſter eingehobenen Einfünften zur wirklichen 
Bezahlung ded Gapitald verwendet werden. Zu einer weiteren 
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Schadloshaltung wegen des durch diefe von dem Gläubiger er— 
wählte Grecutiondart entbehrten Sruchtgenuffes fcheint- er nicht 
gehalten. Daß der Eigenthümer dem Fruchtnießer die erwähnte 
Vergütung Teiften müffe, kann feinem Zweifel unterliegen, da 
aus feinem Vermögen Zahlungen geleiftet werden, welche dem 
Eigenthümer zu beftreiten obgelegen wären; eine weitere Entfcha- 
digung ift ihm aber der Eigenthümer darum nicht zu Tleiften 
fchuldig, weil der Sruchtnießer alle Laften übernimmt, welche zur 
Zeit der -bewilligten Sruchtniegung mit der dienftbaren Sache 
verbunden waren. Unter diefe Lajten gehört auch) da3 dem 
Gläubiger zur Sicherheit des Capital zuftehende Pfandrecht, 
und daher muß ſich auch der Sruchtnießer die aus diefem Pfand— 
rechte hervorgehenden Folgen gefallen Taffen. Hätte der Frucht: 
nießer fein Recht dem öffentlichen Buche nicht einverleiben Taf: 
fen, fo würde er den fpäter, d. i. nach beftellter Sruchtniegung, 
eingetragenen Gläubigern mit den Nußungen haften ($$. 443 
u. 457),.und ed bliebe ihm nur der Rückerſatz wider den Eigen— 
thümer vorbehalten. Der Glaubiger ift jedoch nicht verpflichtet, 
ſich wegen Bezahlung der Üntereffen an den Fruchtnießer zu 
wenden, fondern kann fih an den Gigenthümer der Sache, in 
fo fern er der Perfonalfchuldner felbft ift, halten, in welchem 
Falle dann der Nutznießer dem Gigenthümer den Erfaß zu leis 
ften hatte. 

3) Der Sruchtnieger übernimmt ferner alle ordentlichen und 
anßerordentlichen von der Sache zu leiftenden Schuldigfeiten, 
wie den Grundzind, die Grundfteuern, die darauf ausgefchriebe: 
nen Lieferungen oder Kriegälaften u. dgl. Kann er jedoch nad): 
meifen, daß die entrichteten Schuldigfeiten alle während der 
Dauer feines Nießbrauchd gezogenen Nutzungen überftiegen ba: 
ben, fo ift er befugt, die Vergütung dieſes Ueberfchuffes von 
dem Gigenthümer zu fordern, der fie ihm auch in fo weit zu 
leiften verbimden ift, als er nicht zu erweifen im Stande iſt, 
daß der geringere Ertrag in dem Verfchulden des Fruchtnießers 
gegründet fey. 

4)‘ Vorzüglich müffen aber von dem Fruchtnießer die zur 
Erzielung ded ihm zufommenden Genuffes aufgewendeten Kofien 
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gefragen werden. Was hinfichtlich der zur Erhaltung und Ver: 
befferung der Subftanz aufgewendeten Koften Nechtens fey, wird 
in den 99. 514 u. 517 vorkommen. Webrigend Fonnen durd) 
llebereinfunft oder legte Willensanordnung des Grblaffers Diele 
hier aufgefüprten Laften dem Fruchtnießer auf mancherley Art 
erleichtert werden. 


0.513, 
b) In Hinfiht der Erhaltung der Sache. 

Der Sruchtnießer ift verbunden, die dienftbare Sa— 
che ald ein guter Haushälter in dem Stande, in 
welchem er fie übernommen bat, zu erhalten, 
und aus dem Ertrage die Ausbefjerungen, Erz 
ganzungen und Herftellungen zu beforgen, Wird 
deffenungeachtet der Werth der dienftbaren Sa— 
che bloß Durch den rechtmäßigen Genuß ohne Ber: 
[hulden des Fruchtnießers verringert, fo iſt er 
dafur nicht verantwortlich. 

4) Dem Fruchtnießer ift zwar der vollftandige Ertrag und 
Genuß der Sache überlaffen, in fo weit er mit Schonung 
der Subftanz aus der Sache gezogen werden kann; er darf 
aber daher mit der Sache nicht5 unternehmen, wodurch diefelbe in 
ihrer Subftanz verfihlimmert würde. Diefe Verpflichtung der 
Unterlaſſung aller auf diefelben nachtheilig einwirfenden Hand: 
lungen fliegt fchon aus dem, $. 509 aufgeftellten, Begriffe der 
Sruchtniegung ſelbſt. Das Gefeß geht aber bier weiter, und 
verpflichtet felbft zu pofitiven Handlungen, die er der Subjtanz 
der Sache wegen zu unternehmen hat. Er’ hat nähmlich die 
Sache ihrer Beftimmung nach als ein gufer Haushälter zu ge: 
brauchen, und ift verpflichtet, die Sache in dem Zuftande, in 
welchen er fie übernommen hat, wieder zurück zu ftellen. 

2) In Folge deffen muß der Fruchtnießer beforgt feyn, 
daß die zur Sruchtnießung gegebene Sache (was vorzüglid bey 
beweglichen Sachen zu beachten ift) nicht durch einen Gebrauch, 
der bey Deftellung der Fruchtnießung nicht bezielet worden iſt, 
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oder durch Verwahrlofung, ohne den Eigenthümer auch nur auf 
den allmähligen Untergang der Sache aufmerffam zu machen, 
verfchlechtert, und ihrem gänzlichen Untergange zugeführet werde. 
Treten wirklich felbft durch Zufall herbeygeführte Beſchädigun— 
gen ein, 5 B. das Dad des zum Fruchtgenuffe beftimmten 
Haufe würde von einem Sturmwinde zerriffen, oder hätte durch 
das Alter des Material5 hie und da Lücken befommen, fo tft 
der Fruchtnießer verbunden, die Herftellung und Ausbefferung 
deöfelben aus den Erträgniffen der Sache zu beforgen. Aus der 
Anordnung diefes $., daß der Fruchknießer die Ausbefferungen, 
Ergänzungen und Herftellungen aus dem Ertrage zu beforgen 
habe, folgt zugleich, daß, wenn diefe Herftellungen den Ertrag 
überfteigen, er den Ueberſchuß von dem Gigenthümer anfprechen 
könne. Dabey wird vorausgefegt, daß die Herftellungen durch 
den ordentlichen Gebrauch der Sache oder durch zufällige Bes - 
fhädigungen nothwendig geworden find, denn find fie durch. 
Verſchulden des Fruchtnießers herbeygeführt worden, weil er 
3 B. gleich anfänglicdy die mit geringeren Koften zu unternehe 
mende Neparatur vernachläffiget hat, fo liegt dem Fruchtnieger 
die Herjtellung felbft aus eigenem Vermögen ob. Was durch 
Alterthum einfällt, braucht er nur in fo weit herftellen zu laf: 
‘ fen, ald durch diefen Einfall auch das übrige Gebäude Schaden 
leiden Fönnte. Denn, wenn auch dad Geſetz fagt, daß der 
Sruchtnießer die Sache in dem Stande, in welchem er fie uber: 
nommen hat, wieder übergeben müffe, fo Fann darunter nicht 
verftanden werden, daß ſich die Sache nach geendeter Fruchtnies 
gung auch noch in Jem nähmlichen Alter befinden müſſe. Wenn 
nun in dem Ausdrucke: „vorigen Zuftande” das vorige Alter 
nicht begriffen feyn kann, fo kann der Fruchtnießer für eine Ver— 
fhlimmerung, die aus der Veralterung nothwendig hervorgehet, 
nicht verantwortlich ſeyn. 

3) Was von der Hauptfache gefagt wird, gilt auch, wie 
bereit Here Hofrath v. Zeiller bemerkte, von ſolchen Pertinenz— 
ftücken, die von einem guten Haushälter zur Erhaltung und 
fortdauernden Nußbringung bejtimmt find. Daher kann deu 

Zruchtnießer einzelne, auf Aeckern oder Wieſen ftehende Holz— 
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ftamme fich nicht zueignen, und felbft einen Wald, der nicht 
zum ordentlichen Holzſchlage, fondern nur zum nöthigen öcono— 
mifchen Gebrauche beftimmt ift, nur zu eben diefem Zwecke und 
in eben dem Maße benügen.  E3 bat zwar den äußeren An— 
fhein, al5 ob diefe Behauptung mit der Anordnung ded $. 509 
im Widerfpruche ftünde, da diefe dem Fruchtnießer das Necht 
einräumt, eine fremde Sache ohne Einſchränkung zu ge 
nießen, und fohin alle möglichen Nußungen daraus zu ziehen, 
worunter auch die Fällung der Bäume in einem Walde gehört. 
Allein hier würde der uneingefchränfte Genuß der Früchte in 
eine Verſchlechterung der Subftanz felbft ausarten, und eine 
folche Einfchranfung muß fich daher der Fruchtnießer ſelbſt nad) 
$. 509 gefallen lajfen. 

4) Iſt Semanden der Fruchtgenuß einer Gefammtfache, 
3. B. einer Heerde Vieh, eines Waarenlagers u. f. w., welche 
auf den Wechfel der einzelnen Stücke berechnet ift, eingeräumt 
worden, fo kann er fich die einzelnen Stüde in fo fern zueige 
nen, ald er fie wieder mit anderen erfeget. Der Fruchtnießer 
ift nach geendetem Fruchtgenuffe dem Proprietär nur eben fo 
viel Stude in gleicher Anzahl und in gleichem Werthe zu er: 
fegen fchuldig. Was durch unabwendliche Unglücksfälle zu Grun— 
de geht, erfegt er nicht. 

5) Meberhaupt haftet der Fruchtnießer nur für folche Ver: 
ringerungen der Sache, die entweder durch Veräußerung, oder 
durch fein Verſchulden entjtanden find; dagegen iſt er für jene, 
die durch bloßen Zufall, 3. B. dad Alterthum, Windbrüche an 
Holz, oder ſelbſt durch rechtmäßigen Gebrauch, befonderd an ab: 
nusbaren Gegenftänden, wie z. B. Geräthfchaften, Kleidungs: 
jüden entfpringen, nicht verantwortlich. 


x \. 514. 
ce) Sn Hinfiht der Bauführungen. 

Wenn ver Eigenthümer Bauführungen, die durch 
das Alter des Gebäudes oder durch einen Zufall 
nothwendig gemacht werden, auf Anzeige des 
Fruchtnießers auf feine Koften beforgt, iſt ibm 
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der Fruchtnießer, nach Maß der dadurch ver⸗ 
befferten Fruchtnießung, die Zinfen des verwene 
deten Capitals zu vergüten ſchuldig. 


1) Was in dem vorigen $. von Bauführungen erwähnt 
worden ift, befchränft ſich nur auf jene, welche unter der De: 
nennung „»Hausreparaturen” begriffen zu werden pflegen. Der 
gegenwärtige $. redet aber hier von ſolchen Bauführungen, die 
a) in einer gänzlichen neuen Herjtellung, oder in einer dem 
Sruchtnießer nicht obliegenden Hauptreparatur ($. 513); b)- in 
der Errichtung eines nothwendigen Gebäudes (denn von Herz 
ftellung eines bloß nützlichen Gebäudes ift $. 516 die Nede) bes 
ſtehen, und c) die durch Altertum oder fonjtigen Zufall, 3. B. 
MWetterfchlag, veranlaft worden find. Denn wird eine Bauführung 
durch ein Verſchulden des Proprietärd oder Fruchtnießerd veran: 
laßt, fo hat der Schuldtragende hiefür zu haften. Den Zufall 
ift der Sruchtnieger dem Eigenthümer, in fo fern er ihm ohnes 
hin nicht befannt feyn muß, zuvörderft anzuzeigen verpflichtet; 
denn es gehört zu den Pflichten eines guten Haushälters, bey 
zufälligen Befchädigungen denjenigen, dem die Herjtellung ob— 
liegt, wenigftend darauf aufmerkſam zu machen. 

2) Eine ſolche Bauführung nüget.beyden, fowohl dem Ei— 
genthümer, als dem Fruchtnießer. Erſterem, weil dadurch die 
Subſtanz der Cache verbeffert, fohin deren Werth erhöhet wird, 
Vegterem, weil fonft die Sache entweder gar nicht, oder wenig: 
ſtens nicht vollftäandig genoffen werden könnte. Daher mülfen, 
nach dem $. 483 aufgeftellten Grundlage, beyde die Koften ge: 
meinfchaftlich, und zwar verhältnigmäßig, nach Maßgabe 
des Jedem dadurd) verfchafften Nugens, beftreiten. Da nun. der 
Fruchtnießer aud der Bauführung den Vortheil fogleich, und für 
die Dauer feines Genuffed, der Eigenthümer aber denfelben in der 
Folgezeit bezieht, fo bejtimmt, wie bereit Herr Hofrath v. Zeiller 
in feinem Commentare bemerkt hat, dad Gefeß dad Verhältnig in 
der Art, daß dad zur Bauführung erforderlihe Capital von 
dem Eigenthümer geleiftet, ihm aber von dem Sruchtnießer jahr: 
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liche Zinfen nad Maß des dem letzteren bewirkten Vortheiles, 
vergütet werden. 

3) Ueber das Zinfenmaß fpricht fich hier das Geſetz nicht 
aus. Es fragt fich daher, wie viel vom Hundert hier als Zinfen 
in Anfpruch genommen werden können? — Ic) glaube, daß von 
dem Eigenthümer fünf von Hundert, aber auch nicht mehr, des 
ausgelegten Capital in Anfprucy genommen werden können. 
Denn da dad Geſetz hier von Vergütung der Zinfen fpricht, 
fo feßt e3 offenbar voraus, daß dadurch jener Betrag erftattet 
werden fol, welchen der Eigenthümer erhalten hätte, wenn er 
dad Capital fruchtbringend angelegt hätte. -Num ift aber die 
gewöhnliche Feuchtbringende Anlegung eines Capital, daß es 
gegen pupillarmäßige Hypothekar-Sicherheit gegen Gntrichtung 
Sprocentiger Zinfen dargeliehen werde '). Man Fonnte zwar 
glauben, daß der Fall des $. 995 eintrete, weil hier das Geſetz 
felbft dem Gigenthümer einen verhältnigmaßigen Erfaß der Zine 
fen zufpricht, und daher die von dem Fruchtnießer an den Ei— 
genthümer zu entrichtenden Zinfen legterem aus dem Gefeße 
gebühren. Allein die Anwendung des $. 995 wäre hier nicht 
richtig, denn dad, was der Fruchtnießer in Folge des gegenwär— 
tigen $. an den Eigenthümer zu bezahlen hat, find nicht eigent= 
lich Zinfen, fondern nur die Vergütung der Zinfen, welche 
der Gigenthümer hätte beziehen Eönnen, wenn er dad Capital 
feuchtbringend angelegt hätte. 

4) Bey Ausmittelung des Verhältniſſes, nach welchen 
dem Gigenthümer die Vergütung diefer 5procentigen Intereſſen 
zu gefchehen hat, muß vor Allem erhoben werden, wie hod) fich 
die dem Fruchtnießer dadurch verbefferte Fruchtnießung jährlich) 
am Werthe belaufe? — Wird nun diefer audgemittelte Werth 
mit dem jährlichen Zinfenbetrage des auf die Sache verwendeten 
Gapitald verglichen, fo zeigt fih, daß jener gegen diefen mehr 
oder weniger betrage, oder daß fie ganz gleich ſeyen. Im er: 
ften fo wie im legten Falle werden dem Proprietär die vollen 


1) E3 Fann ja Teicht auch der Fall eintreten, daß der Eigenthüttter genöthiget iſt, bes 
reits fruchtbringend anliegende Capitalien zu dieſem Zwecke einzutreiben, 
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gewöhnlichen Zinfen des ausgelegten Gapital3, in dem zweyten 
Sale. aber nur der Betrag des dadurch erhöhten Werthes der 
Seuchtnießung vergütet. Doch diefe Behauptung haf eine nähe— 
te Begründung nothwendig. Der gegenwärtige $. enthält nur 
im Allgemeinen, daß der Sruchtnieger dem Eigenthümer, wel: 
cher die Bauführung auf feine Koften beforgt hat, die Zinfen 
des verwendeten Capitals, und zwar nach Maß der verbefjerten 
Fruchtnießung, zu verguten fehuldig fey. Aus diefer gefeglichen 
Anordnung folgt zwar ganz zweifelöfrey, daß der Fruchtnießer 
nie mehr, alö die Zinfen des verwendeten Gapitald zu vergäten 
fchuldig fey. Daß aber in dem Falle, ald der Werth der ver: 
befjerten Sruchtnießung mehr betragt, als die Zinfen des von 
dem Eigenthümer aubgelegten Gapitald, oder als jener dem Zins 
fenbetrage wenigjtend gleich kömmt, die vollen Zinfen vergütet 
werden müſſen, ergibt ſich aus folgender Betrachtung. Wird 
ein Schade durch Zufall angerichtet, fo hat ihn, nach Vorſchrift 
de3 $. 1311, derjenige zu tragen, in deſſen Vermögen oder Per: 
fon er fich ereignet hat. Iſt nun eine Sache, worauf Einem 
das Eigenthum, einem Anderen aber die Sruchtniegung zufteht, 
durch Zufall befchädiget worden, fo trifft diefer Zufall ſowohl 
den Eigenthümer als den Fruchtnießer; den Eigenthümer, in 
fo fern dadurch die Subftanz der Sache verfhlimmert, den 
Sruchtnießer, in fo fern er dadurch im der früheren Aus— 
übung feined Sruchtgenuffes befchränft wird. Da nun jeder au 
diefen beyden den Schaden in fo weit felbjt zu tragen hat, als 
er ihn. betrifft, fo hat der Fruchtnießer kein Necht, von dem Ei— 
genthümer zu fordern, daß legterer ihm durch einen Beytrag 
feinen Schaden verringere. Diefed würde aber in der That ge= 
ſchehen, wenn der Sruchtnießer im obigen Falle dem Gläubiger 
nicht die vollen Zinfen vergütete. Nehmen wir 5. B. an, es 
werde durch einen Zufall ein zur Fruchtnießung überlaffenes 
Haus in der Art befchädige, daß der Fruchtnießer einige Zim— 
mer, für die er biöher einen reinen Ertrag von jährlihen Gin 
Hundert Gulden bezogen hat, nicht mehr benügen Fan. Der 
Eigenthümer läßt dasfelbe wieder in vorigen Stand herftellen, 
und bedarf dazu eines Capitalanfwandes von Zwey Taufend Gul: 
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den, wovon die jährlichen Intereſſen gleichfall3 Ein Hundert 
Gulden abwerfen. Würde nun der Fruchtnießer, der durch die 
auf diefe Art verbefferte Fruchtniegung wieder die früher bezoge: 
nen Ein Hundert Gulden gewinnt, verweigern, dem Eigenthü— 
mer diefelben zu bezahlen, fo würde er dadurch dem Eigenthü— 
mer aufbürden wollen, auch jenen Schaden theilweife zu vergus 
ten, welchen er, Sruchtnießer, in feinem Vermögen erlitten hat. 
Würde er ihm 3. B., anftatt Gin Hundert, nur achtzig Gulden 
jährlich für die verbefferte Fruchtnießung erfegen, fo würde fich der 
Schade des Sruchtnießerd um zwanzig Gulden vermindern, wel— 
che Verminderung aber dem Eigenthümer zur Laft fiele, da er 
nicht nur dad ausgelegte Capital, fondern auch an den jährlichen 
Intereſſen deöfelben zwanzig Gulden entbehren muß, ohne von 
der Sache einen Nutzen zu beziehen. Wenn dagegen der Werth 
der durch die Bauführung verbefferten Sruchtniefung weniger 
beträgt, als die Zinfen des von dem Eigenthümer ausgelegten 
Capitals, fo darf der Fruchtnieger Tediglich diefen Werth vergü: 
ten. Würde er mehr zu enfrichten angehalten, fo würde ihm 
ein größerer Schade zugehen, als ihm durch Zufall verurfacht 
worden ift. 


0.515, 


Kann oder will der Eigenthümer dazu ih nicht 
verfteben, fo iſt der Fruchtnießer berechtiget, 
entweder den Bau zu führen, und nach geendig: 
ter Fruchtnießung, gleich einem redlichen Belt: 
ser, den Erfaß zu fordern; oder für die durch 
Unterbleibung des Baues vermißte Fruchknie: 
fung eine angemefjene Vergütung zu verlangen, 

4) Der erfte Theil des $. bezieht fih, wie Here Hofrath 

v. Zeiller in feinem Commentare bemerkt, auf den Zall, wo 

die Sapitaldzahlung dem Eigenthümer nur zur Zeit der Baufüh— 

rung, nicht auch nach geendigtem Sruchtgenuffe unmöglich oder 
läſtig fallt, Dann kann der Fruchtnießer den Bau inzwifchen 
auf feine Koften führen, und er vermißt für den daraus ent= 
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fpringenden Vortheil die Zinfen des auögelegten Gapitald. Diefe 
ſchon in dem Zeilferfchen Commentare vorfommende Bemerfung 
fieht auch in voller Harmonie mit dem, was bey Erläuterung 
des vorigen $. Nr. 4, in Betreff der Ausmittelung des Ber: 
hältniffes, nach welchem die Vergütung der Intereſſen zu leiften 
ift, gefagt worden ift. — Würden die Zinfen des zur Herftel- 
lung auögelegten Capital mehr betragen, ald die dadurch ers 
höhte Sruchtniegung, fo könnte der Fruchtnießer deffen ungeach: 
tet Feine Vergütung von dem Eigenthümer der Zinfen halber 
fordern, fondern ed ift Sache desfelben, vor begonnener Baufüh— 
rung zu überlegen, ob ed nicht für ihn vortheilhafter fey, von 
dem am ©chluffe des gegenwärtigen $. ihm eingeräumten Rechte 
Gebrauch zu machen, und die Bauführung gänzlich zu unterlaffen. 

2) Nach geendetem Sruchtgenuffe Fann der Fruchtnießer den 
Erſatz des Aufwandes, gleich einem redlichen Befiger, von dem 
Eigenthümer fordern. Gr kann fohin in dem Falle, als die 
Subftanz der Sache nicht in dem Maße verbeffert worden ift, 
als die Auslagen des Fruchtnießerd zur Derftellung der Sache 
fich belaufen, nicht die Vergütung der ſämmtlich gehabten Aus— 
lagen, fondern nur jened Detraged fordern, um welchen die 
Sache am Werthe erhöht worden ift ($. 331). Daß indeffen 
der Eigenthümer nicht berechtiget fey, bey der Grfagleiftung 
dadjenige in Abzug zu. bringen, was, der Fruchtnießer an Früch— 
ten gewonnen hat, liegt am Zage; denn hiefür entbehrt der 
letztere die Zinſen des auögelegten Capitals. 

3) Zur Vermeidung der Gefahr, bey dem Baue an Capital 
und Zinſen einzubüßen, biethet das Geſetz dem Fruchtnießer hier 
noch den Ausweg an, die Beſorgung des Baues ebenfalls zu 
unterlaſſen und eine der Vermiſſung des Fruchtgenuſſes ange— 
meſſene Vergütung zu begehren. Allein, worin beſteht hier die 
Angemeſſenheit der Vergütung? Soll der Eigenthümer ver— 
bünden ſeyn, jenen Betrag zu erſetzen, um welchen der Frucht— 
nießer durch die zufällige Beſchädigung der zum Fruchtgenuſſe 
überlaffenen Sache in feinem Fruchtgenuffe verkürzt worden ift? 
— Eine folhe Behauptung ftünde nicht nur mit dem geiftigen 
Sinne der $S. 482 u. 483, fondern felbjt mit dem Elaren Aus: 

Nippel's Commentar Ill, Ib. 45 
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ſpruche des $. 41311, dann auch mit der Anordnung des vorher: 
gehenden $., nach welchem der Fruchtnießer dem Gigenthümer , 
der die Herftellung felbftbeforgt hat, für die dadurch werbefferte 
Sruchtnießung, mit gewiffen Befchränfungen, die Zinfen des aus— 
gelegten Capitals zu vergüten hat, im förmlichen Widerfpruche. 
Sch glaube daher, daß man unter der angemeffenen Ber: 
gutung nur eine folche verftehen Fünne, welche dem reinen 
Nutzen entfpricht, den der Fruchtnießer bezogen haben wür— 
de, wenn der Eigenthümer die Herftellung beforgt hätte. Am 
da5 Gefagte deutlicher zu machen, wenden wir da5 oben $. 514 
“gegebene Beyfpiel auf gegenwärtigen $. an. Kann wohl der 
Fruchtnießer, wenn der Eigenthumer die Herjtellung ded Ge= 
baͤudes nicht beforgt, die vollen Ein Hundert Gulden ald Ver— 
sütung anfprechen ? — Diefe Trage muß nach der obigen Bemer— 
kung offenbar verneinend beantwortet werden, — Wie ift nun aber 
die Vergütung audzumitteln? Es ift durch Sachverftändige zu 
erheben, welcher Kojtenaufwand dazu erforderlich wäre, damit 
die Sache fo hergefiellt werde, daß der Scuchtnießer wieder 
in feinen früheren Genuß eintreten könne. Iſt diefed erhoben, 
fo ift von dem zur Herftellung erforderlichen Capitale der ein— 
jährige Zinfenertrag zu berechnen, und diefer mit dem Betrage, 
um welchen der Sruchinießer an den jährlichen Nugungen zu 
Schaden gefommen ift, zu vergleichen. Ueberſteigt erfterer den 
legteren, oder kömmt er diefem gleich, fo kann der Sruchtnießer 
Feine Vergütung fordern, indem er für den Fall, als der Eigen— 
thümer die Bauführung wirklich unternommen, ebenfalld Feinen 
Nugen bezogen hätte, weil er dem Cigenthiimer eben fo viel 
en Zinfen hätte erfegen müffen, ald dadurch fein Fruchtgenuß 
erhöht worden wäre. Fällt aber der Zinfenbetrag geringer aus, 
vie wenn in dem gegebenen DBenfpiele der Capitalsaufwand nur 
Ein Zaufend Gulden, und daher der jährliche Zinfenbetrag nur 
fünfsig Gulden ausmachte, fo muß der Eigenthümer den Neft, 
bier alfo fünfzig Gulden, vergüten. 

4) Aus der Anordnung diefes J. gehet nun hervor, daß 
der Eigenthümer eigentlich verpflichtet fey, die Herſtellung zu 
beforgen, denn wenn man diefe Verpflichtung des Eigenthümers 
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nicht annimmt, fo könnte auch von dieſer Vergütung Feine Rede 
feyn. Die Aufbürdung diefer Verpflichtung ift aber eine Eleine 
Abweichung von dem im $. 482 aufgeftellten Grundfage, nad. 
- welchem det Befiger der dienjtbaren Sache nicht verbunden iſt, 
zu Gunften des Gervitutöberechtigten etwas zu unfernehmen, 
und daher auch letzterem für die Unterlaffung einer Unterneh— 
mung nicht verantwortlich feyn kann. Allein fchon der $. 482 
fpricht diefen Grundfag bloß als Negel aus, und hat dadurch 
eben für Ausnahmöfälle einen Pla geöffnet. Der gegenwär— 
tige Ausnahmsfall ift allerdings in der Bilfigkeit gegründet, weil 
dem Gigenthümer mehr ald dem Fruchtnießer an der Herftels 
lung der Sache gelegen feyn muß, indem er auch im Allgemeiz 
nen eher in Stand gefest ift, den Aufwand zu beftreiten, da 
nöthigen Salld die dienftbare Sache zur Aufnahme eines Dar— 
feihend ald Hypothek beftellt werden Fann, während das Recht 
des Sruchtnießerd dazu nicht hinreichend wäre. Aus diefem folgt 
aber auch, daß, wenn durch die vernachläffigte Herftellung des 
zu Grunde gegangenen Gebäudes in der Folge dem Gebäude 
ein neuer Schade zuginge, und der Sruchtnießer in Folge des— 
felben einen neuen Theil der Fruchtnießung entbehren müßte, 
ihm der Eigenthümer den Werth des entbehrten Theiles derfels 
ben vollftändig zu erfegen verbunden wäre. - 

d 510; 
Bau ührungen, welche nicht nothwendig, obgleich 
zur Bermehrung des Ertrages gedeihlich find, 
ift der Fruchtnießer nicht verbunden, obne voll: 
ftändige Entſchädigung zu geftatten, 

4) Will der, Eigenthümer Bauführungen bloß zur Wer 
fhanerung, oder auch zur Vermehrung des Ertrages vornehmen, 
und wird dadurch dem Fruchtnießer der Genuß ganz oder theile 
weiſe für immer, oder auch nur für einige Zeit entzogen, fo 
hat. er fih mit dem Fruchtnießer dieſerwegen in dad Cinverneh: 
men zu feßen, und ſich dießfalls mit ihm abzufinden. Denn es 
liegt. fehon in der Natur einer Servitut, daß der Eigenthümer 

43.” 


676 186 


der dienſtbaren Sache nichts unternehmen dürfe, was den Be— 
rechtigten in der Ausübung ſeines Rechtes hemmet. Da indeſſen 
Servituten nicht erweitert werden dürfen, ſondern vielmehr, 
in ſo weit es ihre Natur und der Zweck der Beſtellung geſtat— 
tet, eingeſchränkt werden müſſen ($. 484), fo wird von dem 
Geſetze hier dem- Eigenthümer dad Necht zuerkannt, folhe Baus 
führungen auch gegen den Willen de5 Fruchtnießers zu unternehs 
men, jedoch gegen dem, daß er den legteren vollftändig das 
fur entſchädige. 

2) Indeffen ift ed Flar, daß von einer Entfchädigung nur 
dann eine Nede feyn könne, wenn der Sruchtnieger dadurch wirke 
lich einen Nachtheil Teidet. Was ift nun in dem Zalle Rech— 
tend, wenn die von Geite des Eigenthimers unternommene 
Bauführung dem Fruchtnieger felbft Vortheile gewähret, indem 
dadurch fein Genuß erhöhet wird? — Daß der Eigenthumer 
den Sruchtnießer für die Zeit des entbehrten Sruchtgenuffes volle 
kommen entfchadigen müffe, und dasjenige nicht in Abrechnung 
bringen Fünne, um was der Sruchtnießer in der Folge dadurch 
gewinnt, Scheint zweifellos. Denn angenommen, daß der letztere 
dem Eigenthumer in Anſehung des verbefferten Fruchtgenuffes 
zu einem Koftenbeytrage verbunden fey, fo find beyde Forderun: 
gen nicht gleich fallig, da fich der Gewinn erſt fpäter ergibt, in: 
dem der Sruchtnießer bereitd durch die gänzliche oder theilweife 
Entbehrung des Fruchtgenuffes befchädigt iftz und zwifchen einer 
fälligen und nicht fälligen Forderung findet eine Compenfation 
nicht Platz ($. 1438). — Kann aber der Eigenthümer in der Fol- 
ge für den, durch feinen Aufwand dem Fruchtnießer felbft, durch 
Vermehrung feiner Sruchtnießung, verfchafften Vortheil feinen 
Erfaß anſprechen? — Da dad Gefeß hievon Feine Erwähnung 
macht, während e5 doch in dem gleich folgenden 9. ansdrücklich 
davon redet, was in dem Falle Nechtens fen, wenn der Frucht: 
nießer ohne Ginwilligung des Eigenthümers zur Vermehrung 
fortdauernder Nugungen einen Aufwand macht, fo fiheint aller 
dings der Sruchtnießer für Eeinen Fall zu einem Koftenbeytrage 
verhalten werden zu können, wenn aud) deſſen Ertrag vermehrt 
werden folfte. 
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a) In Hinfiht der Meliorationskoften. 


Was der Aruchtnießer ohne Einwilligung des Ei- 
genthümers zur Bermehrung fortdauernder Nu— 
kungen verwendet hat, kann er zurüdnchmen; 
eine Bergütung der aus der Verbefferung noch 
beftehenden Nußungen aber kann er nur fordern, 
in fo fern fie ein Gefchäftsführer ohne Auftrag 
zu fordern berechtiget ift, 

4) Der Sruchtnieger hat ohne Zweifel das Necht, die Sub: 
ftanz der nußnieglichen Sache, zur Erzielung eines höheren Er: 
trages, zu verbejfern. Jedoch darf er dabey in die Nechte des 
Gigenthümers, mit der Subftanz der Sache feiner Zeit nad) 
Belieben zu verfügen, nicht eingreifen. Da es bey Beur— 
theilung- eines Vortheiles fehr viel auf die Verfchiedenheit der 
menfchlichen Neigungen und Zwede ankömmt, fo ift es ganz ge: 
wiß, daß nicht jede, dem Fruchtnießer nüßliche Anlage und Ber: 
befferung der Sache, auch dem Eigenthümer einen Vortheil ge: 
währet; ja, es Fann dad, was für den Einen vortheilhaft ift, für 
den Andern fogar nachtheilig feyn, Es entfteht daher die Frage, 
welche Verbefferungen der Sruchtnieger ohne Ginwilligung des 
Eigenthümerd vornehmen dürfe, und bey welchen er diefe Ein— 
willigung von ihm einzuhohlen habe 2 

2) Bey Beantwortung diefer Trage muß man vorerjt be— 
wegliche Sachen von unbeweglichen unterfcheiden. Iſt die zur 
Fruchtnießung überlaffene Sache eine bewegliche, fo muß fie der 
Fruchtnießer Iaffen, wie fie iſt, und darf fie nur in fo weit ver: 
vollfommnen, ald deren Art und urfprüngliche Beftimmung da: 
durch nicht verändert wird. So z. B. darf der Sruchtnießer 
dad ihm zum Gebrauch übergebene Neitpferd von einem Bereiter 
dreffiren laffen, aber er darf dasfelbe Feineswegs dahin abrichten 
laffen, daß ed auch zu einem Wagenpferde gebraucht werden 
fünne, obfchon ihm diefer Gebrauch viel vortheilhafter wäre, 
als wenn es ald eigentliche Neitpferd ausgebildet wird. 


678 19647.1 

3) Iſt die nutznießliche Sache eine unbewegliche, fo kann 
man, in Uebereinſtimmung mit dem römiſchen Nechte, zwiſchen 
Landgütern und Gebäuden unterfcheiden. Was a) die Landgüter 
anbelangt, fo ſteht dem Fruchtrießer gleichfall5 Feine folche Ver: 
änderung frey, wodurch das Gut zu einer ganz anderen Art von 
Grundſtücken, ald zu der es biöher gehört hat, umgefchaffen 
würde; 3. DB. er darf die Wiefe nicht in einen Acer, oder den 
Acker in ein Wiefe verwandeln. Iſt das Landgut Tediglich zur 
Gewinnung von Cinfünften beftimmt, fo ift dem Fruchtnießer 
erlaubt, manche, wenn gleich nüßliche Unfagen, in andere um: 
ufchaffen, in fo fern nur die Einfünfte ded Gutes wirklich vers 
mehret werden, und auch in fonftiger Hinſicht, z. B. in Bezie— 
hung auf die ganze Bewirthſchaftung des Gutes, für den Pros 
prietar Fein Nachtheil aus diefer Veränderung entfteht '). b) Bey 
Gebäuden befihränfen fich die Befugniffe des Nutznießers auf 
ein bloße Erhalten deffen, was einmahl: vorhanden ift. Neue: 
sungen darf er nicht vornehmen, wenn auch dad Gebäude dadurch 
verbeffert würde; nur allenfalls Verzierungen, die immer wies 
der weggenommen merden Fonnen, und nicht Theile des Gebäu: 
des ſelbſt werden, darf er anbringen. — Der Grund des Uns 
terfchieded Liest, meines Erachtens, darin: Bey einem Landgute, 
da5 lediglich zur Gewinnung von Ginkünften beftimmt it, er: 
fiheinen die einzelnen Theile: desfelben allein als Mittel zur 
Erzielung dieſes Gewinned, und nur diefer ift es, welcher fo= 
wohl von dem Eigenthümer ald dem Fruchtnießer bezielet wird. 
Hier haben alfo Eigenthümer und Fruchtnießer ein. ganz gleiches 
Intereſſe. Nicht fo ift es bey Gebäuden; denn eine Einrich— 
tung oder Veränderung in den innerlichen Beftandtheilen, wel— 
che dem Fruchtnießer Vortheile verfchafft, Fann gerade dem 
Zwecke, den fich der Eigenthümer vorgefegt hat, zum Abbruche 
gereichen. Will der Fruchtnießer neue Einrichtungen im Innern 
des Hauſes treffen, fo iſt es zweifelhaft, ob fie gerade den Fa— 
milienz und fonftigen Berpältniffen ded Proprietard angemefjen 


1) Siehe Stift ana. D. ©. 238 — 239. Ich glaube, dasjenige, was das römiſche 


echt hier ausdrüdlich enthält, auch auf Das öfterreichifche Recht anwenden 
zu Dürfen, weil beyde Gefesgebungen von gleichen Srundfägen ausgehen. 
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ſind. Der Fruchtnießer will vielleicht das Zinſenertägniß durch 
Vervielfältigung der Wohnungen vermehten; der Eigenthümer 
ſcheuet aber den Zuſammenfluß von Zinsparteyen, und hat viels 
mehr im Sinne, entgegengefeßt die bereitd beftehenden Wohnun- 
gen in eine einzige große Wohnung umzugeftalten. Der Srucht: 
nießer will durch Vergrößerung des Haufed dad Zinfenerträgniß 
erhöhen; allein der Eigenthümer hat im Sinne, ein Magazins: 
gebäude an dad Haus anbauen zu laffen u. ſ. w. | 

4) Hat nun der Sruchtnießer einen Nufwand gemacht, wor— 
aus aucd der Eigenthümer bey Rückſtellung der nutznießlichen 
Sache einen Nugen ziehet, fo kann er, in fo fern er dazu 
die Cinwilligung des Eigenthümers nicht eingehohlet hat, und 
die Verbefferung in einer Sache befteht, die fi) von der Haupt: 
ſache wieder abfondern läßt, felbe als fein Eigenthum zurück— 
nehmen. Läßt ſich aber die Verbefferung nicht abfondern, fo 
kann er nur in fo mweit auf einen Erſatz Unfpruch machen, als 
der Gefchäftsführer ohne Auftrag hierzu berechtiget ift. Es wä— 
ven fich daher hier die 9$. 1037 — 1040 vor Augen zu halten. 
Hat der Fruchtnieger mit der fruchtnießlichen Sache Verände— 
rungen vorgenommen, zu denen er, vermöge obigen Grundſätzen, 
nicht befugt war, und welche die von dem Gigenthümer beab— 
fihtigte Benützung hinderte, fo hat er diefelbe ohne Zweifel in 
den vorigen Stand wieder herzuftellen, oder fie wenigftend in der 
Art herftellen zu Taffen, daß der Eigenthümer die Sache zu dem 
beabfichtigten Zwecke wieder benügen fann, So hätte er 5. B. 
in dem Falle, ald er einen Saal untermauern und in Eleinere 
Wohnungsbeſtandtheile umändern ließ, auf Verlangen des Giz 
genthümers den Saal wieder, wie früher, herrichten zu laſſen. 


I, 518, 
Beweismittel darüber. 
gur Erleichterung des Beweifes der gegenfeitigen 
Forderungen, follen der Eigenthümer und der 
Fruchtnießer eine beglaubigte Befchreibung aller 
dienjtbaren Sachen aufnehmen Yaffen, Sit ſie 
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unterlaffen worden, fo wird vermuthet, daß der 
Fruchtnießer die Eache, fammt allen zur erdent: 
lichen Benützung derfelben erforderlichen Stü— 
cken, im brauchbaren Zuſtande von mittlerer Be— 
ſchaffenheit erhalten habe. 


1) Aus der Fruchtnießung, vorzüglich einer unbeweglichen 
Sache, entipringen, wie Herr Hofrath v. Zeiller bemerkt, wech: 
felfeitige «Forderungen de5 Gigenthümerd und des. Fruchtnießers. 
Die erfteren gehen dahin, daß die Sache fammt Zugehör, fo 
weit e5 die ordentliche Benützung geftattet, in dem vorigen Zus 
ftande (bey verbrauchbaren Gegenftäanden im Werthe, $. 510) 
zurücgeftellt ; die legteren, daß dem Zruchtnießer alles, was er 
eingebracht oder in das Gut verwendet hat, und in Natur zus 
rücknehmen Fann, fo wie auch das, was er ald ein Gefchäftsfühs 
rer an Koften zu verlangen berechtiget ift (9S. 515 u. 517), ges 
feiftet werde, 

2) Beyde Forderungen beruhen auf Thatfachen, die nach 
einem längeren Zeitraume fihwer zu erheben und zu beweifen 
find. Darum weifet da3 Gefeß hier beyde an, eine Befchreis 
bung aller dienftbaren Sachen in der Art aufnehmen zu laffen, 
daß felbe feiner Zeit ſowohl für den Einen ald für den Anderen 
al5 eine vollen Beweis machende Urkunde gebraucht werden 
könne. Es bat daher fowohl der Eigenthümer ald der Frucht: 
nießer das Recht, auf die Errichtung einer folchen Urkunde zu 
dringen, und nöthigen Falls auch die gerichtliche Intervention 
dazu zu erwirfen, - Der Zwei derfelben ift, den Gegenftand der 
Hauptfache und Pertinenzftücke, dann ihre Güte und Befchaffen: 
heit genau darzuftellen, damit bey beendeter Fruchtniegung der 
dortige Stand mit dem urfprünglichen verglichen werden Fonne, 
woraus dann hervorgehet, ob der Sruchtnießer fich al3 ein gu— 
ter Haushälter benommen (9. 513), und wad er efwa aus eige— 
nem Vermögen zur dienftbaren Sache gebracht, oder in diefelbe 
verwendet hat, Zur Beurtheilung der Befcharfenheit der Sache 
wird auch größtentheild die Beyziehung von Gachverftändigen 
nöthig ſeyn. Es ift räthlich, wenn dabey auch zugleicy der Werth 
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der einzelnen Sachen erhoben und audgefeßt wird. Die Koften 
der Befchreibung find, da fie beyden Theilen zum Vortheile ge: 
reichen, zu gleichen Theilen zu tragen; dagegen wird die hier— 
über errichtet werdende Urkunde auch ein Gigenthum beyder 
Theile werden, in fo fern fie ohne gerichtliche Intervenirung 
aufgenommen wird. Iſt aber das Ießtere der Fall, fo Fümmt 
natürlich die errichtete Urkunde als ein gerichtliched® Inſtrument 
zu den Gerichtöacten, und den Partenen werden auf Verlangen 
einfache oder beglaubigte Abfchriften davon erfolgt, kömmt aber 
diefe Befchreibung bloß außergerichtlich zu Stande, fo können 
zwey gleichlautende Eremplare errichtet, und Jedem eines einge: 
handiget werden. Wird aber nur ein Document errichtet, fo 
hat Feine der Parteyen einen vorzüglichen Anfpruch hierauf, und 
fohin hat Jeder dad Recht, auf gerichtliche Depofitirung desſel— 
ben zu dringen. 

3) Wird die Befchreibung unterlaffen, fo tritt die Vermu— 
thung ein, daß die Sache mit den ordentlichen, gewöhnlichen 
Pertinenzſtücken (FJ. 294 — 297), und die Hauptfache ſſelbſt 
fo wie die Nebenfachen im brauchbaren Zuftande, und 
in mittlerer, fohin weder von der beften, noch von der fchlech- 
teften Befchaffenheit übergeben worden feyen. Diefe Vermuthung 
tritt ohne Zweifel auch in dem Falle ein, wenn die errichtete 
Beſchreibung durch einen Zufall in Berluft gerathen wäre. Daß 
übrigens diefe Vermuthung durch Gegenbeweife entkräftet wer: 
den könne, bedarf Feiner Erwähnung. Wäre hingegen die Ur— 
Funde durch Verfchulden eines Theiles in Verluſt gerathen, und 
Eönnte der Inhalt derfelben von keinem Theile auf eine andere 
Art erprobt werden, fo ift dem anderen Theile geftattet, denfel: 
ben zu befchwören ($. 130 der ©. D.). 


§. 519, 
Zutheilung der Nugungen bey Erlöfhung der Fruchtniefung. 
Nach geendigter Fruchtnteßung gebören die noch 
ftehenden Früchte dem Eigenthümer; doch muß 
er die auf deren Erzielung verwendeten Koften 
dem Sruchtnießer oder deffen Erben, gleich einem 
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redlichen Befiger, erfegen. Auf andere Nukun: 
gen haben der Fruchtnießer oder deſſen Erben 
den Anfpruch nach Maß der Dauer der Frucht— 
nießung, 

4) Nach beendeter Fruchtnießung fragt es fi) auch, was 
in Anfehung der aus der Sache bisher gezogenen, oder erjt zu 
ziehenden Früchte (in der „weiteren Bedeutung) Rechtens fey. 
Das Geſetz unterfiheidet nun hier zwifchen Früchten, im engeren 
Sinne des Wortes (fructus naturales), und den andermweitigen 
Nutzungen (fructus civiles), und verfügt, daß die zur Zeit der 
beendeten Fruchtnießung noch ftehenden Früchte, ohne Unterfchied, 
ob fie bereitö häften abgefondert werden Eönnen oder nicht, dem 
Eigenthümer de5 Grundes gehören, weil fie ald ein Theil oder 
Zuwachs deöfelben zu betrachten find. Dagegen fallen die bes 
reits abgefonderten, obgleich noch nicht eingebrachten Früchte 
(wie 3. B. dad auf dem Felde liegende Getreide oder Heu, oder 
daB im Walde bereits gefällte Holz) dem Fruchtnießer oder deſ— 
fen Erben zu. Hiervon machen jedoch jene bereit abaefonder: 
ten Früchte eine Ausnahme, welche zur Fortſetzung des ordent— 
lichen Wirthfchaftöbetriebes erforderlich find, inden felbe als ein 
Zugehör der Sache felbft angefehen werden (F. 296). Do 
bat im erſten Falle der Fruchtnießer oder deſſen Erben gleic) 
einem redlichen Befißer ($. 337) dad Net, die auf Erzielung 
der noch ftehenden Früchte verwendeten Koften in fo weit anzu: 
fprechen, als felbe den Werth derfelben nicht überjteigen. 

2) Was die übrigen Nutzungen anbelangt, fo muß man 
die bereitd verfallenen von den noch nicht verfallenen unterfchei: 
den. Die. bereit5 verfallenen gehören dem Fruchtnießer oder def: 
fen Erben; die noch nicht verfalfenen werden aber zwifchen dem 
Sruchtnießer und Eigenthumer, nach Maß der Dauer der Frucht: 
nießung, getheilt. Das Gefeg macht zwar ausdrüdlich Eeinen 
Unterfcehied zwifchen verfallenen und nicht verfallenen Nutzun— 
genz allein diefer Unterfchied liegt in der Natur der Sache, in: 
dem fonjt der Gefeggeber den Zeitpunct hatte feſtſetzen müſſen, 
von welchem an die Berechnung des legten Jahres anzufangen 
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habe, wie es 3. B. bey Bertheilung der Intercalar-Einkünfte 
einer geiftlichen Pfrunde der Fall if. Da num aber diefes hier 
nicht gefchehen ift, fo kann Fein anderer Zeitpunct, ald der des 
Verfalls der Nutzungen angenommen werden, von welchem an 
die Berechnung zu pflegen ift. Setzen wir 3. B., die Frucht: 
niegung ende fich mit erftem Juny. Nun find einige Nußungen 
mit erſtem Februar, die andern mit erftem May verfallen, andere 
verfallen erft mit erftem September. In diefem Sale wird in 
Bezug auf die erfteren der Sruchtnießer alle bereits verfallenen, 
und von den noch nicht verfallenen , in Beziehung auf die zwey— 
ten, nebft den bereits verfallenen, von den noch nicht verfalles 
nen 5, und von den leßteren die bereit im verfloffenen Jahre 
verfallenen,_ und nebit diefen % der noch nicht verfallenen beziehen. 
3) Dad von diefen Nutzungen Gefagte befchränft fich fe: 

doc) nur auf die beftändigen Grträgniffe, welche zu beftimmten 
Zeiten verfallen, und Fann auf unfichere Gefälle, die nur erſt 
für Fünftig einfretende Greignungen und Handlungen eingehen 
ſollen, nicht audgedehnt werden. Die erichtötaren, Mortuas 
rien und Laudemien, die gleichfalls unter die Nutzungen eines 
Dominiumd gehören, find darunter nicht begriffen. Die Ge: 
tichlötaren werden für die von Seite ded ©erichted vorgenom: 
menen Umtöhandlungen enkrichtet, und es kömmt ſohin Lediglich 
darauf an, in welcher Zeitperiode diefe Amtshandfungen vorges 
fallen find. Sind felbe noch zur Zeit der beftellten Fruchtnies 
ßung vorgenommen worden, fo gehören fie dem Fruchtnießer, 
außer diefem aber dem Gigenthümer. Bey den Mortuarien 
kömmt es darauf an, ob fi) der Zodfall des Qurisdictionshols 
den noch während der Sruchtnießung des Dominiums, oder erft 
nach der Hand ereignet habe, im erjten Falle gehören fie ganz 
demjenigen, dem die Zruchtnießung gebührte, im zweyten dem 
Gigenthümer, Ebenfo hat dad Laudemium entweder der Frucht: 
nießer, oder der Eigenthümer ganz zu beziehen, je nachdem fih 
nähmlich der Veränderungsfall während der Zeit der Fruchtnies 
pung, oder nachher ereignet hatz nur iſt es hier zweifelhaft, ob 
in dem Falle, als der Contract, in Folge deffen die Eigenthums— 
Veränderung vor ſich gegangen, noch während der Zeit der 
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Sruchtnießung abgefchloffen worden, die grundbüchliche Umſchrei— 
bung aber erjt in der Folge, nach geendetem Sruchtgenuffe, vor 
fih gegangen ift, der Bezug deöfelben dem Fruchtnießer oder 
dem Eigenthümer zufalle. Da die Nechte der Herrfchaften auf 
den Bezug diefer Gefälle verfchieden find, fo muß dieſe Frage 
von Fall zu Fall nach der in den verfchiedenen Provinzen be: 
fiehenden Unterthandverfaffung, und den dießfalls beftehenden 
politifchen Vorfchriften entfchieden werden. 


0. 520. 


Sn wie fern der Sebraucsberechtigte oder der Fruchtnieger zur Sicher: 
ſtellung verbunden fey. | 


Sn der Regel kann der Eigenthümer von dem Ge: 
brauchsberechtigten oder Fruchtnießer nur bey 
einer ſich Außernden Gefahr die Sicherftellung 
der Subſtanz verlangen, Wird fie nicht gelei- 
itet, fo fol die Sache entweder dem Eigenthüs 
mer gegen eine billige Abfindung überlaffen, 
oder nach Umftänden in gerichtliche Verwaltung 
gegeben werden, 

4) Nach) dem gemeinen Rechte muß der rFuchtnießer Cau— 
tion leiften, daß er die Sache als ein guter Haushälter gebrau= 
chen, und nach Erlöfchung feines Nechtes gehörig zurückſtellen 
wolle; und diefe Verpflichtung ift fo feft gegründet, dag felbjt 
die Verfügung ded Teſtirers bey einem im Zeftament confti= 
tuirten Nießbrauche, der Sruchtnießer folle Feine Caution leiften 
dürfen, Eeine verbindliche Kraft hat '). Allein in Erwägung, 
daß dad Gefeg in vielen anderen Fällen, wo Jemanden eine 
Gabe, 3. B. durch Hinterlegung, Vermiethung, Verpackung 
u. dgl., anvertraut wird, auf Eeine Caution dringet, und die 
Fruchtnießung gewöhnlich minder vermögenden Perfonen verwils 
liget wird, denen die Gautionäleiftung fehr fehwer fallt, und 
dem Befteller ohnehin frey fteht, die Caution ausdrücklich zu bes 


4) Glück Erläuterungen, 9 B,, ©: 475 — 376, 
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dingen, fo ift die nfterreichifche Geſetzgebung, in Conformität mit 
der preußifchen, von diefer Vorfehrift des römifchen Rechtes ab— 
gewichen, und hat in diefem $. angeordnet, daß der Eigenthüs 
mer der Regel nad) von dem Gebrauchöberechtigten oder Frucht— 
nießer eine Sicherftellung nicht verlangen Fünne. Hierzu kömmt 
noch, daß durch das Inſtitut der öffentlichen Bucher der Eigen: 
thümer der zur Sruchtnießung überlaffenen unbeweglichen Sache 
ohnehin gegen eine Veräußerungsgefahr ficher geftellt ift. 

2) Eine Ausnahme von obiger Negel begründet fürs erfte 
ganz natürlich der Sal, wenn die Gautionsleiftung von dem 
Befteller ausdrücklich bedungen wurde, und auf diefe Ausnahme 
fcheint auch der gegenwärtige $. durch die Eingangsworte hinzu— 
deuten; die andere Ausnahme ift im $. felbft enthalten, wenn 
fi) nähmlich eine Gefahr äußert, daß der Fruchtnießer die Sa— 
che veräußern, oder wenigjtend deterioriren werde, welches erſte— 
re aber nur, wie bereit indirecte erwähnt worden ift, bey be: 
weglichen Sachen vorfommen kann. Diefe Gefahr kann fich 
theild aus Handlungen des Fruchtnießers, theild auch aus ande: 
ren DVerhältniffen und Umftänden ergeben, wenn 5. B. der 
Fruchtnießer einer beweglichen Sache verfchuldet ift, in welchen 
alle der Eigenthümer Gefahr läuft, daß die nutznießliche Sa— 
che von den Gläubigern in Erecution gezogen wird. Die Arten 
der Sicherftellung fommen $. 1343 vor. 

3) Kann oder will der. Sruchtnieger oder Gebrauchöberech- 
tigte die mit Recht verlangte Sicherftellung nicht Teiften, und 
koönnen fich die Parteyen über die Art der Abhülfe nicht ver: 
einigen, fo muß der Richter entfcheiden,, ob die Sache dem Ei: 
genthümer gegen eine jährliche, eben von dem Nichter zu be— 
ftimmende billige Vergütung für den entbehrten Fruchtgenuß 
überlaffen, oder ob felbe, wenn fie unbeweglich ift, in Seque— 
ftration gezogen, oder zum Vortheile des Fruchtnießers an eine 
Perfon, welche mit ihrem Vermögen Sicherjtellung zu leijten 
im Stande ift, vermiethet oder verpachtet, oder eine bewegliche 
Sache in gerichtliche Verwahrung gegeben werden folle. Diefes 
Yegtere Fann natürlich nur in dem Falle eintreten, wenn die 
gerichtliche Depofitirung der Hauptſache den Fruchtnieger nicht 
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hindert, die Nußungen zu beziehen, welches 3. B. bey einer Pris 
vat= oder Dffentlichen Schuldverfchreibung der Fall ift. Der 
Richter hat hierbey, nebft der Sicherftellung des Eigenthümers, 
vorzüglich den wirklichen oder eingebildeten Vortheil des Frucht: 
nießers zu berückfichtigen, fo, daß bey erzweckter Sicherheit vor: 
züglich der Wunſch des Fruchtnießers ſich vor Augen gehalten 
werden muß; 


d. 524, 

Dienftbarkeit der Wohnung. 
Die Servitut der Mohnung it das Recht, die be⸗ 
wohnbaren Theile eines Hanfes zu feinem Be: 
Dürfniffe zu benügen, Sie ift alfo eine Servi- 
tut des Gebrauhes von dem Wohngebäude, 
erden aber Semanden alle bewohnbaren Thei— 
le des Haufes, mit Schonung der Subftanz, 
ohne Einfchränkung zu genießen überlaffen, fo 
ift es eine Fruchtnießung des Wohngebäudes, 
Hiernach find die oben angegebenen Vorſchriften 
auf das rechtliche Verhältniß zwifchen dem Bes 

rechtigten und dem Eigenthümer anzuwenden, 

1) Die Servitut der Wohnung unterfcheidet ſich, wie bes 
reits Herr Hofrath v. Zeiller bemerkt hat, von den anderen 
zwey Arten der Gervituten, daß erftere nur die bewohnbaren 
Theile eined Haufe, letztere aber verfchiedene, theils bewegliche, 
theild unbewegliche Sachen -zum Gegenjtande haben können. 
Wird z. B. Semanden der Gebraudy oder die Fruchtnießung 
eines Hanfes verftattet, fo darf er alle Theile desſelben, folgs 
lich auch Gewölbe, Keller und Stellungen benügen; wird ihm 
dagegen, in Anfehung des nähmlichen. Haufed, die Servitut der 
Wohnung eingeräumt, fo hat er nur Anfpruch auf diefenigen 
Theile desfelben, welche zur eigentlichen Wohnung gehören 
Sie hat aber mit diefen beyden ©ervituten die aus der Natur 
. einer Dienftbarfeit hervorgehende Cigenfchaft gemein, dad fie, 
unbefchadet der Subftanz, als ein objectiv dingliches Recht 
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verwilliget ſeyn muß, und bloß in einer Duldung, nicht aber in 
Ausübung einer pofitiven Handlung beftehet. Durch die legten 
zwey Mierkmahle unterfcheidet fich die Servitut der Wohnung 
von der Miethe, wodurch in der Negel nur eine perfönliche 
Forderung, Eein objectiv dingliches Recht gegründet werden fol 
($. 1095). Der Miether hat fohin, wenn ihm die Eintragung 
des Mietheontractes in die Öffentlichen Bücher nicht ausdrücklich 
geftattet ift, oder wenn fich der Vermiether nicht befonders für 
feine Particularz Nachfolger verpflichtet hat, nicht das Recht, 
die Ginverleibung des Miethvertrages zu verlangen, welches 
aber derjenige, dem die Servitut der Wohnung eingeräumt it, 
zu thun befugt ift, und felbft dann, wenn die Einverleibung wirk— 
lich mit Bewilligung des Eigenthümers gefchah, ift die Miethe, 
im Falle einer nothwendigen gerichtlichen Veräußerung, für den 
neuen Käufer wirkungslos (F. 1421). Aus dem legten Unter: 
fcheidungs:Merfmahle ergibt fich die Folge, daß, wenn fich ein 
‘ Dritter, ohne Zuthun des Eigenthümerd, der Wohnung bemäch— 
tiget hätte, der Vermiether allerdings verpflichtet wäre, dem 
Miether den Genug der Wohnung zu verichaffen, da er zur 
Vebergabe derfelben verpflichtet ift; wo hingegen derjenige, wel: 
cher Semanden die Servitut der Wohnung eingeräumt hat, hier— 
zu nicht verhalten werden Fünnte, da er fich, nach der Natur der 
Servitut, nur zur Duldung, und zu Feiner pofitiven Handlung 
verbunden hat. Webrigens kann der Eigenthümer Qemanden 
auch eine Wohnung unentgeldlich verwilfigen, ohne eine ordent— 
liche Servitut, welche als ein objectiv dingliches Necht wirkſam 
feyn foll, zu conftituiren, und e5 fragt ſich demnach, für was 
die Vermuthung flreite, wenn fich der Gigenthümer hierüber 
nicht ausdrücklich erfläret hat? — Ich glaube hier unterfcheiden 
zu müffen, ob die Wohnungsverwilligung in einem Testen Wil: 
Yen, oder in einem Vertrage ertheilt worden fey. Im erften 
Falle ift wohl eine Servitut anzunehmen, da fein Grund vor: 
handen ift, zu vermuthen, daß der Grblaffer dem Erben die 
Befugnig einräumen wollte, durch Veräußerung des Hauſes das 
Necht des Wohnungsberechtigten erlöfchen zu machen; wird fie 
aber in einem DVBertrage eingeräumt, fo iſt anzunehmen, daß ſich 
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der Verfprecher eher die geringere, als die ſchwerere Laft aufles 
gen wollte ($. 915), in welchem Falle daher die Vermuthung 
nur für eine einfache Wohnungsbewilligung ftreitet. 

2) Die Wohnung (ald Hauptfache betrachtet) machen nun 
die bewohnbaren, d. i. diejenigen Theile eined Haufes aus, 
die zum ordentlichen Aufenthalte für den Berechtigten und def: 
fen Familie beftimmt find. Dahin gehören alfo auch die zu 
einer ordentlichen Haushaltung nöthigen Behältniffe und Perti— 
nenzftüde, wie Dachboden, Küche, Keller, in fo weit letztere nur 
zur Einlagerung der für die Bedürfniſſe des Haufes beftimmten 
Getränke, und Feilfchaften gewidmet find, nicht aber audy Bus 
den, Magazine, Scheuern u. dgl. '). 

5) Die Servitut der Wohnung kann auf eine zwenfache 
Weile conftituiret werden; es kann nähmlid blog der Ge— 
brauch der Wohnung verftattet, oder es fünnen Jemanden 
alle bewohnbaren Theile des Haufe, mit Schonung der Sub— 
ftanz, ohne Einfhränfung zu geniegen überlaffen werden. 
Im erfteren Zalle find die Rechte und Pflichten des Servituts— 
berechtigten aus den Borfchriften der SS. 504 — 508 zu ent: 
nehmen. Daher kann 5. B., wie Herr Hofrath v. Zeiller be= 
merkt, der Berechtigte zwar feine Hausgenoffen und Gäſte darin 
aufnehmen, aber da5 Wohngebäude in der Negel weder ganz, 
noch zum Theile vermiethen, noch unentgeldlich Jemanden ande- 
ren überlaffen. Doch diefe Bemerkungen bedürfen, zur Vermei— 
dung eines Mißverftandniffes, noch einiger Zufäge. Es kann 
nähmlicdy die Servitut des Gebrauches der Wohnung, wie oben 
von dem Nechte des Gebrauches überhaupt bemerkt worden ift, 
von dem Berechtigten auch einem Anderen zum Genuffe überlaffen 
werden; jedoch richtet fich diefer Genug immer nur nach den 
Bedürfniffen deöjenigen, dem diefe Servitut eigentlich zufteht. 
Erheifhen z. B. die Bedürfniffe deöjenigen, welchem diefe Ser: 
vitut zugeftanden worden ift, den Gebrauch von fünf Zimmern, 
fo fcheint diefer berechkiget zu feyn, diefe fünf an einen Andern 
zu vermiethen, und fich eine andere, feinen Bedürfniffen mehr 


4) Siehe Zeilfer ſ. 521, Nr. 2- 
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anpaſſende Wohnung zu nehmen. Diefes wäre 3. DB. der Fall, 


wenn. einem Beamten in Wien in einer entlegenen Vorftadt die 
Servitut des Gebrauches der Wohnung zugeftanden wäre, der: 
felbe aber wegen feinen Amtsverhältniffen eine Wohnung in der 
Stadt felbft vorziehet. Hier könnte er, nach meiner Veberzeugung, 
jene Beftandtheile der Wohnung, welche er zu beziehen das Recht 
hätte, wenn er von diefer Servitut in natura Gebrauch machen 
wollte, auch Jemanden vermiethben, und fich dafür eine 
Wohnung in der Stadt nehmen. Sollte ed ſich in der Folge: 
zeit fügen, daß er, wegen Verkleinerung feiner Familie, ſich mit 
einer Wohnung von vier Zimmern begnügen müßte, fo müßte 
auch der Miether der Wohnung eines davon dem Cigenthümer 
wieder abtreten, Mit dem Augenblide, als fich diefed Servi— 
futörecht endet, welches der Negel nad) mit dem Tode des Be: 
techtigten gefchieht, erlifcht auch das Necht ded Miethers, der es 
nur in des Erfteren Nahmen ausübet. 


0. 522, 


Sn jedem Falle behält der Eigenthämer das Recht, 
über alle Theile des Haufes, die nicht zur eis 
gentlichen Wohnung gehören, zu verfügen; auch 
darf ihm die nöthige Aufjiht über fein Haus 
nicht erjchweret werden, 


Werden Jemanden alle bewohnbaren Theile eines Haufes 
ohne Einfchränfung zu genießen überlaffen, fo find die Vorſchrif— 
ten der SS. 509 — 518 hier anzuwenden. Es fteht daher dem 
Berechtigten auch ganz frey, ale Wohnungsbeftandtheile auf 
was immer für eine Art zu benügen, daher auch diefelben ganz 
oder theilweife an Andere zu vermiethen. Jedoch hat auch hier 
der Berechtigte Eein Recht, auf jene Theile ded Haufe Anfpruch 
zu machen, welche zur Wohnung nicht beftimmt find, 3. B. auf 
die in dem Haufe befindlichen, zur Feilhabung von Waaren be: 
fiimmten Gewölber. Diefe bleiben dem Eigenthimer zur Ver: 
fügung überlaffen. Dadurch unterfcheidet fich auch die Servitut 
des Fruchtgenuffes der Wohnung von der Servitut des Frucht: 
genuffes des Haufes felbit. Für keinen Fall aber Fann dem Eis 
genthümer das Necht benommen werden, in dem Haufe öfter 
Nachficht zu pflegen, ob die Mohnumngsbeftandtheile nicht einer 
Reparatur bedürfen; ob nichts Feuergefährliches in dem Haufe 
unfernommen werde; ob ſich nicht. etwa verdächtiges Gefindel 
allda aufhalte, u. ſ. w. 


Nippel's Commentar TIL. Th. 44 
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0. 523. 
Klagerecht in Rückſicht der Servituten. 


In Anfehung der Servituten findet -ein doppeltes 
Klagerecht Statt, Man kann gegen den Eigen 
thümer das Recht der Servitut behaupten, oder 
der Eigenthümer kann fich über die Anmaßung 
einer Servitut befehweren. Sm erjten Falle muß 
der Kläger die Erwerbung ‚der Servitut, oder 
wenigftens den Beſitz derfelben, als eines dinge 
lichen Rechtes, im zweyten Kalle muß er die Anz 
maßung der Servituf in feiner Sache beweifen, 


41) Der erfte Fall de3 Klagerechted fritt ein, wenn Jemand 
behauptet, daß ihm dad Necht einer beftimmten Dienftbarfeit gegen 
den Geflagten zuftehe. Zur deutlicheren Einficht in die Natur dies 
fer Klage, welche im römifchen Nechte actio confessoria genannt 
wird, muß folgende Bemerkung vorausgefchickt werden: Es kann 
Temanden durch Vertrag, legten Willen, richterlichen Ausſpruch 
u. ſ. w. ein Servitutsrecht eingeraumt ſeyn; der hiedurch ver— 
pflichtete Eigenthumer der, Sache aber, an der die Servitut ausge: 
übt werden foll, Eann fich weigern, die Servitut anzuerkennen, 
oder wenigftend die Ausubung derfelben zu geftatten. In diefem 
Falle ftehet dem Berechtigten lediglich ein perlönliched Klagerecht 
gegen den verpflichteten Eigenthümer zu, welche darauf hinaus 
gehet, dag erfannt werde, letzterer ſey die Servitut anzuerfen- 
nen, und in Folge diefer Anerkennung die Ausübung derfelben 
fowohl, ald die Einverleibung in das drfentlihe Buch zu ge— 
ftatten fehuldig, wenn nähmlidy der Gegenftand der Servi— 
tut eine unbemegliche Sache ift, und die Beftellungdurfunde nicht 
ohnehin mit jenen Eigenfchaften verfehen ift, welche für intabu= 
lationdfähige Urkunden vorgefchrieben find. Der Berechtigte 
Fann in diefem Falle die Beftellungsurfunde pränotiren laſſen, 
und die Pränotirung durch die Klage rechtfertigen, weil demfelben 
ein feiner Natur nach dingliches Necht eingeräumt ift, welches er 
durch die Cinverleibung in Wirkſamkeit fest. Von einer folchen 
Klage, die dem Berechtigten bloß gegen den Befteller der Servi— 
tut oder deffen Erben oder Legator zufteht, ift hier nicht die Rede, 
fondern von der aus dem dinglichen Nechte der Servitut ent- 
fpringenden Klage, die dem Kläger genen jeden Beliger der Sache, 
auf welche die Dienftbarkeit conftituirt ift, zufdmmt. 

9) Derjenige, der diefe Klage anftrenget, muß daher er= 
weifen, daß ihm das dingliche Necht der Dienftbarfeit auf die 
Sache, in deren Befige fich der Geklagte befindet, zuftehe, oder, 
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daß er fich wenigftend im Befige diefer beftimmten Dienftbarkeit 
befinde. Aus diefem folgt, daß diefe Klage ſowohl in posses- 
sorio, ald in petitorio angebracht werden könne. Wird fie in 
possessorio angeftrengt, fo genügt, wenn fich, in fo fern die 
Dienftbarfeit eine unbeweglihe Sache betrifft, der Kläger mit 
einem Grundbuchsauszuge ausweifet, daß diefe Dienjtbarkeit 
wirklich als Laft derfelben eingetragen fey. Man kann zwar 
auc) auf eine andere Art in den Befiß eines Servituts-, als 
eines feiner Natur nach dinglichen Rechtes fommen (N. 313), 
wenn 3. DB. der Nachbar mir dad FSahren über feine Wieſe 
bereit5 geftattet, oder wenn — da er auf ſein Haus noch ein 
Stockwerk bauen wollte, dieſen Bau auf mein Verboth wieder 
unterlaffen hat. Allein, obfchen ich hier in den Bejig eines ſei— 
ner Natur nad) dinglichen Rechtes gekommen bin, fo bin ich deſ— 
fen ungeachtet nur im Befige eines feiner Wirkung nad) perſön— 
lichen Rechtes; die Klage, die mir daher aus diefem Beſitze zuſte— 
het, ift fohin nur eine perfonliche, die gegen Eeinen Anderen, als 
dentenigen, der mir dad Fahren geftattet, und den Bau unterlaffen 
hat, angejtrengt werden kann. — Der Geflagte fcheint ich aber 
gegen diefe pofleilorifche Klage dadurch ſchützen zu können, daß er 
erweifet, der Kläger fey auf eine der im $. 351 beftimmten Art 
wieder aus dem. Befiße des Servitutsrechtes gefegt worden, in 
welchem Falle Kläger gezwungen würde, mit der petitorifchen 
Klage aufzutreten. Segen wir den Sal: Es ſey das Recht des 
Klägerd, über die Wiefe feines Nachbard zu fahren, in dem 
Grundbuche des Teßteren eingetragen; der Nachbar hätte ihm 
aber diefe Fahrt ſchon einige Miahle verweigert, und Kläger 
hatte es dabey bewenden laſſen, und die Erhaltung des Beſitzes 
nicht fogleich eingeflagt. Dover ed wäre auf dem Grundſtücke 
des Nachbard die Servitut eingetragen, daß er dem nachbarlichen 
Haufe die Ausficht wicht benehme;- erfterer hätte jedoch vor den 
Senftern feines Nachbard Baume gepflanzt, und der Servituts— 
bereiptigte hätte felbe beranwachien laſſen, ohne dagegen eine 
Einfprache zu thun. An dielen Fallen ift der Klager aus dem 
Defige feines Nechtes, zu fahren, oder fich die Ausficht nicht 
benehmen zu laffen, gefommen, und er müßte fohin mit der 
petitorifchen Klage auftreten. Wurde aber das herrfihende Grund: 
ſtück in der Zwifchenzeit verkauft, fo wirde der neue Eigenthü— 
mer mit der bücherlichen Anfchreibung auch in den Beſitz derfe: 
nigen Nechte eintreten, welche aus den öffentlichen Büchern er: 
feben werden können; er könnte alfo auch fogleih, als er das 
Haus antritt, und gewahr wird, daß ibm durch dad Pflanzen 
der Bäume die Ausficht benommen it, im poſſeſſoriſchen Wege 
die Wegräumung diefer Baume verlangen, oder, im Kalle ibm 
dad Fahren verwehrt würde, feinen Beſitz einklagen, weil nur 
44 * 
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fein Vorfahrer für feine Perſon aus diefem Befige gefommen 
ift. Die Wahrheit diefer Behauptung wird durd die Erläute: 
rung des $. 1500 noch eine feftere Begründung erhalten. Wird 
die Klage in petitorio angeftrengt, fo muß der Kläger, nebft 
dem Auszuge aus dem öffentlichen Buche, woraus fich ergibt, 
daß das Servitutsrecht in demſelben erfcheinet, und fohin als 
dingliches Recht wirffam ift, auch die Urfunde beybringen, wor— 
in der Zitel zu diefer Servitut enthalten ift. 

3) Die negatorifche Klage kann gleichfall entweder in pos- 
sessorio oder in petitorio angebracht werden. Wird felbe in 
possessorio angebracht, fo. hat der Kläger in der Klage lediglich 
darzufhun, daß der Geklagte ein Servifutsrecht auszuüben be= 
gonnen habe, und daß die Sache, worauf die Servitut audges 
übt werden will, des Klägerd Eigenthum fey. Denn die Vers 
muthung fireitet immer für die Freyheit des Eigenthums, und 
es ift dann Sache des Geflagten, auszuweifen, daß er fih im 
Beige des Servitutsrechte befinde. Diefes Fann durch Bey: 
bringung eines Landtafel- oder Grundbuchsertracted, worin dies 
ſes Servitutsrecht eingetragen erfcheinet, oder dadurch gefchehen, 
daß der Geklagte erweifet, er ſey auf eine der in dem $. 313 
bejtimmten Arten in den Befiß diefed Nechtes gefommen; wel- 
cher Einwendung der Kläger wieder entgegenfegen kann, daß 
der Öeflagte auf eine im $. 351 bezeichnete Weife den Beſitz 
derfelben wieder verloren habe. Stellt der Kläger die petitoris 
ſche Klage an, welches gefchehen muß, wenn der Kläger den Befiß 
des Geklagten mit geficherterem Erfolge befämpfen will, fo hat er 
fi über die Frenheit feines Gigenthum3 auszuweiſen. Diefes kann 
dadurch gefchehen, wenn der Kläger die Urkunde, aus welcher dar: 
gethan wird, wie und auf was Weife er die Sache als Eigen: 
thum überfommen habe, und zugleich den Landtafel: oder Grund: 
buchsertract, aus dem fich ergibt, daß diefe Servitut auf dem 
Grundſtücke nicht hafte, benbringt. Hat der Kläger diefed ge= 
than, fo ift es dann Sache des Geklagten, audzumeifen, wie er in 
der Folge zu dem Gervitutörechte gelangt fen. Diele petitori= 
fye negative Klage Fann auch dadurch begründet werden, daß 
der Kläger erweifet, daß dad bisher wirklich beftandene Servi— 
futörecht durch Verjährung erlofchen fey. Uebrigens findet, wie 
bereitö Herr v. Zeiller bemerkt hat, diefe Klage auch gegen je— 
nen Statt, mweldyer die Gränzen feines wirklichen Servitutsreche 
tes überfchreitet. 

4) Bende Arten der Klagen können fowohl in Hinficht 
auf Grunddienſtbarkeiten, ald in Hinficht auf perfünliche Platz 
greifen. Bey den erftern muß der Kläger auch dad Gigenthum 
des Grunde ausweifen, für welches die Dienftbarfeit behauptet 
wird. Aus mehreren Miteigenthümern kommt die Entfcheidung, 
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weil ſowohl die Servituf, als die Freyheit untheilbar ift ($. 485), 
jedem Miteigenthümer wider den Gegner zu Statten ($. 844) '). 


ſ. 524. 


Erlöſchung der Dienſtbarkeiten. Im Allgemeinen. 


Die Servituten erlöſchen im Allgemeinen auf die— 
jenigen Arten, wodurch, nach dem dritten und 
vierten Hauptſtücke des dritten Theiles, Rechte 
und Verbindlichkeiten überhaupt aufgehoben 
werden. 

Die Erlöſchungsarten der Servituten ſind theils allgemeine, 
wodurch Rechte und Verbindlichkeiten insgemein, folglich auch 
Dienſtbarkeiten, aufgehoben werden, die nur den Servituten, 
oder diefen doch nur mit befonderen Miodiftcationen zukommen. 
Bon diefen wird in den nächftfolgenden SS. gehandelt. Auch 
können, wie Herr v. Zeiller bemerkt, Servituten vom Ötaate, 
gegen eine angemeffene Vergütung, aufgehoben werden, 


. 525. 


Befondere Anordnung bey beren Erlöfhung: a) durch dem Untergang 
des dienftbaren oder herrfchenden Grundes. 


Der Untergang des dienftbaren oder herrſchen— 
den Grundes ftellt zwar die Dienftbarkeit ein; 
jobald aber der Grund oder das Gebäude wies 

‚der in den vorigen Stand gefeßt ift, erhält die 
Servitut wieder ihre vorige Kraft, 

4) Grunddienftbarfeiten fegen, wie bereit3 J. 474 vorges 
kommen ijt, zwey Grundſtücke voraus, wovon dad eine dad herr— 
fchende, dad andere das dienſtbare Grundſtück genannt wird. 
Geht nun das herrichende Grundſtück zu Grunde, fo fallt auch 
die auf dem Grundſtücke haftende Lat der Verpflichtung weg, 
weil mit dem Hinwegfallen desfenigen, dem dad Recht anklebt, die 
Grfüllung der Verpflichtung zu fordern, eine folche nicht mehr 
gedenkfbar ift. Geht die dienftbare Sache zu Grunde, fo ift 
Niemand da, welcher die Verpflichtung auf ſich hat, und mit 
dem Hinwegfallen der Verbindlichkeit muß ganz natürlich auch 
dad derfelben entgegenftehende Necht aufhören. Daher wird mit 
dem Untergange des herrfchenden oder dienenden Grundſtückes die 
Dienftbarfeit eingeftellt, und fohin erlöfchen auch die für die Ver: 
vwilligung der Dienftbarkeit allenfalld verheigenen Gegenleiftungen. 


4) Siehe Zeiller's Commentar Ar, 7. 
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2) Der Verpflichtete ift, wie Here v. Zeiller bemerkt, außer 
dem Galle des durch fein Werfchulden erfolgten Unterganges, 
weder zur Herftelung der Sache, noch zu einer Schadloshal: 
tung verbunden. Wird aber das herrfchende oder dienftbare 
Gut mieder hergeftellt, fo lebt, mach gehobenen Hinderniffen, die 
Dienftbarfeit, weil fie nicht auf der Oberfläche, fondern auf dem 
ganzen Grunde und Boden haftet ($. 485), wieder auf, dafern 
fie nicht etwa aus dem öffentlichen Buche bereits gelöfcht wäre 
($$. 444 u. 445). Dabey dringt fich aber die Frage auf, ob 
der Gigenthümer des dienftbaren Grundes bey Untergang desfel: 
ben die Löſchung der Dienftbarfeit in dem dffentlichen Buche 
fordern köͤnne? — Eine Frage, welche verneinend beantwortet 
werden zu müſſen fcheinet, weil der gegenwärtige $. nicht fagt, 
daß durch den Untergang des Grunde die Dienjtbarfeit erlb— 
fhe, fondern nur, daß fie eingejftellt werde, wo doc) der 
folgende $. ausdruclich verfügt, daß durch die Vereinigung de3 
dienftbaren und herrſchenden Grundſtückes die Dienftbarfeit von 
ſelbſt aufhöre. Herr Hofrath v. Zeiller fagt in feinem Com: 
mentare, daß die Dienftbarkeit felbft dann wieder auflebe, wenn 
dad dienftbare Gut erft nach der gewöhnlichen Werfährungszeit 
wieder hergeftellt wird. Ich finde ed, des Zufammenhanges mit 
meinen bey der Lehre von der Verjährung entwicelt werdenden 
Srundfägen wegen, zweckmäßig, die Grörterung diefes Punctes 
der Erläuterung des $. 1478 vorzubehalten. 

3) Wenn aber die Sache nur zum Theile zerftört, oder 
wenn fie nur verändert wird, fo, daß die Dienftbarfeit in Rück— 
fiht der übrigen Theile, oder ungeachtet der veränderten Geftalt 
noch immer beftchen Fann, fo Eann fie auch als eingeftellt ange: 
ſehen werden '). 


b. 526. 
b) Durch Vereinigung. 


Wenn das Eigenthum des dienftbaren und des herr— 
fchenden Grundes in einer Perſon vereiniget 
wird, fo hört die Dienftbarkeit von felbit auf. 
Wird aber in der Folge einer diefer vereinigten 
Gründe wieder veräußert, ohne daß inzwifchen 
in den öffentlichen Büchern die Dienftbarkeit 
gelöfcht worden, fo iſt der neue Beſitzer des 
berrfchenden Srundes befugt, die Servituf aus: 
zuüben. 


4) Siehe Zeilfer’5 Kommentar Nr. 3 
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4) Es ift bereit bey Erläuterung des $. 472 Nr. 4 ges, 
fagt worden, daß eine Dienjtbarfeit nur am einer fremden Sa— 
he ausgeübt werden Fönne. Cine ganz natürliche Folge aus 
diefem Grundfage ift, dag durch die Vereinigung der dienjtbaren 
Sache und des herrfchenden Grundes in einer Perfon die Dienfts 
barkeit. erlöfchen müffe. Der gegenwärtige $. redet offenbar nur 
von Grunddienftbarfeiten, aber es kann Fein vernünftiger Zwei— 
fel obwalten, daß diefes auch von perfönlichen Servituten gelte, 
und daß, wenn 3. B. das Gigenthum des nußnießlichen Grun— 
ded dem Fruchtnießer durch Erbſchaft, Schenkung, Kauf u. f. w. 
zufällt, die Servitut der Fruchtniefung aufhören müſſe. Die 
Vereinigung oder Uebertragung eines ideellen Theils ändert 
an dem früheren Verhältniſſe nichts. Wird aber ein phyſiſcher 
Theil der dienjtbaren Sache an den Servifutsberechtigten ald 
Eigenthum übertragen, fo muß man zwifchen Grund: und pers 
fonlihen Dienftbarfeiten unterfcheiden. Iſt die Dienftbarkeit pers 
fönlich , fo erlifcht fie zwar in Bezug auf denjenigen Theil, der 
dem Servitutsberechtigten ald Eigenthum überlaffen wird, ganze 
lich; fie bleibt aber auf denjenigen Antheil, der noch in fremden 
Händen verbleibt, ganz, wie fie früher beftanden hat; it fie 
aber eine aus den in den $$. 475 — 477 aufgeführten Grund: 
dienjtbarfeiten, fo kömmt es darauf an, ob die Ausubung der 
Servitut auf einen beitimmten Theil beſchränkt it oder nicht. Iſt 
fie auf einen beftimmten Theil beſcheeßkt, und deifelbe iſt in dem 
vereinigten Grundſtücke enthalten, frserlifcht die Servitut fowohl 
in Unfehung des Theiles, der mit herrſchenden Grundſtücke 
vereiniget wird, als in Anſehung denigen, der in Händen des 
früheren Eigenthümers bleibt, und lehterer kann ſohin auch die 
Extabulation dieſer Dienſtbarkeit von ſeinem Antheile begehren. 
Im entgegengeſetzten Falle bleibt fie haftend ($. 485). 

2) So lange fich die dienftbare Sache als Eigenthum in 
den Händen des Servitutöberechtigten befindet, kann von Aus— 
übung eined Servitutörechtes Eeine Nede ſeyn; indejjen kann der 
Eigenthümer des herrfchenden Grundjtüces fchon gleich bey Er— 
werbung des Eigenthums der dienftbaren Sache die Abficht haben, 
legtere wieder zu veräußern, und ihm kann daher auch daran lies 
gen, daß die Servitut für diefen Fall erhalten werde. Er bat nun 
in diefem Falle nichts zu thun; denn fo lange in den öffentlichen 
Büchern die Löfchung nicht erfolgt, tritt die Servitut, wenn die 
dienftbare Sache veräußert wird, fogleich wieder in Wirkfamteit. 
Die Loöſchung ift aber Niemand berechtiget anzufuchen, als er 
felbft. Wird in der Folge dad dienjtbare Grundſtück veraugert, 
ohne daß in der Zwiſchenzeit die Löſchung der Cervitut aus 
dem Öffentlichen Buche erfolgt ift, fo folgt fhon aus dem $. 445, 
daß fich der neue Befiser die Servitut gefallen Taffen müſſe. 
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Wird dagegen das herrfchende Grundſtück veräußert, fo wäre 
es zum wenigften zweifelhaft, ob der neue Befiger befugt fey, 
die Servitut auszuüben, indem die Servitutdrechte in dem öf— 
fentlihen Buche bey dem herrfchenden Grundſtücke nicht einge: 
tragen zu werden pflegen, und man daher nicht fagen Fann, 
daß der neue Beſitzer des herrfchenden Grundes in feinem Ber: 
trauen auf die öffentlichen Bücher getäufcht würde, wenn ihm 
diefes Servitutörecht nicht zuerfannt werden follte. Der $. 442 
fagt zwar, daß derjenige, welcher dad Eigenthum einer Sache 
erwirbt, auch die damit verbundenen Nechte erlange; allein zur 
Zeit der Erwerbung war dad Servitutsrecht bereit durch Con— 
folidation erlofchen, und dem Weberträger ftanden nur Eigen— 
thumsrechte, aber Feine Servitutsrechte auf das früher dienjtbar 
gewefene Grundſtück zu. Es bedurfte daher der ausdrücklichen 
Anordnung des Geſetzes, warn dem neuen Befiger des herrfchen- 
den Grundſtückes das Befugniß der Ausübung der Servitut zu: 
fommen follte, wa5 nun durch die Vorfchrift des gegenwärtigen 
$. gefchehen ift. Der Gefeßgeber ging bey Erlaß diefer Anord— 
nung wahrfcheinlich von der Anficht aus, daß derjenige, welcher 
bi5 zur Veräußerung die Löfchung der Servitut in den öffent— 
lichen Büchern nicht erwirft hat, ftillfchweigend zu erfennen ge= 
be, daß er fich die Ausübung der Servitut gefallen laſſen wolle. 


0.527, 
Durch Zeitverlauf. 


"Hat das bloß zeitliche Necht desjenigen, der Die 
Servitut beftellt hat, oder die Zeit, auf welche 
fie beichränft worden ift, dem Servitutöinhaber 
aus Hffentlihen Büchern oder auf eine andere 
Art bekannt feyn Eönnen, fo hört nach Verlauf 
diefer Zeit die Servitut von felbit auf. 

1) Der Gefeßgeber geht hier von dem ©rundfaße aus, 
daß der Negel nac Niemand mehr Recht erwerben könne, als 
der Uebergeber auf ihn übertragen Eonnte oder wollte. Hat 
daher der Befteller einer Servitut felbft nur ein zeitliched Recht 
auf die dienftbare Sache, fo ift er nicht befugt, über diefe Zeit 
hinaus mit der Sache zu didponiren, und er Fann fomit Nies 
manden auch ein Servitutörecht einräumen, welches uber diefe 
Zeit hinaus in Wirkſamkeit bleiben follte. Diefes ift z. B. der 
Sal, wenn der Eigenthümer des dienftbaren Grundftücdes dasfel- 
be nach einer beftimmten Zeit Jemanden meiter uberfragen muß. 

2) Indeffen mug man bey Beurtheilung eines folchen Fal— 
les unterfcheiden, ob dem Servitutsinhaber die nothwendige oder 


[$. 528. ] 697 


milfführliche Beſchränkung des Verleihers befannt war oder nicht. 
War fie ihm befannt, fo hört die Servitut nad) Verlauf der 
Zeit ohne weiterd auf; behauptet er aber, daß ihm die Beſchrän— 
Eung nicht befannt war, jo fommt e5 darauf an, ob diefe Bes 
fchränfung in den öffentlihen Büchern erfichtli gemacht fey 
oder nicht. Iſt das erftere der Kall, fo leidet der Servitutsin— 
haber für feine Nachläffigkeit, dag er diefe Bücher nicht eingefe= 
ben hat. Indeſſen beichränft das Geleg, wie es die Worte des— 
felben ausdrücklich ausſprechen, die Hintanweifung der Entichul- 
digung der Unmiffenheit, in Beziehung auf den factifhen Um— 
ftand, daß das Servitutsrecht nur als ein zeitliche verlie= 
hen werden Fonnte, nicht darauf, daß Diele Beſchränkung in 
den öffentlichen Büchern eingetragen erfcheine, fondern verfügt, 
daß, wenn dem Servitutäinhaber diefer Umjtand auhb auf 
andere Art befannt fenn EFonnte, die Servitut mit dem Ver: 
laufe der Zeit erlöfhe. Es muß aber diele Unmmiffenheit doc 
immer eine folche ſeyn, welche dem Servitutsinhaber nach recht= 
lihen Srundfägen imputirt werden kann. Uebrigens gilt, wie 
Herr Hofrath v. Zeiller bereit5 bemerfte, dasjenige, was hier vom 
Zeitlaufe gefagt wird, auch von einer auflöfenden Bedingung. 


0. 528. 

Eine Servitut, welche Semanden bis zur Zeit, da 
ein Dritter ein bejtimmtes Alter erreicht, verlie- 
hen wird, erlifcht exit zu der beſtimmten Zeit, ob— 
jhon der Dritte vor diefem Alter verftorben tft. 


Diefe Vorfchrift ift aud dem franzöfifhen Geſetzbuche (art. 
620) zur Befeitigung des Zweifels hieher aufgenommen worden, 
der 3. DB. in dem Falle entjtehen Eönnte, wenn der Witwe das 
Wohnungsrecht oder die Sruchtniegung eines Gebäudes bis zur 
Großfährigkeit ihres Sohnes vermaht worden. wäre, und der 
Sohn vor Erreichung derfelben verftorben ift. Der Grund der: 
felben fcheint zu feyn, weil derjenige, der eine Servitut auf 
diefe Art verleiht, die Anzahl der Jahre vor Augen hat, die 
bis zur Erreichung de3 beftimmten Alters verfließen, und fohin 
auch dabey die Abficht hegt, daß der Servitutsinhaber fein 
Recht durch diefen Zeitraum ausüben folle. Die gegenwärtige 
Vorfchrift fest aber voraus, daß die Servitut zur Zeit, da ein 
Dritter das beftimmte Alter erreicht, entweder gänzlich erlifcht , 
oder an einen Anderen, als diefen Dritten, übergeht. Iſt die 
Dispofition auf eine Urt abgefaßt, daß die Servitut diefem Dritten 
bey Erreichung des beftimmten Alterd übertragen werden foll, 
fo iſt hier eine auflöfende Bedingung gelegt; ftirbt nun diefer 
vor Erreichung des bejtimmten Alters, fo füllt dann die auflö: 
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fende Bedingung weg, und die bedingte Servitutsverleihung 
geht dann in eine unbedingfe über. 


. 529, 


Erlöfhung der perfdnlichen Servituten insbefondere. 


Perſönliche Servituten hören mit dem Tode auf, 
erden fie ausdrücklich auf die Erben ausge— 
dehnt, fo find im Zweifel nur die erften gefeb- 
lihen Erben darunter verftanden. Das einer 
Familie verliehene Recht aber gebt auf alle 
Mitglieder derſelben über, Die von einer Ge- 
meinde oder einer anderen moralifchen Perfon 
erworbene perfünliche Servitut dauert nur fo 
lange, als die moralifche Derfon beiteht, 


1) Diefe Erlöfhungdart der perfonlichen Servituten ift 
nac) der Bemerfung des Herrn Hofrathes v. Zeiler, theild aus 
der aewöhnlichen Abficht des Beſtellers, theild aus der politifchen 
Urfache, dag die mit einer folchen Laſt behafteten Grundftüde ſel— 
ten gefchont und zweckmäßig cultivirt werden, eine natürliche 
Eigenfchaft derfelben, dergeftalt, daß das Recht felbft dann, 
wenn die beftimmte Zeit (F. 527) noch nicht verftrichen ift, auf 
die Erben nicht übergeht; aber fie ift Feine wefentliche, von dem 
Gefege gebothene Beltimmung, und kann daher durch den Wil: 
len des DBeftellerd eine Abänderung erleiden. 

2) Es wird jedoch immer im Zweifel die geringfte Abwei— 
chung von diefer natürlicher Gigenfchaft einer perfönlichen Ser: 
vitut vermyfhet. Daher werden, wenn der DBefteller einer fol 
chen auch wer Erben des Servitutsberechtigten ausdrudlich er: 
wähnt kat, ohne diefelben jedoch näher zu bezeichnen, nach ge= 
genwärtiger Vorſchrift nur die erften gefeglichen- ($. 727 
nicht auch die tejtamentarifchen) Erben des Berechtigten verftans 
den. Hier können fich nun mehrere zweifelhafte Fälle ergeben. 
Nehmen wir an, ed fey von dem Erblaffer A dem B die Ser— 
vitut der Fruchtnießung mit dem ausdrücklichen Beyſatze legirt 
worden, daß felbe auch auf deffen Erben übergehen ſolle; nun 
feße B, mit Uebergehung feiner Gefchwifterten, ald vom Geſetze 
berufene Grben, den C zum Univerfalerben der Verlaffenfchaft 
ein. — Daß dem C dad Recht der Sruchtnießung nicht zukom— 
men werde, unterliegt nach dem ausdrüclichen Inhalte des ges 
genwärtigen $., keinem Zweifel. Allein ich glaube, daß im vor: 
Liegenden Falle auch die Gefchwifterte darauf Feinen Anſpruch 
haben; denn fie waren, für den Fall, als der Erblaffer nicht 
ausdrücklich einen Anderen zum Erben eingefegt hätte, von dem 


[9. 529. 699 


Sefege zur Erbſchaft berufen; fie find aber eben durch die aus— 
drückliche Verfügung des Erblaſſers von der Erbfchaft ſtillſchwei— 
gend ausgefchloffen, weil er über fein ganzes Vermögen verfügt 
hat, daher hier von einer gefeglichen Erbfolge Feine Rede feyn 
Fann ($. 727). Durch die Unordnung des Verleiherd der Ser: 
vitut wird es dem Servitutsinhaber lediglich möglich gemacht, 
dad von ihm genoffene Servitutsrecht. auch durch Ueberlaffung 
der Erbfchaft auf diefenigen zu übertragen, welche von dem Ge— 
fege zur Grbfchaft berufen find; aber es folgt aus der urfprüng: 
Yichen Verleihung nicht, daß die vom Gelege berufenen Erben 
auch ohne Erbfchaftsantretung in den Genuß des Servitutsrech— 
te5 eintreten. — Hat aber im vorliegenden Falle der Erblaffer 
das Recht der Fruchtnießung feinen Gefchwifterten ausdrücklich 
legiret, fo werden fie allerdings in den Genuß einzutreten haben; 
denn dadurch, daß der Befteller der Servitut felbe auch auf die 
Erben ausdehnet, gibt er dem unmittelbaren Servitutsinhaber 
offenbar die Bewilligung, die Sruchtnießung an diejenigen zu 
übertragen, welche von dem Gefege ald Erben berufen find, 
und ed fcheint hier gleichgültig, ob er von diefem Befugniffe 
durch ausdrückliche oder ftillichweigende Weberlaffung der Erb: 
fehaft an diefelben, oder durd) Hinterlaffung eines befonderen 
Dermächtniffes Gebrauch mache. Was wäre aber in dem Falle 
Nechtens, wenn der Servitutdinhaber feine gefeslihen Erben 
nur zu einem Theile der Verlaffenfchaft beruft, und in Anfehung 
des anderen Theiles eine fremde Perfon zum Erben einjegt? — 
3. 3. der Erblafjer B hätte im vorliegenden Falle den Sempro— 
nius zur einen Halfte der Berlaffenichaft, und zur anderen feine Ge: 
ſchwiſterte ald Erben eingefegt, oder legtere Hälfte denfelben ftill- 
fhweigend dadurch uberlaffen, daß er nur über die andere Hälfte 
ausdrücklich disponirte. Ich glaube, daß im erfteren Falle die 
gefeglichen Erben das Recht der Sruchtniegung erwerben, daß felbes 
aber zu einem beftimmmten Preife angefchlagen, und die Hälfte 
diefed Preifes dem Sempronius vergütet werden müſſe. Denn da 
hier wirklich Perfonen fuccediren, an welche dad Necht der Frucht: 
niegung übertragen werden kann, fo ift dasfelbe Fein Necht mehr, 
welches bloß in perfönlichen Verhaltniffen gegründet ift, und fo: 
hin macht diefed Necht, nach $.531, einen wirklichen Theil der Wer: 
laffenfchaft aus; nur ift Sempronius von einer Naturaltheilung 
ausgefchloffen. Da aber der Erblaffer will, daß feine Verlaf: 
fenfchaft zur Hälfte dem Sempronius, und zur Hälfte feinen 
Geſchwiſterten zufallen foll, fo wird diefem Testen Willen da— 
durch am vollfommenften entfprochen, wenn die leßteren verbal: 
ten werden, dem Sempronius die Hälfte des Merthed, den die 
Servitut auf ihre perfönlichen Verhältniffe hat, zu verglten. 
Dad die Servitut der Fruchtnießung insbefondere anbelangt , 
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fo Fann die Ausübung derfelben (micht aber dad Recht felbft) 
zwifchen den Gefchwifterten und dem Sempronius auch ſelbſt in 
Natur getheilt werden; mit dem Tode der erfteren geht aber 
auch für die legteren diefe Ausübung verloren. Am letzteren 
Falle dagegen werden die gefeglichen Erben ausſchließend das 
©erviftutörecht an fich bringen, ohne dem Sempronius zu einem 
Erſatze verpflichtet zu feyn. Denn indem der Erblaffer die Hälfte 
der Verlaffenfchaft an den Sempronius überträgt, ohne über 
die andere Hälfte ausdrücklich zu verfügen, Eann er unter Ber: 
Taffenichaft nur den Inbegriff jener Nechte und VBerbindlichkeiten 
verftehen, welche an ihn, Sempronius, übertragen werden kön— 
nen; Sempronius Fann daher auch auf nichtd Mehreres Anſpruch 
machen. Die Berwandten aber, welche in Folge der Anord— 
nung des Geſetzes die Erbfchaft in Befig nehmen, treten in alle 
jene Rechte und Verbindlichkeiten des Grblafferd ein, worüber 
diefee nicht ausdrücklich disponirt hat, und melde, ver: 
möge der Vorfchrift der Gefege, an fie übergehen können; fohin 
erlangen fie, nebft der anderen Hälfte der Verlaffenfchaft, auch 
diefed Necht der Fruchtnießung. 

4) Unter den Mitgliedern der Familie, welche der ge= 
genwärtige $. erwähnt, werden nur die zur Zeit des verliehes 
nen ©ervitutörechtes lebenden Glieder der Samilie, keineswegs 
aber aud) die noch nach der Hand geboren werdenden verftans 
den. Denn daß jede Ausdehnung einer perfönlichen Servitut, 
fo viel als die Worte zulaffen, befchranft ausgelegt werden muffe, 
gehet aud dem geiftigen Sinne dieſes $. ganz zweifellos hervor. 
Hätte ſich aber der DBefteller erklärt, daß die Fruchtniegung nad) 
einer beftimmten Ordnung auf ale Nachfolger bis ins Unendli— 
che übergehen folle, fo wird diefe Unordnung niemahls über den 
zweyten Grad hinaus beftehen können ($. 612), weil dadurch 
eine fideicommifforifhe Subftitution gegründet würde: die fich, 
in Unfehung unbeweglicher Sachen, nur auf den erften Grad, 
in Rückſicht auf Geldfummen und andere unbewegliche Sachen 
aber bis auf den zweyten Grad erftredet '). 

5) Eine von einer moralifchen Perfon rechtmäßig erworbe— 
ne yperfönliche Servitut dauert fo lange, ald nocy Mitglieder, 
welche diefe moralifche Perfon fortfegen, vorhanden find. 
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Unanmwendbarfeit auf beftändige Renten. 


Beftändige jährliche Nenten find Feine perfünliche 
Serpitut, und können alfo ihrer Natur nach 
auf alle Nachfolger übertragen werden, 


4) Siehe den Commentar des Herren Profeffors Schufter ©. 155 — 132. 
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4) Unter Renten verfteht man Ginfünfte, hauptfächlich 
von Grundjtücken oder Capitalien. — Es kann, wie Herr Hof— 
rath von Zeiler bemerkt, der ganze Ertrag, oder nur ein Theil 
davon zur Nente angemwiefen werden, und der Empfänger ijt 
nicht berechtiget, den Ertrag oder die Früchte felbit zu beziehen, 
und eben in diefer leßteren Rückſicht unterfcheidet fi) das Recht, 
eine Rente zu empfangen, von den perfönlichen Dienftbarkfeiten 
des Gebrauches und der Fruchtnießung ($. 504), indem das er: 
ftere eine Prliht der pofitiven Leiftung, legtere aber nur eine 
Pflicht zur Duldung begründet. Solche Renten gehen daher 
mit dem Tode des Berechtigten nicht verloren, fondern gehen der 
Regel nach auch auf die Erben des Berechtigten über, ohne Un: 
terfchied, ob ſelbe geleglihe, Teſtaments- oder Vertrags = Gr- 
ben find. 

2) Indeffen Fann, wie v. Zeiller weiters bemerft, aus dem 
Vertrage oder legten Willen, und aus dem Umfange des bewil- 
ligten Rechtes, ftillichweigend ($. 863) die Willensaußerung des 
Beſtellers gedachter Renten hervorgehen, daß dem Empfänger 
ein bloß perfönliches, auf die Erben nicht übertragbares Recht zu: 
fommen folle, wie wenn 3. B. Jemanden eine Rente nah Maß 
feined Bedurfniffes, oder alle Einkünfte eines Gutes zur Rente 
beftellt werden, weil im erſten Kalle das Necht auf die perfon= 
lichen Bedürfniffe deöjenigen, dem die Rente verliehen wird, 
eingefchränft ift, und die bloß auf die Perfon des Berechtigten 
eingefchränkte Rentenabgabe ganz natürlich mit dem Tode der 
Perfon enden muß, da fie von diefer Zeit an Feine Bedurfniffe 
mehr hat, und im zweyten Falle die Proprietät ganz wirfungslos 
gemacht würde; welche Willensmeinung des Eigenthümers we: 
nigftens nicht ohne ausdrückliche Erklärung vorausgefegt werden 
Eann. In beyden Fällen würden alfo felbjt durch den Ausdruf 
„Erben”, nur die gefeglichen nächften Erben zu verftehen feyn. 
Werden aber, wie der $. vorausfegt, beftändige jährliche Ren— 
ten ausdrüdlich verwilliget, fo ift dad Necht auf den Bezug dieſer 
Renten auch auf die Erben des Berechtigten übertragbar. Wür: 
den folche beſtändige jährliche Renten den Ertrag ded Grunde 
ftüdes oder Capitald, von dem fie abgeliefert werden follen, 
gleich Fommen, oder nah Umftänden gar überfteigen, fo wür— 
de fih der Werpflichtete von diefer Laft nur durch die Abs 
tretung der Sache an denjenigen, der die Nenten zu beziehen 
dad Recht hat, befreyen Fünnen (vergl. F. 650). 
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1.8. ©. 111. 
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..fo hat er 


» Febr. 1805. 


ſolchen 

88. 331 — 333 
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15. Suly 1811. 
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‚\indag&invernehmen zu ſetzen einzuvernehmen 
nicht unübertragbare 
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.|3eit die Servitut 
‚|gleich gehaltene Rechte 
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